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Mit dem Abfchluffe des erften Bandes der „öflerreihifchen 
Berwaltungs⸗Geſetzkunde“ erlaubt fich die gefertigte Verlagshandlung, 
durch nachfolgende Weberficht feines Inhaltes auf die Neichhaltigkeit des 
darin behandelten Stoffes hinzumeifen. 

Die Darftellung beginnt mit einer ausführlichen Entwidlung des 
Drganigmud der Öfterreihifhen Staatsverwaltung, 
unter vollftändiger Aufzählung der verfchiedenen Derwaltungsbehörden, 
jammt den nöthigen Andeutungen über die gegenfeitige Abgrenzung ihres 
Wirkungdfreifed und die Ueber- und Unterordnung der einzelnen Organe. 
Hieran reiht fih die Lehre vom Staatsdienfte,-und zwar nad 
den vier Abtheilungen: Bon der Anftellung im Staatödienfte, wobei 
das gefammte Staats-Prüfungsweſen umftändlic erörtert wird, dann 
von den Pflichten und Rechten der Staatödiener, von der Auflöfung 
des Staatödienft » Verhältniffes und von der Verſorgung der Staats— 
diener und ihrer Familien, oder dem f. g. Eivil-Benfiond- und Pro: 
Mfions-Wefen. Weiters folgt die Darftellung derjenigen Normen, welche 
die Anfrechthaltung. und Herftellung der Sicherheit, der öffentlichen 
Ordnung und Ruhe zum Gegenftande haben. Hier werden zu— 
vöderſt, ald allgemeine Aufgaben der politifchen Behörden, die Kund- 
madung der Gefege und die Gvidenzhaltung der PVerhältniffe der Be- 
völfrung näher entwicelt, wobei als die vorzüglichften Mittel zur 
Erlagung der dießfall® erforderlichen Kenntniffe das Conſcriptionsweſen, 
die führung der Civilſtands-Regiſter (der Geburte-, Trauungs- und 
Stere-Matrifen) , dad Meldungswefen, das Fremdenweſen und das 
Paßrſen die entfprechende Erörterung finden. Sohin zerfällt die ganze 
Darfllung in zwei Hauptparthien, nämlich in die Sorge für die Auf: 
rechtlltung der öffentlihen Sicherheit und inneren Ruhe, und 
in je für die Sicherheit der einzelnen Staatöbürger. Die erfte 


— vv — 


Adtheilung behandelt vorzugsweife: die Weberwachung der Preſſe und 
der theatralifchen Vorftellungen; die Aufficht über politifche und nicht- 
politifche Vereine; die Maßregeln gegen Ausſpäher und unbefugte Wer: 
ber, gegen Deferteurd und entwichene Kriegdgefangene,; die Beauffich- 
tigung der Militär-Beurlaubten, der verabſchiedeten Militärperfonen und 
der entlaffenen Sträflinge; das Streifungdwefen und dad Schubwefen. 
Die zweite Abtheilung gliedert fich in die Sorge für den Schub 
des Lebens, der Gefundheit und der Förperlichen Integrität der Staats- 
„bürger, dann der Freiheit, der Ehre und des Eigenthums. Hier kommen 
unter Anderem zur Behandlung: die Vorfichten bei dem Berfehre mit 
Giftſtoffen, bei der Erzeugung von Phosphor - Zündhölzchen, bei der 
Gaserzeugung, der Verwendung von Dampfkefieln aller Art; das Eifen- 
bahn-Polizeigefeß, die Schifffahrtspolizei, die Straßenpoligei, die Bau: 
polizei und die Mapregeln zur Berhütung der Wuthkrankheit; ferner 
die Beftimmungen über den Sclavenhandel; die Betrugspolizei in ihren 
verfchiedenen Abtheilungen, insbefondere den Maßregeln zur Verhütung 
betrügerifcher Eriven, dem Punzirungsweſen, dem Zimenfirungdivelen 
und den Dorfchriften bei öffentlichen Verfteigerungen; dann die Maß- 
regeln zum Schube des geiftigen Eigenthums; die Feuerpolizei; Die 
Mapregeln gegen Ueberſchwemmungen und gegen Viehjenchen. 


Der zweite Band, deſſen einzelne Hefte im eben jo taſchet 


Aufeinanderfolge erſcheinen werden, iſt der Darſtellung jener Vorfchriften 
gewidmet, welche die Förderung des phyſiſchen, fo wie des get 
ftigen Wohles der Staatsbürger und bie Sorge für das Ber 
mögen derfelben im Auge haben. Er wird als eingelne Partien 
die f. g. Sanitätöpolizei, die Wohlfeilheitspoligei, das Armenweſen, 
die Gefeßgebung im landwirthſchaftliche Sache, das Gewerbömefen x. ſ. w. 
umfaffen. 

In einem Anhange wird der Herr Verfaffer alte jene Berichtizun— 
gen und Nahträge liefern, weldye während der Drudlegung des 


Werkes nöthig geworden fein dürften; endlich wird ein ausführiches 


alphabetiſches Sachregiſter das Ganze beſchließen. 
Wien, 22. December 1851. 
Verlagsbuchhandlung 
von a 


xr. Manz. 
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Einleitung. 


8. 1. 
Eintheilung der Staatsgewall. 


Die Stantsgewalt muß -fih in verfchiedenen Richtungen thätig 
zeigen, um den Zweck ded Staates zu erreichen. Diefe Richtungen geben 
gewöhnlich den Eintheilungsgrund ab, nach welchem die Stantsrechtsleh- 
- rer eine gefeßgebende, eine richterliche und eine vollziehende 
Gewalt im Staate unterſcheiden *). 

Diefe Eintheilung Tiegt auch der öfterreichifchen Reichöverfaifung zum 
Grunde, melde im VIL (VII. und IX.) Abſchnitte von der geſetz ge— 
benden Gewalt, im X. Abfchnitte von der vollziehenden Gewalt und 
im XI. Abfchnitte von der rihterlichen Gewalt handelt. 


082% 

Gefeßgebende Gewalt. 
Die gefeßgebende Gewalt wird (nach 8. 37 ver R. V.) in Bezie- 
hung auf die Reihsangelegenheiten von dem Kaifer im Bereine 


mit dem Reichstage, in Anſehung der Landesangelegenheiten von dem 
Kaiſer im Vereine mit den Landtagen ausgeübt. 





+) "Hierin herrſcht allerdings Feine Uebereinftimmung der Anfichten, indem von 
verfhiedenen Autoren bald mehr bald weniger Gewalten angenommen werden, 
und wieder von Andern jede Eintheilung der Staatsgewalt ald unzuläßig verworfen 
wird. Es ift hier nicht der Ort dazu, näher in diefe Streitfrage einzugehen. 


Stubenrauch, Verwalt.⸗Geſetzk. I. 1 


BE, 


Wenn der Reichstag oder der Landtag nicht verfammelt ift, und 
dringende, in den Gefeben nicht vorgefehene Mapregeln mit Gefahr auf 
dem Berzuge für das Neich oder für ein Kronland erforderlich find, fo 
“ ift der Kaifer (nah 8. 87 der R. DB.) berechtigt, die nöthigen Verfü- 
gungen, unter Berantwortlichleit des Minifteriums, mit proviforifcher 
Geſetzeskraft zu treffen, jedoch mit der Verpflichtung, darüber dem Reiche- 
oder beziehungdweife Landtage die Gründe und Erfolge darzulegen. 
(Bol. auch die Verfaffungen der einzelnen Kronländer.) 

Meberhaupt werden gegenwärtig, in fo lange die verfaffungdmäßigen 
Drgane nicht einberufen werden können, alle nöthigen Verfügungen (nah 
$. 120 der R. DB.) im VBerordnungswege erlaffen. 


: 8. 3. 
Richterliche Gewalt. 


Die richterlihe Gewalt wird felbftftändig von den Gerichten 
geübt (8. 99 der R. B.). 


Rechtöpflege» und Verwaltung follen geryenm! und von einander 
unabhängig geftellt werden ($. 102 ebd.). 


Diefe Trennung wurde in Defterreih ſchon unter der Kaiferin 
Maria Therefia angebahnt, indem fie den mit Vdg. v. 24. Yuli 1753 in 
Niederdfterreich errichteten 4 Kreishauptleuten alle diejenigen Angelegenheiten 
zuwies, „welche zu dem publico und politico oder zu dem Polizeiweſen 
gehören,“ und ihnen ausdrüdlich befahl, „ih von allen Judicialfa- 
hen zu enthalten.“ Ebenfo wurde fpäter, im Jahre 1762, zur Beforgung 
der inneren Derwaltungs-Angelegenheiten in höchſter Inſtanz die böhmifch- 
öfterreichifche Hofkanzlei errichtet, welche zwar mit Pat. v. 20. Novem- 
ber 1797 einen audgedehnteren, auch die Juftizgefchäfte umfaffenden Wir: 
kungskreis erhielt, duch Hfkzld. v. 26. Auguft 1802, Nr. 573 der Juſt. 
Gef. Sammlg. aber neuerdings ihrer urfprünglichen Beftimmung zurüd- 
gegeben wurde. 


Unter Kaifer Joſef II. fand die mehr erwähnte Trennung auch bei 
den Mittelbehörden ftatt, indem zur Beforgung der Berwaltungs- 
Angelegenheiten die politifchen Länderftellen, zur Beforgung der 
Suftiggefehäfte aber die Appellations- und Criminal-Obergerichte 
aufgeftellt wurden. Die neuen Organifirungd- Borfchriften haben endlich 
die gedachte Sonderung auch bei den untern Inftanzen durchgeführt. 
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Allen Behörden wurde wiederholt und auf das ftrengfte zur Pflicht 
gemacht, fich jeder Bermengung der Juſtiz- mit den politifchen 
Angelegenheiten zu enthalten; und es wurde der Grundfaß ausge⸗ 
fprochen, daß in Privat - Zuftizfahen feine andere Erledigung als 
durch die Gerichtsbehörden Statt finden könne, und jede auf welch’ 
immer anderem Wege erhaltene Erfenntniß für erfchlihen zu halten fei 
(Hfd. v. 8. Jänner 1795, Nr. 212 der J. ©. ©.), daß aber im Gegen- 
theile auch ein, über einen offenbar nicht zum Rechtswege geeigneten Ge- 
genitand gefchöpfte® Urtheil niemald in Rechtskraft erwachlen Tönne 
(Hfd. v. 28. October 1815, Nr. 1187 der J. ©. ©.). 

Ba obwaltenden Anftänden hatten fih früher die Apellations- 
gerichte mit den Länderftellen in’d Einvernehmen zu feßen, und nur wenn 
ſich beide Stellen nicht vereinigen Tonnten, war die Entfcheidung der hö— 
heren Behörden einzuholen. (Hfd. v. 8. October 1748, Nr .349; Hfd. v. 
5. October 1816, Nr. 1285 u. Hfd. v. 23. Juni 1820, Nr. 1669 der 
3.66) | 

Gegenwärtig verfügt der $. 102 der R. V.: „Ueber Competenz- 
Conflicte zwifchen den Verwaltungs und Gerichtöbehörden enſſcheidet die 
durch das Gefeb zu beitimmende Behörde.” — 8.35 der Grundzüge der 
neuen Gerichtöverfaffung beftimmt: „Bis zur Crlaffung neuer Gefebe 
find Competenz - Confliete zwifchen Berwaltungd- und Gerichtöbehörden 
durch den oberiten Gerichtshof in einem gemifchten Senate nach Ein- 
vernehmung des Generalprocuratord zu entfcheiden;“ und der $. 7 des 
Pat. v. 8. Auguft 1850 über die Organifation des oberften Gerichte- 
und Gaffationshofes in Wien (Nr. 325 des Neichögefegblattes) enthält 
die Verfügung: „Ueber Competenz-Conflicte zwifchen Gerichte und Ver⸗ 
waltungsbehörden entjcheidet der oberſte Gerichtd- und Caſſationshof in 
einem gemifchten Senate, deffen Zufammenfegung durch befondere Vor— 
ſchriften geregelt werden wird.“ 


8. 4. 
Doflziehende Gewalt. 
Die vollziehende Gewalt im ganzen Reihe und in allen Kronlän- 
dern ift Eine und untheilbar. Sie fteht ausfchliegend dem Kaifer zu, der 
fie durch verantwortliche Minifter und die denſelben untergeordneten 


Beamten und ‚Beftellten ausübt ($. 84 der R. DB.) Die Bollzichung und 
Handhabung der Landesgefebe, fo wie die Ausführung der von den 
1 * 


En 


Landtagdausfchüffen innerhalb ihres verfaffungsmäßigen Wirkungskreiſes 
erlaffenen Entfcheidungen-fteht der vollziehenden Gewalt zu ($. 86. ebd.). 


8. 5. 
Eintheilung der Verwaltung. 


Die Verwaltung bezieht ſich theils auf die äußeren Verhältniſſe, 
theils auf die inneren Angelegenheiten des Staates. Bei letzteren muß 
wieder die politiſche (und Polizei-) Verwaltung, die Finanz 
verwaltung (jammt der — —— und die Militärver— 
une unterfchieden werden. 


8. 6. 
Gegenftand diefes Werkes. 


Nur die Darftellung der politifchen (und Polizei») Verwaltung, 
die häufig auch mit dem Namen der inneren Verwaltung im engeren 
Sinne bezeichnet wird, bildet den Gegenftand diefed Werkes, während die 
Entwidlung der für die Finanz und für die Militärverwaltung beftehen- 
den Vorſchriften anderweitigen Darftellungen überlaffen bleiben muß. 


8. 7. 
Geſetzesquellen. 


Wir beſitzen feinen umfaſſenden politiſchen Codexr (wie z.B. dad 
allgemeine bürgerliche Geſetzbuch oder das Strafgefeßbuch), welcher ein 
Syſtem der beftehenden Berwaltungsnormen enthielte. Unter dem 2. März 
1808 wurde zwar eine eigene Hofcommiffion in pohtifchen Geſetzſachen 
aus Räthen der politifchen und Gameralhofitellen, einem Referenten und 
zwei Juſtizräthen zufammengefest, und ihr die Redaction eines fyjtemati- 
hen politifhen Gefeßbuches aus den vorhandenen Vorfehriften in jedem 
Zweige der öffentlichen Verwaltung anvertraut; allein man gerieth hier- 
bei auf umüberfteigliche Schwierigkeiten, welche im Jahre 1818 die Auf 
löfung jener Commiffion zur Folge hatten. Die Quellen diefed Zwei— 
ge8 der Verwaltungs » Gefehkunde find daher nur einzelne Patente, 
Hofdecrete und anderweitige Borfehriften, die in fehr großer Anzahl 
vorhanden find, und deren Kenntniß nur aus den verſchiedenen Geſetz— 
ſammlungen geſchöpft werden kann. 














8. 8. 
Sammlungen der pofitifchen Geſetze. 


Die Sammlungen der politifchen Geſetze find theils authentifche, 
theild Privat-Gefepfammlungen. 


A. Authentifche Geſetzſammlungen. 


Bereits im Sabre 1637 wurden fummarifche Ertracte aus den er: 
fchienenen Generalien, Patenten und Mandaten in chronologifcher Ord⸗ 
nung in den Drud gelegt, und damit bis zum Jahre 1714 fortgefahren. 
Nach einer 26jährigen Unterbrechung erfchienen diefe Exrtracte neuerdingd 
in halbjährigen Lieferungen bi zum Jahre 1783. Dur Hfd. v. 11. März 
. 1784 wurde die Herausgabe jener Auszüge in vierteljährigen Abtheilun- 
gen anbefohlen, und durch Hfkzld. v. 6. Febr. 1806, 3. 724 wiederholt 
eingefhärft. Mit diefer Herausgabe wurde bid zum Jahre 1818 fortge- 
fahren, wo die (fpäter umftändlicher zu berührenden) Provinzial = Gefeb- 
fammlungen ihren Anfang nahmen. 

Im Fahre 1790 wurde unter der Regierung Kaifer Zeopold II. der 
Hoffanzlei aufgetragen, eine vollftändige Sammlung aller politifchen 
Geſetze und Verordnungen zu veranitalten und herauszugeben, um 
das Publicum und die Staatsbeamten vor Irrthümern ficher zu ftellen 
(Bdg. v. 6. Mai 1791.). 

- Sie erfchien unter dem Titel: 

Politifche Gefebe und Berordnungen Kaifer Leopold II. für die deutfchen, 
böhmifchen und, galizifhen Erbländer. Wien, 1793. 4 Bde. 8. 

Die Fortſetzung führt den Titel: 

Se. Majeftät Franz IT. politifche Gefete und Verordnungen für ſämmt— 
liche Provinzen des öſterr. Kaiferftaates mit Ausnahme von Un— 
garn und Siebenbürgen, auf a. b. Befehl und unter der Aufficht 
der höchften Hofitellen herausgegeben. Wien, in der E. k. Hof und 
Staatd-Nerarial-Druderei. 1792—1836. 62 Bde. 8. 

In gleicher Weife wurde diefe Geſetzſammlung auch unter der Re- 
gierung Kaifer Ferdinand J. fortgeführt; fie reicht bid zum Jahre 1847 
und umfaßt im Ganzen 75 Bde. 

Es find in diefelbe nur jene Gefeße und Anordnungen aufgenoms 
men, welche der Hoflanzlei von Sr. Majeftät zulamen, oder von ihr 
felbit erlaffen wurden. 
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Die NRäthe der Hofftellen, fo wie der Länderftellen, dann die Kreis— 
ämter und die Regiftraturen erhielten diefe Sammlung auf Koften des 
Aerars (Ddg. v. 11. Juni u. 21. Juli 1791.),. den Ortsobrigfeiten 
und Magiftraten wurde fie.aber zur Anfchaffung anempfohlen (Vdg. v. 
6. Mai 1791.) 

Zur leichteren Benützung diefer umfangreichen Gefeßfammlung dient 
das fpäter (S. 9) anzuführende Werk von Hempel-Kürfinger. 

Um auch jene Anordnungen, deren Wirkfamfeit fih nur auf eine 
oder die andere Provinz erjtredt, im Gedächtniffe zu erhalten, wurde im 
Jahre 1818 die Anlegung von Provinzial: Gefesfammlungen 
angeordnet (Hfkzld. v. 4. Auguft 1818, 3. 12920.), in welche alle Ber: 
ordnungen, die von den Länderftellen aus eigener Machtvolllommenheit 
erlaffen, oder die ihnen von den Hofftellen zur Einfchaltung zugewiefen 
wurden, aufzunehmen waren (Hffzld. v. 12. April 1821, 3. 10061.). 

Zu diefem Behufe hatte jeder Referent der Landesſtelle, fo oft der 
Fall einer zur Kundmachung geeigneten Verordnung in feinem Departe: 
ment fich ergab, auf dem Actenſtücke gleich die Bemerkung beizufügen, 
daß diefe Verordnung der Provinzial - Gefeßfamminng einzuverleiben fei 
Der Erpedits- oder Negiftraturd-Director hatte fodann eine Abfchrift da- 
von zu nehmen, diefe Abfchriften monatlich oder vierteljährig zu fammeln 
und demjenigen Beamten zu übergeben, welcher mit der Zufammenftellung 
und Reviſion der Provinzial-Gefeßfammlung beauftragt war. 

Die gefeglichen Anordnungen find in den Provinzial-Gefekfammlun- 
gen nach ihrer Zeitfolge jahrmweife gereiht, und am Anfange mit einem 
hronologifchen, am Ende aber mit einem alphabetifchen Sadregifter ver: 
fehen (Hfkzld. v. 17. Juli 1818, 3. 12920.). 

Solcher Provinzial-Gefekfammlungen beftehen folgende: 
Sammlung der Gefebe für das Erzherzogthum Defterreich unter der 

Ennd. Wien, aus der k. k. Hof- und ea Aerarial - Druckerei. 

1821—1845. 27 Bde. 8. 

Sammlung der politifchen Geſetze und Verordnungen für das Erzherzog⸗ 
thum Defterreih ob der Ennd und das Herzogthum Salz 
burg. Herauögegeben auf a. bh: Befehl unter der Aufficht der 
k. k. 0b der Enns'ſchen Landesregierung. Linz, 1819 — 1847. 
29 Bde. 8. 

Provinzial - Geſetzſammlung für das Herzogthum Senatt Her⸗ 
ausgegeben auf a. h. Befehl unter der Aufſicht des k. k. ſteiermärki⸗ 
ſchen Guberniums. Gratz, 1819—1846. 28 Bde. 8. 
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Provinzial - Gefebfammlung des Laibaher Gouvernements. Her— 
ausgegeben auf a. h. Befehl, unter der Aufficht des k. k. Laibacher 
Guberniums. 1819 — 1846. 28 Bde. 8. und 5 Ergänzungsbände 
aus den Jahren 1813 bid 1818. 

Sammlung der Provinzial-Gefege und Verordnungen. im öſterreichiſch— 
illyrifhen Küftenlande. Herausgegeben auf a. h. Befehl unter 
der Auffiht der k. k. Tüftenländifchen Landesſtelle. Trieſt, 1819 
—1823. 5 Bde. 8 

Provinzial Gefebfammlung von Tirol und Vorarlberg: Heraudgege- 
ben auf a. 5. Befehl unter der Aufficht des . k. Guberniums für 
Tirol und Vorarlberg. (Deutfch und italienifch.) Innsbruck. 1814 
—1848. 35 Bde. 8. 

Provinzial = Geſetzſammlung des Königreih® Böhmen, herausgegeben 
auf a. h. Befehl unter der Aufſicht des böhmiſchen Landes-Guber— 
niumd. Prag, 1819—1848. 30 Bd. 8. und 1 Ergänzungsbant. 

Sammlung der politifchen Gefege und Verordnungen für Mähren und 
Schlefien. Herausgegeben auf a. h. Befehl unter Aufficht des k.k. 
mährifchsfchlefifchen Guberniums. Brünn, 1819—1848. 30 Bde. 8. 

Provinzial - Gefepfammlung des Königreihe Galizien und Lodome— 
rien. Herausgegeben auf a. b. Befehl unter Aufficht des E. k. ga- 
Tizifchen Zandes-Guberniums. 1819—1846. 28 Bde. 8. und 1 Nach— 
tragsband. (Seit dem Jahre 1827 erfcheint diefe Geſetzſammlung 
auch in polnifcher Sprache.) 

Raceolta. delle leggi ed ordinanze per laDalmazia. Zara, 1819— 
1845, 27 Bde. 8. 

Collezione di leggi e regolamenti pubblicati dall’ imp. reg. governo 
delle provincie Venete. Venezia, 1813—1839, 53 Bbe. 8. 

Raccolta degli atti del Governo e delle disposizioni generali emanale 
dalle diverse autorita in oggelli si amministrativi che giudiziar). 
Divisa in due parti. Milano, 1817—1839. 

Seit dem Jahre 1840 erfhien für das lombardiſch- venetianifche Kö— 
nigreih nur Eine Geſetzſammlung unter dem Titel: 

Raccolta degli atti dei Governi di Milano e di Venezia e delle disposizioni 
generali emanate dalle diverse autorita in oggetti si amministra- 
tivi che giudiziarj. Milano, 1840—1845. Zufammen 58. Bde. 8. 
An die Stelle aller diefer Gefehfammlungen find nunmehr das all- 

gemeine Reichsgeſetz- und Regierungsblatt und die verfchiede- 

nen Zandesgefeb- und Negierungsblätter getreten, deren Ein- 
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richtung an einem andern Orte wird umſtändlich angegeben werben. Die 
früher aufgeführten Gefeßfammlungen wurden daher mit der Regierungs- 
periode Se. Majeftät Kaifer Ferdinands I. als abgefchloffen erklärt. 


B. Privat - Sefekfammlungen. 


Zu den vorzüglichiten Privat: Gefebfammlungen gehört vorerft die 
unter dem Titel Codex austriacus befannte Gefebfammlung, die ftets 
eines großen Anfehens genoß. Das Stammwerk führt den Titel: 
Codicis austriaci ordine alphabetico compilati Pars I. et II. Bon Fr. 

Edlen v. Guarient. Wien, bei Leop. Voigt. 1704. Fol. 

Die Fortfebungen diefer Sammlung erfchienen unter dem Titel: 
Supplementum Codieis austriaei. Pars. I. et II. oder Sammlung öfter 

reichifcher Gefehe und Verordnungen, wie folche von Zeit zu Zeit 
ergangen und publicirt worden. So viele deren über die in Parte 
I. et II. Codieis austriaci eingedrudten bis auf das Jahr 1720, 
und vom Jahre 1721 bis auf höchft traurigen Todfall der röm. 
faif. Majeftät Caroli VI. weiter aufzubringen waren. Gefammelt 
und in diefe Ordnung gebracht von Sebaftian Gottlieb Herren- 
leben. Leipzig, bei J. H. Eidfeld. 1748 und Wien, bei Th. Tratt- 
ner. 1752. Fol., 

Supplementum Codieis austriaci, oder chronologifhe Sammlung aller 
vom 20. Detober 1740 bis letzten December 1770 in publicis et 
commereialibus, und zum Theile auch Justitialibus, dann Came- 

 ral- und Militärwefen erlaffenen Generalien, Patenten, Sabs, 

Ordnungen, Referipten, Refolutionen, dann Tandesobrigkeitlichen 

Cdicten, Mandaten und Dekreten; unter beftändiger Leitung von 

Ih. Ign. Freihern v. Pöck. V. u. VI. Thl. Wien, bei J. Th. 

Edlen v. Trattnern. 1777. Fol. 

Luca (Jan. de). Politifher Coder oder mwefentliche Darftellung fämmt- 
licher die E. E. Staaten betreffenden Gefege und Anordnungen im 
politifchen Fache. Wien, 1789—1795. 14 Bde. 8. 

Wedebrod (Fr. Kav.). Sammlung der feit dem Jahre 1740 ergange- 
nen a. h. Gefeße in aan Ordnung. Brünn, bei %. ©. 
Gaſtl. 8. 

Kropatſchek (Joſef). Sammlung aller k. k. Berordnungen und Geſetze 
vom Jahre 1740 bis 1780, die unter der Regierung des Kaiſers 
Joſef II. theils noch ganz beſtehen, theils zum Theile abgeändert. 
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find. Wien, verl. bei J. ©. Mösle. 1787. 8 Bde. 8. — Zweite 
Aufl. Wien, ebend. 1789. 8 Bde. 8. 

Kropatfchet (Joſef). Handbuch aller unter der Regierung des Kaifers 
Sofef IL für die k. k. Erbländer ergangenen Verordnungen und 
Geſetze in einer fuftematifchen Verbindung. Wien, verl. bei J. ©. 
Mösle. 1785—1790. 18 Bde. 8. (Band I— XI erfchien auch in 
einer zweiten Auflage.) | 

Kropatfchet (Joſef) Sammlung der Gefebe, welche unter der glor- 
reihen Regierung des Kaifers Leopold II. in den fämmtlichen k. E. 

. Erblanden erfchienen find, in einer chronologifchen Ordnung. Wien, 
"bei $. ©. Mösle. 1790—1792. 5 Bde. 8. 
Kropatfchet (Joſef). Sammlung der Gefege, melde unter der glor- 
reichſten Regierung des Kaiferd Franz IL in den fümmtlihen k.k. 
Erblanden erfihienen find, in einer chronologifchen Ordnung. Wien, 
bei 3. ©. Edl. v. Mösle. 1792—1808. 25 Bde. 8. 
Die Fortfegung diefer Sammlung erſchien unter folgendem Titel: 

Goutta (Will. Gerh.). Sammlung der politifchen und Juſtizgeſetze, 
welche unter der Regierung Sr. Majeftät Kaiſers Franz I. in den 

- fämmtlichen k. k. Erblanden erlaffen worden find, in chronologi- 
fcher Ordnung. Wien 1812 — 1832. 32 Bde. 8. (Der ganzen 
Sammlung 26ter bis 57ter Band). 

Pichl (Fr. Xav.). Fortſetzung der urfprünglih vom Hofſekretär Joh. Kro- 
patfchet, fpäter vom Hofſekretär W. Goutta redigirten Samm- 
lung der Gefege im politifchen, Cameral- und Juſtizfache, welche 
unter der Regierung St. k. k. Majeftät Franz J. in fämmtlichen 
k. T. Staaten erlaffen worden find. Wien, bei %. & -Ritter von 
Mösle's fel. Witwe. 1834—1836. 3 Bde. 8. (Der ganzen Saumm- 
lung 58ter bis 60ter Band, 33ter bis 35ter Yortfeßungsband.) 

Pichl (Fr. Kav.). Volfftändige Sammlung aller im politifchen, Cameral- 
und Suftisfache unter .der Regierung St. Majeftät Kaifer Ferdi- 
nands I. in den k. k. Staaten erlaffenen Geſetze und Berord- 
nungen. Wien, bei J. ©. Ritter v. Mösle's fel. Witwe und Brau- 
müller. 1837—1847. 11 Bde. 8. (Der ganzen Sammlung 6iter 
bis 71ter Bd. — 36ter bis A6ter Fortſetzungsbd.) 

Zur leichtern Benützung diefer, fo wie der oben angeführten authen- 
tifhen Gefeßfammlung dient folgendes Werk: 

Hempel-Kürfinger (Joh. Nep. Fr. v.). Alphabetifchchronologifche Ueber: 
ſicht der k. k. Gefehe und Verordnungen vom Jahre 1740 bie zum 
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Jahre 1821, als Hauptrepertorium über die theils mit höchſter 
Genehmigung, theils unter Aufſicht der Hofſtellen in 79 Bänden 
erfhienenen politifchen Gefeßfammlungen. Wien, bei J. ©. Ritter 
von Mösle's fel. Witwe, 1825—1827.. 10 Bde. 8. — 1ter Fort- 
ſetzungsband, enthaltend ‚die Gefeße und Berordnungen von den 
Sahren 1821— 1824. Ebend. 1829. 8. — 2ter Fortfeßungsband, 
enthaltend die Gefebe und Verordnungen von den Jahren 1825— 
1829. Ebend. 1835. 8. 

Martfhläger (Math. Ferd.). Compendium oder Extractus chronolo- 
gicus, aller deren vom 20. October 1740 bis lebten December‘1770 
befannt gemachten Generalien, Patente, Currenden und Gircular- 
verordnungen. Wien, gedrudt bei J. Ih. v. Trattner. 1772. 4. 

Sammlung (vollftändige) aller feit dem glorreichiten Negierungsantritte 
Joſef IL für die k. k. Erbländer ergangenen höchſten Berordnun- 
gen und Gefebe, durch Privatfleiß gefammelt und in chronologifche 
Drdnung gebracht. Wien, Verlag bei Sof. Thom. Edl. v. Trattner. 
1788 — 1791. 10 Bde. 8. (Bekannt unter dem Namen der Tratt- 
ner’fhen Geſetzſammlung.) 

Müller (Goh). Handbuch der Gefege durch verläffige Auszüge aus den 
unter den glorreichen Regierungen Ihrer Majeftäten der Kaiferin 
Maria Therefia‘, Kaifer Joſef, Leopold und Franz von 1740 bis 
Ende 1818 erfchienenen, ganz oder zum Theile in den deutfchen 
Provinzen der öfterreichifhen Monarchie noch beftehenden Gefebe. 
Grätz, bei J. U. Kienreich. 1839 u. ff. 4 Bde. 8 

Beinhauer. Sammlung der bid zum Sahre 1800 erfchienenen Pas - 
tente und Derordnungen der Hofitellen, k. k. n. d. Regierung und 
ded n. ö. Appellationdgerichted. Wien, bei %. Ulrich. 7 Bde. 8 

Gochnat. NRepertorium fümmtliher vom Jahre 1800 bis einfchlieplich- 
1845 für die Provinz Niederdfterreich erlaffenen politifchen und 
Inſtiz-Geſetze und Verordnungen. In alphabetifch-chronologifcher 
Ordnung. (Erſte Auflage 1839.) Zweite Auflage. Wien bei Edl. 
v. Schmidbauer und Holzwarth. 4 Bde. 8. Ein Supplement ent- 
hält die Gefebe und Verordnungen vom. Jahre 1846. 

Sammlung der Patenten, Edicten und Gircnlar- Befehlen, welche unter 
glorreichfter Regierung Ihrer k. k. apoft. Majeſtät Maria Therefia 
vom Jahre 1740 bis Ende Jahres 1763 in dem Erzherzogthum 
Defterreih ob der Ennd emanirt und annoch in vigore Ind, Linz, 
bei J. M. Feichtinger. 8. 
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Meirn er, (Max. Em). Compendium chronologico-alphabeticum Te- 
spect. perpetuum aller vom Anfang ded 1764 Jahres bis incl. 
1771 im Erzherzogthum Defterreich ob der Ennd ergangenen, und 
von biefer une emanirenden Patenten und Gircularien ꝛc. Linz, 
gedr. bei J. M. Feichtinger's fel. Witwe. 1772. Fol. 

Derfuch eines Handbuches der Gefeße durch Auszüge vielfältiger in die 
öffentlichen Angelegenheiten, das Polizeiweſen und andere Jeder— 
mann zu wiſſen nüßliche Gegenftände einfchlagenden, von 1740 bis 
Ende Mai 1781 erfloffenen a. h. Anordnungen. Gräß, verl. von 
F. X. Müller, gedr. mit von Widmanftätten’fhen Schriften. 8. 


Permehrted Handburch der Geſetze u. f. w. bid Ende Oftober 1784. Grab, 
gedr. mit Leykam'ſcher Schrift. Berl. v. F. X. Müller. 1784. 8. 


Erſter Nachtrag und Fortfeßung ded verm. — bis 1. Mai 1785 
reichend. Grätz, ebenda. 8. 

Zweiter Nachtrag, bis 1. Mai 1786 reichend. Grip, ebenda. 8. 

Codex Ferdinandeo-Leopoldino-Jusephino-Carolinus pro hareditario 
regno Bohemiae ac incorporatis aliis provinciis utpote Mar- 
chionatu Moraviae et Ducatu Silesiae. Prag, bei C. F. N. 
v. Dobroflavina 1701. Fol. — Zweite Auflage. Prag bei Mullem. 
1720. Fol. (von J. 3. Ritter v. Weingarten). 

Gefege für dad Königreich Böhmen unter Joſeph IL. von 1762 bis 1786. 
Prag, bei Gerle 1783 — 1786. 3 Thle. 8. 

Roth, (Joh. Wenzeh. Vollftändiger Auszug aller im Königreiche Böh— 
men am Ende ded 18. Jahrhunderts beftehenden Geſetze unter 
buchftäblichen Auffchriften der Gegenftände nad der Zeitfolge ge- 
fammelt. Prag, in der RE. AalION? Buchdruderei 1801. 
10 Bde. 8. 

Zur leichteren Benützung diefed Wertes dient: 

Albert, (Sofepb). Repertorium über die erften 10 Bände des von oh. 
Noth herausgegebenen Auszuges aller im Königreihe Böhmen am 
Ende des achtzehnten Jahrhunderts beftehenden Geſetze. Prag, bei 
MWidtmann. 1813. 8. 


Eine neue Auflage der Roth'ſchen Gefebfammlung erfhien unter | 
dem Titel: 
Auszug aller im Königreiche Böhmen beftehenden Verordnungen und Ge- 
jeße, nah Joh. Roth's Sammlung neu aufgelegt, verbeffert 
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und vermehrt durch Joh. Blaſek. Prag in der Scholl'ſchen 
Buchdruckerei. 1817 — 1819. 12 Bde. 8. 
Hierzu gehört folgendes Repertorium: 

Chronologiſches Regiſter über die in den 12 Stammbänden der durch 
Joh. Blaſek verbeſſerten Rothiſchen Geſetzſammlung für Böhmen 
enthaltenen Geſetze, von Dr: Joh. Kanka. Prag, gedr. in der 
Scholl'ſchen Buchdruckerei. 1819. 8. 

Goutta, (Wilh. Gerh.). Fortſetzung der von Joh. Roth verfaßten 
Sammlung aller in dem Königreiche Böhmen kundgemachten Ber: 
ordnungen und Geſetze. Prag, bei Caſp. Widtmann. 1807 — 
1817. 14 Bde. (3ter bis 10ter Fortfeßungsband). 8 — Neu 
aufgelegt, verbeffert und vermehrt durch Dr. Joh. Kanka. Prag, 
in der Schholl’fhen Buchdruderei 1819 — 1826. 20 Bde. 8. 
Hierzu gehört das: 

Hauptrepertorium über die 12 Kortfeßungsbände der Roth'ſchen Gefep- 
fammlung. Prag, bei MWidtmann. 1818. 2 Thle. 8. 

Roth, Goh. Wenzel). Inftructionen und Patente größeren Inhalte, ald 
Gegenftüd zu dem vollftändigen Auszug aller für das Königreich 
Böhmen unter der glorreihen Negierung Sofeph IL  ergange- 
nen Geſetze. Prag, in der k. k. Normalfchul - Buchdruderei 7 
Hefte. 8. Ä i 

Kröhny, (Franz). Auszug der politifchen ka k. Geſetze und Verordnun— 
gen, welche feit dem Jahre 1740 bis zum Schluffe 1781 für das 
Königreih Böhmen ergangen find, zur befonderen Gemächlichkeit 
der Leſer in alphabetifche Ordnung gebracht. Prag und Wien, 
bei v. Schönfeld. 1782. 8. 

Sammlung (vollftändige) aller in den Jahren 1816, 1817 und 1818 
in dem SKönigreihe Böhmen kundgemachten Gefege und Verord— 
nungen. Mit hoher Bewilligung des k.k. Landespräſidiums aus 
den Original-Aktenftüden gefammelt, chronologifh zufammengeftellt 
und herausgegeben von Kaj. Nadherny. Prag, bei Haafe Söhne. 
1833 und 18. 3 Bde. 8. | 

Edicta et mandata universalia in regnis Galiciae et Lodomeriae a die 
11. Septbr. 1772 initae possessionis promulgata. — Rozkazy y 
Ustawy powszechne krölestwom Galicyi y Lodomeryi od dnia 11 
wrzesnia 1772 obiecia possessyi ogloszone. — Leopoli, typ. Vid. 
Jos. Piller. 1772. Fol. — Die Fortfeßung diefer Sammlung führt 
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den Titel: Continuatio edieiorum et mandatorum universalium 
in regnis Galiciae et Lodomeriae — Kontinuacya wyrokow 
y rozkazow powszechnych w Galicyi y Lodomeryi Krölestwach. 
— Fortfegung der allgemeinen Verordnungen und Edicte, welche 
in den Köntgreichen Galizien und Lodomerien erlaffen worden find. 
Ebend. 1773 — 1818. Fol. (Bekannt unter dem Namen der Piller- 
hen Gefe- Sammlung.) 

Handbuch der galizifchen Gefege in Auszügen. Lemberg, gedr. und zu 
haben in der Pillerifchen Gub.-Buchdruderei. 1788. 2 Bde. 8. Nebft 

einem Supplementbande. 

Köfil. Auszug aus den für Galizien beftehenden politifchen Geſetzen 
mit dem polnifhen Originalterte. Lemberg, 1791. 17 Hefte. A. 

Drdadi, (Morik Ritter v. Oſtrow). Lexikon der politifchen Geſetzkunde 
für Galizien. Wien, gedr. bei 3. P. Sollinger, 1832. 8. 


S. 9. 
Literatur. 


Bei der großen Anzahl der in Kraft beſtehenden politiſchen Vor⸗ 
fhriften und bei dem außerordentlichen Umfange der Gefehfammlungen 
in denen diefe Normen nicht in einem fpftematifchen Zufammenhange, 
fondern nur nach der Zeitfolge ihres Erſcheinens geordnet erfchienen find, 
fand fich die fehriftftellerifche Thätigkeit vielfältig veranlaßt, theild eine 
wiffenfchaftlih geordnete Darftellung der gefammten politifhen und po- 
Tizeilichen Verwaltung zu Tiefern, theild einzelne Zweige derfelben zu be 
arbeiten. Die zahlreihen Schriften und Abhandlungen der Iegteren Art 
werden füglich bei den Materien, welche fie behandeln, felbft angeführt. 

Unter den Werken, die fih mit der Darftellung der gefammten 
 politifhen Verwaltung befchäftigen, verdienen folgende eine _ 
dere Erwähnung: 


Mayern, (. Edl. v.). Einleitung zur kreisämtlichen Wiſſenſchaft im 
Königreihe Böhmen. Prag, gedrudt bei Sophie Joh. Llauferin, 
1776. 8. 

Handbuch des Kreisamtödienfted in den k. k. Staaten als neue fortgefebte 

Auflage des von dem jubil. Gubernialrathe von Mayern heraus- 

gegebenen Werkes über die Freisämtlichen Wiſſenſchaften. Wien 

und Prag, bei Zu 1788. 8. 


Ze. A 


Verſuch einer Anleitung zur Kenntniß der politifhen und befondered der 
freisämtlichen Gefchäfte. Wien bei v. Kurzbeck 1789. 8. 

Luca, Ggn. de). Vorleſungen über die öſterreichiſche Staatsverfaſſung. 

Wien 1792. 8. 

Kropatſchek, (Sofepb). Buch für Kreisämter oder gemeinnüßiges Hand- 
buch für Richter, Dekonomen und Beamte auf dem Lande, fowie 
für den Bürger und Landmann in den E. k. Staaten. Wien, 
bei v. Mösle. 1789 — 1794. 3 Bde. in 4. Abth. 8. 

Deffelben Commentar des Buches für Kreisämter, ald vermehrter Leit- 
faden zur Landes- und Kreisbereifung. Wien, bei v. Mösle. 1794 
— 1803. 5 Bde. (in 7 Theilen.) 8. 

Deifelben: Oeſterreich's Staatöverfaffung vereint mit den zuſammengezo⸗ 
genen beſtehenden Geſetzen. Wien, bei J. ©. v. Mösle. 1794. 
10 Bde. 8., nebſt 2 Supplementen aus den Jahren 1804 und 
1810. 

Nizy, (Math. Sieg). Anleitung zur vollftändigen und kürzeſten Be 
handlung der politifhen und ökonomiſchen, dann der Civil- und 
Criminal » Juftiggefchäfte, vorzüglich für magiftratifhe und herr 
fhaftlihe Beamte auf dem Lande Wien bei U. Gasler. Thl. J. 
1802. 8. 2 

Kopek, (Dr. W. ©). Defterreichifche politifhe Geſetzkunde oder fy- 
ftematifche Darftellung der politifchen Verwaltung in den deutfchen, 
böhmifchen und galizifchen Provinzen des öfterreichifchen Kaifer- 
thums. Wien, im Verlage von Kupfer und Wimmer. 1807 u. 1819. 
2 Thle. 8. 

Kos, (Marquard Joſ. Frhr. v.). Leitfaden des praftifch-politifchen Ge- 

ſchäftsganges. 1817. 2 Abthl. 8. 

Geſetze, (politifhe) in Fragen und Antworten. Ein Handbud zur Por: 
bereitung für Prüfungs-Candidaten. Herausgegeben von einem hö— 

| heren k. k. Staatöbeamten. Wien bei Gerold. 1839. 12. 

Barth-Barthbenhetm, (J. 8. Ehren. Graf v.). Das Ganze der öſter⸗ 
reichifchen politifchen Adminiftration mit vorzügliher Rüdficht auf 
das Erzherzogthum Defterreich unter der Enns, in ſyſtematiſch⸗ge⸗ 
ordneten Abhandlungen dargeftellt. Wien bei 3. ©. Ritter von Mös— 
led fel. Witwe und Braumäüller. 1838 — 1846. 3 Bde. 8 

Koſtetzky (Dom.). Syſtem der politifhen Gefeße Böhmens, zum beque- 
men Gebrauche für den Gefhäfte- und Privatmann. Prag, bei 
Enders. 1816— 1825. 12 Bde. 8. 


Drdadi, (Moriz, Ritter v. Oſtrow). Syitematifche Darftellung des Ver⸗ 
fahrens politifcher Behörden in Galizien außer fehweren PBolizei- 
Uebertretungen. Wien, bei J. P. Sollinger. 1833. 8. 


8. 10. 
Eintheifung des >foffes. 


' Die Aufftellung eines Syſtems der politifhen und polizeilichen Ver- 
waltung ift bei der unendlichen Mannigfaltigkeit der hierher gehörigen 
Gegenftände mit faum zu überwindenden Schwierigkeiten verbunden. Je— 
denfall® wird die Aneinanderreihung der einzelnen Materien bald bier, 
bald dort etwas zu mwünfchen übrig laffen und nicht von allen Gefichte- 
punkten aus als volllommen befriedigend erfcheinen. Nichts defto we— 
niger müffen wir es verfuchen, den gefammten Stoff in gewiffe Abthei- 
lungen zu bringen, um eine Elare Weberficht der beftehenden Verwaltungs⸗ 
normen zu erlangen. 

Vor Allem ſcheint es nun die Aufgabe der politiſchen Verwaltung, 
den Gefahren, welche ſowohl die geſetzliche Ordnung und den 
Rechtsbeſtand überhaupt, als die Sicherheit der Einzelnen 
in&befondere bedrohen, auf den geſetzlichen Wegen vorzubeugen und zu 
begegnen. 

Weiters aber dürfte ihre Thätigkeit dahin gerichtet ſein, alle jene 
Anſtalten und Einrichtungen in's Leben zu rufen, welche dahin abzielen, 
durch Anwendung der Staatsgewalt diejenigen äußeren Hinderniſſe der 
‚allfeitigen Entwicklung der menſchlichen Kräfte zu entfernen, 
welche dur die dem Einzelnen zu Gebote ftehenden Mittel gar nicht 
oder nur in unvollftändiger Weife befeitiget werden könnten. Hierbei 
Tann es fich entweder um die Herbeiführung eines wünfchenswerthen Zu- 
ftandes des phyfifchen Perfönlichkeit oder um eine harmonifche Ausbil- 
dung der geiftigen Kräfte oder endlih um dad Verhältniß zur 
Güterwelt handeln. 

Nach allen diefen Richtungen hin, muß aber durch gewiffe Verwal⸗ 
tungsorgane gewirkt werden, deren Stellung und Einrichtung (Orga- 
nifation) vor Allem zu wiffen nothwendig ift, um zu einer klaren An- 
ſchauung des gefammten Verwaltungsgetriebed zu gelangen. 

Wir beginnen daher unfere Darftellung mit der Ueberficht des Or⸗ 
ganismus der dfterreichifehen Staatsverwaltung und der Ent- 


— 16 — 

wicklung der Verhältniffe der Staatödiener, geben hierauf zur 
fogenannten polizeilichen Verwaltung über, reihen hieran diejenigen 
Normen, welche theild die Beförderungen des phyſiſchen Wohles, theile 
die geiftige Ausbildung der Staatsbürger in's Auge faffen, und fchlie- 
pen mit der Auseinanderfeßung der in dad Gebiet der Staatswirth- 
Ihaft gehörigen Anordnungen. 





Erftes Haupfftück. 


Organismus der öfterreichifchen Staatsverwaltung. 


Kudler (Dr. Zof). Verſuch einer tabelfarifhen Darftellung des Orga- 
nismus der dfterreichifchen Staatsverwaltung. Wien, bei Fr. Volke. 
1834. Fol. 

Hauer (Fof. Ritter v.). Ueber Oeſterreichs Staatsausgaben und Ber: 
waltung, in Hauptumriffen dargeftellt. Wien, bei J. B. Wallishau- 
fer. 1849. 8. 

Mally (E) Die neuen Behörden und ihr Wirkungskreis, oder der Weg: 
weifer, wohin und an welche Aemter wir und in unfern Ange 
legenheiten wenden follen. Wien, bei A. Pichler's Witwe. 1851. 8. 


8. 11. 
- Allgemeine Bemerkungen. 


Der Organismus der öfterreichifchen Staatdverwaltung hat in der 
neueften Zeit, feit dem J. 1848, eine durchgängige Umgejtaltung erfah- 
ren. Das früher beftandene Provinzial- Syftem murde verlaffen, 
und theild durch die Beftimmungen der Neichöverfaffung felbft, theils 
durch die nachgefolgten organifchen Verfügungen jene Gentralifation - 
in der Verwaltung herbeigeführt, welche allein die verfihiedenartigen Be— 
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ftandtheile des großen Staates zu einem in fich organifch vereinigten 
Ganzen zu verbinden vermag. Insbeſondere mußte die ehemalige Son- 
derftellung Ungarns und Siebenbürgens, die ftreng genommen nur dur 
das lockere Band der Perfonal-Union mit den deutfchen, flawifchen 
und italienifchen Provinzen der Monarchie verknüpft waren, ihr Ende 
erreichen, und einer innigeren Derfehmelzung Raum geben. Endlich, war e8 
auch nothiwendig, das gefammte Berwaltungd- Syitem der neuen confti- 
tutionellen Staatsform anzupaffen. 

Es wurde daher fhon mit allerh. Entfchliegung vom 3. April 1848 
der unter dem Fürften von Kaunik gegründete Staatsrath aufgelöft, 
und die oberſte Leitung der einzelnen Berwaltungsziweige verantwortlichen 
Miniftern anvertraut. 

Die erfte Einfegung eines Minifterrathes für die nicht ungari- 
fhen Provinzen des Reiches erfolgte mit a. h. Entfchliegung v. 17. März 
1848; und zwar beitand derfelbe damald aus den Minifterien der au$- 
wärtigen Angelegenheiten und des Hauſes, — ded Innern, — 
der Juſtiz, — der Finanzen und des Krieges, und ein vom Kaifer 
ernannter Minifter-Präafident hatte darin den Vorfig zu führen 

Bald darauf wurde mit a. h. Entfchliegung vom 23. März 1848 
in der Abficht, die Verbreitung und Bervolllommnung des Volksunter⸗ 
richtes, fo wie die vollftändigere Entwicklung wiffenfchaftlicher, technifcher 
und artiftifher Studien zu befördern, ein eigenes Minifterium des öf— 
fentlihen Unterricht3 gegründet. 

Später (im Mai d. J. 1848) wurde abermald die Bildung ziveier 
Minifterien, des einen für die öffentlichen Arbeiten, des andern 
für die Landescultur, den Handel und die Gewerbe angeordnet. 

Inzwiſchen war zur felbittändigen Regierung der Angelegenheiten 
Ungarns mit einem an den Erzherzog Palatin gerichteten a. g. Tönigl. 
Nejcripte vom 16. März 1848 die Bildung eined unabhängigen, verant- 
wortlichen ungarifhen Miniſteriums bewilliget worden. 

Der darauf bezügliche Gefebvorfchlag wurde von den Ständen am 
23. März gefertiget und der a. h. Sanction unterbreitet. Das Fönigliche 
Refeript vom 28. März bezeichnete hierauf einige daran worzunehmende 
Modificationen, wornach unter dem 11. April die Sanction dieſes Gefe- 
tzes und der übrigen vom Neichötage vorgelegten Geſetzartikel erfolgte. 

Das Minifterium wurde aud einem Präfidenten und acht 
Miniftern zufammengefegt, Einer der Minifter follte fih ſtets um die 
Perſon des Königs befinden, um die Beziehungen zwifchen Ungarn und 
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den öſterreichiſchen Erbſtaaten zu wahren. Außerdem umfaßte das Mini- 
ſterium folgende Abtheilungen: Innere Angelegenheiten; — Fi— 
nanzen; — öffentliche Arbeiten; — Straßen, Canäle und 
Schiffahrt; — Ackerbau, Gewerbe und Handel; — öffent— 
licher Unterricht und Cultus; — Gerechtigkeit und Gnade; 
— Vertheidigung des Vaterlandes. (88. 10, 13 und 14 des IM. 
Geſetz-Artikels vom Jahre 1847/48.), | 

Gegenwärtig beftimmt die Reichöverfaffung vom 4. März 1849 
-($. 84), daß die vollziehende Gewalt im ganzen Reiche und in allen 
Kronländern Eine und untheilbar fei, und ausfchließend dem Kaifer 
zuftehe, der fie durch Derantwortlihe Miniſter und die denfelben unter 
geordneten Beamten und Beftellten ausübt. 


| 8. 12. 
Der Reichsrath. 


Der Anordnung des 8. 96 der R. V. zu Folge ſoll an die Seite 
der Krone und der vollziehenden Reichsgewalt ein Reichsrath treten, 
deſſen Beſtimmung ein berathender Einfluß auf alle jene Angelegen— 
heiten ift, worüber er von der vollziehenden Reichsgewalt um fein Gut- 
achten angegangen wird. Mit dem a. h. Handfchreiben vom 5. December 
1850 wurde Behufs der Ausführung diefer Beitimmung dem Minifter- 
raths-Präſidenten der Auftrag ertheilt, nach gepflogener Rüdfprache mit 
dem, zum Reicherath3- Präfidenten ernannten Freiherrn v. Kübed, die 
- Zufammenfeßung einer Commiffion vorzunehmen, deren Aufgabe in der 
Entwerfung des Statuted über Einrichtung und Wirkungskreis dieſes 

Reichsrathes zu beitehen hatte. 
In Gemäßheit jened a. 5. Auftrage® wurde die Commiffion aus 
kenntnißreichen und hochgeachteten Männern verfchiedener Nationalität zu- 
fammengefest, und von derfelben in verhältnigmäßig kurzer Zeit ein Ent 
wurf zu Stande gebracht, melcher dem a. h. Befehle gemäß dem Mini: 
fter = Präfidenten übermittelt, und von dem Minifterrathe einer ernten, 
eindringenden Prüfung, in wiederholten Sikungen unterzogen wurde. 

Die a. h. Genehmigung des alfo verfaßten Statutes erfolgte 
durch kaiſerl. Entfchl. v. 13. April 1851, und die Kundmachung desfel- 
ben durch das Pat. vom gleichen Datum (Nr. 92 des R. ©. Bl.). 

Nach dem Inhalte diefes Pat. ift der Reichsrath zur Berathung al- 
ler jener Angelegenheiten beftimmt, über weldhe er im Sinne des $. 7 

2* 
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des Statutes einen berathenden Einfluß auszuüben berufen oder von 
dem Kaiſer befragt, oder von dem Miniſterrathe um fein Gutachten an- 
gegangen wird ($. 1). 

Die vorzüglichfte Aufgabe des Reicherathes ift, den Kaifer und Sein 
Minifterium durch feine Einfihten, Kenntniffe und Erfahrungen zu un- 
terftüßen, damit in der Gefeßgebung gediegene Reife und Einheit der 
leitenden Grundfäße erzielt werde ($. -2.). 

Er ift ausfchliegend und unmittelbar dem Monarchen untergeordnet; 
feine Stellung zu dem Minifterium ift jene der Nebenordnung ($. 3.). 

Sein Beruf ift ein rein berathender. In Ertheilung feines Rathes 
ift er unabhängig, felbtftändig und in feiner freien Berathung gefi- 
chert ($. 4.). 

Aufträge zur Erftattung von Gutachten gelangen an den Reicherath 
unmittelbar von dem Landedfürften und Einladungen in gleicher Abficht 
von dem Minifterrathe. Einzelne Minifter leiten die Begutachtung eines 
Gegenftandes im Körper des Reichsrathes mur durch den Minifterrath 
ein. Eingaben von anderen Behörden, Körperfchaften oder Privaten Tön- 
nen feine Beranlaffung zu Verhandlungen oder Berathungen des Reichs— 
rathes geben, und find, wenn fie nicht ausfchliegend die inneren Angele—⸗ 
genheiten desſelben betreffen, tet? unerwidert zu laſſen (8. 5.). 

Die unmittelbar vom Kaifer an den Reichsrath gehenden Gegen, 
ftände kommen demfelben mittelft Taiferlichen Erlaffes zu. Das 
hierüber wird dem Katfer unmittelbar vorgelegt. 

Gegenftände, welche der Minifterrath an den Reichsrath leitet, ſi nd 
zu diefem Behufe durch den Präfidenten des Minifterrathed an jenen 
des Neichdrathed zu überfenden. In diefem Falle ift auch das Ergebniß 
der reichsräthlichen Berathung, fammt der Abfchrift des Berathungspro- 
tofolled an den ‘Präfidenten des Minifterrathes zu leiten ($. 6.). 

Der Reichsrath wird in allen Fragen der Geſetzgebung gehört, 
und die Anhörung deöfelben in der Kundmachung der Gefege erwähnt. 
(8. 7.) | 
Außerdem bleibt es dem Kaiſer vorbehalten, die Anfichten und das 
Gutachten des Reichsrathes auch in anderen Angelegenheiten zu ver- 
nehmen. Dem Minifterium fteht e8 frei, auch andere, hier oben nicht 
bezeichnete Gegenftände der Berathung und Begutachtung des Reichera- 
thes zu unterziehen ($. 8.). : 

Uebrigens follen dem Reichsrathe von. dem Minifterium nur ausgear- 
beitete Entwürfe zur Berathung und Begutachtung übergeben werden ($. 9.). 
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Der Reichörath Hat Teinerlei Initiative in Borlegung von Geſetzes— 
oder Verordnungs-Vorſchlägen. Sollten ihm jedoch bei einem feiner Be- 
rathung zugewieſenen Gegenftande Lücken, Mängel oder Bedürfniffe in 
der beftehenden Geſetzgebung auffallen, fo ift er berufen, fie gleichzeitig 
mit der Abgabe feines Gutachtens bei dem Monarchen zur Sprache zu 
bringen ($. 10.). Ä 

Das Refultat der Berathung des Reichsrathes Tann das Minifterium 
in feinen Anträgen nicht binden. In allen legislativen Angelegenheiten 
hat der Minifterrath feine Befchlüffe mit ihrer Begründung durch ab- 
ſchriftliche Mittheilung der Protokolle dem Reichsrathe zur Kenntnignahme 
zu eröffnen ($. 11.). 

Der Reichsrath beiteht aus feinem Präfidenten, aus den Reichsrä— 
then und aus zeitlichen Theilnehmern. Ein Stellvertreter des PBräfidenten 
wird von dem Kaifer aus den Reichsräthen beftimmt. 

Zur Beſorgung der Hilfs- und Ordnungs-Geſchäfte find ihm das 
Cabinetsarchiv im engeren Sinne, mit Vorbehalt der freien Benü- 
bung für das Minifterium, dann die weiters erforderlichen befonderen 
Drgane, in entfprechender Zahl, zugewiefen ($. 13.). 

Alle Perfonal-Ernennungen gehen vom Kaifer aus. 

Als Ehrentitel wird übrigens die Benennung Reichsrath nicht er- 
theilt ($. 14.). 

Die Zahl der Reichsräthe wird, nach dem Bedürfniffe des Gefchäfts- 
umfanges, über den Porfehlag des Reichsraths-Präſidenten, jeweilig vom 
Kaifer beftimmt. Bei der Wahl der Neichsräthe wird auf die verfchiede- 
nen Theile des Reiches entfprechende Rüdficht genommen ($. 15.). 

Als zeitliche Theilnehmer des Reichsrathes Tönnen, zur gründli- 
chen Grörterung und Aufklärung einzelner Gefegvorfchläge und Fragen, 
Männer aus allen Ständen und Theilen der Monarchie zeitweilig beige- 
zogen werden, welche durch ihre Erfahrung, ihr Wiffen, ihre gefellfchaft- 
lihe Stellung, zum Gefammtüberblide der Verhältniſſe befähiget oder 
durch befondere Kenntniffe in den verfchiedenen Fächern ausgezeichnet 
find ($. 16.) 

Die Befchlüffe über die Zweckmaßigkeit oder Nützlichkeit der Einbe- 
rufung und über den Gegenſtand der Berathung, fo wie über die Wahl 
der Theilnehmer, bleiben in jedem befonderen Falle dem Kaifer vorbe- 
halten (8. 17.). 

Der Reichsrath hat bei allen feinen Arbeiten mit Sintanfegung jeder 
anderen Rüdficht, nur das Heil der Krone und des Staates vor Augen 
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zu halten. Er ift verpflichtet, ohne Rückſicht anf Lob oder Tadel, nad 
gewiffenhafter Prüfung und märnmlicher Meberzeugung, wahr und offen 
fein Gutachten auszufprechen und zu begründen, und in möglichft kurzer 
Frift, Har und deutlich verfaßt, abzugeben ($. 18.). 

Der Präfident und die Reichsräthe beſchwören dieſe Verpflichtung 
in die Hände des Kaiſers; die zeitlichen Theilnehmer geloben dieſelbe in. 
die Hände des Präfidenten und damit auch die Bewahrung ded Geheim- 
nifje® über die Berathungen ($. 19.). 

Die Neicheräthe haben die ihnen im ordnungsmäßigen Wege zu: 
kommenden Arbeiten unabträglih der Gründlichfeit zu befördern, die 
wünfchenswerth befundenen Behelfe und Aufflärungen zu fammeln und 
überhaupt Alles vorzubereiten, was die erfähöpfende Berathung ded Ge- 
genftandes ſichert ($. 20.). 

Der Reichsrath ift berechtiget, durch feinen Präfidenten das will 
fährige Entgegenfommen der Minifterien in Anſpruch zu nehmen, welche 
von den ihnen untergeordneten Behörden und Anftalten die zur Bollftän- 
digkeit der Arbeiten des Reichsrathes bezeichneten Behelfe herbeizufchaffen 
haben ($. 21.). | 

Wenn zum Behufe von Aufflärungen über Vorlagen von dem Mi- 
nifterrathe oder dem Reichsrathe der Wunfch ausgefprochen wird, Mit- 
glieder ded einen oder des anderen Körpers den Berathungen beizuziehen, 
fo ift im Einvernehmen der beiden Präfidien die Art und Weife zu be 
jtimmen, in welcher diefem Wunfche zu entfprechen ift ($. 22.). 

Dem Kaifer bleibt e8 vorbehalten, den Präfidenten des Reichsrathes 
allein oder mit einzelnen Mitgliedern dem unter Seinem Vorſitze abzu- 
haltenden Minifterrathe beizuziehen. Bei diefer Beratbung haben je: . 
doch die Mitglieder des Reichsrathes Teine entfcheidende Stimme (8. 23.). 

Der Präfident des Reichsrathes hat den sang unmittelbar nad 
dem Präfidenten des Minifterrathes. 

Die Reichsräthe, als folhe, haben gleichen Rang mit den Statthal- 
tern ($. 24.). 

Die Enthebung vom Amte eined Reichsrathes wird, die Fälle der 
Beförderung zu anderen Functionen, die Penfionirung wegen Alters oder 
ertwiefener Gebrechen und des nad den allgemeinen Gefegen vorgefehenen 
Dientverluftes ausgenommen, vom Kaifer nur 20 Anhörung ded Reiche: 
rathes ausgefprochen (8. 25.). 

Die Befoldungen und Gebühren des Praftdenten, der Reichs⸗ 
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räthe und der zeitlichen Theilnehmer, dann die Genüſſe des Perſona⸗ 
les und der Dienerſchaft werden vom Kaiſer beſtimmt (8. 26.). 

In Beziehung auf Ruhegenüſſe und aus der ämtlichen Stellung. 
entfpringende Verhältniffe gelten die beftehenden allgemeinen ala: 
ten (8. 27.). 

Der Präfident-und die NReichsräthe, dann die Beamten des Reichs⸗ 
rathes können außer Ordens- und Hofwürden nebſtbei weder ein anderes 
Staatsamt bekleiden, noch Mitglieder ae Wahlkörper fein 
($- 28.). 

Die Verhandlungen des Reichsrathes And nicht öffentlich ($. 30.). 

Der Neichdrath wird in Sectionen getheilt, deren Zufammenfegung 
und Gefchäftsfreiß durch feine Gefchäftsordnung beftimmt wird. 

Die Bildung der etwa nothiwendigen Comités bleibt dem ln. 
des Präfidenten überlaffen. 

. Zur Leitung der Verhandlungen in den Sectionen oder Comites 
wird einer der Meichsräthe vom Präfidenten beftimmt. Steine der Sectio- 
‚nen hat vor der anderen einen Vorrang. 

Ein Mitglied kann mehreren Sectionen oder Comités angehören (8. 31.). 

Der Präfivent ded Reichsrathes verfügt innerhalb der feitgefeßten 
Eintheilung die Gefchäftszumweifung ($. 32.). 

Die an den Reichsrath im vorfchriftmäßigen Wege gelangten Auf 
gaben find, fobald die Vorarbeit vollendet ift, in Berathung zu ziehen, 
und die Antragsbefchlüffe, mit gleichzeitiger genauer Anführung aller Ab- 
ffimmungen, im Protocolle niederzulegen ($. 33.). | 

Es fteht jedem Rathe frei, feine befondere Meinung fehriftlih dem 
Protocolle beizulegen (8. 34.). | 

Kein berufener Reichsrath kann fih, außer in Angelegenheiten per 
fönlicher Betreffniffe oder wegen Erkrankung, der Theilnahme und Ab: 
fiimmung enthalten. Es darf aber auch Fein nach der Geſchäftsordnung 
berufener Reichsrath (mit der obigen Ausnahme) übergangen oder audge- 
fehloffen werden (8. 35). 

Die Gefchäftdordnung beftimmt, welche Gegenftände in einer Pie 
narverfammlung der Reihsräthe, und welche fectionsieife vorgetragen 
werden follen ($. 36.). 

Dei der Einberufung zeitlicher Theilnehmer find die Vorarbeiten, für 
welche fie geladen wurden, vor Allem ihrer eigenen Berathung zu unter 
ziehen, welcher der Präfident felbft oder durch einen Stellvertreter vorzu⸗ 


figen hat. 
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Diefer Berathung können die Reichsräthe beimohnen. 

Die im Protokolle niedergelegten Refultate der Berathung der zeit- 
lichen TIheilnehmer gelangen dann erft an den Reichsrath, wo fie nad 
dem Statute der Gefchäftdordnung in weitere Verhandlung genommen 
werden ($. 37.). 

Dem Kaifer bleibt ed vorbehalten, den Reichsrath unter Seinem 
Vorſitze, Gegenftände erörtern zu laffen, worüber jedesmal befondere Wei- 
fungen an den Präfidenten des Reichsrathes gelangen ($. 38.). 


8. 13. 
Das Gefammf - Minifkerium, der Miniſterrath. 


Die vollziehbende Gewalt wird im Namen de Kaiferd durch die von 
ihm ernannten, verantwortlichen Minifter ausgeübt (SS. 19 und 84 der 


R. V.). Die Minifter haben die Verwaltung im Reiche und in den einzelnen - 


Kronländern zu leiten, die bezüglichen Verordnungen zu erlaffen, und die 
Handhabung der Reichd- und Landedgefehe zu überwachen ($. 88 ebd.). 

Jede Verfügung des Kaiferd bedarf der Gegenzeichnung eined ver- 
antwortlihen Minifterd ($. 18 ebd.) 

Den Miniftern fteht es zu, unter ihrer Verantwortung, in jenen An: 
gelegenheiten, welche den Gemeinden oder den Landtagen und deren Or: 
ganen zur felbftitändigen Entfcheidung überlaffen find, die Ausführung 
von Berwaltungsmaßregeln, welche den Gefeten und dem Gefammtwohle 
entgegen find, einzuftellen oder zu unterfagen ($. 89. ebd.). 

Die Minifter haben das Recht, im Reichstage zu erfcheinen, und 
jederzeit dad Wort zu nehmen; fie können auch für beftimmte Verhand— 
lungen fi) durch abgeordnete Gommiffäre vertreten laſſen. An den Ab- 
fimmungen des Neichdtages nehmen fie nur Theil, wenn fie Mit: 
glieber desfelben find (8. 90 ebd.). 

Ueber die Berantwortlichkeit der Miniſter, über das gericht— 
liche Derfahren gegen diefelben vor dem oberften Reichögerichte, dann 
über deren Beſtrafung im Falle der Berurtheilung und über das dem 
Monarchen in Anfehung ihrer zuftehende Begnadigungsrecht wird: ein be- 
fondered® Geſetz beftimmen ($$. 21, 91 und 106. II. a. ebd.) . 

An der Spike des (Gefammt-) Miniftertumd fteht der Minifter- 
Präfident (Präfident des Minifterrathes), welcher gegenwärtig zugleich 
das Minifterium- der auswärtigen Angelegenheiten an des Taiferlichen 
Hauſes leitet. 


% 
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Auper diefem Tebtgenannten Minifterium beftehen: das Minifterium 
des Innern, das Minifterium der Zuftiz, das Minifterium der Finanzen, 
das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten, das Mi- 
nifterium für Landescultur und Bergweſen, dad Minifterium für Cultus 
und Unterricht und das Minifterium ded Krieges. Endlich befindet fich 
in dem (Gefammt-:) Minifterium auch noch ein Minifter ohne PBortefeuille. 

Die Bereinigung fämmtliher Minifter bildet den Minifterrath, 
welcher entweder unter dem Vorſitze des Monarchen, oder dem des Mi- 
‚nifterpräfidenten abgehalten wird, und alle Angelegenheiten zu berathen 
hat, die das Gefammtintereffe ded Staates betreffen, und nicht ale 
vereinzelte Verwaltungs-Maßregeln Tediglih in das Reſſort eines einzi- 
gen Minifterrumd gehören. Der Minifterrath erftattet feine Vorträge un- 
mittelbar an den Landesfürften, und die in Folge derfelben erfließenden 
Geſetze erfcheinen in der Form von Patenten mit der Unterfehrift 
fämmtlicher Minifter. 

Behufs der inneren Gefhäftsverwaltung find die einzelnen Minifte- 
rien in Sectionen getheilt, an deren Spite fih je ein Section: 
chef befindet. Die Sectionen zerfallen in Departements, die von 
Minifterialräthen geleitet werden. Die Departements umfaffen mei- 
ftend wieder mehrere Bureaux mit der erforderlicher Anzahl von Sec 
tions räthen, Secretären und Concipiften. und dem untergeord- 
neten Perſonale. 

| 8. 14. 
Minifkerium der auswärtigen Angelegenheiten und des Raiferlichen Haufes. 

Der Wirkungskreis diefes Minifteriums in feiner erften Eigenfchaft 
erjtredt fih auf alle Beziehungen der Monarchie zu fremden Staa- 
‚ten. In fein Reffort gehört demnach, insbefondere die Eorrefpondenz mit 
auswärtigen Höfen und mit den am Faif. öfterrreichifche Hofe accreditirten 
Gefandten fremder Mächte, die Anftelung und Inſtruirung der diplo- 
matifchen Perfonen im Auslande, die Unterhandlungen, fo wie die Ab- 
fhliegung und Aufrechthaltung aller Staatöverträge und die Bertretung 
der Staatdangehörigen in fremden Ländern. 

Es zerfällt in. zwei Sectionen, eine politifche und.eine admini- 
firative Sn der. politifchen Section werden die Gefchäfte der hö— 
heren Politit unter der unmittelbaren Leitung des Minifterd verhandelt. 
In die adminiftrative Section gehören alle, die internationalen Ver— 
. . hältniffe berührenden Angelegenheiten; als: die Ausübung der den frem- 
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den Geſandten zuſtehenden Praͤrogative, Adels- und Ordensverleihungen 
von Seite auswärtiger Souveräne an öſterreichiſche Staatsangehörige, 
Ertheilung von Päſſen, Durchführung gerichtlicher Erkenntniſſe auslän- 
diſcher Gerichte, Auslieferung von Verbrechern, Ein- und Auswanderung, 
Militaͤr⸗Cartelle, Geldliquidirungen mit fremden Staaten, Epaven- und 
Etiftungsangelegenheiten, Gränzregulirumgen, Eifenbahn-, Dampfſchiff⸗ 
fahrt, Poft:, Zoll- und Handelöverträge, das Confularwefen in feinen 
politifhen Beziehungen, kirchliche Angelegenheiten, Regelung des Berhält- 
niffed des deutfchen und des Malthefer-Ordend u. f. w. 

Als Minifterium des kaiſerlichen Haufes beforgt dieſes Mini- 
fterium die ftantörechtlichen Angelegenheiten der Mitglieder der Taiferli- 
hen Familie, forgt für die Aufrechthaltung des Hofceremonield und Tei- 
tet und beauffichtigt das Taiferlihe Haus: und Staatearkid. 

Ein eigened Zahlamt verwaltet die Einnahmen und Ausgaben 
dieſes Minifteriumsd und beforgt den finanziellen Verkehr mit den. Diplo: 
matifhen Agenten Defterreihd im Auslande. 

Diefem Minifterium unterftehen die Taiferlihen Botſchafter und 
der im gleichen Range ftehende Taiferlihe Anternuntius in Konftan- 
finopel, die Sefandten, Minifter-NRefidenten und Gefhäftsträ- 
ger an den fremden Höfen, dann die faiferlihen General-Confuln, 
Gonfuln, Bice-Confuln und Confular-Agenten auf den aus: 
ländifhen Handelsplägen in Beziehung auf den diplomatifchen Gefhäfts- 
verfehr; ferner das Haus- und Staatsarchiv, die orientalifche 
Alademie, d. i. diejenige Lehranftalt, welche zur Bildung der diploma- 
tifhen Agenten für die Staaten des Orients beftimmt ift; endlich die Hof- 
dolmetfcher der orientalifhen Sprachen und die Hof- und Cabinet$- 
Gouriere. 


8. 15. 

Organe für die innere pofififche und polizeiliche Verwaltung 

Das Miniſterium des Innern hat überhaupt für die Kundma- 
hung und Bollziehung der Gefehe, für die Aufrechthaltung und Herſtel⸗ 
lung der Sicherheit, der öffentlichen Ordnung und Ruhe, und für die 
Beförderung des Gemeinmwohles im ganzen Umfange des Reiches zu for- 
gen ($. VII. der Grundzüge für die Organifation der politifchen Ber- 
waltungsbehörden, genehmigt durch die a. h. Entfchliegung vom 26. Juni 
1849, und $. 34. der Inſtr. f. d. politifchen BED, genehmigt mit 
ah. — vom 14. April 1850). 
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Insbeſondere umfaßt der Wirkungskreis deffelben: die Evidenzhal⸗ 
tung der Bevölkerung; die Erhebung und Zufammenftellung ftatiftifcher 
Daten; die Mitwirtung zur Ergänzung, Verpflegung und Cinquartirung 
des Heered ; dag Vorſpannsweſen; die Ueberwachung der Geburtd-, Ehe: 
und Sterberegifter; das Pap-, Heimathe- und Fremdenweſen; die Ber- 
wendung der Gensd'armerie oder der ihre Stelle vertretenden Wach-Corps; 
das Sanitätöwefen; die Gemeinde-Angelegenheiten; die Oberaufficht über 
die Wohlthätigkeitd- und Humanitäts-Anftalten, und über alle öffentlichen 
Inſtitute; die Sorge für. die Integrität und Evidenzhaltung der Reichd- 
und Landeögränzen; die Ueberwachung der Preſſe und der Affoeiationen ; 
die Einflugnahme bei der Erpropriation, bei Streitigkeiten über Waſſer⸗ 
rechte und Bauten, bei der Bildung der Gefchiwornenliften und bei der 
Drganifation und Verwendung der Bürgerwehr (8. IX. der oben ange- 
ührten Grundzüge). 

Außerdem fteht auch die oberfte Leitung der Polizei im ganzen 
Neihe dem Minifterium des Innern zu ($. I. der Grundzüge für die 
Drganifation der Polizeibehörden von 10. December 1850), und es 
hat in dieſer Richtung die Aufgabe: den Gefahren, womit der Mo: . 
narch, das Faiferlihe Haus, die gefegliche Ordnung, fowie überhaupt 
der Nechtöbeftand und die Wohlfahrt ded Staates und der Einzelnen 
bedroht find, auf den gefehlichen Wegen vorzubeugen und zu begegnen, 
die Öffentlihe Ruhe und Ordnung zu erhalten, die Angriffe gegen dieſelbe 
und die Verletzungen der Perfon und des Eigenthumes, mögen fie vom 
Zufalle herrühren oder durch menſchliche Thätigkeit abfichtlih oder unab- 
fihtlih veranlapt werden, zu hindern, bei vorfallenden Störungen der 
Drdnung und Sicherheit dem Lmfichgreifen des Schadens Einhalt zu 
thun, die eingetretenen nachtheiligen Folgen zu befeitigen, endlich bie 

„Mebertreter des Geſetzes auszuforfchen, anzuhalten und den berufenen 
. Behörden zu überliefern ($. I. des Wirkungskreiſes der k. k. Polizei-Be- 
hörden v. 10. December 1850). 

Endlich erfheint das Minifterium des Innern gegenwärtig auch als 
oberfter Lehenhof für alle Iandesfürftlichen Lehen, und übt als folcher 
die lehenherrlichen Rechte aus. 

Die Bertbeilung der Gefhäfte findet in diefem Miniſterium 
theild nah Materien, tbeild nad Kronländern fatt. 

Zur oberften Leitung der Derwaltungs-Angelegenheiten des Medi⸗ 
cinalweſens beftehen bei demfelben zu Folge der Minifterial-Derord- 
nung v. 1. Detober 1850, Nr. 376 des R. ©. BL ein Sanitätd-Rer 
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fer ent und eine fländige Medicinal-Commiffion ($. 18). Der Sa: 
nitäts-Neferent, wozu ftetd ein Arzt gewählt wird, ftcht zum Minifter 
des Innern im Berhältniffe der Unterordnung, wie jeder andere Referent 
des Minifteriumd mit dem Range eines Minifterialrathes (8. 19. ebd.). 


Die Medirinal:Commiffion ift der berathende und begutachtende 
Körper für die Medicinal-Angelegenheiten des ganzen Staated. Cie be- 
fteht aus dem Referenten für das Eanitätöwefen im Minifterium des Innern, 
der zugleich den Borfig führt, dem Referenten ded Quarantaine-Wefend 
beim Handeld-Minifterium, dem ärztlichen Referenten beim Unterricht- 
Minifterium, dann drei anderen Aerzten, einem Wundarzte, einem Apothe- 
fer und einem Thierarzte, welche vom Minifter ded Innern auf 3 Jahre 
ernannt erben. | 


Die dem Stande der Arzte nicht angehörigen Glieder der Commif- 
fion haben bei Berathungen nur dann Stimmrecht, wenn e3 fi um An- 
gelegenheiten ihres Faches handelt. In Fällen, wo die Natur eines der 
Verhandlung der Medicinal-Sommiffion unterliegenden Gegenftandes die 
Beiziehung von befondern Fachmännern wünſchenswerth erfcheinen läßt, 
fann dieß mit Zuftimmung des Minifters gefchehen (88. 20, 21 u. 22 ebd.). 

Unter dem Minifterium ded Innern ftehen an der Spike der Ver— 
waltung der einzelnen Kronländer die vom Kaifer ernannten Statt: 
halter (in Siebenbürgen der Gouverneur, in Croatien und Slavo— 
nien der Banus, in Eerbien und dem Temefer Banate der Bice-Woi- 
wode), welche ald Organe. der [vollziehenden Gewalt die Handhabung 
der Reichs- und Landeögefege zu überwachen, und die Leitung der innern 
Angelegenheiten in dem Umfange ihres ämtlichen Gebietes zu beforgen 
berufen und verpflichtet find ($. I. der Gr. 3. für die Org. d. pol. Verw. 
Beh. vom 26. Juni 1849 u. $. 92 der R. V.). | 

‚Die Statthalter haben das Recht, in den Landtagen felbft, oder 
durch ihre abgeordneten Commiffäre zu erfcheinen und jederzeit da8 Wort 
zu nehmen. An den Abftimmungen der Landtage nehmen fie nur Theil, 
wenn fie Mitglieder derfelben find (8. 93 der R. B.). 

Die Statthalter find in ihrer Gefhäftsführung dafür verantwort- 
lich, daß die Neichögefeße und die Geſetze des betreffenden Kronlandes 
genau beobachtet und gehandhabt werden ($. 94 der R. B.). 

Den Otatthaltern ift zur Beforgung und Unterftüßung in der Ge- 
häftsführung das nöthige Hilföperfonale "heigegeben, aus Statthalterei- 
räthen, Serretären, Concipiften und den erforderlihen Manipulationd- 
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und Dienſtperſonen beſtehend (8. II. der o. a. Gr. 3. und 8. 3. der 
Inſtr. für die pol. Beh. vom 14. April 1850.) 

In Ungarn ſteht dem ‘Präfidenten überdieß ein Bicepräffdent zur 
Seite und im lombardifchvenetianifchen Königreiche ift das Hilfsperfonale 
der Statthalter aus Statthaltereiräthen,- Secretären, Bicefecretären und 
Concepts-Adjuncten, dann dem erforderlichen Manipulation: und Dienft- 
perfonale zufammengefeßt. Die Banal-Regierung für Croatien und Sla- 
vonien befteht, unter dem Vorſitze und der Leitung des Banus, aus dem 
Viceban, dann mehrere Banalräthen, Goncipiften und dem untergeordne- 
ten Perfonale. 

Die Statthaltereien haben übrigens nicht nur die in den Bereich 
des Minifteriumd des Innern zunächft gehörigen Gefchäfte zu beforgen, 
fondern auch als Organe anderer Minifterien, und zwar namentlich 
des Finanz-Minifteriumd, fowie der Minifterien für Cultus und Unter: . 
richt, für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten, für Landeskultur und 
Bergwefen entweder felbftftändig oder mitwirkend einzufchreiten, worüber 
das Nähere am geeigneten Orte vorfommen wird ($. 37 der o. a. Inſtr.). 
Sie fehreiten endlich auch ald landesfürftlihe Lehenftuben ein. 

Die Statthaltereien haben ihren Sitz in Wien für das Kronland 
Defterreich unter der Enns, in Linz für Defterreih ob der Enns, in 
Salzburg für Salzburg, in Graz für Steiermarf in Klagenfurt 
für Kärnten, in Laibach für Krain, in Trieft für die reichdunmittel- 
bare Stadt Trieft mit ihrem Gebiethe, und das Kronland Görz mit Gra- 
disca und Sftrien, in Innsbruck für Tirol und Boralderg, in Prag 
für Böhmen, in Brünn für Mähren, in Troppau für Schlefien, in 
Lemberg für Galizien und Lodomerien mit den Herzogthümern Aufch- 
‚wis und Zator und dem Großherzogthbume Krakau, in Czerno witz für 
die Bulowina, in Zara für Dalmatien, in Agram für Croatien, und 
Slavonien, in Temeswar für Serbien und dad Temefer Banat, in 
Dfen-Peft für Ungam, in Hermannftadt für Siebenbürgen, in 
Mailand für das Lombardifche und in Venedig für das Denctianifche 
Gebieth. 
| Die Verwaltung der croatifch-flavonifchen und banatifch-ferbifchen 
 Militärgränge ift in ihrer ‚bisherigen militärifchen Organifation 
aufrecht erhalten worden ($. 3 des Grundgefepes für diefelde von 7. 
Mai 1850, Nr. 243 des R. G. BL). 

Am Sitze jeder einzelnen Statthalterei befteht als berathender und 
begutachtender Körper für die Medicinal-Angelegenheiten ded ganzen Kron- 
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landes eine ſtändige Medieinal⸗Commiſſion. Sie wird aus einer den 
Berhältniffen des Kronlandes und des Sitzes der Statthalterei entfpre- 
chenden Anzahl von Merzten, dann aus einem Wundarzte, einem Apo- 
thefer und einem Thierarzte gebildet. Den Borfib in diefer Commif- 
fion führt der am Sitze der Statihalterei befindliche Kreis-Mebi- 
cinalralrath und in deſſen Berhinderung fein vom Statthalter ernannter 
Stellvertreter. — Die dem Stande der Aerzte nicht angehörigen Mit- 
glieder der Medicinal-Commiffion können zwar allen Berathungen bei- 
wohnen, haben jedoch nur dann ein. Stimmrecht, wenn es fi um An—⸗ 
gelegenheiten ihres Faches handelt. 

In Fällen, wo die Natur eines der Verhandlung der Medicinal- 
Commiffion unterliegenden Gegenftanded die Beiziehung von befondern 
Fachmännern wünfchenswerth erfcheinen läßt, Tann died mit Zuftimmung 
des Staathalter® gefchehen ($$. 14— 17 der Vdg. ded Minifterd des In⸗ 
nern v. 1. October 1850, Nr. 376 des R. G. .Bl.). 

Behufs der weiteren politifhen Verwaltung find die einzelnen Kron- 
länder entweder unmittelbar in Bezirke, oder zuvörderſt in Kreife 
untergetheilt, die dann erſt wieder in Bezirke zerfallen, je nachdem der 
Umfang ded Landes, oder die bejonderen Verhältniffe der Bevölkerung 
die eine oder die andere diefer Eintheilungen erheifchen. 

Sp zerfällt Defterreih unter der Enns in 17 Bezirke, und 
außerdem bildet noch die Reichs-Haupt- und Nefidenzftadt Wien ein 
eigenes, dem Statthalter unmittelbar unterftehendes Verwaltungsgebieth; 
Defterreih ob der Enns ift in 12, Salzburg in 3 Bezirke ab- 
getheilt; Steiermark zerfällt in 3 Kreife und 19 Bezirke, Kärnten in 
7 Bezirke, Krain in 10 Bezirke; die reihdunmittelbare Stadt Trieft 
ift unmittelbar dem Statthalter untergeordnet, während das Kronland 
Görz (mit Gradisca) und Iſtrien in 2 Kreife und 11 Bezirke zer- 
fallt; Zirol und Borarlberg theilt fih in 4 Kreife und 20 Bezirke; 
Böhmen in 7 Kreife und 19 Bezirke (die Stadt Prag ift unmittel- 
bar der Kreisregierung untergeordnet); Mähren ift in 2 Kreife und 25 
Bezirke, Schlefien in 7 Bezirke eingetheilt; Galizien und Lodome— 
rien mit den Herzogthümern Auſchwitz und Zator und dem Groß— 
berzogthume Krakau zerfällt in 3 Regierungsgebiete, die zufammen 63 
Bezirke umfaffen, während die Bukowina unmittelbar in 6 Bezirke 
fih theilt; Dalmatien umfafft 7 Präfectursbezirke, Croatien und 
Slavonien 6 Gefpannfchaften und 20 Bezirke, Serbien und das 
Temefer Banat 3 VBerwaltungsdiftricte (Kreife), welche wieder in Be 
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zirke zerfallen; Ungarn ift zuvörderſt in 5 Verwaltungsgebiete (Difkricte) 
eingetheilt, welche 44 Comitate (Gefpanfchaften) umfaſſen; Siebenbür- 
gen theilt fih in 5 Kreife und 36 Bezirke; das lombardiſche Ber- 
waltungsgebieth ift in 9 Provinzen (Kreife) und 80 Diftricte (Bezirke), 
und dad venitianifche Verwaltungsgebieth in 8 Provinzen und 79 
Diftricte abgetheilt. 

Die Verwaltung der Kreife wird von den Kreispräfidenten geleitet. 
In jenen Kronländern, welche nicht in Kreife untergetheilt find, fteht der 
Statthalterei auch der Wirkungskreis der Kreidregierung zu. ($. I. der 
o. a. Gr. 3. und 8. 1. der Inſtr. f. d. pol. Beh.). Den Kreiöpräfiden- 
ten find zur Beforgung und Unterftügung in der Gefhäftsführung Kreis- 
räthe, Kreis⸗Concipiſten, Secretäre und Goncepts-Adjuncten, ſo wie das 
erforderliche Kanzlei und Dienftperfonale beigegeben ($. III. der o. a. 
Gr. 3. und &. 3 der o. a. Inſtr.). In Galizien und Lodomerien mit 
den Herzogthümern Auſchwitz und Zator und dem Großherzogthume Kra- 
fau leitet die Berwaltung der Regierungsgebiete ein Regierung 
Präſident, welchem ald Stellvertreter ein Statthaltereirath zur Seite 
fteht. Die Comitatsbehörden in Eroatien und Slavonien find unter dem 
Borfige und der Leitung von Dbergefpänen aus Gomitatöräthen, Gon- 
cipiſten und Erpeditoren gebildet. Die Verwaltung der Diftricte in Un- 
gam wird von den Diftrict3-Obergefpänen und den ihnen bei- 
gegebenen Diftricteräthen, Secretären, Concipiſten und Manipulationdbe- 
amten beforgt. Der Kreispräfldent des Sachfenlandes in Siebenbürgen 
führt den altherfömmlichen Titel des „Srafen der fähfifhen Na- 
tion“. Die Verwaltung der Provinzen des Lombardifch-Venetianifhen Kö— 
nigreiches leitet der Delegat mit dem ihm beigegebenen Amtöperfonale, 
aus einem Bicedelegaten, mehreren Commifjären und Goncept3-Adjuncten , 
einem Officialen und den erforderlichen Manipulationsbeamten und Die⸗ 
nern beſtehend. 

Am Sitze jeder Kreisregierung iſt ein Kreis = Medicinalrath 
aufgeftellt, der dem Kreispräfidenten untergeordnet if, "Er bildet das 
zus Beſorgung der Sanitätögefchäfte des Kreifes vom Staate bes 
ſtellte Organ, doch ift der Kreispräfident angewieſen, bei allen wichtige- 
ren Verhandlungen das Gutachten ärztlicher Commiſſionen einzuholen 
(88. 10— 12 der Vdg. des Minift. des Innern v. 1. October 1850, 
Ar. 376 des R. ©. DL). 

Obwohl die Handhabung der Staatd- und Localpolizei, wie 
ſchon oben bemerkt wurde, in den Gefchäftsbereich der politifchen Behoͤr⸗ 
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den überhaupt gehört, fo fand man es doch für nothwendig, in größeren 
Städten oder in anderen Orten, wo die polizeilichen Gefchäfte eine grö- 
Bere Ausdehnung gewinnen, oder befondere Berhältniffe es erfordern, 
eigene Polizeibehörden zu errichten. Diefe find entweder Stadthanpt- 
mannfchaften und Polizeidirectionen (Polizeipräfecturen, Prefetture dell: 
ordine pubblico, im Lombardifch-Venetianifchen Königreiche) oder Polizei⸗ 
Gommiffariate ($$. 1, 3 a. 4 der Gr. 3. f. d. Organifation der Poli- 
zeibehörden). 

An der Spise der Stadthauptmannfchaften und Polizeidirectionen 
ftebt je ein Stadthauptmann oder Polizeidirector, der unter 
feiner Verantwortung die polizeilichen Gefchäfte feined Rayons zu leiten 
bat, und unmittelbar dem Statthalter untergeordnet iſt. Ihm find nad 
Bedarf ein Vireftadthauptmann als Stellvertreter, Polizeiräthe, Polizei⸗ 
Dbercommiffäre, Polizei-Commiffäre und Concepts-Atjuncten nebſt dem 
fonft erforderlichen Amts- und Dienftperfonale beigegeben. Ebenfo un- 
terfteht ihm die nöthige Zahl von Militär- und Eivil-Polizeitwache (88. 
6, 8 und 9 der o. a. Gr. 3.) 

In fo weit es zur leichteren und Traftvolleren Handhabung der Po- 
lizei erforderlich ift, find die Polizei-Rayond der Stadthauptmannfchaften 
und Polizeidirectionen nad Maßgabe der Bevölferung und der befonde- 
ren 2ocalverhältniffe in Bezirke eingetheilt, in denen eigene‘ Solizei- 
Bezirks⸗-⸗Commiſſariate aufgeftellt find. Diefelben haben einen PBolizei- 
Dbercommiffär oder einen Polizei-Commiffär als leitenden Beamten 
an der Spike, dem das nöthige Perfonale von Beamten und Dienern 
und die erforderlihe Wachmannfchaft beigegeben ift (88. 17 — 20 ebd.). 

Die Bezirke, welche in adminiftrativer Hinficht die unterfte Einthei- 
lung bilden, werden von den Bezirfshauptmännern verwaltet, die zur 
Unterftügung in der Gefchäftsführung Bezirks-Commiſſäre und Secretäre 
nebft dem erforderlichen Amts- und Dienftperfonale zur Seite haben (88. 
I. und III der Gr. 3. und 88. 1 und 3 der Inſtr. f. d. pol. Behörden). 

Die Verwaltung der Präfecturbezirke in Dalmatien leiten und be 
forgen die Präfecten mit den ihnen beigegebenen Commiffären und 
Manipulationsbeamten. In Ungarn ift die Verwaltung der Gefpanfchaf- 
ten den Eomitatsvorftänden anvertraut, denen Secretäre, Concipi- 
ften und Manipulationsbeamte beigegeben find. Der Comitatsvorfiand 
von Jagygien und Kumanien führt den Titel eined Capitäns der Ja— 
guger und Kumaner. In den Diftricten des Lombardifch-Benetianifchen 
Königreich8 werden die Berwaltungsangelegenheiten von Commiffären 











befgrgt, die den Delegaten unmittelbar untergeordnet find. Bei ausge- 
dehnteren oder ſtark bevölterten Territorien können von den Bezirkshaupt⸗ 
mannfchaften ein oder mehrere Bezirfd-Commiffäre zur Erponirung in 
entlegenere Diftricte oder in Ortfchaften, deren fpecielle Verhältniffe es 
erheifchen, verwendet und mit angemefjenen Snftructionen verfehen wer: 
den ($. V der Gr. 3. f. d. Organif. d. pol. Beh.). 

Am Site einer jeden Bezirfshauptmannfchaft-ift in der Regel ein Bez. 
zirksarzt aufgeftellt, der zum Bezirtshauptmanne in dem Berhältniffe der 
Unterordnung eined Bezirkd-Commiffärd fteht (88. 6 u. 7 der Vdg. des 

Minifterd ded Inneren v. 1. October 1850, Nr. 376 de! R. ©. BI). 
Den Bezirkshauptmännern find ferner die an einigen Orten eigend 
errichteten Polizei-Gommiffariate untergeordnet; nur an einigen Orten, 
wo der Kreispräfident feinen Sitz bat, ftehen fie unmittelbar unter die- 
fem Lebteren. Sie haben einen Polizei-Ober-Commiffär oder einen Poli- 
zei-Commiffär an der Spike, dem das erforderliche Amtöperfonale und 
die nöthige Wachmannſchaft beigegeben ift (8$. 39 u. 40 der &r. 3. f. 
d. Polizei-Behörden). 

Sn Ungarn bilden die unterfte Eintheilung des Landes zum Be 
hufe der politifhen Berwaltung die Stuhlbezirke, melde Bezirks— 
Commiſſäre mit dem Titel „adminiſtrative Stuhlrichter“ an der Spitze 
haben, denen als Hilfsbeamte Adjuncten zur Seite ſtehen. 

Außerdem iſt den Gemeinden vom Staate die Beſorgung beitimm- 
ter Öffentlicher Gefchäfte, welche den übertragenen Wirkungskreis der- 
jelben bilden, im Delegationswege zugewiefen ($. III des Gemeinde-Ge- 
ſetzes v. 17. März 1849, Nr. 170 des R. G. BL). Der übertragene 
Wirkungskreis wird durch den Bürgermeifter. oder deffen Stellvertre- 
ter ausgeübt. Die Regierung Tann denfelben ganz oder theilweife auch 
durch von ihr beftellte Beamte vwerfehen Iaffen ($. 126 ebd.). 

Es gehören darunter: die Kundmachung der Geſetze und gefeplichen 
Anordnungen; die Mitwirkung bei dem Conferiptiond- und Rekrutirungs- 
gefchäfte; die. Beforgung der Militär-Bequartirungs- und Borfpannd-An- 
gelegenheiten; die Handhabung der Fremden-Polizei in dem fpeciell -feft- 
geſetzten Umfange, die Ausfertigung von Heimathicheinen, Aufenthalte- und 
Verhaltungs⸗Zeugniſſen; die Auffiht auf Maag und Gewicht ($$. 127 
— 130, 134, 135 u. 137 ebd.). Meberhaupt hat der Bürgermeifter über 
alle Vorkommniſſe in der Gemeinde, welche für die Staatögewalt von 
Intereſſe find, an die Bezirksbehörde Bericht zu erftatten ($. 133 ebd.), 
und alle Amtshandlungen, welche ihm dur das ne oder 

Stubenrauch, Verw.⸗Geſetzk. I. 


durch fpätere Verordnungen zugeiviefen werden, fo wie alle von der Be 
zirksbehörde zukommenden Befehle und Anordnungen des öffentlichen Dien- 
fted genau und in der durch das Geſetz oder die vorgefehte Behörde be- 
zeichneten Weife zu volljiehen ($. 138 ebd.). Die Handhabung der Rein- 
lichfeitd-, Gefundheitd-, Armen-, Straßen, Feuer, Markt, Sittlichkeitd-, 
Bau⸗ und Gefinde- Polizei, dann die Auffiht auf die Gemarkungen und 
die Fürforge für die Sicherheit der Perfon und des Eigenthums gehört 
in den natürlichen Wirkungskreis der Gemeinde, und bildet eine der 
weientlichften Aufgaben des Bürgermeifterd ($. 119 ebd.). 

Außer den genannten Organen find für befondere Zweige der poli- 
tiſchen Gefhäftsführung in einzelnen Orten oder Amtsbezirken eigene 
Behörden beitellt, welche-unter der Leitung und Ueberwachung der poli- 
tifchen Behörden ftehen (8$. 1 und 2 der Inſtr. f. d. pol Beh). Als 
folche erfcheinen: die Marfch-, Quartierd- und Borfpannd - Commifjäre; 
die Verwaltungen der Strafanftalten, Arbeitd- und Beſſerungs⸗, Kranten- 
und Siechen⸗, Irren-, Gebär⸗, Findel- und Waifen-Häufer, der Blinden- 
und Taubſtummen-Inſtitute, der Armen- und DVerforgungshäufer, der 
Pfand- und Leihhäufer (Berfabämter), der Stiftungen u. dal. j 

Die Organifirung der politifchen Werwaltungsbehörden erfolgte 
in Defterreih unter der Enns durch a. h. Entſchl. v. 4. Auguft 
1849 (Erlaß des Minift. des Innern v. 9. Auguft 1849, Nr. 353 des 
R. ©. BL); in Defterreih ob der Enns und Salzburg durd die 
a. h. Entfhl. vom 4. Auguft 1849 (Erlaß des Minift. des Innern vom 
9. Auguft 1849, Nr. 354 des R. G. BL); in Steiermarf durd die 
a: h. Entſchl. v. 13. Auguft 1849 (Erlaß des Minift. des Innern v. 
23. Auguft 1849, Nr. 373 des R. G. BL); in Kärnten dur a. h. 
Entſchl. v. 13. Auguft 1849 (Erlaß des Minift. des Innern v. 23. Auguſt 
1849, Nr. 374 des R. ©. BI); m Krain duch a. h. Entſchl. v. 
13. Auguft 1849 (Erlaß des Minift. d. Innern v. 23. Auguſt 1849, 
Nr. 375 des R. ©. BL); in Trieft, Görz (mit Gradisca) 
und Iſtrien durch a. h. Entfhl. v. 1. October 1849 (Erlaß des 
Minift. des Innern v. 23. Auguft 1849, Nr. 420 des R. ©. BI); 
in Tirol und Vorarlberg durch a. h. Entſchl. v. 4. Auguft 1849 
(Erlaß des Minift. des Innern v. 9. Auguft 1849, Nr. 356 des R. ©. 
DL); in Böhmen durh a. h. Entfhl. v. 4. Auguft 1849 (Erlaß 
des Minift. des Innern. dv. 9. Auguft 1849, Nr. 352 des R. ©. BL); 
in Mähren und Schlefien durch a. h. EntfhL v. A. Auguft 1849 
(Erlap des Minift. des Innern v. 9. Auguft 1849, Ar. 355 de R. G. BL); 








in Galizien und Lodom erien mit den Herzogthümern Auſchwitz und 
Zator und dem Großherzogtbum Krakau durch a. h. Entſchl. v. 29. Sep- 
tember 1850 (Erlaß des Minift. des Innern v. 8. October 1850, Nr. . 
383 des R. ©. BL); in der Bukowina dur a. h. Entſchl. v. 29. Sep⸗ 
tember 1850 (Erlaß des Minift. de® Innern v. 18. October 1850, 
Nr. 384 des R. ©. BI); in Dalmatien durch a. h. Entſchl. v. 
11. Auguft 1850 (Erlaß des Minift. des Innern v. 19. Auguft 1850, 
Nr. 334 des R. ©. BL); in Erovatien und Slavonien durd a. h. 
Entfhl. v. 7. April 1850 (Vdg. des Minift. des Innern v. 12. Juni 
1850, Nr. 245 de8 R. G. BL); in Serbien und dem Temefer Ba- 
nate durh a. h. Entfchl. v. 18. November 1849 (Nr. 25 ded R. ©. 
BL); in Ungarn durh a. h. Entfäl. v. 8. September 1850 (Erlaß 
des Minift. de Innern v. 13. September 1850, Nr. 346 ded R. ©. BL); 
in Siebenbürgen durh a. h. Entfhl. v. 12. Mai 1851 (Vdg. des 
Minift. des Innern v. 12. Mai 1851, Nr. 117 des R. ©. BL); im 
lombardifch-venetianifchen Königreihe durch k. Vdg. v. 31. De 
cember 1850 (Nr. 15 des R. ©. Bl. v. 3. 1851.). 


Diefelben erhielten eine eigene ISnftenetion, welche mit a. h. Entfchl. 
v. 14. April 1850 genehmiget wurde und 112 $$. umfaßt. 


8. 16. 
Derwaltungsorgane für die Juſtizpflege 


Die adminiftrative Leitung des gefammten Juſtizweſens (mit alleini- 
ger Ausnahme der Militär-Gerichtöpflege) fteht dem Juſtiz-Miniſterium 
zu. Es führt die Oberaufflcht über fämmtliche Civil- und Strafgerichte, dann 
über die Staatdanwaltfchaften, die Advocaten und Notare und überhaupt 
über alle bei der Rechtöpflege befehäftigten Perfonen; es beforgt die Aus- 
arbeitung der in das Juſtizfach einfchlagenden Gefekentwärfe, fo wie bie 
Kundmachung der dahin gehörigen Geſetze und Berordnungen. Ihm fteht 
ed zu, jene Verfügungen und Einrichtungen zu treffen, welche geeignet 
find, die conftitutionellen Reformen in der NRechtöpflege, in fo lange dar- 
über nicht definitive Organifationd-Gefete zu Stande kommen, einftweilen 
proviſoriſch in Wirkfamkeit treten zu machen (Vdg. v. 21. Auguft 1848.). 

Die definitive Organifirung diefed Miniſteriums wurde mit a. h. 
Entfhl. v. 16. Rovember 1850 genehmigt. Die fämmtlichen Gefchäfte 
desjelben werden zu Folge einer Minift.-Vdg. v. 28. December 1850 in 
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drei abgefonderten Sectionen, der adminiftrativen, der legislati- 
ven und der Organiſirungs-Section verhandelt und erledigt. 

In das Bereich der adminiftrativen Section fallen der Regel 
nach alle jene Gefchäftd- Gegenftände, weldhe die geregelte Handhabung 
der Suftizverwaltung, die Oberauffiht über die Gerichte, Staatdanwalt- 
haften, Advocaten und Notare und ihre Wechfelbeziehungen zu andern 
Minifterien und Behörden ausländifcher Staaten betreffen. Die Gefchäfte 
diefer Section werden in das Referat für den oberften Gericht: und 
Gaffationshof, in Länder Referate, und in Yach- Referate getheilt. Als 
folche beftehen: Die Redaction des Reichd-Gefeh- und Regierungs - Blat- 
tes; Gefälls-⸗, Tax- und Stämpelfachen, fo wie Grundentlaftungd - Ange- 
legenheiten; — ftatiftifches Bureau und Gefängnißwefen, dann re 
gelegenheiten ; — die Kanzlei- und Haus-Direction. 

Der Wirkungskreis der Tegislativen Section umfaßt die Beur- 
theilung und Begutachtung aller Gefeß-Entwürfe, welche theild durch das 
Juſtizminiſterium felbft zur Entwicklung, Ausbildung und Ergänzung der 
Gefeßgebung und der Recht? - Zuftände in den einzelnen Kronländern be- 
antragt, theild im Einvernehmen und unter Einflußnahme der übrigen 
Minifterien erlaffen werden müffen, und nicht bloß, vorübergehender Art, 
ohne bleibenden Einfluß fein follen. 

Zur Organtfirungd- und Rehnungs - Section gehören im 
Allgemeinen die Leitung und Durchführung der Drganifirungd - Arbeiten 
in den einzelnen Kronländern ohne Ausnahme, und die Richtigftellung 
und Gvidenzhaltung des jährlichen Juftizuoranfchlage® im Ganzen und 
im Detail. 

Die richterlihe Gewalt wird felbftftändig von den Gerichten en 
(8. 99 der R. 2). 


Als oberjte Gerichtsbehörde für den Umfang des ganzen Raiferfna- 
te8 erfcheint der oberfte Gerichts nnd Caſſationshof zu Wien, der 
durch das Pat. v. 7. Auguft 1850 (Nr. 325 des R. G. BL) feine Organi- 
fation erhielt. Er befteht aus einem erften und zweiten Präfidenten, - 
5 Senatspräfidenten, 48 Räthen und dem erforderlichen vilfs— und Kanz⸗ 
lei⸗ Perſonale ($. 2 des eben angeführten Pat.. 

Der oberfte Gerichts- und Caſſationshof hat in allen Civilſachen 
in und außer Streitfadhen in dritter und letzter Inftanz zu entfchei- 
den, in welchen die Dberlandesgerichte (Diftrietual-Öbergerichte in Ungarn) in 
zweiter Inſtanz erkannt haben, in fo ferne nach den beftchenden Gefeben 
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ein Rechtszug gegen dieſe Erkenntniſſe der Oberlandesgerichte zuläſſig 
iſt (&. 3 ebd.). 

In Strafſachen entſcheidet der oberſte Gerichts- und Caſſa— 
tionshof: 

a) Für diejenigen Kronländer, in welchen die Strafprozeß-Ordnung 
vom 17. Jänner 1850 in Wirkſamkeit iſt, (d. i. nach den Pat. v. 
17. Jänner 1850, Nr. 236 des R. ©. BL, in Oeſterreich ob und 
unter der Ennd, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Trieft, 
Görz, Gradidca und Iſtrien, Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mäh- 
ren und Schlefien) nur ald Caſſationshof über die Nichtigkeitö- 
beſchwerden gegen Erkenntniffe der Anklagefammer des Oberlandes- 
gerichted, gegen Endurtheile der Schwurgerichtähöfe, und gegen die 
von den Landesgerichten als Berufungsbehörden gefällten Endurtheile; 

b) bezüglich jener Kronländer, in welchen der II. Abſchnitt des St. ©. 
B. vom 3. September 1803, I. und I. Th. noch in Wirkfamfeit 
iſt (d. i. in Galizien und der Bukowina, Dalmatien und dem lom- 
bardifch-venetianifchen Königreiche), über. alle Straffälle, welche nach 
diefem Gefeße entweder von Amtswegen oder im Recurswege dem 
oberften Gerichtshofe vorzulegen find, oder der politifchen Hofftelle 
vorzulegen waren; 

c) rüdfichtlich der Kronländer Ungarn, Croatien und Slavonien, Sie- 
benbürgen, der Serbifchen Wojwodſchaft und des Temefer Banates 
über alle Straffälle, welche nach den dafelbit geltenden Vorſchriften 
über das Strafverfahren entweder von Amtswegen dem oberften 
Gerichtshofe vorzulegen find, oder in welchen eine nach diefen Vor⸗ 

ſchriften zuläffige Berufung an denfelben ergriffen wurde (8. 5 ebd.). 
Er entſcheidet außerdem: 

a) über Delegationd-Anträge und Geſuche, fo oft es ſich um die De— 
legation einer Rechtsſache aus einem Oberlandeögerichts- (Diftric- 
tual-Obergerichtd:) Sprengel in einen andern handelt; 

b) über Streitigkeiten tegen der Zuftändigfeit, wenn die darüber ftrei- 
tenden Gerichte fich in verfchiedenen Oberlandedgerichts - Sprengeln 

befinden, und auch die u diefer Sprengel fich darüber 
nicht einigen können; ! 

c) über die Ablehnung von ganzen Oberlandeögerichten oder von Ober- 
landesgerichtö-Präfidenten ($. 6 ebd.) ; ferner über Syndilate - Be- 
ſchwerden aus Amtshandlungen der Mitglieder desfelben und aug 
Amtshandlungen der Oberlandesgerichte oder einzelner Mitglieder 
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derſelben, fo wie über Recurſe gegen die von den Oberlandesge⸗ 
richten über Syndikats-Beſchwerden erlaffenen Erkenntniffe (8. 8. ebd.). 


Derfelbe erkennt ald Disciplinar- Kammer nicht nur über alle Dis- 
ciplinar-Bergehen der bei demfelben angeftellten Richter, fondern auch al- 
ler Oberlandesgerichtd-Präfidenten und Räthe, aller Landeögerichtd- oder 
Handels - Präfidenten und aller Senats - Präfidenten, fo wie über Beru- 
fungen gegen Disciplinar-Erkenntniffe der Oberlandesgerichte ($. 9 ebd.). 

In Beziehung auf Erlaffung oder Abänderung von Geſetzen eritat- 
tet der oberfte Gerichts- und Caffationshof auf Verlangen ded Juftiz- 
Minifteriums die von demfelben abgeforderten Gutachten. Ihm fteht es 
auch zu, felbftftändig Anträge auf Erlaffung oder Abänderung von Ge- 
fegen an den Juſtiz-Miniſter zu richten ($. 10 ebd.). 

Nah F 100 d. R. B. wird in Wien ein oberfles Reichsgericht 
‚eingefeßt werden, welches von Amtöwegen auf geführte Klage zu ent 
ſcheiden haben wird: 


1. ald Schiedsgericht bei Streitfragen zwifchen dem Reiche und den 
Kronländern, oder zwifchen einzelnen Kronländern unter fich, in fo 
ferne der Gegenftand nicht in den Bereich der gefehgebende Reichs— 
gewalt gehört; | 

2. ald oberfte Inſtanz bei Verletzungen politifcher Rechte; 

3. als unterfuchende und 'oberfte richtende Behörde: 

a) bei Anklagen gegen die Minifter und Statthalter, dann 
b) bei Verſchwörungen und Attentaten gegen den Monarchen oder 
Negenten und in Fällen von Hoch und Landesverrath. 


Unter dem oberſten Gerichts und Caffationshofe fliehen die Ober: 
Inndesgerichte, und zwar zu Wien für Defterreich unter der Ennd; zu 
Linz für Defterreich ob der Ennd und Salzburg; zu Gras für Steier— 
mar; zu Klagenfurt für Kärnten und Krain; zu Trieft für Die 
Stadt Trieft fammt Umgebung und für Görz, Gradidca umd Iſtrien; 
zu Innsbruck für Tirol und Vorarlberg, mit einem felbitftändigen 
Senate zu Trient für die Landesgerichtöbezirfe Trient und Roveredo, 
deifen Verhältniffe durch die k. Vog. v. 19. April 1850 (Nr. 182 des 
R. ©. BL) näher normirt ift; zu Prag für Böhmen; zu Brünn für 
Mähren und Schlefien; zu Lemberg für Galizien und Lodomerien mit: 
Krakau, Auſchwitz und Zator und der Bukowina, und zwar mit einem 
Senate zu Krakau für die Landesgerichtsbezirke Krakau, Rzeszow und 
Jaslo, und mit einem Senate zu Stanidlau für die Landesgerichts- 
bezirte Stanislau, Tarnopol und Czernowitz; — zu Agram für Croa⸗ 
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tien und Slavonien (unter der Benennung „Banaltafel“); zu Deden- 
burg, Tyrnau, Eperies, Debreczin und Pefth für Ungarn (unter 
der Benennung „Diftrictual-Öbergerichte); zu Hermannftadt für Sie— 
benbürgen; zu Mailand mit einem Senate zu Brescia, und zu 
Benedig mit einem Senate zu Verona (unter der Benennung Corti 
di appello) für dad lombardifch-venetianifche Königreich. 

Die Oberlandeögerichte find zufammengefebt aus Präfidenten, Se- 
natöpräfidenten und Oberlandeögerichteräthen, dann aus Secretären und 
Kanzliſten; es wird ihnen nach Bedürfniß die erforderlishe Anzahl von 
Auscultanten zugewiefen, und ebenfo ift ihnen das nöthige Dienftperfo- 
nale beigegeben ($$. 2, 6 und 7 des organifchen Geſetzes f. d. Gerichte: 
ftellen v. 28. Juni 1850, Nr. 258 dee R. ©. BI). 

Sie erkennen in bürgerlichen Rechtöangelegenheiten, und zwar fowohl 
in Streitfachen als in Gefchäften des Richteramtes außer Streitfachen in 
zweiter Inſtanz, wenn die Entfcheidung in erfter Inſtanz von einem 


Landes⸗- oder Handelögerichte ausgegangen ift, und in dritter und leb-- 


ter Inſtanz, wenn das ihnen untergeordnete Landesgericht in zweiter 
Inſtanz gefprochen hat (88. 110—113 der Jurisdictions-Norm v. 18. Juni 
1850, Nr. 237 des R. ©. BL, dann 88. 3 und 4 der a. h. Entſchl. v. 
3. November 1849 für Ungarn, und 88. 1 und 10 der Suftiz- Minift.- 
Vdg. v. 12. Mai 1851, Nr. 116 des R. ©. Bl. für Siebenbürgen). 
In Straffachen haben die DOberlandesgerichte in- jenen Ländern, in 
welchen die Strafprocefordnung vom 17. Jänner 1850 eingeführt ift, 
ale Antlagefammern über die Anträge auf Verſetzung in den An- 
klageſtand wegen der den Schwurgerichten zugewiefenen Straffälle, fo wie 
über die in Gemäßheit der 88. 238 und 397 diefer Str. Pr. DO. an 
diefelben gelangenden Befchwerden zu entfcheiden ($. 45 Str. Pr. O.); 
in Galizien, in der Bukowina, in Dalmatien und in dem lombardifch- 
venetianifchen Königreiche gehören zu ihrer Competenz alle Straffälle, 
welche nach dem Strafgefeßbuche vom 3. September 1803 I. und II. Theile 
entweder von Amtöwegen oder im Recurswege den Appellationd - Gerich- 
ten oder den Länderftellen (bei den früher f. g. ſchweren Polizei-Uebertre- 
tungen) vorzulegen waren. Die Banaltafel zu Agram entfcheidet als 
zweite Inſtanz in allen Straffachen, welche von den Landesgerichten in 
erfter Inſtanz entfchieden worden find. (17 d. G. 3. der Ger. Berf. für 
&roatien und Slavonien v. 15. Februar 1850 und 8. 26 der k. Vog. 
v. 24. Juli 1850, Nr. 312 des R. ©. BL). Ein Gleiches gilt von den 
Diftrietual-Obergerihten in Ungarn nah 8. 17 der Gr. 3. 
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vom 29. October 1849 und von dem Oberlandedgerichte in Hermann- 
ftabt nah $. 17 der Gr. 3. der Ger. Berf. für Siebenbürgen vom 
20. Suni 1850. 

Unter den Dberlandeögerichten ftehen zuvörderſt die Laudesge⸗ 
richte, die theild als erfte Inſtanzen, theils als Berufungsbehörden, 
fowohl in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten ald in Straffachen fungiren, 
und zwar zählt man deren in Defterreich unter der. Ennd 4, in Defter- 
reih ob der Enns 2, in Salzburg 1, in Steiermark 3, in Kärnten 1, 
in Krain 2, in Görz, Gradisca, Iſtrien und Trieft 3, in Tirol und Bor: 
arlberg 5, in Böhmen 13, in Mähren 6, in Schlefien 2, in Galizien 8, 
in der Bukowina 1, in Dalmatien 4, in Groatien und Slavonien 7, 
in Ungarn noch unbeftimmt, in Siebenbürgen 5, im lombardifchen Ge- 
biete 9 und im venetianifchen Gebiete 8 unter der Benennung Corti di 
Giustizia. Diefe Gerichtähöfe beftehen aus einem Präfidenten, mehreren Se- 
natöpräfidenten, Räthen und Affefforen, dann aus Secretären, Archiva- 
ren, _den Directoren und fonftigen Beamten der Grundbuchd- und Depo— 
fitenämter, aus Kanzliften und Gerichtönoliziehern, fo wie dem erforder: 
derlichen Dienerperfonale; auch werden ihnen nach Berürfnig Auscultan- 
ten zugewiefen (8$. 3, 6 und 7 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 
des R. G. BL. 

Die Competenz derſelben in bürgerlichen Rechtsangelegen— 
heiten iſt durch die bereits o. a. Jur. Norm v. 18. Juni 1850 in der 
Art feſtgeſetzt, daß fie als erſte Inſtanzen ſowohl in Perfonal- Streit- 
ſachen und Real-Angelegenheiten, als bei der Ausübung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit dann einzuſchreiten haben, wenn es ſich nicht um minder 
bedeutende, örtliche, eine vorzüglich raſche und unkoſtſpielige Behandlung 
erheiſchende Rechtsſachen handelt, und als zweite Inſtanzen über Beru- . 
fung gegen Entſcheidungen der ihnen untergeordneten Bezirksgerichte erkennen. 

In ähnlicher Weiſe iſt auch durch die o. a. Gr. Z. der Ger. Verf. 
für Croatien und Slavonien, und für Ungarn der Wirkungskreis der Lan- 
deögerichte beftimmt worden. In Siebenbürgen erfcheinen fie nach der 
Minift. Vdg. v. 12. Mai 1851 (Nr. 116 des R. G. BL) in bürgerli- 
chen Nechtsangelegenheiten nur ald Berufungs-Inſtanzen gegen die Ent- 
ſcheidungen und Erkenntniffe der Bezirkd-Einzelngerichte. 

In Strafſachen üben die Landeögerichte das Nichteramt nach der 
Str. Pr. O. v. 17. Jänner 1850 ebenfalld theild in erfter, theils in 
zweiter Inſtanz. Ä 

In erſter Inſtanz haben fie durch einen aus ihrer Mitte gebil- 
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deten Senat ald Bezirkä-Collegialgerichte für den Umfang eines beftimm- 
ten Bezirkes die in den 88. 11—13 der Str. Pr. D. denfelben zugemie- 
fene Wirkfamkeit auszuüben. Außerdem werden vorzüglich aus ihrer Mitte 
die Richter zu den Gefchwornengerichten beftellt. In zweiter und 
"Tester Inſtanz entfcheiden die Landesgerichte über die Beſchwerden 
gegen die von den Bezirkögerichten in Uebertretungsfällen ergangenen 
Erkenntniſſe und über Befchwerden gegen Erfenntniffe der Strafgerichte 
über Vergehen und über die nicht den Schwurgerichten zugewiefenen Ber- 
brechen (88. 14—16 und 88. 21 und 22 der Str. Pr. D.). In jenen 
Ländern, in welchen die Str. Pr. D. nit eingeführt ift, wird ihre Com— 
petenz in Strafangelegenheiten erft näher feftgeftellt werden. 

Borläufige Andeutungen enthalten die mehrerwähnten Grundzüge 
der Gerichtöverfaffung für die einzelnen Kronländer. 

Weiters unterftehen den Oberlandesgerichten die Handelsgerichte, 
die theild abgefonderte Senate der betreffenden Landesgerichte (in 
Siebenbürgen der Bezirkd-Collegialgerichte) bilden, theils als felbitftän- 
dige Behörden erfcheinen. Letzteres ift der Fall in Wien, Trieft, Peſth, 
Mailand und Venedig. Diefe beftehen aus einem PBräfidenten, einem 
oder mehreren Senatspräfidenten, Räthen und Affefforen, dann aus Se- 
eretären, Arcchivaren, den Directoren und fonftigen Beamten der Depofi- 
tenämter, aus Kanzliften und Gerichtöpollziehern, endlich aus dem erfor: 
derlichen Diener-Perfonale. Sowohl bei den Handelöfenaten als bei den 
ſelbſtſtändigen Handelögerichten befinden fih fahverftändige Beifi- 
ber aus dem Handelsftande, die nach eingeholtem Gutachten ver 
betreffenden Handeld- und Gewerbefammern durch den Juſtizminiſter im 
Einvernehmen mit dem Minifter des Handeld ernannt werden ($$. 3, 7 
und 27 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. BI. und $. 5 
der Minift. Vog. v. 26 März 1850, Nr. 122 des R. ©. Bl.). 

Die Handelögerichte üben bloß eine Civilgerichtsbarkeit und 
zwar in Handeld- und Wechſelſachen aus. 

Die Seegerichtsbarkeit wird geübt von dem Handeld- und Seege- 
richte zu Trieft für den Sprengel des Triefter Landeögerichtes und die 
Küftenbezirte Monfalcone und Cervignano, dann von den Handelsfenaten 
der Landesgerichte zu Görz und Rovigno, fo wie der Landesgerichte in 
Croatien und Slavonien und von dem Handelögerichte zu Venedig für 
den ganzen Umfang ded lombardifchwenetianifchen Königreiche.- Außer: 
dem haben die Hafenämter in Streitigkeiten unter den Seeleuten, wegen 

Zahlung des Lohnes, Berabreihung der Mundvorräthe, Leiftung der 
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Schiffedienfte u. f. w. dann in Haverei- und Entſchädigungsſachen pro- 
viſpriſche Maßregeln zu treffen, und wenn die Parteien damit einverftan- 
den find, als Schiedärichter zu entfcheiden, und ebenfo ift den kaiſ. öfter- 
reichiſchen Conſuln im Auslande das Recht eingeräumt, hei vorkommenden 
Streitigkeiten zwifchen den Gapitänen und der Schiffsmannſchaft fchieds- 
richterlihe Functionen zu üben, und bei Schiffbruchafällen öfterreichifcher 
Handelöfahrzeuge die ſ. g. prova di Fortuna aufzunehmen (Editto politico 
di navigazione v. 25. April 1774, 8. 75 und Hfkmrd. v. 27. September 
1834, Rr. 2671 der J. G. ©). In der Levante find ihnen noch aus- 
gedehntere Befugniffe eingeräumt. 

In wie fern, an welchen Orten und mit welcher Competenz eigene 
Fachmäunergerichte in's Leben zu rufen feien, ift noch nicht feftgeftellt. 

AS VBerggerichte fungiren .eigene Senate der befonders bezeichne- 
ten Landesgerichte (in Siebenbürgen der Bezirkötollegialgerichte), welchen 
außer dem gewöhnlichen Nichterperfonale auch Bergbaulundige bei- 
. gegeben find, deren Ernennung über Vorfchlag der dazu berufenen Kör- 

perſchaften durch den ZuftizMinifter im Einvernehmen mit den Minifter 
der Zanded-Eultur und des Bergmwefend erfolgt (88. 3 u. 27 des Bat. 
v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. BI). 

Solche berggerichtlihe Senate beftehen zu St. Pölten für Defterreich 
unter der Enns, zu Steyer für Defterreich ob der Enns, in Salzburg für 
dad Kronland Salzburg, zu Leoben, Grab und Eilli für Steiermark, zu 
Klagenfurt für Kärnten, zu Laibach für Krain und für den Oberlandes- 
gerichtd-Bezirk von Trieft, in Tirol und Voralberg zu Innsbruck für die 
Sprengel der Landesgerichte zu Innsbruck, Bogen und Feldkirch und zu 
- Trient für die Sprengel der Landeögerichte zu Trient und Roveredo, in 
Böhmen zu Kuttenberg für die Sprengel der Landesgerichte Kuttenberg, 
Budweis, Tabor, Chrudim, Königgräß und Gitfchin, zu Brüg für die 
Sprengel der Landesgerichte Brür, Eger, Böhmifh Leippa und Reichen- 
berg, und zu Pilfen für die Sprengel der Landeögerichte Püfen, Piſek 
und Prag, zu Olmüs für Mähren und Schlefien, in Galizien zu Lem— 
berg, Praemysl und Sambor, zu Krakau für die Landesgerichtöbezirke 
Krakau, Rzeszow und Jaslo, zu Stanislau für die Landeögerichtöbezirke 
Stanidlau und Tarnopol, zu Czernowitz für die Bulovina, zu Agram 
für Eroatien und Slavonien, und in Siebenbürgen zu Deed- für feinen 
eigenen Sprengel und jenen der. Bezirks⸗Collegialgerichte Naszod, Sza- 
mos-Ujvär, Biſtritz, Szilägy-Somlyo und Klauſenburg, und zu Carlöburg 
für den Sprengel der Collegialgerihte Carlsburg, Hermannftadt, Mediäs, 
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Schäsburg, Thorda, Maros-Väſaͤrhely, Udvarhely, Fogaras, Deva, Broos, 
Görgeny⸗Szt.⸗Imre, Kronſtadt, Czik-⸗Szereda und Kezdi- Vafärhely. Die 
Sprengel der berggerichtlichen Senate in Dalmatien, in Ungarn und im 
lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiche werden erft näher beftimmt werben- 

Weiters befteht zu Wien das Oberfthofmarfchallamt, welches be- 
reits? durch die Vog. v. 5. Auguft 1642 und v. 17. Juni 1753 feine 
Organifation erhielt, und deſſen Gerichtöbarkeit über die Mitglieder des 
faiferlihen Haufes und über die Perfonen, weldhen das Recht der Erterri- 
torialität zufteht, auch durch den $. 105 der NR. DB. und den Abſ. IL 
des Pat. v. 18. Juni 1850, Nr. 237 des R. ©. Blaufrecht erhalten wurde. 

In Ungarn und Siebenbürgen wird jener Theil der Eheftreitigkei- ' 
ten, welcher die Giltigfeit des Chebandes und die Scheidung betrifft, einft- 
weilen noch der Entſcheidung der fehon früher beftandenen geiftlichen Ge: 
richtsftühle überlaffen, die aus Kanonikern und andern von den a: 
fen defignirten Doctoren und Beifigern beftehen. 

Die Sprengel der Landesgerichte find zum Behufe ber Mechtäpffege 
wieder in Bezirke getheilt, deren Umfang mit Nüdficht auf die Orte- 
und Bevölkerungs-Verhältniſſe feftgefeßt wurde In jedem diefer Be 
zirte befteht ein Bezirksgericht ald Einzelgericht, welches mit dem 
Bezirkörichter und einem oder mehreren Adjuncten, ferner mit Grundbuchs⸗ 
führern, Kanzliften und Gericht3dienern, infofern letztere die Geſchäfte der 
Gerichtsvollzieher beforgen, endlich mit dem erforderlichen Dienerperfonale 
befest if. Auch werden ihm nad Bedürfniß Auscultanten zugewiefen 
(88. 5, 6 u. 7 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. BI). 
Solche Bezirkögerichte befinden fih: in Wien 8, in den übrigen Landed- 
theilen von Defterreih unter der Ennd 73, in Defterreih ob der Enns 
47, in Salzburg 23, in Steiermark 67, in Kärnten 29, in train 32, in 
Trieft, Görz, Gradisca und Sftrien 30, in Tirol und Boralberg 72, in 
Böhmen 210, in Mähren 78, in Schlefien 22, in Galizien 201 (wovon 
einftweilen nur 100 organifirt werden), in der Bukowina 17 (wovon einft- 
mweilen nur 12 organifirtt werden), in Dalmatien 32, in Croatien und 
Slavonien 57, in Ungarn noch unbeftimmt, in Siebenbürgen 59, in der 
Lombardei 80, und im Venetianiſchen ebenfalld 80 (unter der Benennung 
von Präturen). 

Die Bezirfögerichte haben in bürgerlichen Rechtsſachen als 
erfte Inftanzen in allen Fällen einzufchreiten, welche nicht den Lan- 
deögerichten (in Siebenbürgen den Bezirkd-Gollegialgerichten) oder den be- 
jonders beſtehenden Qaufalgerichten zugemwiefen find, alfo vorzüglich in 
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minder ‚bedeutenden, örtlichen oder eine raſche und unfoftfpielige Behand: 
lung erheifchenden Rechtöftreitigleiten, und in den meiften Angelegenbei- 
ten des f. g. adeligen Richteramte®. 

Sn Straffahen entfcheiden diefelben in jenen Ländern, in wel- 
hen die St. Pr. O. v. 17. Jänner 1850 eingeführt ift, über alle Ueber— 
tretungen, welche nicht der Gemeindepolizei zugemwiefen find. In Bezie- 
bung auf Berbrechen und Bergehen liegt ihnen jene Mitwirkung ob, welche 
in der erwähnten Str. Pr. D. indbefondere feftgefegt ift ($. 9 der Str. 
Pr. O.). 

In jenen Ländern, in weldhen die St. Pr. D. keine Giltigfeit hat, 
wird ihre ftrafgerichtlihe Kompetenz erft näher abgegränzt werden. 

Don dieſen Bezirkögerichten ift in jedem Kronlande eine entfpre- 
chende Anzahl duch Zuweiſung von geprüften Richtern als Affefforen, 
Behufs der. Ausübung der Strafgerihtsbarkeit zu Bezirks-Golle⸗ 
gialgerichten gebildet, und zwar in Defterreih unter der Enns 11, in 
Defterreih ob der Enns 9, in Salzburg 3, in Steiermark 16, in Kärn- 
ten 5, in Krain 7, in Trieſt, Görz, Gradisca und Sftrien 7, in Zirol 
und Poralberg 4, in Böhmen 30, in Mähren 19, in Schlefien 3, in 
Galizien 38 (wovon einftweilen nur 27 organifirt werden), in der Buko— 
wina 4 (wovon einftweilen nur 2 organirt werden), in Dalmatien 6, in 
Ungarn noch unbeftimmt, in der Lombardei 26 und im DBenetianifchen 
24 (unter der Benennung Gollegial-Präturen). In Siebenbürgen befte- 
ben 20 Bezirkd-Collegialgerichte, die aber einen von den übrigen Ge- 
richtsbehörden diefer Art etwas abweichenden Wirkungsfreid haben. 

Die Bezirkscollegialgerichte find gebildet aud den Bezirkärich- 
tern erfter Claſſe und Affefforern, dann aus Grundbuchsführern, Kanzliften, 
Gefangenauffehern und Gerichtsvollziehern ($. 4 des Pat. vom 28. Juni 
1850, Nr. 258 des R. ©. DI). 

Es ift ihnen in der Regel nur ein ftrafgerichtlicher Wirkungd- 
freid zugewiefen. Bezüglich jener mindern Verbrechen und Vergehen näm- 
fich, welche der Art. IX der Einführungs-Berordnung zur Str. Pr. O. vom 
17. Jänner 1850 bezeichnet, fteht ihnen fowohl die Vorunterfuchung, als 
die Hauptverhandlung und Entfcheidung in erfter Inſtanz zu; rückſichtlich 
jener ftrafbaren Handlungen dagegen, welche durch den VII. Art. des ge 
nannten Geſetzes den Schwurgerichten zugewiefen find, haben fie nur die 
Dorunterfuchung zu führen (88. 11 u. 12 der Str. Pr. O.). 

In Siebenbürgen find die Bezirkd-Collegialgerichte auch erfte 
Inftanzen in bürgerlichen NRechtdangelegenheiten, indbefondere in Grund- 
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buchs⸗ und Intabulationsſachen, und Berufungsbehörden in Anfehung je- 
ner Straffälle, welche in erſter Inſtanz den Bezirtö-Einzelgerichten zuge: 
wiefen werden. 

Meberhaupt wird ihre Competenz in jenen Kronländern, in welchen 
die Str. Pr. O. vom 17. Jänner 1850 und die Jurisdictions-Norm 
vom 18. uni 1850 nicht eingeführt ift, noch näher regulirt werden. 

in Ervatien und Slavonien haben die Gemeindevorftände 
über alle Klagen, deren Werthbetrag 12 fl. C. M., in Städten und Mär: 
ten aber Sechzig Gulden C. M. nicht überfteigt, fo wie über alle Strei- 
tigkeiten, welche aus dem Zufammenleben mehrerer Familien in einem 
und demfelben Haufe oder aus der Gemeinfchaftlichkeit des MWirthfchafts- 
betriebes entfpringen, für den Fall, daß ſich beide Theile dem Ausfpruche 
derfelben freiwillig unterwerfen, als Friedensrichter endgültig zu entfcheiden, 


ohne daß von ihrem Spruche eine weitere Berufung Statt findet. 


In Ungarn ift in jedem mit einer Gemeindeordnung verfehenen Orte 
den Einwohnern deffelben geftattet, Klagen, deren Werthbetrag 12 fl. 
C. M. nicht überfteigt, vor den Ortsvorſtand zu bringen. Letzterer 
entfcheidet ald Friedensrichter die Klagen endgültig, ohne daß von fei- 
nem Spruche eine weitere Berufung Statt findet. Doch fteht dem Klä— 
ger in Betreff der angedeuteten Klagen frei, mit Umgehung des Orte- 
vorſtandes fich auch alffogleih an den Bezirkörichter zu menden. 

In Siebenbürgen können in jedem mit einer Gemeindeordnung 
verfehenen Orte die Einwohner ihre Klagen, wenn dern Werthbetrag 
12 Gulden C. M. nicht überfteigt, bei dem Gemeindevorftande anbrin- 
gen,. gegen deffen Entfcheidung fohin nur die Befchwerde an das Bezirke: 
gericht zuläffig ift; auch find die Gemeindevorftände in anderen Streit- 
fachen auf Verlangen der Parteien Vergleichsverfuche anzuftellen verpflich- 
tet, ehe die Klage vor dem competenten Richter angebracht wird. 

Ueberhaupt beftimmf der $. 122 des Gemeindegefebes vom 17. März 
1849, daß der Gemeindenorftand das Recht hat, Uebertretungen der 

zur Handhabung der Localpolizei getroffenen Maßregeln und DVerfügun- 
gen mit Geldbußen bis zum Betrage von 10 fl. C. M. zu ahnden, die 
nah $ 124 ebd. im Falle der Zahlungsunfähigkeit in entfprechende Ar: 
beiten zum Nutzen der Gemeinde bis zur Dauer einer-Woche umgewandelt 
werden können. 


Die Strafgerichtöbarfeit in Sefällgübertretungen wird von 
den eigen® dazu beftellten Gefällsgerichten ausgeübt, in deren Beſtand 
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durch die neuen Organifationsvorfchriften nichts geändert wurde ($. 19 
der Gr. 3. der Ger. Berf.). 

Zur Unterſuchung und Entfcheidung über Gefällgübertretungen find 
nah dem $. 516 des Str. Gef. über Gefälldübertretungen vom 11. Juli 
1835 zuwörderft die leitenden Gefaͤllsbehörden berufen, in fo fern es 
fih um mindere Straffälligkeiten handelt. Für wichtigere Fälle, mit 
Ausfhluß derjenigen, für die das Geſetz die Strafverfchärfung des Ber- 
Iuftes von Rechten und Befugniffen, der Abfchaffung oder der Belannt- 
machung des Namens anordnet oder geftattet, beftehen eigene Gefälle: 
Bezirksgerichte, die aus zweien für das Conceptöfach beftellten Beamten 
der die Gefälldangelegenheiten leitenden Bezirföbehörde, aus zweien für 
dad Nichteramt angeftellten Beifitern, unter dem Vorſiztze eines rechts— 
fundigen Staatöbeamten, und unter Beigebung eines Protokollsführers 
zufammengefeßt werden (88. 517, 794 und 795 des Gef. Str. G., dann 
Hoffmr. Pr. Deer. v. 29. Jänner 1836, 3. 508 und v. 6. a 
1836, 3. 332.). 


Die Gefällsobergericgte find zur — aller, dem Erkennt⸗ 
niſſe der Bezirksbehörden und Bezirksgerichte nicht zugewieſenen Straf—⸗ 
fälle und der im weitern Zuge gegen das Verfahren oder Erkenntniß 
der Bezirksgerichte an das Obergericht gelangenden Verhandlungen beru- 
fen. Das Präſidium derſelben iſt in der Regel mit jenem des Oberlan- 
deögerichtes (früher des Apellationdgerichtes) vereinigt. Zu Beifigern 
werden von dem BVorftande der leitenden Finauz - Landesbehörde zwei 
Beamte aud dem Status diefer Behörde abgeordnet. Die Sikung des 
Gefällsobergerichtes bildet einen Senat des Ober » Landesgerichted. Die 
zur Führung ded Rathsprotokolles und Erpedirung der Befchlüffe erfor- 
derlichen Beamten find aus dem Perfonalftande der fyinanz - Landes- 
behörde beftimmt; auch das Einreichungsprotofoll, dad Erpedit und die 
Regiftratur wird bei der Yinanz- Landesbehörde, jedoch abgefondert von 
jenen der adminiftrativen Gegenftände geführt ($$. 518 und 797 des 
Gef. Str. ©. und Hofkmr. Pr. Decr. v. 29. Jänner 1836, 3. 508). 


Derlei Gefälldobergerichte beftehen zu Wien für Defterreich ob und 
unter der Enns und Salzburg; zu Gras für Steiermark, Kärnten und 
Krain; zu Trieft für Görz, Gradisca, Iſtrien und Trieft; zu Prag für 
Böhmen; zu Olmütz für Mähren und Schlefin; zu Lemberg für 
Galizien; zu Mailand für die Lombardei und zu Benedig für das 
venetianifche Gebiet. Die höchſte Inflanz für Gefällgübertretungen ift das 
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oberſte Gefällsgericht zu Wien, welches über die im weiteren Zuge 
gegen die Entſcheidungen der Obergerichte an dasſelbe gelangenden An⸗ 
gelegenheiten zu erkennen hat. Das Präſidium desſelben führt der Prä— 
ſident des oberſten Gerichts- und Caſſationshofes. Es wird aus Juſtiz— 
räthen und Beiſitzern der oberſten Finanzbehörde gebildet (88. 519 und 
797 des Gef. Str. Gef. und Hofkmr. Pr. Der. v 29. Jänner 1836, 
3. 508.) | 

Außerdem ift die Erhebung des Thatbeftanded über Gefällsübertre- 
tungen und über die von jemandem nach den Vorſchriften zu Teiftenden 
Nachweiſungen, dann die Aufnehmung der Unterfuchung gegen die Be- 
[huldigten den Die Gefällsangelegenheiten leitenden Bezirks— 
behörden zugewieſen. An Orten, in denen es die Umftände erheifchen, 
werden au Staatsbeamte, die mit der erforderlichen Befähigung 
verfehen find, zu diefen Erhebungen und Unterfuchungen eigens beftellt; 
und in nicht erheblichen und nicht verwicelten Fällen kann aus wichtigen 
Gründen felbft ein untergeordnetes Amt, im Wege der Vertretung, 
zur Erhebung des Ihatbeftandes oder zur Unterfuchung des Befchuldig- 
ten beftimmt werden.‘ In den Orten endlich, in denen ed wichtigen Hin- 
derniffen unterliegt, die Erhebungen und Unterfuchungen durch die vor- 
erwähnten Behörden oder Beamten vollzichen zu laſſen, pflegen die zur 
Cinhebung der Zölle, oder der Verzehrungsfteuer , oder zu den Amts: 
handlungen der Waaren - Controlle beftellten Gefällsämter bei minderen 
Straffälligkeiten die Erhebung des Thatbeſtandes und die Unterfuchung, 
in andern Fällen hingegen diejenigen Amtshandlungen, die ihnen das 
Geſetz ausdrücklich zumeifet (88. 510—515 des Gef. Str. Gef.). 

In Croatien und Slavonien, in Ungam und in Siebenbürgen wurde 
die bisher beftandene Gameral- Gerihtsbarkeit in Gefälld- und 
Zolldefraudationsfachen aufrecht erhalten, und nur die Beſtimmung ge- 
froffen, daß in ſolchen Fällen ftetd zwei zur Ausübung des Richteramtes 
berufene Taiferliche Juſtizbeamte beizuziehen find, welche an der Berath- 
ſchlagung und Schlupfaffung mit entfheidender Stimme Antheil zu neh- 
men haben (Bal. die o. a. Gr. 3. der Ger. Verf. für die genannten 
Kreonländer.). 

Reben den Gerichtöbehörden befteht das Inſtitut der Staatsan⸗ 
waltfgaft, deifen Ihätigkeit fich theils unmittelbar auf die Ausübung 
der Gerechtigkeitspflege fowohl in Civil- ald in Straffachen, theild auf 
die adminiftrative Leitung der Juſtiz und auf die Verbefferung und rich— 

tige Anwendung der Juſtizgeſetze im Allgemeinen bezieht. 
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An dem oberſten Gerichts- und Caſſationshofe iſt ein General: 
procurator mit der erforderlichen Anzahl von Stellvertretern beſtellt, 
welche General⸗Advocaten heißen. 


Zu feinem Wirkungskreife gehört indbefondere die Beteiligung bei 
den Verhandlungen über alle in Gemäßheit der Strafprozeß - Ordnung 
vom 17. Jänner 1850 an den oberften Gerichts- und Caffationdhof ge: 
langenden Straffälle, fo wie über alle in den 88. 6— 10 des Pat. v. 
8. Auguft 1850, Nr. 325 des R. G. Bl. demfelben zugewiefenen Gegen- 
ftände. Er ift der oberfte Wächter der Rechtseinheit und der richtigen 
Anwendung ded Geſetzes. Ihm liegt e8 daher ob, felbit gegen rechtskräf— 
tige Straferkenntniffe, die. auf unrichtiger Anwendung ded Geſetzes beru- 
hen, von Amtöwegen oder über Auftrag des Suftiz-Minifters die Nichkig- 
feitöbefchwerde zur Wahrung des Gefeged zu ergreifen. In Civilfachen 
hat er, wenn er entweder von einer ungleichen Rechtsanwendung in ver⸗ 
fchiedenen Kronländern, oder von einer unrichtigen Auslegung ded Gefe- 
bed Kenntniß erlangt, über Auftrag des Juſtiz-Miniſters die Abhaltung 
einer befondern Plenarfigung des oberften Gerichts- und Gaffationdhofes 
zum Behufe der Entfcheidung der ftreitigen Nechtöfrage zu beantragen. 
Eine ſolche Entfcheidung hat den untergeordneten Gerichten ald Exläute- 
rung zu dienen. Der General-Procurator am oberften Gerichts- und Caſſa— 
tionshofe ift unmittelbar dem Juſtiz⸗Miniſter untergeordnet. Er erftattet dem- 
felben nach dem Ende jeden Jahres Bericht über die im Laufe desfelben von 
dem oberjten Gerichte- und Caffationshofe 'erledigten und am Schluffe 
des Jahres anhängig gebliebenen Rechtsſachen, fo wie überhaupt über 
den Zuftand und Gang der Rechtöpflege und über die wahrgenommenen 
Gebrechen der Gefeßgebung und des Gefchäftsganged (88. 33 — 38 des 
Pat. v. 8. Auguft 1850, Nr. 325 des R. ©. Bl.). , 
| Bei den Oberlandesgerichten und den oberlandesgerichtlichen 

Senaten find General:Procuratoren beftellt, deren Wirkungskreis fich 
über den ganzen Oberlandeögerichtöfprengel erftredkt. 

Bei den Landesgerichten und bei den Bezirke - Eollegial- 
gerichten fungiren Staatsanwälte, denen eine dem Maße der Ge: 
ſchäfte entjprechende Anzahl von Stellvertretern, nebft dem erforderlichen 
Kanzlei- und Dienftperfonale beigegeben ift (88. 1—5 des organifchen 
Geſetzes für die Staatsanwaltfhaft vom 18. Juli 1850, Nr. 266 des 
R. G. Bl.). 


Bei den vor die— Bezirksgerichte sehen Mebertretungen, welche 
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einer Unterſuchüng oder Beftrafung von Amtöwegen unterliegen, werden 
die Verrichtungen der Staatsanwaltfchaft an Orten, wo fich eigene Polt- 
zeibehörben befinden, durch die vom Generalprocurator am Oberlanded- 
‚gerichte bezeichneten Bolizei - Commiffäre, an anderen Orten dur 
den Gemreindevorfteher oder deffen Stellvertreter ausgeübt. Sie find 
dabei dem Staatdanwalte an dem Bezirkd - Collegial - Gerichte, in deſſen 
Bezirke fie fich befinden, untergeordnet, haben deffen Weifungen zu be- 
folgen, und demfelden alle Monate einen Ausweis über die von ihnen 
verfolgten Webertretungen und den Erfolg derfelben vorzulegen. Dieſer 
Staatsanwalt ift auch befugt, fich bei den vor das. Bezirkfögericht gehöri— 
"gen Unterfuchungen und Verhandlungen jelbft zu betheiligen ($. 437 der 
Str. Pr. O. v. 17. Jänner 1850). Ä 
In Eroatien und Slavonien, in Ungarn und in Siebenbürgen find 
“ „die Gefchäfte des früher beftandenen Directorated der königlichen Rechts— 
fachen (causarum regalium directoratus) und der Fiscale an die Staate- 
anwaltfchaften übergegangen (Vdg. des Juſtiz-Miniſteriums v. 30. Juni 
1850, Nr. 259 EN. ©. BI). 
Die Organifirung der Gerichte und Staatsanwaltfchaften er- 
folgte nah den Grundzügen vom 14. Juni 1849 (Nr. 278 des R. ©. 
. 31) in Oefterreich unter der Enns durch k. Vdg- v. 26. Juni 1849, 
Nr. 288 de8 R. G. BL; in Defterreih ob der Enns und Salzburg 
durch k. Vdg. v. 26. Juni 1849, Nr. 289 des R. ©. Bl.; in Steier- ” 
„mark dur k. Dog. v. 25. Juli 1849, Nr. 339 des R. G. BL; in Kärn- 
ten und Krain durch k. Vdg. v. 26. Juli 1849, Nr. 340 des R. G. BL; 
in Görz, Gradidca, Sftrien und Trieft durch k. Vdg. v. 1. Auguft 1849, 
Nr. 343 des R. G. BL; in Tirol und Borarlberg durch k. Vdg. v. 
26. Zuni 1849, Nr. 292 des R. ©. Bl.; in Böhmen durch k. Vdg. v. 
26. Juni 1849, Nr. 290 des R. G. Bl.; in Mähren und Schlefien 
durch k. Vdg. v. 16. Juni 1849, Nr. 291 des R. ©. BL; in Galizien 
und der Bukowina durch k Vdg. v. 6. November 1850, Nr. 497 des 
R. ©. Bl; in Dalmatien durch k. Vdg. v. 17. Juli 1850, Nr. 313 des 
R. G. BL; in Croatien und Slavonien durch k. Vdg. v. 24. Mai 1850, 
. Rt. 303 des R. ©. Bl.; in Ungarn durch a h. Entſchl. v. 3. November 
1849 ; in Siebenbürgen durch a. h. Entſchl. v. 12. Mai 1851, Nr. 116 des 
—R. ©. BL; und im lombardifch-venetianifchen Königreiche durch k. Vdg. 
2». 3. Jänner 1851, Nr. 9 des R. G. Bl 
Die Organifation des oberften Gerichts- und Caffationshpfes wurde 
. dur das Pat. v. 7. Auguft 1850, Nr. 325 des R. ©. . feitgefebt; 


Stubenraud, Verwalt.⸗Geſetzk. I. 
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für die übrigen Gerichtsbehörden beſteht das organiſche Geſetz vom 
28. Juni 1850, Nr. 258 des R. G. Bl und für die Staatsanwalt⸗ 
[haften da8 organifche Gefeb vom 10. Juli 1850, Nr. 266 des 
N. ©. Bl. Der Wirkungskreis endlich ift den Gerichten in Beziehung 
auf bürgerliche Rechtsangelegenheiten durch die Jurisdictionsnorm 
vom 18. Suni 1850, Nr. 237 des R. ©. BI und in Beziehung auf 
Straffachen durh die Strafprozegordnung vom 17. Jänner 1850 
vorgezeichnet. 

ALS wichtige Organe der Juſtizpflege erfcheinen ferner noch die Ad⸗ 
vocaten und die Notare. | 

Die Advocaten werden von dem Suftizminifter ernannt. Sämmt- 
liche Advocaten, welche in dem Bezirke eines Landedgerichtes ihren Wohn: 
fib haben, bilden eine Aduocaten- Kammer ; doc, können fich unter Bor: 
behalt der Genehmigung des Juftizminifterd auch die Advocaten mehrerer» 
Landesgerichtöfprengel in eine Kammer vereinigen. 


Aus der Kammer wird durch Wahl ein ftändiger Ausſchuß 
gebildet. 


Der Advocatenfammer find folgende Gefchäfte zugewieſen: 

a) Die Erlaffung ihrer eigenen Gefchäftsordnung, und jener ded Aus- 
fchuffes, fo wie die Feftftellung des Wirkungskreiſes des Leptern. 

b) Die Wahl des Bräfidenten der Kammer, welcher auch im ftändigen 

Auusſchuſſe den Vorſitz zu führen hat; ferner die Wahl der Mit- 
glieder des Ausfchuffes und die Beftimmung der Zahl derfelben. 
ec) Die Feltftellung der Einnahmen und Ausgaben der Kammer, fo 
wie die Prüfung der bezüglichen Rechnungen. 

d) Die Abgebung des Gutachtens über die Verleihung von Advoca- 

tenſtellen, fo wie auch die Erftattung der Aeußerung im Falle der 
beantragten Suspendirung oder Entlaffung eines Advocaten. 

e) Die nach Ablauf jeden Jahres zu erneuernde Wahl der Prüfungs- 
commiffäre aus dem Advocatenftande, welche der Präfident des 
-Oberlandesgerichtes abwechfelnd zu den Advocatenprüfungen zuzu- 
ziehen hat, R 

f) Die Aufrechthaltung der Ehre und Würde des Advocatenftandes. 

8) Die Erftattung von Geſetzvorſchlägen. 


Dem Wirkungskreiſe der ftändigen Ausfhüffe find zugewieſen: 
a) Die Oberauffiht über die in dem Bezirke der Advocatenfammer 
jich verwendenden Advocaturscandidaten, und 
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b) die Benennung der unentgeltlihen Vertreter für arme Parteien, 
und die Abgebung. des Gutachtend über deren Enthebung.. 

Die behördliche Disziplinar - Aufficht über die Advocaten fteht aus- 
fhlieglihh den Oberlandesgerichten zu (88. 2, 5 und 20 der prov. Ad⸗ 
pocaten-Ordnung vom 16. Auguft 1849, Nr. 364 des R. ©. BI). 
Die Notare find beftellt und öffentlich beglaubigt, um auf Verlan- 
gen der Parteien Acte aufzunehmen, welche die Kraft öffentlicher Urkun- 
den haben, und über dasjenige, worüber fie errichtet find, vollen Beweis 
machen. Diefelbe Beweiskraft kommt auch den authentifchen Ausfertigun- 
gen der Notare zu. Im der Regel fteht es den Parteien frei, fich bei 
Eingehung ihrer Nechtögefchäfte eines Notars zu bedienen, oder nicht. 
Ausnahmsweiſe aber ift zur Giltigkeit des Nechtögefchäftes ein Nota- 
riatsact erforderlich: bei Ehepacten; bei Nusftellung einer Beftätigung 
über den Empfang des Heirathögutes; bei Kauf, Taufch-, Renten und 
Darlehens-Berträgen oder Schuldfcheinen zwifchen Ehegatten ; bei Schen- 
fungdverträgen, welche ohne wirkliche Uebergabe gefchloffen werden; bei 
allen fchriftlichen Verträgen von Blinden, dann von Tauben, welche nicht 
lefen, und von Stummen, welche, wenn auch leſen, doch nicht fehreiben 
können, in fo ferne fie diefe Gefchäfte in eigener Perfon fchliegen; bei 
legtwilfigen Anordnungen der Stummen, wenn fie nicht durchaus eigen: 
händig von ihnen gefcehrieben und unterfehrieben find; und bei MWechfel- 
proteften. Auch zur unbedingten Eintragung in die dffentli 
hen Bücher ift ein Notariatsact oder eine authentifche Ausfertigung 
erforderlich, es wäre denn, daß die einzutragende Urkunde von einer öf- 
fentlihen Behörde ausgefertigt wurde. Außerdem find die Notare berufen, 
die Echtheit von Unterfehriften, da Datum von Urkunden, die Richtigkeit‘ - 
von Abfchriften ſowohl als Ueberfeßungen, fo wie dad Leben von Perfonen 
mit voller Beweiskraft zu beurkunden. Auch ift ihnen eingeräumt, Urkun- 
den, welche nicht von ihnen felbft aufgenommen worden find, — Teines- 
wegs aber Geld und öffentlihe Schuldverfchreibungen — in amtliche 
Verwahrung zu nehmen. Endlich werden fie auh ald Gerichts-Com— 
miffäre zur Aufnahme von Todesfällen und zur Vornahme der im Wege 
der Verlaſſenſchaftsabhandlung erforderlichen Acte, zu gerichtlichen Schä- 
Bungen und YFeilbietungen beweglicher Güter außer Streitfachen, zur Ne 
vifion von Pupillarrehnungen und Bermögensvertheilungen verwendet 
(88. 1—4, 7—9 und 176 der Notariatd - Ordnung v. 29. September 
1850, Nr. 366 des R. ©. BI). 

Die Notare werden vom AuftizMinifter ernannt. 

4* 
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Jeder Notaritelle it ein beitimmter Notariatsbezirk zugemwiefen, 
welcher mindeftend einen Bezirfögerihts-Sprengel umfaßt ($. 12. ebB.). 

Am Sige eined jeden Oberlandesgerichted befteht ein Notariate- 
archiv, welches zur Uebernahme und dauernden Verwahrung der Acten 
und Siegel außer Amt getretener oder verftorbener Notare beftimmt ift. 
An der Spige deöfelben fteht ein Director, dem nach Bedürfniß ein Ad— 
junct, dann zur Beforgung der Kanzleigefhäfte ein Secretär und das 
erforderliche Hilfe- und Dienftperfonale beigegeben ift (8. 117 und 118 
ebd.). An den Orten, wo fich die Notariatdarchive befinden, werden auch 
die Notariats »- Kammern zur ummittelbaren Leitung des Notariats- 
wefend mit der Wirkfamkeit im ganzen Gebiete des bezüglichen Notariats- 
Archives (Bezirkes) errichtet. Die Notariatskammern beftehen aus dem 
Borftande, welcher zugleich der Vorftand ded Notariatd» Archives ift, und 
aus mindeftend vier und höchſtens acht Mitgliedern, welche von den 
Notaren des bezüglihen Notariatsbezirte für drei Jahre gewählt werden. 


Der Secretär des Notariatd - Archives ift zugleich Seeretär der No- 
tariatsfammer. Die Beſtimmung der Notariatölammern ift in den $$. 134 
— 151 der o. a. Not. D. angegeben. Die Oberleitung des Notariate 
jtebt den Oberlandesgerichts - Präfidenten im Einvernehmen mit den Ge 
neral-Procuratoren zu. Das Oberleitungdrecht erſtreckt ſich auch auf die 
Notariats⸗Archive und Kammern. In gewiffen Fällen hat auch der Lan- 
deögericht® - Präfident die im Gefebe bezeichneten Verfügungen zu fref- 
fen ($. 158 ebd.). 

Die Gebühren, welche von den Notaren angefprochen werden kön— 
nen, find in einem eigenem der Rot. D. beigegebenen Tarife ent 
halten. 
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8. 17. 
Derwaltungsorgane für das Sinanziefen. 


An der Spige der Finanzverwaltung fteht dag Finanz Minifterium, 
Dadfelbe theilt fi in Anfehung der Gefchäftsbehandlung in drei Ser- 
tionen. | 

Die erfte Section, welche in 6 Departements zerfällt, ift für die 
GentralsLeitung der Finanzen beftimmt. Unter die derfelben zuge 
wieſenen Gegenftände gehören: Die Bearbeitung der die Gefchäftsleitung 
bei dem Minifterium überhaupt und den vertraulichen Schriftenwechfel 
des Minifterd betreffenden Stücke; die Zufammenftellungen über die 
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Staatseinnahmen und Ausgaben; die Evidenzhaltung aller andern die 
Finanzverwaltung betreffenden Ergebniffe; die Abrechnungen mit auswär: 
tigen Wechfelhäufern über die von ihnen geleifteten Greditd - Zahlungen, 
und überhaupt die Verfügungen zur Dedung der Zahlungen für Rech 
nung der Finanzen im Auslande; die Verhandlungen, welche fich auf 
die Zufammenftellung des Staatsvoranfchlages beziehen ; alle Berhand- 
lungen über die Siftemifirung, Sicherftellung und Anweiſung des nicht 
durch das DVerhältnig des Patronatsrechtes begründeten Geldbedarfed der 
Neligions-Anftalten, der Schul- und Studien-Anftalten, der Wohlthätig- 
feit3-Anftalten, der Kriminal-Anftalten, des Straßen: und Wafferbaues, 
der Provinzialftände und der dalmatinifchen Gemeinden; die Eifenbahn- 
und Telegrafen- Angelegenheiten; die Grundentlaftungs - Angelegenheiten, 
die Angelegenheiten der Actien- und anderer Vereine; alle Militär-Gegen- 
ftände, die Ausgleichungsverhandlungen mit den Ständen, oder den Lan- 
desvertretungen, mit Gemeinden und einzelnen Gläubigern in Betreff der 
Mikitär-Leiftungen der Kronländer,; die Invafiond - Angelegenheiten, vie 
Auslagen für das Minifterium des Aeußern, für den Hofftaat, und die 
Angelegenheiten der beiden SHoftheater in Wien; die Aufnahme von 
Staatdanlehen, und überhaupt alle Ereditd Operationen von ihrem Ur- 
fprunge bis zu ihrer vollftändigen Ausführung; alle Verhandlungen, welche 
die ſchwebende Staatsfchuld betreffen, die Verhandlungen über den Til- 
gungsfond und die mit demfelben verbundene Depofitenanftalt, die Staat- 
Anlehend-Lotterien und Berlofungen, die Papiergeldeinlöfung, das Börfe- 
wefen, die Berhandlungen über Credits - Vereine und die Staatöprüfun 
gen; die Acceptation  Wechfelbriefe, die Abrechnung mit den Ständen 
oder mit den Landesvertretungen in Anfehung des Aerarial-Creditwefeng, 
die Verhandlungen über die Abrechnungen der Univerfal- Staatd- und 
Bankto - Schuldenkaffe mit ihren Filialen in den Provinzen, die Abrech- 
nungs⸗ und Liquidirungd-Berhandlungen mit fremden Regierungen, fofern 
fich diefe Verhandlungen nicht auf Militär-Gegenftände beziehen; die Epa- 
pirungen von Obligationen, Papiergeld-, Obligationd- und Münz-Berfäl- 
fhungen, und die Vergütungen für unechte oder befchädigte Caffe-Anwei- 
-fungen oder Scheine; alle Siftemal- und Organifirungs-Arbeiten in Caffe- 
und Berrechnungd-Gegenftänden, die Frachtlohnd-Eontrahirungen für Geld- 
rimeffen; die Angelegenheiten der Staatsdruderei und das AUS 
und Regierungsblatt. 

Der zweiten Section, welche 10 Departements umfaßt find bie 
direeten Steuern und die indirecten Abgaben zugemwiefen; ins⸗ 
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beſondere: alle directen Steuern; die Angelegenheiten der Finanz, Lan- 


des⸗ und Bezirfd-Directionen, und ihrer Hilfebehörden; die Dienfteöbefe- 
gungen bei den Steuer» Directionen, und die Stenerämter; alle Angele: 
genheiten des Inſtituts der Finanzwache und der dabei angeftellten In— 
dividuen; das Tabak, dann das Pulver, Salniter- und das in Dalma- 
tien beftehende Bleitugel-Monopol; das Salzgefäll in allen Kronländern; 
das Pottogefäll, die Abfahrtögelder und Caducidäten, die Befehungen 
und das Disziplinare fämmtlicher Finanz-Prokuratoren, fo wie das Lehen: 


weſen; — dad Tar- und Stempelgefälle, und die an deren Stelle treten- 


den Gebühren; — das Verzehrungsfteuer-Gefälle mit Einfchluß der Aus- 


- mittlung der Entfchädigungen der vormaligen Daz und Trankiteuer Be- 


rechtigten, dann des Dazio Consumo in Dalmatien und die Nerarial-, 


Weg-, Brüden- und Waffer-Mäuthe; — dad Zollwefen, dann alle auf 


die Handhabung der Zollvorfchriften, fo wie der Vorfehriften über die 
MWaaren » Eontrolle und die MWaarenbezeihnungen fich beziehenden Ber: 
handlungen; — das Münz- und Punzirungdwefen, dann die Gold- und 
Silber-Einlöfung und der Maß- und Gewichtäftempel. 

Die dritte Section befchäftigt fih in 8 Departement! mit dem 
Staatdeigenthum, den Staatdaudgaben und dem Caffewejen; 
ihr find zugewiefen: die Staatd- und öffentlichen Fonds - Güter und alle 
Forftangelegenheiten, fo fern fie bei dem Finanz-Minifterium in Verhand⸗ 
lung kommen; — alle den Eaffedienft betreffenden Angelegenheiten, die 


„Anweifungen der überfprungenen Intereſſen und Berbotd - Verfügungen 


auf diefelben, die Zufammenfchreibung und Auseinanderfchreibung der 
Obligationen, die börfenmäßige Einlöfung der Cautiond-Obligationen, die 
- Amortifirung öffentlicher Schuldverfchreibungen, die Intereſſen-Ueberwei⸗ 
fungen zwifchen den Creditskaſſen, die Cautionen, welche bei dem Til- 
gungsfonde fruchtbringend erlegt werden, und die Auffündigung derfelben; 
alle Dikafterial- Gebäude Angelegenheiten, dann die Livree-, Holz, und 
Kerzen-Deputatd-Gegenftände, die Zeitungsfachen mit Einſchluß der Wie- 
ner Zeitung, die Auslagen der Sicherheitöbehörden mit Einfchluß der 
Gensd’armerie, die Aerarial- Borfhüffe an Private und Gemeinden, die 
Einlöfung der verkäuflichen Gewerbe und jene Verhandlungen, welche 
fi) auf den beftandenen Fond zur Einlöfung diefer Gewerbe beziehen; 
Einkommen von erledigten geiftlichen Pfründen, geiftliche. Berlaffenfchaf- 
ten, geiftliche Dotationen, Stiftungsfondd-Angelegenheiten, Kriegs - Ent- 
ſchädigungen; — alle Gegenftände, welche ſich auf Penfionen, Ruhege— 
halte und Provifionen von Civilbeamten, Militär-Offizieren, Dienerfhafts- 
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Individuen, deren Witwen und Waifen, auf Erziehungsbeiträge, Abfer- - 
tigungen, Gnadengaben und Sterbquartale aus den Aerarialcaffen bezie- 
hen; — endlich die Verhandlungen bei dem oberften Gefälld- Gerichte 
nebſt der Kanzlei-Direction bei demfelben. 

Die dem Finanz-Minifterium untergeordneten Behörden und Aemter 
find theil® für mehrere Zweige der Finanz-Berwaltung, theild nur für 
einzelne Zweige oder Gefchäfte beftimmt, deren eigenthümliche Befchaf- 
fenheit eine fpecielle Adminiftration nothwendig macht. 

Zu den erfteren gehören die mit der a. h. Entihl. v. 9. Jänner 
1850 (Finanz: Minift. Erl. v. 21. Mai 1850, Nr. 193 des R. ©. BI.) 
errichteten Finanz-Landesbehörden. Sie find zweifacher Art, näm- 
Tich folche, von denen alle Finanz-Angelegenheiten behandelt werden, und 
andere, denen bloß die direeten Steuern zugewieſen find. 

Die exrfteren heißen: Zinanz-Landes:Dirertionen. Der Statthalter 
des Kronlandes, in welchem der Sitz diefer Behörden befteht, hat die 
Oberleitung der Gefchäfte bei denfelben mit dem Titel: „Präfident 
der Finanz-Landes-Direction“ zu führen. Ihm ift als zweiter Vor- 
fteher der Behörde ein Director mit dem Titel und Charakter eined Mi- 
nifterialrathe3 beigegeben. Weiterd beftehen bei denfelben Ober-Finanzräthe 
und Yinanzräthe, die den Statthalterei- und Kreidräthen im Range gleich- 
geftellt find. Nebſtdem umfaſſen fie die erforderliche Anzahl von Secre- 
tären und Concipiften für dad Conceptfach und von Manipulationdbeam- 
ten für den untergeordneten Dienft. 

Sole Finanz - Landes -Directionen wurden errichtet: in Wien für 
die directen Steuern in Defterreich unter der Enns, und für alle anderen 
Finanzfachen in dem erwähnten Kronlande fowohl, ald auch in den Kron- 
ländern Defterreih ob der Ennd und Salzburg; in Gras für die di— 
recten Steuern in dem Kronlande Steiermark, dann in diefem Kronlande 
und in Kärnten und Krain auch für die übrigen Finanzſachen; in Trieft 
für die direeten Steuern in Sftrien, Görz mit Gradidca, dann der Stadt 
Trieft fammt Gebiet, für alle andern Finanz » Angelegenheiten aber auch 
- noch in dem Kronlande Dalmatien; in Innsbruck für ſämmtliche Fi- 
nanz-Angelegenheiten im Kronlande Tirol und Vorarlberg; in Prag für 
alle Finanzfachen in dem Kronlande Böhmen, in 2 Sectionen; in Brünn 
für die directen Steuern im Kronlande Mähren, und für die übrigen 
Finanz « Angelegenheiten nicht nur in dem gedachten Kronlande, fondern 
auch in dem Kronlande Schlefien; in Lemberg für die Verwaltung der 
directen Abgaben in Galizien nebft Krakau, dann für alle übrigen Fi⸗ 
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nanz Angelegenheiten in dem genannten Kronlande ſowohl, als auch in 


der Bukowina. 

Zur Verwaltung der directen Steuern allein wurden beſondere 
Steuer-Directionen beſtellt in den Kronländern: Oeſterreich ob der 
Enns, Salzburg, Kärnten, Krain, Schlefien, der Bukowina und Dalmatien. 


Der Statthalter in jedem diefer Kronläder ift der Chef diefer, gleich⸗ 
falls dem Yinanz-Minifterium unmittelbar untergeordneten Steuer-Direc- 
tion, unter welchem ein Ober⸗Finanzrath oder Finanzrath mit dem erfor: 
derlihen Perfonalftande zur geordneten Behandlung der Gefchäfte der 
directen Steuern berufen ift. 


Sn Croatien und Slavonien befteht eine leitende Yinanz= Lan- 
desbehörde unter der Benennung Finanz Bandesdirection zu Agram, 
in deren Gefchäftsbereidh die Leitung der Verwaltung der indirecten Ab: 
gaben, der Staatd- und Fondsgüter, nebft den Forſten, des Caſſenwe— 
ſens, endlich des Aufſichtskörpers (der Finanzwache) gehört. Sie ift un- 
mittelbar dem Yinanzminifter, und nur in Abfiht auf die Forfte dem 
Minifterium für Landescultur und Bergweſen untergeordnet. Die Ver— 
waltung der directen Steuern ift dafelbit einer befonderen, gleichfalld un- 
mittelbar dem Finanz Miniftertum untergeordneten Stener-Direction als 
leitenden Oberbehörde mit dem Sitze in Agram zugewiefen (YinanzMin. 
Erl. v. 24. Mai 1850, Nr. 207 des R. ©. Bl.). 

In der Serbiſchen Woiwodſchaft und im Temeſer Ba- 
nate ift die Finonz-Landesdirection zu Temesmwar berufen, die Ber- 
waltung der directen und indirecten Steuern, der Staats- und Yonde- 
güter, mit Inbegriff ded Franzens- und Bega-Canales, des Caſſeweſens, 
in fo ferne ed von der Finanzverwaltung abhängt, und der Finanzwache 
zu leiten (Finanz Min.-Erl. v. 18. September 1850, Nr. 356 des R. G. BL). 


In Ungarn ift an die Stelle der früher beftandenen proviforifchen 
Sameral-Berwaltung ebenfalld eine eigene leitende Finanz: Landesbehörde 


mit der Benennung: k.k. ungorifche Finanz: LandesDirection getreten, 


in deren Gefchäftöbereich die Leitung der Verwaltung der directen und 
indirecten Steuern, der Staatd- und Fondsgüter, ded Caſſeweſens, in fo 
fern es von der Finanz-Verwaltung abhängt, und des Auffichtsförpers (der 
Finanzwache) fällt. An der Spike diefer Behörde fteht ein Präfident, und 


ihm zur Seite ein zweiter Borfteher, der Finanz- Director, mit dem Titel 


und Charakter eines Minifterialrathes, dann die erforderlichen Ober-Finanz 
räthe und Finanzräthe, die den Statthalterei- Diftrictualräthen (Kreisrä- 
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then) im Range gleichgeftellt find. Nebſtdem umfaßt die Behörde die nö— 
thige Anzahl von Serretären und Concipiften für das Gonceptfach und 
das weitere Hilföperfonale (Finanz-Min.-Erl. v. 18. September 1850, 
Nr. 355 des R. ©. Bl.). | 

In Siebenbürgen ift die Wirkfamkeit des früher beſtandenen 
Thefaurariated am die mit Finanz Min. -Erl. v. 10. October 1850 (Nr. 372 
des R. G. BL) errichtete k. k. fihenbürgifehe Finanz: Landes - Direr- 
tion mit dem Amtsfitze zu Hermannftadt übergegangen. An der 
Spise derfelben ſteht ein Finanz- Director mit dem Titel und Charakter 
eined Minifterialrathed. Rebſtdem umfaßt diefe Behörde die erforderliche 
Anzahl von Oberfinangräthen und Finanzräthen, die den Statthalterei- 
und Diftrietualrätben (Kreiöräthen) im Range gleichgeftellt jind, dann 
von Secretären und Concipiften für dad Conceptfach und von unter: 
geordneten Beamten für den Manipulationsdienft. Su ihre Bereich gehört 
die Leitung und Berwaltung der indirecten Steuern, der Staat#- 
und Fondsgüter, des Caſſeweſens, in fo fern ed von der Finanzverwal⸗ 
tung abhängt, und der Finanzwache. Die Verwaltung der directen Steuern 
wird vorläufig, bis fie an die Finanz -Landes- Direction übergeht, durch 
das Dber- Landes -Commiffariat zugleich mit der Durchführung 
des neuen Grundfteuer- Proviforiums in unmittelbarer Unterordnung un- 
ter dad Finanzminifterium und mit dem Amtsfite in Hermannftadt 
proviforifeh geleitet. 

Im lombardiſch-venetianiſchen Königreice endlich befte- 
ben zwei dem Yinanz- Minifterium unmittelbar untergeordnete Yinanz- 
Landesbehörden, unter der Benennung: Prefetture delle finanze, 
mit dem Sitze zu Mailand für die lombardifchen, und zu Benedig 
für die venetianifhen Provinzen BEL ⸗Erl. v. 11. April 1851, 
Nr. 82 des R. ©. Bl.). 

Unter den Finanz - Landes · Behörden ſtehen Behufs der Verwaltung 
der directen Steuern die bereits oben ($. 15, ©. 32) angeführten 
Bezirks⸗Hauptmannſchaften. Die übrigen Finanzgefchäfte werden von 
den (in Folge a. b. Entſchl. v. 9. April 1832 errichteten) Cameral⸗Be⸗ 
zirks⸗Verwaltungen ald Mittelbehörden (Finanz Bezirköbehärden) beforgt. 
Es beftehen deren in Defterreich unter der Enns 4, in Defterreich ob der 
Enns und Salzburg 4, in Steiermark. 3, in Kärnten und Krain 3, in 
Irieft, Görz, Gradisca und Iſtrien 3, in Tirol und Vorarlberg 5, in 
Böhmen 12, in Mähren und Schlefien 6, in Galizien und der Vuko⸗ 
wina 18, in Dalmatien 3. ir 
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Jede diefer Bezirlöverwaltungen hat einen Vorfteher, welchem 2 bie 
5 Bezirks⸗-Commiſſäre und das nöthige Hilföperfonale beigegeben find. 
Die ihnen "zugeiwiefenen Geſchäfte umfaffen: Die Berwaltung bed Zoll- 
gefälls und der damit verbundenen Zweige; dann der Weg-, Brüden- 
und Waffermaughen, der allg. Verzehrungsfteuer, des Tabak- und Stäm- 
pelgefälld, der Cameralfonds- und Stiftögüter, des Salzweiend, infoweit 
folches den Finanzlandesbehörden überlaffen ift, die Leitung der Yinanz- 
wache und der innern Gefälldaufficht; ferner die Aufficht über die Voll- 
ziehung der auf das Lotto und Salzgefälle Bezug nehmenden Borfhrif- 
ten, fo wie die Unterfuhung und Entſcheidung in gewiſſen minderen 
Straffällen,; endlih die Mitwirkung in Bezug auf dad Taxweſen und 
auf die übrigen den vorgefebten Landesbehörden zugemwiefenen Geſchäfte 
(GGfkmrd. v. 17. April 1832, 3. 16263.). 

In Croatien und Slavonien find ald Mittelbehörden zwiſchen 
der Finanz-Landesdirection und den unterften Finanzorganen für die der 
erfteren zugewiefenen Finanzzweige 3 Finanz: Bezirks: Dirertionen (zu 
Agram, Effeg und Fiume) beftellt worden; eben fo in Serbien und 
dem Temefer Banate 3 (u Zambor, Groß-Bécskerek und Lugos); 
in Ungarn beftehen deren 18 (zu Preßburg, Roſenberg, Neutra, Ipo— 
Infagh, Kaſchau, Miskolcz, Unghvar, Szathmar-Nemethi, Debreszin, 
Großwardein, Arad, Szolnok, Szegedin, Peſth, Raab, Fünfkicchen, 
Kanifa und Dedenburg nah dem Finanz Min.-Erl v. 4. October 1850, 
Nr. 379 des R.G. Bl.), und in Siebenbürgen 6 (u Hermannftadt, 
Broos, Klaufenburg, Biftrik, Maros-Bafarhely und Kronftadt nach dem 
Finanz Min.-Erl. v. 29. Juni 1851, Nr. 159 ded R. ©. Bl.). 

Im Lombardifh-VBenetianifhen Königreiche ift die Mitwir- 
fung bei der Bemeffung, Einhebung und Abfchreibung der Directen 
Steuern den politifhen Bezirksbehörden anvertraut; Behufs der 
Verwaltung der übrigen Finanzzweige beſtehen 9 Finanz⸗-Intendanzen 
im Lombardiſchen und 8 im Venetianiſchen Gebietstheile. 

Die unmittelbare Verwaltung der Gefällszweige iſt bei der gro— 
ßen Mannigfaltigkeit derſelben einer bedeutenden Anzahl von ausübenden 
Aemtern übertragen, welche als die unterſten Finanzorgane erſcheinen. 

Die Einhebung und Abfuhr der directen Steuern iſt durch den 
8. 128 des Gem.Geſ. v. 17. März 1849 als ein Gegenſtand des über- 
tragenen Wirkungskreiſes der Gemeinden erklärt, und den Gemeindevor- . 
ftänden zur Beforgung überwiefen worden. Außerdem beiteht in jedem 
Gerichtöbezirke für die Verwaltung der directen Steuern (nämlich der 
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Grundfteuer, der Hauszind- und Haudclaffen-Steuer, der Erwerbftuer ' 


und der Einkommenſteuer) ein FE. Steneramt, deſſen Wirkfamteit fid 
auf alle Gemeinden erftredt, die dem betreffenden Gerichtsbezirke zuge- 
tiefen find. Diefe Steuerämter beforgen, fo lange die Gemeinden nicht 
förmlih conftituirt find, die Einhebung der genannten Steuern, ferner 
das Caffen- und Depofitenwefen der Bezirkögerichte und Bezirföhaupt- 
mannfchaften, und die Empfangnahme und Verrechnung jener Beträge, 
welche von der Sinangvertwaltung indbefondere ihrer Amtshandlung zuge: 
wieſen werden. 

In Anſehung der übrigen manipulirenden Gefälldämter 
muß im Allgemeinen bemerkt werden, daß zwar einige derfelben nur für 
die Verwaltung eined einzelnen Gefälldzweiges beftimmt find, daß aber 
die meiften, zur Erfparımg des Regie-Aufwandes, mehrerlei Gefälle 
zugleich zu beforgen haben. 

Behufd der Einhebung der Zollgebühren und zur Bollziehung des 
im Grunde der Zollvorfehriften zu pflegenden Zollverfahrend beftehen an 
der Zoll-Linie oder in deren Nähe die Gränzzollämter, und zwar: 
Eommerzial:Zollämter mit einem ausgedehnteren Wirkungsfreife, und 
Hilfszollämter blos für den täglichen Verkehr; dann im Innern des 
Landes Hanptzollämter und Zoll: Legftätten. Die Commercial- 
Waarenftämpelung wird meiſtens neben dem Zollgefchäfte von den 
eben genannten Zollämtern beforgt, doch gibt es dafür an’ einigen Orten 
auch felbftftändige Behörden. Die Weg-, Brüden- und Waſſer— 
mauthen werden, wenn fie nicht verpachtet find, theild ebenfalld durch 
die Zollämter, theild durch eigens beftellte Mauth-Einnehmer erho- 
ben. Für das Verzehrungsſteuer-Gefälle beftchen an den Linien 
der ſ. g. gefchloffenen Städte die erforderlihen Linienämter. Außer 
dem ift die Einhebung dieſes Gefälles mehreren Zollämtern, und häufig 
auch den mit der Einhebung der directen Steuern betrauten Steueräm- 
tern übertragen. Die Stämpelung der Urkunden und fonftigen dem 
Stämpel unterworfenen Objecte wird von eigenen Stämpelämtern be 
forgt, während der Verſchleiß des Stämpelpapiered theild in den ära- 
rifhen Stämpelmagazinen, theild dur die Tax- und Erpeditdämter meh: 
rerer Behörden, theild durch eigene Gefälls-Commiſſäre ftattfindet, welche 
dafür eine Berfehleißprovifion bestehen. Die Bemeffung und Borfchreir 
. bung der Taren gefchieht durch die Tarämter, die mit einem Tarator 
oder Taramtd- Director und dem nöthigen Hilfsperfonale verfehen find. 
Für den Berfchleig des Tabaks im Großen beftehen die Tabalma- 
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gazine und Tabakverſchleiß⸗Niederlagen. Den Detailverkauf beſorgen die 
vom Staate hierzu ermächtigten Tabak⸗Verleger oder Tabak⸗Traf—⸗ 
ficanten. Auch für das Pulver- und Salniter-Gefälle gibt es 
eigene Verſchleißſtationen. 


An der Spitze der Aerarialfabriken ſtehen die denſelben vor— 
geſetzten Directionen, und die Bewirthſchaftung der Staatsgüter 
iſt eigenen Verwaltunggämtern (Rentämtern, Staatsgüter-Admini— 
ſtrationen u. ſ. w.) anvertraut. | 


Unter die Claffe derjenigen, unmittelbar dem Yinanzminifterium un- 


tergeordneten Behörden, welchen nur die Leitung und Verwaltung eined 
‚ einzelnen Finanzzweiges zugemwiefen ift, gehören: Die Direction des 


allgemeinen Tilgungsfoudes der verzinslichen Staatsſchuld zu 
Wien, und die Präfectur des Monte des Lombardifch -venetianifhen 
Königreihd zu Mailand; die Dikafterial: Gebände- Dirertion, melde 
die Beifhaffung der Amtswohnungen und Amtslocalitäten im Wege des 
Neubaued oder der Miethe, nebft den Angelegenheiten der Adaptirung, 
Beheizung und Beleuchtung derfelben, dann die Beiſchaffung von Einrid- 
tung&-Gegenftänden und fonftigen Erforderniffen für die Amtslocalitäten 
und Naturalmohnungen über fih bat; ferner die in Folge Hfkmr. Pr. 
Decr. v. 11. Mai 1834 errichtete Tabakfabrikendirection, welcher die 
Directionen der einzelnen Tabakfabriken untergeordnet find; die 
Lottogefällsdirection zu Wien, mit den ihr unterftehenden Lottoge- 
fällsämtern zu Wien, Linz, Graz, Trieft, Boben, Prag, Brünn, 
Lemberg, Temesvar, Ofen, Kafıhau und Herrmannftadt und den Lottodi- 
rectionen zu Mailand und Venedig, nebft den zur Sammlung der Ein- 
fäge berufenen Lotto-Collectanten; dag Generaltaramt in Wien 
für die Behandlung der bei den Centralbehörden vorfommenden tarba- 
ven Gegenftände; die Direction der if. Porzellanfabrif in 
Wien; die Divection der Nerarial-Staatddruderei, der litho- 
grafifhen Anftalt und des Papierdepots; die General: Direr: 
tion des Grundflener:Katafters, welche die Ausführung der im Zuge 
begriffenen Operationen des ftabilen Katafterd in allen Kronländern des 
Kaiferftaates, dann des Grundftener-PBroviforiumd in jenen Kronländern, 
in welchen die Grundbefteuerung noch nicht geregelt ift, . und den tedhni- 
fehen Theil der Gvidenzhaltung und der periodifchen Mevifion ded Ka— 
tafter® zu beforgen bat (Finanz- Minifterial-Erlaß v. 22. März 1850, 
Nr. 84 des R. G. BL); endlich das. Hanptmänzamt zu Wien und die 
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Münzämter zu Prag, Kremnitz, Garlsburg, Mailand und Venedig; 
dad Generals Land: und Haupt: Münzprobieramt und das Hanpt- 
Prunzirungsamt zu Wien und die Land-Münzprobier- md Pun— 
zirungsämter in den Kronländern, denen auch die Gold- und Sil- 
ber-Einlöfung zugewieſen ift. 


Eine bejondere Claffe von Aemtern bilden die Caſſeämter, welche 
dazu beftimmt find, die Einnahmen und Ausgaben des Staates zu rea- 
Iifiren. Zu diefem Ende beftehen außer den bereit3 früher erwähnten 
Steuer- und anderweitigen Einhebungsämtern für die verfchiedenen 
Zweige des Staatseinkommens eigene Sammlungscaffen, denen die 
periodifche Webernahme der Abfuhren von den ihnen zugemwiefenen Per- 
ceptiondämtern, dann die Beftreitung der Staatsauslagen in ihrem. eige- 
nen. Bezirke und dem Bezirke der genannten Aemter, ferner die Abfuhr 
der verbleibenden Ueberfchüffe an die ihnen vorgefebten Landes-Haupt-⸗ 
caffen, und die Beforgung der ihnen durch befondere Anordnungen zuge- 
wiefenen Saffegefchäfte der öffentlichen Fonde obliegt. 

Solche Sammlungscaffen befinden fih in Oeſterreich unter 

der Enns 4, in Defterreih ob der Enns 3, in Steiermark 2, in Kärn— 
ten L, in rain 2, in Görz, Gradisca und Iſtrien fammt Trieft 3, in 
Tirol und Vorarlberg 3, in Böhmen 17, in Mähren 6, in Schlefien 2, 
in Galizien 18, in Ungarn 4, in Siebenbürgen 1. Außerdem gibt es 
nod in Serbien und dem Temeſer Banate 3, in Ungarn 14 und in 
Siebenbürgen 3 untergeordnete Bezirks-Caſſen. Im lombardifch- 
venetianifchen Königreihe hat jede Finanz-Intendanz eine Finanzcaffe 
zur Seite. 

An dem Sitze ded Gtatthalterd in jedem einzelnen Ktonlande be- 
fteht ferner eine Landeshaupt:Cafle, in welcher fich die Gebarung 
“aller im Kronlande vorfallenden Staats- Einnahmen und — 
vereinigt. 


Sie zerfällt in zwei Abtheilungen. Die J. Abtheilung, oder die 
Einnahms-Caſſe empfängt alle Einnahmen, welche von den Samm- 
lungscaffen oder von andern ihr zugemwiefenen Einhebungsämtern oder 
Parteien an fie abgeführt werden, verlegt die Ausgabs-Caſſen und Fonde 
mit den nöthigen Dotationen und hält die verbleibenden Weberfehüffe zur 
Abfuhr an die Staats-Eentralcaffe bereit. Die I. Abtheilung oder 
Staats-Ausgabs-Caffe hat die Auslagen der ihr überwieſenen 
Verwaltungszweige im Detail zu beftretten. Die Verfügung über die 
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I. Abtheilung fteht ausfchliegend dem Yinanzminifter zu, Welcher die 
Aufträge entweder unmittelbar oder dur den Vorſteher der Finanz 
Landesdirection, oder wo eine Steuer-Direction befteht, durch den Di- 
rector derfelben an fie gelangen läßt. Der Landeshaupt-Cafje in Gali- 
zien fteht noch eine Filial-Landescaffe in Krakau zur Seite. 

In der Staats-Central-Cafſe, welche in Wien, unmittelbar 
unter dem Finanz-Minifterium fi) befindet, vereinigen ſich die ge- 
fammten Einnahmen der Monarchie, und geſchehen die Zahlungsanmei- 
fungen für den ganzen Staatdaufwand im Großen. hr zur Seite 
fteben folgende Staatd-Haupt-Caffen: Das Hofzahlamt zur Be- 
ftreitung der Auslagen des Faiferlichen Haufes und des Hofftaated; das 
Univerfal: Sameral:3ahlamt zur Beftreitung des Aufwandes fämmt- 
licher Minifterien (mit Ausnahme der beiden ausgefchiedenen Minifterien 
des Neußeren und des Krieges) fammt den ihnen untergeordneten Landes⸗ 
und Bezirksbehörden; das ſchon erwähnte Zahlamt des Minifterinms 
des Aenferen; dad Univerfal-Kriegs-Zahlamt, zur Beftreitung der 
Auslagen der gefammten Militär Berwaltung, welchem die Kriegs— 
Zahlämter zu Wien, Klagenfurt, Laibah, Prag, Lemberg, Agram, 
Temesvar, Peterwardein, Ofen, Herrmannftadt, Mailand und Berona, 
und die Kriegscaffen zu Linz, Gras, Innsbruck, Brünn und Yara 
unterftehen; die Haupt:Cafje des Minifteriums des Inneren für den- 
jenigen Theil des Staatdaufwandes, welchen die Verfolgung der öffent- 
lichen Sicherheitäzwede nothwendig macht; die politifche Fonds-Haupt- 
Caſſe mit den ihr unterftehenden politifhen Fonds-Caſſen in den 
einzelnen Kronländern, und zwar für den Straßen und Wafferbaufond, 
den Strafgerichtsfond, den Religiongfond, den Studienfond, den Nor- 
malfchulfond und die verfchiedenen Wohlthätigkeitsanftalten; die Univer: 
fal-Staats- und Banco-Schulden-Eaffe zur Berzinfung, Abfchreibung, 
Umschreibung und Pinculirung der Staatsohligationen, fo wie überhaupt 
zur Evidenzhaltung aller bei der Staatsſchuld vorkommenden Derände- 
rungen. Die ihr untergeordneten Credits-Abtheilungen in den ein- 
zelnen Kronländern werden von den Hauptcaffen derfelben verfehen; nur 
wo die ehemaligen Landftände zu Gunften des Staates eine eigene 
Schuld contrahirt hatten, beftehen zur Verwaltung der darauf bezüglichen 
Angelegenheiten befondere Eredits-Caffen; die Staats-Schuldeu⸗ 
Zilgungsfonds-Hanpteaffe, zur fortfchreitenden Verminderung der ver- 
zinslichen Staatsfhuld; endlich die Cataftral: Haupteaffe Behufs der 
Goidenzhaltung der mit der Einführung des ftabilen Cataſters verbun- 
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denen Auslagen, mit den erforderlichen Filialabtheilungen in den einzel⸗ 
nen Kronländern*). 

Auperdem muß bier noch der Finanzwache Erwähnung geſchehen, 
welche dazu beſtimmt iſt, den Schleichhandel und die Uebertretungen der 
Gefällsvorſchriften zu verhindern, verübte Uebertretungen dieſer Vorſchrif⸗ 
ten von Seite der Parteien und ordnungswidrige Vorgänge von Seite 
der Aemter und Angeftellten zu entveden, den ausübenden Aemtern in 
der Bollziehung ihrer Amtshandlungen Hülfe zu leiften, verdächtige, mit 
den erforderlichen Ausweifen nicht werfehene Leute von dem Eintritte in 
das Land abzuhalten, den Austritt der Militär-Ausreißer, der Auswan- 
derer oder anderer hierzu nicht befugter Perfonen in das Ausland zu 
hindern, und in den durch die Vorfchriften beftimmten Fällen auf die 
vorläufige Aufforderung der dazu berufenen Behörde zur Vollſtreckung 
der Vorkehrungen für die öffentliche Sicherheit Hülfe zu leiſten. 

Die Finanzwache ift ausfchliegend den Finanzbehörden untergeordnet. 
Sie wird eingetheilt in Sectionen, Commiffariate, Refpicientenbezirke 
und Waphabtheilungen ($. 2 der Verfaſſungs- und Dienftvorfhrift für. 
diefelbe vom Jahre 1843). Die Mannfchaft, die zum Theile beritten 
ift, befteht aus Auffehern, Oberauffehern und Nefpicienten ($. 3 ebd.). 

Die Beamten und leitenden Behörden find: 

Der Ober-Commiffär, an der Spike einer Section, mit den erfor- 
derlichen Commiffären; die Cameralbezirföverwaltung mit einem Inſpec⸗ 
tor (zugleih Cameralbezirfd-Commiffär); die Finanz: Landesbehörde mit 
einem Ober-Inſpector und das Finanz-Minijterium mit 2 Gentral- $n- 
fpectoren ($. 4 ebP.). 

Sämmtliche Individuen der Finanzwache find beeidet. Die Mann- 
haft erhält LKöhnungen, Theuerungszufhüffe und Local-Zu— 
lagen, dann einen jährlihen Bekleidungsbeitrag, und infoweit 





*) Ueber das Gafjewefen vergleiche: S 

Seyff (Ant). Das an Caſſenſyſtem, bildlich dargeſtellt und beſchrieben. 

—Wien, 1841. 8. 

Fröhlich (MW. Der Organismus der Staatscaffen und die durch die Beftimmung 
derfelben bedingten Rechnungd- und Caſſedurchführungen, fuftematifch geordnet. 
Wien, 1845. 8. 

Neugebauer (Joſ.). Organifche Darftellung der gefammten finanziellen Staatöver- 
Waltung und ded Controllweſens, dann der Eaffeneinrichtungen in den k.k. 

Staaten u. f. w. Wien, 1845. 8. 

Steiner (Siard.). Zur Kenntniß der Staatö-Caffen und ihres Organismus, nad 

den neueften Beftimmungen im Kaiferthume Oefterreih. Brünn, 1851. 8. 
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beritten ift, einen Pferdunterhaltsbeitrag Die Beamten find 
mit Gehalten und nad Umftänden mit Reiſekoſten, Pferdunter— 
baltsbeiträger und Quartiergeldern betheilt. 

Die Finanzvache bat eine eigene Amtskleidung umd ift be- 
waffnet, seht aber in Civil und Suapangelegengetien unter ben 
ordentlichen Gerichten. 

Die Aufftellung der Finanzmache gefchieht nach Abtheilungen 
(Boftirungen) , welche aus Auffehern mit einem Oberauffeher (ausnahms- 
weife einem Refpicienten) beftehen. Jeder Abtheilung ift zur Vornahme 
ihrer Dienftverrichtungen ein beftimmter Um reis zugewiefen ($. 14 ebd.). 

In der Nähe der Zoll-Linie find Abtheilungen in Reihen Wad- 
linien), an der Seelüfte und an fchiffbaren Grenzflüffen find Abthei- 
lungen auf Fahrzeugen, diefen zunächft einige zu ihrer Unterſtützung be- 
ſtimmte Abtheilungen (Referven), im Webrigen in dan der Zoll-Kinie 
bis auf 2-3 Meilen nahe liegenden Raume zahlreiche und ſtarke Ab— 
theilungen, im Innern des Landes aber, vorzüglich an den wichligeren 
Sammelpläben des Verkehres und des Verbrauches abgabenpflichtiger 
Gegenftände, Abtbeilungen in —— Menge, aber in: größerer Stärke 
aufgeftellt (8. 12 ebd.). 

Außerdem merden oft Glieder der Finanzwache an Orte, wo eine 
Verrichtung vorzunehmen ift, die Aufftellung einer eigenen Abtheilung 
aber nicht. für zuläffig erkannt wird, aus der nächiten Abtheilung in 
den Dienft beordert, oder auch ausübenden Aemtern zur Dienft- 
leitung zugetheilt ($$ 21—24 ebb.). | 

Endlich find dem Yinanz- Minifterium noch die Kammerprocuratu⸗ 
ren oder Biscalämter untergeordnet, welche einen Kammerprocurator an 
der Spike haben, dem bei einigen diefer Behörden ein Vicefammerpro- 
curator zur Seite fteht. Außerdem find fie mit. einer entfprechenden An- 
zahl von Fiscal-Adjuncten und dem weiters erforderlichen Hilfsperfo- 
nale befeßt. Es beftehen deren gegenwärtig: die Hofe und nied.=dfterr. 
Kammerprocuratur zu Wien, dann die Kammerprocuraturen zu Linz mit 
einem Filial-Fiscalamte zu Salzburg, zu Graz, zu Laibach mit einem 
Filial-Fiscalamte zu Klagenfurt, zu Trieft, zu Innsbruck, zu Prag, zu 
Brünn, zu 2emberg, zu Zara, dann die Gentral:Fiscalämter zu Mailand 
und Benedig mit den untergeordneten Fiscalämtern in den einzelnen 
Provinzen des Lombardifch-Benetianifchen Königreihd. Die Beftimmung 
diefer Behörden ift: die Vertretung der landesfürſtlichen Gerechtfamen 
und anderer ihnen zugewiefener Anftalten und Perfonen, wie der milden 
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Stiftungen, der Kirchen u. ſ. w., ferner die Vertheidigung des Eheban⸗ 
des und die Abgabe von Gutachten in wichtigen Adminiftrativ-Angele- 
genheiten, bei denen ed fich zugleih um einfchlägige Rechtsverhältniſſe 
‚handelt. | | 


$. 18. 


Derwallungsorgane für den Handel, die Gewerbe und die öffentlichen 
Banten, fo wie für das Communicationsweſen. 


Das Minifterinm für Handel, Gewerbe und öffentliche Bau⸗ 
ten hat die oberfte Leitung des gefammten Induſtrie- und Handelswe— 
ſens über fih; alfo die Regelung der Handelöverhältniffe mit fremden 
Staaten, die Schiffahrtdangelegenheiten, dad Contumazweſen, die Ver: 
leihung augfchließender Privilegien auf Erfindungen, Entdedungen und 
Derbeflerungen im Fache der Induſtrie, das Fabrilöwefen, ferner die 
Aufficht über die Straßen und Eifenbahnen, über die Land- und Warffer- 
bauten, endlich das Poftwefen und die adminiftrative Statiftik. 

Es zerfällt in 4 Sectionen: I für Handel und Gewerbe, II. für 
Öffentliche Bauten, IH. für die Communicationen und IV. für die admi- 
niftrative Statiftif, dann das Rechnungsweſen und die Journaliſtik. 

Die erfte Section für Handel und Gewerbe theilt fih in 6 De— 
partementd: 1) Seehandel und Seefchifffahrt, Confularwefen, Angelegen- 
heiten der Handeldmarine und ded auswärtigen Handeld, SHandeld- und 
Shifffahrtöverträge im Allgemeinen, Disciplinarbehandlung der Seeleute, 
Auszeichnungen von Rhedern und Seefahrern, Rechtspflege für öfter- 
reichifche Unterthanen auf türkifhem Gebiete. 2) Innerer Handel und 
Snduftrie; dann Zölle und Steuern, Münz-, Maaß- und Gewichtöiwefen, 
Bank⸗, Börfe- und Credit Anftalten (foweit diefe Gegenftände in den 
Bereich des Handeld-Minifteriumd gehören); weiter Handeld- und Ge— 
werbefammern, Kaufhallen, Sparcaffen, Leihhäufer, Affecuranzen, Ge 
werbövereine, Snduftrieausftellungen, Handelögefellfchaften, Fluß: Schiff 
fahrt, Schwemm-, Flößungs- und Canalwefen, commercielle Miffionen, 
Handeld- und Scifffahrt3-Berträge mit deutfchen und italienifchen Staa- 
ten, Vereine für den Verkehr mit dem Auslande. 3) Verleihungen von 
Handeld-, Kabrifd- und Gemwerbe-Befugniffen, von Privilegien und Pa- 
tenten; Handhabung der die Gemwerböthätigkeit regelnden Geſetze, dann 
diesfällige Vorſchriften und Einrichtungen. 4) Fragen über das geiftige 
Eigenthum in Bezug auf Mufter, Formen, Meifterzeichen u. dgl; Lands 


Stubenraud, Verw.⸗Geſetzk. 1. 5 
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transports⸗, Ueberfuhrs- und Privatmauth-Angelegenheiten; Meſſen, 
Jahr⸗ und Wochenmärkte; Hauſierhandel. 5) Sanitätd-, Contumaz- und 
Hafenfahen mit Ginfchlug der diedfälligen Perjonalien; Einrichtungen 
zum Schutze und zur Förderung des Schiffbaued und des Schifffahrtd- 
betriebes (Werften, Anterbojen, Landungsplätze, Leuchtihürme, Lootfen- 
wefen); Seefifcherei; Seematrifelmefen und Behandlung dürftiger See— 
leute. 6) Angelegenheiten, welche ſich auf gewerbliche, commerciche, 
technifche und nautifche Unterrichtsanftalten beziehen. 

Die zweite Section für öffentliche Bauten zerfällt in zwei Depar- 
tementd, und zwar 1) Legislative und rein adminiftrative Angelegenhei- 
ten, mit zwei Abtheilungen: a) Jahresvoranſchlaͤge über Bau-Gelderfor- 
derniffe; Feftftellung der Monatdotationen; Würdigung der Bauopera- 
tionspläne für das nächite Jahr; Beſtimmung der auszuführenden Bau- 
ten; Normirung von Gefegen und Vorſchriften; Leitung der Baubebör- 
den, Feititellung adminiftrativer Grundſätze und organifcher Einrichtungen 
im Staatöbaudienfte; Baugefchichte, Bauftatiftit, Baulehrfach. Unter 
diefer Abtheilung fteht au das Banarchiv. b) Perfonalfachen; nicht 
fiftemifirte Auslagen und Rechtsvergleiche; Grundeinlöfungen, Käufe, 
Verkäufe, Pacht: und Miethverträge; Verleibungen non Rechten und 
Auszeichnungen: 2) Technifh-adminiftrative Angelegenheiten. Genehmi⸗ 
gung von Bauentwürfen aus der Dotation des Miniſteriums; Abwei⸗ 
hungen von genehmigten Entwürfen; Bewilligungen von Bauausfüh— 
rungen außer dem Goncurrenzwege; Prüfung der Berträge tiber die un- 
ter der unmittelbaren Leitung der General-Baudirection  ftehenden 
Bauausführungen, - Genehmigungen von Weberfchreitungen der Koften- 
überfchläge um mehr als 10%, dann der Rechnungsabfchlüffe über col- 
laudirte Bauten. 

Die dritte Section für die Communicationen befteht aus vier 
Departements, einem legislativen und drei adminiftrativen, für das 
Poftwefen, den Eifenbahnbetrieb und den Telegraphendienft. 

Die vierte Section zerfällt in das Departement der abmini- 
ftrativen Statiftil, in das Rehnungs-Departement und in 
dad Departement des Journalweſens (a. h. Entſchl. v. 13. October 1849 
über Minift. Vortrg. vom 8. n. M.). 

Das Rechnungd:Departement umfaßt, feinen verfchiedenen Gefchäft- 
aufgaben gemäß, 4 Abtheilungen. Die erfte Abtheilung ift der General: 
Direchion für öffentliche Bauten, d. i. für Eifenbahn-, Straßen-, Waffer- und 
Hochbauten, und die zweite der General-Direction für die Communicationen, 
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d. i. für die Brief- und Fahrpoſt-Anſtalten, für den Eiſenbahnbetrieb 
und für den Telegraphendienſt beigegeben. Die dritte Abtheilung bildet 
das Hilfsorgan des Miniſters und der Miniſterial-Departements, und 
beſorgt alle jene Rechnungsgeſchäfte, welche keiner der anderen Abthei⸗ 
lungen zugewieſen ſind. Die vierte Abtheilung umfaßt jene Individuen 
der Direction der adminiſtrativen Statiſtik, bei deren Wahl die praktiſche 
Ausbildung im Rechnungs- und Controlsfache ein unerläßliches Beding- 
niß bildet. Jede der beiden erſten Abtheilungen ift wieder in zwei buch— 
halterifche und technifche Unterabtheilungen gefondert. Die Gefhäftsauf- 
gaben diefer vier Abtheilungen find folgende: Die zwei den General 
Directionen für öffentliche Bauten und für Communicationen zugewiefe- 
nen Abtheilungen haben zu beforgen: 1. Die Liqnidirung, d. i. die 
Prüfung und Adjuftirung der Projectd- und Koftenüberfchläge, die Rich- 
tigftellung der Auslagen der General-Directionen und ihrer untergeord- 
neten Organe und die Ausmittlung der Ziffer der den Lieferungd- und 
Bauunternehmern zu erfolgenden Zahlungen; 2. die vorfchriftmäßige Be— 
handlung der, won den bezüglichen Caſſen gelegten Journale, und der 
übrigen Rechnungseingaben, fo wie deren Contirung; 3. die Führung 
"der zur Evidenzhaltung der Perfonal- und Befoldungsftände, der abge- 
fchloffenen Verträge, der zu leiftenden Zahlungen, der Lieferung und 
Verwendung der Materialien, Requifiten ꝛc. ꝛc. erforderlichen Vormerk—⸗ 
bücher; 4. die Derfaffung der Voranfchläge, dann der periodifchen und 
ſonſtigen Ueberfichten; 5. die Beantwortung der die Liquidatur und die 
Durhführungen betreffenden Anfragen; 6. die Leitung aller von dem - 
. Minifterium, von deffen Rechnungsabtheilung und von den bezüglichen 
General-Directionen verlangt werdenden in ihr Fach einfchlagenden Hilfd- 
arbeiten. Die dritte Abtheilung, welche dem Minifterium felbft als 
Hilfebehörde zur Seite fteht, hat zu beforgen: 1. Die Liquidirung, d. i. 
die Prüfung und Adjuftirung der das Minifterium felbft betreffenden 
Zahlungen, mit Ausnahme der firen Gebühren, deren Liquidirung den 
Caſſen überlaffen bleibt; 2. die Ueberwachung und Evidenzhaltung der 
Dotationd-Anmeifungen; 3. die "Behandlung der von der Minifterial- 
Caſſe in Abfiht auf die Geldgebahrung für dad Minifterium zu legen: 
den Journale, dann der Rechnungen der Confulate und Hafenämter; 
4. die Führung der zur Evidenzhaltung des Perfonal- und Befoldungs-, 
dann des Penfionzftandes des Minifteriumsd, der Confulatd- und Hafen: 
ämter ꝛc. ꝛc., der abgefehloffenen Verträge, der zu Teiftenden Zahlun- 


gen 2c. ꝛc. erforderlichen Vormerkbücher; 5. die Berfaffung jener Voran- 
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fchläge, welche nicht fehon von den oben erwähnten zwei Abtheilungen 
geliefert werden; 6. die Prüfung der von den dem Minifterium „unter- 
geordneten Organen einlangenden PVoranfchläge; 7. die Zufammenjtellung 
ded Hauptsoranfchlages über das Dotationd » Erforderniß des Minifteriumd 
und deſſen Begründung; 8. die Prüfung und Begutachtung aller ihr vom 
Minifterium zu diefem Behufe zufommenden Ausarbeitungen; 9. die Lei- 
tung aller übrigen auf die Gebahrung und Verrechnung mit und von 
Geld und Materiale Bezug nehmenden, dem Minifterium nöthigen Hilfd- 
arbeiten, wozu hauptfächlih die Nachweiſungen über allenfällige aus der 
forgfältigften Beobachtung der Gebahrungsergebniffe der verfchiedenen Ger 
fhäftsabtheilungen und aus der PVergleihung derfelben mit den Projec- 
‚ ten, MUeberfchlägen, Verträgen, Genehmigungen und Boranfchlägen fi 
heraudftellenden unregelmäßigen Fürgänge zu zählen find. Die vierte 
Abtheilung, nämlich jene, welche die Rechnungsbeamten der Direction der 
adminiftrativen Statiftit umfapt, hat für die Erlangung aller ihr nöthi- 
gen Behelfe zu forgen, felbe genau zu prüfen, und zu berichtigen, für die 
möglichft fehleunigfte Zufammenftellung der Handeld -Nachweifungen und 
aller übrigen ftatiftifchen Daten des öfterreichifchen Kaiſerreiches Sorge 
zu tragen, und fämmtlihen Minifterien die erforderlichen Hilfsarbeiten 
in ftatiftifcher Beziehung zu liefern. Sie hat ferner im Dereine mit dem 
Gonceptöperfonale der Direction der adminiftrativen Statiftit dahin zu 
wirken, die ftatiftifhen Tafeln durch angemejfene Erläuterungen zu ver: 
vollftändigen und der praftifchen Benützung zugänglicher zu machen (a-b. 
Entſchl. v. 20. December 1849 über den Minift. Vortrag v. 28. No- 
vember n. %.). | 

Dem Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten 
unterſtehen folgende Behörden: die Geutral:Seebehörde (Governo cen- 
trale marittimo) in Trieft. Diefelbe bat die Aufgabe, bezüglich des See- 
ſchifffahrtsweſens, abgefehen von der k. k. Kriegsmarine, nad allen fei- 
nen Erforderniffen und den damit engverbundenen See- Sanitäts - Angele- 
genheiten als vermittelndes Organ des Handesminifteriumd in fämmt- 
lichen öſterreichiſchen Küftenländern zu wirken; demnach im Bereiche der- 
jelben unter unmittelbarer Leitung des Minifteriumd die Regelung, Ueber- 
wachung und Förderung jenes wichtigen Inſtuſtriezweiges und der darauf 
bezüglihen Vorkehrungen auf zweckmäßige und gleichförmige Weife Hand 
zu baben, die betreffenden Neichögefege und adminiftrativen Verfügungen 
zur Ausführung zu bringen, und die Aufficht und Leitung in allen 
Dienft-, Perfonal- und Disciplinar - Angelegenheiten, über fämmtliche in 
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den verfchiedenen Küftenbezirken aufgeftellten See- Sanitäts- und See- 
Lazareth⸗Aemter, wie auch jener Organe zu führen, welche die Stelle 
diefer Aemter an manchen Küftenorten vertreten. Der Wirkungskreis der 
‚Gentral » Seebehörde erſtreckt fich über folgende Gefchäftögegenftände: 
1. Die Beauffihtigung ded See-Schiffbaues, die Einflußnahme auf def- 
jen gedeihliche Fortbildung, Handhabung der Aichungs-Vorſchriften für 
öfterreichifche Seefchiffe und die Beftellung”geeigneter Schiffsbaumeifter zur 
Unterfuhung der Bauart und Befchaffenheit der Seefchiffe; 2. die lei— 
tende Fürforge zur Herftelung, DVerbefferung und Inſtandhaltung aller 
Anftalten, welche al® materielle Erforderniffe, Schug- oder Förderungd- 
mittel zum Seefhifffahrtöbetriebe dienen, wozu namentlich Häfen, Werf- 
ten, Leuchtthürme, Leuchtfeuer, Anterbojen, Anlandpläge u. dgl. gehören, 
einfchließfih der mit dem bezüglichen Koftenaufwande verbundenen Ge- 
ihäfte; 3. die Ertheilung der Seefchifffahrtöbefugniffe und Befähigungen 
zur Führung dfterreichifcher -Seefchiffe, A. die Handhabung und Leber- 
wachung der Gefebe und Borfchriften mit Einſchluß der Hafenpolizei-Ber- 
erdnungen, weldye unmittelbar die Bedürfniffe der Seefchifffahrt und See— 
fifcherei, die Ausübung derfelben und die Rechte und Pflichten der See— 
fahrer und Fiſcher ald folche betreffen; 5. die Entſcheidung in erfter In— 
ftanz bei Uebertretungen gegen das GCabotage-Reglement. In zweiter In— 
ftanz in Fällen. von Relurfen gegen Entſcheidungen der Gonfularämter, 
die fie wegen Webertretung der Borfchriften des. öfterreichifchen Naviga— 
tiond -Edicted und der nachträglichen Beitimmungen zur Aufrechthaltung 
der Schifffahrtsordnung oder der Disciplin gefällt haben, fo wie über 
Necurfe gegen Straferkenntniffe der Hafenämter, welche diefe wegen ähn- 
licher Webertretungen oder wegen Vergehen gegen die Hafenpolizei-Anord- 
nungen erlaffen haben. Die Entfcheidung in zweiter Inftanz bei Recurfen 
gegen Straferkenniniffe der See- Sanitätdmagiftrate oder See- Sanitäts- 
Lazareth-Aemter, bezüglich der Webertretungen der Borfchriften über See- 
Sanitätd- und Contumaz-Anftalten und Einrichtungen; 6. die Einfüh: 
rung .einer allgemeinen Matritel für den Seedienft in der öfterreichifchen 
Handels - Marine; fo wie die Einrichtungen zur Verſorgung. oder Unter: 
ſtützung hilfsbedürftiger öfterreichifcher Seeleute und ihrer Familienglieder 
und die Errichtung und Vervollkommung von Anftalten zur Ausbildung 
für den Seedienft; 7. Belobungen oder Anerfennungen, fo wie Beloh— 
nungen und andere Yufmunterungen für audgezeichnete oder einer befon- 
deren Berücfichtigung würdige Handlungen der Mheder und Seefahrer 
oder anderer Perfonen, welche fih um die Handeld - Marine verdient ge- 
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macht haben; 8. die Handhabung und Ueberwachung der See⸗Sanitäts— 
und Contumaz -Borfchriften, fo wie die Leitung und Beauffihtigung der 
bezüglichen Anftalten und Einrichtungen; 9. die Perfonal- und Disdcipli- 
nars Angelegenheiten von fämmlihen Hafen», Sanitäts- und Lazareths⸗ 
ämtern, und die Ueberwachung ihrer Amtsverrihtungen; 10. die Einho- 
lung, Verbreitung und Benügung der empfangenen für die öfterreidhifche 
Schifffahrt wichtigen Nachrichten, fo mie derjenigen Anordnungen in 
fremden Staaten, welche auf die öfterreichifche Handeld-Marine von Ein- 
fluß fein können; 11. die Ueberwachung der dienftlichen Wirkſamkeit der 
Öfterreichifehen Gonfularämter und der Gefchäftdverfehr mit denfelben in 
Seefchifffahrttö-Angelegenheiten; 12. die Prüfung der Einrichtung gefeb- 
licher Beftimmungen und Borfehriften in Seefehifffahrtöfachen, fo wie im 
See⸗Sanitäts- oder Contumazwefen; 13. die Einflugnahme auf die Er- 
zielung zweckmäßiger Confular - Einrichtungen; 14. die zuftändigen Amts⸗ 
handlungen in Beziehung auf die Aufftellung fremder Confularämter an 
Seeplätzen in den inländifchen Küftenbezirken und die Anerkennung der 
mit der Führung folcher Aemter betrauten Perfonen; 15. die Einholung 
und geeignete Benübung oller von den dfterreichifchen Häfen und Con- 
fularämtern eingelangten periodifchen Nachweifungen und Notizen über 
den Stand, die Bewegung und den Verkehr der öfterreichifchen Handel: 
Marine im In- und Auslande, ferner über den Berfehr der fremden 
Handelsfahrzeuge in den öfterreichifchen und auswärtigen Seehäfen, dann 
über die inländifchen Schiffbau» Ergebniffe und über die zum Beſten der 
Seefchifffahrt beftehenden Einrichtungen und Anftalten, und endlich die 
Dorforge für die Zufammenftellung der eingeführten perioden Nachweifun- 
gen und die Einleitung ihrer Benützung (Minift. Vdg. v. 26. April 1850, 
Nr. 178 des R. G. Bl.) 

Zum Perfonalftand der Central: Seebehörde gehören zwei Ober- 
Infpectoren, ein techniſcher und ein nautifcher, welchen ein zum Theile 
felbftftändiger Wirkungskreid zugewiefen if. Als erponirte Organe 
der Gentral-Seebehörde fungiren eigene Infpectoren zu DBenedig für 
das Benetianifche Gebiet, zu Fiume für Croatien, und zu Raguſa für 
Dalmatien. Die untergeordneten Memter find: Die Central: Hafen: 
uud See: Sanitäts:Yemter zu Venedig, Trieft, Fiume und Ragufa ; 
die Hafen: und See-Sanitäts-Aemter zu Chioggia, Rovigno, Luffi- 
piccolo, Buccari, Porto-Re, Zengg, Zara, Spalato und Megline; die Ha= 
fen: und See: Sanitäts:Depntationen. zu Pirano, Sebenico, Liſſa, 
Lefina und urzola; die Hafen: und See-Sanitäts-Agentien, die 
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Hafen: und See: Sanitäts: Erpofituren und die See-Lazarethe zu 
Denedig, Trieft, Martinſchiz,, Megline und Gravofa. 

Für das gefammte Baumefen unterfteht dem Minifterium zur 
Ausführung feiner Beſchlüſſe und zur Beforgung der technifchen und 
adminiftrativen Beauffihtigung und Leitung der öffentlichen Bauten eine 
eigene Gentral- Behörde mit der Benennung General: Ban: Dirertion, 
welche in drei Sectionen zerfällt, nämlich in die Section für den Staats⸗ 
Eiſenbahnbau, in eine zweite für den Waffer- und Straßenbau, und in 
eine dritte für die Architektur. | 

Jede diefer drei. Sectionen hat ald Borftand. einen Ober-Baudirer- 
for mit dem Range eines Sectiondrathes, einen Ober- Infpector als 
Stellvertreter, und mehrere Infpectoren als technifche Referenten für die 
laufenden Verwaltungs - Angelegenheiten. 

Für die technifch -adminiftrativen Gefchäfte, für die Local- Erhebun- 

gen, Project? » Derfaffungen und Localleitung der wefentlicheren Neubauten 
in den Kronländern” find den verfchiedenen Abtheilungen der General 
Bau » Direction nach Bedürfniß die nöthigen Ober-Ingenieure, In— 
genieure und Ingenieur- Affiftenten zugewiefen. 

Ferner ift ihr ein Rechtögelehrter in dem Range eined Sectton?- 
rathes beigegeben, welcher in allen Angelegenheiten die Intereſſen des 
Staatsſchatzes in rechtlicher Beziehung zu wahren hat, namentlich bei den 
Erpropriationg - Verhandlungen und die Rechtögutachten in allen ftreitigen 
Fragen erftatten muß. 

Die rein adminiftrativen Gefchäfte der General -Bau -» Direction 
werden in jeder der Sectionen durch einen Secretär und die entjprechende 
Anzahl Eoneipiften und Conceptd-Adjuncten beforgt. Das Rechnung?- 
wefen wird durch eine Abtheilung des a Rechnungs» Departe- 
ments verfehen. | 

Zur Vertretung der General- Direction nad Außen iſt Einer der 
Ober⸗Bau⸗Directoren beſtimmt. 

Alle drei Abtheilungen der General-Bau⸗Direction haben eine ge⸗ 
meinſchaftliche Material⸗ und Requiſiten⸗Verwaltung, und gemeinfchaft- 
liche Hilfsämter. 

Die Wirkſamkeit der Section für den Eifenbahnbau umfaßt die 
Projectirung, Leitung und Ausführung aller Staats - Eifenbahnen und der 
dazu gehörigen Gebäude und Gegenftände jeder Art. Der Wirkungskreis 
der Sectionen für den Waffer- und Straßenbau und für die Architektur 
umfaßt die obere Leitung aller Neu- und Umbauten, dann der Erhal- 
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tungsarbeiten in den bezeichneten Bauzweigen, nach den bereits ausge⸗ 
ſprochenen Grundſätzen. Die Bauten von größerer und beſonders wich⸗ 
tiger Bedeutung werden nicht durch die in den Kronländern feßhaften 
Bauorgane, fondern durch die beiden Sectionen felbft beforgt, welche 
demnach, wie ed bei den Eifenbahnbauten gefchieht, die zu den erwähn- . 
ten Bauten nöthigen Ausarbeitungen, fo wie ihre Ausführung durch 
Beamte aus ihrer Mitte, und zwar unter dev Verantwortlichkeit des be- 
treffenden Borftandes, zu leiten haben. Die General» Bau -Direction hat 
an das Minifterium der öffentlihen Bauten Berichte, an die übrigen 
Minifterien aber Aeußerungen zu erftatten, und mit den Statthaltern, 
den Kreispräfidenten und diefen gleichgeftellten andern Behörden in Form 
von Noten zu verkehren, oder commiffionelle Verftändigungen zu veran- 
laffen, an die Bau-Directionen und Kreisbauämter aber Verordnungen 
zu erlaffen. Sie hat dem Minifterium die Boranfchläge für den im 
Laufe eined Berwaltungsjahres erforderlichen Geldaufiwand, fo wie nach 
Ablauf des Verwaltungsjahres den Ausweis der gefammten Gebahrung 
mit einem erläuternden Berichte vorzulegen, ferner alle technifchen, admi⸗ 
niftrativen, ftatiftifhen Auskünfte und Gutachten zu erftatten, welche von 
ihr verlangt werden. Sie entfcheidet über technifche und technifch -admi- 
niftrative Fragen, und erftattet dem Minifterium über alle jene Gegen- 
ftände gleicher Art ihr Gutachten, deren Entſcheidung fi daffelbe grund- 
fäglih vorbehalten hat. In Betreff der Hafenbau- Angelegenheiten ift 
der nöthigen Einheit wegen bei der Central» Seebehörde in Trieft ein 
Ober-Inſpector aufgeftellt, um alle Bauten an der Seeküfte zu über- 
wachen. Die Ober- Bau-Direction im Lombardifch- Benetianifchen König: 
reihe wurde vor der Hand. in ihrer früheren Stellung und Wirkfamteit 
unmittelbar unter dem Minifterium belaffen. In befonderen Fällen, nach 
dem Ermeffen des Minifteriumd oder der General- Bau -Direction, können 
hervorragende Fachmänner, die nicht im Staatsbaudienfte ſtehen, zur Be- 
rathung wichtiger Bauangelegenheiten beigezogen, oder ed Tann ihnen 


auch von Fall zu Fall die Berfaffung eines Projectes und deffen Aus- 


führung anvertraut, oder ein Öffentlicher Goncurd audgefchrieben werden. - 
Unter der General-Bau-Direction fteht in jedem Kronlande eine 
Ban-Dirertion, in jenen Kronländern aber, die nach der politifchen 
Gintheilung in zwei oder mehrere Kreife zerfallen, find eben fo viele 
Kreis: Banämter aufgeftellt. Die Bau -Direction wirkt zugleich in.dem 
Kreife, wo fie ihren Sitz hat ald Kreid-Bauamt. 
Jedem Kreidbauamte fteht ein nfpector vor, dem ein Ober⸗Inge—⸗ 
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nieur als Stellvertreter und eine hinreichende Anzahl une Inge: 
nieur - Affiftenten und Bau -Eleven beigegeben ift. 


Wo das Kreid-Bauamt zugleich die Bau-Direction bildet, ift der, 
Borftand ein Ober-Infpector und fein Stellvertreter ein Inſpector. 


In wie ferne von den Kreis-Bauämtern in einzelnen Orten Inge: 
nienre ſeßhaft zu beftellen find, wird theild durch die Bauobjecte beftimmt, 
theild im Einvernehmen mit den Kreis- Präfidenten feftgeftellt. 


Größere Bauführungen, welche die Berfolgung eined Gefammtplanes ' 
des nöthigen Bauzufammenhanged wegen bedingen, wie bei fchiffbaren 
Flüffen und Eanälen, dann bei Hauptftraßenanlagen oder bei neuen Ge- 
bäuden für fpecielle Zwecke und von größerer Bedeutfamkeit, werden 
durch die Organe der General- Bau -Direction oder der dazu von ihr 
berufenen und geeigneten Fachmänner ausgeführt. Alle Neubauten von 
geringerem Umfange oder Bauarbeiten, welche die Erhaltung, Erneuerung 
oder Verbeſſerung “der beftehenden Bauwerke und Gebäude zum Zwecke 
haben, und wofür dad Minifterium der öffentlichen Bauten dotirt ift, 
hat das Kreid-Bauamt unmittelbar zu beforgen, fo wie auch die aus 
öffentlichen Fonden oder aus den Landesmitteln zu errichtenden Gebäude oder 
Baulichkeiten, wenn ihr diefelben von der Bau-Direction aufgetragen 
werden. Alle andern Baulichkeiten, deren Bewilligung oder Ueberwachung 
in baupolizeificher Hinficht in den Wirkungskreis der Kreis -Bräfidenten oder 
Bezirtd- Hauptmänner gehört, oder folche Baulichkeiten, deren Bewilligung _ 
in der Amtswirkſamkeit anderer Landes - oder Kreisbehörden liegt, hat 
das Kreid - Bauamt über Aufforderung durch feine Organe begutachten 
oder überwachen zu laſſen. Das Streid- Bauamt bat an die Bau-Direc- 
tion Berichte, und an den KHreid-Präfidenten Aeußerungen zu eritatten, 
mit den übrigen Kreisbehörden aber in Form von Roten zu correfpon- 
diren. Das Kreis-Bauamt ift im Allgemeinen verpflichtet, dem Kreis— 
Präfidenten und den übrigen Behörden des Kronlandes in technifcher 
Beziehung ald Hilfdorgan zur Seite zu ftehen, fobald diefelben zur Voll⸗ 
ziehung ihrer Amtswirkſamkeit eines technifchen Gutachtens, oder bei Bau: 
anträgen der Mitwirkung deffelben bei Project- Berfaffungen und Koften- 
anfhlägen bedürfen. Die Bau-Directionen haben außerdem die Auf: 
gabe, die Prüfung und Berichtigung aller jener Bauanträge und Bau- 
angelegenheiten vorzunehmen, deren Bewilligung den Statthaltern zufteht, 
fo wie über Auftrag der Statthalter alle Baulichkeiten, melche nicht aus 
Reichsmitteln beftritten werden, entweder felbft, oder in größeren Kron- 
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ländern durch bie Kreid-Bauämter in Ausführung bringen zu Taffen und. 
zu überwachen. 


In ähnlicher Weife haben fie allen anderen Behörden des Kronlan- 
des zur Seite zu fliehen, wenn diefelben in Vollziehung der in ihrem 
MWirkungskreife gelegenen Amtshandlungen zu technifchen Gutachten oder 
Bananträgen und Koftenanfchlägen der Mitwirfung der Bau -Dirertionen 
bedürfen. 


Die Bau -Directionen haben an die General-Bau - Direction Ber 
rihte, und an den Statthalter Meußerungen zu erftatten, die Cotrefpon- 
denz mit den Landesbehörden aber mittelft Noten zu führen, an die 
Kreid-Bauämter aber Verordnungen zu erlaffen. 


Den Bau-Directionen und Kreid-Bauämtern find eigene Ned 
nungs-Abtheilungen beigegeben, die in Bezug auf die Rechnungs⸗ 
Gontrole eine unabhängige Stellung von den Bau- Organen haben. 


Diefe Rechnungd-Abtheilungen haben aus Technikern zu beftehen, 
durch welche auch die Collaudirungen jener Bauten vorgenommen werden 
fönnen, deren Bewilligung im Wirkungskreiſe des Statthalterd. liegt. 


Die Abtheilung für das Rechnungsweſen bei jeder Bau-Direction 
hat einen Rechnungdrath, und bei den Kreis-Bauämtern einen Reviden- 
ten zum Borftande (Allerh. Entfhl. v. 15. Decemb. 1849 über den 
Minift. Bortrag v. 28. Novemb. n. J.). 


Der executive Poſt-, Eifenbahnbetrieb- und Telegraphendienft wird - 
von der unmittelbar unter dem Minifterium ftehenden General-Dirertion 
der Commmnicationen geleitet, welcher dad Eourd-Bureau und die 
Defonomie-Berwaltung zur Seite ftehen. Sie zerfällt in drei 
Abtheilungen für die obenangedeuteten Gefchäftdzweige. 


Unter der General-Direction für Communicationen ftehen zuvörderft 
die Betriebs-Dirertionen der Staats-Eifenbahnen, und zwar in Prag 
für die nördliche, in Peft für die ſüdöſtliche und in Graz für die ſüdliche 
Staatd-Eifenbahn. Für die Krafau-Öberfchlefifche, fo wie für die Staats- 
Eiſenbahn im Lombardifch-Venetianifchen Königreiche werden die entfpre- 
chenden Beftimmungen erſt getroffen werden. Die Betrieb3- Directionen 
haben einen Director und einen Stellvertreter deffelben an der 
Spike, welche zufammen den Vorſtand der Direction bilden, und von 
denen immer der Eine ein Techniker und der Andere ein admintftrativer 
Deamter fein muß. Ihnen find in der technifchen Abtheilung die In— 
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fpeetoren, Ober-ngenieure und das fonft erforderliche technifche Perfonale, 
in der adminiftrativen Abtheilung aber Secretäre, Concipiften und das 
weitere Caſſen⸗ und Hilföperfonale beigegeben. Eine eigene Direction$- 
Cafſe bildet den Gentralpunct für die bei der Betriebd-Direction vor: 
fommenden Geldgebarungen. Diefe bat endlich auch eine Rechnungs⸗ 
Abtheilung unter einem Buchhalter theild ala Hilfs- theils als Con- 
trold-Amt zur Seite. Zur Beforgung der in die Kategorie des techni- 
ſchen Betriebs- und Baudienfted fallenden Gefchäfte find die Eifenbahnen 
in Seetionen von 8—12 Meilen eingetheilt, deren jede einem ingenieur 
zugewiefen if. Die Unter: Organe derfelben find Ingenieurd-Affiftenten, 
Eleven, Bahnauffeher und Bahnmwächter, dann die Bahnhofs -Anfpectoren 
auf den größeren Stationen, die Locomotivführer, Heizer, Conducteure 
u. f. w. (Minift. Erl. v. 17. Mai 1851, Nr. 126.ded R. ©. Bl.). 

Zur Ueberwachung der Sicherheit und Regelmäßigkeit ded Betriebes 
auf den Eifenbahnen find eigene Miniſterial-Commiſſäre beftellt, deren 
Amtabefugniffe dur den Minift. Erl. v. 18. März 1849, Nr. 173 des 
N. ©. Bl, näher bezeichnet wurden. 

Die Organifation der Poſtbehörden erfolgte durch die a. h. Entfchl. 
v. 21. September 1850. Derfelben zu Folge beftehben in den einzelnen 
Kronländern Poftdiretionen mit einem Poftdirector an der Spike, dann 
. einem oder mehreren Adjuncten, einem Secretäre, einem Poſtamtsverwal⸗ 
ter, den erforderlichen Controlloren, Poftamts - Officialen, und Eleven. 
Den Poftdireefionen zu Wien und Prag find eigene Poſtcaſſen beige 
geben. , 

Unter den Poftdirectionen ftehen die Poftämter, in der Negel mit 
einem Poftamtöverwalter an der Spike, der nur bei manden minder 
bedeutenden Poftämtern durch einen Officialen vertreten wird. Es gibt fol- 
gende Poftdirectionen: zu Wien (mit 4 untergeordneten Poftämtern), 
zu Linz (mit 1 Poftamt), zu Salzburg, zu Grab (mit 2 Poftämtern) zu 
Klagenfurt (mit 1 Poſtamte), zu Laibach, zu Trieft (mit 1 Poftamte), 
zu Innsbruck (mit 6 Poftämtern) , zu Prag (mit 3 Poftämtern) , zu 
Brünn (mit 2 Poftämtern), zu Troppau, zu Lemberg (mit 2 Poftämtern), 
zu Krakau, zu Czernowitz, zu Zara (mit 1 Poftamte), zu Agram (mit 
3 Poftämtern), zu Temeswar (mit 1 Poftamte), zu Ofen, zu Peft, zu Preß⸗ 
burg, zu Dedenburg, zu Kaſchau, zu Großwardein und zu Hermannftadt 
(mit 1 Poftamte). u | j 

Außerdem find die Poſt⸗Commiſſäre beftimmt, durch die unerwar⸗ 
tete. perfönliche Controlle jene Aufmerkfamkeit und jened rege Leben in 
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den Drganen der Poftanftalt zu wecken und zu erhalten, ohne welches ein 
getegelter Poftdienft nicht möglich ift. Auf den Eifenbahnen find ambu⸗ 
ante Poftämter eingerichtet worden, "welche einer eigenen Direction 
(Boftambulance) unterftehen, die zu Wien, ald dem Centralpuncte des 
gefammten Eifenbahnneed ihren Standort hat. Die unterften Organe 
für den Poſtdienſt find die Poftflationen für die Beförderung der Nei- 
fenden und Güter mit dem poftmäßigen Pferdewechfel, und die Poſt⸗ 
erpeditionen für die Sammlung und Ausgabe der Briefe. Im lombar- 
difch-venetianifchen Königreiche beftehen noch die Oberpoftverwaltungen 
zu Mailand und Venedig, mit den ihnen untergeordneten Poftämtern, 
deren Reorganifirung erft flatt finden wird. 


Der Leiter der Telegraphenabtheilung bei der Generaldirection der 
Communicationen ift zugleich der Vorſtand des Gentralbnrenn’s für Die 
Staatstelegraphen; die unter demfelben ftehenden Zelegraphenämter 
werden durch befondere Inſpectionen überwacht. 


Außer diefen für die Gefchäftdzweige diefed Minifteriums insbeſon⸗ 
dere beftellten Behörden find auch die Organe ber politifhen Verwal: 
tung berufen, in Handeld- und Gemerböangelegenheiten fo wie in Bau- 
fachen, bei Streitigkeiten über Wafferrechte und in Erpropriationdfällen - 
einzufehreiten (88. 84—89 der Inſtr. f. d. polit. Behörden.). 

Endlih wurden zur Vertretung der Handeld- und Gewerböintereffen 
in allen Kronländern eigene Handels: und Gewerbefammern errichtet. 
Sie find dad Organ, durch welched der Handeld- und Gewerbeitand feine 
Anliegen dem Handeld - Minifterum eröffnet, und die Bemühungen des 
leßteren zur Förderung des Verkehres unterftüßt. Jede diefer Kammern 
zerfällt in zwei Sectionen, in die Handeld- und in die Gewerbe-Section. 


Ihre Mitglieder, mindeſtens zehn und höchſtens dreifig an der Zahl, 
werden von den dazu berechtigten Gewerbd: und Handeldleuten gewählt. 
Sie haben einen Präfidenten und einen Picepräfidenten, von denen der 
eine dem Gewerbe-, der andere dem Handeldftande angehören muß, an 
der Spite. Diefen ift ein wiffenfchaftlich gebildeter, im Handels- und Ge- 
werbsfache vertrauter, befoldeter Secretär fammt dem nöthigen Hilfsper⸗ 
fonale beigegeben. Solcher Handeld- und Gewerbefammern beftehen im 
Ganzen 60, und zwar in Oefterreih ob und unter der Enns und in 
Salzburg je eine, in Steiermark 2, in Kärnten und Krain je eine, in 
Görz, Gradisca und Iſtrien mit Trieft 3, in Tirol und Borarlberg 4, 
in Böhmen 5, in Mähren 2, in Schlefien 1, in Galizien 3, in. der Bu- 
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kowina 1, in Croatien und Slavonien 3, in Serbien und dem Temeſer 
Banate 1, in Dalmatien 3, in Ungarn 5, in Siebenbürgen 2, in der 
Lombardie 9, im venetianifchen Gebiete 8 und in der Militärgränge 3. 
- (Min. Erl. v. 26. März 1850, Nr. 122 des R. ©. BI). | 


/ 


8. 19. 
Derwaltungsorgane für die Landescultur und das Bergweſen. 


Das Minifterium für Landescenltur und Bergbau hat die Pflege 
der ftaatswirthfchaftlichen Intereſſen, indbefondere des Aderbaued, der 
Viehzucht und der Waldwirthſchaft, fo mie die Leitung der damit in 
Perbindung ftehenden Anftalten über fih; auch ift der Wirkungskreis 
der früher beftandenen Hoflammer im Münz- und Bergwefen, in fo weit 
er fih auf das Berg- und Hüttenwefen erftredte, an dasfelbe überge- 
gangen. 


Es zerfällt in drei Sectionen. In die erfle Section gehören die 
allgemeinen Landwirthsſchafts- und Forftangelegenheiten; die Correfpon- 
denz mit den landwirthfchaftlichen Vereinen, die landwirthfchaftlihen Un- 
terrichtäanftalten und die Forftfchulen. Die zweite Section umfaßt. die 
technifchen fowohl als die adminiftrativen, den ‚Bergbau betreffenden Ge- 
genftände, das Caſſen-, Rechnungs und Verſchleißweſen, und die Pen— 
fiond-, Provifiond- und Gnadenſachen der bei den Montanwerfen ange- 
ftellten Perfonen. Die dritte Section begreift das gefammte Salinen- 
wefen, alle das Eifen- und Metall-Hüttenwefen betreffenden Gegenftände, 
die montaniftifchen Lehranftalten und die Montanfabrifen in fich. 


Unter diefem Minifterium fteht zuvörderft die geologifche Reichsanftalt. 
Die Aufgabe derfelben geht dahin, das ganze Kaiferreich geologifch zu unter- 
ſuchen und zu durchforſchen; die hierbei gefammelten Mineralien in einem 
eigenen Mufenm mineralogifh und paläontologifch zu beftimmen, fodann 
aber in einer fuftematifchen Sammlung zu ordnen; alle eingefammelten 
Erd» und Steinarten, Erze und fonftigen Foflilien in dem chemiſchen La- 
boratorium einer analytifchen Unterfuchung zu unterziehen; eben fo die 
verfchiedenen Hüttenproducte des Reiches zu fammeln und zu unterfuchen; 
über die geognoftifhen Erhebungen nicht nur die bereitd vorliegenden 
Karten zu revidiren, zu ergänzen, und mit möglichft vielen Durchſchnitten 
zu verfehen, fondern auch ganz neue geologifche Detail- und Weberfichts- 
farten anzufertigen und der Deffentlichkeit zu übergeben; alle gefammel- 
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ten Wahrnehmungen und wiſſenſchaftlichen Forſchungen in ausführlichen 
Abhandlungen zur allgemeinen Kenntniß zu bringen; endlich für die bier- 
nach entitandenen wiffenfchaftlihen Werke, Karten, ftatiftifchen Tabellen 
u. dgl. wohlgeordnete Archive anzulegen. Der ganzen Reichsanſtalt ift ein 
Director mit dem Titel und Range eined Sectiondrathed vorgefeht. Dem- 
jelben find zwei fir angeftellte ftändige Geologen, mit dem Titel und 
Range wirklicher k. k. Bergräthe an die Seite geftellt, welche die Vorbe- 
reitungsarbeiten zu leiten, alle bisher zu diefem Zwecke gefammelten Ma- 
terialien zu fichten und zu ordnen, in den Sommermonaten aber eigene 
Landestheile zur Durchforſchung zu übernehmen haben; für die umfang- 
reichere Landesdurchforfchung werden zeitliche Geologen, ohne fire Anitel- 
lung aufgenommen, über deren Bedarf der Dirertor nach Maßgabe der 
fortfchreitenden Arbeiten für ein Jahr voraus die begründeten Anträge 
zu ftellen hat. Zu SHilfeleiftungen bei den gevlogifchen Forſchungen und 
Aufnahmen werden junge Beamte und Praktifanten der Werarial-, Bergs, 
und Hüttenwerke verwendet. 


Das Mufeum, in melhem die bisher gefammelten Mineralien, 
Erdarten, Gefteine, Erze, Verfteinerungen und Pflanzenabdrüde in wohl- 
geordneter Aufftellung erhalten, die neu einfommenden aber mineralogiih 
und paläontologifeh unterfucht, beftimmt und eingereiht werden müffen, 
ift zur unmittelbaren Aufficht einem Affiftenten anvertraut. Die wiſſen⸗ 
fhaftliche Leitung de Archives, in welchem alle bereitö vorliegenden 
riffenfchaftlihen Arbeiten gefichtet, geordnet und zur öffentlichen Mitthei- 
fung vorbereitet, alle geognoftifchen und bergmännifchen Karten fuftema- 
tifch zufammengeftellt, die neu einlaufenden Arbeiten regiftriret und für 
die Herausgabe, Zufammenftellung und Weberficht in einen wiffenfchaftli- 
chen Einklang gebracht werden, ift einem höher gebildeteren Archivsbeam⸗ 
ten übertragen -(a. h. EntfhlL v. 15. November 1849 über den Minift. 
Bortrag v. 22. October n. J.). | 


MWeiterd unterftehen diefem Minifterium: die Forftdireetion zu Wien 
für die Verwaltung der fämmtlichen Reichsforſte im Kronlande Oeſter⸗ 
reich unter der Ennd; die Salinen= und Forftdireetion zu Gmunden, 
welche die Verwaltung des geſammten Salinenwefend und aller im Kron- 
lande Defterreih ob der Enns befindlichen Reichsforſte zu leiten bat 
(Min. Vdg. v. 13. September 1850, Nr. 351 des R. ©. BL); die Berg:, 
Salinen: und Forſtdirection zu Salzburg, welcher die Oberleitung des ge⸗ 
ſammten Berg-, Salinen- und Forſtweſens in dem genannten Kronlande an- 
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vertraut ift (Min. Erl. v. 7. Mai 1849, Nr. 242 des R. G. Bl. und 
Min. Erl. v. 22. Juli 1849, Nr. 335 des R. ©. BL); die Berg: und 
Forftdirertion zu Grab für Steiermark, Kärnten und Krain, dann einft- 
weilen für Eroatien und Slavonien, welcher die fämmtlichen Reichsforſte 
in Steiermark, fo meit fie nicht in den Eigenthumscompler der Inner⸗ 
berger Hauptgewerkſchaft gehören, untergeordnet find (Min. Bdg. v. 15. Zuli 
1850, Rr. 276 des NR. ©. BL); die Berg: und Salinendirection zu 
Hall für Tirol; die Vergoberämter zu Joachimsthal und zu Praibram , 
und die Steinfohlenfhürfungsdirection zu Praibram für Böhmen ; die 
Banater Bergdirertion zu Dravis; die Berg, Salinen: und Forſt⸗ 
direstion zu Wieliczka (Min. Erl. v. 25. October 1850, Nr. 333 des. 
R. ©. BU); dann für Ungarn die nieder-ungarifche Berg-, Forft: und 
Güterdirection zu Schemnit mit der ihr untergeordneten Factorie- und 
Forfkcaffe und der Bergiwefend - Factorei zu Reufohl (Min. Erl. v. 
10. April 1851, Nr. 99 des R. ©. BL); die Bergweſens⸗ Infpecto- 
rate und Oberämter zu Nagybanya und zu Schmölnig; Die Berg: 
Forſt- und Güterdirertion zu Schemnitz; das Salinen-Oberverwal⸗ 
teramt und Domainen = Oberinfpectorat zu Soovar; das General: 
Sorftinfpectorat zu Trevifo; da8 Bergwerfs - Infpectorat in Agordo; 
ferner die Bergwerks- Producten-VBerfchleiß- Direction in Wien, mit 
den Factorien in Wien und Trieft und den untergeordneten Verſchleiß— 
und Speditiondgämtern und Niederlagen (Min. Erl. 'v. 21. April 
1849, Nr. 225 des R. ©. BI). 

Zur Bejorgung der Berglehensämtlichen, Bergpoligeifichen und 
Bergdizciplinar = Angelegenheiten find die Berghauptmaunfchaften be- 
ſtimmt, bei deren jeder ein Berghauptmann, ein Markfcheider, ein Actuar, 
ein Kanzellift und ein Amtsdiener beftellt ift. Unter ihnen ftehen die 
Berg : Eommiffariate mit einem Berg-Commiffär, einem Kanzelliften 
und einem Diener. Derlei Behörden beftehen: für die Kronländer Defter- 
reich ob und unter der Enns die Berghauptmannfchaft zu Steyer, mit 
dem erponirten Berg-Commiffariate Wiener-Neuftadt; für die Kronlän- 
‚der Salzburg, Tirol und Vorarlberg die Berghauptmannfchaft zu Hall; für 
Steiermark die Berghauptmannfhaft zu Leoben, mit den Bergcommif- 
fariaten zu Voitsberg und Cilli; für Kärnten, Krain, Görz, Sftrien 
und Trieft die Berghauptmannfchaft zu Klagenfurt, mit den Berg- 
Commiffariaten zu Bleiberg und Laibah (Min. Vdg. v. 26. Mai 
1850, Nr. 211 des R. G. BL); für Böhmen die Berghauptmannfchaften zu 
Joachimsthal, Mies, Praibram und Kuttenberg; der Erfleren 
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find zwei Berg-Commiſſariate zu Schlaggenwald und Teplitz, jeder der andern 
je ein ſolches Berg-Commiffariat untergeordnet, welche in Pilſen, Schlan, 
und Budweis ihren Sitz haben; für Mähren und Schleſien die Berg- 
hauptmannfchaft zu Brünn, mit dem Berg - Commiffariate in Mäb- 
riſch-Oſtrau (Min. Vdg. v. 14. März 1850, Nr. 123 des R. G. BI). 

Die unterftien Organe für die Berg und Forſtverwaltung bilden 
die verfihiedenen Bergämter, Hüttenämter, Hammervermwal- 
tungen, Salinenämter, Gutsverwaltungen der montaniftifchen 
Staatögüter und die Berwaltungen der montaniftifhen Staat3- 
fabrifen. 

Endlich find auch die Directionen der montaniftifchen Lehranftal: 
ten zu Leoben und zu Przibram, der Forftlehranftalt zu Mariabrunn 
nächft Wien, der Berg und Forft- Akademie zu Schemnig und Schmöl- 
nis und der landwirthfchaftlichen Lehranftalt zu Altenburg dem Minifte- 
rum für Landescultur und Bergwefen untergeordnet *). 

Die Organe der politifhen Verwaltung haben in Angelegenhei- 
ten der Landescultur, des Forft- und Bergweſens nad) 8. IX. der Gr.?. 
und 8. 112 der Inſtr. für diefelben ebenfalld mitzuwirken und die an 
fie ergebenden Aufträge zu vollziehen. | 


$. 20. 


Derwalfungs- Organe für die Rirchfichen Angelegenheiten und den 
öffentlichen Unterricht. 


Die oberfte Leitung der Cultud- Angelegenheiten und des öffentlichen _ 
Unterrichtes fteht dem Minifterinm des Eultus und des Unterrichtes 
zu; feine Wirkſamkeit erſtreckt fih über fämmtliche Bildungsanftalten des 
Reiches, nicht nur hinfichtlich des Titerarifchen Theiles und der Difeipfin, 
jondern auch in Beziehung auf die ökonomischen Angelegenheiten mit 
alleiniger Ausnahme der orientalifhen Akademie, die dem Minifterium 
des Aeußern unterfteht, der montaniftifchen, Iandwirtbfchaftlichen und Forft- 
Zehranftalten, die zunächft von dem Minifterium für Landedcultur und 
Bergbau veffortiren und der militärifchen Bildungsanftalten, die dem 
Kriegsminifterium untergeordnet find. 


) Dol. au dad Handbuch über den, dem ?. k. Minifterium für Landescultur 
und Bergbaumwefen unterfiehenden Staatsbeamten » Gewerken und gewerkfchaftlichen 
Beamtenftand im Kaiferthume Defterreih für das J. 1851, herausgegeben von. 3. 
B. Kraus. Wien 1851. 8, 
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“Unter dem Minifterium beforgen die Leitung der Tirchlichen Ange- 
legenheiten die Erzbifchöfe und Bifchöfe, und zivar 12 Erzbifchöfe und 
61 Bifchöfe der römifch-katholifchen, 1 Erzbifchof und 6 Bifchöfe der 
griechifch- Fatholifchen, 1 Erzbifchof der armenifchen und 1 Erzbifchof und 
10 Bifchöfe der griechifch nicht unirten Kirche; fie werden dabei von 
ihren Confiftorien oder Kapiteln unterftüßt. Ihre Didcefen find 
dann wieder in Bezirks-Vicariate und Dechanteien, und diefe in 
Pfarreien und L2ocalcaplaneien eingetheilt. | 

Für die geiftlichen Angelegenheiten der protefta ntif he en Kirche be- 
ftehen zwei Iandesfürftliche Gonfiftorien, eines für die augsburgiſche und 
eines für die helvetifhe Confeffion zu Wien, dann das Ober - Eonfiftorium zu 
Hermannftadt für die augsburgifchen und jenes zu Slaufenburg für die 
helvetifchen Glaubendgenoffen. Untergeordnete geiftliche Behörden find die 
Snperintendenturen, und zwar 10 der augsburgifchen und 8 der helvetifchen 
Confeffion, die wieder in Seniorate (in Siebenbürgen in Decanate 
der lutheriſchen Confeffion) zerfallen. Unter diefen ftehen die PBaftoren 
und Prediger. Die Unitarier (Socinianer) haben einen Super- 
intendenten zu Klaufenburg, der zugleich der Präfes der beiden Con- 
fiftorien ift, welche die geiftlichen und die Schulangelegenheiten diefer 
Kirhe zu leiten haben. Ihr unterftchen die Senioren und diefer die 
einzelnen Kirchen. 

Die kirchlichen Angelegenheiten der Israeliten werden von den 
Rabbinaten beforgt. 

Die politifchen Behörden haben rüfichtlih der Kirchen- und 
Schulangelegenheiten die Beobachtung der beftehenden Vorfchriften zu 
überwachen, ingbefondere in allen Fällen, wo die Kirchen- und Schul- 
behörden, oder die ihnen gegenüber ftehenden ‘Parteien den Beiftand der 
Negierung bedürfen, deren Gefuche und Befchwerden zu übernehmen und - 
darüber innerhalb ihres durch die Gefebe bezeichneten Wirkungskreiſes zu 
entjcheiden, oder den Gegenftand Behufd der Borlage an die höheren 
Behörden zu inftruiren (8. 90 d. Inſtr. f. d. pol. Beh.). 

Zur Beauffihtigung und Leitung der Volks- und Mittelfchulen hat 
in jedem Kronlande eine eigene Landes- Schulbehörde zu beftehen. Die- 
felbe bildet eine Section der Statthalterei. Ihre Mitglieder fungiren 
als Mäthe des Statthalters; fie wirken unter feiner DBerantwortlichkeit, 
und e& liegt daher in feinem Ermeffen, zu beftimmen, in welchen Fällen 
fie die ihnen zugewiefenen Gefchäfte unmittelbar, oder erſt nach vorläu- 
figer Collegialberathung zu beforgen haben. Jede Landes - Schulbehörde 


Stubenrauch, Verw.⸗Geſetzk. I. 
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befteht aud einem abminiftrativen Referenten für die äußeren, d. i. die 
politifch -öfonomifchen Angelegenheiten der Schulen, welcher aus dem 
Status der politifchen Beamten gewählt wird, und den Rang und Ge 
halt eined Kreisrathes erſter Claſſe hat; dann aus der: erforderlichen An- 
zahl von Mitgliedern, welchen ald Männern von fpecieller Sachkenntniß 
die inneren, d. i. die wiffenfchaftlich-pädagogifchen Angelegenheiten der 
Säulen obliegen. Sämmtlihe Mitglieder führen den Titel „Schul- 
räthe“. Für die Conceptd- und Kanzleigefhäfte ift ihnen das nöthige 
Hilfsperfonale beigegeben. Zur Unterflügung der Landes- Schulbehörde 
bei Gefchäften, die eine ſolche wünfchensmwerth machen, ift vom Statthal- 
ter der mündliche und fehriftlihe Beirath fachverftändiger Männer aud) 
außerhalb der Landes-Schulbehörde einzuholen; für einzelne Angelegen- 
heiten, von größerer Wichtigkeit , welche eine befonders vielfeitige Erwä- 
gung erfordern , kann endlich die Landes - Schulbehörde durch berathende 
Commiffionen unterflüßt werden. 

An diefe Behörde find alle von den Volks- und Mittelfchulen, oder 
von Perfonen und Körperfchaften ausgehenden Anträge, Geſuche, Berichte, 
Befehwerden u. f. w. in Schulangelegenheiten zu richten, und wenn fie 
ihren Wirkungskreis überfihreiten, von ihr an das Minifterium einzube- 
gleiten. Ebenſo ergehen alle vom Unterrihts-Minifterium in Schulſachen 
zu erlaffenden Entfcheidungen und Verordnungen durch Diefelbe. Ihr 
Wirkungskreis hat fich jedoch keineswegs auf den fehriftlihen Verkehr zu 
beſchränken, fondern es ift die Aufgabe derfelben, durch ihre Mitglieder 
regelmäßige Bereifungen des Landes vorzunehmen, um den Zufland 
des Unterrichtöwefend zu erforfchen, und durch perfönliches Einwirken auf 
die Verbefjerung deffelben hinzuarbeiten (k. Vog. v. 24. Octbr. 1849, 
Nr. 432 des R. G. Bl. und Minift. Vdg. v. 23. Jänner 1850, Nr. 56 
des R. ©. Bl. 

Die Verwaltung der einzelnen, dem Minifterium des Cultus und 
Unterrichted untergeordneten Lehranftalten, nämlich der Univerfitäten, 
der Akademien und höheren Special- Schulen, der Lyceen und Theologie 
chen ſowohl ald philofophifchen Lehranftalten, dann der Gymnafien, der’ 
Realſchulen und der minderen Specialfehulen ift in der Art eingerichtet, 
daß fie meiſtens durch den Lehrförper der bei denfelben angeftellten Pro- 
fefforen, mit einem felbftgewählten Vorſtande, oder durch eigene Directo— 
ven geleitet werden. Die unmittelbare Auffiht über die Volksſchulen 
führen die DOrtöfeelforger, denen eigene Schuldiftrictdauffeher (bei den 
afatholifchen Schulen die Senioren) vorgeſetzt find. 
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8. 21. 
Verwaltungs⸗Organe für die Militär⸗Verwaltung. 


Seine Majeſtät der Kaiſer führt nah 8. 15 der R.V. den Ober- 
befehl über die geſammte bewaffnete Macht, entweder perſönlich oder 
durch feinen Feldherrn. | 

In die oberfte Leitung des Kriegsweſens theilt ſich nach den a. h. 
Armecbefehlen vom 16. October 1849 und vom 29. September 1850 
das Armee: Dber- Commando und das Kriegs- Minifterium. 

"Das Armee: Ober: Commando beftcht aus drei Abtheilungen: 
der General-Adjutantur, der Organifationd-Abtheilung und 
der Dperationd-Kanzlei. Die der erjteren zugemwielenen Gegen- 
fände find: die Leitung der Militär- Central Kanzlei; die Ueberwachung 
des gefammten Dienfted und die Handhabung der beftehenden Vorſchrif— 
ten; alle PBerfonalien der activen Armee und Flotte; Orden? - Angelegen- 
heiten und Auszeichnungen. — In die Organifations-Abtheilung 
gehören: die Organifation der Truppen und ihre Ausbildung; fämmtliche 
Reglements- und Dienftesvorfchriften; die Adjuftirung und Ausrüftung 
unter dem rein militärifchen Gefichtdpuncte und die Vorträge über. Mili- 
tär - Erziehungsanftalten in pädagogifch - wiffenfchaftlicher Beziehung. — 
Die OD perationd- Kanzlei beforgt alle operativen Gefchäfte der Armee 
und Flotte; die Vorträge über die Arbeiten der Befeſtigungs-Commiſſion 
des Neiches; die Leitung der Gefchäfte des General-Quartiermeifterftabes 
und feiner anneren Corps und Branchen; die Entwürfe größerer Ma- 
növerd und Friedend- Lager; fämmtliche Artillerie-, Genie - und Marine: 
Gegenftände in Bezug auf rein militärifched Wirken. 

Ans der Perfon des Kriegd- Minifterd und den bei der Perfon ded 
Kaiferd angeftellten Organen des Armee- Ober: Commando’3 befteht unter 
dem perfönlichen Vorſitze des Monarchen eine Militär: Eonferenz, in 
welcher alle auf das Heer Bezug nehmenden Gegenftände. höherer Wich- 
tigkeit zu gegenfeitiger Berftändigung gebracht und erörtert werden. 

Die dem Kriegs - Minifterium zugewiefenen Gegenftände find: die 
Standesevidenthaltung fämmtlicher Offiziere der Armee, die Befekung der 
Dffieieröftellen vom Hauptmann und Rittmeifter abwärts bei den Garni- 
fon? -, Cordond- und Sanitätd-Bataillond, dem Fuhrmwefen, dem Remon- 
tirungd- Departement‘, der Monturd-Branche, der Gendd’armerie und 
Milttär-PBolizeimache, den Spitälern und Trandportd-Sammelhäufern ; Pen— 
fionirung der Offiziere auf Grundlage phyſiſcher Dienftuntauglichkeit unter 
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gewöhnlichen Umftänden; Quittirungen und fämmtliche ‘Perfonalien der 
Penfioniften und Quittirten, mit Ausnahme höherer Charakterifirungen 
und ihrer Wiederanftellung im Truppendienfte; Wiederanftellung der Pen- 
fionirten auf Friedenspoſten; Beurlaubungen in's Ausland auf Grund 
beftätigter Dienftentbehrlichkeitt und Entfcheidung aller Gebührdfragen in 
Urlauböfällen; Entfcheidungen über incorrigibel angezeigte Offiziere im 
politifchen Wege; Geldunterftügungen hilfsbedürftiger Offiziere; Ernen- 
nung der E. k. Gadetten und Regimentd-Cadetten, fo weit die Inhaber 
dazu nicht ermächtiget find; Stiftungs- Angelegenheiten; die Gränz-An- 
gelegenheiten; Montur und Audrüftung; Recrutirung; Remontirung; 
Caſſe- und Commiffariatd - Gefchäfte; Verpflegung; Heirath -Angelegen- 
heiten; Kirchen - Angelegenheiten, Adeld- Ordens - und Tar- Angelegenhei- . 
ten; Militär Erziehungsanftalten in Bezug auf Adminiftrafion und Auf 
nahme der Zöglinge; Imvalidenhäufer; Verforgung der Militär- Witwen 
und Waifen; Sanitätöwefen; Artillerie-, Genie-, Bau- und Bequarti- 
rungd= Angelegenheiten; die Marine vom adminiftrativen Standpuncte 
und das Juſtizweſen. Dem Minifterium zur Seite ftehen: die Juſtiz— 
Normalien-Commiffion zur Revifion und Sammlung der Militär- 
Suftiz» Gefebe, die Monturd-Infpection, die Remontirungs— 
Infpection, dad Univerfal-Kriegd-Zahlamt und die Dire« 
tion der militärifhen Kirchen- Angelegenheiten mit dem 
apoftolifchen Feldvicar an der Spike. 

Dem Armee- Ober -Commando und dem Kriegs-Minifterium unter 
geordnet find: Die General: Artillerie: Direetion unter einem General: 
Artillerie Director; die General= Genie: Direction unter der Leitung 
eines General- Genie» Directors; der General: Onartiermeifterftab mit 
dem General- Quartiermeifter an der Spige für die Vermeffungd- und 
Mappirungs-Gefchäfte; und dad Marine : Ober : Commando zu Trieſt 
für die obere Leitung der Kriegsmarine. 

Die geſammte Heeresmacht iſt mit Ausnahme von Croatien, Slas - 
vonien und Dalmatien in vier Armee: Commanden und 14 Armee: 
Eorps eingetheilt; und zwar I. zu Wien für Defterreih ob und unter 
der Ennd, Salzburg, Steiermark, Böhmen, Mähren, Schlefien, Nordtirol 
und Vorarlberg mit 4 Armee-Corps; II zu Verona für dad Lombar- 
difch- Venetianifche Königreih, Kärnten, Krain, Görz, Gradisca, Iſtrien, 
jammt Trieft und Südtirol mit 5 Armee-Corps; TIL zu Dfen für 
Ungarn, Siebenbürgen, das Temefer Banat und Serbien mit 4 Armee- 
Corps; IV. zu Lemberg für Galizien und die Bukowina mit einem 
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Armee-Borpd. Der an der Spike eines jeden dieſer Armee-Commanden 
ftehende Armee -&ommandant, fo wie der Banus von Groatien, Sla— 
vonien und Dalmatien führt den militärifchen Oberbefehl über alle zu 
feiner Armee gehörigen Truppen, und leitet alle rein militärifchen Gegen- 
ſtaͤnde, welche auf Zruppenbewegungen, Dislocationen und Operationen 
Bezug nehmen, fo wie die höheren Perfonalien direct an das Armee- 
Dber-Commando (a. h. Handbillet v. 30. April 1849, a. h. Armeebefehl 
v. 16. Dectober 1849 und Inſtr. für die Armee-Commandanten, binaus- 
gegeben ‘mit Circ. Refer. ded Kriegd-Minifteriumd v. 12. October 1850). ' 
Zur Beforgung der Gefchäfte ift ihm meiftend ein General ad latus beigege- 
ben, dann ald Referenten, unter welche er die -operativen, die rein mili- 
tärifßen, die technifchen und die Auszeichnungs-Gegenftände zu vertheilen 
hat, ein General-Adjutant, der Chef des General - Quartiermeifterftabes, 
der Feld-Artillerie- Director und der Keld-Genie- Director. 

Unter den Armee» Commanden ftehen die Landes - Militär: Com: 
manden und zwar unter dem I. Armee-Commando die zu Wien, Graz, Prag 
und Brünn, unter dem II. zu Verona, unter dem II. zu Ofen, und 
unter dem IV, zu Lemberg. Außerdem find die Landes-Militär-Comman- 
den zu Hermannfladt und Temeswar unmittelbar dem Kriegsminifterium, 
und jene zu Agram und Zara dem Banus untergeordnet. An der Spike 
eined jeden Landes: Militär« Commando -fteht ein Commandant mit fei- 
nem Stellvertreter ad latus. Es hat ferner zur Beforgung feiner Dien- 
fted - Angelegenheiten einen Hauptmann oder fubalternen Offizier für rein 
militärifche Angelegenheiten, einen Ober- oder Feld-Kriegs-Commiſſär für 
das Dekonomifche, mit der gleichzeitigen Beſtimmung ald Kanzleidirector ; 
einen Verpflegsbeamten für die Berpflegsgefchäfte; einen Garnifons- 
Auditor für die Juſtizgeſchäfte; dann einen Stabs⸗- oder Regiments-Arzt ; 
weiters hat es für dad Sanitätswefen die feldärztliche Direction, 
für die Kirchenangelegenheiten das Feldfuperiorat, und für die Caffa- 
gebarung ein Zahlamt und eine Kriegscaffe zur Seite. 

Unter den Landes -Militär-Commanden ftehen die Militär: Com: 
manden zu Linz mit dem dependirenden Brigade- und Feltungs-Commando 
in Salzburg unter jenem zu Wien; zu Klagenfurt: und Innsbruck unter 
dem zu Grag; zu Troppau unter dem Brünner; zu Mailand, Trieft und 
Laibach unter jenem zu Verona; zu Prepburg, Kaſchau, Großwardein 
und Dedenburg unter dem zu Dfen; zu Krakau und Czernowitz unter 
dem Lemberger; endlih dad Gränz-Militär-Commando zu Semlin unter 
dem Landes-Milttär-Commando zu Temedwar. Die Milttär-Commanden 


beftehen aus einem Militär - Referenten, einem feldfriegscommiffariatifchen 
Beamten für dad Dekonomifche; einem Verpflegsbeamten; einem Gar- 
nifond- Auditor und einem Stabs- oder Regiments - Arzte. Platz- und 
Feſtungs-Commanden beitehen in 123 Pläben. 

Als Unterbehörden für die einzelnen Militär - Bertwaltungdzweige 
beftehen: die Monturd » Defonomie- Haupt - Commiffion zu Stoderau, mit 
dem Filial-Monturd-Depot zu Wien, und die Monturd-Defonomie-Eom- 
miffionen zu-Grap, Prag, Brünn, Saroslau, Ofen, Garlöburg und Venedig; 
— die Oberdirection der Feuergewehr⸗-Fabriken zu Wien und Steier; — 
die Befchäl- und Remontirungs - Departement? und die Aecrarial-Militär- 
Geftüte, dann das Militär-Equitationd-AInftitut zu Wien, und das Mili- 
tär⸗Commando am k. k. Thierarznei⸗Inſtitute daſelbſt; — die Berpflegd- 
Directionen und Magazins-Verwaltungen, dann die Feld⸗Kriegs-Commif—⸗ 
fariate, welche zugleich die Reviſion der Rechnungen und die Scontrirung 
der Caſſen über fih haben; — die Direction ded militärifch -geographi- 
fhen Inſtitutes; — die Leitung der militärifchen Bildungsanftalten ; zu 
diefen gehören: die Ingenieurafademie in Wien (nach Kremſier verlegt), 
die Militärafademie zu Wiener-Neuftadt, das Marinecollegium zu Trieft, 
die Gadettencompagnien‘ zu Olmütz und Grab, die Regiments - inaben- 
erziehbungshäufer in Bergamo und Cividale; dann 40 Linieninfanterie- 
Snabenerziehungshäufer; 2 Gränzregimentö-Knabenerziehbungdhäufer in 
Naszov und Kezdi-Vaſarheli im Siebenbürgen; die Ararifchen Erziehungs- 
häufer in der Militär -Gränze; — die Verwaltung der Invalidenhäufer 
zu Wien, Prag, Pettau, Padua, Tyrnau mit der Filiale zu Ofen. An 
der Spitze ded Sanitätöwefend fteht der Oberfeldarzt und die oberfeld- 
ärztliche Direction zu Wien; dann die feldärztlichen Directionen bei den 
Zandes-Militär-Commanden; die permanente Feldfanitätscommiffion; die 
Stabeärzte, Regimentöfeldärzte, Oberfeldärzte und Oberwundärzte. Bei 
der Militärmedicamentenregie fungirt ein Director, 2 dirigirende Provis 
foren und mehrere Senioren. Militärifche Infpectionen beftehen in den 
Curorten zu Baden in Nieveröfterreih, zu Carlsbad, Teplig, Schönau 
(bei Teplig), Franzensbad, Marienbad in Böhmen, zu Freimaldau und 
Gräfenberg in Schlefien, zu Sklo in Galizien, zu Mehadia im Banate, 
zu Trentfhin und Piftyan in Ungarn, zu Tobusko in der Militärgränge 
und zu Monte Ortone. Endlich find auch die Contumazanftalten an der 
Grenze gegen die Türkei der Militärverwaltung untergeordnet. 

Für die Militär-Juftizpflege befteht: der oberſte Militär- 
gerichtshof zu Wien, welcher durch die k. Vog. v. 23. December 1848 


= IR Se 


(Nr. 51 des R. G. Bl.) in feinen rein vichterlichen Functionen von dem | 
Kriegsminifter unabhängig erklärt wurde. Diefem unterfteht zunächft das 
allgemeine Militär-Appellations-Gericht zu Wien. Die unteren Ge- 
richte find die Landes-Militär-Kommanden, die judieia delegata militiaria 
mixta und judicia delegata pure militaria, dann die einzelnen Regi— 
mentö- und Gorpd- Gerichte (Auditoriate). 

Die Verwaltung der Militärgränge ift, mie fchon oben be: 
merkt wurde, durchaus militärifch organifirt. Die oberfte Leitung der: 
felben fteht dem Kriegdminifterium zu. Unter dieſem ftehen bie 
Landes-Militär-Gommanden, welche in Beziehung auf die Mili- 
tärgränze einen umfafjenderen Wirkungskreis haben, als in den übrigen 
Kronländern. Eigene Brigade: Commanden, mit einem Brigadier an 
der Spihe, dem ein kriegscommiſſariatiſcher Beamter beigegeben ift, fun- 
giren unter denfelben ald Aufſichts-Behörden, welche an Ort und 
Stelle die Amtshandlungen der Regimenter und Communitäten zu über: 
wachen, für die genaue Vollziehung der höheren Befehle zu forgen, und 
in dringenden Fällen einftweilen dad Nöthige vorzufchren haben. Sie 
müffen von Allem, was die Landes-Militär-Commanden den Regimentern 
oder Bataillon befehlen, und diefe den Landes-Militär-Commanden mel- 
den, in ununterbrochener Kenntniß fein; fie haben endlich auch bei mwich- 
tigen Local-Commiffionen den Borfit zu führen. 

Die ganze Milttärgränze ift in Negiments-DBezirke eingetheilt, 
in welchen ein Regiments -Commandant die gefammte Militär- und 
Civilverwaltung leitet. Nur die freien Militär-Communitäten find von 
feiner Jurisdiction ausgenommen. Der Regimentd-Commandant hat Be- 
hufs der politifhen Verwaltung einen eigen® dazu gebildeten, und ftetd 
bei diefem Gefchäfte verbleibenden Berwaltungd-Hauptmann, dann 
für da8 Baumefen einen Bau-Hauptmann oder Adjuncten, für das 
Rechnungsweſen einen Rechnungsführer, für die Juſtizpflege einen 
oder mehrere Auditore, ferner einen Grundbuhsführer und das erfor- . 
derfiche Kanzleiperfonale, einen Waldbereiter, einen Ober» und Thierarzt 
und mehrere Unterärzte. 

Die Regimentsbezirke zerfallen in Compagnie- Bezirke, deren Com: 
pagnie- Commanden in ähnlicher Weife wie die Regiments - Commanden 
organifirt find. nn 

Jeder Compagnie- Bezirk umfaßt wieder mehrere Gemeinden, die 
durch ihre Orfksälteften vertreten werden. Außerdem ift jeder Gemeinde 
ein DOfficier ald Stations:Cemmandait oder ein Ortsrichter aus dem 
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Stande der Gefreiten oder verläßlichen älteren Gemeinen. vorgefeßt, welche 
das Thun und Laffen der Ortsbewohner aufmerkfam zu beobachten, und 
überhaupt die Local» Polizei aufrecht zu erhalten haben. Zur Leitung 
des Forſtweſens beftehen eigene Gränz: Wald: Directionen mit dem 
untergeordneten orftperfonale, und für das Bauweſen eigene Gränz⸗ 
Ban = Direetionen. 

Die f. g. freien Militär-Communitäten find 12 von den 
Negimente-Commanden unabhängige Städte, welche die Beſtimmung ha— 
ben, durch die in denfelben anfäfligen SHandelöleute und Profeffioniften 
den Abfab und die Verarbeitung der Landesproducte zu befördern, und 
den Gränzern hierdurch die Möglichkeit zu verfhaffen, ihre Wirthfchafts- 
erzeugniffe zu verwerthen, und fich die erforderlichen Bedürfniffe zu ver- 
ſchaffen. Sie ftehen unter einem Magiftrate, welcher nach der mehreren 
oder minderen Wichtigkeit ded Ortes aus einem Bürgermeifter ald Bor- 
ftand, einem oder zwei Syndikern, einem Stadtfchreiber, einem oder 
zwei geprüften Näthen, und mehreren bürgerlichen Rathsmännern, dann 
einem Polizei-Commiſſär, einem Wirthichaftd-Verwalter, einem oder meh— 
reren Kanzeliften und einem Grundbuchöführer zufammengefeßt find. In 
Zengg befteht noch außerdem ein Hafenamt und ein See: Sanitäts: 
Magiftrat. jedem Communitätd -Magiftrate ift eine Stadtwache unter 
der Leitung eined Stadt-Wachtmeifterd zu Gebote geftellt. 2 

Weiters find auch noch eigene Stadtphyſiker, Chirurgen, Hebammen 
und Spitälsväter, dann Waldauffeher, Wegmauth-Einnehmer und Biertel- 
meifter in den Gränz-Communitäten angeftellt. 

Die Anfficht über die einzelnen Schulen in der Militärgränge ift 
dem zunächit wohnenden Verwaltungs - Offiziere anvertraut. Die Schulen 
eined ganzen Regimentd» Bezirkes ftehen unter einer Schul: Sommiffion, 
die aud dem Verwaltungs - Hauptmann, dem DOrtöpfarrer und dem Ober: 
lehrer des Ortes, wo das Regimentd-Commando feinen Siß hat, in den 
Sommunitäten aber aus dem Pfarrer, dem Dberlehrer und einigen Mit- 
gliedern ded Magiftrated zufammengefebt ift. Bei jedem Landes-Militär- 
Commando hat ein Schul » Director die Leitung des Schulmefend in 
wiffenfchaftlicher und pädagogifcher Hinficht zu beforgen. 

Die Gerichtöpflege wird in erfter Inſtanz von den Regiments: 
gerichten (Auditoriaten), dann in Anfehung gemwiffer privilegirter Perſonen 
von den judiciis delegatis pure militaribus, und in den Commu- 
nitäten von den Magiftraten gehandhabt. Mit dem Magiftrate zu Zengg 
ift auch dad Mercantil- und Wechfelgericht vereinigt. Die Compagnie: 
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Commanden bilden eine Art von Bergleihd-Commiffion, vor welchen 
gewiffe Rechtsanfprüche vorläufig zur Verhandlung gebracht werden müf- 
fen, ehe fie von den Gerichten angenommen werden dürfen. Endlich find 
noch eigene Gränz- Procnratoren aufgeftellt, welche die weniger bemit- 
telten Gränzer unentgeldlich zu vertreten haben *). | 


- 8. 2. 
Confrolls » Behörden. 


Nah 8. 112 der R. D. wird ein befondered Geſetz die Einrichtung 
und die Befugniffe ded neu zu errichtenden oberften Rechnungshofes 
feftftellen, welcher (nach 8. 111 der R.B.) die allgemeine Rechnung über ° 
den Reichshaushalt jedes Jahres nebft einer Meberficht der Staatsſchulden 
dem Neichötage vorzulegen haben wird. 

- Gegenwärtig befteht ala oberſte Controlld- Behörde das im Jahre 
1805 errichtete General: Rechnungs: Directorium mit einem Präfiden- 
ten, einem Bicepräfidenten, mehreren Hofräthen und Hofcommiffionsräthen 
und dem untergeordneten Perfonale. Daffelbe leitet das DVerrechnungs- 
weien des gefammten Reiches, bearbeitet den Jahresausweis aller Staats- 
rechnungen und liefert die Meberficht der Einnahmen und Ausgaben des 
Staate?. 

An dad mit dem General-Rechnungd-Direetorium vereinigte Gentral: 
Rechnungs: Depgrtement gelangen die Ergebniffe aller Staatdeinnahmen 
und Ausgaben, die Haupt-Rechnungs-Abſchlüſſe aller Staatögefälle und 
die Bilanzen aller Caffen. 

Der oberften Controllebehörde unterftehen: die Gentral -: Staats: 
Buchhaltungen für die einzelnen ihnen zugemwiefenen Gefchäftszweige und 
die Landes-Buchhaltungen in den einzelnen Kronländern. Sie haben 
zum Vorgeſetzten einen Buchhalter, einige auch einen Bicebuchhalter, dann 
die erforderliche Anzahl von Rechnungsräthen, Rechnungs-Officialen, In⸗ 
groffiften, Aeceffiften und Praktitanten. Ihre Aufgabe geht dahin, die 
Rechnungen der manipulirenden Aemter in Beziehung auf die Richtigkeit 
der Thatfashen, und ob diefe dem Syſteme der vorgefchriebenen Gebah- 
rungsweife angemeffen erfcheinen, zu prüfen, die entdeckten Abweichungen 
‚zu rügen und für die eingetretenen Verkürzungen die Erfühe auszufpre- 


*) Bl. Bergmayr (3. Fr.). Kriegs» und Marine» Berfaffung des Kaiſerthums 
Defterreih. Wien, 1845. 2 Thle 8. 
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chen, auch den politifchen und den Yinanz- Landesbehörden die gewünſch 
ten Aufflärungen zu ertheilen. Zu den Gentral-Staatd- Buchbaltungen 
gehören: die Staatd-Eredits- und Bentral-Hofbuhhaltung; 
die Cameral-Haupt- Buchhaltung; die Hofftaat! - Buhhal- 


tung; die Gefällen- und Domänen-Hof-Buhhaltung; die 


Münz- und Bergmwefend-Hof-Buhhaltung; die Tabaf- und 
Stämpelgefällen-HSof-Buchhaltung; die Poſt-Hof-Buchhal— 
tung; die Lotto-Hof-Buhhaltung; die Hof-Kriegs-Buchhal— 
tung; die Hof-Buchhhaltung politifcher Fonds und die unga- 
rifh-fiebenbürgifhe Hof-Buchhaltung. 

Landes: Buchhaltungen beitehen bei den Statthaltereien zu Wien, 
Linz, Grab, Laibach, Trieft, Innsbruck, Prag, Brünn, Lemberg, Zara, 
Agram, Temedwar, Ofen, Hermannftadt, Mailand und Venedig (die bei- 
den lebtern unter dem Titel: „entral-Staats-Buchhaltungen"). 

Außerdem haben die größeren Staatsfabriken (wie die Porzellanfabrit 
zu Wien), und andere wichtige Staatsinftitute (mie die Thereſianiſche 
Akademie) eigene Buchhaltungen, welche unmittelbar dem General: Red- 
nungs= Directorium unterfiehen. Endlich find demfelben auch die Mon- 
tan-Buchhaltungen für die wichtigeren Bergwerke und die Tabal- 
fabrifen-Rehnungs-KRanzleien unmittelbar untergeordnet. 





Zweites Hauptflück. 


Der Stantsdienft in Defterreid. 


J. ©. Megerle v. Mühlfeld: Handbuch für alle ET. ftändifchen und 
ftädtifchen Beamten, deren Witwen und Waifen u. f. w. Wien, 
1809. 5 Bde. 8. nebit 2 Fortfebungsbänden, die Darftellung der 
diepfälligen Gefebe Bid zum Jahre 1828 enthaltend. 

Dr. J. Winimwarter: Spftematifche Darftellung der in den alt-öfterrei- 
chifchen deutfchen Provinzen beftehenden, die öffentlichen Beamten 
als ſolche betreffenden Gefege und Verordnungen. Wien, 1829. 8. 


8.230 
Allgemeine Bemerkungen. 


Diejenigen Perfonen,, welche in Folge einer förmlichen Anftellung 
das Recht und die Pflicht haben, die Gefchäfte der Regierung zu befor- 
gen, und dafür vom Staate gewiffe Vortheile genießen, werden im All: 
gemeinen öffentliche (auch Staatd-) Beamte, und in fo ferne fie bloß 
zu minderen, nur die Verwendung phufifcher Kräfte vorausfegenden Dien- 
ften gebraucht werden, Diener genannt (Dal. Winiwarter a. a. O. S. 3.). 

Die Berhältniffe derfelben find durch eigene Borfehriften geregelt, 
welche ſich theild auf ihre Anftellung, theild auf die während der Dauer 
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des Dienſtes ihnen obliegenden Verpflichtungen und zuſtehenden Rechte, 
iheils endlich auf den Austritt aus dem Dienſte oder die nach dem 
Aufhören desfelben flattfindenden Anfprüche beziehen *). 

Gleichzeitig ift auch auf die Berforgung der Witwen nnd Wai- 
fen der Beamten und Diener des Staates Rückſicht zu nehmen. 


— — . — 


Erſter Abſchnitt. 


Bon der Anftelung im Stantsdienfte. 





8. 24. 
Allgemeine Erforderniffe. 


Wo immer ed fihb um die Befebung einer erledigten Dienft- 
ftelle handelt, find die betreffenden Behörden angewiefen, fowohl bei der 
Vornahme der ihnen felbft eingeräumten Beſetzung, als bei der Erftat- 
tung der dießfälligen Borfchläge fih mit firengftier Genauigkeit von den 
Kenntniffen, dem Fleige und dem moralifchen Charakter der 
Candidaten zu überzeugen (Hfd. v. 28. December 1811, Nr. 966 der 
J. ©. ©), und dafür zu forgen, daß micht allein unter den Compe— 
tenten das tauglichite Individuum gewählt oder vorgefehlagen, fondern 
auch auf foldhe Perſonen Rückſicht genommen werde, welche vielleicht 
außer den eingefchrittenen Bewerbern als befonders geeignet zur Beru⸗ 
fung in den Staatödienft erfcheinen (Hfkzld. v. 27. März 1807, pol. ©. 
©. Bd. 28. ©. 60, neuerdings eingefchärft durch das Hofkzld. v. 10. Fe: 
bruar 1822, pol. ©. ©. Br. 50. ©. 26 und das Juſtizhfd. v. 11. Aug. 
1826, Goutta’® ©. ©. Bd. 27. ©. 264.). Selbft bei proviſoriſchen 
Anftellungen ift darauf zu fehen, daß nur folche Individuen zugelaffen 
werden, die alle zu dem Amte, das fie verfehen follen, vorgefchriebenen 
Eigenfchaften befisen (Studien-Hofeomm. Deer. v. 19. April 1823, n. ö. 
Prov. ©. ©. Br. 5. ©. 136.). 
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*) Im Abſ. IV. der Grundzüge für die polit. Bert. Behörden v. 26. Juni 
1849 ift auf eine dießfalls zu erlaffende Dienftpragmatit hingewiefen,, welche 
aber bisher noch nicht erfchienen ifl. 
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8. 28. u . 
Unbefchoftenheit. 


Zur Beforgung öffentlicher Gefchäfte follen nur durchaus nube- 
ſcholtene Individuen verwendet werden. Wenn daher Jemand in einer 
ftrafrichterlichen Unterfuchung geftanden hat, und in derfelben nicht für 
ſchuldlos erklärt wurde, fo ift er ohne Genehmigung des Landesfürften 
zu feinem Staatsdienfte zuzulaffen. Ebenſo kann die Wiederanftellung 
eined Beamten, der wegen Verbrechen, Vergehen oder Bernachläffigung 
feines Dienfted entfegt wurde, nur mit a. h. Bewilligung erfolgen; und 
Jeder, der gegen diefe Vorfehrift einen Dienftpoften erlangen follte, ift 
nach der Entdedung diefed Umſtandes ohneweiterd und unnachfichtlich zu 
entlaffen; die Behörden aber find angewiefen, in Beziehung auf jeden 
* Anzuftellenden die umftändlichiten Nachweifungen über deffen früheren . 
ganzen Lebenslauf in der Art ſich vorlegen zu laffen, daß darin feine 
Zeitperiode überfprungen und die volle Ueberzeugung von dem ganzen 
früheren Betragen diefed Individuums geliefert werde (Hfkmrd. v. 21. Juni 
1826, pol. G. ©. Bd. 54. S 62. — Pal. auch) 8. 10 des Pat. v. 28. Juni 
1850, Nr. 258 des R. ©. BL. und 8. 7 des Pat. v. 10. Zuli 1850, 
Nr. 266 ded R. ©. BL). 


8. 26. 
Alter unter vierzig Jahren. 


Meiterd darf Niemand in einen öffentlihen Dienft aufgenommen 
werden, der fehon über vierzig Jahre alt ift, und nicht unmittelbar 
aus der wirklichen Militär = Dienftleiftung oder aud der Invalidenverfor- 
gung übertritt (Hfkzld. v. 16. September 1822, pol. G. ©. Bd. 50. 
©. 608.). | 


8. 27. 
Oeſterreichiſche 8taatsbürgerſchaft. 


Endlich dürfen in der Regel auch keine fremden Staatsangehöri⸗ 
gen in die öſterreichiſchen Staatsdienſte aufgenommen werden, wenn ſie 
nicht ganz beſonders geſchickte und geprüfte Leute ſind; und auch in die— 
ſem Falle iſt wegen der, mit dem Eintritte in den Staatsdienſt verbun- 
denen Erwerbung der öſtexrreichiſchen Staatsbürgerfchaft jedenfalld die 
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höhere Genehmigung einzuholen (Hfkzld. v. 26. Juni 1787; — Hftzld. 
v. 14. November 1823, pol. G. ©. Bd. 51, ©. 285 u. Hfb. v. 1. De- 
cember 1823, Nr. 1976 der J. G. ©.). 


8. 28. 
Befondere Erforderniffe. 


Außer den allgemeinen Eigenfchaften der Unbefcholtenheit, einem 
Alter unter 40 Jahren und dem Genuffe der dfterreichifchen Staatsbür- 
gerfchaft werden von den Bewerbern um erledigte Dienftftellen auch noch 
befondere Eigenfchaften gefordert, welche aber nach Berfchiedenheit der 
Dienftzweige auch in fehr verfchiedener Weife feftgefebt find. 

Bor Allem muß bier zwifchen den eigentlihen Beamten und der 
minderen Dienerſchaft, in Anfehung der Beamten felbft aber wieder 
ziwifchen dem Gonceptsfache und dem bloßen Kanzleifache unterjchieden 
werden. 

Die bier zu erwähnenden Vorfchriften beziehen fich hauptfächlich auf 
den Nachweis der erforderlichen Kenntniſſe, fowohl in theoretiſcher 
ale in praftifcher Beziehung. 


8. 29. 
Erforderniffe gu Anftellungen im Concepfsfache. 


Zu jeder Anftellung im Conceptofache find in der Regel die zu- 
* rücfgelegten rechko⸗ und ſtaatswiſſenfſchaftlichen Studien erfor- 
derlih. Diefe konnten aber für fich allein nicht mehr ald genügend be- 
trachtet werden, fobald im März des Jahres 1848 das Syſtem der Xern- 
freiheit bei denfelben eingeführt und der Zwang der Semeftral- und 
Sahresprüfungen abgefchafft worden war. Die erworbene Bildung muß 
nunmehr in ihrem Gefammtergebniffe durch eine, vor dem Eintritte in 
den öffentlichen Dienft abzulegende Staatsprüfung erprobt werden, 
welche durch das Geſetz v. 30. Zuli 1850 (Nr. 327 des R. ©. BL) ge- 
regelt wurde. Sie heißt die theoretiſche Staateprüfung, im Gegenſatze 
zu denjenigen (praktifchen Staat3-) Prüfungen, welche erft nach er- 
folgter Verwendung bei einer beftimmten Behörde, mit Nüdficht auf die 
befonderen für den betreffenden Dienftzweig erforderlichen Kenntniffe von 
den einzelnen Minifterien angeordnet, und auf die ihnen zukömmlich fehei- 
nende Weiſe vorgenommen werden ($. 2 ded a. G.), und bildet gewifjer- 
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maßen die Brüde wWiſchen dem Studienleben und dem praktiſchen 
Wirken. 
8. 30. 
Cheoretiſche Staatsprüfung. 
Die gedachte Prüfung wird in drei Abtheilungen vorgenommen, 
wobei es der freien Wahl des Studirenden überlaſſen bleibt, welcher von 


den drei Prüfungsabtheilungen er ſich zu erſt unterziehen will. Eine oder 
zwei derſelben kann er ſchon während ſeiner Studien ablegen, die dritte 


erſt nach gehörig zurückgelegtem Quadriennium (88. 3, 4, 13 und 14 des 


a. G.). Die eine allgemeine Abtheilung umfaßt die Prüfungsgegenftände: 
Rechtsphilofophie, innere Berwaltungspolitit, Nationalökonomie, Finanzpoli— 
tik, allgemeine und öſterreichiſche Specialftatiftit und einen Umriß der 
Welt- und der dfterreichifchen Gefchichte. Don den beiden andern fpe- 
ctellen Abtbeilungen heißt die eine die ſtaatsrechtlich adminiftra- 
tive, die andere die judicielle Gegenftände der erfigenannten Prü- 
fung find: dfterreichifches Staate- und Kirchenrecht, dann öfterreichifche 
Verwaltungs⸗ und Finanzgefeßkunde.. Der judiciellen Prüfungsabtheilung 
find das öfterreichifche Strafrecht und Strafverfahren, das öſterr. bür- 
gerliche Recht, das öſterr Handeld- und Wechfelrecht, fo mie das öſterr. 
gerichtliche Verfahren in und außer Streitfachen zugewiefen ($. 5 ebd.). 
Feder Candidat der Staateprüfung muß während feiner Univerfitätszeit 
wenigſtens 14 Gemeftralcollegien über die oberwähnten und die weitere 
mit Rüdfiht auf die einzelnen Dienftzweige empfohlenen *) Lehrgegen- 
fände, und fünf von den für die fpeciellen Abtheilungen beftimmten Lehr: 
fächern gehört haben, und es darf feines diefer Collegien weniger ale 
4 Stunden wochentlich betragen ($. 10. ebd.). Außerdem werden von den 
Candidaten auch noch vier an der philofophifchen Facultät gehörte Colle- 








*) Empfohlen find im $. 9 des a. ©. denjenigen, welche ſich der richterlichen 
Laufbahn zu widmen gedenken, die Collegien über das römifche, dad See- und dag 
Bergrecht, und die gerichtliche Arzneitunde, über Rechtögefhichte und über das in 
einzelnen Kronländern geltende Privatreht; den Candidaten der Finanzbehörden die 
Collegien über die Staatsrehnungdwiffenfchaft; den Candidaten für Anftelungen im 
Fache der Randescultur und ded Bergweſens die Collegien über Bergrecht; den Can- 
didaten für Anftelungen in Handeld- und Gewerbsſachen die Gollegien über Han⸗ 
dels⸗ und Gewerbögefepgebung, fo wie jenen, weldhe die confularämtliche oder die 
diplomatische Laufbahn einzufchlagen gedenken, die Borlefungen über das Be 
Völkerrecht und über das internationale See» und Handelsrecht. 
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gien, und zwar zwei über Philoſophie und zwei über Geſchichte gefordert 
(58. 11 und 12 ebd). Zur erſten Prüfungsabtheilung kann ſich der 
Studirende melden, fobald er vier Semeſter feiner Univerſitätszeit zurüd- 
gelegt hat ($. 13 ebd); zur dritten Abtheilung darf er aber nur dann 
zugelaffen werden, wenn er von feinem als ordentlicher Hörer erfolgten 
Eintritte in das Facultätsftudium an gerechnet vier Jahre an der Uni— 
verfität zugebracht hat ($. 6 ebd.) Bon diefer Univerfitätzeit müßen 
wenigſtens vier Semefter an einer öfterreichifehen Univerfität zurüdgelegt 
worden fein. Die übrige Zeit fann auch an einer nicht Hfterreichifchen 
Univerfität, an welcher Lehr- und Lernfreiheit befteht, zugebracht, und 
darf in das geforderte Auadriennium eingerechnet werden, in fo ferne fie 
fonft den gefeglichen Anordnungen entfpricht ($. 7 ebd.)). Das lebte Se- 
mefter des vorgefchriebenen Quadrienniumd ift dem Studirenden in der 
Art freigegeben, daß, wenn er in den vorausgegangenen fieben Seme- 
ftern die entfprechenden Collegien an der rechts: und flaatswiffenfchaftli- 
chen, fo wie an der philofophifchen Facultät gehört hat, er in der Benützung 
der Borlefungen während des achten Semefterd ganz unbefchräntt ift, 
oder es auch ausfchliegend zum Selbftftudium und zur Vorbereitung für 
die Staatöprüfung beftimmen fann ($. 6 ebd.). Uebrigens bleibt ed dem 
Unterricht3-Minifterrum vorbehalten, in Fällen, wo offenbare Billigfeits- 
rüdfichten, insbefondere zu Gunften auögezeichneter Studirender eine Ab- 
weichung von der Strenge ded Gefebed zu rechtfertigen fcheinen, auch 
Ausnahmen von den eben erwähnten Borfchriften zu geftatten ($. 17 ebd.). 
Für jede der drei Prüfungsabtheilungen wird von dem Unterrichtd-Mini- 
jterium eine eigene Commiſſion aus Profefforen der r. u. ft. w. und der 
philofophifchen Facultät, ausgezeichneten Advocaten, praftifchen Staatsbeam- 
ten, Doctoren der Rechte oder fonftigen Fachgelehrten beftehend, mit einem 
Präfes an der Spiße, je auf die Dauer eined Jahres ernannt *). 


*) Ueber die Anrechnung der an den Univerfitäten zu Pefth, Padua und Pavia, 
an den im Jahre 1849 zu Laibach, und an dem im Jahre 1848 bid 1850, zu Zara 
beftandenen Privatitudien, ferner über die an den Rechtsafademien in Ungarn, Sie 
benbürgen und Eroatien zurüdgelegten Studienjahre find die entfprehenden Beftim- 
mungen in den 88. 7 und 48—57 ded mehrerwähnten Geſetzes enthalten. 

*) Solche Staatsprüfungsd -» Commiffionen beftehen und zwar für die 
allgemeine Prüfungsabtheilung zu Wien, Gratz, Innsbruck, Prag, Olmütz, Lem: 
berg, Krakau und Zara; für die ſtaatsrechtlich adminiftrative Abtheilung zu 
Wien, Gratz, Junsbruck, Prag, Olmüg, Lemberg, Krakau, Agram, Zara, Peſth, Her- 
mannftadt, Mailand und Padua, und für die judicielle Abtheilung an den’ chen 
genannten Orten. 
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Aus den Mitgliedern dieſer Commiſſion, welche die Haupteom⸗ 
miſſion genannt wird, ſetzt der Präſes derſelben die Special-Com— 
miſſionen für die einzelnen Prüfungsacte mit thunlichſtem Wechſel der 
Commiſſäre, und zwar in der Art zuſammen, daß die Special-Commiſ—⸗ 
fion für die allgemeine Abtheilung mit Einfhluß des Vorſitzenden aus 
fünf, die für die zwei fpeciellen Prüfungen je aus vier Mitgliedern 
befteht (88. 18—21 ebd.). Die Staatsprüfungd-Commiffionen werden in 
denjenigen Städten niedergefeßt, wo das Bedürfuiß ihre Errichtung er- 
heifcht, und es fteht den Gandidaten frei, unter diefen Commiffionen zu 
wählen, wie auch, ob fie die drei Abtheilungen bei derfelben oder hei 
verfehiedenen Commiffionen ablegen wollen (88. 25 und 26 ebd.) Die 
allgemeine Prüfung wird mündlih und fohriftlih, die fpeciellen 
werden nur mündlich vorgenommen ($. 23 ebd.). Für die Vornahme der 
mündlichen Prüfungen ift feine beftimmte Zeit feſtgeſetzt; fie werden über 
Anmeldung der Candidaten dad ganze Jahr hindurch vorgenommen, mit 
Ausnahme der Dfter- und der großen Herbftferien. Zur Abhaltung der 
Ihriftlihen Prüfungen find vorzugsweiſe der erſte und dritte Donnerstag 
eined jeden Monats außer den erwähnten Ferien beftimmt ($. 22 ebb.). 
Ziwifchen je zwei Prüfungsabtheilungen darf Fein längerer Zwiſchenraum 
als von zwei Fahren treten, widrigend die bereit8 abgelegten Prüfungen 
alg unwirkſam angefehen würden ($. 27 ebd.). Die der mündlichen all- 
gemeinen ftetd unmittelbar vorausgehende, und mit ihr bei der nämlichen 
Commiffion abzulegende, fehriftliche Prüfung befteht in einer Claufur- 
arbeit, welche von den Sandidaten über zwei aus den Gegenftänden 
diefer Prüfungsabtheilung entnommene Fragen unter Beauffichtigung 
der Prüfungs: Commiflfäre ohne äußere Hilfdmittel und zwar binnen einem 
Zeitraume von 9 Uhr Morgens bid längften® 4 Uhr Nachmittags zu 
verfaffen ift ($$. 26, 28 und 29 ebd. Die 88. 30 und 31 enthalten 
die näheren Beftimmungen über das dabei zu beachtende Verfahren). 

Die mündlichen Prüfungen werden öffentlich abgehalten, wie dieß 
auch ſchon bei den früheren Annual» und Semeftralprüfungen der Fall 
war. Die Dauer für einen Candidaten beträgt mindeftend 2, wenn deren 
zwei oder drei zugleich geprüft werden, mindeflend 3 oder 4 Stunden. 
(88. 32 und 28 ebd.). Die näheren Beftimmungen über die Abhaltung diefer 
Prüfungen find theild in den 88. 32—35 des mehrerwähnten Geſetzes, theild 
in einer eigenen „Snftruction zur Ausführung des Geſetzes v. 30. Juli 1850,” 
vorgezeichnet. Was das Maaß der von den Candidaten zu fordernden Kennt 
niffe anbelangt, fo heißt es darüber in den SS. 38 und 39 ded o. a. ®.: E38 

Stubenrauch, Verw. Geſetzk. 1. 7 
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fönne von den abfolvirten Studirenden nicht verlangt werden, daß fie 
aus den Studien fhon alle Detaillenntniffe mitbringen, welche auf 
der von ihnen erwählten ftaatsdienftlihen Laufbahn wünfchenswerth, oder 
notbwendig find; — es komme vielmehr vor Allem auf die Erprobung 
der allgemeinen r. u. fl. w. Grundbildung, fo wie der Senntniffe des 
Candidaten in den Hauptlehren und mefentlihen Grundſätzen der früher 
angeführten Lehrfächer und feine® Ueberblides über da8 Ganze eines 
jeden derfelben, fo wie über ihren genetifchen Zufammenhang an (mas 
dann mit Beziehung auf die einzelnen rationellen und praftifchen Fächer 
in den 88. 40 und 41 ded ©. näher beleuchtet wird). 

Nach abgehaltener Prüfung wird von den Prüfungs-Commiſſären 
zur Abftimmung über dad Reſultat derfelben gefchritten; und zwar vor- 
erft darüber, ob der Candidat fich durch die Prüfung „befähigt“ oder 
„nicht befähigt” habe. Zur Befähigung ift erforderlich, daß für den 
Candidaten die abfolute Majorität der Votanten, unter welche auch der 
Präfes der Commiſſion zu rechnen ift, entfallen fei. Iſt dieſes nicht ge 
ſchehen, fo ift der Candidat ald veprobirt anzufehen. Legt dagegen 
ein Gandidat in der Prüfung überhaupt oder in einem LZehrgegenftande 
befonders ausgezeichnete Fähigkeiten an den Tag, fo ift died durch 
einen befferen Kalkül hervorzuheben (88. 34 und 42 ebd.). Der Geprüfte 
erhält ein Zeugniß mit Angabe der Art, ded Tages und ded Erfolges 
der Prüfung und der Prüfungsnummer, und mit dem beigedrudten Sie 
gel der Commiffion (8. 35 ebd.). Ein Candidat, welcher bei einer Prü- 
fung reprobirt wurde, kann fie nach Berlauf einer von der Commif- 
fion ald Minimum beftimmten Zwifchenzeit, jedoch nur Einmal, wieder- 
holen. Sollte fi ein Reprobirter vor Ablauf diefer Zeit bei einer andern 
Prüfungs-Commiffion die Zulaffung zur Reparatur erfchleichen, fo ift 
diefelbe ungiltig ($. 36 ebd.). Eine nach den gefehlichen Beſtimmungen 
abgelegte theoretifche Staatsprüfung hat volle Gültigkeit für die 
ganze Monarchie ($. 43 ebd.). Für jede der 3 Abtheilungen der theo- 
tetifchen Staatsprüfung ift eine mäßige Tage”) zu entrichten, von wel⸗ 
cher arme, und eine befonders fleigige Verwendung ihrer Studienzeit nach⸗ 
weifende Gandidaten durch die betreffenden Länderchefd ganz oder zur 
Hälfte befreit werden können ($. 45 und 46 ebd. und Minift. Erl. v. 


*) Diefe Zare wurde durh das Minifterium ded Cultus und Unterricht? nad 
gepflogenem Einvernehmen mit dem Finanz Minifterium, und zwar für die allgemeine 
Prüfungsabtheilung mit 10 fl. C. M. und für jede fpecielle Prüfung » Abtheilung 
mit 8 fl. C. M. feftgefegt (Minifl. Erl. v. 11. Nov. 1850, Nr. 449 des R. ©. DI.) 
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11. November 1850, Nr. 449 des R. ©. Bl.). Der an einer dfterreichi- 
fehen Univerfität erlangte Grad eines Doctors der Rechte hat für 
die ganze Monarchie die gleihe Wirkung mit der vollfommen abgeleg- 
ten theoretifchen Staatsprüfung. Außerdem können nur bei Männern von 
ausgezeichneter fachwiffenfchaftliher und praftifcher Bildung, deren Ge- 
winnung für den Staatdienft von befonderer Wichtigkeit ift, von den 
betreffenden Minifterien Difpenfen von der theoretifchen Staatsprü— 
fung ertheilt werden ($. 44 ebd.). Befondere Beftimmungen gelten für 
- das Iombardifh-venetianifhe Königreich, wo die Lernfreiheit 
an den Univerfitäten Padua und Pavia noch nicht eingeführt ift (88. 48 
und 49 ebd); dann für Ungarn, Groatien, Slavonien, die 
Woiwodfhaft Serbien fammt dem Temefer Banate, und 
für Siebenbürgen, wo der große Bedarf an rechtöfundigen Candi- 
daten für den öffentlichen Dienft befondere Grleichterungen erheifchte 
(88. 50—57 ebd.); endlich enthalten die 88. 58— 65 die erforderlichen 
Mebergangsbeftimmungen, und nah 8. 66 kann, wenn fih in- 
in einem Kronlande oder für einen Dienftzweig ein größerer Bedarf an 
Candidaten für öffentliche Aemter, welche die abfolvirten r. u. ft. w. Stu- 
dien fordern, zeigen follte, von den betreffenden Minifterien angeordnet 
werden, daß Candidaten nur die fpeciellen Staatsprüfungen, oder Eine 
derfelben vor ihrem Eintritte in die Prarid abzulegen bemüßigt, oder 
dag fie auch auf Grundlage von Studien- oder Frequentationd- Zeugnif- 
fen zu denfelben ohne theoretifche Staatsprüfung zugelaffen werden; doch 
gelten im erften Kalle ſolche Prüfungszeugniffe nur für das betreffende 
Kronland oder für den fpeciellen Dienftzweig. 
Für die im St. J. 1850/51 ihre gefegliche Studienzeit vollendenden 
Studierenden der Rechts- und Staatewiffenfchaften, welche in einen 
Staatsdienft zu treten wünfchen, wurden mit dem Erlaffe des Unterricht2- 
Minifteriumd v. 21. Jänner 1851 (Nr. 28 des R. G. BL) befondere 
Anordnungen getroffen,, welche diefelben im Allgemeinen von der drit- 
ten Abtheilung der Staatsprüfung dispenfirten. 
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Praktifche Prüfungen. 


Die Regelung der praktifchen Prüfungen, welche nach angetretener . 
Conceptspraxis in den verfchiedenen Zweigen des Staatsdienftes ald Be- 
dingung der wirklichen Anftellung gefordert werden, blieb, wie fehon oben 

7 * 
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bemerft wurde, den einzelnen Minifterien vorbehalten. Bis zur Erlaf- 
fung neuer Vorſchriften wurden diesfalls die älteren Beflimmungen auf 
recht erhalten ($. 47 des Gef. v. 30. Juli 1850). Ä 


8. 32. 
a) Kür den Concepisdienfi des Minifleriums des Aeußern. 


Zu einer Stelle im Conceptöfache, fei es bei dem Minifterium des 
Aeußern felbit, ſei es bei einer Faiferlichen Miſſion im Auslande, wird 
Niemand zugelaffen, der nicht in Folge der bei dem gedachten Minifte- 
rium abzulegenden Diplomaten-Prüfung zu einer foldhen Stelle befä⸗ 
higet erkannt worden if. Die Zulaffung zu diefer Prüfung wird von 
dem Minifter.des Aeußern nur folchen Bewerbern geftattet, die fich mit 
der durch das Gefek vom 30. Juli 1850 (f. oben $. 30) worgefchriebe: - 
nen theoretifchen- Staatsprüfung, oder mit den nach eben diefem Gefeke 
die Stelle diefer Prüfung vertretenden Belegen und mit jenen über. Er- 
fernung dei franzöfifhen und italienifchen Sprache ausweifen. 
Die Diplomaten- Prüfung gefchieht vor einer vom Minifter zu beftellen- 
den Sommiffion, welche aus einem PVorfibenden und zwei Beifibern zu 
beftehen hat. Zum Borfiße wird jedesmal ein höherer Beamter des 
Minifteriums berufen. Die Beifiker werden aus dem Stande der praf- 
tifchen Staatsbeamten, der Profefforen, Doctoren der Rechte oder fonfti- 
ger Fachgelehrten entnommen. Die Diplomaten-PBrüfung zerfällt in eine 
mündlihe und fchriftlihe. Die Beitimmung der Reihenfolge der- 
felben bleibt der Prüfungscommiffion überlaffen, doch foll zwifchen bei- 
den fein längerer als ein vierzehntägiger Zeitraum ftattfinden. Bei der 
muündlichen Prüfung find die Kenntniffe des Candidaten aus dem ge- 
fammten natürlichen Völkerrechte (Recht des Krieges, des Friedens, der 
Neutralen, Seerecht und Gefandtfchaftsrecht), aus der diplomatifchen 
 Staatengefchichte (Friedensſchlüſſe, Entftehung und Conſolidirung der 
europäifchen Staaten feit dem weftphälifchen Frieden u. f. w.) und aus 
dem poſitiven öſterreichiſchen Wölkerrechte (Kenntniß der öſterreichiſchen 
Staatsverträge) zu erforſchen. Eine Frage wenigſtens muß in franzöſi— 
ſcher Sprache geſtellt und beantwortet werden. Bei der ſchriftlichen Prü- 
fung wird dem Gandidaten von jedem der Prüfungscommiffäre eine 
Frage über einen der eben bezeichneten Gegenftände fehriftlich vorgelegt. - 
Der Gandidat hat über jede derfelben eine fchriftliche Ausarbeitung und 
davon wenigftend eine in franzöfifcher Sprache, in dem Zeitraume von 
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9 Uhr Morgens bis längſtens 6 Uhr Nachmittagd unter fteter Beauf: 
fihfigung eined der Prüfungscommiffäre zu verfaffen. Er- darf fich das 
bei feiner äußeren Hilfsmittel bedienen, doch können ihm die etwa nöthi- 
gen Gefepbüher und Tractate zur Citirung des Terted oder der Daten 
auf fein Verlangen mitgetheilt werden. Unverzüglih nach vollendeten 
beiden Prüfungen verfammeln fi die Commiffäre und geben ſowohl 
auf Grundlage ihrer Vormerkungen über die mündlichen Antworten des 
Gandidaten, ald der von ihnen genau durchgegangenen fehriftlihen Ela— 
borate, ihr Gutachten darüber ab, ob der Gandidat fowohl nad) den 
dargelegten theoretifchen und praktiſchen Kenntniffen, als nad feiner 
Auffaffungd- und Beurtheilungdgabe, feinem mündlichen Vortrage und 
feinem Style, die Fähigkeit zum diplomatifchen Dienfte dargethan habe 
oder nicht. Die Commiffäre haben dann ihren, fei e8 einhellig, fei es 
dur Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluß, unter Beilegung der Prü— 
fungsarbeiten und allenfallfiger Separat-Votums dem Minifter einzube- 
richten, welcher im Falle der Approbirung des Candidaten demfelben ein 
Befähigungszeugniß ausftellen, im entgegengefebten Falle aber ihn von 
feiner Abweifung fhriftlich verftändigen läßt. Im letzteren Falle kann 
dem Candidaten, wenn der Minifter hiezu rückſichtswürdige Gründe fin- 
det, noch ein angemeffener Termin zur Wiederholung der Prüfung er- 
theilt werden. Dem Minifter bleibt es vorbehalten, bei Männern von 
bereit® anerkannter, ausgezeichneter, - fachwiffenfchaftlicher und praftifcher 
Bildung, deren Gewinnung für den Staatödienft von befonderer Wich—⸗ 
tigkeit erfchiene, eine Dispenfirung von der Ablegung der Diplomaten: 
Prüfung zu geftatten. Diefe Vorfchriften gelten übrigens nicht für die 
Schüler der orientalifhen Akademie, deren Befähigung fortan durch 
die an befagter Akademie vorgenommenen Prüfungen erprobt wird 
(Erlaß des Minifterd des Aeußern vom 21. Jänner 1851, Nr. 21 des 
R. ©. BL). | | | 


8. 33. 
b) Für Anftellungen im politifchen Sache. 
Auch nad) der Inſtr. f. d. polit. Behörden v. 14. April 1850 findet 
eine vorbereitende Berwendung in der politiſchen Verwaltung zum 
Behufe der Erlangung der für den Staatödienft erforderlichen prafti- 


[hen Eigenfchaften ftatt (8$. 3 u. 10). Ueber. die von folchen Prakti- 
canten abzulegenden Prüfungen wurden feine neuerlichen Vorſchriften 
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erlaffen. Es dürften daher noch immer die Beftimmungen des Hflzlb. 
v. 16. März 1819 (pol. Gel. ©. Bd. 47. ©. 76) und des Hfkzld. vom 
13. Mai 1824 (pol. G. S. Bd. 52. ©. 218) eine wenigſtens analoge 
Anwendung finden. Diefen Vorfhriften zu Folge hat fich-jeder Candi- 
dat des politifchen Staatödienfted einer eigenen praktiſchen Prüfung zu 
unterziehen. Der Landed:Chef (Statthalter) ernennt zu diefem Ende mit 
gehöriger Umfiht eine Prüfungs-Commiffion, die aus 2 politi- 
fhen Beamten (ehemals Regierungd- und Gubernialräthen), welche durch 
Gefchäftsfenntnig und Strenge vorzüglich dazu geeignet find, und aus 
einem Secretär oder Concipiften als Actuar zu beftehen hat. Den Vorſitz 
bei diefer Commiffion führt der Landes-Chef felbft, oder fein Stellver- 
treter. Die Prüfung hat mündli und ſchriftlich zu gefchehen. Die 
mündliche Prüfung muß alle Zweige der intellectuellen Dienfterforderniffe 
umfaffen; fie muß daher fowohl aus der Geſetzkunde, dann aus den 
Patenten, Verordnungen und Normalien, ald aus dem Gefchäftgange 
und aus den Manipulationsvorfchriften mit praktifher Anwendung auf 
gegebene Fälle vorgenommen werden. Die fchriftlihe Prüfung bat in 
einer Ausarbeitung zu beftehen, welche die Beurtheilungdfraft ded Ge- 
prüften zu erproben geeignet ift; und fie ift dergeftalt einzuleiten, daß 
der zu Prüfende nicht etwa im Voraus von den an ihn zu ftellenden 
Fragen Kenntniß erhalte, oder in die Möglichkeit komme, fich fremde 
Hilfe zu deren Beantwortung zu verfchaffen. Die Prüfungs-Commiffion 
hat bei jeder frage anzumerken, ob fie der Candidat gut, mittelmä- 
Big oder ſchlecht beantwortet habe. Wird der Geprüfte für fähig 
befunden, fo wurde ihm früher ein eigene® Decret ausgefertigt. Zufolge 
des Hfkzld. v. 27. Jänner 1825 (Winiwarter a. a. D. ©. 21. Anmtg.) 
ift aber nur in dem Anftellungd-Decrete des geprüften Candidaten anzu. 
merfen, daß er in der Prüfung zu diefer Anftellung geeignet befunden 
worden fei; das Maaß der Eignung ift in dem Prüfungdprotocolle er- 
fihtlih zu machen, und fich bei künftigen Beſetzungs— SEHON gegen- 
wärtig zu halten. 

Iſt der Geprüfte in der Prüfung nicht beftanden, fo kann ihm, 
wenn er doc Talente zeigt, denen es nur an zureichendem Lnterrichte 
und Uebung mangelt, geftattet werden, fich nad einem Jahre neuerlich 
zur Prüfung zu melden. Hätte dagegen der Geprüfte einen offenbaren 
Mangel an Urtheilöfraft verratben, fo ift ihm gleich über die erfte Prü- 
fung der Rath zu ertheilen, einen andern Nahrungszweig einzufchlagen; 
und in diefem Halle kann er auch die Concepte-Prarid nicht länger fort: 
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jeben. Uebrigens haben auch die bei andern Behörden ſchon in Per- 
wendung geftandenen Gonceptd-Prakticanten oder Auscultanten fich der 
gedachten Prüfung zu unterziehen (Hfkzld. v. 21. September 1826, Br 
G. ©. Br. 54. ©. 98). 


Sie muß von den zur Prarid zugelaffenen Candidaten in der Pegel 
längftend binnen einem jahre vom Tage ihres Eintritte® an gerechnet, 
abgelegt werden. Wenn, ein Gandidat- nicht "binnen Jahresfriſt fich der 
Prüfung unterzieht, oder vor der Prüfung Mangel an Fähigkeit, Ver— 
wendung oder Sittlichkeit zeigt, fo ift er ohne Weiteres zu entlaffen.' 
Eine Erftredung der auf 1 Jahr feftgefeßten Iängften Friſt kann von 
dem Landeschef, jedoch nur aus wichtigen Gründen, zugeſtanden werden; 
dagegen ein Candidat, der ſich früher zur Prüfung meldet, allerdings 
ſogleich zuzulaſſen iſt, wenn ihm nicht anderweitige Bedenken entgegen- 
j ftehen (ort. v. 13. Mai 1824 a. a. D.). 


— 


8. 34. 
e) Sir Anſtellungen im Juſtizſache. 


Was die Anſtellungen im Juſtizfache betrifft, fo verfügt das or- 
ganifche Gefeb für die Gerichtäftellen vom 28. Juni 1850 (R. G. Bl. 
Nr. 258), dag Fein dem Richterftande angehöriger Beamte und fein Aus- 
cultant ernannt werden darf, welcher nicht die zum Nichteramte befähi- 
gende Staatsprüfung mit Erfolge abgelegt hat ($. 9). Außerdem 
wird zur Ausübung des felbftftändigen Richteramtes, fo wie zur DBellei- 
dung des Poſtens eined Serretärd, oder Directors auch die Nachweiſung 
des Alterd von 24 Jahren gefordert ($. 10). 


Die Bewerber. um eine Auscultantenftelle müffen überdied den 
Beweid beibringen, daß ihr Unterhalt bis zur Erlangung einer befolde- 
ten Dienfteöftelle durch ihr eigenes Einkommen, oder durch eine in rechts: 
fräftiger Form von einer dritten ‘Berfon auögeftellte Unterhaltserflärung 
zureichend gefichert if. Im lebteren Falle muß dargethan werden, daß 
diefe Perfon unbefchadet der Pflichten gegen die eigenen Familienglieder, 
ihrem Berfprechen vermöge ihrer Vermögendfräfte nachkommen könne, 
und ed müffen zugleich die Mittel näher bezeichnet werden, aus welchen 
der Unterhalt geleiftet werden foll (Hfd. v. 11. Nov. 1820, Nr. 1715 
der J. G. S. — Hfkzld. v. 15. März 1844, 3. 6569.) 

Meiterd verfügt der $. 15 ded o. a. organ. Gef. v. 28. Juni 1850, 
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daß das Amt eined Advocaten, Notard und öffentlichen Agenten mit der 
Anftellung bei einer Gerichtöbehörbe unvereinbar fei. 


Für die Generalproenratoren und deren Stellvertreter (Gene 
raladuocaten), fo mie für die Staatsanwälte und Ober:Staatsan: 
wälte bei den Landesgerichten wird nach dem organifchen Geſetze für 
die Staatdanwaltichaften vom 10. Juli 1850 (Nr. 266 ded R. ©. BL) 
das Alter von 30, für die übrigen Mitglieder der Staatsanwalt» 
ſchaft mit Ausnahme der denfelben zugetheilten Auscultanten, das Alter 
von 24 Jahren erfordert ($. 6). Außerdem hat fich jeder Bewerber um 
die Stelle eined Staatdanwaltes oder Staatsanwalt3-Subftituten über 
die mit Erfolg abgelegte Richteramtöprüfung, — wie fie nah dem Sy 
fteme der älteren Gefepgebung üblih war, — oder mit dem Zeugnifle 
üßer die Ablegung der neu eingeführten praftifchen Staatsprüfung aus- 
zumweifen ($. 7 ebd.). Auögezeichnete Candidaten können jedoch provifo- 
riſch als Staatsanwaltd -Subftituten mit dem Vorbehalte angeftellt wer⸗ 
den, daß. fie die erforderlichen Prüfungen binnen einem angemeffenen 
Termine mit Erfolg zurüdlegen und fi darüber ausweiſen ($. 8 ebd.). 
In folchen Fällen kann der Juftigminifter aus beſonders rückſichtswürdi⸗ 
gen Gründen die Nachficht von der zur nachzutragenden Prüfung erfor: 
derlichen Praxis ertheilen ($. 9 ebd.). Jenen Bewerbern endlich, welche 
die Fiscaladjuncten oder Advocatenprüfung abgelegt, oder bereits ala 
wirklich angeftellte Givilrichter hinreichende Beweiſe ihrer Tüchtigkeit ge- 
geben haben, ift der Yuftizminifter die ihnen mangelnde Criminal-Richter- 
‚prüfung gänzlich nachzufehen ermächtiget (8. 10 ebd.). 


In jenen Landestheilen,. in welchen mehrere Landesfprachen gefeb- 
liche Anerkennung haben, wird auch die hinlängliche Kenntniß diefer in 
dem Bezirke gangbaren mehreren Sprachen erfordert ($. 7 ebd.). 


Unter übrigens gleichen Umftänden foll jenen Bewerbern der Bor- 
zug gegeben werden, welche den juridifchen Doctorgrad erlangt, oder ſich 
durch längere Verwendung bei der Staatdanwaltfchaft eine befondere - 
Eignung zu den Verrichtungen derfelben erworben haben (8. 11 ebb.). 


Wie ſchon oben angedeutet wurde, muß die praftifche Befähigung 
fowohl für das Richter ald für das Staatsanwaltfchaftsamt durch eine 
mit günftigem Erfolge abgelegte Prüfung dargethan werden, welche in 
der Juſtiz⸗Miniſterial-Verordnung v. 7. Auguft 1850 (R: ©. BI. Nr. 328) 
ihre nähere Normirung erhalten bat. Durch diefe Anordnung find (vor 
der Hand in jenen Kronländern, in welchen die neue Juftizorganifation 
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v. 14. Juni 1849 in Wirkfamfeit getreten ift) die bisher beftandenen 
Vorſchriften über die Audcultanten-Prüfungen, die Eivil- und Criminal. 
richteramtd-Prüfungen, die Prüfungen für das Nichteramt in fehweren 
"PBolizeiübertretungen, die befonderen Bergrichteramts-, fo wie die Fiscal- 
adjuncten-Prüfungen außer Wirkfamkeit getreten (88. 23 u. 28 des o. a. 
Gef.) und es find nur die erforderlichen vorübergehenden Anordnungen 
getroffen worden, welche fih auf die Wirkfamkeit der bisherigen Richter- 
amts⸗, Fiscaladjuneten- und Advocaturd-Wahlfähigkeitödeerete (8. 20 ebd.), 
ferner auf die Wirkfamkeit der bidher nur theilweife abgelegten Zuftiz- 
dienft-Prüfungen (8. 21 ebd.), dann auf die Wirkſamkeit der nach den 
biöherigen Gefeben vollendeten oder nur theilmeife beftandenen Praris 
beziehen ($$. 24 u. 25 ebd.). | 

Fine eigene Vorfchrift regelt die Geltung der in jenen Kronländern, 
wo die Yuftizorganifation v. 14. Juni 1849 oder doch das allg. bürg. 
Gef. B. und dad Straf-Gef. B. in Wirkfamkeit find, mit Erfolg zurüd- 
gelegten Juſtizpraxis und praßtifchen Juftizdienft-Prüfungen aud in Be 
ziehung auf Ungarn, Siebenbürgen, Croatien, Slavonien, die Woiwod⸗ 
fhaft Serbien, das Temefer Banat und die Militär» Gränzgebiete, 
fo wie entgegen die Wirkfamkeit der für dieſe Länder erlangten analo- 
gen Befähigungen im DBerhältniffe zu den erfigenannten SKronländern 
(8. 27 ebd.). 

Es beftehen gegenwärtig nur drei Gattungen von praktiſchen Juſtiz⸗ 
dienft- Prüfungen, nämlih: die Nichteramts: Prüfung, die Advoca— 
turdprüfung und die Notariatdprüfung. 

Wer zu einer diefer Prüfungen zugelaffen werden will, muß fich 
entiveder mit der durch das Gefeb vorgefchriebenen theoretifhen 
Staatsprüfung, oder mit den. nad) eben diefem Gefege die Stelle 
diefer Prüfung vertretenden Belegen, und mit einer beftimmten Ge⸗ 
fhäfts-Prarid audweifen ($. 5 des o. a. Gef). Um indbefondere 
zur Rihteramtd-Prüfung zugelaffen zu werden, muß fi der Can⸗ 
didat nach zurüdgelegter theoretifcher Staatsprüfung oder nach Erlan— 
gung der ihre Stelle vertretenden Erforderniffe durch volle zwei Sabre 
der Juſtiz⸗Praxis in einem derjenigen Kronländer mit Erfolg gewidmet 
haben, in welchen bereit die neue Auftizorganifation in Wirkfamteit 
ſteht. Bon diefer zweijährigen Prarid-Zeit muß er wenigftend ein hal 
bed Jahr bei einem: Landed- oder einem Bezirks -Collegialgerichte, ein 
halbes Jahr bei einem: Bezirke (Cinzel-) Gerichte, ein halbes Jahr bei 
einer flaatsanmwaltichaftlichen Behörde am Sitze eined Landeögerichtes 
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oder eined Bezirks⸗Collegialgerichtes zugebracht haben. In Anfehung des 
vierten halben Jahres hat der Candidat freie Wahl, ob er es in ber 
Praxis bei einer diefer Behörden oder hei einem Fiscalamte, Advocaten 
oder Notar verwenden wolle Ebenſo ift er hierbei an Feine beftimmte 
Reihenfolge gebunden, fowie ed ihm freifteht, die angeführten Arten der 
Praxis auch durch längere ald die vorgefchriebene Zeit zu nehmen, in 
foferne died von dem Präfidenten des Oberlandeögerichtes ohne Nachtheil 
für andere Gandidaten und ohne fonftige Störung des öffentlichen Dien- 
fte8 bewilligt werden kann. Die Zumeifung der .fih um diefe Juſtiz— 
Prarid meldenden Nechtö-Praktitanten an die verfchiedenen Gerichte und 
Staatdanwaltfchaften erfolgt in jedem Oberlandesgerichtöfprengel von 
dem Präfidenten des Oberlandesgerichted, und zwar, in Beziehung auf 
die Staatsanwaltfchaften, im Einverftändniffe mit dem General-Procu- 
rator am Sie des Oberlandesgerichtes (88. 6—8 ebd.). Diefe Juſtiz⸗ 
Praxis wird den Candidaten in die Dienftzeit des wirklichen Staatd- 
dienfte® nicht eingerechnet. Jede derjenigen Behörden, gleichwie auch 
diejenigen Advocaten und Notare, bei welchen der Candidat die Juſtiz— 
Prarid genommen bat, haben ihm darüber ein Zeugniß audzuferfigen, 
in welchem die Zeit und Art der Verwendung, fowie die von dem Gan- 
didaten befundete Befähigung und der Grad feines Fleißes zu bezeugen 
find. Mit diefen Belegen verfehen kann fi) der Gandidat um die Zu 
laffung zur Richteramts- Prüfung bewerben. Die diedfälligen Geſuche 
find bei dem Oberlandeögerichte einzubringen, welches über die Nachwei— 
fung der gefeßlichen Erforderniffe, unter Vorbehalt des Recurſes an das 
Juſtizminiſterium, zu entfcheiden, und diefe Gefuche nach der Zeitordnung 
ihres Einlaufend zu erledigen hat. Dabei ift zu fehen, daß fein Can- 
didat länger ald zwei Monate vom Tage der Ueberreihung feines Ges 
ſuches ungeprüft bleibe. Mit Nüdficht hierauf werden die Prüfung?- 
tage im Voraus für jeden einzelnen Monat feftgefebt, und fowohl jedem 
Candidaten mit der Bewilligung ſeines Geſuches, als aud dur dad 
Amtsblatt der in dem Kronlande erfeheinenden Regierunge-Zeitung be 
kannt gemacht (88. 10—12 ebd.). 

Die Prüfungs-Commiſſion wird in jedem einzelnen Falle von 
‚dem Präfidenten des Oberlandesgerichtes zuſammengeſetzt, und hat, wenn 
derfelbe nicht felbft den Vorſitz übernimmt, aus dem Senatd-Präfidenten 
oder einem anderen Rathsmitgliede des Oberlandesgerichted ald Vor: 
fibenden, einem Rathe des DOberlandesgerichtes,; einem Landeögericht?- 
rathe, einem Mitgliede der Staatdanwaltfhaft und einem Advocaten zu 
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im @inverftändniffe mit dem General» Procurator, binfichtlih der Advo⸗ 
caten aber aus der Zahl der dem Präfidenten des Oberlandesgerichtes 
von der Advocatenfammer zu diefem en Jahr für Jahr zu bezeich⸗ 
nenden Individuen (8. 13 ebd.). 

Die Richteramts-Prüfung wird nur mündlich und als Eine Ge— 
fammt-Prüfung über alle Zweige des AJuftizdienfte® vorgenommen. Sie 
findet öffentlich ftatt und hat mindeftend mit jedem Candidaten einzeln 
zwei Stunden zu dauern. Sie wird in der Gefchäftäfprache desjenigen 
Oberlandesgerichted abgehalten, bei dem fie abgelegt wird. Beftehen in 
dem Sprengel diefed Oberlandesgerichtes noch andere landesübliche Spra- 
hen, fo muß auf Verlangen des Candidaten die Prüfung zum Theile 
auch in einer diefer Sprachen vorgenommen werden. &ie hat fih auf 
die Erprobung gründlicher Kenntniffe aller dem Civil- und Strafrichter 
und dem Staatdanwalte- zu wiffen nöthigen Gefege, mit Inbegriff des 
Bergrechted, audzudehnen, und indbefondere auch deffen praftifhe Ge 
häftsgeübtheit und Fähigkeit eines geordneten Vortrages zu erforfhen. 
Feder der Prüfungs-Commiffäre hat Fragen zu ftellen, und ſich über das 
Ergebniß jeder einzelnen Antwort fein Gutachten vorzumerten. Am 
Schluffe der Prüfung hat fih die Commiffion zur Berathung zurüdzus 
ziehen, und nah Stimmenmehrheit zu beſchließen, ob der Candidat fo- 
wohl nad den dargelegten theoretifchen und praftifchen Kenntniffen, als 
nad feiner Auffaffungs- und Beurtheilungsgabe und feinem mündlichen 
Vortrage die Fähigkeit zum praktifchen Zuftizdienfte dargethan habe 
oder nicht. Im erften Falle ift dem Candidaten von dem Oberlandes- 
gerichtd-Präftdenten ein Zeugniß audzufertigen, in welchem der gedachte 
Erfolg einfach beglaubiget, insbeſondere aber auch beftätiget wird, in 
welchen Sprachen die Prüfung beftanden wurde, und in wie ferne ber 
Candidat hierbei die volllommene Kenntniß derfelben praktiſch bewährt 
habe. Im zweiten Falle aber ift ihm von der Commiffion ein ange: 
‚ mefjener Termin zu beftimmen, innerhalb deffen er fich zur Wiederholung 
melden könne. Wurde er fchon zweimal auf foldhe Weife reprobirt, fo 
ift er nie mehr zu einer der in dem Gefeße vom 7. Auguft 1850 ge⸗ 
regelten Prüfungen zuzulaſſen (88. 3 u. 14 ebd.). 

Die Richteramtöprüfung befähigt zur Anftellung im Richter: 
ftande, in der Staatdanwaltfchaft und zu einer Auscultanten- 
Stelle Sie gilt, wenn fie bei. dem Oberlandeögerichte eines derjenigen 
Kronländer abgelegt wurde, in melden die neue Gerihtäorganifation 
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bereits eingeführt iſt, auch für alle übrigen Kronländer, in welchen das 
a. b. G. B. vom 1. Juni 1811 und das Str. G. B. vom 3. Septem⸗ 
ber 1803 in Wirkſamkeit ſind (88. 2 u. 3 ebd.). 

Da die mit gutem Erfolge zurückgelegte Advocatursprüfung 
ebenfalls zu jeder Anſtellung im Richterſtande, in der Staatsanwaltſchaft 
und bei den Fiscalämtern befähigt, ſo muß hier auch noch Einiges über 
dieſelbe bemerkt werden. 

Wer zur Prüfung für die Abvoratur zugelaſſen werden will, hat 
außer den früher angegebenen allgemeinen Erforderniſſen noch insbeſon⸗ 
dere nachzumeifen, daß er an einer E. k. öfterreichifchen Univerfität durch 
wirkliche Ablegung der biefür worgefchriebenen ftrengen Prüfungen ben 
juridifchen Doctorgrad erworben habe, und daß er nad Erlangung des 
allgemein geforderten Ausweiſes mindeftend durch vier volle Jahre, und 
hiervon wieder mwenigftend zwei Jahre nach erlangtem Doctorgrade, ſich 
in einem derjenigen Kronländer, in welchen die neue Yuftigorganifation 
bereitö in's Leben getreten ift, der für die Advocatur erforderlichen Ge- 
(häfts-Prarid mit Erfolg gewidmet habe. Don diefer vierjährigen Ge- 
ſchäfts-Praxis muß er 2", Jahre bei einem Fiscalamte oder Advocaten, 
ein Jahr in der oben erwähnten Gerichtd-Praris, und ein halbed Yahr 
bei einer Staatdanwaltfchaft zugebracht haben. — Hinfichtlich der Reihen: 
folge diefer verfchiedenen Zweige der Praris ift ihm freie Wahl gelaffen. . 
Hinfihtlich der Advocaturd-Prüfung und des über Diefelbe auszuftellenden 
Amtszeugniffed gelten die für die Richteramts-Prüfung feftgefebten Vor— 
fhriften noch mit folgenden Beflimmungen: Bei der Zufammenfegung 
der Prüfungd-Commiffion ift ftatt eined der drei Richter ein zweiter Ad- 
pocat beizuzichen; die Advocaturd-Prüfung ift nicht blos mündlich, fon- 
dern auch fchriftlich vorzunehmen; fowohl bei dem mündlichen als bei 
dem fchriftlichen Theile diefer Prüfung ift insbefondere auch des Candi- 
daten Gewandtheit in Beziehung auf die erfte Einleitung von Rechtd- 
gefchäften und der weiteren gerichtlichen Schritte in und. aufer Streit- 


fahen, fowie feine Fähigkeit in Beziehung auf die Abfaffung von 
Rechtsurkunden und auf die hiebei in Anwendung zu bringenden- Bor- 


fihten (Gautelar-Furisprudenz) zu erforfchen. Zur fehriftlihen Prüfung 
ift der Candidat erft zuzulaffen, nachdem er die mündliche beftanden hat. 
Bei derfelben ift,ihm die Entwerfung der Streitfehriften und des rich- 
terlichen Erkenntniſſes ſammt Entfcheidungsgründen über einen vorgeleg- 
ten Civilrechtsfall; ferner über eine ftrafgerichtlihe Verhandlung die 
Entwerfung des Verweiſungs⸗Erkenntniſſes fammt Beweggründen, fofort 
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die Abfaffung der Anklage-, jo wie der Bertheidigungsfchrift, ferner des 
firafgerichtlichen Endurtheiled fammt Entfheidungsgründen im Amtslocale 
aufzutragen. — Hiebei find ihm wohl die einfchlägigen Gefeßbücher und 
Gefehfammlungen zur Verfügung zu ftellen; er hat aber durch Handſchlag 
zu geloben, daß er fich bei diefen Arbeiten jeder fremden Beihilfe ent- 
halten wolle. Die Beurtheilung der Prüfungs- Commiffion hat ſich auch 
über die fchriftlichen Ausarbeitungen auszudehnen; es ift aber dem Gan- 
didaten über beide Theile der Prüfung, wenn er fie beftanden hat, nur 
Ein Zeugniß audzufertigen. — Für den Fall, daß er die fchriftlihe Prü- 
fung nicht beftünde, gelten wegen der Wiederzulaffung zu diefem Theile 
der Prüfung die nämlichen Beftimmungen, welche für die. mündliche Rich— 
teramt3-Prüfung feftgefebt find ($$. 3 und 15—17 ebb.). 


8. 35. 
d) Sür Anftellungen im Sinanzfache. 


Nah dem Hfkmrd. v. 21. Auguft 1839 (pol. ©. ©. Bd. 67. ©. 159) 
iſt jeder Candidat für den Conceptödienft bei einer leitenden Finanzbe⸗ 
hörde (Sameral- und Gefällsbehörde) vorerft zur Beurtheilung 
jeiner Fähigkeit, Verwendung und Moralität einer Probe zu unterziehen, 
die wenigftend 6 Wochen und längftend 3 Monate zu dauern hat (Abf. 2 
des o. a. Gef.). Der Concepts-Candidat ift, falls die Probezeit günftig 
überftanden wurde, fogleich mittelft Decretes und Beeidigung zur ordent- 
lihen Concepts-Praxis zugulaffen; im Falle eines ungünftigen Re- 
fultates aber von der fernern Conceptsübung zu entheben (Abf. 3 ebd.). 
An die Stelle der für den Cameraldienft früher beftandenen Prüfungen 
wurde eine einzige gefeßt, welcher fich der Concepts - Praktifant nad) 
dem Verlaufe eined Jahres und vor Ablauf des zweiten Jahres nad 
dem Zeitpuncte der Anfnahme in die eigentliche Conceptspraxis zu un 
‚terziehen hat (Abſ. 4... Diefe Prüfung bat nebft dem Strafgefeße 
über Gefällsübertretungen und den damit in Verbindung ftchen- 
den Vorſchriften alle Gegenftände zu umfaffen, die in dem Hffmrd. v. 
24. Juni 1829 (nied. öfterr. Prov. ©. ©. Bd. 11. ©. 580.) für Die 
. bei der Hoflammer aufzunehmenden Conceptö-Praktitanten vorgefchrieben 
waren. Diefed find: a) alle Zweige des öffentlichen Einkommens aus den 
directen und indirecten Befteuerungswegen, dann den Negalien dem 
Staatöbefistyume und den Staatöfabriten, mit Angabe der Grundgefebe, 
worauf ihre Einrichtung und die Einhebung ihrer Bezüge beruhen; b) die 
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Darftellung der Creditöinftitute des Staates, mit Angabe der Grundge- 
febe ihrer Einrichtung; e) die Darftellung derjenigen Gewerbs⸗ und Han- 
delögefeße, welche mit der Zollverfaffung im Zufammenhange ftchen; 
d) die Darftellung der Caffe-Einrihtung, des Caſſe⸗ und Rechnungsver⸗ 
fahrens in allgemeinen Umriffen; e) die Darftellung des Organismus 
der für alle Zweige der Finanzverwaltung beftehenden Behörden, dann 
der Penſions⸗ Provifiond- nnd Disciplinar-Vorfchriften für die Beamten 
und Diener und ihre Angehörigen ; endlich der mündliche Vortrag einer 
wirklich gepflogenen Verhandlung mit dem Zwecke einer actenmäßig ge- 
treuen und Haren Darftellung Die Prüfung iſt ausſchließlich bei dem 
Gefällsobergerichte vorzunehmen, daher niemals ein Gefälld-Bezirkd- 
gericht hierzu delegirt werden darf. Die Prüfungs-Commiffion hat aus 
zwei Räthen des Gefälls-Obergerichtes, die der Präfident dieſes Gerichtes, 
und zwar einen aus der Zahl der Suftigräthe, den andern aus der Zahl 
der Räthe bei den Finanz-Landesbehörden beftimmt, und aus einem ziwei- 
ten Rathe der Finanz» Landesbehörde zu beftehen,: welchen der Vorfteher 
diefer Lebteren zu benennen hat. 

Bei den Prüfungen haben ſich die dazu beitimmten Commiffionen 
gegenwärtig zu halten, daß ed darauf ankomme, die Weberzeugung zu er- 
langen, ob der Geprüfte fih dem Studium der Gefehe und Vorſchrif— 
ten, aus denen er die Prüfung zu beftehen bat, mit Eifer und Fleiß ge- 
widmet habe; ob er den Geift und den Zufammenhang diefer Gefebe 
und Vorſchriften fowohl unter fih, als auch mit den allgemeinen bür- 
gerlihen und Strafgefeben richtig aufgefaßt habe; ob er die zur Ausfüh- - 
rung der Unterfuchungen und zur Ausübung des Richteramtes über Gef. 
Ueb. erforderlichen Geiftesgaben befise Die Fragen find alfo nicht fo 
jehr auf Gegenftände, deren Kenntniß ein gutes Gedächtnig vorausſetzt, 
als darauf zu richten, den Scharffinn und die Urtheildfraft des Geprüf- 
ten zu erproben. Die Prüfung foll zwar ftrenge fein, doch fich nicht in 
Einzelheiten verlieren. Zur fohriftlihen Ausarbeitung ift eine nicht 
jehr ausgedehnte und nicht verwickelte Unterfuhung zu wählen und es 
bat der Kandidat darüber das Referat und die Entſcheidung zu entwer- 
fen (8. 190 des Amtöunterrichted für die zur Anwendung ded Str. ©. 
ü. ©. Ü. beſtimmten Behörden und Aemter v. J. 1835 u. Hflkmrd. v. 
24. Suni 1829 a. a. O.). Ueber das Refultat der Prüfung ift von dem 
Gefälls-Obergerichte mit der Finanz-Landesbehörde das Einvernehmen zu 
pflegen, und fohin, wenn der Geprüfte nach dem übereinftimmenden Er- 
Tenntniffe beider Behörden fähig befunden wird, derfelbe davon mit De— 
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eret ded Obergerichted zu verftändigen. Falls bei einem nicht ganz be 
friedigenden Reſultate der Prüfung eine Wiederholung derfelden als zu- 
läffig erkannt würde, ift dazu eine Frift von 6 Monaten zuzugeftehen 
(Abſ. 5 des o. a. Gef.). 

Was die zu leitenden Finanz Behörden‘ übertretenden Concepts— 
prafticanten und Audcultanten der politifhen und Zuftiz 
behörden betrifft, fo ift denfelben der Termin zur Ablegung der gedach- 
ten Prüfung vom Ablaufe des 2ten Jahres nach ihrem Webertritte einzu- 
"räumen. Sollten fich diefelben jedoch hinreichend vorgebildet fühlen, fo 
unterliegt es keinem Anftande, ihnen die Einrechnung ihrer früheren 
Dienftzeit in den obigen Termin zu geftatten, fo daß fie auch früher und 
jelbft vor dem Uebertritte auf ihr Anfuchen zur Prüfung zugelaffen wer- 
den können, wenn ihre Dienftzeit im Ganzen feit ihrer erſten Beeidigung 
den Zeitraum eined Jahres erreicht oder überfteigt (Abſ. 7 ebd.). 

Uebrigend haben die eben erörterten Beflimmungen auch auf die . 
 Tabakfabrifen - Direction und die Lotto- Direction, mit Berüdfihtigung 
ded Organismus diefer Behörden, Anwendung, fo daß auch die Concepts— 
prafticanten bderfelben nad) vorausgegangener probeweifen Verwendung 
und nach vorgenommener Beeidigung auf gleiche Weife und in gleichen 
Friften zur Ablegung. der Prüfung bei dem Gefälld-Obergerichte zu per- 
halten find (Abf. 6 ebd.). 

Was die Anftellung bei den Fiscalämtern betrifft, fo wurde ed im 
8. 23 des Gef. v. 7. Auguft 1850 (a. a. DO.) einer befondern Beftim- 
mung vorbehalten, ob dazu nebft der Advocaturd-Befähigung noch praf- . 
tifche Prüfungen für adminiftrative und finanzielle Dienfte erforderlich 
fein werden. u 

Bisher galten in diefer Beziehung die Anordnungen der Suftizhof- 
decrete v. 11. Juli 1828 (Nr. 2351 der 3. G ©) und v. 19. Mai 
1829 (Nr. 2402 der J. ©. ©.). Denfelben zu Folge müffen die Can- 
didaten zu Fiscal-Adjunctenftellen 24 Jahre alt, Doctoren der Rechte, 
unbefcholtenen Leumunds ‚und von der Zeit ded erworbenen Doctoratd 
an gerechnet, 3 Jahre entweder bei einem Advocaten, bei einem Fitcal- 
amte oder bei einer Gerichtöbehörde in der Praxis gewefen fein. Sie 
müffen ſich ferner einer ftrengen Prüfung, der ſ. g. Fiscalpräfung un- 
terziehen. 

Die Prüfungsd-Commiffion hat aus 2 NRäthen der politifchen 
Landesbehörden. und zwei Räthen des Oberlandesgerichtes, dort aber, wo 
fih das Oberlandesgericht nicht in demfelben Sige mit der Landeöbe- 
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hörde befindet, aus zwei Näthen des Landedgerichtes (nach den o. a. 
Geſetzen des Landrechtes oder des Stadt- und Landrechtes), dann in bei- 
den Fällen aus dem Kammer-Procurator zu beftehen. Die Wefenheit und 
Form diefer Prüfungen ift in der Art beibehalten worden, wie fie fchon 
durch die Hfd. v. 9. Mai 1785 (Nr. 427 der 3. ©. ©.) und 16. Mai 
1788 (Nr. 828 der %. ©. ©.) vorgefchrieben worden war. Sie hat fi 
auf alle in die Fiscalgefchäfte einfchlagenden Juſtiz- und politifchen Ge- 
genftände, wie auch über die Bearbeitung eined oder ded andern verwi⸗ 
delten Falles zu erftreden. Es ift dabei nach dem Hfd. v. 25. October 
1806 (Nr. 790 der %. ©. ©.) nicht fo fehr auf das Gedächtniß, ale 
vielmehr auf die Beurtheilungsfraft des Kandidaten in Anwendung des 
Geſetzes und deffen Sinned Rüdficht zu nehmen. 

Die Prüfungd-Commiffion hat zuvörderſt an die Landesbehörde Be—⸗ 
richt zu erftatten, und diefe fih mit dem Oberlandesgerichte in's Einver- 
nehmen zu feßen, um über die Qualification ded Geprüften und das ihm 
auszuſtellende Zeugniß zu erkennen, und im alle einer Meinungsver- 
fehiedenheit die höhere Entfcheidung einzuholen. Gegen das übereinftim- 
mende Erkenntniß der Landeöbehörde und des Oberlandeögerichtes findet 
feine Berufung an die höhere Behörde ftatt. Leber die beftandene Prü- 
fung wird ein Zeugniß in ähnlicher Weife, wie bei den Prüfungen 
für das Richteramt audgeftellt. 

Die Fiscalpräfung galt bisher nur für diejenige Provinz (dasje- 
nige Kronland), in welchem fie abgelegt wurde, und der Candidat um 
eine Fiscal-Adjuncten-Stelle in einer andern Provinz mußte ſich vorläu- 
fig noch einer Prüfung aus den in diefer Provinz beftehenden befondern 
Geſetzen und weſentlichen Provinzialverhältniffen unterziehen. 


8. 36. 
e) Für Anftellungen bei den Militärbehörden. 


Nah dem Hfkzld. v. 12. Februar 1807 (pol. G. ©. Bd. 28. ©. 31) 
fann Niemand in irgend einem Zweige der Militärverwaltung ald Con- 
ceptöbeamter angeftellt werden, der nicht feine Laufbahn als Conceptd- 
prakticant angefangen bat. Bei den Berwaltungdzweigen,, welche eigen» 
thümliche Kunft- und Manipulationg-Kenntniffe erfordern, haben fich die 
Prakticanten, welche fich denfelben widmen wollen, diefe fpeciellen Kennt⸗ 
- niffe im wirklichen Dienfte bei einer folchen Branche zu erwerben, ehe - 
fie zur Anftellung bei dem Concepte in einem foldhen Face gelangen 
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können. Sie werden daher ald Rechnungs-Adjuncten, bei den Montıns- 
Commiffionen, ald Berpflegd -Adjuncten bei dem Verpflegsfache u. f. w. 
angeftellt, und erft dann zum Concepte in diefen Fächern zugelaffen. 
Afpwanten um eine Concept-Prakticantenftelle bei dem Kriegs - Minifte- 
rium müffen ſich überdieß einer eigenen Prüfung bei dem Militär-Apel- 
lationdgerichte zu unterziehen. Die um eine Stelle bei dem Feldkriegs— 
Eommiffariate fi Bewerbenden müffen nach vollendeten Studien in 
einer Negimentd - Rechnungskanzlei in Berfaffung der monatlihen und 
‚jährlichen Rechnungen aller Art, der verfchiedenen Ausweife, dann der 
Mufterungd- und Revifionsacten fich hinlänglich geübt, und eine von dem 
dazu beftimmten Feldkriegs-Commiſſär geprüfte und ohne erhebliche Män- 
gel befundene ‘Probearbeit geliefert haben. Den auf foldhe Art für das 
Commiffariat tauglich befundenen Candidaten ift auch noch Gelegenheit 
zu verfchaffen, fich von der Rechnungs - Manipulation einer Kriegscaffe, 
eine? Verpflegs-Magazines und einer Monturd:Commiffion die nothwen⸗ 
digfte Kenntniß zu erwerben, und dann erft hat der Ober-Kriegscommiſ⸗ 
für eine Prüfung mit ihnen vorzunehmen, in welcher er fie über alle 
erivorbenen Kenntniffe, wie auch über ihre Gefchiclichkeit in fehriftlichen 
Aufſätzen zu prüfen hat. Findet der Ober: Kriegscommiffär den Geprüf- 
ten zur Anftellung im Commiffariate geeignet, fo hat er über den Prü- 
. fungdbefund an dad Landes-Militär-Commando einen ausführlichen, gut- 
ächtlichen Bericht zu erftatten, worin beftimmt ausgedrüct fein muß, wie 
der Candidat in jedem Gegenftande Genüge geleiftet habe. Diefer Be 
richt, nebft jenem des Feldkriegs-Commiſſärs über die gelieferte Probe- 
arbeit wird von dem Landes-Militär-Commando fammt allen Beilagen 
dem Kriegs-Minifterium eingefendet Auch die Rechnungsführer von Re 
gimentern, Corps, Monturd-Dekongmie-Commiffionen u. f. w., die Mi— 
litär-GrängDelonomie Offiziere und die Buchhaltungsbeamten, die zum 
Teldfriegd - Commiffariate zu gelangen wünfchen, müffen fi bei dem 
Ober-Kriegscommiffäre auf die eben angegebene Weife der Prüfung un- 
terziehen. (Bergmayr’d Kriegs- und en des Kaiferthums 
Defterreih. Bd. I. $. 208. ©. 418.) 


8. 37. e 
Erforderniffe zu Anſtellungen im Ranzleifache. 


° Hinfichtlich der Erlangung einer Anftellung im Kauzleifache befteht 
die allgemeine Verfügung, daß nur volllommen geeignete Individuen auf 
Stubenraud , Verw.⸗Geſetzk. 1. 8 
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diefelbe Anfpruch haben , umd daß insbeſondere, wenn es fi um eine 
unentgeltliche Accefjiftenftelle handelt, von den Bewerbern ein binreichen- 
des Auslommen Ben werden muß (Hfd. v. 27. Rovember 1795, 
Nr. 266 der J. ©. ©. u. Juſtizhfd. v. 18. März 1825, Goutta's ©. 
©. Br. 25, ©. 110). 

Die Bewerber um diefe Stellen muffen das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet, und das vierzigſte Lebensjahr noch nicht überſchritten haben. 
Ihre Sitten und Lebenswandel müſſen in jeder Beziehung tadellos ſein. 
Sie müſſen die vier Grammatical-Claſſen oder die Realſchule mit gutem 
Erfolge vollendet haben. Die Zöglinge der Ingenieur: und Reuftäbter 
Militär-Afademie müſſen ſich über die Vollendung des dritten Curſes in 
jeder Akademie ausweifen, um zur Aufnahme in die Kanzleipraris fähig 
zu fein. Die Bewerber haben zu beweifen, daß des Bittſtellers Unter- 
haft bie zur Erlangung einer befoldeten Dienftftelle durch fein eigenes 
Einkommen, oder durch eine in einer rechtöverbindlichen Form von einer 
dritten Perfon auögeftellte Unterhaftderflärung zureichend zugefihert iſt. 
Wenn der Unterhalt von einer dritten Perfon zugefichert wird, muß dar- 
gethan werden, daß diefe Perfon unbefhadet der Pflichten gegen die 
eigenen Familienglieder, diefem ihrem PVerfprechen vermöge ihrer Dermö- 
genskräfte nachkommen kann, und müffen zugleich die Mittel näher be- 
zeichnet werden, aus welchen ber Unterhalt geleiftet werden fol. Unter . 
Dorlegung ded Ausweifes über alle. vorerwähnten Erforderniffe bat der 
Bewerber bei der Behörde, wo er eine Aeceffiftenftelle zu erlangen wünſcht, 
die Zulaffung zur vorläufigen proviforifhen Dienftleiftung in der "Dauer 
von ſechs Monaten anzufuchen. Wenn die Behörde die vorgelegten Aus— 
weiſe genügend findet, und die Zahl der vorhandenen Acceffiften nicht 
ſchon die Hälfte der Zahl der fuftemifirten befoldeten Kanzliften, oder 
bei ungleicher Zahl die größere Hälfte derſelben erreicht hat, hat diefelbe 
den Bittfteller einer. Prüfung im Schreiben des mündlich Vorgefagten 
und im Abfchreiben fehriftlicher Auffäge, und zwar nebft der Gefchäfte- 
ſprache in jener, deren Kenntniß ſonſt im Allgemeinen bei der Behörde 
erforderlich ift, zu unterziehen, und mit gehöriger Berüdfichtigung des 
Reſultates diefer Prüfung in Hinficht auf die Befchaffenheit der Hand» 
fhrift und die Regelmäßigkeit der Schreibart dad Geſuch mit dem Prü- 
fungs-Operate dem Ober-Landesgerichte, welches über die probemeife Auf: 
nahme eined Individuums zum Acceffiiten zu entfcheiden hat, gutächtlich 
vorzulegen, und wenn diefe Entfcheidung dahin erfolgt, dag der Bittitel- 
ler zur probeweifen Verwendung zugelaffen werde, ift der Bittſteller ge 
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gen, am Eidesſtatt abzugebende Angelobung der Verſchwiegenheit, zur 
probeweifen Dienftleiftung zuzulaffen, und in diefer, in fo fern es ohne 
Gefährde der guten Gefchäftsbeforgung ‚gefehehen kann, fo vielfeitig zu 
befhäftigen, daß man hierdurch zu einer richtigen und erfchöpfenden Wür- 
- digung feiner Brauchbarkeit gelange. Nach Verlauf der fechömonatlichen 
Probezeit, welche von den Unterbehörden eigenmächtig nicht verlängert 
werden darf, find umverweilt die erforderlichen Anträge auf Zurückwei— 
fung des Bewerbers, oder um deffen definitive Ernennung zum unentgeld- 
lichen Acceffiften zu erftatten. 


8. 38. Ä 
Befondere Anordnungen für einzelne Dienſtzweige. 


a) Sür Anflellungen bei der Medicinalverwaltung. 


Was die Anftellungen im Fache der Medicinalverwaltung anbe- 
‚langt, fo enthält darüber die Verordnnng des Minifterd des Innern v. 
1. October 1850 (R. ©. Bl. Nr. 376) nachftehende Beitimmungen: 

Als Bezirksarzt kann in Zukunft definitiv nur derjenige Arzt 
angeftellt werden, welcher feine Befähigung dazu durch eine, unter den 
noch fpeciell zu beftimmenden Modalitäten abgelegte Prüfung aus der 
öfter. medicinifchen Polizei und gerichtlichen Mediein dargethan hat. 
Ausgenommen hiervon find die in einem öffentlichen Sanitätödienfte be- - 
reitd definitiv angeftellten Sndividuen (8. 8.). Die am Sitze jeder Statt- 
halterei eingefebte Medicinal- Commiffion befteht aus einer nad) 
den Verhältniffen des Kronlandes und des Sites der Statthalterei feit- 
zufegenden Zahl von Aerzten, dann aus einem Wundarzte, einem 
Apotheker und einem Thierarzte (8. 15); ald Sanitätd-Nefe 
rent bei dem Minifterium des Innern iſt ſtets ein Arzt zu beftellen. 
Die Zufammenfeßung der bei demfelben beftehenden Medicinal-Com— 
miffion ift bereit oben ($. 15, ©. 28) erwähnt worden. 


8. 39. 
b) Für die Amtspraxis bei den Stenerämtern. 


Nah dem Finanz-Minifterial-Erlaffe vom 14. Juni 1851 (Nr. 210 
des n. 8. 2. G. BL) febt die Aufnahme und Beeidigung der Stener: 
amts- Prafticanten den guten Erfolg einer vorläufigen Prüfung vor- 
aus. Diefe hat zu umfaffen: die wefentlichften Beftimmungen über Die 
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directe Beftenerung mit Inbegriff der Einrichtung ded Grundſteuer⸗Kata⸗ 
ſters; die für die Stenerämter beftehenden Caffe- und Berrechnungsvor- 
fhriften fammt den für das Dienftverhältniß derfelben geltenden Anord- 
nungen; dann die Beitimmungen über die Aufbewahrung und Verrech—⸗ 
nung der gerichtlichen Depofiten und die Grundfäge über die Gebühren 
bemeffung von Rechtögefchäften, in foweit letztere den Geſchäftskreis der 
Steuerämter berührt. In der Regel wird die Prüfung bei‘ der für die 
Gefhäfte der directen Beftenerung beftellten Landesbehörde, in deren 
Amt3gebiete der Gandidat dient, vorgenommen. Der Chef diefer Behörde 
fann jedoch auch eine Cameral-Bezirköbehörde für Candidaten, die an 
einem von der Landesbehörde entlegenen Orte dienen, zur Vollziehung 
der Prüfung ermächtigen. Die Prüfungs-Commiffion hat unter dem Bor: 
fie eines Nathes der Steuer Landesbehörde oder im Falle der Delegi- 
rung einer Cameral-Bezirksbehörde, des Vorfteherd der letzteren, aus 
einem Steuer =» nfpector oder Unter » Snfpector und einem höhern Rech— 
nung3beamten der Behörde, bei der die Prüfung vorgenommen wird, zu 
beftehen. Die für die Gefchäfte der directen Befteuerung beftellte Landes—⸗ 
behörde entfcheidet über den Erfolg der Prüfung. 


8. 40. 
ce) Sür den Caſſendienſt. 


Ueber die Aufnahme von Eaflebeamten find die Hauptbeitimmun- 
gen in dem Hfkmrd. v. 3. September 1819 (pol. ©. ©. Bd. 47, ©. 315) 
enthalten. Denfelben zu Folge foll der Bewerber um einen Caffedienft 
wenigftend die Gymnaſialſtudien abfolvirt haben, und ſich hierüber mit 
guten Zeugniffen audzumeifen vermögen. Er foll nebit diefen Studien 
die Staatsrechnungswiſſenſchaft mit gutem Fortgange erlemt haben, oder 
in jenen Ländern, wo diefe Wiſſenſchaft nicht öffentlich gelehrt wird, 
Zeugniffe von der Neal: Akademie oder der letzten Normalclaffe, welche 
den guten Fortgang über die erlernte Nechnungswiffenfchaft beftätigen, 
beibringen. Weiter foll der Competent wenigftend das 20te Lebensjahr, 
und wenn es ſich um die Beförderung zum Caffeofficier handelt, wenig- 
ftend das 23te Lebensjahr zurüdgelegt haben. Er foll eine gute, Teferliche 
und correcte Handfohrift führen, und nicht nur im Copiren Fertigkeit be- 
figen,, fondern auch im Concipiren nicht unerfahren fein. Er muß fih 
über einen untadelhaften, moralifhen Character und über den Umftand, 
dag er im Erforderungsfalle eine Caution von 1500 bis 2000 fl. zu 
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leiten im Stande fei, glaubwürdig ausweiſen. Sprachkenntniſſe, außer 
jenen, in welchen die Gefchäfte verhandelt werden, und welche als abfo- 
lutes Erforderniß betrachtet werden müffen, find caeteris paribus zu 

berückſichtigen. Endlich ift Niemand zum affedienfte anzuftellen,, der 
nicht bei einer Gaffe, und wo möglich von dem Oberbeamten jener Caffe, 
bei welcher ex angeftellt zu werden wünfcht, vorher geprüft worden ift. 
Der o. a. Berordnung ift ein Beifpiel einer dem Candidaten bei ſolchen 
Prüfungen vorzulegenden Aufgabe beigefügt. Weber diefe Prüfungen wer: 
den nad dem Hfkmrd. v. 17. December 1819 (pol. G. ©. Bd. 47, 
©. 450) feine Zeugniffe oder Fähigkeits-Decrete hinausgegeben, 
fondern es wird bloß über die Geprüften ein gewiffenhafte Qualifica- 
tions⸗Tabelle verfaßt, und diefe fammt den Acten und Prüfungs - Elabo- 
taten nah allfällig gemachten Amtsgebrauche in der Regiftratur aufbe- 
‘ wahrt. Die bei der Prüfung zum Caffedienfte gar nicht geeignet Befun- 
denen find gänzlich abzumeifen; diejenigen aber, welche nur mittelmäßig 
beftanden haben, zur befferen Erlernung des Mangelnden zu befcheiden. 
Die mit gutem Erfolge überftandene Prüfung gilt in der Regel nur für 
Ein Jahr, vom Tage der Prüfung an gerechnet, und nur für das Kron- 
land, in welchem fie abgelegt wurde. Sollte ſich der Fall ergeben, daß 
Bittfteller, welche diefe Prüfung in einem Sronlande beftanden Baben, 
fi) um eine in einem andern Kronlande erledigte mindere Caffebedien- 
ftung in Competenz feßen, fo Tann die betreffende Behörde entweder die 
Prüfung des Competenten durch ihre eigenen Caffe-Oberbeamten vorneh- 
men laſſen, oder fich von derjenigen Behörde, durch welche die Prüfung 
des Bittſtellers bereit® veranlagt worden ift, die Amtliche Mittheilung 
des Driginal-Prüfungsactes erbitten, oder endlich die ämtlich verfiegelten 
Aufgaben, welche zur Prüfung der Competenten für die erledigte Caffe- 
dienft-Stelle beftimmt find, der Behörde desjenigen Kronlandes, in 
welcher fich der Competent befindet, mit dem Erfuchen übermachen, daß 
der Bittwerber hiernach durch den dortigen Caffe-Oberbeamten geprüft 
und fodann das Nefultat im Originale übergeben werden möchte. 

Nur Auiedcenten, welche während ihrer früheren activen Dienft- 
leiftung entweder Caffen geführt, oder andere mit Verrechnung verbun- 
dene Aemter beforgt haben, und fich mit befriedigenden Zeugniffen hier 
über auszuweifen vermögen, find, fobald diefelben um einen Gaffedienft,. 
für welchen fie fonft die. erforderlichen Eigenfchaften befiben, fich bewer⸗ 
‘ben, von Ablegung der bei der erften Anftellung im Caſſefache angeord- 
neten Prüfung nach dem Hfkmrd. v. 4. November 1828 befreit, 
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d) Sür Anftelungen bei der Verwaltung der Staatsgüter. 


Die Zulaffung zur unentgeltlihen Amtspraxis bei den Domänen: 
Berwaltungsämtern ſetzt nah dem Hfkmrd. vom 11. Jänner 1822 
(nied. öft. Pr. G.S. Bd. 4. ©.11) ein wenigftend 17jähriges Alter der Be 
werber, die gehörig nachgemwiefene Ausbildung durch Schulbefuch, eine gute 
Handfhrift und einen ganz tadelfofen Ruf, fo wie die Mittel zum Unter- 
halte der Individuen bis zur etwa erfolgenden befoldeten Anftellung voraus. 

Zu Dberbeamten auf Staatsgütern find nur Leute, die im 
Wirthſchaftsfache bereit3 vortheilhaft anerkannte praftifche Beweiſe abge: 
legt haben, anzuftellen, und auch hier der Vorgang zu beobachten, daß 
von kleineren Amtirungen die Beförderung immer auf größere geſchehe, 
die Neulinge von der unteren Stufe zu dienen anfangen, immer aber 
fich über die erworbenen ökonomiſchen SKenntniffe, das Rechnungswefen 
und die vollftändige Inhabung der Normalien bei weiteren Beförderun- 
gen im Wirthſchaftsfache ftandhaft auszuweifen haben (Hfkmrd. vom 
10. October 1791). | 


8. 42. 
e) Für den Conſulardienſt. 


Zum Zwede der fpeciellen praktifchen Ausbildung jüngerer Staatd- 
diener für den Confulardienft wurden bei dem Handeld-Minifterium acht 
Sonfular:Elevenpläge creirt; welche dem Status der Concepts-Adjunc- 
ten einverleibt find und deren Befeßung nad) Maßgabe des Bedarfed 
für den Confulardienft Statt findet. Die Confular-Eleven genießen 
den Gehalt ald Concepts-Adjuncten und rüden nad ihrem Dienftalter 
in diefer Eigenfhaft in den Gehaltöftufen vor. Der unverehelichte 
Stand ift nicht nur eine Vorbedingung zur Aufnahme ald Confular- 
Eleve, fondern bildet auch ein für die Dauer des Verbleibend in diefer 
Eigenfhaft geltendes Erfordernig. Weitere Bedingungen zur Erlangung 
einer Confular » Elevenftelle find: Ein Alter unter dreigig Jahren; die 
mit gutem Grfolge abfolvirten juridifch-politifchen Studien; eine im 
Staatödienfte im Conceptöfache vollſtreckte wenigſtens Einjährige Dienft- 
leiftung bei Behörden, wo die Gelegenheit gegeben ift, fih von der 
Gliederung und dem Gefchäftskreife der Regierungd-Organe und den 
Formen der Gefchäftsbehandlung genaue Borkenntniffe zu erwerben; 
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empfehlende geiſtige Befähigung und fleckenloſe Moralität; die vollſtän⸗ 
dige Kenntniß der deutſchen, italieniſchen und franzöſiſchen Sprache; 
die Ablegung einer ſchriftlichen Concurs-⸗Prüfung. Zu dem ſchriftlichen 
Concurſe werden nur jene Bewerber zugelaſſen, von welchen die übrigen 
Erforderniſſe bereits erwieſen ſind. Die Abhaltung des Concurſes findet 
beim Handels⸗Miniſterium Statt, und ed wird den zugelaffenen Bewer⸗ 
bern der Zeitpunkt jederzeit befannt gegeben. Die Bewerber haben bei 
diefem Concurfe unter ämtlicher Aufficht drei ihnen vorgelegte Aufgaben 
oder Fragen fchriftlich zu löfen, nämlih: eine aus dem europäifchen 
Bölkerrechte oder insbeſondere über die Handeld- und Schifffahrtöverträge 
Defterreih® mit auswärtigen Staaten; eine aus den öfterreichifchen Ge- 
feßen und Borfchriften, über die Seefhifffahrt; eine aus der National- 
Defonomie, oder dem Hfterreichifchen Zoll- und Handelöfyfteme, oder der 
öfterreichifchen Handeld- und nduftrie-Statiftil. Eine diefer Aufgaben 
it in deutfcher, die andere in italienifcher, die dritte in franzöfifcher 
Sprache zu bearbeiten. Die Prüfung der Ausarbeitungen wird beim 
Handeld-Minifterium vorgenommen und ihr Ergebnig dient im Zufam- 
menhange mit den anderen Crforderniffen zum Anhaltöpunfte bei der 
Ernennung von Konfular-Eleven. Bei diefer Ernennung follen unter 
den Bewerbern jene im Borzuge berüdfichtiget werden, welche. nebit den 
allgemeinen Erforderniffen über eine mehrere, die Qualification für den 
Conſular⸗Dienſt erhöhende Ausbildung, als welche namentlich der Befik 
ausgedehnterer Kenntniffe im Fache des Handeld und der Induſtrie, die 
gefegliche Befähigung zur Ausübung des öſterreichiſchen Richteramtes in 
civil- und ftrafrechtlichen Angelegenheiten, die gutbeftandenen politifchen 
Amtöprüfungen, die Kenntniß noch anderer Sprachen außer den obbe- 
nannten und zwar, namentlich von National-Sprachen der an die Türkei 
grängenden Länder des Kaiferreiches oder der öfterreichifchen Seeküften- 
Gebiete, oder von. orientalifhen Sprachen mit Einſchluß der griechifchen 
ſich auszumeifen vermögen. Für Zöglinge der orientalifhen Akademie 
find von den 8 Eleven-Plägen drei vorbehalten, und Diefelben find nur 


zur Nachweifung der mit gutem Erfolge zurüdgelegten Studien auf die 


fer Akademie durch die Zeugniffe -derfelben verpflichtet. Die Confular- 
Eleven haben die fpecielle Beſtimmung, fih in den confularämtlichen 
Geſchäftszweigen umfaffende Kenntniffe in praftifcher Richtung zu erwer- 
ben. Sie werden zu diefem Zwecke theild in ihrer Stellung beim Han- 
dels⸗Miniſterium verwendet, theild der Gentral-Seebehörde in Zrieft, 
theils den Konfular-Aemtern, deren Borfteher wirkliche Staatödiener find, 
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. nah Maßgabe ihrer Eignung und des Bedarfed zur Dienfkleiftung zuge: 
wiefen. In der Regel hat eine mindeftend einjährige Zuweiſung und 
. Dienftleiftung bei der Gentral-Seebehörde in Trieft den Anfang zu bil- 
den, wofelbft fie in der Gefchäftsabtheilung für Handel, Induftrie, Schiff 
fahrt, Confular-Sachen und auch zeitweife bei den untergeordneten Ha⸗ 
fen- und Sanitätd-Nemtern zu verwenden find; es hat dann die Einbe- 
rufung zum Handeld- Minifterium zu folgen, wo ihnen die Gelegenheit 
zur weiteren Ausbildung. in den mit dem Confular-Dienfte zufammen- 
hängenden Gefchäftszweigen geboten wird; endlich hat die Zumeifung zu 
den Konfular-Nemtern zu erfolgen. Die BVorfteher von Confularämtern, 
denen nach ihrer Kategorie und Amtswirkfamkeit Eleven zur a. 
ftung zugewiefen werden, haben im Falle einer ſolchen Zumeifung und 
auf vorläufiged Anfuchen ded zugemwiefenen Eleven für deffen anftändige 
Unterkunft und Beköftigung nach) feiner Ankunft, gegen eine mit feinem 
Einkommen vereinbarlihe VBergütungsleiftung auf fo lange Zeit das 
Geeignete vorzufehren, bis der neue Ankömmling fih im Stande befin- 
det, für die fernere, feinen VBerhältniffen angemeffene Bedeckung dieſed 





Bedürfniffe ſelbſt Vorkehrung zu treffen. Den Confular-Eleven ift nah - - 


Maßgabe ihrer Befähigung, dienftlichen Leiftiingen und Dienftzeit, fo wie 
‚ ihrer empfehlenden perfünlichen Eigenfchaften überhaupt, die nächte An- 
wartſchaft auf die zu befeßenden befoldeten Dienftpläße minderer Slate 
gorie im Conſularfache, namentlih auf Kanzler und Dolmetfchitellen, 
und ſodann in. weiterer Ausficht auf höhere Confular-Anftellungen zuge 
ftanden und außerdem foll auf fie auch bei Belebung von Dienftpläßen . 
im Minifterium des Handeld und der Gewerbe, und bei der Eentral- 
Seebehörde in Zrieft die geeignete Rüdfiht genommen werde 2 h. 
Entſchl. v. 20. October 1849, Nr, 424 des R. G. Bl.). 


8. 43. 
f) Für Anſtellungen im Haſen- und See⸗Sa nitäts-Dienfte. 


Jedermann, der eine Bedienſtung im See⸗Sanitätsfache erhal— 
ten will, bat ſowohl, wenn es ſich um die Stelle eines wirklichen Sees 
Sanitätöbeamten, als auch um die eined Inſpections-Quardians oder 
eines eventirellen Wächterd handelt, fi einer der relativen Wichtigkeit 
ded Dienftpoftend angemejfenen Prüfung aus den See» Sanitätd -Bor- 
fhriften zu unterziehen. Die Prüfungen aller See-Sanitätsbeamten und 
Snfpectione-Quardiane werden bei der Central-Seebehörde. oder von den 
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Inſpectoren abgehalten; die eventuellen Mächter werden bei den Centtal⸗ 
ämtern oder Aemtern, Deputationen oder Lazareths⸗Directionen geprüft, 
wo fie aufgenommen werden follen. Uebrigens fteht es der Gentral« 
Seebehörde ‚frei, zur Prüfung von See-Sanitätsbeamten und Infpections- 
Quardianen nicht nur die Inſpectoren, fondern jedes andere dazu geeig- 
nete Organ der See-Sanitätd-Berwaltung für einzelne Fälle oder zeit- 
weife zu ermächtigen (8. 52 der E. Vdg. vom 15. Mai 1851, Pr. 165 
des R. G. Bl). 

Bei allen Anftellungen und Befdrderungen von Hafſen- und 
See-Sanitätsbeamten tft wie bei Anjtellungen überhaupt auf 
ftrenge Moralität und Nechtlichkeit, dann aber auch auf Sprachkenntniffe, 
gründliche Vertrauthett mit allen jene Verwaltungszweige regelnden Ge- 
fegen und VBorfchriften und auf praftifhe Erfahrung Rückſicht zu neh- 
men. Die Hafencapitäne, fo wie die Hafenlieutenants follen 
aus dem Stande des Seedienfted, vorzüglich unter den geprüften und 
erprobten Schiffecapitänen gewählt, und bei fonft gleichen Verhältniſſen 
die Offiziere der E. k. Krieggmarine und die mit der Chrenflagge aus- 
gezeichneten Mercantil-Capitäne bevorzugt werden. Die Caffebeam- 
‚ten bei den Gentral-Hafen- und See-Sanitätdämtern müffen ſich über 
die mit gutem Erfolge zurüdgelegte Caſſe-Prüfung (f. oben $. 39) aus: 
weifen (8. 59 ebd... "Zu SHafenlootfen, dann zu Boots- und 
Unterbootömännern können nur ſolche Individuen gewählt werden, 
welche bereits durch längere Zeit auf öfterreichifhen Schiffen gedient 
und als vollfommen brauchbar und verläßlich fich erprobt haben, auch 
ſowohl der italienifchen, als, wo eine andere Sprache üblich ift, der Lan- 
desſprache mächtig find. Das Lefen und Schreiben der italienischen 
Sprache ift für die Boots- und Unterbontdmänner als nothwendiges, 
für die Lootſen als ein wuͤnſchenswerthes Erforderniß feftgefebt. Gewe— 
fenen Matrofen der Kriegd-Marine und folchen Individuen, welche auch 
einer oder der andern fremden Sprache mächtig find, gebührt bei fonft 
gleihen DVerhältniffen der Vorzug vor andern Bewerbern ($. 62 ebd.). 
Um als Sanitätd-Infpectiond:Quardian angejtellt zu werden, 
fol das bezügliche Individuum fehon längere Zeit ald eventueller Sani- 
tätewächter gedient und dabei als vollkommen brauchbar und verläßlich 
ſich erprobt-haben, überdieß des Lefend und Schreibens in italienifcher 
Sprache volltommen- tundig, und jedenfalls auch der Landeöfprache, wo 
diefe” eine andere ald die itafienifche ift, mächtig fein. Wenn in Erman- 
gelung geeigneter eventueller Wächter andere Individuen als Sanitäte- 
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Inſpections⸗Quardiane angeftellt werden follen, müſſen biefelden ihre 
Befähigung zum See-Sanitätödienfte auf vollkommen befriedigende a 
darthun (8. 65 ebd.). 

Bei der Aufnahme von Lazareths- und Reinigungs Bienen 
ift bei fonftiger Tauglichkeit auf ausgediente Milttärd vorzugsweiſe Be- 
dacht zu nehmen. Die fähigften, ded Leſens und Schreibens in italieni- 
fher Sprache fundigen, jedenfalld der Landesſprache mächtigen und in 
den BVorfchriften ihres Dienſtes gehörig bewanderten Neinigungsdiener 
find zu eventuellen Wächtern bei den Lazarefhen zu ernennen, fo 
oft eine Vermehrung derfelben wirklich nothwendig ift; die Centralämter, 
Aemter und Deputationen erwählen ihre eventuellen Wächter aus ſolchen 
Individuen, deren Moralität und Nechtlichkeit eriwiefen und deren fonftige 
Brauchbarkeit für den Dienft durch die oben angeführte Prüfung erprobt 
ift (8. 68 ebd.). 


8. 44. 
8) Sür den Baudienſt. 


Um tüchtige Kräfte für den Baudienſt zu gewinnen, wurde durch 
den Erlaß ded Handeld-Minifteriumd vom 13. März 1850, Nr. 118 
des R. G. BI. das Inftitut der Bau-Eleven eingeführt, und die Be 
fimmung getroffen, daß jeder Bewerber um einen Baudienſt fich einer 
eigenen Staatsprüfung aus den einfählägigen Fächern unterzogen 
haben müſſe. Der Bewerber um eine Bau-Elevenftelle hat feine 
für die Beſchwerden des Baudienfted geeignete Körperbefchaffenheit durch 
ärztliche Zeugniffe darzuthun und nachzuweiſen, daß er als Vorbildung 
erlernt habe: die grammatikaliſche Kenntniß der eigenen Sprache, dann 
der Gefhäftsfprache ded Bauamtes, bei welchem er zunächft. die Auf 
nahme anfucht; Geographie, Gefchichte, Naturgeſchichte, Statiſtik. Die 
Erwerbung diefer Kenntniffe kann auf was immer für eine Art gefchehen 
fein, wenn ſolche nur befriedigend bewährt find.. Die Kenntniß mehre- 
‚rer Sprachen gibt Anfpruch auf vorzugsweife Berückfichtigung. Ferner 
muß der Bewerber folgende Fah-Wiffenfhaften ſich eigen gemacht haben: 
Elementar-Mathematif, höhere Mathematit mit Differenzial- und Suter 
gral- Rechnung und analitifher Geometrie, darftellende Geometrie, prak⸗ 
tifhe Geometrie, Phyſik, allgemeine Chemie, Dineralogie, Mechanik und 
Mafchinenlehre, die Bauwiffenfchaft in den drei Zweigen des Lanb-, 
Straßen: und Waſſerbaues, Baukunſt, Zeichenfunft überhaupt und in 
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ihrer verfchiedenen technifchen Anwendung. Die Nachweiſung bat dur 
Prüfungs⸗Zeugniſſe von Borftehern öffentlicher Lehr⸗Anſtalten oder Miki- 
tär-Inftituten zu gefchehen ($. 2 des o. a. Gef); Die Erlangung einer 
wirflihen Anftellung im Staat3baudienfte ift durd die mit 
Erfolg abgelegte Staatsprüfung : bedingt. Diefe Prüfungen werben 
jährlih einmal und ‚zwar im Winter bei den. Bau-Directionen in den 
Kronländern abgehalten. Die Candidaten haben mwenigftend ſechs Wochen 
vor dem allgemein zu verlautbarenden Prüfungstermine bei der Bau- 
Direction, bei welcher fie fih der Prüfung zu unterziehen wünfchen, ihr 
fehriftliches Geſuch einzureihen. Um zur Staatsprüfung zugelaffen zu 
werden, muß der Bau-Eleve in diefer Eigenfchaft wenigftend ein Jahr 
verwendet worden fein. Zur Staatzprüfung werden übrigens auch alle 
jene PBerfonen zugelaffen, welche, ohne Bau-Eleven zu fein, fi über die 
oben angeführten Erforderniffe bei der General-:Bau-Direction ausweiſen, 
und mindeftend eine dreijährige entfprechende Verwendung bei Privat- 
bauten darthun. In diefem Falle wird die Bewilligung zur Ablegung . 
der Staatöprüfung auch ohne die erflärte Abficht des Gandidaten, in den 
Staatsdienft treten zu wollen, ertheilt ($$.-5—8 ebd.). Gegenftand der 
Staatsprüfung find die drei Baufächer und die praftifche Geometrie. 
Die Prüfung findet mündlich und fhriftlih, dann durch Bearbeitung 
von Projecten ftatt. Der mündlichen Prüfung beizumohnen ift jedem 
Bau-Beamten und Eleven geftattel. Die Wahl der mündlichen Fragen, 
fo wie die Dauer des mündlichen Prüfungs-Actes ift der Prüfungd- 
Eommiffion überlaffen. Die fehriftlichen Fragen und die von den Can—⸗ 
didaten zu bearbeitenden Projecte werden von den Ban- Directionen 
jährlich rechtzeitig im Wege der General-Bau-Direction dem Minifterium 
in Vorſchlag gebracht, welches Die gewählten Fragen und Projecte ver- 
fiegelt auf demfelben Wege den einzelnen Bau-Directionen zurückfenden 
‚läßt, die von den Prüfungd-Commiffären in Gegenwart der Candidaten 
erft dann entfiegelt werden dürfen, wenn fie den Lebteren zur fehrift- 
lichen Beantwortung oder Bearbeitung übergeben werden. Die fehrift- 
liche Löfung der geftelften Fragen und die Bearbeitung der Projecte hat 
im Amts-Locale der Bau-Direction unter ämtlicher Ueberwachung ohne 
Defprehung über die Prüfungsgegenftände und ohne Benützung von 
Büchern oder Schriften zu gefhehen. Die fehriftlihe Prüfung dauert 
drel Tage, indem an jedem Tage Fragen aus einem der drei Bauzweige, 
jedoch nur in ſolchem Umfange gefteflt werden, daß fie jedesmal während 
eined halben Tages, d. i. binnen 6 Arbeitöftunden, ſchriftlich beantwortet 
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werden können. Auch die anzufertigenden Projecte ſollen für jeden Can⸗ 
didaten Aufgaben aus-allen drei Baufächern umfaſſen. Die Skizzen zu 
jedem Entwurfe, welche die von dem Gandidaten gewählte Anlage des 
Baues und die Anordnung aller wefentlichen Theile deffelben zu verfinn- 
lichen bat, und von welcher fpäter nicht mehr abgegangen werden darf, 
muß am iten Tage zu Stande gebracht werden; fiir die Ausarbeitung 
werden hinfichtlih der Aufgabe aus jedem Bauzweige höchitend acht 
Tage eingeräumt (88. 11—18 ebd.). Gleichzeitig mit der Ueberfendung 
der fehriftlichen Fragen und Aufgaben wird für jedes Kronland, wo ſich 
laut der Anzeige der Baudirection Candidaten gemeldet haben, die 
Prüfungs⸗Commiſſion beftellt. Sie befteht aus drei im Staatsdienite 
ftehenden Baubeamten. Der PVorfißende wird über Vorſchlag der Ge: 
neral-Baudirection vom Minifterium, die beiden Beifiter von der Gene: 
tal» Baudirection ernannt ($. 19 ebd.). Das Ergebniß der Prüfung ift 
von der Commiffion im Zufammenhange, jedoh mit gehöriger Berüd- 
ſichtigung der in Einzelnheiten mehr oder minder hervorgetretenen befon- 
deren Befähigung zu beurtheilen. Diefed Urtheil findet feinen Ausdruck 
in den Bezeichnungen: „Nicht. befähigt,“ — oder: „Befähigt“ — oder: 
„Vorzüglich befähigt.” Wer ald nicht befähigt erfannt wurde, kann fich 
im nächiten oder einem fpäteren Jahre abermal der Prüfung unterziehen; 
bei einer Baubehörde in Verwendung ftehende Bau-Eleven dürfen die 
Wiederholung der Prüfung nicht Über das zweite Jahr verzögern. Wenn 
bei der zweiten Prüfung über den Candidaten abermal die Nichtbefähi- 
gung audgefprochen wird, fo darf er zu feiner weiteren Prüfung zuge- 
laffen werden. Ein Bau-Eleve, der fih in diefem Falle befindet, au 
feiner Verwendung enthoben (88. 20—22 ebV.). 

Die Prüfungszeugniffe werden fogleih won der Commiffion 
audgefertigt, von allen Prüfungs⸗Commiſſären unterzeichnet und dem Ge- 
prüften zugeftellt. Gleichzeitig überfendet die Commiffion das Prüfungs: 
Protocol über den beobachteten gefammten Vorgang an die General: 
Bau Direction, welche dasfelbe dem Minifterium zur Beflätigung vor- 
‚legt, die bei den Staatöprüfungen durch ein Diplom ertheilt wird. 
| Die General:Baudirection muß die Namen der ald nicht befähigt 
erfannten Sandidaten ſämmtlichen Bau» Directionen befannt geben, um 
zu verhindern, daß diefelben nicht öfter als zweimal bei verfchiedenen 
Bau-Directionen zur Prüfung zugelaffen werden (88. 23—25 ebd.). - 

Der $. 10 des Gef. enthält die nöthigen vorübergehenden Beftim- 
mungen in Anſehung der im Staatsdienfte bereitd angeftellten Baubeamten. 
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8. 45. 
h) $Sür den Staats -Poftdienft. 


Die Bedingungen zum Eintritte in den Staats-Poftdienft und die 
Vorſchriften über die bezüglihen Staatspräfungen find in dem Erlaffe 
des Minifteriums für Handel, Gewerbe und dffentliche Bauten vom 
23. April 1850, Nr. 247 des R. ©. BL enthalten. 

Jeder Candidat für den Staatöpoftdienft muß das 18te Lebensjahr 
zurüdgelegt haben und eine gefunde Körperbefchaffenheit nachweiſen; er 
hat ferner das Abfolutorium über die an einem inländifchen Ober-Gym- 
nafium oder an einer Ober-Realfchule mit gutem Erfolge zurüdgelegten 
obligaten Lehrgegenftände beizubringen. 

Diefen Lehranftalten werden gleichgehalten: die Milttär-Alademie in 
Wiener - Neuftadt, die Ingenieur - Alademie in Wien, die Handeld- und 
nantifche Akademie in Trieft, dann die Cadetten-Compagnien zu Olmütz 
und Grab und die Pionnier-Schule zu Tulln (Min. Erl. v. 2. Septem- 
ber 1850, Nr. 340 ded R. ©. BL), fo wie dad Marine - Collegium zu 
Trieft (Min. Erl. v. 27. September 1850, Nr. 368 dei R. ©. BI). 

Der Candidat hat die grammatifalifhe Kenntniß feiner Mutter- 
ſprache und der Gefchäftsfprache des Poftamtes, bei welchem er zunächit 
die Aufnahme anſucht, dur ein legales Zeugniß nachzumeifen. Wenn er 
außerdem auch noch die Kenntniffe anderer Sprachen, indbefondere ‚der 
italienifchen oder franzöfifchen, nachmweifet, fo gibt ihm dies vor gleichen 
Bewerbern den Vorzug. Wenn der Bewerber nicht unmittelbar aus der 
Schule in die Amtscandidatur tritt, fo hat er über feine Beichäftigung 
während diefer Zeit und über fein Wohlverhalten fih glaubwürdig aus— 
zuweiſen (88. 1—4 ded o. a. Gef.). 

"Die Aufnahme findet mittelft Aufnahmöbefcheides in der Ggenſchaft 
als Poſt-Aſpirant und zwar nur auf Probe und in der Regel nur 
auf die Dauer eines Jahres Statt. Dieſes Aſpirantenjahr, welches nicht 
als Staatsdienſtzeit zählt, hat zum Zwecke, die Ueberzeugung zu erlan- 
gen, ob der Sandidat die erforderlichen Eigenfhaften und auch den inne- 
ren Beruf befiße, fich zu einem vollkommen tauglichen Poftbeamten heran- 
zubilden; zeigt fich das Gegentheil, fo kann ber Afpirant auch ſchon vor 
Ablauf des Probejahres von feiner Dienftesverwendung entfernt werden, 
fo-wie es auch jedem Ajpiranten frei fteht, ohne Angabe des Beweg— 
| grundes auszutreten, in welchem Falle er — Austritt De anzu- 
zeigen hat. 
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Hat der Poft-Afpirant während des Probejahres genügende Beweiſe 
feiner Befähigung im Allgemeinen geliefert, und ein ſolches Verhalten 
an den Tag gelegt, welches wahrhafte Neigung zu dem gewählten Berufe 
erfennen läßt, fo ift derfelbe behufs der Aufnahme ala Pot - Eleve der 
Eleven- Prüfung zu unterziehen. Außerdem können Perfonen, welche 
die für eine Anftellung bei der Poftanftalt vorgefchriebenen Studien zu- 
rücgelegt haben, die fonft erforderlichen Kenntniffe und Fähigkeiten be- 
fißen, und bei einer andern Behörde, oder Amte bereitd ein volles Jahr 
im Staatsdienfte nach ihrer Beeidigung zu völliger Zufriedenheit ſich 
verwendet haben, auch ohne vorausgegangene probemweife Berwendung bei 
einem Boftamte zur Bofteleven - Prüfung zugelaffen werden (Min. Erl. 
v. 14. September 1850, Nr. 353 ded N. ©. BL). Nah Maßgabe des 
Ergebniffed der Prüfung wird der Poft-Afpirant im ungünftigen Falle 
als unbrauchbar mittelft einer fehriftlichen Weifung jeder ferneren Ver⸗ 
wendung enthoben, im günftigen Kalle aber erfolgt feine Aufnahme als 
Poft-Eleve nah Maß der erledigten Pläge durch ein befondered Er⸗ 
nennungs-Decret, und es ift der Poft-Afpirant verpflichtet, bis zur Ein- 
reihung in die Zahl der ſyſtemiſirten Poft-Eleven fich fortan im Poft- 
dienfte zu verwenden ($$. 5—7 des o. a. Gef.). 

Zur Erlangung einer wirklichen Anftellung im Poſtfache hat der 
Poſt⸗Eleve nach einer mindeitens einjährigen und längftend dreijährigen 
Elevenzeit die praktifche Officialdprüfung abzulegen. Hat der Poft - Eleve 
bei der Officialsprüfung über feine volllommene Befähigung zum wirfli- 
hen Poftbeamten feine hinreichenden Beweife gegeben, fo wird demfelben 
ein weiterer Vorbereitungstermin von höchſtens einem. Jahre geftattet, 
nach deffen Ablauf er einer neuerlichen Prüfung zu unterziehen, und 
wenn er auch bei diefer nicht gut befteht, aus dem Staatöpoftdienfte zu 
entfernen ift. Hat der Poft-Eleve die Officialöprüfung gut beftanden, ſo 
erlangt er dadurd das Recht, fih um Verleihung einer ftatusmäßigen 
Poſt⸗Officialsſtelle oder in fo fern er die juridifchepolitifhen Studien ab- 
folvirt hat, auch um eine Koncepts-Adjunctenftelle bei der General-Diree- 
tion der Communicationen zu bewerben. Die Anftellung erfolgt nad 
Maßgabe ver, vorlommenden Erledigungen mit Rückſicht auf Fähigkeit 
und Verwendung ded Bewerberd während der Elewendienftzeit, welche ſo⸗ 
dann ald Staatsdienſtzeit eingerechnet wird (8$. 11—13 ebd.). | 

Behufs der weiteren Beförderung im Manipulationsfache zu Cou⸗ 
trolors⸗, Gaffierd- und Poftamtsvorftehers-Poften bedarf es feiner neuer-- 
lichen Prüfung. Bei Befegung diefer Stellen hat weniger die Dauer ald 
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die Art der Dienftleiftung, die erprobte Geſchäftstüchtigkeit, die —5* 
lich bewährte Leitungsgabe, ſo wie überhaupt die Tadelloſigkeit des Be⸗ 
werbers im Amte und deſſen moraliſches und äußeres Verhalten im Ver⸗ 
kehre mit dem Publicum zu entſcheiden ($. 14 ebd.). 

Hält fih ein Poftbeamter für befähigt und fühlt er den inneren . 
Beruf dazu, auch im adminiftrativen Poftfahe mit gutem Erfolge 
wirken und in diefem Zweige erfprießliche Dienfte leiften zu können, fp 
fteht e8 ihm frei, zu diefem Behufe um die Zulaffung zur höheren Ad- 
miniftrativ-Prüfung einzufchreiten, wobei er eine durch allfeitige 
Brauchbarkeit, befonderen Dienfteifer und tadelfreied Verhalten ausge 
zeichnete, mindeſtens dreijährige Polt-Offtciald-Dienftzeit nachzuweifen hat, 
welcher eine gleichartige Dienftleiftung von derfelben Dauer in der Eigen: 
ſchaft ald Concepts - Adjunct der General-Direction für die Communica- 
tionen .gleichgehalten wird ($. 15 ebd.). 

Die Adminiftrativ- Prüfung if vorgefihrieben zur Erlangung 

von Koncipiften«, Secretärd und Rathsftellen- bei der 2ten Abtheilung der 
General - Direetion der Communicationen für das Poftwefen, dann für 
die Stelle des Directors, fo wie des Adjuncten des Curd- Bureau, von 
Secretärd-, Adjuncten- und Directorsftellen bei den Poft-Directionen und 
von Pofl-Commiffärsftellen. 

Wenn der Prüfungs-Landidat bei der Adminiftraliv - Prüfung nicht 
gut befteht, fo wird demfelben zur befferen Vorbereitung und Ergänzung 
des ungenügenden Wiffend ein weiterer Termin von mindeitend einem 
und höchften® zwei Jahren ertheilt; wenn er aber auch bei der wieder- 
holten Prüfnng nicht entfpricht, fo iſt er als ungeeignet für den Admi- 
niftratiodienft von der Gompetenz für Adminiftrativitellen auszuſchließen, 
wodurch jedoch feine Beförderung im Manipulationdfahe nicht behin 
dert wird. 

Durch den günftigen Ausfall der Adminiftrativ-Prüfung erlangt der 
Poſtbeamte die Gompetenzfähigteit für Adminiftrativ - Poften (88. 16— 
18 ebd.). - 

WE Pofl-Erpeditor darf Niemand in Eid genommen werben, 
ber ſich nicht über eine genügende Schulbildung, und die mit „uten Gr 
folge beftandene Prüfung aus dem Poft-Manipulations- und Rechnungs⸗ 
gefhäfte auszuweiſen vermag (Borfehrift v. 9. April 1801, neuerdings 
in Erinnerung gebracht durch Hfkmrd. v. 19. April 1826). Bei der Poft- 
Erpeditoräprüfung ift vorzugsweiſe darauf zu fehen, ob der Gandi- 
dat durch den in der Poft-Manipulation erhaltenen praktifchen Unterricht, 


— 1383 — 


welcher mindeftend drei und höchftens ſechs Monate zu dauern hat, ſich fo 


viele Kenntniffe erworben habe, daß ihm die felbtitändige Beforgung 
eines einfachen Poftamtes mit Beruhigung überlaffen werden Tönne. 
Poft- Erpeditoren, welche fich durch Befähigung, ftrenge Ord⸗ 
nung und Pünctlichkeit im Dienfte, fo wie durch ein anftändiges und 
gefälliges Benehmen gegen das Publicum auszeichnen, wurde ausnahms⸗ 
weiſe die Begünftigung zugeftanden, daß fie den Poft-Eleven gleichgehal- 
ten werden, wenn fie außer der Deutfchen noch einer anderen in Defter: 
reich gangbaren Sprache mächtig find, die Cautionsfähigkeit nachweifen 
und das dreißigfte Lebensjahr noch nicht überfchritten haben. Poft-Erpe- 
ditoren, welche diefe Bedingungen nachweifen, dürfen nad) einer minde- 
ftend dreijährigen Erpeditorgzeit zur Offiziald - Prüfung mit Nach— 
ficht der ihnen allenfall® mangelnden Studien zugelaffen werden. Wenn 
ein Poit-Erpeditor bei der Officialsprüfung nicht gut befteht,, wird ihm 
deren Wiederholung nicht geftattet. Bei dem günftigen Ausfalle der Of- 
fiiald-Prüfung erlangt der Poit-Erpeditor das Recht, fih um eine ſyſtem⸗ 
mäßige Poft-Officialöftelle zu bewerben, und es ift in vorkommenden Er- 


ledigungsfällen auf einen ſolchen Candidaten mit Rüdficht auf die An- 


fprüche und im Verhältniffe zur Zahl der concurrirenden Poft » Eleven 
thunlicher Bedacht zu nehmen. Die Staatsdienftzeit ift in einem ſolchen 
Falle vom Tage der Beeidigung ald Poft-Official zu berechnen. 

Zur Adminiftrativ - Prüfung find die aus der Claſſe der 
Poft-Erpeditoren hervorgegangenen Poft-Dfficiale nur in dem Falle zuzu- 
laſſen, wenn fie die für den Eintritt in den Staats - ar vorge⸗ 
ſchriebenen Studien nachweiſen (88. 19—24 ebd.). 

Poſt-Expeditoren von minderer Befähigung, aber ſonſt — Ver⸗ 
wendung haben Anſpruch auf Aushilfsconducteurs-Stellen, wenn fie eine 
fünfjährige zufriedenftellende, ununterbrochene Dienftzeit im Poftfache nach— 
weifen, dann außer der Deutfchen noch einer anderen in Defterreich gang- 
baren Sprache mächtig und cautiongfähig find ($. 25 ebd.). 

Um die Zulaffung zur Eleven- und Officials - Prüfung bat 
der Candidat bei derjenigen Poft-Direction, in deren Bezirke er in Ver⸗ 
wendung fteht, um die Zulaffung zur Adminiftrativ-Prüfung aber 
im Wege feiner vorgefehten Behörde bei der General-Direction der Com: 
- municationen mitteljt eines befondern Gefuches einzufchreiten und die vor⸗ 
gefchriebenen Bedingungen nachzumeifen. Die betreffende Behörde hat das 
Geſuch zu prüfen, bei allfälligen Zmweifeln die näheren Erhebungen zu 
pflegen, und bei erfannter Zuläffigkeit den Bewerber mittelft Befcheides 
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von der ertheilten Bewilligung unter. Angabe des Tages, an welchem. die 
Prüfung vorgenommen wird, in Kenntniß zu feßen, und gleichzeitig die 
Prüfungs - Commiffion zu verftändigen. Bei der Würdigung von Ein- 
fchreiten der Poft - Erpeditoren um Zulaffung zur Officialeprüfung bat 
die Poft- Direction im Einvernehmen mit dem Poft-Commiffär des Be 
zirkes, in welchem der Bewerber ald Poft-Eypeditor fungirt, vorzugehen. 

Die Prüfungd-Commiffionen für die Eleven- und Dfficiald-Prü- 
fangen find in dem Amtsſitze der Poft-Direction eines jeden Kronlandes, 
jene für die Adminiftrativ-Prüfung in Wien ald dem Amtöfige der ws 
neral-Direetion der Communicationen aufgeftellt. 


Die Commiffion für die Eleven- und DOfficials - Prüfung 
beſteht aus dem jeweiligen Poſt-Director oder deſſen Adjuncten als Vor—⸗ 
ſitzenden und Leiter der Prüfung, aus dem Manipulationsvorſtande oder 
einem höheren Beamten des Localpoſtamtes im Sitze der Poftdirection 
und aus dem Poftcommiffär desjenigen Bezirkes, deifen Amtöfis in jenem - 
der Poftdirection oder demfelben zunächt ſich befindet. Außerdem ift der 
Commiffion für die Eleven - Prüfung noch ein lehrbefügter Sprachkun- 
diger bezüglich derjenigen Sprache, deren Kenntniß der Prüfungs -Candi- 
dat zu befiten angibt, beizuziehen (88. 26—29 ebP.). | 

Die Commiffion für die Adminiftrativ - Prüfung befteht aus 
dem General-Poftdirector als Vorfikenden und Prüfungsleiter oder deffen 
Stellvertreter; aus einem Mitgliede der 1ten Abtheilung für den Eifen- 
bahnbetrieb; aus einem Mitgliede der 2ten Abtheilung für das Poftwefen ; 
aus einem Mitgliede der Telegraphen - Abtheilung; aus dem Borftande 
der Rechnungsabtheilung der General-Direction für die Communicationen 
und aus dem Rechtsconfulenten ($. 30 ebP.). 

Die Eleven- Prüfung, welche mündlich und fhriftlich ift, hat zum 
Zwecke, die theoretifchen Schul- und Sprachkenntniffe, letztere durch münd— 
liche Converfation und einen fchriftlihen Aufſatz, dann insbeſondere 
den Umfang feines geographifchen Wiſſens und feiner Nechnungsfertig- 
feit in Anwendung auf das praktifhe Bedürfnig zu erproben, fo mie 
den Grad feiner Capacität überhaupt und feiner Conceptsfähigkeit insbe— 
jondere durch fchriftlihe Auffäge zu ermitteln. 

Die Officials-Prüfung, welche blog mündlich vorzunehmen ift, hat 
alle Zweige des Manipulationd-, Caſſe- und Rechnungsdienſtes zu umfaf- 
fen und fie bezwedt, die Ueberzeugung zu erlangen, ob der Poft - Eleve 
oder Poft - Erpeditor fich die erforderlichen praßtifchen Kenntniffe in den 
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genannten Fächern angeeignet, deren Zufammenbang und neinander- 
greifen aufgefaßt, ob er den Sinn und Zwed aller auf die Manipulation 
‚Bezug nehmenden Borfchriften zu beurtheilen und richtig anzuwenden ge- 
lernt habe und überhaupt im Stande fei, in jeder Abtheilung der Ma- 
nipulation felbftftändig und mit der erforderlichen Fertigkeit arbeiten zu 
können. Auch muß der Candidat darthun, dag er fih vom Wagen: und 
Stragenbau, wie von der Pferdekunde jene Elementarkenntniffe erworben 
habe, welche für den praßtifchen Poſtdienſt, insbefondere für die Func- 
tionen eined Poft-Commiffärd unerläßlich find. 

Die Adminiftrativ-Prüfung, welche mündlich und fehriftlich ift, 
hat zum Gegenftande die weſentlichſten bei der Poftanftalt geltenden Ver⸗ 
waltungd- und Rechtsgrundfäbe, die Special-Vorfehriften für die einzelnen 
Poſt-Adminiſtrationszweige, die Berwaltungsnormen rüdfichtlih der an- 
dern Communicationdmittel (Eifenbahnen und Telegraphen) und ihren 
Zufammenhang mit der Poft-Adminiftration, dad Verhältniß der Staats- 
poft zu den Privateifenbahn-Gefellfchaften, die Berührungdpuncte der Poft- 
Adminiftration mit der Finanzverwaltung , die allgemeinen Umriffe der 
Reichöverfaffung, der politifchen und Rechtsverwaltung im öſterreichiſchen 
Staate und nationaldfonomifhe Fragen mit Bezug auf das Poft- und 
Transportweſen, endlich eine größere fihriftliche Ausarbeitung, welche in 
actenmäßiger Darftellung und motivirter Entfcheidung über praktifche 
Fälle beftehen fol. Bei Ddiefer Prüfung kommt es hauptfächlich darauf 
an, zu erfahren, ob der Candidat eine höhere Anfchauung von feinem 
Fache, genügende Kenntniffe von dem Zufammenhange mit den ver- 
wandten Adminiftrationdziweigen und überhaupt jenen Weberblid! der in- 
neren Derhältniffe des öfterreichifchen Staates fich erworben hat, der für 
jeden gebildeten Staatsbeamten unerläßlih und Zeuge ift von reifem 
Urtheile und Selbftftudium ($$. 31—33 ebd). 

Bei jeder Prüfung ift ein Protocol aufzunehmen, in welchem die 
geftellten Fragen und die Art der Beantwortung jeder einzelnen Frage 
erfichtlih zu machen find; am Schluffe deffelben hat die Commiſſion ihr 
von fämmtlichen Mitgliedern zu unterfertigendes® Gutachten über den zu 
ertheilenden Calcül „gut“ oder „vorzüglich befähigt,“ oder über bie 
Zurüdmweifung des Gandidaten, über deffen Ausfchliegung von der 
Wiederholung der Prüfung, oder über die Ertheilung eines weiteren 
Vorbereitungstermined beizufeßen. Der Beſchluß der PUULINBEHmI 
‚fon wird mit Stimmenmehrheit gefaßt ($. 34 ebd.). 

Ueber die mit gutem Erfolge beftandene Prüfung wird dem Can- 
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didaten von dem Poſt⸗Director und beziehungsweiſe von’ dem General: 
Poft-Director ein ämtliches Zeugniß ertheilt, in welchem das Ergeb- 
nig der Prüfung durch den Caleül gute oder vorzügliche Fähigkeiten 
auszudrücken ift ($. 35 ebd.). 

Sämmtlihe Prüfungen find unentgeltlih, und es werden die Poft- 
beamten als Zuhörer zugelaffen_($. 36 ebd.). Die erforderlichen Ueber- 
gangsbeitimmungen find in den SS. 37—43 des Geſetzes enthalten. 


8. 46. | | 
i) Für die Aufnahme in den Staatsforftdienft. = 


Zur Aufnahme in den Staatsforfi- Beamtendienft find nur die 
jenigen Perfonen geeignet, welche die durch die Minift. Vdg. v. 16. Jän⸗ 


ner 1850, lit. A., Nr. 63 des R. ©. BI. eingeführte Staatsprüfung _. 


für Forftwirthe mit gutem Erfolge zurüdgelegt haben. Um zu diefer 
Prüfung zugelaffen zu werden muß man dad 22te Lebensjahr vollendet 
haben und die nöthige theoretifche und praktifche Vorbildung nachzumei- 
fen vermögen. Das gedachte Geſetz fchreibt in dieſer Beziehung als 
nothiwendig vor: entweder mit gutem Erfolge zurüdgelegte Studien an 
einer öffentlichen Forftfhule und bierauf erfolgte zweijährige ununter- 
brochene, jedoch mit gehöriger Abwechslung verbundene praktifche Ver⸗ 
wendung im Außern und innern Forſtdienſt, bei gleichzeitiger teiterer 
theoretifcher Ausbildung durch eigene Studien; — (Ein Jahr diefer praf- 
tifhen Verwendung kann nachgefehen werden, wenn der Candidat fehon 
‚vor Eintritt in die Forftfchule durch zwei Jahre im praftifchen Forft- 
dienfte befehäftiget war; oder wenn er nach abfolwirter Forftfchule noch 
durh ein Jahr auf einer Umiverfität oder einer allgemeinen techniſchen 
- Alademie den Studien zu.feiner weiteren Ausbildung obgelegen ift. Die 
auf die Forſtſchule folgende praktifche Verwendung. muß jedoch, in lebte- 
rem Falle vorzugsweife im Walde felbit flattgefunden haben) — oder 
Nachweiſung jener Borftudien, welche für den Eintritt in eine öffentliche 
Forſtſchule gefordert werden, und der Widmung von fünf Jahren zur 
Aneignung der nöthigen forftlichen Kenntniffe, gleich viel, ob diefe zum 
Theile in Privatfchulen, oder durch Frequentirung forftlicher Vorträge an 
Univerfitäten oder technifchen Akademien, oder blos durch Selbititudium, 
jedenfall® aber in Berbindung mit praßtifcher Verwendung und wirklicher 
Dienftesleiftung erworben wurden ($. 4 des o. a. ©.). 

Die Staatsprüfung felbft wird immer im Herbfte und zwar in 
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den größeren Kronländern regelmäßig jedes Jahr, in den Fleineren Kron⸗ 
ländern aber abwechslungsweiſe in den betreffenden Hauptitädten abge: 
halten (8. 5 ebd.). 

Die Prüfungd-Commiffionen beftehen einfchlieglich des Vorftan- 
des aus je drei Individuen. Diefe werden für jedes Jahr indbefondere 
erwählt. Das vorfigende Individuum wird von dem Minifterium für 
Zandescultur und Bergweſen aus der Reihe der Staatsforitbeamten er- 
nannt. Die beiden übrigen fachverftändigen Beifiger find dort, wo 
Landes-Forftvereine beftehen, von diefen, fonft aber von den betreffenden 
Landwirthfchafts-Gefellfehaften der Art auszuwählen, dag diefe Vereine 
. oder Gefellfehaften dem Minifterium je fech® Individuen vorfehlagen, von 
welchen es fodann zwei ald Prüfungs-Commiffäre und zwei als Erſatz⸗ 
männer beftimmt ($. 6 ebd.). 

Die Prüfung ift eine dreifache. Jeder Prüfungs-Candidat hat 
nämlich bei der Prüfungs-Commiffion irgend eine felbft angefertigte Ab⸗ 
handlung oder Ausarbeitung in Betreff eines Fachgegenftandes zu über- 
reihen, und am Schluffe der Prüfung der gedachten Commiffion alle 
jene Aufflärungen hierüber zu geben, welche diefe verlangt und welche 
nöthig erfcheinen, um fich die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß die frag: 
liche Arbeit der Candidat felbittändig zu Tiefen vermochte. 


Die Prüfung ift ferner zunächſt eine fhriftliche, bei welcher eine 
ftetige ftrenge Ueberwachung durch je zwei Prüfungd-Commiffäre ftattfin 
den mug. Die Candidaten dürfen fich hierbei Feiner wiſſenſchaftlichen 
Hilfsmittel bedienen, und haben ihre Arbeit, ohne die Prüfungs-Locali- 
täten zu verlaffen, innerhalb 12 Stunden zu beenden. Die Fragen zur 
jehriftlichen Prüfung werden von den öffentlichen Forftlehr-Anftalten ge- 
liefert und von dem Minifterium ausgewählt. Unmittelbar an die 
Schriftliche Prüfung hat fich des anderen Tages die mündliche anzureihen. 
Diefelbe wird öffentlich abgehalten und hat in der Regel höchftend zwei 
Stunden zu dauern. Alle Fragen, fowohl die fehriftlichen ald die münd- 
lihen haben mehr die praftifche Richtung feitzuhalten und zunächſt 
und vorzugsweiſe die Aufgabe eines felbftftändigen Forftverwalters zu 
berüdfichtigen ($. 7 ebd.). Nach abgehaltener Prüfung haben die Prü- 
fungs⸗Commiſſäre ohne Verzug und ununterbrochen die fehriftlichen Aus⸗ 
arbeitungen durchzugehen, und nad) Maßgabe des hierauf und auf die 
mündlihe Prüfung gegründeten Urtheiles hat fodann die Abftimmung 

über die Befähigung der Candidaten zur felbftftändigen Wirthfchaftsfüh- 
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rung zu erfolgen. Diefelben werden ald nicht befähiget, oder als befä- 
biget, oder ald vorzüglich befähiget erklärt (8. 8 ebd.). 

Ein als nicht befähiget erfannter Kandidat kann fi) nad Verlauf 
eines Jahres abermald zur Prüfung melden. Beſteht er auch dann 
nicht, fo ift er für immer abzuweifen. Den als befähiget erfannten Ban- 
didaten wird ein Zeugniß hierüber audgefertiget, und von fämmtlichen 
Prüfungd-Commiffären unterzeichnet. | 

Meber den Prüfungdacdt wird ein Protocoll verfaßt, welches nad 
Abſchluß diefes Actes ſammt allen Prüfungsarbeiten an das De um 
für Landes-Cultur und Bergweſen übermittelt wird. 

Für die Zulaffung zur Staatsforſtprüfung ift von jedem Candida- 
ten vorhinein die Tare von 10 fl. C. M. zu entrichten (88. 9—10 ebd.). 

Die forftliche Staatsprüfung befähigt zu allen Staats-Forſtbeam⸗ 
tenftellen ($. 14 ebd.). 

Die Candidaten für den untergeordneten Porft- Berwaltungs: 
dienſt müſſen den Unterricht der Volksſchulen genoffen haben, und fi 
nah einer mindeften® dreijährigen Praxis ald Forftlehrlinge (Forſt⸗ 
zöglinge) und zurüdgelegtem 20ten Lebensjahre einer eigenen Prüfung 
unterziehen, welche ebenfall® durch das oben erwähnte Minift. Decr. vom 
16. Sänner 1850, lit. B., geregelt wurde. 

Diefe Prüfungen werden alljährlich zu einer beflimmten Zeit am 
Sibe der Kreisbehörden von befonderen Prüfungs-Commiffionen vorge 
nommen. Jede Prüfungs-Commiffion befteht aus drei Commiffären, 
wovon einer den Vorfik führt; das vorfigende Individuum wird unmit- 
teldar von dem Minifterium für Landes-Cultur und Bergwefen ernannt. 
Für die beiden anderen Beifiter haben die bezüglichen Landes-Forſtver⸗ 
eine, ‘oder in Ermangelung von Forftvereinen, die betreffenden Land- 
wirthſchafts⸗Geſellſchaften, je ſechs fachverftändige Individuen vorzuſchla⸗ 
gen, and welchen das Minifterium für Landes-Cultur und Bergweſen 
zwei ald Commiffäre und zwei ald Erſatzmänner wählt. Die Prüfungen 
find öffentlich und werden blos mündlich abgehalten, wiewohl ſchriftliche 
Arbeiten, welche mit der Beantivortung mündlicher Fragen ohne zu lan- 
gen Aufenthalt verbunden werden können, keineswegs audgefchloffen find. 
Die Zeitdauer der Prüfung fol für jeden einzelnen Candidaten drei 
Stunden nicht überfteigen. Im Uebrigen ift bei diefen ‘Prüfungen anas 
Iog der Staatsforftprüfung vorzugehen. Es dürfen jedoch nur folde 
Prüfungsfragen gegeben merden, welche Gegenftände des untergeordneten 
Bervaltungsdienfted betreffen. Die Candidaten werden ald zum unter 
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geordneten Verwaltungsdienft nicht brauchbar, oder als brauchbar, oder 
als fehr brauchbar bezeichnet. Jene, welche nicht brauchbar find, können 
nach Derlauf eines oder zweier Jahre wiederholt zur Prüfung zugelaffen 
werden. Wird ein Individuum nochmald ald unbrauchbar erkannt, fo 
ift e8 für immer zurüdzumeifen. Den als brauchbar erfannten Candi- 
daten wird ein von fämmtlichen Commiffären unterzeichnete® Zeugniß 
ausgefertigt, das über den Prüfungsact aufgenommene Protocol aber 
fammt allen Beilagen bei der SKreibehörde hinterlegt. Für die Zulaf- 
fung zur Prüfung ift von jedem Candidaten vorhinein eine Tare von 
5 fl. EM. zu entrichten (88. 4—9 des o. a. Gef.). 


8. 47. 
k) Sür das Lehramt an den Dolksfchulen. 


Nah der politifhen Verfaſſung der (deutfchen) Volksſchulen vom 
11. Auguft 1805 (Neunte Auflage vom 3. 1847) foll jeder Lehrer an 
einer öffentlichen Volksſchule gefunde Sinne, eine gute Ausſprache 
und einen gefunden Körper haben, frei von auffallenden Gebrechen, die 
ihn bei den Kindern lächerlich machen könnten; er foll einen guten, ge 
funden Verſtand und die Fähigkeit befiben, fih in eine Sache leicht zu 
finden; er fol ein gottesfürchtiger Mann fein und die Gegenftände, die 
er. lehren foll, felbft gut verftehen; von der Neligion foll er fo viel 
Kenntnig haben, als er bedarf, um den Religiond-Unterricht des Kate— 
cheten in der Schule zu miederholen. Wo die deutfche Sprache nicht 
allgemein verftanden wird, foll er nicht allein der deutfchen, fondern 
auch der im Lande üblichen Sprache Tundig fein, ebenfo. muß er dort, 
wo der Meßnerdienft mit dem Schuldienfte verbunden ift, fo viel Fer⸗ 
tigkeit im Orgelfpielen befiten, daß er die üblichen Melodien der gefeß- 
lih eingeführten Kirchenlieder fehlerfrei zu fpielen im Stande ift 
($$. 209—220 der Schul-Berf.). Für die Lehrer der Volksſchulen, ins- 
befondere der fogenannten Trivialfchulen, wird an den von der 
Landes-Behörde dazu beftimmten Hauptfchulen ein eigener Präparanden⸗ 
Enrs abgehalten, der in Defterreih unter der. Enns, Böhmen und 
Mähren dur Studien-Hofeomm. Deer. v. 7. April 1832, 3. 1430 auf 
6, in den übrigen Kronländern auf 3 Monate feftgefebt wurde, und in 
welchem die Candidaten nach einer indbefondere dazu vorgefchriebenen 
Inſtruction zum Lehramte unterrichtet werden. Zu diefem  Präparanden- 
Curſe darf Niemand zugelaffen werden, der fich nicht mit einem empfeh- 
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lenden Sittlichkeits-Zeugniſſe (und in Defterreich unter der Enns, Steier- 
mark, Böhmen und Mähren au mit einem Zeugniffe über die mit 
gutem Erfolge zurücgelegte dritte Hauptfchul-@laffe) auszumeifen vermag 
(St. H. ©. D. v. 7. April 1832, 3. 1430 und v. 13. Februar 1833, 
3. 980). | | 

Nach Vollendung des Curſes wird mit den Präparanden in Gegen: 
wart des Schul-Diftrictö-Auffehers eine Prüfung fowohl theoretifch als 
praktifch abgehalten, und denen, welche gut beftanden find, ein Zeug— 
niß darüber auögeftellt, welches von dem Schuldiftrictö-Auffeher mit dem 
Beifage unterfertiget wird, daß der Geprüfte als Schulgehilfe 
(Unterlehrer) verwendet werden kann (6. 117 der Sch. Verf)). 

Hat ein fo geprüfter Candidat ein Jahr lang ale Gehülfe (Unter: 

lehrer) gedient und das 20te Jahr feines Alter zurücgelegt, fo Tann 
er fih dann um die Adjuftirung feined Zeugniffes bei feinem Schul- 
Diftrict3-Auffeher bewerben. Diefer hat ihn ftrenge zu prüfen und fi, 
überhaupt die genauefte Kenntnig von feiner Tauglichkeit zu verfchaffen, 
und nur wenn er ihn des Lehrerzeugniffes in jeder Rüdficht für würdig 
befindet, ihn dem Confiftorium namhaft zu machen. Bei diefem merden 
die Candidaten neuerdingd. mindlih und fchriftlih ftrenge geprüft und 
erſt, wenn fie gut beftanden find, erhalten fie von dem Schulen-Ober- 
auffeher die Adjuftirung ihres Zeugniffes mit der Formel: „Kann ald 
Lehrer in Borfhlag gebradht werden“ ($. 120 der Sch. Verf.). 
Die Lehrerinnen der Mädchenſchulen müffen nicht allein in den 
votgefchriebenen Lehrgegenftänden, fondern auch in den allgemein noth- 
wendigen und nüßlichen weiblichen Handarbeiten wohl geübt fein. Sie 
werden von dem Schulenoberauffeher über die Lehrgegenftände und die 
Lehrart, und von der Borfteherin eine Mädchenfehule in den meiblichen 
-Sandarbeiten geprüft, und mit einem Jeugnif fe verfehen ($$. 124 
und 126 ebP.). 
Die Candidaten um eine Katechetenftelle müfjen den Unterricht 
in der Katechetit und Pädagogik genoffen haben, und ſich darüber mit 
einem guten Fortgangd-Zeugniffe auszumeifen vermögen ($$. 110— 113 
ebd. und St. H. C. D. v. 23. Juni 1815 binfichtlih der Mitglieder 
des Biariftenordens). 

Die Candidaten zu Schuldienſten für akatholiſche Gemeinden 
müſſen dieſelben Bedingungen erfüllen, welche von den Lehrern der ka— 
tholiſchen Schulen gefordert werden ($$. 458 und 459 ebd.). Ueber ihre . 
Religionskenntniſſe und ihre Tatechetifche Gefchielichkeit find fie insbe— 
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fondere von ihrem vorgefeßten Superintendenten oder von einem 
durch ihn delegirten Senior oder Br zu prüfen 18.90. D. v. 
6. März 1820, 3. 1608.). 

‚Die Lehrer der Sfraeliten endlich mitffen, wie die Xehrer der Ka⸗ 
tholifen und Alatholiten in der Lehrart vorfchriftmäßig unterrichtet und 
mit den gefeßmäßigen Zeugniffen verfehen fein ($. 469 der Sch. Berf.). 
Ueber die ifraelitifhe Religionslehre, dann über die Lehrart und den 
Dortrag in derfelben haben fie ein Zeugniß von einem ifraelitifchen Re— 
ligiondlehrer beizubringen, deffen Note unverändert in das Präparanden- 
Zeugnig aufgenommen wird (n. d. Rggs. Vdg. v. 21. Mai 1822, 
3. 20517.). 

Für die Lehrer an den Hauptichnlen wurde durd den Minifte- 
rial-Erlaß vom 17. September 1848, 3. 6111 ein verbefferter Präpa⸗ 
randencurs eingeführt, der ein volles Schuljahr zu dauern hat, und 
dem dur Erlaß des Miniſteriums des Unterrihtd vom 13. Juli 1849, 
(Mr. 324 des NR. G. BI) ein zweiter Jahrescurs beigefügt wurde. In 
diefen Präparandencurd werden nur folhe Candidaten aufgenommen, 
welche das 16te Lebensjahr zurüdigelegt und die beiden Jahrgänge der 
vierten Claſſe der Hauptfchule oder die erften vier Claſſen des Gymna- 
fiumd mit im Ganzen genügenden Erfolge zurücdgelegt oder aber über 
den Befig der in diefen Schulen zu erwerbenden Kenntniſſe in einer 
Aufnahmeprüfung fich ausgewieſen haben. Der erfte Jahrescurs ift vor- 
herrfchend theoretifch, der zweite vornehmlich praktisch geftaltet. 
Genen Zöglingen dieſes Curfes, melche fohin durch eine theoretifche und - 
praftifche Prüfung beweifen, daß fie fich die nöthigen Fähigkeiten an- 
‚ geeignet haben, wird dad Lehrfähigkeits-Zeugniß für Hauptfehulen 
von drei Claſſen ertheilt. 

Zür die Lehrerflellen der vierten Claſſe an den Hauptfchulen, 
dann für die Stellen der Schreiblehrer an denfelben und der Zeichs 
nungslehrer werden eigene Concursprüfungen abgehalten (St. 
H. €. D. v. 16. Auguft 1823, 3.5450, v. 23. Auguft 1823, 3. 5728 
“und vom 7. November 1840, 3. 6352.). 


| $. 48. 
) £ür das Gymnaſtal⸗Cehramt. 


Die Anftellungsfähigfeit derjenigen Männer, welche ſich um bie 
Stelle eined ordentlichen Gymnafial : Lehrers bewerben wollen, . wird’ 
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nach dem Minifterial-Erlaffe vom 30. Auguft 1849, Nr. 380 des R. G. 
BL dur eine Prüfung ermittelt, zu deren Abhaltung dad Minifte- 
rium des Unterrichts Prüfungd-Commiffionen in verfchiedenen Städten 
ded Reiches ernennt. Die Prüfungen der Religiondlehrer, dann der tech- 
nifchen Lehrer des Zeichnend, Schreibene, Singens und Turnend find 
befondern, in der o. a. Vorſchrift nicht enthaltenen Beftimmungen unterwor⸗ 
fen. Die Prüfungs-Commiffionen beftehen aus Männern, welche die ver: 
ſchiedenen Hauptzweige des Gymnaftal-Unterrichtes nach feiner neuen Or- 
ganifation wifjenfchaftlich vertreten. Eined der Mitglieder wird zum D ei— 
rector der Prüfungs-Commiffion ernannt, und hierdurch mit dem Bor- 
fiße in den Verhandlungen, der Führung der erforderlichen Correfpon- 
denz und der Aufbewahrung der in gefhäftsmäßiger Ordnung zu hal 
tenden Acten beauftragt. Dad mit der Leitung ded Gymnaſialweſens 
beauftragte Mitglied der Landes» Schulbehörde am Orte der Prüfungs- 
Commiffion iſt, wenn es nicht ſelbſt Mitglied der Prüfungd-Commilfion 
ift, berechtigt und verpflichtet, den mündlichen. Prüfungen und Probe- 
Lectionen, wenn feine fonftigen Gefchäfte es erlauben, jedoch ohne Stimm- 
recht beizumohnen, um die ihm fo wichtige Kenntniß der Gandidaten zu 
gewinnen ($. 1 ded o. a. Gef.). 


Um zur Prüfung zugelaffen zu werden, hat der Kandidat beizubrin- 
gen: ein Gymnafial-Zeugniß, welches feine Befähigung zum Eintritte in 
ein Univerfitätsftudium ausfpricht; ein Univerſitäts-Zeugniß, welches dar- 
thut, daß er durch drei Jahre an einer Univerfität als ordentlicher Hörer 
geweſen und ob über fein fittliche® Verhalten nicht? Widriges vorge: 
fommen; fall feit feiner Univerfitätäzeit mehr ald Ein Jahr verfloffen, 
ein Zeugniß einer öffentlichen Behörde über fein Verhalten während die- 
fer Zeit; endlich feinen fehriftlich abgefaßten Lebenslauf, in welchem er 
vorzüglich den Gang feiner Bildung und die Richtung und Gegenftände 
feiner fpeciellen Studien darzuftellen und zugleich zu bezeichnen hat, für 
welche Gegenftände und Claffen des Gymnaſiums, und in welcher Un- 
terrichtöfprache er ſich zum Unterrichte befähigt glaubt (8. 2 ebd.). 


Um überhaupt die Anftellungsfähigkeit an Gymnafien zu ehe 
muß der Candidat erftend durch dad Eramen in einem Hauptgebiete 
des Gymnaſial⸗Unterrichtes fo gründliche Kenntniffe beweifen, daß er be 
fühigt ift, in diefem Gebiete dur dad ganze Gymnaflum mit Erfolg 
Unterricht zu ertheilen, und muß zweitens denjenigen Grad allgemeiner 
Bildung befunden, welcher ihn das Verhaͤltniß und gegenfeitige Inein⸗ 
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andergreifen aller einzelnen Unterrichtögegenftände des pmnafums rich⸗ 
tig erkennen und würdigen läßt. 

Als Hauptgebiete des Gymnaſial⸗Unterrichtes, deren gründliches 
Studium in Verbindung mit der genügenden allgemeinen Bildung die 
Zuläſſigkeit zu Gymnaſial⸗Stellen begründet, ſind anzuſehen: 

1. Das philologiſche Gebiet, d. h. lateiniſche und griechiſche Sprache 
und Literatur. 

2. Das hiſtoriſch⸗geographiſche Gebiet. 

3. Das mathematiſch⸗naturwiſſenſchaftliche Gebiet. Indem dieſes Gebiet 
drei Hauptgegenftände, nämlih: Mathematit, Phyſik und Natur: 
gefchichte umfaßt, ift ed genügend, wenn der Eraminand in zweien 
darunter gründliche Studien, im dritten Gegenftande aber nur die 
von jedem Eraminanden zu erfordernde allgemeine Bekanntſchaft 
beweist. | 

4. Dagegen wird dad Studium der Philofophie und das der Unter: 

—richtsſprache, in welcher der Candidat zu lehren beabfichtigt, denen 
der vorgenannten drei Hauptgebiete nicht in der Weife gleichgeftelt, 
dag gründliche Kenntniß der Philofophie oder der Unterrichtäfprache 
und ihrer Literatur oder auch beider Gebiete zufammen, unter Bor: 
ausſetzung fonftiger allgemeiner Bildung felbitftändig zu Lehrbefähi- 
gung berechtigen,, fondern es muß zu jedem diefer beiden Studien 
oder ihrer Vereinigung nod die gründliche Kenntniß eined Gegen- 
ftande®, aus einem der drei vorgenannten Hauptgebiete binzu- 
tommen. | | 

5. Derfelbe Grundfaß findet auf jede andere lebende am Gymnafium 
zu Ichrende Sprache Anwendung (88. 3 und 4 ebd.). 

Was indbefondere in Anfehung jedes einzelnen Prüfungsgegenftan: 
des von dem Candidaten zu fordern fei, ift in den SS. 5 — 9 des Gef. 
umſtändlich entwidelt. 

Was die Korm der Prüfung anbelangt, fo erhält I. der Eraminand 
zwei Aufgaben zur häuslichen Bearbeitung; eine Derfelben muß nothiven- 
dig aus dem Kreife der fpeciellen Studien des Eraminanden und zwar 
fo gewählt werden, daß derfelbe darin Hinlängliche Gelegenheit findet, 
den Umfang und die Gründlichkeit feiner Studien zu zeigen. Bei der 
zweiten Aufgabe ift nicht ansgefchloffen, daß fie ebenfalls. aus dem Ger 
. biete der fpeciellen Studien des Eraminanden entlehnt fei, befonderd wenn 
etwa die DVielfeitigkeit der Studien des Examinanden dieß wünſchens⸗ 
werth macht; in der Megel ift jedoch für den zweiten Auffas ein Thema 
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allgemeineren namentlich philofophifchen oder pädagogifchen Inhaltes zu 
wählen, in welchem der Eraminand feine philofophifche Bildung zu be- 
funden Anlaß habe. Zur Bearbeitung diefer Aufgaben wird dem Erami- 
nanden ein Zeitraum von 6 — 8 Wochen bewilligt. Bei Einlieferung 
der Arbeiten hat derfelbe zugleich gewiffenhaft anzugeben, welche Hilfs: 
mittel er zur Bearbeitung benübt. Wenn der Eraminand zugleich mit 
feinem 2ebenslaufe eine von ihm bereit? im Drude erfchienene Arbeit 
einreicht, fo ift e8 dem Ermeſſen der Prüfungs - Commiffion überlaffen, 
diefe ftatt einer oder beider fihriftlichen Arbeiten gelten zu laffen, und 
demgemäß zu beurtheilen, oder bei den fonft gefeblichen Forderungen zu 
beharren ($. 11 ebd.). 

Der Director der Prüfungd-Commiffion gibt diefe Arbeiten an die 
betreffenden Fachmitglieder der Commiffion zur Durchſicht und fhriftlichen 
Abgabe ihres Urtheiles, mit welchem begleitet diefelben auch den übrigen 
Mitgliedern der Commiffion mitgetheilt werden. Beides iſt in möglihft 
kurzer Zeit zu beenden. Es fteht der Prüfungs-Commiffion zu, wenn 
bereitd diefe fehriftlichen Arbeiten genügend erweifen, dag der Candidat 
den gefeplichen Forderungen nicht entfpricht, ihn von der Fortſetzung der 
Prüfung auszufchliegen, und auf eine beftimmte Zeit hin abzumeifen, 
wovon die übrigen Prüfungs-Eommiffionen des Reiches ämtlich in 
Kenntnig zu feßen find. _ 

Hat die Häusliche. fhriftlihe Arbeit einen Anlaß zur Zurüdivei- 
fung nicht gegeben, fo erhält darauf der Eraminand die Borladung zu 
Claufur-Arbeiten und zur mündlichen. Prüfung und das Thema zu zwei 
Probe⸗Lectionen, nebft Angabe der Gymnafial-Glaffen, vor welchen die- 
felben zu halten find ($. 12 ebd.). 

I. Die Claufur-Arbeiten, ‘in der Regel zwei, jede zu 12 Stunden, 
und unter unausgefeßter ftrenger Aufficht zu vollenden, werden aus dem 
Gebiete der fpeciellen Studien, weldhe der Eraminand, nach den Angaben 
in feinem Lebenslaufe, betrieben und durch die häuslichen fehriftlichen 
- Arbeiten bewiefen hat, gewählt. Sie dienen vornehmlich dazu, zu er- 
mitteln, wie weit der Eraminand in feinem Studienkreife auch ohne alle 
‚Hilfsmittel ein promptes und ficheres Wiſſen beſitzt. Yür die Correctur 
der Glaufur- Arbeiten gelten diefelben Beitimmungen wie für die häus- 
lichen fchriftlichen Arbeiten ($. 13 ebd.). 

IM. Die mündliche Prüfung erftredt ſich über alle Gegenftände des 
Symnafialunterrichtes; fie hat in denjenigen Gegenftänden, in welchen 
ber Eraminand bereits fehriftlich gearbeitet, das Ergebniß der fhriftlichen 
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Prüfungen zu vervollſtaͤndigen und zu fihern; in den übrigen aber muß 
fie fo weit reihen, daß dadurch fowohl der allgemeine Standpunct der 
Kenntniffe des Geprüften ermittelt, als auch beftimmt werden kann, ob 
überhaupt und in welchen Gegenftänden und bis zu welchen Glaffen des - 
Gymnaſiums dem Craminanden ein Unterricht anvertraut werden Tann 
(8. 14 ebd.). 

IV. Den Schluß des Eraniend bilden die an einem Gymnaſium 
des Prüfungdortes zu baltenden ProbesLectionen, in der Regel zwei. 
Die Aufgaben dazu find dem Eraminanden vorher zur reiflichen Ueber- 
legung zu geben und find ihrem Inhalte und der Höhe der Gymnaflal- 
Slaffen nach in ähnlicher Weife zu beftimmen, wie für die Claufur- 
Arbeiten. Der Eraminand hat in ihnen zu zeigen, in wie weit er na- 
türliche Lehrgabe befigt, und Anfänge zu ihrer Ausbildung gemacht bat. 
Bei den Probe-Lectionen müſſen Seitend der Prüfungs-Commiffion der 
Director derfelben und dasjenige Mitglied, in deifen Gebiet die Aufgabe 
fall, anmwefend fein; fie haben ein fchriftliches Urtheil über den Befund 
der Probesfectionen den Prüfungs⸗Acten beizugeben. Seitens des Gym- 
naſiums hat der Director oder der Glaffenlehrer der Claſſe, in melder 
bie Lection gehalten wird, der Lection beizumohnen, um die Schule, fo 
wie den Graminanden gegen etwaige Ddisciplinarifche Störungen zu 
fhüßen ($. 15 ebb.). 

Nach Beendigung der fämmtlichen Theile des Examens tritt die 
PBrüfungs-Commiffion zufammen, um auf Grund des über die einzelnen 
Leiftungen vorliegenden Urtheiled zu entfcheiden, ob der Eraminand die 
Prüfung beftanden habe oder nicht. Hierbei kommen zunächſt die in den 
drei erften Theilen des Examens, den fchriftlichen ſowohl häuslichen ale 
Glaufur-Arbeiten, und der mündlichen Prüfung dargelegten Kenntniffe in 
Betracht. Wenn bei genügender wiffenfchaftlicher Bildung die Probe 
Lectionen noch bedeutende Mängel zeigen, fo find diefe ziwar im Zeug. 
niffe mit Entfchiedenheit zu bemerken, fie haben aber ein abweifendes 
Urtheil nicht zu begründen, falls nur zu hoffen fteht, daß der Exami— 
- hand durch Aufmerkfamkeit auf fich felbft und durch Uebung diefelben 
werde entfernen können. Beweifen die wiffenfchaftlichen Leiftungen des 
Eraminanden, daß er in feinem Hauptgebiete noch nicht die erforber- 
liche Gründlichfeit erlangt hat, oder in den übrigen Lehrgegenftänden 
nicht die genügende allgemeine Bekanntſchaft beſitzt, Taffen fie aber 
zugleich hoffen, daß es ihm bei fortgefeßtem Studium gelingen werde, 
den Forderungen zu genügen, fo hat ihn die Prüfungd-Commiffion unter 
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Ertheilung eines beftimmten Zeugniffes über feine Leiftungen für jebt 
abzumeifen, und zugleich die Zeit zu beftimmen, nach welcher frühe: 
fiend ſich derfelbe wieder zum Examen . vor einer Prüfungd:-Commiffion 
melden dürfe. Wenn endlich die ungenügende wiffenfchaftlihe Bildung 
des Examinanden nicht einmal der Hoffnung Raum gibt, dag er in wei- 
terem Studium das Fehlende werde erfegen können, oder die ProbesLec- 
tionen Mängel zeigen, deren Entfernung, außer aller Wahrfcheinlichkeit 
liegt, fo bat die Prüfungs-Commiffion das Recht, den Craminanden 
durch ein diefe Entfcheidung begründendes Zeugniß ſchlechthin ohne Er⸗ 
laubniß zu einem fpäter zu wiederholenden Eramen abzumweifen, und. 
hievon die übrigen Prüfungs -Commiffionen des Staated amtlich in 
Kenntniß zu feßen; dem Craminanden fteht in ſolchem Falle der Recurs 
an das Unterrichtd-:Minifterium zu ($. 16 ebd.). 

Das über das Examen auszuftellende Zeugniß enthält: das Ge- 
fammturtheil - der Commiffion, ob der Eraminand als lehrfähig er— 
kannt worden fei, oder nicht, und im letzteren Falle, ob er zeitiweife oder 
unbedingt zurücdgewiefen fei; dann unter ausdrüdlicher Bezeichnung der 
Aufgaben der fehriftlichen Arbeiten und der Probe-Lectionen das Urtheil 
über die swiffenfchaftlichen Leiftungen im fehriftlihen und mündlichen 
Eramen, mit der Feſtſtellung ob und bis zu melden Claffen in jedem 
der Gegenftände der Eraminand zu unterrichten für befähigt erachtet 
werde; und ein Urtheil über die Lehrfähigkeit des Candidaten, fo meit 
ſich diefelbe in den Probe-Lectionen bekundet hat. Es fteht jedem Can⸗ 
didaten frei, wenn er dad Examen vor einer Prüfungs-Commiffion zwar 
beftanden, aber in einem oder mehreren Gegenftänden ein ihm nicht ge- 
nügended Urtheil erhalten hat, nach beliebiger Frift um Abhaltung eines 
zweiten Examens nur in diefen Fächern nachzuſuchen, um-dadurd eine 
Berbefferung feined früheren Zeugniffe® und die Zuerfennung der 
Lehrfähigkeit für mehr Gegenftände oder höhere Unterrichtäftufen, 
ala für welche er fie bereits befist, zu erwerben. Das erivorbene neue 
Zeugniß in dem betreffenden Gegenftande wird abgefondert von dem 
früheren allgemeinen, aber unter ausdrüdlicher Beziehung auf daſſelbe, 
ausgeftellt. In ähnlicher Weile kann der Candidat eine Ergänzung fei- 
ned Zeugniffes erwerben, indem er fich nachträglich zur Prüfung für den 
Unterricht in einer lebenden Sprace, welche kein Gegenftand feiner erften 
Prüfung war, meldet. Dad Zeugniß, dag ein Graminand die Prüfung 
beftanden hat, berechtiget ihn zunächit zum Abhalten des Probejahres an 
- einem. Gymnafium, to die Unterrichtöfprache, für welche der Candidat 
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fih erklärt hat, in Anwendung ift, und macht ihn nach geleiftetem Pro- 
bejahre zur definitiven Anftellung an Gymnaſien der bezeichneten Art 
fähig, ohne daB zum Behufe einer fpeciellen Anftellung noch eine befon- 
dere Prüfung erfordert würde Sind jedoch ſeit der Abhaltung des 
Probejahres mehr ald zwei Jahre vergangen, ohne daß der Candidat 
durch Eriheilen von Unterricht an einem Gymnafium befhäftiget war, fo 
bat er, um zu einer Gymnaſialſtelle wählbar zu fein, dad Examen zu 
erneuern; eine Wiederholung des Probejahres hingegen ift nicht erfor. 
derlich (SS. 17 und 18 ebb.). 

Nach beftandenem Examen bat jeder Kandidat fich ein Jahr lang 
an einem Gymnafium, zur praktifchen Ausbildung feiner Lehrfähigkeit be- 
fhäftigen zu laffen. Diefes Probejahr kann nur an einem öffentlichen 
Gymnaſium gehalten werden. Der Candidat kann das Kronland dazu 
wählen. Das Gymnaſium aber wird von der Landes-Schulbehörde des 
Kronlandes beftimmt. - 

Der Director deffelben bezeichnet, nach Maßgabe des vom Gandi- 
daten vorgelegten Zeugniſſes und mit Berüdfichtigung der Bedürfniffe 
feiner Anftalt, die Lehrgegenftände und die Claſſen, in welchen der Can⸗ 
didat Unterricht zu ertheilen hat, und febt ihn über die Lehraufgabe der 
Glaffen, über die an die Schüler zu ftellenden Forderungen und die zu 
haltende Diseiplinar-Ordnung in genaue Kenntnif. 

Der Director und der Hauptlehrer haben die Verpflichtung, vor 
züglich in der erften Zeit die Lehrftunden des Candidaten häufig zu be “ 
fuhen, und ihm nachher ihre Bemerkungen über Mängel und Methode 
oder Disciplin zur Nachachtung auszufprechen; amderer Seit? hat der 
Probe-Eandidat, um fich eigene Anfchauung der, Methode und Disciplin 
geübter Lehrer zu verfchaffen, häufig in den Lectionen von Lehrern der 
Anftalt, namentlich des Hauptlehrerd feiner Claſſe und derjenigen Leh—⸗ 
rer, die gleiche Gegenftände mit ihm in andern Claſſen behandeln, zu 
hofpitiren. 

Wenn die didaktifhen oder pädagogifchen Fehler des Probe-Landi- 
daten oder fein fonftiges Verhalten dem Gymnaſium, an meldhem er be 
ſchäftiget iſt, nachtheilig zu werden drohen, fo hat der Director das 
Recht, nach Beendigung des erften Semefterd und in dringenden Fällen 
fogar fogleich der Thätigkeit des Candidaten an feinem Gymnaſium ein 
Ende zu feben. Er bat darüber die Anficht des Lehrkörpers anzuhören, 
dann nach feiner Weberzeugung zu entfcheiden und die gefchehene Ent⸗ 
laffung eines Gandidaten, unter Beilegung des Protokolls über die 
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Anfichten des Lehrförpers fofort an die Landed-Schulbehörde zu berichten. 
Die Landes-Schulbehörde hat je nach der Art der Gründe, welche die 
Entfernung ded Candidaten veranlaßten, entweder ihn unter den geeig- 
neten Weifüngen an ein anderes Gymnafium zur Fortſetzung feines 
Probejahres zu ſchicken, oder erforderlichen Falles wegen Zurüdiweifung 
deffelben vom Lehramte feinen Antrag an das Minifterium zu ftellen. 

Nah Ablauf des Probejahres hat der Director auf Grund einer’ 
Berathung mit den Haupt oder Claffenlehrern der Claſſen, in melden 
der Probe-Sandidat befhäftiget war, ein von ihm und diefen Claſſen⸗ 
- Iehrern zu unterfertigendes Zeugniß audzuftellen, in welchem die Ge 
genftände und Glaffen, worin der Candidat unterrichtet hat, bezeichnet, 
und der Grad der von ihm bewiefenen Fertigkeit im Unterrichte und in 
Aufrechthaltung der Zucht unverhofen beurtheilt wird. Abſchrift des 
Zeugniffes ift dem an den Schulrath zu erftattenden Sahresberichte über 
das Gymnaſium beizulegen. Erſt durch dies Zeugniß ift die Prüfung 
für das Gymnaſial-Lehramt als gefhloffen anzufehen, und der 
Candidat zum Vorſchlage für Gymnafial-Zehrerftellen und zu unmittelbar 
- definitiver Anftellung befähiget ($$. 19 und 20 ebP.). 

Für das Abhalten der Prüfung hat jeder Candidat die Tare von 
10 fl. zu zahlen (8. 21 ebd.). 

Die erforderlichen Uebergangsbeſtimmungen ſind theils in 
einer beſonderen Beilage zu dem Geſetze vom 30. Auguſt 1849, theils 
in dem Min. Schreiben vom 25. November 1849, Nr. 39 des R. G. Bl. 
enthalten. 

Für die Gymnaſien des lombardiſch-venetianiſchen Kö— 
nigreiches ſind durch die Min. Vdgen. v. 8. und 13. Jänner 1850 
(Rr. 54 und 55 des R. G. BL) beſondere Verfügungen getroffen wor⸗ 
den, denen zu Folge die Beſetzung erledigter Lehrerſtellen, die Fälle von 
Veberfegungen ſchon angeftellter Lehrer ausgenommen, in der Regel mit- 
telft Concursprüfungen zu bewerfftelligen ift. 


[5 


8. 49. Ä 
m) für das Cehramt an den Realſchulen. 


In welcher Weiſe die Lehrer an den neu organiſirten Realſchulen 
ihre Befähigung darzuthun haben werden, darüber wird nach dem Min. 
Vortrage v. 12. Februar 1851, Nr. 70 des R. ©. Bl., ein beſonderes 
Geſetz erfließen. Bisher galt die Verfügung des $. 116 der Sch. Verf, 
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nach welcher die Kehrämter an den Realſchulen nur mit ſolchen Perfonen 
beſetzt werden follen, welche nicht blos den Gegenſtand, für den fie an- 
zuftellen find, ganz inne haben, fondern auch überzeugend darzuthun im 
Stande find, dag fie mit dem Geifte diefer Anftalten und mit dem Be 
dürfniffe der Schüler an denfelben, fo wie mit der Methode ded Unter: 
richted innig vertraut find. Sie müflen jedenfalld den Lehrcurs für 
Präparanden an der Rormalfchule ded Landes mit gutem Erfolge zurüd- 
gelegt haben. - 


8. 50. 


n) Für das Lehramt an den höheren Mnterrichtsanflalten (Mniverfi- 
täten, Cyceen, techniſchen Inflituten). 


Für erledigte Lehrlangeln an Univerfitäten, Lyceen und techniſchen 
Suftitnten follen nach dem Min. Erl. v. 11. December 1848, Nr. 20 


des R. ©. BI. nur foldhe Perfonen in Borfchlag gebracht werden, für 
deren wiffenfchaftliche Befähigung gedrudte oder gefchriebene wiffenichaft- 
liche Arbeiten vorliegen, und deren fonftige Lehrfähigkeit entweder durch 
wirkliches Lehren oder wenigftend durch eine Probevorlefung bewährt ifl. 
Sie können übrigend wirkliche in- oder ausländifche Lehrer oder Profef- 
foren oder Privatdocenten fein, oder Privatgelehrte, welche noch nicht 
wirklich gelehrt haben. Lebtere müffen, wenn ed fib um Facultäts— 
ftudien handelt, wenigftend diejenigen Bedingungen erfüllen, die durch 
den Min. Erl. v. 19. December 1848, Nr. 37 des R. ©. BL für die 
Habilitirung der Privatdocenten vorgefchrieben find. Sie müffen aljo in 
der Regel Doctoren derjenigen Facultäten fein, an der fie als Lehrer 
angeftellt werden jollen, und nur bei Männern, die in Folge wiffenjchaft- 
licher Leiftungen einen ausgezeichneten öffentlichen Ruf genießen, oder 
bei denen ein befonderes, auf andere MWeife nicht leicht zu befriedigendes 
Bedürfniß der Lehranftalt ſpricht, kann von diefem Erforderniffe Umgang 
genommen werden. Sie haben ferner eine gedrudte oder gefchriebene Ab- 
handlung oder ein größeres Werk aus dem Gebiete der Wiſſenſchaft, 
über welche fie lehren follen, vorzulegen, und fich bei dem Lehrkörper der 
Anftalt, bei welcher die zu befegende Lehrkanzel erledigt ift, einer wiſ⸗ 
fenfhaftlihen Befprehung (einem f. g. Colloguium) zu unter 
ziehen, welche. in Gegenwart des Lehrkörpers durch von diefem beftimmte 
Fachmänner vorgenommen wird, und den Inhalt der überreichten Ab- 
handlung zum Gegenftande hat. Fällt dad Colloquium zur Befriedigung 
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des Lehrkörpers aus, fo hat der Bewerber eine öffentliche Probevor— 
Tefung über einen in das betreffende Fach einfchlagenden Gegenftand, 
der ihm vom Lehrlörper beftimmt wird, zu halten. Nur bei wiffenfchaft- 
lichen Gelebritäten Tann fih mit der Borlegung mwiffenfchaftliher Werke 
begnügt werden, ohne das Colloguium und die Probevorlefung zu fordern. 
Diefe Lebtere kann Überdieg immer nachgefehen werden, wenn tie Befä- 
higung zum mündlichen Bortrage ſchon genügend bekannt ift. 

Wenn es fih nicht um ein Facultätd-Studium handelt, haben die 
Bewerber nebft der Nachweiſung ihrer wifjenfchaftlihen Befähigung jeden- 
falls einer Probevorlefung fich zu unterziehen. Diefe können fie an jeder 
Lehranftalt halten, welche denjenigen gleichartig ift, an welcher fie ange- 
ftellt zu werden wünfchen. 

Ausnahmsweiſe Tann in Fällen, wo es die Umftände erheifchen, 
von dem Miniiterium die Abhaltung einer allgemeinen Bennepeniang 
angeordnet werden. 

Diefelben Beftimmungen gelten im Wefentlihen auch an den Uni- 
verfitäten und Lyceen des lombardifch - venetianifchen Königreichs nach 
der Min. Bde. v. 12. Jänner 1850, Nr. 55 des R. ©. Bl. 


8. 51. 
0) Für Anftellungen im Alilitär-Iuftisfache. 


Die Candidaten für das Militär : Nichteramt müſſen fich nad 
dem Hfd. v. 10. December 1802 der Auditoriats-Praris 
unterziehen, welche fowohl das Civil- ald das Strafrecht umfaßt, für die 
jedoch Teine beitimmte Zeit worgefchrieben ift, und den Auditoriats- 
Lehrcurs bei dem allgemeinen Militär-Apellationdgerichte über die Mi- 
litär-Suftiggefeße hören. Sie müſſen dann eine Richteramtsprüfung 
(Auditoriats - Prüfung) ablegen, welche nad $. 26 der Inſtr. für das 
Militär - Apellationsgericht vom 5. December 1802 unter dem Vorſitze 
eined Generald von wenigftens drei Apellationsräthen vorgenommen wird, 
und fi) vorzugsmweife auf das Militär - Eivil- und Strafrecht zu bezie- 
ben hat. Der Geprüfte erhält, wenn er die Prüfung gut beftanden hat, 
ein Befähigungs =» Decret, welches ihn zur Erlangung von Audi- 

torsſtellen bei den Regimentern und Corps befähigt. Um zu den höhern 
“ Stellen des Militär - Richteramtes befördert zu werden, müſſen fich die 
bereitd wirklichen Auditore einer neuerlihen Prüfung (Mer Stab? 
auditoriats- oder f. g. Stabal-Prüfung) ar zu welcher 
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fie jedoch erſt nach längerer und ausgezeichneter Dienftleiftung zugelaffen 
werden. Diefelbe wird bei dem oberſten Militär - Gerichtähofe vorgenom⸗ 
men und von diefem wird auch dad Befähigungäderret zum Stab 
Auditoriate den gut beſtandenen Candidaten ausgefertigt. 


$. 52. 
Vorgang bei Befegung erledigfer Dienfipfäge. 
Ausfchreibung eines Concurfes. 

Behufs der Beſetzung erledigter Dienftpläte muß häufig ein Gon⸗ 
eures audgefchrieben und den öffentlichen Zeitungsblättern eingefchaltet 
werden, um diejenigen, welche fih darum zu bewerben in der Lage find, 
von dem eingetretenen Erledigungsfalle zu unterrichten, und die Behörde 
feloft in die Möglichkeit zu verfeben, aus den ſich meldenden Bewerbern 
den Tauglichiten auszuwählen. 

Sp verfügt insbefondere der 88. 20 des org. Gef. v. 28. uni 
1850, Nr. 258 des R. ©. Bl., daß für die bei den Gerichtsbehör— 
den erledigten Dienftpläke, mit Ausnahme jener der Präfidenten und 
Senatöpräfidenten, dann der Räthe des oberften Gerichtähofes in der 
Regel eine Concurs-Ausſchreibung zu erfolgen habe, wovon nur 
aus erheblichen Gründen und mit höherer Genehmigung abgegangen 
werden darf. Die diepfälligen Edicte find dem Amtsblatte des betreffen- 
den Kronlandes und wenn es fich um die Anftellung eined Rathes, eines 
Bezirferichterd, Affefford, Adjuneten, Seeretärd, Archivars, Grundbuchs⸗ 
und Depofitenamts-Directord handelt, auch der Wiener Zeitung dreimal 
einzufchalten. — In ähnlicher Weife ift durch das org. Geſetz v. 10. Zuli 
1850, Nr. 266 des R. ©. BI. (88. 16 und 17) die Concurdausſchrei⸗ 
bung für die bei der Staatsanmwaltfchaft erledigten Stellen ange 
ordnet, und die Einrüdung in die Wiener Zeitung dann verfügt, wenn 
ed fihb um die Befeßung der Stelle eined Staatdanwaltes oder eines 
Staatdanwalts-Subftituten handelt; für die Dienftpläge der General⸗Pro⸗ 
curatoren und der General » Advocaten bei dem oberften Gerichte- und 
Gaffationshofe werden keine Concurfe audgefchrieben. 

In Anfehung der Lchrämter verfügt der Minift. Erl. v. 11. De- 
cember 1848, Nr. 20 des R. ©. Bl., daß Behufs der Wiederbeſetzung 
erledigter Lehrkanzeln an Univerfitäten, Upceen, Gymnaſien, technifchen 
Inſtituten und Realfchulen dur das betreffende Landes - Präfidium die 
Ausfhreibung des Amtes mit Bezeichnung des Termined, bis zu 
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welchem die Bewerber um dasfelbe fich zu melden haben, zu’ veranlaffen 
jei. Die Befebungsart der erledigten Lehritellen im lombard.-venet. Kö— 
nigreiche ift in ähnlicher Art durch die Minift. Bdg. v. 13. Jänner 1850, 
Nr. 55 des R. ©. Bl. geregelt. Auch für die Schuldienfte an den 
Volksſchulen find, in fo weit nicht einem Privaten das Präfenta- ° 
tiondrecht zufteht, nach dem St. H. C. D. v. 20. Jänner 1821 (Goutta’fche 
G. ©. Bd. 20, ©. 22) u. v. 26. Auguft 1836, 3. 5255 Coneurſe aus⸗ 
zufehreiben, und eben dieß hat nach dem St. H. C. D. vom 30. Auguſt 
1823, 3. 5728 in Anfehung der Zeichnungslchrerfiellen und 
nah dem St. H. €. D. v. 7. November 1840, 3. 6352 in Anfehung 
der Schreiblehrerftellen zu gelten. 


8. 53. 
Anbringung der Geſuche. 


Nückfichtlich der Anbringung der Geſuche gilt im Allgemeinen die 
Vorſchrift, daß jene Bittwerber, welche noch nicht angeſtellt ed, 
ihre Geſuche unmitteldar bei der Behörde, wo die zu befehente Stell 
erledigt ift, überreichen, und diefelben mit den nöthigen Belegen über die 
zur Erlangung des Dienfted erforderlichen Eigenfchaften verfehen follen. 
Jene Bitäwerber hingegen, welche fich bereit® in einer öffentlichen Dienſt⸗ 
leiftung befinden, haben ihre Gefuche um Beförderung oder Ueberfehung 
bei der ihnen unmittelbar vorgefehten Behörde amzubringen, 
und felbe durch diefe weiter befördern zu laffen (Hfd. v. 17. December 
1819, Ar. 1638 der J. G. S.; n. d. Reg. Pr. Circ. v. 10. November 
1833, 3. 2206). Die Bittfteller haben fih in ihren Gefuchen inäbefon- 
dere andzuweifen: a) über ihre perfünlichen Berhältniffe Name, Alter, 
Stand u. f. w.), b) über ihre bisherige Dienftleiftung; c) über die erwor⸗ 
benen Kenntniffe; d) über ihr moraliſches Betragen; und e) wenn es 
fih um ein Amt handelt, welches mit einer Gautionsleiftung ver: . 
bunden ift, über den Umſtand, daß fie die erforderliche Caution zu Iei- 
fien im Stande find (gal. Gub. Vdg. v. 23. Auguft 1793, pol G. ©. 
Br. 13, ©. 20.) 

Ausführliche Verfügungen in Anfehung der Competenz um erledigte 
Juſtizſtellen find in den SH. 24—26 des Pat. v. 28. Juni 1850, 
Nr. 258 des R. ©. BL, und in dem Yuftiz-Min. Erl v. 30. Jänner 
1851, Ar. 27 des R. G. Bl., dann hinfihtlich der ftaatsanmalt- 
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fhaftlihen Stellen in den 88. 20—24 des Pat. v. 10. Juli 1850, 
Nr. 266 des R. ©. Bl. enthalten. 


8. 54. 
Ernennung der Beamten und Diener. 


Die Ernennung der Staatöbeamten und Diener ſteht häufig nicht 
denjenigen Behörden zu, bei welchen die zu befeßenden Dienftpläge im 
Erledigung gekommen, fondern bleibt einer höheren, vorgeſetzten Stelle, 
in vielen Fällen Seiner Majeftät dem Kaifer vorbehalten. Iſt dieſes der 
Fall, fo find dann von den untergeordneten Behörden nur die geeigneten 
Beſetzungsvorſchläge zu erftatten, von denen im folgenden $. 55 
die Rede fein wird. 

Die Minifter werden nad 8. 19 der R. V. vom Kaifer ernannt; 
eben fo gehen alle Perfonal-Ernennungen im Reich srathe vom Kaifer 
aus (8. 14 des. Bat. v. 13. April 1851, Nr. 92 des R. G. BL); der 
Kaifer beruft die Gefandten auf ihre Poften ($. 17 der R. 3.) und 
überhaupt Tann .ald Negel angenommen werden, daß die Belegung al- 
ler höheren Dienftesftellen, wie der Sectionschefd, Minifterialräthe 
und Sectiongräthe, dann der Minifterial-Secretäre, fo wie der Protocolls«, 
Erpeditd-, Archivs: und Regiftraturd-Directoren bei den Minifterien (a. h. 
Entſchl. v. 11. December 1816) unmittelbar vom Monarchen ausgeht. 
‚Die mindern Dienftpläbe werden im Allgemeinen von den betref- 
fenden Miniftern verliehen, während die Befeßung der untergeordne- 
ten Poften ſowohl im Concept3- ald im Kanzleifache meiftentheils jenen 
Behörden überlaffen bleibt, bei welchen fie in Erledigung fommen. Die 
wichtigften für die einzelnen Verwaltungszweige geltenden Beſtimmungen 
laſſen fi in Folgendem zufammenfaffen: | 

Die Statthalter werden vom Kaifer ernannt ($. 92 der R. 2.) 

Die Ernennung der Eonceptsbeamten bei den politifchen 
Behörden und der Secretäre bei den Statthaltereien und 
Kreisregierungen ſteht dem Minifter des Innern zu. 

Der Statthalter ernennt die Seceretäre der Bezirkshaupt— 
mannfchaften und das Dienftperfonale bei den politifchen Stel- 
len, und. bewilliget die Zulaffung zur vorbereitenden praktiſchen Ber 
wendung bei einer politifchen Behörde; eben fo befebt er jene Dienſtes⸗ 
ftellen bei den im Kronlande befindlichen Straf, Correttions⸗ und Ar- 
beitöhäufern, bei Taubftummen- und Blinden » Snftituten, Kranken⸗ Ge- 
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bär⸗ und Findelhäuſern, PBfand- und. Leihanftalten u. f. w., deren Ber- 
leihung früher der politifchen Landesſtelle zuftand (8. 10 der Inſtt. f. d. 
pol. Behörden v. 14. April 1850.) 

Die Stadthauptleute und Biceftadthauptleute werden vom 
Kaifer ernannt. Der Minifter des Innern ernennt die übrigen Gon- 
cepts-Beamten der Stadthauptmannfchaften. Der Statthalter 
ernennt da8 Kanzleiperfonale und bewilligt die Zulaffung zur vor⸗ 
bereitenden praftifchen Verwendung bei der Stadthauptmannſchaft. 
Das Dienftperfonale wird vom Stadthauptmann ernannt; ihm ſteht 
auch mit Zuftimmung des Statthalterd die Aufnahme. von Diurniften zu 
(8. 12 der Grundzüge f. d. Organifation der Polizeibehörden v. 10. De- 
cember 1850.). : 

Die Mitglieder der bei den Statthaltereien errichteten fländigen 
Medicinal- Eommiffionen werden von dem Miniſter des Innern 
ernannt ($. 15 der Min. Vdg. v. 1. October 1850, Nr. 376 des 
N. G. Bl). Dasfelbe gilt von den Mitgliedern der dem Minifterium 
des Innern beigegebenen Medicinal- Commiffion mit Ausnahme 
des Sanitäts⸗Referenten, des Referenten des Quarantäne Welend beim 
Handeldminifterium und des ärztlichen Referenten beim Unterrigte- :Mini- 
fterium (8. 21 ebd.). 

Die Präfidenten und Räthe des oberſten Gerichts- und 
Caſſationshofes werden vom Kaifer ernannt ($. 16 des Pat. v. 
28. Juni 1850, Nr. 258 des R. G. BL). Den Präfidial-Secretär 
ift der erſte Präfident des gedachten Gerichtähofed zu ernennen berechtigt 
(8. 13 des Pat. v. 8. Auguft 1850, Nr. 325 des R. ©. BL). Die Er: 
nennung des ganzen übrigen Hilfs- und Kanzlei - Berfonales ift 
dem Blenarfenate (der vollen Ratheverfammlung diefed Gerichtähofes) 
nah Anhörung des General-Procuratord vorbehalten ($. 16 lit. a ebd.). 

An Anfehung der übrigen Gerichte gilt die Beftimmung, daß die 
Ernennung der Präfidenten, Senatdpräfidenten und fämmtlicher 
Räthe, mit Einfhluß der Bezirksrichter I. CL dem Kaifer vorbe 
halten bleibt (8. 16 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. BI). 
Die Bezirksrichter IL und IL EL, die Affefforen, Adjuncten 
und Auscultanten, die Secretäre und Arhivare, die Grund: 
buchs⸗- und Depofitenamtsd-Directoren werden vom Juſtiz⸗Mini⸗ 
fter ernannt (8. 17 ebd.). Alle übrigen Beamten und Diener der 
Juſtiſtverwaltung werden, wenn ihre Stelle bei einem Landes⸗ oder Han- 
belögerichte oder bei einem Cherlandeögerichte in Erledigung gelommen 
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it, von diefen Gerichten, wenn es ſich aber um die Belebung eines 
bei einem Bezirlögerichte erledigten Dienfipoftend handelt, von demjenigen 
Randeögerichte ernannt, in deſſen Sprengel ſich jened Begirksgericht be 
findet ($. 18 ebb.). Die eben erwähnten Befepungen find von dem hierzu 
berufenen @erihte in voller Rathsverſammlung oder im Plenarſenate 
nad Anhörung des Staatsanwaltes beziehungsweiſe des Generalprocura- 
tors duch Stimmenmehrheit vorzunehmen ($. 21 ebd.) Die Aufnahme 
und Zuweifung der Rechtöprakticanten iſt dem Oberlandesgerichts⸗ 
präfidenten, jene der Tagfchreiber, in der vom Oberlandeägerichtäprä- 
fidenten für feinen Sprengel feftgefehten Zahl, dem Landesgerichtäpräk- 
denten überlaffen (8. 29 ebd.). Die Ernennung der Beifiger aus dem 
Handelsftande bei den Handelögerichten und Handelsfenaten der Lan- 
desgerihte, dann der bergfundigen Beiſitzer bei den Bergfenaten 
erfolgt durch den Zuftig » Minifter im Einvernehmen mit den Miniftern 
ded Handels rüdfichtlich des Bergweſens ($. 27 ebd.). 


Die Ernennung der Generalprocuratoren und ihrer Stell- 
vertreter, fo wie der bei den Landesgerichten angeftellten Staatsan- 
wälte und Ober-Staatsanwälte, und der in der VIL. Diätenclaffe 
ftehenden Staatdanmwaltd-Subftituten ift dem Kaifer vorbehalten. 
Die übrigen Staatsanmwalt3-Subftituten werden vom Juſtiz-Mi— 
nifterium, die fämmtlihen Ranzleibeamten und Diener endlich von 
dem Generalprocurator ernannt ($$. 14 und 15 ded Pat. v. 10. Juli 
1850, Nr. 266 des R. ©. BL). 


Bei der Aufnahme von Rechtsprakticanten, welche ihre Rechts- 
praxis bei der Staatdanwaltfchaft beginnen, ift der Generalprocurator 
verbunden, mit dem Oberlandesgerichtd - Präfidenten das geeignete Ein- 
verftändniß zu treffen; die Aufnahme von Tagfhreibern innerhalb 
der für die einzelnen Staatsanwaltfchaften beftimmten Zahl Tann er aber - 
von Kal zu Fall demjenigen Staatdanmwalte überlaffen, bei dem fie ver- 
wendet werden follen (68 28-und 29 ebd.). 

In Anfehung der Finanzbehörden muß in Crmanglung nen 
ser Beftimmungen auf das Hfkmrd. v. 11. Zänner 1810 (pol ©. ©, 
Bd. 33, ©. 9) zurücdgegangen werden, welchem zu Folge die Beſetzung 
allex, nit der a. bh. Benennung vorbehaltenen Dienfte in dieſem Zweige 
der Staatsverwaltung, fo wie die Bergebung ſämmtlicher Caſſebedien— 
tungen, in den Wirkungökreis des Yinanz- Minifteriums gehörte; den 
Finanzlandesbehörden bliebe nur die Beſetzung jener Dienftesftellen bei 
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den untergeordneten Aemtern überlaffen, beren Gehalt den Betrag von 
jährlichen 400 fl. nicht überfteigt. 

Die Ernennung der Eonfular-Eleven gefhieht durch das PR 
deld-Minifterium ($. 10 der a. h. Entſchl. v. 20. October 1849, Rr. 424 
des R. ©. BL) Die Anftellung der Hafen: und Seefanitätt- 
beamten, der Hafendiener und Snfpectiond-Quardiane fteht 
der Gentral-Seebehörde zu; nur jene der Vorfteher bei den Gentral-Aem- 
tern, Aemtern und Lazarethen, wie auch aller andern Bedienfteten, deren 
Gehalt 800 fl. überfteigt, ift dem Handelsminifterium vorbehalten (8. 49 
der k. Bdg. v. 15. Mat 1851, Nr. 165 des R. ©. BL). Diefem ift auch 
die Ernennung der Minifterial- Commiffäre bei den Eiſenbah— 
nen durd den Min. Erl. v. 18. März 1849, Nr. 173 des R. G. Bl. 
zugewiefen. 

Die Schullehrer an den Trivialſchulen, fo wie die Leh— 
rerinnen an den Mädchenſchulen für gebildete Stände werben über 
Präſentation der dazu berechtigten Perfonen oder Behörden und nad) 
eingeholtem Gutachten der Schuldiftrictdauffeher von den Confiftorien 
angeftellt (68. 141 — 147 der Sch. Verf.). Verfäumen die Präfentanten 
die gefekliche Frift von 4 Wochen, fo hat ihnen der Schuldiftrictdaufieher 
eine neue frift von 14 Tagen zu geben, und wenn während derſelben 
die PBräfentation nicht erfolgt, von Amtswegen einen Lehrer dem Confi- 
ftorium in Vorſchlag zu bringen, welches denfelben auf den erledigten 
Dienft anftellet (8. 148 ebd.). Die Directoren und Lehrer der 
Normal-Hauptfchulen werden von dem Minifterium des Unterrichts, 
die Directoren und Lehrer der übrigen Hauptfehulen von den 
Zandes-Schulbehörden ernannt (8. 135 ebd.). An den Stiften nnd Klö— 
ftern, welche fich dem Unterrichte widmen, fteht zwar das Necht, die Di- 
rectoren, Lehrer oder Lehrerinnen zu beftimmen, den Obern zu, jedoch 
miüſſen fie ihre Anträge vorläufig der Landes Schulbehörbe mittelft des 
Sonfiftoriumd zur Genehmigung vorlegen ($. 138 ebd.). Die Kateche— 
tenftellen an den Normal» Hauptfchulen werden von den Landesfchul- 
behorden im Einvernehmen mit den Ordinariaten befebt (St. H. C. D. 
v. 28. Rovember 1834, 3. 7571); die Katechetenftellen an den übrigen 
Hauptſchulen aber nur dann, wenn der Gehalt aus dem Religiondfonde 
beftritten wird. Iſt dieß nicht der Kal, fo muß doch vor der Befegung 
die Anzeige an die Landesſchulbehörde gemaht und die Genehmigung 
derfelben eingeholt werden ($. 137 der Sch. Verf.). Die Belebung der 
Lehrkanzeln an den Univerfitäten, Lyceen, Gymnaſien, technifchen In⸗ 
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ſtituten und Realſchulen geſchieht entweder durch das Minifterium des 
Unterrichtes felbft, oder über Antrag desjelben durch den Tandesfürften 
(Min. Erl. v. 11. December 1848, Nr. 20 ded R. ©. DL und für das 
lomb. venet. Königreich Min. Bdg. v. 13. N 1850, Rt. 55 des 
R. G. BL). 


8. 55. 
Erfiaffung von Beſetzungsvorſchlagen. 


Wenn die Befebung eines erledigten Dienftpoftend nach den befte- 
henden Directiven einer höheren Behörde überlaffen ift, fo haben ge 
wöhnlich die untergeordneten Stellen einen Beſetzungsvorſchlag zu er- 
ftatten, wie dieß in Anfehung der politifhen Verwaltungsbehörden 
durch 8. 10 der Inſtr. für diefelben v. 14. April 1850, in Anfe- 
hung der Polizeibehörden durch den $. 2 der Grundzüge für diefelben, 
hinſichtlich der Anftellungen im Juftizfahe durch $$. 22, 23 und 26 des 
Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. Bl, dann 88. 18, 19 
-und 27 ded Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 des R. G. BL und 8. 16 
lit. b. des Pat. v. 8. Auguſt 1850, Nr. 325 des R. ©. BL; — 
für den Hafen und See» Sanitätsdienft in dem $. 49 der E. Dog. 
v. 15. Mai 1851, Nr. 165 ded R. ©. Bl. u. f. mw. insbeſondere vorge 
fchrieben ift. 

In Anfehung der Lehrämter gelten folgende Beftimmungen: Weber 
die Belebung derjenigen Schuldienfte, welche die Landes - Schulbehörde 
oder das Unterrichtd-Minifterium zu verleihen hat, hat der Schuldiftrict3- 
auffeher mit Beilegung aller einfommenden Bittfchriften dein Confiftorium 
den gutächtlichen Bericht zu erftatten, und das würdigſte Subject in Vor- 
hlag zu bringen. Das Conftftorium erftattet feinen Bericht an die Lan⸗ 

‚ desfchulbehörde ($. 149 der Sch. Verf.). Der Vorfchlag zur Beſetzung der 
Lehrerftellen an Univerfitäten, Lyceen, Gymnaſien, technifchen Inſtituten 
und Realſchulen geht von dem Lehrförper der Anftalt aus, an welcher 
das Amt erledigt ift, und ift durch das Landespräfidium an das Mini- 
fterium zu erftatten. Es ift dabei jedesmal eine Terna vorzuſchlagen (Abſ. 
1 des Min. Erl. v. 11. December 1848, Nr. 20 des R. G. BL). Für 
das Tomb. venet. Königreich find die analogen Beftimmungen in der 
Min. Vdg, v. 13. Jänner 1850, Nr. 55 des R. ©. Bl. enthalten. 

— Bei jedem zu erftattenden Befebungsvorfchlage find fämmtliche Be⸗ 
werber um eine Dienfteöftelle in eine Tabelle (die f. 9. Gompetenten- 
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Tabelle) zufammenzufaffen, und die Eigenfchaften und Berdienfte derſel⸗ 
ben in den dazu beftimmten Rubriken aufzuführen (Hflzlv. v. 2. Sep- 
tember 1791, pol. G. ©. Bd. 3, ©. 73; St. H. C. D. v. 20. Mai 
1826, 3. 2134). Dieß hat auch dann zu gefchehen, wenn jemand vorge- 
[lagen wird, der um den erledigten Dienftpoften nicht angefucht bat 
(Hftzlid. v. 11. April 1824, pol. ©. ©. Br. 52, ©. 192.). 


Die Eompetenten- Tabelle hat zu enthalten: Name, Stand und 
Rang des Bittwerbers; Vaterland und Geburtsort (Hfd. v. 27. Juli 
1798, Nr. 424 der %. ©. ©.); die verfhiedenen Dienftleiftungen jedes 
Individuums und den Tag, an welchem e3 dazu gelangt ift, um die 
Dienftzeit und den Rang der Competenten unter einander daraus ent- 
nehmen zu fönnen (Hfkzld. v. 19. Juli 1821, pol ©. ©., Bd. 49, 
©. 190); die Verwendung in dem bidherigen Dienfte; die erworbenen 
Kenntniffe, indbefondere auch nah dem Juſtizhfd. v. 30. October 1828 
die ausgewieſenen Sprachtenntniffe; dann das moralifche Betragen; end: 
lich auch die Gchaltögenüße, die in partem salarii verfiehenen oder die 
feinen Gehaltstheil bildenden Emolumente und Natural: Deputate; Turz 
alle Rückſichten, welche geeignet find, zur Ausmeſſung der Dienfttaren 
einen fichern Anhaltspunct zu gewähren (Hfkzld. v. 12. April 1823, pol. 
G. ©. Bd. 51, ©. 111.). 

Alle diefe Rubriken find mit der gewiffenhafteften Verläßlichkeit aus- 
zufüllen, und es ift ſich dabei keines Ausdruckes zu bedienen, der einen 
ſchwankenden, zweifelhaften oder doppelfinnigen Begriff geben Tann 
Gfkzld. v. 27. Febr. 1806, pol. G. ©. Bd. 26, ©. 24.). Ueberhaupt ift 
nur dasjenige aufzunehmen, worüber volllommene Sicherheit herrſcht 
(Gfkinrd. v. 26. November 1820, pol. G. ©. Bd. 48, ©. 441 und Ju 
ftizhfd. v. 7. October 1826, in Mühlfelv’3 o. a. Werke, VII. Thl. ©. 7); 
follten ſich Zweifel ergeben, fo find diefelben vorher zu löſen (Juſtizhfd. 
v. 9. Suni 1826, Gouttaffhe G. ©. Bd. 27, ©. 185.). 


8. 56. | 
Allgemeine bei Dienfidefeßungen zu beobachtende Grundfäge. 


Als allgemeine, bei Dienftbefeßungen, und daher auch bei der Er- 
ſtattung der Befeungsvorfchläge zu beobachtende Grundſätze laſſen ſich 
folgende hervorheben: 


1) Für einen erledigten Dienſtpoſten iſt Riemand in Vorſchlag zu 
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bringen, der nicht alle dazu erforderlihen Eigenfhaften 
(88. 24—51 d. ®.) befikt. 

2) Unter mehreren tauglichen Bewerbern hat nicht fo feht das Dienft- 
alter, als vielmehr die höhere Fähigkeit und der größere 
Fleiß den Ausfchlag zu geben (Hflzld. v. 30. November 1826, 
3. 31774; — Hfkzld. v. 23. Jänner 18:0, pol ©. ©. Br. 68, 
S. 19.) 

3) Wenn um eine erledigte Bedienftung bereits angeftellte Individuen 
eintommen, die durd ihre Erneunung gegen ihren vori- 
gen Genuß verlieren würden, fo find fie von dieſem ihnen 
benorftehenden Berlufte zu unterrichten, und ihre Ernennung darf 
nur dann Statt finden, wenn fie ſich dem gedachten Verluſte frei» 
willig unterziehen (Hflzld. v. 20. Juli 1816, pol ©. ©. Bd. 44, 
©. 254.). 

4) Zur möglichften Schonung der Finanzen ift die Beſtimmung ge- 
troffen, daß bei der Befegung erledigter Stellen vor Allem auf 
die Unterbringung noch tauglicher Quiescenten oder anderer . 
vom Staate eine Unterftüßung genießender Indivi— 
duen Bedacht zu nehmen fei (Hfb. v. 30. October 1787; Hfd. v. 
10. März 1791; Hfd. v. 25. November 1791 ; Iſtzhfd. v. 17. Sep: 
tember 1792; Decr. d. Finanz - Hofftelle v. 21. December 1797, 
pol. G. ©. Bd. 11, ©. 228; Hfkzld. v. 16. Auguft 1810; Hfkzld. 
v. 9. Mai 1831, 3. 11068). Diefe Vorfhrift hat auch dann zu 
gelten, wenn die im Penſions- oder Quiescenten- Stande befindli- 
chen Perfonen ſchon über 40 Jahre alt find (Hfkzld. v. 28. Juli 
1823, pol ©. ©. Bd. 51, ©. 185.). Wenn demnach ein Beamter 
zu der von ihm befleideten Stelle gewilfer Umftände wegen als 
untauglich erfcheint, aber doch anderswo, wenn auc in einer min- 
deren Kategorie, zu dienen noch im Stande üft, fo fol er bei ſich 
ergebender Apertur, jedoch mit Beibehaltung feines Charakters und 
Gehaltes, dahin überfeht werden. Beträgt der Rubegenuß mehr als 
der Gehalt, welcher der zu überfommenden Stelle anflebt, fo ift 
ihm diefer fo lange zu belaſſen, bis er in eine Dienfteskategorie 
von gleichem Gehalte einrüdt; wenn er aber wieder in einem Dienfte 
angeftellt wird, für welchen eine gleiche oder höhere Befoldung 
audgemeffen ift, ald der Betrag feines Ruhegenuſſes ausmacht, fo 
iſt ihm der für die erhaltene Dienftesftelle ausgemeffene Gehalt an- 
zumeifen (Hfkimrd. v. 26. Mai 1808, pol G. ©. Bd. 19, ©. 185 
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und Hfd. v. 30. Juni 1803 ebd. Bd. 13, ©. 238.). Die Quies 

centen find verpflichtet, Dienftpoften, um welche fle auch nicht 

" angefucht haben, unter den oben angeführten Boransfehungen, an⸗ 
zunehmen (Hfkzld. v. 7. Auguft 1825 bei Müblfeld a. a. O. Bd. VIE 
©. 113); fie find daher, wenn fie fi) der Unterfuchung über ihre 
fernere Dienfttauglichleit vorfäglich entziehen würden, mit dem Ber: 
luſte ded Quiescenten-Gehalted zu bedrohen, und wofern auch diefe 
Drohung feinen Erfolg haben follte, ift der Quiescentengebalt wirt: 
lich ohne Weiterd einzuziehen (Hflmrd. v. 5. Jänner 1827, Gout- 
tafche &. ©. Bd. 28, ©. 30). _ 

5) Endlich ift, um auch den Schein von Parteilichkeit zu vermeiden, 
fteenaften® im Auge zu behalten, da zu nahe Berwandte oder 
verfhwägerte PBerfonen bei einer und derfelben Behörde nicht 
angeftellt werden dürfen. 

Das Verbot der Berwandtfhaft und Schwägerfhaft der Beamten 
in einer und derfelben Behörde oder bei einem und demfelben Amte er- 
ftredt fih nad dem Hfkzld. v. 7. December 1838 (pol. G. S. Br. 66, 
©. 493) auf Blutöverwandte in auf» und abfleigender Linie, bei den 
Seitenvertvandten bis auf den Oheim und Neffen, dann auf Verſchwä⸗ 
gerte in demfelben Grade einfhlüffig. Unzuläffig ift eine derlei Verwandt⸗ 
fhaft oder Schwägerfchaft zwifchen den Vorftehern, Räthen und Stimm- 
führern bei politifchen , leitenden Finanz» und Comptabilitätsbehörden 
und Aemtern; nur können da, wo die Gefchäfte in mehrere Senate ab- 
gefondert find, bei den verfhiedenen Senaten auch abgefanderte Anftel- 
Iungen von Berwandten und Verſchwägerten Statt finden. 

Bei dem untergeordneten GConceptöperfonale der oben bezeichneten 
Behörden, fo wie bei jenen Beamten, welche bloß für die Manipulatione- 
Fächer des Einreichungsprotokolls, Expedits und der Regiftratur beftimmt 
find, dann in Anfehung der bloßen Diener ift jenes Verbot darauf be» 
ſchränkt, daß derlei untergeordnete Concepts- und Manipulationd«Beamte 
oder Diener weder mit dem Vorſteher der Behörde noch mit dem Amts- 
porfteher, dem fie unmittelbar untergeordnet find, noch mit irgend einem 
andern Beamten, mit welchem fie im Verhältniſſe der Unterordnung oder 
dex Gontrolle ftehen, in einem der bezeichneten Grade verwandt oder ver: 
ſchwaͤgert fein dürfen. Eben fo unzuläffig ift das oben bezeicänete Ber- 
wandtſchafts⸗ und Schwägerfchafts-Verhältniß bei den Beamten der Caſ⸗ 
few, Rent, Tar- und Gefälldämter und überhaupt bei folchen Aemtern, 
welche es mit einer Geldgebahrung und Geldverrechnung zu thun haben, 
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‚und zwar ziwifchen allen Beamten eines und desfelben Amtes, folglich 
fowohl zwifchen den Vorgeſetzten und Untergebenen,, ald auch zwifchen 
den Untergebenen unter fich felbit, mit Einfchluß der Amtsdiener. Wenn 
bei einem und demfelben Amte ſolche Berwandtihafte- und Schwäger- 
fhafts » Verhältniffe erft in der Folge durch Ehen herbeigeführt werben, 
fo muß durch angemefjene Ueberfeßungen, jedoch ohne Nachtheil im Ge- 
halte, unverweilt Abhilfe gefchafft werden, ohne daß jedoch hierdurch ein 
anderer verdienftlicherer oder bei gleichen Eigenfchaften und Berdienften 
in gleicher Kategorie oder gleichem Range länger dienender Beamter leide. 
Wo die Abhilfe außer der eigenen Wirkſamkeit der Behörde liegt, ift 
hierzu der Vorſchlag an die höhere. Behörde zu erftatten. Demzufolge hat 
wer immer ſich um eine Anftellung bei einer der bezeichneten Behörden 
bewirbt, in feinem Gefuche genau anzugeben, ob und in welchem Grade 
er mit einem oder dem andern Beamten derjenigen Behörde, bei welcher 
er eine Anftellung fucht, verwandt oder verfchwägert fe. Ein Beamter, 
welcher diefe Anzeige in feinem Gefuche zu machen unterläßt, hat, falls 
er die verlangte Anftellung erhält; es fich felbft zuzufchreiben, wenn feine 
Berfegung auf einen andern Dienftplab, auch in einer geringeren Dien- 
jtestategorie erfolgt, oder wenn er der normalmäßigen —— un⸗ 
terzogen wird. 

Hinſichtlich der Juſtizbeamten verfügt gegenwärtig der 8. 13 
des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. Bl: Jene, welche in 
auf- und abfteigender Linie überhaupt verwandt oder verfchwägert, oder 
in der Seitenlinie bi8 zum vierten Grade verwandt, oder bis zum zwei⸗ 
ten Grade verſchwägert find, dürfen bei einer und derfelben Juſtizbehörde 
nicht angeftellt werben. In Anfehung der Raths- und Amtsdiener, in 
fo fern fie nicht Eaffendiener find, dann der Hausknechte ift das Verbot - 
der Verwandtſchaft und Schwägerfchaft barauf befchräntt, dag diefe Die- 
ner mit feinem Angeftellten, zu. welchem fie in dem Berhältnffe der Un- 
terordnung ftehen, in einem der bezeichneten Grade verwandt oder ver- 
ſchwägert fein dürfen. 

Als Mitglieder der Staatsanwaltfchaft eines beftimmten Ge 
richtes können. nah 8. 13 das Pat. v. 10 Zuli 1850, Nr. 266 ded 
N. ©. Bl. folche Perfonen nicht angeftellt werden, welche mit einem rich» 
terlichen Beamten dieſes Gerichtes, oder mit einem Mitgliede der bei 
demfelben fungirenden Staatdanwaltichaft in auf oder abfteigender Linie, 
oder in dem vierten oder in einem näheren Grade der Seitenlinie ver- 
wandt oder im zweiten Grade verfehwägert find. Auch die Kunzleibeamien 
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und Diener der Stastsenwaltfchaft dürfen mit ihren Vorgefebten nicht 
in dem erwähnten Grade verwandt oder verfchwägert fein. _ 

Bei einer und der nämlihen Bildungsanftalt dürfen Indivi— 
duen, welche in aufs oder abfteigender Linie, oder ald Gefchmifterfinder, 
oder noch näher in der Seitenlinie verwandt, ober in gleicher Art ver 
fhwägert find, zwar im Verhältniffe der Coordination, aber nicht 
der unmittelbaren. Subordination angeftellt werden, oder ald Sup- 
plenten dienen (St. H. €. D. v. 15. Juni 1827, 3. 1069 und v. 
29. December 1828, 3. 6729 und $. 166 der Sch. Verf). Diefe An- 
ordnung dürfte als noch in Kraft beftehend anzufehen fein, weil das 
oben angeführte Hfkzld. v. 7. December 1838 der Anftellungen im er 
fahe nicht erwähnt. 


8. 57. 
Befondere ———— der Militärperſonen bei Derfeihung von Civil 
Bedienſtungen. 


| Ueber die Anftellung penfionirter und quiescirter Militär: 
Dfficiere bei Eivilämtern befteht ein ausführliches Normativ in dem 
Hfkzld. v. 2. Jänner 1817 (pol. G. ©. Bd. 45, ©. 4). Demfelben zu 
Folge müffen, um eine genaue Kenntnig von den Eigenfchaften der eine 
Civilbedienftung verlangenden Dfficiere zu. erhalten, von der Militärbe- 
hörde über die Qualification derfelben genaue Ausweiſe verfaßt wer- 
den; und zwar haben fich diefe Ausweiſe nach dem Hfkzld. v. A. April 
1826 (pol. &. ©. Bd. 54, ©. 42) auch auf alle mit Gnadengehalten 
betheilten Dfficiere und andere zum Armeedienfte gehörige, penfionirte oder 
mit Gnadengehalten betheilte Militär-Individyen oder Parteien, — und 
nıd der n. d. Rggs. Vdg. v. 18. October 1828 auf die aus der Neu- 
ftädter-Militär-Afademie wegen Untauglichkeit zu Feldkriegs-Dienſten aus 
gemufterten, und mit der ftiftmäßigen Penfion jährlicher 150 fl. betheil- 
ten Zöglinge zu erftreden. Die gedachten Ausweiſe find den Civil - Be- 
hörden mitzutheilen, um bei Vergebung erledigter Dienftespläge diejeni- 
gen Dffieiere bedenken zu können, welche die volllommene Qualifica- 
tion dazu haben. Alfe Vierteljahre ift das Verzeichnig der in diefer Zeit: 
frift untergebrachten Militär - Individuen, mit genauer Bezeichnung der 
erhaltenen Dienfteöftellen und der damit verbundenen Gehalte dem Mi: 
nifterium des Innern vorzulegen. 
Obwohl kein penfionirter Officier zur Annahme eines Civildienſtes 


= 
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geswungen werden Tann, fo ift doch jeder in Folge feiner Competenz im 
Civile angeftelte penfionirte Offizier verbunden, binnen 6 Werken von 
dem Tage, als feiner vorgefepten Milttärbehörde die Nachricht won einer 
Dienfteöverleihung befannt gegeben wird, bei der vorgefegten Cüvilſtelle 
wegen Mebernahme des Dienftes fich zu melden, widrigenfall® die unter-. 
laſſene Meldung als eine ftillichweigende Entfagung angefehen werden 
würde (Hflmed. v. 10. März 1803 u. Hfkzld. v. 2. Fänner 1817 a. a. O.). 
Wenn übrigens eine Dienftftelle befondere Manipulationskenntniſſe (wie 
bei Regiftraturen der Fall ift), oder längere Dienftederfahrung (tie bei 
Protocolliftene oder Secretärd-Stellen) oder die Zurüdlegung fämmtlicher 
Studien vorausfept, fo ift es nah dem Hfkzld. v. 26. Auguft 1817, 
pol. G. ©. Bd. 45, ©. 322 und dem Hfd. v. 27. December 1817, 
Nr. 1401 der J. G. ©. nicht hinreihend, daß fih die um dergleichen 
Stellen bewerbenden penfionirten Dfficiere mit den dazu erforderlichen 
theoretifchen Kenntniffen ausweifen, fondern es ift auch nothwendig, daß 
fie ihre praßtifchen Kenntniffe, fomit ihre wirflihe Qualification durch 
eine längere Hebung im Dienfte unter den Augen der Behörde erprobt 
haben. Zu diefem Ende ift ihnen nicht nur der Eintritt in die @ivil- 
Praris, wenn fie ſich hierzu melden, und mit den nöthigen Vorkenntnif- 
jen ausweiſen, ohne Anftand zu geſtatten, fondern ihnen auch während 
derfelben alle mögliche Gelegenheit zu ihrer fchleunigeren und volllom- 
menern Gefhäftsbildung zu verfchaffen. 

Wenn ein penfionirter Officier insbeſondere als Kanzellift bei einer 
Civilgerichtsbehörde angeftellt zu werden wünfcht, fo hat er zu Folge 
Juſtizhfd. v. 30. September 1823 (Goutta’fhe G. G. Bd. 23, ©. 561.) 
vorher mit. feiner Penfion ald unentgeltlicher Kanzlei - Prakticant oder 
Acceſſiſt bei jener Gerichtsbehörde, wo er eine Kanzelliftenftelle zu erhal- 
ten wünfcht, einzutreten. 

In Anſehung der Dienitpläße, die bloße Fertigkeit im Schreiben 
und Rechnen, und einige Uebung fordern, ift, fo lange taugliche Officiere 
vorhanden find, auf diefe vorzugsweife Nückficht zu nehmen (Hflzld. v. 
26. Auguft 1817 a. a. O.). 

Dagegen ift dafür zu forgen, daß nicht etwa caffirte Offidere 
wieder angeftellt werden, was aber nad der Weifung des Hftzld. v. 
3. Juli 1817 (pol. ©. ©. Bd. 45, ©. 185) nicht leicht gefchehen Tann, 
wenn ſich die Civilbehörden die Austritts⸗ « Sertificate der eine Anſtellung 
juchenden Dfficiere jederzeit vorweifen laſſen, da foldhe nur jenen Mili⸗ 
tärperfonen ertheilt werden, welche ihre Charge tadelfrei ausgebient haben. 
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Ueberhaupt duͤrfen ausgetretene Militärperſonen in folgenden drei 
Fallen ohne beſondere höchfte Bewilligung im Cüvildienſte nicht angeſtellt 
werden: a) wenn fie ein Verbrechen begangen und fich eine gerichtliche 
Beftrafung zugezogen haben, oder nur ab instantia losgefprochen worden 
find; b) wenn fie auch nur im Diciplinar - Wege Beftrafungen folcher 
Vergehen halber erlitten haben, die ihrer Natur nach entehrend, oder von 
ſolcher Befchaffenheit find, daß fie die Angemeffenbeit des Dienſtwerbers 
zu einer Civil-Anftellung überhaupt, oder zu dem gefuchten Dienfte ins- 
befondere offenbar- ausfchliegen oder auch nur mit Grund bezweifeln Taf- 
fen; e) wenn fie durch Gaffation ihrer Stellen verluftig oder bloß mit 
Laufpaß entlaffen worden find (Hfkzld. v. 16. Mai 1835, pol. G. ©. 
Bd. 68, ©. 179.) 

Die Weifung, Snvaliden-Unteroffiziere und Gemeine vor 
.züglich bei der Dienerfchaft der Behörden anzuftellen, wurde urſprünglich 
durch das Hfd. v._31. December 1797 (pol. G. ©. Bd. 11, ©. 229) 
ansgefprochen, und feit jener Zeit oftmals, indbefondere durch Hfd. v. 
4. December 1801, Hfkzld. v. 23. Juli 1803, Juſtizhfd. v. 30. Mai 
1806, Hfkzld. v. 19. Auguft 1813 und Hfd. v. 9. Juli 1823 (pol, 
®. ©. Br. 51, ©. 175) wiederholt. 

Jedoch foll nah dem Hfd. v. 3. Auguft 1793 (pol. G. ©. Bd. 3, 
©. 14) fein Soldat angenommen werden, der ſchon 60 Jahre alt, oder 
mit, foldhen Törperlichen Gebrechen behaftet ift, welche vermuthen Taffen, 
daß er in einigen Jahren nicht weiter im Stande fein werde, feinen 
Dienft gehörig zu verfehen. | 


$. 58. 
Beeidigung der Sfaafsdiener. 


Alle in öffentlichen Dienften ftehenden Beamten find in Gides- 
pflicht zu nehmen (Pat. v. 28. October 1758.). Diefe allgemeine Bor- 
ſchrift wurde durch befondere Anordnungen binfichtlich der einzelnen Dien- 
fteöfategorien wiederholt auögefprochen, und es wurden zugleich die, den. 
obmwaltenden Dienftesverhältniffen entforechenden Eidesformeln hinans- 
gegeben. So enthalten die SS. 31 und 32 ded Pat. v. 10. Juli 1850, 
Nr. 258 des R. G. BL die Beſtimmungen über die Beeidigung ber 
Ssuftiz » Beamten, und die 88. 30 bis 33 des Pat. v. 28. Juni 1850, 
Nr. 266 des R. ©. BL jene über die Beeidigung der flaatsanwaltfchaft- 
lichen Funchionäre; die Beeidigung der Beamten. bei den ausfibenden 
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Gefalld aͤmtern nermirt dad Hfkmrd. v. 10. Mai 1846 (pol. ©. ©. Bd. 74, 
©. 102) und die Beeidigung der Fiscaladjuncten das Hfd. v. 30. Juli 
1815 (Goutta'ſche ©. ©. Bd. 25, ©. 377); für das zur Bewachung der 
Wälder aufgeftellte Forſtbeamten⸗ und Forftauffichte-Perfonale wurde eine 
befondere Eidesformel dur den Min. Erlaß v. 3. Jänner 1849, Nr. 67 
des NR. ©. DI feftgefebt; und die Minift. Bdg. v. 24. Mai 1850, Nr. 
219 des R. ©. Bl. hat zeitgemäßen Eidesformeln für bie Profeſſoren 
an Univerſitäten, techniſchen Inſtituten, Akademien, mediciniſch⸗ chirurgi⸗ 
ſchen Studien und wiſſenſchaftlichen Special-Inſtituten, dann für die 
Directoren an Gymnaſien, Realſchulen und andern Staatöfhulen, endlich 
für die Lehrer an den eben gedachten Bildungsanftalten eingeführt Der 
Dienfteid der Borfteher und Euftoden der Univerfitätd-, Lycral« und fon- 
ffigen öffentlichen Bibliotheken ift durch das Hflzld. v. 23. Juli 1807 
(pol. ©. ©. Bd. 29, ©. 37) geregelt. 

Bei bloßen Titelverleibungen ift fein Eid abzunehmen, wohl 
aber in allen Fällen der Verleihung eines hoheren Dienftcharakterd, und 
zwar in der Regel von dem Präfidio jener Stelle, welcher der Beförderte 
zur Dienftleiftung zugewiefen wird (Hfkzld. v. 8. April 1816, pol. ©. ©. 
By. 44. ©. 146.). 

Bon der früher angeordnet gewefenen Aufnahme einer eigenen 
Clauſel in Betreff der Theilnahme an geheimen Geſellſchaften 
in den Dienfteid der Beamten und öffentlichen Lehrer, und von der Ab- 
forderung eines darauf bezüglihen Reverſes hat es durch den Erlaß 
des Minifteriums des Innern und des Unterrichts v. 14. December 1848, 
Nr. 24 des R. G. Bl. und durch den Erlaß des Finanz » Minifteriums 
v. 25. März 1849, Nr. 191 des R. ©. Bl. fein Abkommen erhalten. 

Im Allgemeinen lautet die den gegenwärtigen Berhältniffen an- 
gepaßte Eidesformel für Staatsbeamte folgendermaßen: 

„Sie werden einen Eid zu Gott dem Allmächtigen ſchwören und 
bei Ihrer Ehre und Treue geloben, Sr. Majeftät Franz Jofeph I. von 
Gotted Gnaden Kaifer von Defterreih, König von Ungarn und Böh- 
men 2c. und nad Allerh. demfelben dem aus allerhöchft deſſen Stamm 
und Geblüte nachfolgenden Erben treu und gehorfam zu fein. Und 
nachdem fie zum — — — ernannt worden find, fo werden Sie ſchwö⸗ 
ven, ftetd das Befte,des Staatsdienftes im Auge zu halten, in Allem 
und Jedem die wahre Wohlfahrt der Monarchie auf Grundlage der 
von Sr. Majeftät Ihren Völkern allergnädigft ertheilten Verfaſſung zu 
befördern, fich die Beforgung der ihnen zugemwiefenen Gefhäfte in 
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deren vollem Umfange mit Eifer und Treue nach Ihrem beften Wif- 
fen und Gewiffen angelegen fein zu laffen. Sie werden die Aufträge, . 
die Ihnen von dem Herrn Minifter, "oder von Ihrem unmittelbaren 
DBorgefebten und deren Stellvertreter ertheilt werden, pünktlich und 
ſchleunig befolgen, die Ihnen anvertrauten Gefchäfte pflihtmähig ver- 
Ihwiegen halten, Niemanden davon Abfchriften oder Auszüge mitthei- 
len, in Dienftfachen mit Niemanden correfpondiren, jederzeit wie es 
einem ehrlihen Manne geziemt, ehrbar, gerecht, verfchwiegen und auf- 
rihtig handeln, und fich davon weder durch Gunſt oder Ungunſt, 
Freund: oder Feindſchaft, noch durch Verheißungen oder Gaben abwen⸗ 
dig machen laffen. Was mir eben vorgelefen worden ift, und ih in 
Allen wohl und deutlich verftanden habe, demfelben will ich getreu 
nachlommen. So wahr mir Gott helfe!“ 


— 0 m — — 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den Pflichten und Rechten der Staatsdiener. 





$. 59. | 
Allgemeinr Bemerkungen. 


Die beſonderen Pflichten, welche dem einzelnen Staatsdiener ob- 
liegen, werden dur die Natur feined Amtes oder Dienfted und 
die befonderen dafür beftehenden Vorfchriften näher beftimmt, und kön— 
nen eben deshalb bier nicht weiter erörtert werden; allerdings laſſen fich 
aber gewiſſe allgemeine Pflichten hervorheben, welche ſich in der Regel 
auf alle Staatödiener, als ſolche beziehen, und diefe follen in den nädjft- 
folgenden SS. einer näheren Betrachtung unterzogen werden. 


8. 60. | 
A. Pflichten der Staafsdiener im Allgemeinen. 
a) Genaue Erfüllung der Amtspflichten. 


Im Allgemeinen ift jever Beamte und Diener verbunden, die ihm 
durch fein Amt und feinen Dienfteid anferlegteu ._., auf das 


Stubenrauch, Verw.⸗Gefetzk. I. 
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Genaueſte zu erfüllen. Zu diefen Pflichten gehört ed auch, daß fi die 
Angeftellten durch ihr Verhalten fowehl in als ‚außer dem Amte oder 
Dienfte der Achtung und des Vertrauens würdig beweiſen, welche ihr 
Beruf fordert (Bol. 8. 60 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des 
RR DL. 


8. 61. 
b) Bienftlicher Gchorfam. 


Jeder Beamte und Diener ift ferner verpflichtet, die Anordnungen 
und Aufträge feiner Vorgefegten genau und fchleunig zu vollziehen, 
ihre Ddienftlihen Verfügungen und Weifungen pünctlih und ungefäumt 
zu erfüllen, und die ihm anvertrauten Gefchäfte nad) deren Anordnung 
zu behandeln (Vgl. 8. 8 der Inſtr. f. d. polit. Behörden v. 14. April 
1850 und $. 11 der Gr. 3. f. d. Drganifation der PolizeisBehörden v, 
10. December 1850). 
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c) Beobachtung des Geſehes und BOETDLLEEIRGBIGKE Benehmen 
gegen Parteien. 


Der Staatsdiener hat ſich bei allen ſeinen Amtshandlungen das 
Geſetz gegenwärtig zu halten, und in ſeinem Benehmen Menſchen— 
freundlichkeit und Dienſteifer mit würdigem Ernſte zu verbin- 
den (Vgl. 8. 19 der o. a. Inſtr. f. d. polit. Behörden und 8. 16 der 
o. a. Gr. 3. für die Organiſation der Polizei-Behörden). Es iſt ihm auf 
das Strengfte unterfagt, bei Ausübung feines Amtes in Schimpfworte 
auszubrechen, indem darunter nur das Anfehen des Amtes leidet (Hflzld. 
v. 11. Februar 1811, 3. 1641.). Ein öffentlicher Beamter oder Die- 
ner, der fih in feinen Amts- oder Dienftverrichtungen thätige ' 
Beleidigungen erlaubt, macht fih nah Art. X. li. B. 3.5. 
ded Pat. v. 17. Jänner 1850, Nr. 25 des R. G. Bl. eines Verge— 
hens fhuldig, und ift das erfte Mal mit Arreft von 3 Tagen bis zu 
einem Monate, das zweite Mal mit eben fo langem ſtrengen Arrefte zu 
beftrafen. Iſt die thätige Beleidigung unter Umftänden geſchehen, welche 
zu einem Auflaufe Anlap gegeben hatte oder geben Zonnte, fo ift die 
Strafe firenger Arreft von 1 bis 3 Monaten ($$. 86 und 87 Str. ©. 
U Thl.). Wer von dem Amte, in dem er verpflichtet ift, von der ihm 
anvertrauten Gewalt, um Jemanden Schaden zugufügen, mad immer für 
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einen Mißbrauch macht, begeht durch einen ſolchen Mißbrauch ein Ber- 
brechen, welches mit ſchwerem Kerker von 1 bid auf 5 Jahre beftraft 


wird. Nach der Größe der Bosheit und des Schadens kann die Strafe 
bis auf 10 Jahre verlängert werden (88. 85—87 Str. ©. I. xhl.). 


| 8. 63. 
d) Enthaltung von jeder Sefchenkannahme in Amtsfacen. 


Weiters ift den Beamten auf das Strengfte unterfagt, in Amtdfa- 
hen Geſchenke anzunehmen, es mögen diefe an fie jelbit oder an die 
Shrigen unter was immer für einem Titel, entweder für die Bemühung 
oder aus Dankbarkeit, vor oder nach erfolgter Entfcheidung verabreicht 
werden (Pat. v. 13. Februar 1769; — Hfd. v. 25. Juni 1784, Rr. 310 
der %. G. S.; — Iſtzhfd. v. 21. Detober 1815, Nr. 1183 der J. ©. ©.), 
und ein Beamter, der bei Verwaltung der Gerechtigkeit, bei Dienftver- 
leihungen oder bei Entfcheidungen über öffentliche Angelegenheiten zwar 
fein Amt nach Pflicht ausübet, aber um es auszuüben, ein Gefchent un- 
mittelbar oder mittelbar annimmt, oder fonft ſich daher einen Bortheil 
zuwendet oder verfprechen läßt, ingleichen, welcher dadurch überhaupt 
bei Führung feiner Amtsgefchäfte fih zu einer. Parteilichkeit verleiten | 
läßt, begeht ein Berbrechen, welches mit Kerker zwifchen 6 Monaten und 
1 Jahre beftraft. wird. Auch hat er das erhaltene Geſchenk oder. deffen 
Werth zum Armenfonde des Dites, wo er das Verbrechen begangen hat, 
zu erlegen (8. 88 Str. ©. I. Thl.). 


8. 64. 
e) Gewahrung des Atmsgeheimnißes. 


Schon nad dem. Hfd. v. 27. Mai 1785- haben die Beamten über 
Alles, was in Amtögefchäften vorfällt, die ftrengfte Verſchwiegenheit 
zu beobachten. Diefe Verpflichtung wurde neuerdings durch das Hfd. v. 
24. Jaͤnner 1793, Nr. 84 der %. ©. S., das Hfkzld. v. 30. Jänner 1823, 
pol. &. ©. Br. 51, ©. 37, das Iſtzhfd. v. 7. April 1823, Nr. 1930 der 
J. G. S. und das Hfkzld. v. 11. Mai 1845, pol. ©. ©. Bd. 73, ©. 88 
auf das Nachdrücklichſte eingefehärft. In Uebereinftimmung hiermit wurde 
durch das Hfd. v. 19. Sinner 1811, Nr. 922 der Y. ©. ©. jede Mit- 
theilung von Actenftüden an Parteien ſowohl in. Abfchrift, als 
mündlid oder duch Einſicht in diefelben, die Fälle ausgenommen, wo 

-11* 
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diefe durch Geſetze und Verordnungen vorgefehrieben ift, verboten, und 
durch das Iſtzhfd. v. 10. Februar 1826 (Goutta'ſche G. ©. Bd. 27, 
S. 49) allen Beamten unterfagt, Gefchäfte der Stelle, wo fie dienen, 
oder worauf fie Einfluß zu nehmen im Stanve find, fo wie auch Dienft- 
befegungen zum Gegenftande ihrer Privat-Eorrefpondenz, fei fie an wen 
immer gerichtet, zu machen; das Hfkmrd. v. 9, Auguft 1828 hat aber 
indbefondere in Beziehung auf die Geheimhaltung der zu erftattenden 
Dienftbefeßungsvorfchläge die Bewahrung des Amtögeheimniffes wieder: 
holt eingefchärft. 
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f) Derpflichiung, fid) ohne erhalienen Urlaub nicht vom Amtsorte zu 
entfernen. 


Durch ein Deer. v. 25. Jänner 1804 (Mühlfeld a. a. O. Bd. U. 
©. 43) wurde es allen Amtövorftehern zur ftrengften Pflicht gemacht, 
außer Bommiffionen oder legalen Urlauben nie Eutfernungen vom 
Amtsorte zuzugeben, und wenn fih Einer ihrer Untergebenen aus was 
immer für einer Urfache Tängere Zeit hindurch eigenmächtig dem Dienfte 
entziehen follte, dieſes fogleich den vorgeſetzten Behörden einzuberichten. 
Die eingetretenen Abfenzen find in den vorgefhriebenen Abfenz - Ta- 
bellen erfihtlich zu machen, für welche mit dem Iſtzhfd. v. 16. März 
1827 (Goutta'ſche G. ©. Bd. 28, ©. 134) ein eigenes Mufter hinaus⸗ 
gegeben wurde. 

Außerdem enthalten die Gefehe ausführliche Beſtimmungen darüber, 
welche Behörden Urlaubsbemwilligungen zu ertheilen befugt find. 
So verfügt der $. 12 der Inſtr. für die politifhen Behörden v. 
14. April 1850: „Urlaub3bewilligungen find, in fo weit ed ohne mefent- 
lichen Rachtheil des Dienftes thunlich ift, und zwar in der Art zu er- 
theifen, daß nicht durch gleichzeitige Beurlaubung mehrerer Individuen 
des Amtöperfonaled die Arbeitäfräfte einer Behörde zum Nachkheile des 
Öffentlichen Dienftes gefehmälert werden. Der Bezitkshauptmann iſt er- 
mächtigt, den unter ihm ftehenden Beamten einen Urlaub von höchſtens 
2 Wochen zu bewilligen. Der Kreiöpräfident kann einen Bezirkshaupt⸗ 
mann auf hoͤchſtens 3 Wochen, die Übrigen Beamten der Bezirfshaupt- 
mannfchaften und Kreisregierung auf höchitene 6 Wochen beurlauben. 
Dem Statthalter fteht das Recht zu, den Kreispräfidenten und Statt- 
haltereiräthen auf höchſtens 6 Wochen, den übrigen politifchen Beamten 
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des Kronlandes auf hoͤchſtens 3 Monate einen Amtsurlaub zu geben. 
Der Stadthauptmann ift nah 8. 13 der Gr. 3. für die Organifation 
der Bolizeibehörden vom 10. Decembrr 1850 ermächtigt, den ihm unter- 
ftehenden Beamten einen Urlaub von höchſtens 2 Wochen zu bewilligen; 
der Statthalter Tann den Stadthauptmann auf höchſtens 2 Wochen, die 
übrigen Beamten der Stadthaupftmannfhaft auf höchftende 6 Wochen 
beurlauben. 

Für die Beamten der Suftizftellen find die betreffenden Beftim- 
mungen in den 88. 49—56 ded Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des 
N. ©. Bl. und für jene der Staatsanmwaltfchaft in den $. 40—45 
des Pat.,v. 10. Juli 1850, Nr. 266 ded R. G. BI. enthalten; dann 
für die Finanzbeamten in dem Hfkmrd. v. 11. Jänner 1810, pol. 
G. ©. Bd. 33, ©. 9; für die Fiscalbeamten in den Fiscal-Inftruc- 
tionen v. 10. März 1783, Rr. 124 der J. G. ©. und v. 15. März 
1801, Nr. 526 der 3. ©. ©. und für die Mitglieder des Lehr- 
ftandes in dem Minift. Erl. v. 26. April 1850, Nr. 189 des R. G. BI. 

Damit ferner Beamte, welche Aerarial-» Gelder in Händen 
haben, nicht durch voreilige Erikeilung eines Urlaubs zu einer Reife 
in dad Ausland die Gelegenheit erhalten, entweder der Entdedung einer . 
Peruntreuung zu entgehen, oder die ihnen anvertrauten Gelder zu ent 
wenden, fo foll ein foldher Urlaub weder einem in Berrechnung ftehenden 
noch einem andern Individuum, dem öffentliche Gelder anvertraut find, 
ertheilt werden, ehe es nicht durch das Zeugniß feined Oberbeamten ober 
wo dieſes Individuum allein an feinem Plage fteht, durch die vorläufige 
Liquidatur, die Nichtigkeit feiner Rechnungen und die. vollftändige Weber: 
gabe der befagten Gelder erwiefen hat. Syn dringenden Fällen, wo eine 
Rechnungs⸗Liquidatur zu lange Zeit erfordern würde, kann eine vollkom⸗ 
. men zureichende Caution dafür geleiftet werden (Hfkzld. v. 21. Jänner 
1811, pol. ©. ©. Bd. 36, ©. 21.) 

Die Urlaub3-Gefuhe find bei der unmittelbar vorgefehten Be⸗ 
hörde einzubringen (Hffzld. v. 26. October 1826.). Die angefinhten Urs 
laube find in der Regel gleich nach erfolgter Bewilligung anzutreten; 
es wäre denn, daß die vorgefebte Stelle aus Dienftesrüdfichten die Zeit 
des Antrittes felbft Tänger hinaus zu rücken fände, oder der Urlaubs⸗ 
werber in feinem Gefuche den Zeitpund, wo er von dem Urlaube Ge- 
brauch zu machen gedenket, wenigftend beiläufig angegeben hätte. Fielen 
einem Urlaub⸗Anſuchenden unerwartete Greigniffe vor, die in dem Zeit- 
puncte des Urlaubs⸗Antrittes eine Abänderung nothivendig machten, fo 
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hat die ihm unmittelbar vorgefegte Stelle diesfalls nad Umftänden und 
Billigkeit vorzugehen. Nie-aber kann es der Willkühr eined Beamten 
überlaffen werden, binnen eined ganzen Jahres von dem erhaltenen Ur 
laube nach Gutbefinden Gebrauch zu machen, da diefes nicht felten dem 
Dienfte zum Nachtheile gereihen, und zu manchem Unfuge Anlap geben 
würde (Hflzld. v. 3. Jänner 1804, pol. G. ©. Bd. 21, ©. 2.). 

Die Zeit, melde zur Hin- und Herreife erfordert wird, ift in 
die beftimmte Urlaubszeit einzurechnen (Hofentſchl. v. 22. September 
1790), und es darf ſich Niemand erlauben, diefelbe ohne vorher erhal: 
tene Verlängerung zu überfähreiten, widrigenfalld ihm, außer den fonft 
zu verhängenden Disciplinarftrafen, der Gehalt vom Tage des erlofchenen 
Urlaub bis zum Tage feines Wiedereintritte® in die Dienftleiftung ein- 
. gezogen würde. Deßhalb ift auch in der fchriftlichen Urlaubsbewilligung 
der Tag des anfangenden wie des erlöfchenden Urlaubs jederzeit auszu⸗ 
drüden (Hfkzld. v. 24. September 1809, pol. G. ©. Br. 32, ©. 115). 
Auch bei den mit Adjuten betheilten Auscultanten und Conceptöpraf- 
ticanten hat nach dem Hfkzld. v. 10. Auguft 1832, 3. 17959 im Falle 
der Urlaub3-Ueberfchreitung die Gehaltöfperre einzutreten. 

Die Urlaubsverlängerungs - Gefuche find jedesmal der un- 
mittelbar vorgefeßten Behörde, und zwar zu einer Zeit, welche deren vr- 
dentlihe Behandlung noch vor Verlauf der bewilligten Urlaubsfrift mög- 
lich macht, zu überreichen (Hflmrd. v. 15. November 1826, pol. ©. ©. 
Bd. 54, ©. 126), und es Tann von diefer Regel nur dann eine Aus- 
nahme gemacht werden, wenn das Hinderniß der Rückreiſe erft zu einer 
Zeit eingetreten ift, wo die Erledigung des Verlängerungsgefuches in dem 
eben vorgezeichneten Gefchäftsgange unmöglich vor dem Ausgange der 
Urlaubszeit erfolgen könnte. In diefem Falle ſteht es dem Beamten, der 
fidy näher bei dem Sige der höheren als bei jenem feiner unmittelbar 
vorgeſetzten Behörde befindet, zwar frei, fein Gefuch unmittelbar bei jener 
höheren Behörde einzureichen, er hat aber zugleich feiner unmittelbar 
vorgeſetzten Behörde von dem Inhalte und den Beiveggründen feines 
Geſuches die Anzeige zu machen (OHfkzld. v. 26. October 1826.). 
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8) Enthaltung von unerlaubten Webenbefchäftigungett. 


Zufolge des Hfkzld. v. 23. September 1835 (pol. G. ©. Br. 68, 
&. 359) wurde das früher beftandene Verbot befonders bezeichneter Mes 
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benbefchäftigungen der 1. f. Beamten und Diener aufgehoben; zugleich 
aber die Beſtimmung getroffen, dab im Allgemeinen fein Beamter oder 
Diener fih einem Nebengefhäfte, oder einer Unternehmung widmen 
oder fich in derfelben intereffiren dürfe, welche 1) nach ihrer Befchaffen- 
heit und ihrer Beziehung auf die Stellung des Beamten die Voraugfe- 
bung einer Befangenheit in der Ausübung feine® Amtes begründen Tann, 
oder 2) welche dem Anftande und der äußern Ehre ded Ranges, in wel- 
chem der Beamte fteht, widerftreitet, oder welche 3) die Zeit des Beam- 
ten auf Koften der genauen Erfüllung feines Berufes in Anſpruch nimmt. 
In den eriten beiden Fällen ift der betreffende Beamte von feinem Chef 
fchriftlich aufzufordern, entiweder der Befchäftigung, dem Gewerbe, der 
Unternehmung oder dem Dienfte in einer zu beftimmenden Frift zu ent- 


Jagen. Gegen diefe Aufforderung fteht dem Betroffenen der Recurs an 


die höhere Behörde offen. Nach definitiver Abweifung des Recurſes hat 
dann die dem Beamten eingeräumte Wechfelmahl in Wirkfamfeit zu tre- 
ten. In dem dritten Falle treten die allgemeinen Vorſchriften gegen 
Beamte ein, welche ihre Berufspflichten vernachläſſigen. 

Die Aufhebung des Verbotes beſtimmter Acbenbeſchäftigungen be⸗ 
zieht ſich nach dem St. H. C. D. v. 5. März 1844 (pol. G. ©. Bd. 72, 
©. 67) auch auf das Verbot der Ertheilung von Privat-Unter— 
richt, und nach dem Hfkzld. v. 15. October 1841 (pol. G. ©, Bd. 69, 
S. 309) auf das Verbot der Ausübung der ärztlichen Praxis 
für die Medicinalbeamten des Staates; dagegen iſt durch den 8. 15 des 
Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. Bl. das Amt eines Ad—⸗ 
vocaten, Notars und öffentlichen Agenten als unvereinbar mit 
der Anftellung bei einer Gerichtsbehörde erklärt worden; auch muß. 
die Anordnung ded Hfd. v. 2. November 1790, Nr. 73 der J. ©. ©. 
und dad Hfd. dv. 27. März 1800, welchem zu Folge wirklich angeftellte 
Nichter in Rechtöangelegenheiten das Amt eines Schiedsrichters nicht 
übernehmen dürfen, ald noch aufrecht beftehend angefehen werben, fo wie 
die Beftimmung des Hfkzld, v. 12. Juli 1823, vermöge welcher. den öf- 
fentlihen Sanitätsbeamten eine Curatel über Gemüthäfrante 
nicht übertragen werden darf; das in Anfehung der Beamten. beftandene 
Derbot des gleichzeitigen Studirens ift aber durch den Minift. Erl. 
v. 13. Suli 1848 (pol. ©. ©. Bd. 76, ©. 263). außer Wirkfamteit 
geſetzt worden. 
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8. 67. 
Auſſicht auf das Betragen der Beamten. 


Schon durch das Hfkzld. v. 25. Jänner 1804 pol. ©. S. Bd. 21, 
©. 15) und wiederholt durch das Hfkzld. v. 9. Juli 1808 wurde es 
fämmtlihen Amtsvorſtehern zur firengften Pflicht gemacht, auf das 
religiöfe, fittliche und moralifche eben fo wie auf das dienftliche Betra- 
gen ihrer Subalternen unausgefebt zu fehen, und jeden derfelben, der fich 
hierin etwas zu Schulden fommen läßt, und nach einer vorläufig dießfalls 
“ erhaltenen ernftlihen Ermahnung und Warnung fich nicht befjert, dafür ge- 
hörig zu beftrafen, oder bei erwiefener Umnverbefjerlichkeit nad) Maß der 
ihnen eingeräumten Wirkfamkeit entiweder vom Amte zu entfernen, oder 
auf deffen Entfernung von demfelben bei der höheren Behörde anzutragen. 


Meiterd verfügt das Hfkmrd. v. 13. September 1823 (Iſtzhfd. v. 
14. October in der Goutta’fhen G. ©. Bd. 23, ©. 576), daß alle Bor 
gefesten ihre Untergebenen genau kennen zu lernen, und fobald fie an 
ihnen Fehler oder Gebrechen wahrnehmen, fie ihnen befaunt zu geben, 
fie zu warnen, und fie zur Befferung und Dermeidung derfelben gehörig 
anzuhalten bemüht fein follen. Insbeſondere ift nach dem Hfd. v. 22. Zän- 
ner 1784 auf den Aufwand derjenigen Beamten, welche bei Caffen und 
Geldmanipulationen angeftellt find, die größte Aufmerkſamkeit zu richten. 
Diefe Vorſchrift wurde in Anfehung der Gefälldbeamten durch das Hfkmrd. 
v. 2. September 1806 (pol. ©. ©. Bd. 27, ©. 83) mit dem Beifake 
wiederholt, dag im Dernadhläffigungsfalle der forglofe Amtsvorſteher 
zur unnachfichtlihen Haftung verhalten und fo auch die Vorgefehten bei 
den höheren Behörden, welche eine diepfällige Anzeige unbeachtet ließen 
und diefelbe näher zu unterfuchen verabfäumten, zur ftrengften Verant- 
worfung gezogen werben follen. 


Um in fteter Meberfiht der Eigenfchaften und des Betragend der 
Beamten zu bleiben, find je nach Verlauf eined Jahres befondere, nach 
‚einem eigend hinausgegebenen Formulare zu verfaffende Ausweiſe vor- 
zulegen, in welchen jedoch nur jene Beamten angezeigt werden follen, 
mit denen fih eine Veränderung, Penflonirung oder neue Anftellung 
ergeben hat (Hfkmrd. v. 21. Juli 1803, pol. G. ©. Bd. 20, ©. 19.). 
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8. 68. 
Disciplinarbehandlung der Beamten 


Im Allgemeinen haben die Vorſteher der Behörden über die im 
Bereiche ihres Amtögebieted angeftellten Beamten und Diener die Dis: 
ciplinargewalt nach den darüber befiehenden Normen zu üben ($. 6 der 
Inſtr. fd. pol. Beh. v. 14. April 1850; $. 10 der Gr. 3. f. d. Polizeibehör- 
den v. 10. December 1850; 88.37—43 des Bat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 
des R. G. BL; 8. 54 des Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 des R. ©. BI. 
u. f. w.), und im Falle der Pflichtverlegung oder bei ſäumiger oder ungehö⸗ 
riger Erfüllung des Dienftes die erforderliche Ahndung eintreten zu laffen. 
Zu diefem Ende ift auch von jeder gegen einen Beamten eingeleiteten Crimi⸗ 
nakunterfuhung (Hfkzl. Min. Schr. v. 20. December 1819, pol. &. ©. 
Bd. 47, ©. 453), von jeder Berhaftnahme eines ſolchen (Hfd. v. 18. Juni 
1808 und 26. October 1810) und von jedem gegen einen Beamten gefchöpf- 
ten Strafurtheile dem Vorſteher der Behörde, bei welcher der Beſchul⸗ 
digte oder Verurtheilte dient, die Anzeige zu machen (Hflzld. v. 26. No- 
vember 1815, pol. G. ©. Bd. 43, ©. 370 und Hfd. v. 16. Jänner 
1819, Nr. 1536 der %. ©. ©.). Uebrigens darf gegen Teinen Beamten 
mit einer Disciplinarftrafe vorgegangen werden, ohne ihm vorher die 
gegen ihn erhobenen Befchuldigungen deutlich vorgehalten und darüber 
feine Rechtfertigung mündlich oder fihriftlich abgefordert zu haben (Hflzlv. 
dv. 25. September 1843, pol. ©. ©. Bd. 71, ©. 240.). 

Nah dem Bat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. DI. $. 61 
und na dem Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 ded R. ©. Bl. $. 52 
find die Dienftvergehen der bei den uftizbehörden und bei der Staats⸗ 
anwaltfchaft angeftellten Beamten und Diener theild durch Ordnung? 
firafen, theild durch Disciplinarftrafen zu ahnden. Ordnungsſtra⸗ 
fen find (nach $. 62 und $. 53 ebd.): 1) die Mahnung, d. i. die 
einfache Erinnerung an die dem Beamten oder Diener obliegenden Dienft- 
piäten; 2) die Rüge, d. i. der einbringliche Tadel wegen eined vor— 

Hinweifung auf die gefeplichen Folgen 
Die Disciplinarftrafen find (nach $. 64 
is, welcher ſtets die Androhung ſtren⸗ 
all der Wiederholung zu enthalten hat; 
) die Dienftentlaffung Der Ge 
ftatt: wenn die über einen Gegenftand 
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abgeforderten Berichte oder Gutachten innerhalb des feitgefepten Termi⸗ 
ned und ungeachtet der erfolgten Betreibung micht überreicht werden 
(Hfd. v. 30. Jänner 1792 und Hflzld. v. 7. Jänner 1813, pol. ©. ©. 
Bd. 40, ©. 1); wenn eine dringende Ausarbeitung aus Unthätigfeit 
oder Rachläffigkeit des damit Beauftragten im Nüdftande bleibt (Fiscal⸗ 
Inſtt. v. 10. März 1783, Nr. 124 der 3. ©. ©.); bei verfpäteter Rech⸗ 
nungslegung (Hfzld. v. 19. December 1828); bei Urlaubsüberfehreitun- 
gen oder eigenmächtiger Entfernung vom Amte (Hfd. v. 20. Jänner 1792.). 

In welcher Weife bei der Berhängung von Disciplinaritrafen 
gegen Beamte und Diener der Juſtizbehörden vorzugehen fei, ift um- 
ftändlich in den 88. 65-95 ded Pat. v. 28. uni 1850, Nr. 258 des 
R. G. BI. enthalten. In Anfehung der Mitglieder der Staatdanwalt- 
fhaft und der denfelben beigegebenen Kanzleibeamten und Diener finden 
fih die analogen Beftimmungen in den 88. 56—60 des Pat. v. 10. Juli 
1850, Rr. 266 des R. G. BI. 

Don der Dienftentlaffung wird ded Zufammenhanges wegen 
in dem dritten Abfchnitte dieſes Hauptftüdes gehandelt. 


$. 69. 


Zeitweiſe Enthebung von den Dienflesverrichtungen Guſpenſion) der | 
Beamten. 


Die zeitweife Enthebung (Sufpenfion) der Beamten und Diener 
ift eine mittlerweilige Vorkehrung, welche in einigen Fällen ſchon 
nad der Beſtimmung des Gefebed eintreten muß, in anderen Fällen 
aber nach Maßgabe der Umſtände verhängt oder auch unterlaffen wer- 
den kann. 

Die Sufpenfion hat Platz zu dreifen, wenn es die Sicherheit des 
Dienſtes oder das Anſehen des Amtes erfordert; alſo wenn gegen einen 
Beamten das geſetzliche Verfahren wegen einer vorausgeſetzten Schuld, 
in Anſehung welcher die Dienſtentlaſſung ſtatt finden kann, eingeleitet 
wird (Hflzld. v. 17. Mai 1828, pol. G. ©. Br. 56, ©. 117.). Bei 
Suftizbeamten insbeſondere muß fie verfügt werden, wenn ein ſol⸗ 
ches Individuum im Zuge des ordentlichen Strafverfahrend verhaftet 
oder wegen eined Verbrechens in Anklageftand verſetzt worden ift, oder 
wenn wider dasfelbe mittelft eined noch nicht vechtöfräftigen Urtheileg, 
eined Disciplinargerichtes oder im Wege eitter noch einer weiteren Beru⸗ 
fung unterliegenden adminiftrativen Verfügung die Dienftentlaffung ver: 
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hängt wurde (5. 96 u. ff. des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des 
R. ©. Bl). Gleiche Beftimmungen gelten in Anfehung. der Beamten 
und Diener der Staatdanmwaltfchaft nach SS. 61 und 62 des Pat. v. 
10. Juli 1850, Nr. 266 des R. ©. Bl. 

Mit der Sufpenfion vom Amte ift nah dem o. a. Hfkzld. v. 
17. Mai 1828, wenn fie wegen ded Verdachtes oder der Wirklichkeit 
einer Schuld eined Beamten verhängt wird, jedesmal auch die Sufpen- 
fion vom Gehalte zu verbinden. Wenn in einem folchen Falle die Er: 
haltung des Beamten und feiner Familie gefährdet wird, fo iſt dem- 
felden die entfprechende Alimentation zu verabreihen; es macht dabei 
feinen Unterfehied, ob der Befchuldigte in gerichtliche Verwahrung ge 
bracht, oder nur auf freiem Fuße unterfucht wird (Hfkmrd. v. 28. Mai 
1824.). Bei dem Ausmaße der Alimentation ift in der Regel die Quied- 
centengebühr als Anhaltspunct zu nehmen, und in Fällen, wo in Er 
mangelung der vorgefchriebenen Zahl der Dienftjahre Feine anzufprechen 
wäre, die geringfte zuzugeftehen, doch darf der ganzjährige Betrag der 
Suftentationdgebühr nie zwei Drittheile des genoffenen Gehalte über- 
fteigen. Die Beftimmung zwifchen der höchften und ‚geringften Gebühr ift 
den Behörden überlaffen, welche dabei auf alle eintretenden Umſtände 
gehörige Nückficht zu tragen haben (Hfkzld. v. 17. Mai 1828 a. a. O.). 
Solche Alimentationsbeträge Tönnen weder zu Gunften eines Dritten mit 
Beſchlag belegt, noch kann der früher über den Gehalt erwirkte Verbot 
darauf ausgedehnt werden. Nur in’ dem Falle, ald auf der Befoldung 
eined Beamten eine Unterhaltd-Bormerfung zu Gunften feiner Gattin 
haftet, ift bei Bemeffung ded Alimentationd- Betrages darauf eine ange 
meffene Rücficht zu nehmen, da derfelbe nicht nur die Erhaltung des 
fufpendirten Beamten, fondern auch die feiner Familie zum Gegenftande 
und Zwede hat (Hflmrd. v. 9. September 1826.). Die Sufpendirung 
eined Beamten oder Dienerd der politifhen Behörden wird vor 
deffen unmittelbarem Amtsvorſtande bei der nächften vorgefehten Behörde 
beantragt, ober wenn Gefahr im Berzuge ift, fogleich verhängt und der 
vorgefehten Behörde zur Genehmigung angezeigt ($. 13 der JInſtr. v. 
14. April 1850.). In Anfehung der Beamten und Diener der Polizei 
behörden wird fie vom Stadthauptmanne beim Statthalter beantragt, 
oder wenn Gefahr am Verzuge ift, fogleich verhängt und dem Statthal- 
ter zur Genehmigung angezeigt ($. 14 der Gr. 3. v. 10. December 1850.) 
Die Beflimmungen über die Sufpenfion der Zuftizbeamten find in 
den SS. 96—102 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. G. DI. 
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und jene über bie zeitweilige Euthehang bed ſtaatdanwaltſchaftki— 
den Beamten in den 88. 61—63 des Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 
des N. &. DI enthalten. 


8. 70. 


Geltendmachung der Sorderungen des Staates 
an feine Beamten und Diener. 


Die Korderungen des Staates an feine Beamten und Diener, 
welche aus dem Dienftverhältniffe entfpringen, find nach dem Hfkzld: v. 
24. September 1841 (pol. ©. ©. Bd. 69, ©. 297) lediglih im admi- 
niftrativen Wege audzutragen, mit einziger Ausnahme des Rech— 
nungs⸗Proceſſes, in Anfehung deffen durch dad Hfkmrd. v. 26. Jän- 
ner 1843 (pol G. ©. Bd. 71, ©. 7) die Beilimmungen deö Pat. v. 
16. Jänner 1786 aufrecht erhalten wurden. Auch darf, wenn ein Beam⸗ 
ter gefterben ift, der gegen den Staatsſchatz in Verrechnung geftanden 
ift, die Berlaffenfhaft desfelben vor Bewilligung der betreffenden 
Behörde dem Erben nicht eingeantwortet werden (8. 94 des Pat. v. 
28. Juni 1850, Nr. 255 des R. G. BL). Wie die fich ergebenden Aera⸗ 
riafrücftände bei den in Concurs verfallenen Beamten hereinzubringen 
find, it insbefondere in dem Bat. v. 8. December 1808, (pol. G. ©. 
Bd. 31, ©. 121) enthalten. Weiterd wurde mit dem Hfkmrd. v. 25. Juni 
1819 (pol, ©. ©. Bd. 47, ©. 241) für fämmtlihe Caſſen eine eigene 
Vorſchrift über die Behandlung jener Beamten erlaffen, welche gegen das 
Aerar in Verrechnung ftehen oder demfelben Erſätze und Zahlungen zu 
keiften haben, in fo ferne ihnen bei der biesfälligen Berichtigung eine 
Derzögerung zur Laft fällt. Die von den Beamten erlegtn Dienft- 
Cautionen haften nah dem Hffmed. v. 10. Jänner 1827 (Goutta’fche 
G. ©. Bd. 28, ©. 36) nicht bloß für die Negelmäßigkeit einzelner Dienſt⸗ 
handlungen oder einer gewiffen Gattung derfelben, fondern für alle aus 
dem Berhältniffe des öffentlichen Dienfted und der gefammten Geftion 
der Beamten entipringenden Forderungen des Aerars und find daher 
auch zur Dedung derfelben nach Maßgabe der Darüber beftehenden Vor⸗ 
fihrifien zu verwenden. Wenn diefe Caution in äffentlihen Fondsobliga⸗ 
tionen, oder in Anlagen im Staatöfchuldentilgungsfonde Beftehen , ift, 
ſobald die Erſatzpflicht des Beamten durch eine, Beiner weiteren Berufung 
unterliegende adminiſtrative Entſcheidung ausgeſprochen ift, em weiteres 
Erkenntniß einer Gerichtöbehörde wicht erforderlich, fondern ed iſt ohne 











we, 


weitere Verzögerung mit der-Veräußerung diefer Obligationen vorzugehen, 
immer aber auch auf die übrigen, etwa darauf haftenden Eigenthums- 
und Pfandrechte die gehörige Nücficht zu nehmen (Hfkzld. v. 6. Februar 
1842, pol. G. ©. Bd. 70, ©. 26.). Zu diefem Ende müffen Diefelben, 
fobald fie auf einen beffimmten Namen lauten, von dem Eigenthiimer 
oder im Derweigerungsfalle von jener Behörde, welche wegen Serein- 
bringung des Erſatzes einzufchreiten bat, mit der gehörigen Eeffion an 
die Tilgungdfonds-Haupteaffe Behufd der börfenmäßigen Einlöfung ver- 
fehen werden (Hfkmrd. v. 15. Anguft 1820, pol. G. ©. Bd. 48, ©. 188 
und Hfkzid. v. 17, October 1822, pol. G. S. Bd. 50, ©. 658). Es ift 
dann Weiter zu unterfcheiden, ob der ganze Betrag der zu realifirenden 
Obligation dem Staatsſchatze gebührt, fo daß feine Hinauszahlung oder 
Nüdvergütung Statt hat, oder ob das Aerar nur auf einen Theil fol- 
her Obfigations-Erläge Anfpruch macht, und folglich eine Rückerſtattung 
gefcheben muß. Im erften Falle ift dafür Sorge zu tragen, daß die den 
Aerarial⸗Anſpruch erfhöpfende Obligationen an die competente Caſſe ſchleu⸗ 
nig abgeführt werde; im zweiten Falle ift jedesmal ein erſchöpfender Be- 
richt unter Einbegleitung der in Verhandlung ftehenden Obligationen an das 
Finanz⸗Miniſterium zu erftatten, um die Einlöfung des Obligationg-Anthei- 
led durch die Staatsfchuldentilgungs - Hauptcaffe und die Rüdgabe der 
die Nerarial-Schuldigkeit überfteigenden Obligationd-Quote zu veranlaffen . 
‚ (Sflmid. v. 9. Jänner 1818, bei Winiwarter a. a. D. ©. 243). 
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B. . Bet der Staatsdienee im Allgemeinen. 
a) Sie können ihrer Amtshandlungen wegen. nicht eiviltechtich 
belangt werden. | 
Staatöbeamte können nach dem Hfd. v. 14. März 1806, Nr. 578 
der %. ©. ©. ihrer Amtshandlungen wegen. bei dem Civilgeriähte 
niemals belangt werden, und jede folche gegen fie angeftellte Klage ift 
von dem Civilrichter fogleich zurückzuweiſen. 
| 8. 72. 
b) Schub der Beamlen gegen —— und Gewalt⸗ 
thätigkeiten. 
Jede ſowohl wörtliche ald thätliche Beleidigung eines Beam- 
ten, des in der Vollziehung feines öffentlichen Amtes begriffen ift (Gffzle. 
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v. 7. Februar 1833, 3. 2333), bildet eine- ftrafbare Handlung (Hfkzld. 
v. 11. April 1822, 3. 9042 in der n. d. Prov. G. ©.), welche, wenn 
fie Folgen nach fich gezogen, und den Beamten in Bollftredung feines 
Amtes wirklich gehindert bat, ald Bergehen zugerechnet, und mit ftren- 


gem Arrefte von 3 bis 6 Monaten beftraft wird ($. 73 St. G. B. 
II. Thl. u. Art. B 3.4 des Pat. v. 27. Jänner 1850, Nr. 25 des R. G. 


BL). Außerdem begründet fie nur eine Uebertretung, welche bei wört- 
fichen Beleidigungen mit Arreft von 3 Tagen bis zu einem Monate, bei 
thaͤtlichen Beleidigungen mit Arreft von 1 bis zu 3 Monaten beftraft 
wird (&. 72 St. ©. B. I. Thl.). War die Abficht unmittelbar darauf 
gerichtet, durch die eingetretene Widerfeglichkeit die Vollziehung des aͤmt⸗ 
lichen Befehles zu vereiteln, fo ift das Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit nah $. 70 des St. G. B. I. Thl. vorhanden (Iſtzhfd. 
v. 5.. October 1804, Pr. 691 der J. ©. ©), auf welches die Strafe 
des ſchweren Kerkers und öffentlicher Arbeit von 6 Monaten bid auf 
1 Jahr, und wenn der Widerftand mit Waffen gefchehen ift, oder mit 
einer Befchädigung und Verwundung begleitet war, von 1 bis 5 Jahre 
gejebt ift (8. 71 St. G. 2. I. hl). 


8. 73. 
c) Bienflrang. 


Jedem Beamten tft ein beftimmter Dienftrang eigen, welcher ihm 
nicht von dem Datum des ihm zugelommenen Anftellungddecreted, fon- 
dern von dem Tage der Entfchliegung,, durch welche feine Ernennung 
ausgefprochen wird, gebührt. Wenn daher Anftellungen und Beförderun- 


gen, welche in der Regel in dem Wirkungskreiſe einer beftimmten Be— 


hörde Tiegen, aus was immer für einem Grunde einer höheren Entfchei- 
dung unterzogen werden‘, während diefer aber die dazu berechtigten Be— 
hörden eine Anftellung oder Beförderung gleicher Kategorie an ein Indi- 
viduum verfügen, welches fonft demjenigen nachgegangen fein würde, 
das von der höheren Behörde fpäterhin ernannt oder befördert wird, fo 
ift die Rangsbeſtimmung, bis die höhere Entfcheidung erfolgt, vorzube- 
halten und erſt fpäter gehörig auszumitteln (Vdg. des böhm. Gub. v. 
2. Juli 1828.). 

Zwifchen mehreren Beamten, die an eben demfelben Tage zu einer 
gleichen Kategorie ernannt werden, hat derjenige in der neuen Kategorie 


vor dem Andern den Rang zu nehmen, der ihm ſchon in der früheren 


— — — — — — 
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Anftellung vorgegangen ift (Hflzld. v. 16. Mai 1828, pol. G. S. Pd. 56, 
©. 115), Bei Dienft-Ueberfebungen haben die. aus wichtigen Gründen 
an einen andern Ort in gleicher Eigenfchaft überfebten Beamten ihren 
Dienftrang beizubehalten; jene hingegen, welche wegen eines Verſchuldens 
überfeßt werden, in den lebten Nang ihrer Kategorie einzutreten (Hflilv. 
v. 4. September 1817, pol. ©. ©. Bd. 45, ©. 330.). Befondere An- 
ordnungen über den Rang der in einen Civildienft übergetretenen Mili- 
tärperfonen enthält das Hfd. v. 26. März 1789, Nr. 991 der J. G. ©. 
Die Rangbeftimmung der verfchiedenen Dicnfted-Kategorien ift durch eine 
große Anzahl einzelner Verordnungen getroffen. 


8. 74. 
d) Syſtemmaͤßige Genüſſe der Geamten. 
H Adjuten. | 


Zu den foftemmäßigen Genüffen der Beamten gehören zuvörderſt 
die Adjuten, welche in der Negel an fähige und ‚mittellofe Prakticanten 
und Auscultanten fo lange verliehen werden, bi diefelben in einem be- 
foldeten Dienftpoften einrüden. Auf folche Adjuten Tann ‚fein gerichtliches 
Verbot zu Gunſten eines Privatgläubigerd Platz greifen und es ift Feine 
freiwillige Abtretung oder Verpfändung derfelben ftatthaft (Hfd. v. 19. De 
cember 1800, Nr. 513 der J. ©. ©.). Sie werden wie die Befoldungen 
in monatlichen Raten ausbezahlt (Hflmrd. v. 12. Mai 1808). 


8. 75. 
2) Beſoldungen. 


Die mit den einzelnen Dienftftelen verbundenen Beſoldungen (Ge- 
halte und Functions- Zulagen) find durch die betreffenden Organi- 
ſirungsvorſchriften (Val. das I. Hauptſtück d. W.) und dur einzelne . 
Berordnungen feftgefebt. 

In der Regel ift der Tag der Eidedablegung auch der An- 
fangdtag der Befoldung; nur wenn ein Beamter aus ämtlichen . 
Urſachen in Ablegung der Dienftpflicht gehindert wird, gebührt ihm ber 
Genuß der Befoldung vom Tage ded Ernennungsdecreted, welches ihm 
von feiner Behörde felbft zufommt, und wodurch ihm feine neue Beitim- 
mung bekannt gemacht wird (Hflmed. v. 13. December 1823, pol. ©. ©. 
Bd. 51, ©. 803 und Hflmed. v. 2. April 1824). Dom Tage des Dienft- 





— 176 — 


antrittes fängt die Befoldung in allen jenen Fällen an, two der Beamte 
zu einem andern gleichen oder verſchiedenen Dienfte überfeßt oder anges 
ſtellt wird, und 100 er. feinen neuen Dienfteid abzulegen hat. Endlich vom 
Tage der Erledigung gebt die Befoldung an bie nadrüden- 
den Beamten dann über, wenn es fih um claffenmäßige Befoldungen 
der nämlichen Kategorie, d. i, um die nach dem Alter oder einer andern 
Dienftordnung ſchon feftbeftimmte Vorrückung der Befoldungsclaffe bei 
Stellen handelt, wo die höhere Befoldung den nachrüdenden Individuen 
fhon im Voraus in eventum verliehen war (Hflmrd. v. 21. Juli 1808, 
pol. &. ©. Br. 31, ©. 22). Der nacrüdende Beamte hat in diefem 
Falle den höheren Gehalt vom Tage der Einftellung desfelben ohne Rüd- 
ficht auf eine Intercalarzeit, jedoch erft dann zu erhalten, wenn über die 
Beſetzung der erledigten Stelle entfchieden, und diefelbe wirklich befeßt 
wird (Hflmed. v. 23. Juli 1824, pol. G. ©. Bd. 52, ©. 325 und 
Iſtzhfd. v. 12. Auguft 1825; dann Hfkmrd. v. 6. October 1841, pol. 
G. ©. Br. 69, ©. 305). Wenn eine höhere Gehalts - Kategorie einem 
Individuum zu Theil wird, das zu der Stelle, wo dieſe erlediget ift, 
von anderwärts her überfeht wird, fo ift ihm dieſe nach dem Hfkzld. 
v. 31. Juli 1826 (pol. G. ©. Bd. 54, ©. 73) erft vom Tage feines 
Antrilies der erledigten Dienftftele zu erfolgen, wenn er einen gerütge- 
en Gehalt bei feiner Ueberſetzung in der vorigen Dienftitelle bezogen bat. 
Tritt ein Quiescent in die wirkliche Dienftleiftung ein, fo ift ibm 
ebenfalld die damit verbundene Befoldung anzumeifen und fein Quies— 
centengehalt einzuziehen, ausgenommen diefer Lebtere wäre größer als die 
erftere, in welchem Falle von feinem Quiescentengehalte nur der Betrag, wel- 
cher der Befoldung gleich kommt, einzuziehen, -und ihm das Superplus 
zu belaffen ift (Hflzlv. v. 26. Jänner 1815, pol. ©. ©. Bd. 43, ©. 106). 
Was in Anſehung der in eine Eivilbedienftung übertretenden Mi- 
litärperfonen binfiätlich ihrer Bezüge zu gelten habe, ift in dem 
Hfd. v. 2. Zänner 1817 (pol. ©. ©. Bd. 45, ©. 4), dem Hfkzld. v. 
9. April 1818 (pol. ©. S. Bd. 46, ©. 73) und' den Hfkmrd. v. 5. März 
und 19. Auguft 1819 (pol. ©. ©. Bd. 47, ©. 68 und 308) enthalten. 
Die Flüffigmakhung der Bezüge ber politifhen Beamten und 
Diener wird vom Statthalter veranlaßt (8. 11 der Inſtr. v. 14. April 
1850). Die Anweifung der Bezüge der Juſtizbeamten ift in den 88. 34-86 
des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. G. BL, und jene der Beamten 
umd Diener der Staatsanwaltfihaft im 8. 33 des Pat. v. 10. Juli 1850, 
Rr. 266 des R. ©. Bl. normirs Im Allgemeinen hat die Sehaltdan- 
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werfieng durch das Finanz ⸗Miniſterium zu gefchehen (Gfkurd. v. 19. Mai 
1824, pol, ®. ©. Bd. 82, ©. 230). . 

Damit bei der Anweifung der Gehalte keine Beirrungen eintreten, 
mäfjen vorzugsweiſe folgend: Buncte berücfichtigt; und im einer vorzu⸗ 
legenden, Tabelle ausgedruͤckt werden: a) durch weffen Abfterben, Aus- 
tritt, Beförderung, Benfionirung oder Entlaffung die Stelle in Erledi- 
gung gekommen; b) von welchem Tage. und in melden Betrage die Be: 
foldung (und das Quartiergeld) erlediget wurde; c) ob: bereitd alle ſyſte⸗ 
mifirten Stellen einer Dienftesfategorie und mehrerer Gehaltöfiufen. be- 
febt. find; d) welche Individnen und von welchem Tage diefelben in die 
erledigten Bezüge einzurüden haben; e) ob nicht der eine ober der an- 
dere diefer Bezüge bereitd bei einer früher erfolgten Ernennung flüffig 
gemacht worden fei; N ob die Ermennung, Beförderung und. hauptfädh- 
lich die Ueberſetzung auf Anfuchen oder von Amtswegen, oder des Dien- 
filed wegen vorgenommen wurde; endlich g) welchen Gehalt der befür- 
derte Beamte oder Diener biäher genoffen, ob er eine Perfonal: Zulage 
gehabt, wann und warum, dann auf wie lange er folche erhalten habe, 
und ob. ihm felbe bei der erlangten Beförderung einzuziehen fei CR. 
v. 23. Mai 1923, Gontta’fhe G. ©. Bd. 23, ©. 385.). 

Die Behebung der Befoldungen gefchieht mittelft eigener 3ab- 
lungsbogen (Hfo. v. 17. November 1796) und gegen gehörig geftäm- 
pelte Auittungen. Ste werden in monatweifen Beträgen, und zwar 
den Statthalterei-, Oberlandesgerichteräthen *) und allen in dem gleichen 
oder in einem höheren Range ftehenden Beamten am 16., den übrigen 
minderen Beamten aber im Anfange eined jeden Monats audbezablt 
(Hflmed. v. 7. December 1825, pol. &. ©. Bd. 53, ©. 238). 

Die Beſoldungen der öffentlichen Beamten bürfen weder freimwil- 
lig abgetreten noch verpfändet werden; es foll daher auch Fein 
gerichtliches Verbot auf Salarien angenommen , vielmehr ber eva 
verpfändete Befolbungsbogen ohne Einwendung zurüdkefordert und zu- 
rückgeſtellt werden (Pat. v. 25. October 1798, pol. & ©. Bd. 13, 
S. 70; in den wieder erworbenen Tändertheilen kundgemacht durch Hfd. 
v. 8. Juni 1816, Rr. 1256 der %. ©. ©. und Hfb. v. 15. Mai 1818, 
Ne. 1455 der I. & S.); doch ift diefe Anordnung nit auf-den Fall 
auszudehnen wo gerichthiche Alimentationen für Gattin oder Kinder an⸗ 


) In dem Gefecht heißt 28 eigentlich: „wirklichen Regierunge, Gubernial-, Ap⸗ 
pellationd-Rätben 30.” 


Eiubenrauch, Berw. Geſetzk. 1. | 12 
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erfannt werden, wenn ein Beamter kein eigened oder nicht hinreichendes 
Bermögen befibt, aus welchem diefelben geleiftet werden könnten (Hftzld. 
v. 19. April 1799, pol. G. ©. Bd. 14, S. 99); daher auch die Ceſſion 
der Befoldungen an diejenigen, welche aus denfelben auf ihren Unterhalt 
geſetzmaßigen Anfpruch haben, geftattet ift (Hfd. v. 14. September 1808, 
Nr. 748 der X. G. ©.). Die Alimentationen dürfen aber zur Befeitigung 
jeder Irrung nur von jener Caſſe erfolgt werden, bei welcher die Befol- 
dung, von der fie abgezogen werden, bezahlt wird, und die gerichtlichen 
Anzeigen über bewilligte Alimentationsbeträge auf Befoldungen müſſen 
an jene Behörden erftattet werden, welchen die Anweiſung der Befoldun- 
gen zufteht (HGfkmrd. v 26. März 1810). 

Der Arfpruch auf den Gehaltäbezug erlifcht: a) bei den in Ruhe— 
ftand verfegten Staatsdienern mit dem Tage des wirklich erfolgten Dienft- 
austrittes, wenn der Beamte zur Zeit, als ihm. die Duiedeirungd- 
oder Zubilirungsverftändigung zugeftellt wird, fich noch im wirklicher 
Dienſtleiſtung und in dem Orte ded Amtes, bei dem er angeftellt ift, 
befindet; b) mit dem Tage der von der competenten Behörde befchlof- 
jenen Verſetzung in den Ruheſtand, wenn der Beamte Krankheitd- ober 
anderer Urfachen halber auch ſchon vor dem, wegen feiner Quiedcirung 
oder Jubilirung gefaßten Beichluffe und der bierüber erhaltenen ämtli- 
hen Verftändigung das Amt nicht mehr befucht hat; c) bei freiwillig 
vom Dienfte anstretenden, oder von Amtöwegen, wegen Mangels an 
Derttauen und aus Strafe entlaffenen Individuen mit dem Tage, vom 
welchem anzufangen Feine Dienfte mehr geleiftet wurden 
-(Hflmed. v. 23. Auguſt 1822, pol ©. ©. Bd. 50, ©. 578); d) bei ein- 
tretendem Todfalle eined Beamten kommt der ganze Betrag des auf den 
Sterbemonat entfallenden Gehalte® den Erben zu erfolgen, wenn der 
Verſtorbene, in fo ferne es ſich um einen Staatödiener bis zur Charge 
eines wirklichen 1. . Rathes handelt, den erften des Monats erlebt bat; 
bei Beamten von erftbefagter Charge aufwärts aber nur dann, wenn er 
den 16ten Monatstag erlebt hat; im entgegengefeßten Falle gebührt der Ge- 
‚halt den Erben bloß bis zum Sterbetage (Hfkmrd. v. 23. Auguſt 1823.). 

Wenn Befoldungsd - Ausftände verftorbener Individuen noch 
por beendeter gerichtlicher Berlaffenfchafts - Abhandlung derfelben liquidirt 
werben, und bei ger Caffe zur Zahlung bereit Tiegen, und zugleich die 
Abhandlungsbehörde eine inländifche ift, ſind die diepfälligen Beträge gegen 
gehörige Quittung jener Perfon zu verabfolgen, welche von Seite der 
Abhandlungsbehörde befonderd hierzu ermächtiget worden ift; wenn aber 
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entweder die gedachte Liqwidirung erft nach bereitd beendigter Abhand- 
Iungspflege über den Nachlaß der verftorbenen Nerarial-Gläubiger bes 
endet wurde, oder die Abhandlungsbehdrde eine ausländifche ift, fo genügt 
die Beibringung einer in befugter Form ausgefertigten Legitimations- 
Urkunde der betreffenden inländifchen oder ausländifchen Abhandlungs- 
oder fonft competenten Behörde zur Erhebung für die Erben, wobei es 
ſich jedoch won felbft verfteht, dag eine foldhe Urkunde, wenn fie im 
Auslande audgeftellt wurde, mit der fehriftlihen Betätigung ihrer Echtheit 
und Richtigkeit von Seite der k. k. Gefandfchaft, oder eined öfterreidi- 
fhen Eonfuls verfehen fein muß (Hfkmrd. v. 25. April 1828). 


8. 76. 
Beſoldungsvorſchuſſe. 


Bei Krankheits- oder anderen Unglücksfällen können den 
Beamten fowohl, als der ftabil angeftellten Dienerſchaft der Behörden 
und Aemter ein- bis dreimonatlihe Beſoldungs-Vorſchüſſe ertheilt wer- 
den, für welche feine Zinfen zw entrichten find, und deren Nüdzahlung 
durch Heine Abzüge ſtatt findet (Pat. v. 25. October 1798, pol G. ©. 
Br. 13, ©. 70; in den neu acquirirten Ländern kundgemacht durch 
H. C. Deer. v. 27. Mai, und Juſtiz-Hfd. v. 8. Juni 1816; Hflmed. v. 
6. November 1818, pol. G. ©. Bd. 46, ©. 258, und Hfkzld. v. 10. Jän⸗ 
ner 1819, ebd. Bd. 47, ©. 4; dann Hfkmrd. v. 14. April 1819, 
pol. &. ©. BP. 47, ©. 92 in Anfehung der minderen Diener). Wenn 
ein Beamter um einen Befoldungsvorfhuß bittet, muß immer vorläufig 
bei der Gaffe, bei welcher er feine Befoldung bezieht, erhoben merden, 
ob der Gehalt des Bittftellerd fehon mit einem Verbote belegt fei, und 
auf welchen Betrag fich derfelbe erftrede, um zu fehen, ob durch den 
erlangten Borfchuß der verfümmerte Betrag geiilgt, oder doch dem Be— 
amten eine wirffame Grleichterung verfhafft werden könne (Finanz⸗Hfd. 
v. 15. October 1799).. Weiterd müffen die eingetretenen Unglücksfälle 
durch ärztliche Zeugniffe oder andere glaubwürdige Documente nachge— 
wieſen werden. Die Vorſchüſſe follen nie mehr ald den vierten Theil der 
firen Befoldung ohne Zufchuß betragen, und zur Rüdzahlung können in der 
Regel höchftend zwanzig Monatsfriſten beftimmt werken. An Beamte, die 
‚einen etwa fehon erhaltenen Vorſchuß noch nicht zurückbezahlt haben, darf - 
fein neuer Borfhuß bewilligt werden, und in Teinem Falle find die unteren 
Behörden ermächtigt, ſolche Vorſchüſſe ganz oder zum Theile nachzufehen. 

12* 
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Für die genaue und pünktliche Befolgung diefer Borfchriften find die Chefs 
der betreffenden Behörden gegen Regreß an ihre eigenen Beisldungen 
verantwortlich. Weber alle angewiefenen Beſoldungsvorſchüſſe muß ale 
halbe Jahre ein Berzeihnig an das Finanzminifterium eingefendet wer⸗ 
den, worin der Rame und Dienfted-Charakter des Empfüngerd, feine 
Befoldung, die angewiefene Vorſchuß⸗Summe, und der zur Zurüdzahlung 
angeordnete monatliche Abzugöbetrag erfichilich zu machen find (Hfkmrd. 
v. 7. November 1815, pol. G. ©. Bd. 44, ©. 397). 

Nah 8. 11 der Inſtr. v. 14. April 1850 follen Bejoldungs-Bor- 
ſchüſſe an die Beamten und Diener der politifhen Behörden in der 
Regel nicht ertheilt,, bei befonders rückſichtswerthen Umftänden aber der 
Antrag dazu dem Minifterium vorgelegt werden. 


8. 77. 
3) Nasural-Enarkiere. 


Mit den Dienftpläßen mehrerer Beamten ift fehon fuftemmäßig eine 
freie Wohnung (Ratnral-:Ouartier) verbunden. In allen übrigen 
Fällen ift die Verleihung einer folchen Wohnung nur als eine bloße ſtets 
widerruffihe Gnade anzufehen, fo daß dieſelbe auf jededmaliged DVerlan: 
gen der betreffenden Behörde ohne Widerrede geräumt werden muß, und 
unter feinem Vorwande irgend ein Erſatz dafür angefprocdhen merden 
darf (Hkmrd. dv. 27. Auguft 1811). In den Wohnungen, welche Beamte 
in Aerarial-Gebäuden geniegen, oder die ihnen in Privatgebäuden auf 
Staatökoften gemiethet werden, dürfen ohne höchite Genehmigung feine 
baulichen Herftellungen vorgenommen werden, welche bloß die Gemächlich— 
feit und vortheilhaftere Benützung für den Bewohner bezielen (a. h. Ent- 
fhliegung dv. 16. September 1821); ebenfo ift die Beifhaffung oder wie 
immer geartete Nachfchaffung von Mobilien an die vorläufig eriwirkte 
höchſte Genehmigung gebunden. Endlih darf nah dem Hfkmrd. v. 
31. Juli 1826 in folhen Wohnungen nichts auf Aerarialkoften ange- 
hafft oder meggefchafft werden, als wozu jeder Hauseigenthümer ver- 
pflichtet ift. 

$. 78. 
& 4) Quartiergelder. 


Allen in der Reichs-Hauyt- und Nefidenzfladt Wien in wirklicher 
Dienftleiftungen flehenden Beamten und allen in einem eigenen Schema 
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beſonders bezeichneten minderen Dienern wurde durch das Hfd. v. 19. 
Rovember 1819, Nr. 1626 der J. G. ©. der Bezug eined Quartiergeldes 
eingeräumt. MWeberzählige Beamte und Diener, wenn fie feinen Ge- 
halt beziehen, und jene, welche im Beſitze eines Natural-Quartiers ftchen, 
haben auf ein Quartiergeld Teinen Anſpruch ($. 2 ded o. a. Gef. und 
Rote der Hoffmr. v. 16. Auguſt 1824). Auch jubilirte und quiescirte 
Beamte find von dem Genuffe deöfelben ausgefchloffen, und ed Tann nur 
in befonderd rüdfichtswürdigen Fällen um Beibelaffung de3 Quartier- 
geldes eingefchritten werden (Juſtizhfd. v. 19. November 1825, Gout- 
ta'ſche G. ©. Bd. 26, ©. 281). Das Ausmaß der Quarkiergelder wurde 
urfprünglich durch zwei dem Hofdeer. v. 19. November 1819 Beigegebene 
Schemen feftgefeßt, welche aber dur die Hfkmrd. v. 22. März und 
21. April 1822-und andere nachgefolgte Verordnungen mefentliche Ab— 
änderungen erfahren haben. Das Quartiergeld wird zu Georgi und 
Michaeli vorhinein erhoben (8. 4 des o. a. Gef). Der Genuß deöfelben 
wird von dem Tage ded abgelegten Dienfteides beftimmt, dergeftalt, daß 
jene Beamten und Diener, welche vor dem Georgi- und Michaclid-Tage 
den. Dienfteid abgelegt haben, das mit ihrer Dienftes - Kategorie ver: 
bundene Quartiergeld von dem Georgi: oder Michaclid-Termine ange- 
fangen erhalten, jene aber, welche auch nur um einen Tage nad) dem 
Georgi⸗ oder Michaelis:Tage den Dienfteid abgelegt, in den Genuß des 
Quartiergeldes erft von dem darauf folgenden Termine einzutreten haben. 
Don diefer allgemeinen Beffimmung finde nur dann eine Audnahme 
Statt, wenn ein Beamter oder Diener aus Dienfted-, Krantheitd- oder 
andern wichtigen Nüdfichten an der früheren Ablegung des Dienjteides 
gehindert wurde, in welchem Falle ihm das Quartiergeld won dem nächften 
auf den Ernennungdtag folgenden Termine angewiefen werden darf 
($. 5 ebd). Der Genuß des Quartiergelves hört auf, wenn der damit 
betheilte Beamte oder Diener: a) mit Tode abgeht. In dieſem Falle 
haben deſſen fich Tegitimirende Erben das Quartiergeld noch für das 
nächſte halbe Jahr zu beziehen (88. 6 und 7 cbd.); b) wenn er feinen 
Dienft refignirt, in welchem Falle er den Genuß für das feiner Refig- 
nation nächftfolgende halbe Jahr verliert (88. 6 und 10 ebd.); c) wenn 
er in Penfiond« oder Auiescentenftand verfebt, oder d) zu einer Behörde 
außer der Nefidenzftadt überfegt wird. In diefem Falle gebührt ihm das 
Duartiergeld noch für den nächftfolgenden halbjährigen Termin, vom Tage 
der zu befcheinigenden Zuftellung des Penfiond- oder Quiescentengehaltes-, 
oder des wirklichen Anftellungs-Decreted, dergeftalt, daß wenn das Decret 
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den's. Mai oder am 13. October oder fpäter zugeftellt worden wäre, der Be- 
amte noch das Recht zum Bezuge ded halbjährigen Quartiergeldes vom 
nächften Michaelis bis Georgi oder vom nächſten Georgi bis Michaelid zu 
erhalten hat (Hfkmrd. v. 27. Juli 1823, u. d. Prov. G. © Bd. 5 
©. 283); e) wenn ex ded Dienfted entlaffen wird, im welchem alle er 
den Genuß ded Quartiergeldes für das dem Zeitpunkte feiner Entlaffung 
nächftfolgende halbe Jahr verliert; während f) der vom Amte und Ge 
halte fufpendirte Beamte, für die Zeit, ald die Sufpenfion dauert, fein 
Auartiergeld zu beziehen hat (88. 6 und 10 des o. a. Gef). Wenn 
penfionirte, quiedeirte oder zu Behörden außer der Aefidenz überfegte 
Beamte oder Diener vor Anweifung oder Erhebung des denfelben ge- 
bührenden halbjährigen Quartiergeldes mit Tode abgeben, fo übergeht 
ihr diepfälliger Anfpruch auf ihre fich legitimirenden Erben ($. 11 ebV.). 
In Beförderungsfällen hat der in eine höhere Dienited- Kategorie ges 
tretene Beamte oder Diener das ihm zukommende höhere Quartiergeld 
von dem Tage des abgelegten Dienfteided und der angefangenen Befol- 
dung zu beziehen (8. 12 ebb.). Bei vorfallender Degradirung eined Bes 
amten oder Dieners ift dem Degradirten das mindere Quartiergeld von 
dem, dem Tage des Degradirungsdecretes nächftfolgenden Termine anzu: 
weifen ($. 13 ebd.). In dem alle, wenn ein Beamter zu einer Behörde 
überfeßt wird, imo bereitd einer oder zwei der Älteften Beamten feiner 
Dienfted - Kategorie in dem Genuffe des höheren Quartiergeldes ftehen, 
kann derfelbe, wenn er auch den Nelteften im Dienftrange vorgeht, in 
den Bezug des höheren Quartiergeldes in fo lange nicht eintreten, bis 
nicht durch den Austritt des einen oder des andern der Nelteften der 
höhere Betrag des Quartiergelded in Erledigung kommt ($. 14 ebd.) 
Auf Quartiergelder finden feine Verbote ſtatt, Doch darf den gefchiede- 
nen Gattinnen oder den Kindern der Beamten oder Diener, wenn den 
Erſteren aus dem Gehalte ded Ehegatten und vücdfichtlic Vaters eine 
Alimentation gerichtlich zuerfannt wird, auch aus deffen Quartiergelds⸗ 
Genuffe ein Beitrag bemeffen und angewiefen werden ($. 15 ebd.). 


8. 79. z 
5) Diäten und Reifekoften-Dergitung *). 
‚Die Bergütungen, auf welche Beamte und Diener bei Dienftreifen 
Anſpruch haben, beftehen in der Diäte oder dem Taggelde, fowie dem 


*) Bgl. Zrattinid (Dr. C.). Darftellung der beſtehenden Borfihriften über die 
Vergütung der’ Fuhr- und Zehrungsfoften für die im Dienfte reifenden öffentlichen 
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Jehrungebeitrage, welche fie als eine Entfhädigung für jenen Mehr- 
aufwand erhalten, der durch den Aufenthalt außer ihrem Wohnerte an 
Koft. und Unterftand in der Regel verurfacht wird; dann in der eigent- 
lichen NReifeloftenvergütung, das ift in den Koften der Fahrgelegenheit 
und den damit verbundenen Nebenauslagen. Die Beftimmungen hierüber 
wurden urfprünglich Durch das Reglement vom 11. Detober 1749, fpäter 
aber durch die a. h. Entfhl. v. 13. Jänner 1807 (pol, ©. ©. Bd. 28, 
©. 13) getroffen. Die über diefe Normalvorfhrift aus Anlaß fpezieller 
Anfragen erfloffenen Erläuterungen wurden dann in dem Hffmrd. vom 
21. Mai 1812 (pol. ©. ©. Br. 38, ©. 225) gefammelt und neuerdings 
fundgemacht, auch unterm 20. Jänner und 6. Juni 1816, 3. 217 und 
19,373 auf die neu erworbenen Provinzen Tirol, die Lombardei, Venedig, 
Dalmatien, Illyrien und das Küftenland audgedehnt. 

Die Taggelder find nah dem Dienſt-Charakter der. Beamten 
ausgemeſſen, und diefe hiernach in zwölf Claſſen gereiht. Für die 
Zehrungdgelder find drei Glaffen feſtgeſetzt, und die — aus 
nachſtehendem Schema erſichtlich: 


Biene 


v 





Die Einreihung der Beamten in die einzelnen Diäten-Claffen ge- 
ſchah urfprünglih dur dad Hfkmrd. vom 20. Mai 1813 (pol. G. ©. 
Bd. 40, ©. 107), und feither durch eine große Anzahl fpezieller Der- 
fügungen, die fich auf einzelne Dienfted-Kategorien beziehen. 


Beamten, ihre Gebühren bei Subftitutionen , nebft einem vervollſtaͤndigten Diäten- 
Schema für die verfchiedenen Dienfted-Kategorien fämmtliher Hof, dann Staatd-, 
ſtaͤndiſcher, flädtifcher und privatherrfihaftlicher Beamten der gefammten öfterreich., 
an und ungarifchen Erblanben, von Emanuel Hünner. Wien, 1846, 
3 Theile. ne 
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Die Eommiffiendreifen der Beamten: werden in der Rogel mit Poſt⸗ 
yferden zurüdgelegt, deren Anzahl nad der Diätenclaffe bemeſſen if. 
Der Beamte hat demnach Anfpruch auf die Vergätung des enifalkenden 
Poſtrittgeldes, des Poſtillions-Trinkgeldes, der Kaleſch 
gebühr, wenn er fich nicht ſeines eigenen, oder eines auf feine Kofler 
gemietheten Wagend oder eines Aerarialwagens bedient, des Schmier⸗ 
geldes und der Umfyannungdgebühr. Das mit 10 Kr. C. M. 
pr. Meile durch das Hftird. v. 22. Auguſt 1822, 3. 13,494 ausgemeſſene 
Wagenreparaturs⸗Pauſchale darf nur dann aufgerechnet werben, 
wenn der Beamte mit ſeinem eigenen oder einem auf ſeine Koſten ge⸗ 
mietheten Wagen gefahren iſt. Bei dem Gebrauche eines Aerarialwagens 
werten die nöthig gewordenen Repıraluren in fo wer’ vergütet, als fie 
durch unmwiderfprechliche Zengniffe und Gonti audgewiefen werden können. 
Die Bergütung der eben benannten Auslagen gefchieht bei Reifen auf 
Poſtſtraßen nah der Zahl der zurüdgelegten Peftftattenen; außerhalb 
der Poſtſtraßen aber nach der Zahl der geografifchen Meilen (OHfkmr. 
Dog. v. 7. Juni 1837, 3. 22,359). Für eigentlich offiziofe RKeiſen, 
fo wie für jene Reifen, für die den Beamten ſchon ein beftimmter Pau- 
[halbetrag ausgemeſſen ift, findet Teine Vergütung der Reiſe⸗ und 
Zehrungskoften ftatt; welche Reifen aber als offiziofe anzufehen find, 
ift in den betreffenden Dienſtes⸗Inſtruetionen und einzelnen darüber er- 
floffenen Verordnungen enthalten. So verfügt der $. 30 der Inſtr. f. d. 
pol. Beh. v. 14. April 1850: Die Statthalter, Kreispräfidenten und 
Bezirköhauptmänner haben fih durch wiederholte Bereifungen vom 
Zuftande und von der ordnungdmäßigen Berwaltung des ihnen anver- 
trauten Amtögebieted zu überzeugen. Weiters, heißt e8 im $. 31 ebd.: 
Um den vom Amtsfige der Bezirkshauptmannſchaft entfernten Parteien 
bei einfacheren, dringenden ‚oder minder wichtigen. Angelegenheiten bie 
Nothwendigkeit zu erfparen, ſich mit fehriftlihen Eingaben an die Be- 
zirfhauptmannfchaft zu wenden, oder perfünlich an deren Amtäfib zu. _ 
begeben, ift von dem Bezirkshauptmanne die Einleitung zu treffen, daß 
in der Regel in den Orten, in welchen das Bezirksgericht fi) hefindet, 
nach Umftänden aber auch in anderen Orten an einem. beſtimmten, den 
Injaffen fund zu machenden Tage, und zwar wenigftend einmal inner- 
halb zwei Wochen, von dem Bezirfehauptmanne oder einem ihm Beige: 
gebenen Beamten ein Amtstag abgehalten werde. Endlich verfügt der 
8. 32 ebd.: Wenn außerdem in dringenden oder wichtigen. Angelegen- 
beiten das perfönliche Einfchreiten eines politifchen Organes oder eine 
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ortliche Erhebung in einem die öffentliche Verwaltung betreffenden Ge⸗ 
genftande nothwendig ift, fo {ft ein Beamter dahin im Eommiffion 
abzuſenden. 

Die Reifen, — fährt dann 8. 33 ebd. ford — welche die politi⸗ 
ſchen Beamten m Erfüllung ihrer Dienfkpflichten innerhalb des in den 
Bereich des Miniſteriums des Innern gehörigen Wirkungätreifed unter 
nehmen, find officinfer Natur und daher aus den ſyſtemiſirten Meife- 
paufthalien zu beftreiten.- Die Vergütung der bei folchen Reifen inner 
halb des Amtögebieted gehabten Auslagen haben die polififchen Beamten 
ans dem für ihre Behörde jahresweife panfchafirten Verlage, uhne dabei 
auf einen Diäten- oder Reiſegelderbezug Anfpruch zu haben, in der Art 
zu erlangen, daß fie zwar ihrer Behörde, nicht aber dem die Abfindımgd 
ſumme leiſtenden Staatäfchape gegenüber, die jedeömaligen Reiſekoften 
zu verrechnen und audzumeifen haben, in fo fern fie nicht unter ſich viepfalts 
em anderes Uebereinkommen treffen. Den eypomirten Commiſſären wird 
and dem gefammten Reifepaufchale der Bezirkshauptmannſchaft ein an- 
gemeſſener Betrag ohne die Verpflichtung befonderer Verrechnung als 
Pauſchale angewieſen. Die Art und dad Audmaf der Theilnahme am 
Pauſchale iſt Dem Uebereinkommen der Bezirkshauptmannſchafts⸗Beamten, 
oder wenn ein ſolches nicht zu Stande kommt, der Entſcheidung des 
Kreispraäſidenten und beziehungsweiſe in den Laͤndern, welche ſich nicht in 
Kreiſe theilen, des Statthalters überlaſſen. 

Die Diäten ſowohl ald die Zahl der Poſtpferde find nur nach ber 
wirklichen Dienftcharge der Beamten und nicht nach ihrer etwaigen 
Titel Autegorie audzumeffen, wenn nicht diefer höhere Charalter mit der 
betreffenden Dienſtleiſtung foftemmäßig verbunden if. Wenn ein Beamter 
zwei active Dienſtleiſtungen zugteich bekleidet, ſo bat er allemal die Biäte 
nad, dem höheren Charadter ver zwei Dienftftellen zu beziehen, wenn 
auch. dad Sommiffiondgefhäft zu: den Verrichtungen des niederen Dienſtes 
gehoͤrt (38. 3 und 9 des Rormales v. Y 1812). 

Beamte "einer minderen Kategorie haben auch für Commiffionen, wogu 
fonft: höhere Beamte verwendet werden, nur das für ihre Kategorie ans- 
gemeſſene Taggeld zu beziehen; es wäre denn, daß die Commifflon einen 
für ihre Kategorie auffallend höheren Aufwand erforderte, im welchem 
Falle file diefelben auf Erhöhung der Diäte bis zum Betrage er unmit- 
telbar an die ihrige amfloßenden Klaſſe der Antrag bei dem Finanz 
Minifterium. gemadt werden kann (8. 12 db.) Wenn Diurniften 
bei Commifftenen weriwendet werben, fo ift dem Finanz⸗Miniſterium die 
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Macht eingeräum:, nach Maß der Umflände auf die Zeit der Com⸗ 
miffion dad gewöhnlihe Diurnum derfelben bis auf das Doppelte zu 
erhöhen (8. 13 ebd.) Zu den normalmäßigen Diäten dürfen keine 3 u- 
lagen oder Erhöhungen bewilliget werben ($. 15 ebd.); auch ift 
den bei Tag und Nacht reifenden Beamten nicht geftattet, etwa den 
doppelten Diätenbezug in Anfpruch zu nehmen (Hofl. Rote vom 
28. Juli 1834, 3. 25,621). Wenn die Ausmelfung höherer Diäten 
für Staatöbeamte, die in Amtögefchäften außer der Monarchie in fremde 
Staaten abgeordnet werden, nothwendig fallen follte, fo muß von 
Fall zu Fall das motivirte Gutachten an das Finanz. Minifterium ge⸗ 
langen. Es ift dabei keineswegs ald ein Syſtem anzufehen, daß Beam- 
ten bei Reifen außer Landes ein höheres, ald das für folche Reifen im 
Allgemeinen bewilligte Diurnum gegeben werden müffe, fonbern um eine 
dießfällige Diäten-Erhöhung kann nur nad) Maßgabe der im jener aus 
landifchen Provinz, wohin der Beamte gefhidt war, allenfalld beſtehen⸗ 
den’ größeren Theuerung eingefchritten werben ($. 16 des Normales v. 
3.1812). Neben den Diäten haben keine Aufrechnungen auf Quartier, 
GBolz, Licht, Bedienung oder andere zur Berpflegung oder zur Gemäd- 
lichkeit ded Beamten verwendeten Koften Statt, fondern alle diefe Aus- 
lagen, wenn nicht zu deren Aufrechnung eine ausdrückliche, fchriftliche 
höhere Bewilligung erfolgt, müffen aus den Diäten beftritten werden. 
Nur wenn das Commiffionsgefchäft von der Art ift, dag nebft der Woh- 
nung ded Beamten noch ein befonderes Arbeitd- oder Commiffiondzim- 
mer unumgänglich nothwendig ift, Tann die Auslage für dasfelbe befon-. 
ders aufgerechnet werden ($. 17 ebd.). Auch außerordentliche Ausgaben, 
die zur Fortfegung der Reife unumgänglich nothiwendig find, und. nit 
zur Verpflegung des Beamten felbft gehören, oder nicht ſchon unter _ 
einem Averfo begriffen find, kommen demfelben, wenn fie gehörig er⸗ 
wiefen find, befonderd zu vergüten (8. 18 ebd). Wenn ein Beamter 
während der Commiffionzzeit in eine Krankheit verfällt, fo dauern 
während derjelben, wenn die Krankheit probehältig dargethan ift, die 
Diäten ununterbrochen fort. Aber auf Vergütung der Heilungskoſten 
hat er nur dann einen Anſpruch, wenn unwiderleglich erwieſen ift, das 
die Krankheit unmittelbar und ohne eigene Schuld oder Unvorſichtigkeit 
ded Beamten durch die Gommiffionsreife oder durch die Gefchäftäbe- 
forgung verurfacht worden ift. Die Beſtimmung und Anweifung einer, 
folhen Vergütung hängt von dem Yinanz- Minifterium ab ($. 19 ebd.). 
Ein Beamter, der während feiner ämtlichen Abweſenheit fih von 
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dem Commiſſionsorte in eigenen oder was immer für anderen nicht ämt- . 
lichen Angelegenheiten, oder aus Vergnügen (es fei mit oder ohne Be- 
willigung) entfernt, hat für diefe Zeit feine Diäten zu beziehen, und 
bleibt überdieß, wenn es ohne Erlaubniß geſchehen, oder dem Commif- 
fionagefchäfte dadurch eine Verlängerung oder ein Nachtheil zugegangen 
ift, ſtrenge dafür verantwortlich ($. 20 ebd.). Wie fehon oben bemerkt 
wurde, haben in der Regel alle Commiffionsreifen der Beamten mit 
Poftpferden zu gefchehen. In Ermanglung derfelben müffen andere 
Fuhren um die jeden Orts üblichen Preife bedungen werden ($. 21 ebd.). 
In dieſen Fällen ift der aufgerechnete Fuhrlohngbetrag durch die Quit- 
tung des Fuhrmannes und durch ein ämtliches Gertificat gehörig aus⸗ 
zumweifen (Hfkmrd. v. 9. November 1822 und v. 24. Auguſt 1843, 
3. 27542). In manchen Fällen haben auch die Reifen der Beamten mit- 
telft Borfpann zu geſchehen, worüber verfchiedene Anordnungen in den 
einzelnen Kronländern beftehen. 

Bei Gefchäftreifen, mo mehrere Individuen zufammen abgeordnet 
werden, darf, wenn es nicht befonderd wichtige Umftände anderd erhei- 
fehen, nicht jeder Beamte in einem Wagen allein, fondern es follen im- 
mer fo viele, als die Möglichkeit geftattet, mit einander fahren ($. 22 
des Diäten-Normaled, erneuert durch Hfd. v. 20. Jänner 1831, 3.418 und 
durch Hfkmrd. v. 5. Juni 1842, 3. 23258). Die in Commiffion reifen- 
den Beamten haben wie jeder andere Reiſende alle Wegmauthe zu 
zahlen, fie find aber berechtigt, die gehörig erwiefenen Auslagen in Auf 
rechnung zu bringen (8.34 des Diäten-Niormaled.). Wenn Beamte mit eige⸗ 
nen Pferden, zu deren Haltung ſie nicht von Amtswegen verbunden 
find, oder worauf fie nicht ſchon vom Aerarium einen Unterhaltsbeitrag 
genießen, eine Dienftreife machen, fo gebührt ihnen eben jene Vergütung 
der Fuhrkoſten, wie wenn fie Teine eigenen Pferde verwendet hätten 
(8. 25 ebb.). 

. Denn Beamte eine Reife oder einen Theil derfelben zu Fuß ma- 
Sen, und dieß ohne Nachtheil des Commiſſionsgeſchäftes und ohne zu 
großen Zeitverluft thun können, fo gebührt ihnen eben jene Vergütung 
der Fuhrkoften, die fie, wenn fie gefahren wären, nad den Directiven 
aufjurechnen befugt find (8. 26 ebd. und Hfkmrd. v. 5. Februar 1830, 
3. 33074 in der n. d. Pr. ©. ©. Bd. 12, ©. 83), Die zur See im 
Dienfte reifenden Beamten haben während der Zeit, als fie fich einge: 
fchifft befinden, nur die einfachen Diäten zu beziehen, und es ift bloß 
geftattet, in Fällen, wo Beamte während der Dauer der Seereife unvor⸗ 
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hergefehenen, außerordentlichen Ungemaͤchlichkeiten ausgeſetzt waten, auf 
Verleihung der doppelten Diäten ausnahmsweiſe bei dem Finanz - Mini- 
fterium im Gnabenwege einzufchreiten (Hfkmrd. v. 4. October 1820, 
3. 37597). Befondere Anordnungen beftehen für Dalmatien in dem 
Sflmrd. v. 16. Jänner 1827, 3. 27 und für das Tombardifch » venetia- 
nifche Königreich in dem Hffmrd. v. 2. Juni 1829, 3. 19805. Bei Dienft- 
reifen, welche ganz oder theilweife mit Dampfſchiffen zurüdgelegt 
werden Fönnen, dürfen an Fuhrkoſten ftatt der Poftgebühr nur die für 
die Benügung des Dampffchiffes wirklich aufgelaufenen Auslagen in An- 
fhlag gebracht werden, und zwar für die Beamten mit Aufrechnung der 
Fahrpreife nach der erften, für die Diener mit Aufrechnung der Fahr- 
preife nach der zweiten laffe, nebft den Koften für den Trandport 
zum’ Stationsplatze hin und zurüd, dann für den Transport ded das 
Normalgewicht überfchreitenden Gepädes, endlich für den Transport des 
eigenen Wagens, falld die Mitnahme eines folchen nothwendig mar, der- 
felbe wirffich benuͤtzt wurde, und über die erfolgte Trandportirung desfelben 
auf dem Dampffchiffe Die gehörige Nachweiſung beigebracht wird. Wo in einer 
und derfelben Richtung fich einer Eifenbahn und der Dampfihifffahrt 
bedient werden Tann, iſt diejenige Art der Beförberung zu wählen, bei 
welcher mit Rücficht auf das Zeiterfordernig der Aufwand in einem min- 
deren Betrage entfällt. Diefe Anordnungen traten mit 1. Mai 1851 für 
alle Kronländer in Wirkſamkeit (Finanz - Min. Erl. v. 8. März 1851, 
Nr. 62 des R. G. BL). Bei Dienftreifen, welche ganz ober theilweife 
auf Eifenbahnen zurüdgelegt werden können, find an Fuhrkoften ftatt 
der Boftgebähr nur die für die Benützung der Eifenbahn wirklich auf- 
laufenden Auslagen zu paffiren, und zwar für die Beamten bis einfhlie- 
Big der 7ten Diätenclaffe mit Aufrechnung der Fahrpreife nach der erften 
für die übrigen Beamten mit Aufrechnung der Fahrpreife nad der 
- zweiten, für die Individuen der Amtsdienerfehaft mit Aufrechnung der 
Tahrpreife nach der geringften Wagenclaffe, nebſt den Koften für den 
Transport zum Stationsplake und zurüd, dann für den Transport des 
das Normalgewicht überfehreitenden Gepädes, endlich für den Trandport 
des. eigenen Wagens, falld die Mitnahme eines folchen auf der Eifenbahn 
nothwendig war, derfelbe wirklich benügt wurde, und über die erfolgte 
Transportirung desſelben auf der Eifenbahn die gehörige Nachmeifung 
beigebracht wird. Wenn die Benützung einer in der Reiſerichtung befte- 
henden Eifenbahn nicht thunlich erfcheint, weil entweder ein Auffchub der 
Reife bis gu dem auf eine beftimmte Zeit befchränften Abgange der 
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Eiſenbahnzüge wegen Dringlichkeit des Commiſſionsgeſchäͤftes nicht zu 
läffig ift, oder in dem regelmäßigen Verkehre der Cifenbahnfahrten Stö- 
zungen oder Unterbrechungen eingetreten find, iſt zwar die Aufrechnung 
ber ſonſt flatthaften Fahrgebühren erlaubt, es müſſen jedoch die Gründe, 
welche die Benügung des Transportsweges der Eifenbahn nicht geftattet 
haben, gehörig nachgewiefen und beftätigt fein. Findet die Commiſſionsreiſe 
in Begleitung eined Privatdienerd Statt, fo kann für denfelben der Fahrpreis 
nach der geringsten Wagenclaffe aufgerechnet werden (Finanz⸗Min. El v. 
10. März 1849, Nr.158 d. R. G. Bl., durch Min. Erl. v.26. December 1849, 
Nr. 7 des R.G. Bl. vom 3.1850 auch im lomb.ven. Königreiche, in Ungarn, 
Siebenbürgen, Croatien, Slavonien, dem Temeſer Banate und Serbien in 
Wirkſamkeit gefest, und durch Min. Erl. v.28. April 1849, Nr. 233 des R. G. 
DI. auf die Pferdebahnen ziwifchen Budweis, Linz und Gmunden ausgedehnt.) 

Mo Eommiffionen, die in einer nur einige Stunden von dem Wohn- 
orte ded Beamten entfernten Gegend vorgenommen werden, nur einen 
halben Tag dauern, iſt der andere halbe Tag zur Hin- und zur Zurück⸗ 
reife zu "verwenden (8.28 des Diäten-Normales.). Für Kommiffionen im 
Dienftorte find Leine Diäten bewilligt, dagegen ift für Commiſſionen 
außer dem Dienftorte, wenn fie auch nur einen halben Tag dauern, den- 
noch ‚die ganze Diät paffirt ($. 29. ebd), Beamte, welche manchesmal 
zum Nachjehen der Arbeit oder zur Auszahlung der Arbeiter in eine nur 
wenig entfernte Gegend fich begeben, haben hiefür feine Verguͤtung zu 
fordern, wenn diefes Gefhäft eine aus ihrer ordentlichen Dienſtpflicht 
entipringende Verbindlichkeit if. Wenn aber hiezu ein Beamter veriven- 
det wird, dem ſolches nach feiner Dienftesfategorie nicht obliegt, „fo ger 
bührt ihm hiefür die directiomäßige Vergütung der Fuhrkoſten. Diäten 
aber haben in diefen beiden Fällen nur dann Statt, wenn die Gegend, 
in welcher dad Geſchäft verrichtet wird, mehr ald 2 Stunden von dem 
Wohnorte ded Beamten entfernt ift, und diefer nicht jchon wegen ſeines 
Dienftes felbft, oder wegen eined ausgemeſſenen Dane Dean 
feinen Anfpruch hat ($. 30 ebb.). 

Ohne Auftrag oder Bewilligung der Stelle, die es betrifft, 
darf fein Beamter eine Neife in Angelegenheiten des Dienftes vorneh- 
men, wenn er nicht fehon dich feine Dienftesinftruction hierzu angewie⸗ 
jen oder berechtiget ift ($. 31 ebd.). Den auf Commiffion reifenden Beam- 
ten können angemefjene Vorſchüſſe aus den Staatscaſſen angewieſen 
werden, ‚jedoch find fie verpflichtet, längſtens innerhalb vierzehn Ta- 
gen nad) vollendeter Commiſſion (Hffmrd. v. 5. December 1826, pol 
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G. ©. Bd. 54, ©. 139) ihre Rechnungen oder fogenannten Reife 
particularien einzuftellen (8.32 des Diäten-Normales.). Der feftgefebte 
Termin hat dergeftalt für peremtoriſch zu gelten, daB die nah Ablauf 
desfelben zur Liquidirung überreichten Reifeparticularien zurückzuweiſen 
find (Hflmed. v. 5. April 1832, 3. 40051), und die allfälligen Bor- 
fehüffe, welche ein Beamter hierauf erhalten hat, demfelben zur Laſt ge 
fhrieben und durch Abzüge von feiner Befoldung hereingebracht werben. 
Rır aus befonders rüdfihtswürdigen Gründen ift die nachträgliche Paſ⸗ 
firung über verfpätete Vorlagen zu ertheilen. Diefe Anordnungen 
gelten übrigend nach dem Hffmrd. v. 22. November 1821 (pol. ©. ©. 
Bd. 49, ©. 333) auch dann, wenn fein Reifevorfehuß erfolgt wurde. 
Alle Reifeparticularien müfjen im Wege der vorgefeßten Behörde 
zur Liquidirung überreicht werden. Bei Abfaffung derfelben muß fo- 
wohl im Partieulare felbit, als auch auf dem Ginbegleitungäberichte die 
Entfernung und Meilenzahl, dann der Gebrauch eines eigenen oder ge- 
mietheten Wagens, - und der Umftand, daß der Beamte die ausgewieſene 
Zeit in dem ihm zugetheilten Dienftgefchäfte wirklich zugebradht und auch 
an Reiſevorſchuß nichts, oder welchen Betrag er empfangen hat, von der 
das Particulare einbegleitenden Behörde beftätiget werden (n. ö. Rggs. 
Dog. v. 2. Auguſt 1826, Prov. G. S. Bd. 8, ©. 405.). Die Behörden, 
denen die Erledigung folder Rechnungen zuſteht, haben fich hiervon die 
möglichſt zuverläffige Ueberzeugung zu verfchaffen. In diefer Hinſicht ift 
ed den die Commiſſion abfendenden Behörden überlaffen, wo fie ed thun⸗ 
lich oder nüßlich finden, die Verfaſſung und DVorlegung eined eigenen 
Operations-Journales anzuordnen, worin die täglichen Berrich- 
tungen des abgefendeten Beamten oder Dieners von demfelben aufzuzeich- 
nen find. Weberhaupt ift forgfältig darauf zu wachen, daß die Commif: 
fionen möglihft befchleunigt, und um feinen Tag über die unumgäng- 
liche Nothwendigkeit verlängert werden (8.33 des Diäten-Normales) und Der- 
zögerungen der Reife, welche nicht durch die Umſtände oder durch beigebrachte 
legale Beweiſe ald nothwendig dargethan find und gerechtfertigt werden, 
find der betreffenden adminiftrativen Behörde zur Entſcheidung amzuzet- 
gen (EHfkmrd. v. 19. Februar 1830, 3. 5092). Die eingelangten Reife- 
particularien find von den betreffenden Staatsbuchhaltungen zu 
prüfen (zu cenfuriren) und zu erledigen (zu adjuftiren). Findet die 
Buchhaltung Anftände, fo hat fie die gelegten Rechnungen zu bemän- 
geln. Diefe Bemänglung Tann 1.) die nachgewieſene ziffermäßige Rich 
figftellung der einzelnen Anſätze in den Reiſe- und Diätenparticularien 
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und deren Gefammtbetrages betreffen. In diefem Falle hat es bei ter 
‚ Entfcheidung der competenten Rechnungsbehörde fein Verbleiben, und es 
“ findet Feine weitere Berufung mehr Statt. Wenn fi) dagegen 2.) die 
Bemänglung auf die in Zweifel gezogene Nothwendigkeit der Dienft- 
reife oder der Dauer der hiezu verwendeten Zeit bezieht, fo haben 
die Nechnungsleger ihre allfällige .Befchwerde dagegen, wenn fie Amts- 
vorſteher find, ummittelbar, fonft im Wege der Behörde, welcher fie 
angehören, bei ihrer vorgefepten Behörde einzubringen. Die Entfcheidung 
über die Nothiwenbigkeit der unternommenen Dienftreife und über die 
Dauer der hierzu erforderlichen Zeit fteht nur der Beurtheilung der vor- 
gefegten Behörde zu. 3) Findet fich der Particularleger deßhalb befchivert, 
weil er glaubt, die Staatsbuchhaltung habe die beftehenden Gebühren- 
vorfchriften unrichtig angewendet, fo ift in gleicher Weife vorzugehen; 
doch hat in diefem Falle der Amtsvorſtand der vorgefepten Behörde über 
die vorgelegten Befchwerden, in fo ferne diefelben nicht zur fogleichen 
Verwerfung geeignet erfannt werden, im Einvernehmen mit der Finanz- 
landesbehörde zu entfcheiden, wobei ed ihm unbenommen bleibt, ein Gut- 
achten der Staatsbuchhaltung einzuholen. Wird der Anfiht des Amts 
vorftanded von Seite der diesfalls einvernomnienen Finanzlandesbehörde 
beigepflichtet, fo find die Befchwerden ald endgültig entfchieden anzufehen, 
wäre dagegen die Finanz-Landesbehörde mit der von dem Amtövorftande 
beabfichtigten Entfheidung wegen einer nad ihrer Anficht dabei eintre- 
tenden unrichtigen Anwendung der Gebührenvorfchriften nicht einverftan- 
den, fo haben die Amtsvorſtände die Verhandlung dem betreffenden Mi- 
nifterium vorzulegen, von welchem fodann die Schlußentfcheidung im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminifterium erfolgt (Vdg. des Din. der Juſtiz 
im Einvernehmen mit dem Finanz Minift. und dem Rechnungs -Directo- 
rium v. 11. Juni 1851, Nr. 150 des R. ©. BL). Wenn der Rechnungs: 
leger über die aus den Stantöcaffen erhaltenen Reife Varfchüffe einen 
Hereinreft zu entrichten bat, fo ift, fobald derfelbe nach Berlauf von 
14 Tagen nicht abgeführt worden, die Anzeige an die vorgeſetzte Behörde 
zu machen, damit der Rechnungsleger mit allem Nachdrucke und felbft 
mittelft Abzügen an der Befoldung zur Berichtigung verhalten werde 
(Hftzid. v. 8. März 1827, Goutta’fhe G. ©. Bd. 28, ©. 115). Reife: 
und Zehrungdgelder, welche einem zur Commiffion beordneten Beamten 
entweder vorgefchoffen oder nachträglich angemwiefen werden, genießen mit 
den Befoldungen gleiche Begünftigung; ed Tann daher auch auf folche 
Pergütungsbeträge niemals ein gerichtliches Verbot zu Gunften eines 


⸗ 


— 192 — 


Privatgläubigers ftatt finden (Decr. der gal. Hftzi. v. 31. December 
1801). 
§. 80. 
6) Gebahren in Sußflitntions-Säen. 


Beamte, welche zur einflweiligen Verſehung eines eiledigten 
Dienſtplatzes außer ihrem Dienftorte abgefendet werden, haben nebſt der 
vorfchriftamäßigen ihrem eigenen Dienflrange entfprechenden Bergütung 


der Koften der Hin- und Nüdreife, die ihnen nach ihrer eigenen Diäten» _ 


claffe gebührenden Diäten zu erhalten, wogegen der mit dem fubflitnir- 
ten Amte verbundene Gehalt, dann die Nebenbezüge und Gmolumente 
für das Nerar einzuziehen find (Hffmrd. v. 11. April 1828, pol. ©. ©. 
Br. 56, ©. 92). Bei Commiffiondreifen gebührt den fubftituirten Be 
amten nur jene Diäte, die mit der von ihnen felbft befleideten Dienft- 
ftelle, nicht aber jene, welche mit dem Tienfte, ter von ihnen bloß ver- 
fehen wird, fyftemmäßig verbunden ift (Hffmrd. v.8. Auguſt 1833, 3. 34425). 
Wenn Individuen, die feine Beamte find, einem Amte fub- 
ftituirt werden, fo find ihnen die Genüſſe, welche mit diefem Amte 
ſyſtemmäßig verbunden find, zu erfolgen und bei Eubititutionen außer 


isrem Wohnorte die Neifefoften, dann für die Tauer der Reife die Dis 


ten, nach der Analogie ihres perfünlichen Ranges, oder wenn fie feinen 
haben, des Amtes, das fie vertreten, zu vergüten. Wenn Quiedcenten 
und PBenfioniften zu Enbititutionen außer. ihrem gewählten Aufent- 
haltsorte beftimmt werden, fo find fie wie die wirklichen Beamten zu 


behandeln. Bei Eubftitutionen in ihrem gewählten Aufenthaltsorte tritt 


aber ihre Verbindlichkeit, fih im Dienfte nah Maß ihrer Kräfte ge- 
brauchen zu laffen, ein; doch kann in folhen Fällen nach gut vollbradh. 
ter Eubftitution eine angemeffene Belohnung nah Mafgabe ded Wir- 
kungskreiſes der Behörden bewilligt oder angetragen werden. Außer den 


eben bezeichneten Fällen hat kein Beamter für die ihm übertragene Ver⸗ 


tretung eined Amtes auf befondere Gebühren Anſpruch; nur unter außer- 
ordentlichen Umftänden, wo ein fubitituirter Beamter durch eine längere 
und befondere Anftrengung fih auf eine für den Dienft vortheilhafte 
Art auszeichnet, können angemeffene Belohnungen für ihn bewilliget oder 
angefucht werden (Hffmrd. v. 11. April 1818 a. a. D.). Diefe Anordaun- 
gen erleiden nach der Vdg. v. 24. November 1828, 3. 42910 auch auf 
die mit Anftellungsdecreten verfehenen beeideten Praktifanten, und nad) 
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dem Hfkmrd. v. 25. Anguft 1837, 3. 35761 auch auf jene Individuen 
Anwendung, welche bei folchen proviforifhen Aemtern ſubſtitutionsweiſe 
verwendet werden, deren Organifirung noch nicht definttiv erfolgt ift. 
Wenn das zu einer fubftitutorifchen Dienftleiftung berufene Indi⸗ 
viduum zur Uebernahme derfelben gegen eine geringere, als die normal- 
mäßige Gebühr mwillfährig ſich herbeilaffen follte, fo ift jede zur Erreichung 
der dienftlichen Zwecke nicht erforderliche Mehrausgabe ſtreng zu befeitigen, 
aber auch die von den allgemeinen Borfchriften in Beziehung auf die Ge 
bühr zu machende Ausnahme ſchon vor der Abfendung außer allen Zmwei- 
fel zu ſetzen, und einer nachträglichen Verhandlung darüber unter Teiner 
Bedingung Statt zu geben (Hflmrd. v. 15. April 1835, 3. 14488). 
Ueber Subftitutionsgebühren hat eine Particularlegung nur dann 
einzutreten, menn mit felben zugleich Neifekoften verbunden ſind (Hfkmrd. 


v. 6. April 1840, 3. 10810). 


Befondere Borfchriften über die Supplirung von Lehrämtern 
. find in dem St. 9. C. D. v. 3. Juni 1839, 3. 7223 enthalten. 


$. 81. 
V Uederfiedlungskoften. 


Hinfihtlich des Anfpruches auf Vergütung der Weberfiediungs- 
toften muß vorerft unterfehieden werden, ob der Beamte die ihm zu 
Theil gewordene Weberfegung oder neue Anſtellung ſelbſt augeſucht 
hat oder nicht. Im erfteren Falle gebührt ihm, er mag dabei in utili 
oder honorifico gewinnen oder nicht, Feine Vergütung (Normale v. 13. 
September 1804, 8. 1, pol. &. ©. Bd. 22, ©. 135). Dieß gilt auch 
dann, wenn die Ueberfegung wegen obwaltender Verwandtſchafts oder 
Schwägerfchaftverhältniffe in verbotenem Grade Statt finden muß 
Gfkmrd. v. 28. März 1829, 3. 10491). Diejenigen, welche ex offieio 
überfeßt werden, aber in utili gewinnen, follen in’ der Regel auch 
nicht? erhalten; nur bleibt es dem Finanz-Minifterium geftuttet, bei ein- 
tretenden befondern Umftänden für fie um eine Beihilfe emzufchreiten 
($. 2 ebd). Bei Beamten, die von Wien in die Provinz überfiedeln, 
ift das in Wien genoffene Quartiergeld der daſelbſt bezogenen Befoldung 
zuzufhlagen und diefe Summe ald Mapftab der Vergleichung angmehmen 
Gfkmrd. v. 1. Februar 1824, 3. 4320). Wenn dagegen ein Beamter aus 
der Provinz nad Wien überſetzt wird, fo ift das ihm zu feinem vorigen 
gleichen Gehalte angemwiefene Quartiergeld als in utili gewonnen zu be- 

Stubenrauch, Verw.⸗Geſetzkl. I. 13 
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tsachten, und fehltept jeden Anfpruch auf Vergütung aus (Hfkmrd. v. 30. 
October 1838, 3. 46525); doch hat dieß nicht zu gelten, wenn der in 
die. Reſidenz überfebte Beamte in der Provinz eine Raturalmohnung ge- 
noß (Hfkmrd. Vdg. v. 20. Mai 1840, 3. 18751). 

Senen Beamten, welche ex oflicio überfeßt werden, und blos in 
honorifico oder weder in honorifico noch in utili etwas gewinnen, foll 
nebit den ihnen nach ihrem Dienftrange während der Zeit ihrer Reife 
‚gebührenden Diäten, zugleich die Fuhrkoften-Vergütung nach der vor- 
ſchriftmäßig beftimmten, und für die DVerehlichten nur die Halbfcheide, 
für die mit mehr als zwei Kindern Belafteten auf das Doppelte erhöh- 
ten Anzahl der Pferde, auch für ihre Möbeln cine Entfchädigung, und 
zwar den nicht Verehlichten mit einem einmonatlichen, den DBerehlichten 
mit ‚einem zweimonatlichen, und den mit mehr ald zwei Kindern Be- 
lafteten mit einem dreimonatlichen Befoldungs-Beitrage abgereicht werden 
(Norm. $. 3). Bei der Ausmittlung der Fuhrloften-Entfhädigung darf 
jedoch eben fo, wie bei jener der Meubleö-Entfhädigung, nur jene An« 
zahl Kinder gerechnet werden, welche der Beamte bei der Lieberfiedlung 
mitnimmt, und der Beamte kann auch nur dann die für einen Vereh— 
lichten entfallende Entfhädigung erhalten, wenn er feine Frau an feinen 
neuen Anftellungsort kommen läßt (Hffkmrd. v. 13. Juni 1828, 3. 20330, 
erneuert mit Hflmed. v. 13. December 1839, 3. 43095). Die Meubles- 
Entfchädigung ift übrigend nicht nach dem neuen, fondern nach dem 
früheren Gehalte des Beamten zu bemeffen, wenn diefer auch höher 
ald der in der neuen Eigenfchaft erlangte gewejen wäre (Hflmrd. v. 26. 
September 1827, 3. 34978), und es ift dabei die ganze während der 
legten ftabilen Dienftleiftung bezogene Beſoldung, mit Einſchluß der 
vertagirten Naturaldeputate in Anfchlag zu bringen (Hflmrd. v. 12. Februar 
1827, 3. 5820); auf PBerfonalzulagen kann nur in fo weit Rückſicht ge- 
nommen ‚werden, als fie zur Ergänzung eines früher genoffenen Gehaltes 
verliehen wurden (Hfkmrd. v. 29. Juli 1832, 3. 31028 und v. 20. Mai 
1840, 3. 18751). Die Benügung der Eifenbahnen bat auch bei 
Ueberfiedlungdreifen Platz zu greifen, und es ift in Anfehung folcher Reifen 
den verehlihten Beamten die Aufrechnung der Yahrgebühr für jedes der 
mit demfelben wirklich überfiedelten Familienglieder nach der dem Beam- 
ten zukommenden Wagenclaffe, und für jedes wirklich überfievelte Indi⸗ 
viduum feiner. Privatdienerfchaft nach der geringften Wagenclaffe zuge- 
ftanden (Finanz-Min. Erl. v. 10 März 1849, Nr. 158 des R. ©. DI). 

Da das Ueberſiedlungs-Normale nur auf ftabil überfehte Staate- 
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diener Anwendung erleidet, fo haben bloß zu einem proviſoriſchen 
Dienfte überfeßte Beamte lediglich nebſt den Diäten die einfachen Tate- 
gorienmäßigen Fuhrkoſten anzufprehen (Hfkmrd. v. 14. April 1845, 
3. 11362). Beamte, die bei Auflaffung ihres Amtes, bevor ibnen 
ein Quiescentengehalt bemeffen wird, auf einen andern wir 
lichen Dienftpoften überfeßt werden, haben feine Vergütung der Ueber: 
ſiedlungskoſten anzufprechen (Hfkmr. Circ. Vdg. v. 9. November 1826, 
3. 36914); eben fo wenig hat bei Quiescenten, die an einem Orte 
außer ihrem Domiclium eine Wiederanftellung erlangen, eine folche 
Vergütung ftatt (HGfkmrd. v. 19. November 1826, 3. 45146); wenn 
dagegen Quiescenten eine bloß proviſoriſche Anftellung erhalten, fo 
kann es keinem Anjtande unterliegen, daß ihnen die Vergütung der 
Neifekoften und Diäten während der Tage der Reife angewiefen werde 
(Hffme. Vdg. v. 29. Auguft 1833, 3. 38146). Wenn mindere Die- 
ner, bei welchen die Veränderlichkeit des Aufenthaltes nicht bereitö mit. 
ihrer Dienftedeigenfchaft verbunden ift, von Amtöwegen und ohne Ber 
mehrung ihrer Bezüge überfeßt werden, fo Tann ihnen nebft den normal. 
mäßigen Zehrungdgeldern auch eine Entjchädigung für die durch die 
Meberfiedlung herbeigeführten Auslagen zugeftanden werden, und zwar 
find die Landesbehörden ermächtiget, eine Paufchalfumme bis zum Bes 
trage von 40 fl. C. M. zu bewilligen, bei deren Beitimmung auf die 
Entfernung, die zu Gebote ftehenden Tranfportmittel, die Größe des Ge 
haltöbezuged und auf den Umftand Rückſicht zu nehmen ift, ob das be 
treffende Sndividuum allein oder ‚mit einer Familie überfiedelt (Hfkmrd. 
v. 4. Suni 1829, 3. 21535, v. 1. Auguft 1829, 3 3651 und v. 30. 
November 1830, 3. 40606). 


$. 82. 
e) Aushilfen. 


Beamte und Diener, welche ohne ihr Verfehulden in mißliche Um- 
ftände gerathen, fich aber jtetd durch ihre gute Verwendung und Mora- 
lität die Zufriedenheit der vorgefegten Behörde erworben haben, können 
mit zeitlihen Aushilfen betheilt werden (Juſtizhfd. v. 19. Juli 1822; 
Hfkmrd. v. 16. Juli 1823, 8. 34; Hflzld. v. 30. December 1825). Dieß 
gilt -insbefondere auch von Praktikanten, obgleich diefelben zur 
Erlangung von Beſoldungsvorſchüſſen nicht geeignet find (Sffmeb. v. 
2. October 1822). 

13 * 
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8. 82. 
f) Perfonal-Iulagen. 


Befonderd verdienten Beamten werden manchmal Perſonal⸗Zulagen 
verliehen, welche aber nah Map, als der damit Betheilte in einen höhe 
ren Gehalt. einrüct, wieder einzuziehen find (Hffmrd. v. 10. November 
1824, pol. G. ©. Bd. 52, ©. 487). Die Perfonalzulagen, die im Grunde 
außerordentliche Befoldungen über die ftatusmäßigen Gehalte find, Tom- 
men den letzteren in Beziehung auf die gerichtliche Verbotlegung oder 
Derpfändung ganz gleich zu halten ($. 3 der Blg. I zum Hfd. v. 15. 
Mai 1818, Nr. 1455 der % ©. ©.). 


8. 84. 
g) Remunerationen. 


Hemunerationen können nur für außerordentliche Dienfte, 
welche eine nicht gemeine Verwendung erheifchen und nicht ohnehin in 
den Pflichten des Dienftplaged liegen, keineswegs aber für Gefchäfte, 
welche, wenn gleich nicht gewöhnlich, doch mit der Amtspfliht und dem 
Wirkungskreife ded Beamten in Verbindung ftehen, in Anſpruch genom⸗ 
men werden (Hfkzld. v. 1. Mai 1800, pol. G. ©. Br. 15, ©. 58; 
Hfkzld. v. 1. December 1820, pol. G. ©. Br. 48, ©. 450; Hffkmrd. 
v. 14. September 1821). Die Anträge auf Remunerationen find höhe— 
ren Orts vorzutragen, wenn eine Remuneration für Beamte den Betrag 
von 100 fl. überfteigen foll; oder wenn ein Beamter im Verlaufe eines 
Sahres fchon eine Remuneration erhalten hat, und ihm noch eine zu 
Theil werden fol. Mebrigend müffen die über höhere Bewilligung er- 
theilten Remunerationen in genauer Evidenz gehalten, und es muß ein 
Ausweis hierüber, unter Anführung der Umftände, jährlich vorgelegt 
werden (Hfkzld. v. 1. December 1820, a. a. O. und Hflmrd. v. 28. Mai 
1825). Auch Praktifanten find zur Erlangung von Remunerationen ge- 
eignet (Hfkmrd. v. 2. Delöber 1822). 


8. 85. 
h) Senerfchadens-Vergütungen. 


In Fällen, wo fih Beamte bei Brandunfällen in Rettung der ihnen 
anvertrauten Xerarial-Güter und Caſſen mit Hindanfebung ihrer eigenen 
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Habe befonderd auszeichnen und verdient machen, oder wo ſonſt außer⸗ 
ordentliche Umſtände eintreten, kann denſelben eine beſondere Belohnung 
und Unterſtützung allenfalls bis zu einem Drittheile des gerichtlich oder 
ſonſt glaubwürdig erwieſenen Schadens zugeſtanden werden, wenn die 
Schuld des entſtandenen Feuers nicht ihnen ſelbſt, oder ihren Dienft- 
leuten zur Laft fait (Hftmtd. v. 5. April 1804, pol. G. S. Br. 21, 
©. 112, an das venet. Gub. erlaffen mit dem Hftmed. v. 22. Septem- 
ber 1826). 


8. 86. 
i) Tragung einer Mniform. 


Damit der Staatsbeamte fon nah feinem äußern Erfiheinen als 
foldher befannt fei, wenn er in feiner Eigenfchaft bei feierlichen Gelegen- 
heiten auftritt, oder in Bollziehung der ihm obliegenden Amtöpflichten 
mit Behörden oder mit dem Publicum in oder außer dem Dienftorte in 
Dienftesberühtung kommt, ift er zur Tragung einer Uniform in den 
eben bezeichneten Fällen verpflichtet, außerdem aber berechtigt 
(Min. Erl. v. 24. Auguft 1849, Nr. 377 des R. & BL). Polizei 
Beamte haben zur befonderen Kenntlichmachung eine weißtothe Ko- 
farde zu tragen ($. 16 der Gr. 3. für die Org. der Polizei-Behörden). 
Die allgemeine Uniformirung 9 Borfhrift ift in dem oberwähn- 
ten Erlaffe des Minifteriumd des Innern v. 24. Auguft 1849, Nr. 377 
des N. G. BI. enthalten. Die Uniform des Präfidenten des oberften 
Getichts- und Caffationdhofes wurde durch die Vdg. des Min. des In- 
nen ©. 24: Mai 1850, Nr. 210 des R. ©. Bl.; jene der Boftmeifter, 
Pofterpedienten, Poftcommiffäre, Pofterpeditoren durch die Vdg. ded Han- 
deld-Min. v. 31. Mai 1850, Nr. 215 des R. G. BI. und die der Eonfular- 
Beamten dur den Erlaß des Handels-Min. v. 28. Auguft 1859, Nr. 
360 des N. ©. DI. feftgefebt. Das Tragen von Staatöbeamten - Uni- 
formen von Perfonen,, die Feine wirklihen Staatsbeamten find, und 
ebenfo der Gebrauch der Stiderei (oder der Borten), welche die Staatd» 
beamten audzeichnet, wird ald Ue bertretung mit verhältnigmäßigen 
Geld- oder Arrefiftrafen geahndet. Wäre eine folhe Handlung zugleich 
mit dem Derbrechen des 8. 178 1it.b. St. ©. I. Thl. oder mit der 
Mebertretung des $. 88 St. ©. IT. Thl. verbunden, fo ift fie ein er- 
fchwerender Umftand (Hflzld. v. 29. März 1816, Nr. 1224 der. G. ©. 
und Hfkzld. v. 30. Mei 1816). 
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8. 87. 


k) Gefeeiung von der Pflicht zur Mebernahme einer Dormundfchaft 
oder Curatel. 


Deffentliche Beamte können wider ihren Willen zur Uebernahme einer 
Bormundfchaft oder Curatel nicht angehalten werden (88. 195 und 281 
des a. b. ©. 2.). | 


8. 88. 
1) Sefreiung von der Militärpflicht. 


Die Befreiung von der Militärpflicht genießen nach dem Gon- 
feriptiond- und NRecrutirungd - Patente v. 25. October 1804 und den 
Hfkzld. v. 12. und 22. Auguft 1827 alle Beamte, welche bei landes- 
fürftlichen oder geiftlichen Stellen und Aemtern, bei Univerfitäten, Lyceen, 
Gymnafien und allen übrigen Lehranftalten, wie auch bei der Akademie 
der bildenden Künfte angeftellt find. Bon den beeideten Praktikanten 
find nur diejenigen befreit, zu deren Aufnahme die Zeugniffe über die 
vollendeten juridifchen Studien erforderlich find. Don den Beamten bei 
Iandesfürftlihen Fabriken, Bergwerten, Salinen, Sammerwerfen 
u. f. w. nur die Directoren, Snfpectoren, Rechnungsführer, Buchhalter, 
Kaffire, Adjuncten und Oberauffeber. Die Haudinfpectoren, Thürhüter, 
. Kanzleidiener und das noch mindere Perfonale unterliegen dagegen 
der Militärpfliht. Schullehrer, zu deren Unterhalt die Dotation voll- 
ftändig audgemittelt ift, find von der Militärftellung ganz befreit. Schul- 
gehülfen (Unterlehrer), welche durch Decrete höherer Behörden ange- 
ftellt find, genießen die zeitliche Befreiung. 


8. 89. 
m) Befreiung vom Perfonalarrefte. 


. Gegen verfehuldete Beamte darf Feine gerichtliche Einfchreitung, oder 
eine Perfonal:Ereention, wodurch fie ihrer Dienftleiftung entzogen wür⸗ 
den, von ben Gerichtöbehörben bewilligt oder verhängt werden (Pat. v. 
25. October 1798, Nr. 436 der J. ©. ©. und Hfd. v. 26. Jänner 1799, 

Nr. 453 der J. ©. ©.). 
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Dritter Abſchnitt. 
Bon der Auflöfung des Ctaotsbienf:Berhältnifie 


8. 90. 
Don der Anfföfung des Dienfiverhäffniffes im Allgemeinen. 


Die AUnflöfung des Staatödienft « Verhältniffes ift entweder eine 
relative, wenn der Staatödiener im Wege des Dienfttaufches, der 
Dienft-lleberfeßung, der Beförderung oder Degradirung zwar feinen Dienft- 
poften verläßt, aber zugleich wieder in einen andern Dienftplap eintritt, 
— oder eine abfolute, welche durd) den Tod des. Beamten, die Dienſtes⸗ 
Refignation, die Dienft-Entlaffung und die Berfegung in den Ruheſtand 
herbeigeführt wird. 


8. 91. | 
1) Pienſttauſch. 

Die Bewilligung zu einem Dienſttauſche darf in der Regel nicht 
ohne wichtige und dringende Urfachen, und auch nur dann, wenn der 
Dienft dabei offenbar nicht® verliert, und kein Dritter dadurch gekränkt 
wird, ertheilt werden (Cab. Schr. v. 24. Sänner 1800, pol. ©. ©. 
Br. 50, ©. 4 und Hfkmr. v. 11. Jänner 1810, pol. ©. ©. Bd. 33, 
©. 15.). Insbeſondere verfügt das Hflmed. v. 22. September 1830 
(pol. G. ©. Bd. 58, ©. 198), mit Beziehung auf eine ältere Vorfchrift - 
vom J. 1817, daß die Bewilligung zu einem Dienfttaufehe 1) durch die 
Würdigung bedingt ift, ob der Dienft nicht vernadhläffigt wird, d. i. ob 
die moralifche Gewißheit vorhanden ift, daß jeder Taufchiwerber den An- 
forderungen der anzutretenden neuen Dienftbeflimmung vollfommen ge 
wachſen fei; 2) Daß fie Nachweifung twichtiger Motive vorausſetzt, auf 
welche das Dienfttaufch-Gefuch gegründet wird; und 3) die ämtlihe An- 
erfennung erheifcht, daß die vorgebrachten Beftimmungsgründe der Taufch- 
werber wirklich beftehen, und ob fie einen befonderd wichtigen und drin- 
genden Anlaß abgeben, den Dienfttaufch zuzulaffen; endlich 4) fol bei 
dem Umftande, daß fein Dritter durch einen Dienfttaufch gekränkt wer- 
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den darf, den Taufchenden bei der Behörde, zu welcher fie übertreten, 
unter den - Beamten der gleichen Kategorie zwar der Rang nad) dem . 
mitgebrachten Dienftalter in diefer letzteren, jebocdh in feinem “alle über 
jenen Pla hinaus vorbehalten bleiben, welchen der durch den Tauſch 
austretende Beamte eingenommen hat. 


$. 92. 


2) Bienfi-Meberfebung. 


Die Beſtimmung der Standorte der politifchen Beamten, und 
zwar der bezirföhauptmannfchaftlihen Secretäre, der Conceptsadjuncten, 
der in der vorbereitenden Praxis befindlichen Individuen, fo wie deö 
Dienfiperfonales, ſteht dem Statthalter unbefchränkt zu (8. 10 der Inſtr. 
für die pol. Beh. v. 14. April 1850); ex beftimmt auch die Standorte 
der Bezirks⸗Commiſſäre und Kreidconcipiften, und bat das Recht, fie. aus 
Rückſicht des öffentlichen Dienſtes zu verſetzen, oder zur Statthalterei 
oder Kreiöregierung einzuberufen, jedoch nur in fo ferne dadurch der Eon- 
cretalftatus der Gehaltöftufe nicht verändert wird. Die Bewilligung der 
Berfebung eined Bezirkd-Commiffärd aus einem Kronlande in ein anderes 
fteht nur dem Minifter des Innern zu ($. 15 der Vdg. des Min. des 
Innern v. 13.. December 1849, Nr. 47 DER. G. BL). Diefer be 
fiimmt auch die Standorte der Statthalterei- und Kreiräthe, der Kreie- 
präfidenten und Bezirföhauptmänner, und verfügt die Einberufung der 
Kreispräfidenten zur Statthalterei und der Bezirkshauptmänner zur Kreis- 
regierung, in fo weit dadurch der fuftemifirte Concretalftatus einer Ge- 
haltöftufe nicht verändert wird ($. 14 ebd.). 

Dei FJuftizbeamten Tann die unfreiwillige Berſetzung eines Prä⸗ 
ſidenten oder Senatspräſidenten, eines Rathes oder Bezirks-Richters auf 
einen andern Dienſtpoſten außer dem Falle, wo dieſelbe durch Verände— 
rungen in der Organiſirung der Gerichte nothwendig gemacht wird, nur 
in Folge Beſchluſſes eines ordentlichen Disciplinargerichtes verfügt wer- 
den, wenn fie durch das Intereſſe der Rechtspflege dringend geboten er⸗ 
fcheint ($. 110 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. Bl.). 
Diefer Falk tritt inSbefondere dann ein, wenn dur die Schuld eines 
ſolchen vichterlihen Beamten zwifchen ihm und andern Mitgliedern des 
Gerichtes Beziehungen entftanden find, welche ein erwünfchtes Zufammen- 
wirken nicht mehr erwarten laffen; oder wenn andere Umftände in der 
Perſon oder in den Berhältniffen des Ungeftellten eintreten, welche bie 
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amtliche Wirkſamkeit besſelben in ſeiner bisherigen Stellung weſentlich 
ſtören oder gefährden ($. 111 ebd.). Wenn zwiſchen zweien der bei dem⸗ 
ſelben Gerichte angeſtellten richterlichen Beamten ein Schwägerſchafts— 
Verhältniß entſteht, welches, wenn es früher beſtanden hätte, die Anftel- 
lung des Einen von ihnen bei dieſem Gerichte würde verhindert haben, 
fo muß ſich derjenige, durch deſſen Verehelichung das Schwägerſchafts⸗ 
Verhältniß begründet wurde, die Verſetzung an eine andere Stelle ge— 
fallen laſſen ($. 112 e&d.). Der Ausſpruch des Disciplinargerichtes, daß 
der Fall einer unfreiwilfigen Verſetzung vorhanden fei, darf nur über 
Antrag’ des Generalprocuratord gefällt werden; der Generalprocurator ift 
aber diefen Antrag nur über fehriftlihen Befehl des Juſtizminiſters zu 
ftellen berechtigt (8. 113 ebd.). Die unfreiwillige Verſetzung Tann nur 
auf einen. Dienftpoften mit gleihem Range und Gehalte erfolgen (8.115 
ebd.). Die übrigen Beamten und die Diener der Juſtizverwaltung kön— 
nen jederzeit, auch ohne ihre Zuftimmung auf eine andere Stelle mit 
gleihem Range und gleichem Gehalte im Intereffe des mas ver⸗ 
ſetzt werden ($. 117 ebd.). 


Dieſer Grundſatz gilt im Allgemeinen in Anſehung der Verſetzung 
der Staatsdiener, und es beſteht insbeſondere die Verfügung, daß Be— 
amte, die an einen andern Ort überfegt werden, längſtens binnen 14 
Tagen nad Erhalt des dießfälligen Decreted an ihren neuen Beftim- 
mungsort abzugehen haben, widrigenfall® der Gehalt des dagegen Han- 
deinden fogleich eingeftellt, und die Anzeige hievon höheren Ortes erftat- 
tet werden müßte (Erlaß des galiz. Sub. v. 28. October 1826, bei Wi: 
niwarter a. a. O. ©. 266.). 


$. 93. 
3) Beförderung. 


Bei Beförderungen ift ohne Unterfchied des Dienftalters nur auf 
Jene eine vorzügliche Nücficht zu nehmen, welchen von ihren Vorgeſetz⸗ 
ten das gewiffenhafte Zeugniß über ihre worzügliche gute Verwendung 
und ihr fittliches Betragen zu Theil wird (Hfd. v. 18. November 1785; 
Ddg. der Finanz und Gommerz- Hofftelle v. 28. Auguft 1798; Hfkzld. 
v. 21. Februar 1799; Deer. an ſämmtl. Appell. Ger. v. 25. Jänner 
1804; Hfkmrd. v. 13. März 1806; Hfkzld. v. 30. November 1826; 
Hftld. v. 23. Jänner 1840). Im Uebrigen gelten bier die für An⸗ 


u 
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ftellungen in Staatödienfte überhaupt entwidelten Grundſatze (vgl. den 
erften Abſchnitt dieſes Hauptftüdes). 


8. 94. 
4) Begradirung. 


Der Degratirung, d. i. der Verſetzung eined Beamten auf einen 
minderen Dienftpoften, als welchen er bisher bekleidet hatte, gefchieht 
in mehreren älteren Verordnungen (Hflmrd. v. 11. Jänner 1810, pol. 
G. ©. Br. 33, ©. 41; Hfd. v. 19. November 1819, Nr. 1626 der 
J. G. ©. $. 13 u. f. w.) Erwähnung, und zwar als einer Disciplinar- 
ftrafe, bei deren Verhängung die nämlichen Grundfäße, wie bei der Dienft- 
Entlaffung zu gelten haben. In den neuern Gefeben, insbefondere in 
den Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 de R. ©. Bl. und im Bat. 
v. 10. Juli 1850, Nr. 266 des R. ©. Bl. ift die Degradirung als 
Disciplinarftrafe nicht aufgeführt. | 


8. 95. 
5) Tor des Staatsdieners. 


Welche Anfprüche den Hinterbliebenen eined Staatödienerd bei 
eintretendem Todfalle desjelben zufteben, wird in dem folgenden Ab- 
fhnitte erörtert werden. -Unter welchen Vorſichten allfällige Befoldungs- 
ausftände verftorbener Individuen an die Erben zu verabfolgen find, iſt 
bereitd oben ($. 75 d. W.) erwähnt worden. Wenn bei Sterbefällen 
von öffentlihen Beamten oder Dienern fich öffentlihe Gelder, Amts⸗ 
fehriften oder fonftige Uerarialgegenftände vorfinden, fo ift bei der Tod⸗ 
fallsaufnahme ein Commiffär der Behörde, bei welcher der Verſtorbene 
bedienftet war, zuzuztehen, um ihm fämmtliche Gelder und Amtögegen- 
fände gegen Empfangöbeftätigung zu übergeben. Iſt eine ſolche Zuziehung 
niht möglich, oder war der Verftorbene bei der Abhandlungs-Inſtanz 
felbft bedienftet, fo find öffentliche Gelder und Werthpapiere gerichtlich zu 
erlegen, die Amtsacten aber entweder gehörigen Orts zurüczuftellen ober 
der Todfalldnufnahme beizufchliegen, oder nach Umftänden unter gericht- 
liche Sperre zu nehmen ($. 20 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 255 
des R. G. BL). Wenn ein Beamter geftorben ift, der gegen den Staatd- 
fſchatz in Verrechnung geftanden, fo darf die Verlaffenfchaft deöfelben vor 
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erfolgter Bewilligung der betreffenden Behörde den Erben nicht einger 
antwortet werden ($. 94 ebd. Bal. auch 8. 70 d. W.). 


$. 96. 
6) Bienftes-Refignation. 


Die Annahme und Erledigung freiwilliger Dienftes-Refiguationen 
ift im Allgemeinen jener Behörde überlaffen, welcher die Befebung des 
niedergelegten Amtes eingeräumt ift (Hfkzld. v. 7. Jänner 1803, pol. 
G. ©. Bd. 19, ©. 4, in den neu erlangten Provinzen Eundgemacht durch 
Iſtzhfd. v. 1. Auguft 1818). | 

Dienfted-Entfagungen von Seite der Bezirföhauptmänner, der Kreis- 
räthe, fo wie von Seite des Statthaltereiperfonales, dann von Seite der . 
Stadthauptmannfhaft Tann der Statthalter, von Seite der übrigen Be 
dienfteten. der Kreidregierung und der Bezirkshauptmannſchaften der Kreis⸗ 
präfident annehmen. Jede folche angenommene Reſignation ift den höhe. 
ren Behörden, die Refignation eined Obercommiffärd, oder eines höher 
gejtellten Beamten der Stadthauptmannfchaft insbeſondere dem Miniſter 
des Innern anzuzeigen ($. 14 d. Inſtr. für d. pol. Beh. v. 14. April 
1850 und 8. 15 der Gr. 3. f. d. Organ. d. Polizeibehörden v. 10. 
December 1850). | 

Wenn ein gewefener Soldat eine ihm zu Theil gewordene Civil- 
anftellung freiwillig zurüdlegt, ift dem nächſten Militär-Commando, und 
durch die vorgeſetzten Eivilbehörden dem Landes -Militär-Commando die 
Anzeige in der Abficht zu machen, damit ein foldher Mann, menn er zu 
einer Militär-Dienftleiftung ‚noch geeignet ift, wieder von dem Militär 
übernommen werden könne (Sflzld. v. 24. März 1808, pol. ©. ©. 
Bd. 30, ©. 157). 


8. 97. 
7) Bienft-Entlaffung. 


Die Dienft:Entlaffung ift der höchfte Grad der Disriplinarftrafen, 
welcher daher auch nur in Folge der ſchwerſten Pflichtwerlegungen und 
unter Beobachtung der dießfalls vorgefchriebenen Förmlichkeiten ver: 
hängt werden darf. Die Fälle, auf welche diefe Strafe angedroht ift, 
find folgende: 

1) Wenn der Staatödiener eined Verbrehend überwiefen, und 
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ald Verbrecher abgeurtheilt wird (Hfkmrd. v. 16. Juli 1812, pol. G. ©. 
Br. 39, ©. 6; $. 70 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 bes R. 
G. 3. Bl.; 8. 58 des Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 des R. G. Bl.). 

2) Wurde er blog eined Vergehens oder einer Uebertretung 
für fchuldig erfannt, fo ift wohl die Anzeige davon an feine vorgefeßte 
Behörde zu machen, von diefer aber insbefondere erft in Berathung zu 
ziehen, ob der Verurtheilte in feinem Amte zu belaffen fei oder nicht 
Gfkzld. v. 26. November 1815, pol. ©. ©. Bd. 43, ©. 370); nur 
gegen Beamte und Diener der Juſtizbehörden und der Staatdan- 
waltfhaft muß die Entlaffung aus dem Dienfte verhängt erden, 
wenn fie von den ordentlichen Strafgerichten eined aus Gewinnfucht her 
vorgegangenen oder die öffentliche Sittlichkeit verlebenden Vergehens oder 
‚einer Mebertretung fhuldig erkannt, oder wegen einer andern Gefebed- 
übertretung zu einer mindeftend ſechsmonatlichen Freiheitäftrafe verurtheilt 
worden find (8. 70 ded Pat.-v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. G. Bl. 
und 8. 58 des Pat. v. 10, Suli 1850, Nr. 266 des R. ©. BI). 

3). Diejenigen Beamten, welche durch was immer für Mittel Jeman— 
den zu einem Darlehen verleiten, welches fie fich bewußt find, aus 
einem anderen Vermögen, ald von ihrem Gehalte nicht bezahlen zu Tön- 
nen, fellen mit aller Strenge behandelt, und ohne Schonung ihres Dien- 
fted entfeßt werden (Pat. v. 20. October 1798, pol. G. ©. BP. 13, 
©. 70). Gegen die Beamten und Diener der Zuftigverwaltung ift die 
Entlaffung indbefondere auch dann audzufprechen, wenn fie des über ihr 
Bermögen eröffneten Concurſes fehuldig erkannt worden find ($. 70 
des Pat. v. 25. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. BL). 

4) Weiters ift die Dienft-Entlaffung angedroht auf grobe Berlegun- 
gen des Amtsgeheimniffes Guſtizhfd. v. 24. Jänner u. Hftzld. 
v. 6. Februar 1793, und Juſtizhfd. v. 19. Jänner 1811, Nr. 922 der 
J. ©. ©); | 

5) auf andauernde VBernahläffigung des Dienfted, insbe 
fondere durch Saumfeligkeit in Erftattung abgeforderter Berichte oder 
Gutachten (Handb. v. 1. Jänner 1792; Juſtizhfd. v. 30. Jänner 1792; 
Fiscal-Snftr. v. 15. März 1801, Nr. 526 der J.' G. S.; Hfkzld. v. 
31. Auguft 1817). 

6) Wenn ein Beamter eigenmächtig feinen Dienft verläßt und der 
mit Beftimmung einer angemeffenen Frift und Androhung des Dienft- 
verluftes veranlaßten ämtlichen Aufforderung, im. Amte zu erfcheinen, 
und ſich über feine eigenmächtige Entfernung zu vechtfertigen, Teine Folge 
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leiftet, fo ift er ebenfalld unter Beobachtung der vorgefchriebenen Formen 
feines Dienſtes zu entlaffen (Hfkmrd. v. 9. Juli 1835, pol. ©. ©. Br. 
63, ©. 270; 8. 71 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. ©. 
BI. und. 8. 59 des Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 des R. G. BL); 
endlich 

7) ift diefe Strafe jenen Caſſe- und Buhhaltungsbeamten 
angedrobt, welche mit Staatspapieren Handel treiben (Hfd. v. 15. Fe⸗ 
bruar 1797 und Hfkzld. v. 17. Jänner 1803). 

Was die Behörden anbelangt, welche die Dienſt-Entlaſſung ver— 
fügen können, fo gelten darüber folgende Grundfäse: Die Concepts: 
adjuncten, die zur Praxis zugelaffenen Individuen und das Dienerfchafts- 
perfonale bei den politifchen Behörden und bei den Stadthaupt 
mannfchaften kann der Statthalter ohne weiters entlaffen ($. 13 der 
Inſtr. v. 14. April 1850 und $. 14 der Gr. 3. v. 10. December 
1850). Hinfichtlich der Entlaffung des übrigen Amtöperfonales ift von den 
Statthaltern dann Bericht zu erftatten, wenn die höchfte Befoldungsclaffe 
jener Dienft-Rategorie, in welcher fich der zu entlaffende Beamte befindet, 
600 fl. überfteigt (Hflzld. v. 1. December 1820, poi. ©. ©. Br. 48, 
©. 448 und Hofkzld. v. 10. Mai 1821, pol. G. ©. Bd. 49, ©. 
130). 

Die Entlaffung von Beamten und Dienern der Juftizbehörden hat 
in den Fällen 1., 2., 3., diejenige Behörde, welcher die Ernennung des 
Beamten oder Dieners zuftände, ohne vorläufiges Disciplinarverfahren . 
auszufprechen. Die Entlaffung: folher Juſtizbeamten, deren Ernennung 
dem Kaifer oder dem Suftizminifter vorbehalten ift, wird in den ange- 
deuten Fällen von dem Juſtizminiſter verfügt ($. 70 des Bat. v. 28. 
Juni 1850, Nr. 258 des R. G. Bl.). In allen übrigen Fällen kann 
die Entlaſſung gegen Präſidenten, Senatspräſidenten, Räthe und Be— 
zirksrichter nur von einem Disciplinargerichte nad vorausge-⸗ 
gangenem ordentlichen Disciplinarverfahren ausgeſprochen werden ($. 101 
der R. V. und $. 72 des o. a. Gef). Gegen andre Juſtizbeamten wird 
die Dienftentlaffung vom Juſtizminiſter, gegen Diener des oberiten Ge- 
richtshofes von diefem, gegen alle übrigen Diener der Juſtizverwaltung 
vom Oberlandesgerichte im adminiftrativen Wege verfügt ($. 73 ebd.). 
Gegen Ungeftellte dr Staatsanmwaltfhaft wird in den oben 
unter 1., 2., angeführten Fällen die Dienftentlaffung, wenn fie vom 
Kaifer oder vom Juftizminifter ernannt worden find, dur den Juſtiz⸗ 
minifter, fonft. durch den Generalprocurator ohne vorläufiges Disciplinar- 
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verfahren audgefprochen ($. 58 des Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 des 
R. G. Bl.). In allen übrigen Fällen wird fie gegen ſaͤmmtliche Concepts⸗ und 
Kanzleibeamten von dem uftizminifter, gegen die Diener von dem Ge- 
neralprocurator verfügt ($. 60 ebd.); nur gegen foldhe Mitglieder der 
Staatdanwaltfchaft, denen der Uebertritt im eine Kategorie ded NRichter- 
ftandes vom Bezirksrichter aufwärts vorbehalten wurde, oder welche ſchon 
vor ihrer Anftellung bei der Staatsanwaltfchaft in einer diefer Katego⸗ 
rien bedienftet waren, Tann eine gänzliche Dienftentlaffung nur durch 
richterfichen Spruch des Dberlandesgerichtes , in deffen Sprengel fie an- 
geftellt find, oder nach Umftänden des oberften Gerichtöhofes und rüd- 
fichtlich des bei diefen Gerichten fungirenden Disciplinarfenates in Folge 
fürmlichen Didciplinarverfahrens verfügt werden ($. 59 ebd.). 


Bei den Finanzbehörden und allen übrigen Behörden gilt 
ald Regel, dag diejenige Behörde, welche einen Beamten anzuftellen 
berechtigt ift, ihm auch zu entlaffen befugt a Gfkmrd. v. 11. Jänner 
1810, pol. ©. ©. Bd. 33, ©. 41). 


Die Unfähigfeitserklärung zu einem öffentlichen Dienfte Tann nie 
- einen Gegenftand eines gegen einen Beamten gefällten Strafurtheiled aus- 
machen (Hflzld. v. 23. März 1792, pol. G. ©. Bd. 1, ©. 23); doch 
ift von jedem gegen einen Beamten gefchöpften Strafurtheile der Behörde, 
zu welcher der Abgeurtheilte gehört, die Anzeige zu machen (Hfkzld. v. 
26. November 1815, pol. ©. ©. Bd. 43, ©. 370 und Hfd. v. 16. Yän- 
ner 1819, Nr. 1536 der J. ©. ©.). Sohin hat. die nad) den oben ent- 
widelten Grundfägen competente Behörde die Entfcheidung zu fällen, 
ob gegen das fragliche Individuum der Berluft ded Amtes zu verhängen 
jei oder nicht. Jeder Sitzung einer Adminiftrativ-Behörde, bei 
welcher über die Entlaffung eined Beamten oder Dieners berathen wer⸗ 
den foll, find zwei Juſtizräthe beizuziehen, um die volle Beruhigung 
über den Umftand, daß die Dienft-Entlaffung den Gefeben entſpreche, 
zu erlangen, und jedes Bedenken über die Rechtmäßigkeit des Urtheils, 
wodurd die Disciplinarftrafe verhängt werden fol, zu bejeitigen (Hfkmr. 
Vdg. v. 8. Jänner 1807; Hflzld. v. 26. November 1815 a. a. O.; 
Hfkmrd. v. 19. Juli 1832, pol. ©. ©. Bd. 60, ©. 173). Diefe Zus 
ziehbung hat nad) dem Hfkzld. v. 7. April 1833 (pol. G. ©. Bd. 61, 
©. 101) auch in jenen Fällen einzutreten, wo beeitete Concepts- oder 
Manipulationd-Prakltilanten wegen Vergehen zu entlaffen find, und 
fie muß nach dem Hfkzld. v. 24. October 1834 (pol. G. S. Bo. 62, 
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S. 240) felbft dann eingeleitet werden, wenn der Antrag der betreffen 
den Behörde auf die Entlaffung nicht gerichtet wäre. 

Nah dem Hfkzld. v. 29. März 1821 (pol. ©. ©. Bd. 49, ©. 96) 
hat jedes Ober-Landeögeriht, und mo feines befteht, die in dem Orte 
befindliche anfehnlichfte Zuftigbehörde zwei Näthe zu benennen, und die 
felben der Adminiftrativbehörde zu dem Ende namhaft zu machen, damit 
von diefer fämmtliche die Entlaffung eined Beamten betreffenden Ber: 
handlungsacten mit dem Referate dem älteften der ernannten zwei Juſtiz-⸗ 
räthe mitgetheilt werden. Jeder diefer beiden Näthe hat unverzüglich 
die Acten forgfältig und genau durchzulefen, und feine Meinung nach 
feiner inneren Meberzeugung und nach Gewiffen fehriftlih aufzufegen. 
Sohin find die Acten mit dem fchriftlichen Auffage der Meinungen beir 
der Räthe dem betreffenden Referenten der Adminiftrativbehörde fo fhleu- 
nig, als nur immer möglich ift, wieder zurüd zu fenden. Die beiden 


Juſtizräthe haben dann zu erwarten, ob fie von der Adminiftratiobehörde 


zur Berathfchlagung vorgeladen werden, und im Falle ihrer Vorladung, 
deelbit zu erfcheinen ; bei der Berathichlagung hat jeder von den zwei 
Näthen eine Birilftimme abzugeben und was er zur näheren Aufklärung 
des Berathungs-Gegenftanded oder zur näheren Begründung feiner Mei- 
nung etwa noch zu bemerken für wefentlich und wichtig erachten follte, 
gewiffenhaft zu eröffnen. Sind nun die beiden Suftizräthe nicht derfel- 
ben Anficht, wie die Adminiftentivbehörde (Hfkzld. v. 1. December 1820, 
pol. G. ©. Bd. 48, ©. 448; Hfkzld. v. 20. Juni 1830, pol. G. ©. 
Br. 58, ©. 154 und Hfkzld. v. 26. Zuli 1832, pol. G. ©. Bd. 60, 
©. 209), oder find die Juſtizräthe unter fich felbit verfchiedener Mei- 
nung, fo ift der Gegenftand zur höheren Beurtheilung vorzulegen, damit 
von der höheren Behörde mit neuerlicher Zuziehung zweier. Juftizräthe 
ein endlicher Beſchluß gefaßt, oder nach Umftänden die höchite Entfchlie- 
Bung eingeholt werde (Hffmed. v. 19. Juli 1832, pol. G. ©. Bd. 60, 
©. 173, und Hfkzld. v. 16. Juni 1843, pol. ©. ©. Br. 71, ©. 167). 

Gegen die auf Entlaffung Tautende Entfcheidung der Adminiftrativ- 
behörde kann der Betheiligte, ohne an einen Prächrfivtermin gebunden 
zu fein, eine Borftellung bei der höheren Behörde einbringen, doch hat 
diefe niemald einen Sufpenfiveffeet (Hfkzld. v. 22. Auguſt 1835, pol. 
G. ©. Bd. 63, ©. 327). Befondere Borfehriften beftehen über das 
bei Entlafjung der Angeftellten im Juſtizfache zu beobachtende 
Verfahren in den 88. 73, 74 und 75—95 des Pat. v. 28. Juni 1850, 
Nr. 258 des R. ©. Bl. und über das Verfahren bei Entlaffung der 
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Beamten und Diener der Staatsanwaltſchaft in den 88. 59 
und 60 des Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 des R. ©. Bl. 
8. 98. 
8) Derfebung in den Ruheftand. 
Die Verfegung in den Ruheſtand ift eine zweifache, nämlich die 


Quiestirung, wenn der Staatödiener nur auf einige Zeit außer Dienft- 


leiftung kömmt, und die Jubilirung, wenn er für immer in den Rube- 


ftand verfeßt wird. Die Quiescirung findet ftatt a) wegen lang- 
wieriger Krankheit, deren Hebung jedoch noch zu hoffen ift; b) wenn 
durch Veränderungen im Geſchäftsgange eine Stelle überflüffig wird; 
die Zubilirung dagegen wenn ein Beamter oder Diener wegen Tür: 
perlicher oder geiftiger Gebrechen zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Pflichten untauglich wird. 

| So lange ein Beamter noch fort zu dienen im Stande ift, foll er, 
“wenn er auch dad 40te Dienftjahr fehon überfchritten hätte, nicht ap 


feine Jubilation anfuchen (Hfd. v. 24. September 1824, Nr. 2041 - 


der J. G. ©.). Diefe joll vielmehr. nur dann bemwilliget werden, wenn 
die Untauglichkeit auch zu leichteren Gefchäften (Vdg. v. 10. Jänner 
1778 u. v. 17. Juli 1795), allenfall® durch chirurgifche oder ärztliche 
Zeugniffe (Gfd. v. 31. October 1793) ermieſen ift. 

Gefliſſentliche Jubilationen noch dienftfähiger Beamten find an 
den Jubilirten mit dem Verluſte des erfählichenen Yubilationd-Gehaltes 
und an demjenigen, der die Jubilation auf was immer für eine Weife 
veranlagt hat, mit der Entjeßung vom Dienfte zu Deftrafen (Bdg. v. 
11. October 1792 und dv. 31. October 1793. Vgl. auch in Anfehung 
der Haftung der Aerzte für die Wahrhaftigkeit ihrer Angaben und Be- 
ftättigungen das Juſtizhfd. v. 7. April 1827 und Hfkzld. v. 17. Mai 
1827 in der Goutta’fhen G. ©. B. 28, ©. 193). 

Aus diefem Grunde follen auch diejenigen Jubilirten, welche in der 
Folge fo viele Kräfte gefammelt haben, daß fie wieder einen angemefje- 
nen Dienjt verfehen können, neuerdingd angeftellt, und ihre Penfionen 
während diefer Zeit eingezogen und ihnen erjt nach wieder erfolgter Un- 
tanglichkeit eingeräumt werden (Hfd. v. 6. April 1787). 

Bon Amtswegen wird zur Derfebung in den Ruheſtand ge- 
fehritten a) wenn ein Beamter oder. Diener wegen Törperlicher oder gei- 
ftiger Gebrechen zur Erfüllung der. ihm obliegenden ‘Pflichten untauglich 
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wird, oder b) wenn eine durch neue Einrichtungen im Organismus der 
Staate-Behörden nothwendige Veränderung im Perfonale ftatt findet 
(Hflmed. v. 26. Mai 1803, pol: &. ©. Bd. 19, ©. 185; Hfkzld. v. 
1. December 1820, pol. G. ©. Bd. 48, ©. 448; Hfkzld. v. 3. März 
1821, pol. ©. ©. Bd. 49, ©. 95; Hfkmrd. v. 26. April 1822, Hol. 
G. ©. Bd. 50, ©. 228). Dagegen Tann die Berfeßung in den Rube- 
ftand nicht ald Strafe verhängt werden, weil der Anfpruch auf eine 
Betheilung vielmehr durch die vorausgegangene tadelfreie Dicnftleiftung 
bedingt ift (P. N. v. 1781; Hfkmrd. v. 16. Auguft 1828, pol. ®. ©. 
Bd. 56, ©. 247). 


Die Verfebung in den zeitlichen oder bleibenden Ruheſtand verfügt 
bei den Bezirföcommiffären, den Concipiften und Secretären der Kreid- 
regierungen und GStatthaltereien, und bei jenen Beamten und Dienern, 
deren Ernennung ihm zufteht, der Statthalter (8 14 der Inſtr. v. 
14. April 1850), ebenſo wie bei den Poligei-Commiffären und bei dem 
minderen Conceptöperfonale, fo wie bei den Kanzleibeamten und bei den _ 
Dienern der Stadthauptmannfchaften ($. 15 d. Er. 3. v. 10. Derem- 
ber 1850); in Anfehung der übrigen Beamten der politifchen Behör- 
den gelten die allgemeinen Grundfäße, welche dahin gehen, daß diejenige 
Behörde, welcher die Ernennung eined Beamten oder Dienerd zufteht, 
auch die Verſetzung in den Ruheſtand zu verfügen befugt fei (Hfkmrd. 
v. 11. Sänner 1810, pol. G. ©. Bd. 33, ©. 13 urd Hfkzld. v. 1.De- 
cember 1820, pol. ©: ©. Bd. 48, ©. 448). Handelt es fich dagegen 
um eine Dienftesftelle, deren Vergebung ſich Seine Majeftät vorbehalten 
haben, fo muß Bortrag an Seine Majeftät ſelbſt erftattet werden. 
Die unfreiwillige Berfegung von Beamten oder Dienern der Juſtiz— 
verwaltung in den Ruheſtand ift insbefondere durch die SS. 103— 
109 des Pat. v. 28. Juni 1850, Nr. 258 des R. G. Bl., umd jene 
der Mitglieder der Staatsanwaltfchaft dur die SS. 64—66 des 
Pat. v. 10. Juli 1850, Nr. 266 des R. ©. BI. geregelt. | 


| Stubenraud, Berwalt.@efeht. 1. 14 
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. Vierter Abſchnitt. 


Bon der WBerforgung der Stantsdiener uud ihrer Familien. 





Schwabe (B.). Das allgemeine öſterreichiſche Civil» Penfions - und 

Proviſions⸗Syſtem. Wien, 1844. 8. 

Wildenauer (A). Handbuch der Normalvorfchriften über die Unter: 
flügung und Berforgung der in den k. k. öfterr. Militär- und in 
Civil⸗Staats⸗, ſtändiſchen, frädtifchen oder fonft öffentlichen Bedien- 
lungen fiehenden Individuen und m. Witwen und Waifen ꝛc. 
Prag, 1847. 8. 


8. 99. 
Derforgung der Stantsdiener und ihrer Samifien im Allgemeinen. 


Wenn ein Staatödiener wegen Törperlicher oder geiftiger Gebrechen 
dienftuntauglich, oder wenn er in Folge eingetretener Veränderungen im 
Staatsdienfte entbehrlihb wird, fo erhält er mit Rückſicht auf feine 
Dienftjahre und feine bisherigen Bezüge entweder einen Ruhegebalt 

| (Auiescentengehalt, Zubilationdgehalt, Penfion) oder eine 

| Provifion, oder endlich eine bloße Abfertigung. Ihre Witwen und 

Ä Kinder werden nad der Kategorie desjenigen behandelt, welchem fie ans 
gehörten. 


$. 100. 
Geſetzesqueſlen. 


Die Vorſchriften über die Verſorgung der Staatsdiener und ihrer 

Angehörigen ſind in zwei Hauptnormalien v. 30. November 1771 und 

26. März 1781 (abgedr. bei Schwabe a. a. O. ©. VII.) enthalten. 

Später wurde von dem gew. Rechnungsrathe der Kameral-Haupt-Bud- 

haltung Gottfried Strauß eine Zufammenftellung unter dem Titel: 

| „Grundſätze über die Behandlung der Beamten, deren Witwen und 
| Waifen in Penfionsfällen“ verfaßt, und mit Hfkmrd. v. 26. Juni 1816 
| den nen erworbenen öſterr. Provinzen miülgetheilt. Diefe feither oft in 
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Druck gelegte Sammlung von Penfiondvorfähriften hat zwar nach dem 
Hfkzld. v. 1. Suli 1824 feine Geſetzeskraft, wird aber dennoch ald Leit 
faden bei Behandlung von Penfionsfällen überall angewendet. Seither 
ift eine große Anzahl von nachträglichen Verordnungen erfchienen, melche 
einzelne Beflimmungen getroffen und aufgetoorfene Zweifel geldst haben. 


8. 101. 
„A. Verforgung der Staatsdiener. 
Bedingungen, von denen der VerſorgungsAnſpruch abhängig iſt. 


Nur jene Staatödiener haben nach Auflöfung ihres Dienftverhält- 

niffed auf eine weitere Betheilung Anſpruch, welche a) in Folge einer 
ämtlichen Ernennungsurkunde (Hflmed. v. 12. Jänner 1836, 3. 2428); 
b) auf einem ftatusmäßigen Dienftpoften (Hflzld. v. 4. März 1823, pol. 
G. ©. Br. 51, ©. 65); ce) mit firem Jahres- oder Monatd-Gehalte 
(a. h. Entſchl. v. 24. Mai 1822, 3. 21425 und v. 12. April 1836, 
3. 17183); d) ftabil (bleibend) angeftellt find (Hfkmrd. v. 8. April 
1834, pol. G. ©. Bd. 62, ©. 96); und e) dem Gtaate fleifig und 
treu gedient haben (P. N. v. 1781). 
. In Anwendung diefer allgemeinen Grundfäbe wurden durch eine 
Reihe von Verordnungen, meiftentheild über erhobene Anfragen und 
Zweifel, einzelne Dienfted-Kategorien bezeichnet, welche auf eine Penfion 
Anspruch geben und andere audgefchieden, bei denen dieß nicht der Fall 
iſt. Vefondere Vorſchriften wurden auch über die ‘Penfionirung der von 
fremden Regierungen übernommenen Beamten nn 


8. 102. 
Erföfchung des Anfpruches auf Derforgung. 


Der Verforgungd-Anfpruch eines fonft dazu berechtigten Staatsdie⸗ 
nerd erlifht: a) wenn er feinem Dienfte freiwillig entfagt (a. h. 
Entſchl. v. 4. April 1787 und 2. Juli 1789; Hflme. v. 10. März 
1814); b) wenn er den Dienft eigenmächtig verläßt, und der mit Be— 
ſtimmung einer angemeffenen Frift, unter Androhung des Dienftverluftes 
veranlaßten Amtlichen Aufforderung, im Amte wieder zu erſcheinen, und 
ſich über feine eigenmädhtige Entfernung zu rechtfertigen, feine Folge 
leitet (HGfkird. v. 9. Juli 1835, pol. G. &. Bd. 63, S. 270); c) wenn 

er fonft aus was immer für einem Grunde des Dienfles aneı fen 
* N. v. 1781, 8. 2. ©. auch 8. 97 d. W.). 
14* 
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8. 103. 
Maßſtab zur Ermittlung der Derforgungsanfprüche. 


Dad Ausmaß der Ruhegenüffe oder fonftigen Betheilungen der 
Staatödiener ift einerfeitd von der längeren oder fürzeren Dienftzeit, 
und anderfeit® von den Activitätsbezügen derfelben abhängig. 


$. 104. 
Berechnung der Dienfizeit. 


Die erforderliche Dienflzeit muß in der Regel ununterbroden 
zurüdgelegt worden fein. Eine Ausnahme tritt nur dann ein, wenn die 
Unterbrechung erwiefenermaßen außer Schuld, Willen und Zuthun des 
Beamten oder Dienerd lag (Hfd. v. 13. April 1784, Kropatſchek'ſche 
G. ©. Bd. 7, ©. 949 und Hfd. v. 6. März 1787, ebd. Bd. 14, 
©. 633), oder wenn demfelben etwa bei dem Uebertritte aus anrech⸗ 
nungsmäßigen in nicht anrehnungsfähige Staats: oder in Privatdienfte 
diepfalld mit a. 5. Genehmigung eine befondere Zuficherung ertheilt 
wurde. 

Die im Quiescenten-Stande zugebrachte Zeit ift in der Regel 
von jeder Anrechnung bei dem Ausmaße der normalmäßigen Gebühr und 
zwar felbft dann ausgefchloffen, wenn eine bloß proviforifche Verwendung 
eined Quiescenten auf einem nicht fyftemifirten Dienftplage, oder wenn 
deffen Verwendung nur fubftitutiongweife ftatt fand. Wenn dagegen ein 
Auiedcent in einem ftabilen, fuftemifirten Dienftpoften mit dem Genuffe 
der fuftemmäßigen Befoldung wieder angeftellt wurde, fo kann die frühere 
zu feiner Späteren Dienftzeit zugerechnet, und bei einer fohin erfolgenden 
definitiven Penflonirung diefe Gefammt»Dienftzeit in Anrechnung ge: 
bracht werden (Hfkmrd. v. 8. Februar 1828, pol. G. ©. Bd. 56, ©. 32). 

Wenn ein Beamter vom Dienfte zeitlih fufpendirt, nah dem " 
Nefultate der mit ihm gepflogenen Unterfuhung aber von dem ihm zur 
Laft gelegten Dienftvergehen fehuld- oder ſtraflos erflärt wurde, ift ihm 
die im Sufpenfionsftande zugebrachte Zeit allerdingd anzurechnen Gfkmr. 
Erl. 3. 3. Juli 1834, böhm. Pr. G. ©. Bd. 16, ©. 525). 

Die Dienftzeit wird in der Regel von dem Tage an berechnet, an 
welchem der zu "Betheilende feine erſte eidliche Verpflichtung abgelegt 
GHkzld. v. 11. Detober 1783), oder, wenn eine folhe nicht ftatt fand, 
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zuerft feinen Dienft angetxeten hat (Hffmed. v. 30. December. 1823, pol. 
G. ©. 3. 51, ©. 317). 

Rüden mindere Diener, Bergarbeiter u. dgl. zu wirklichen Be: 
amten vor, fo ift ihnen die unbeeidet zugebrachte Dienft- oder Arbeitszeit 
zum Behufe der Penfionsbemeffung allerdings anzurechnen, wenn vdiefelbe 
nur überhaupt mit ‚der Provifionsfähigkeit ernunden war (öftmen. v. 
12. April 1840, pol. G. ©. Bd. 68, ©. 192). 

Den Militär-Individuen, welche aus der activ en Dienftleiftung 
unmittelbar in Civilſtaatsdienſte eintveten, iſt bei ihrer fohinigen Penfio⸗ 
nirung oder Provifionirung nach den Civilpenſionsnormen die Militär- 
Dienstzeit einzurechnen (öffmd. v. 2. November 1832, pol. G. S. 
Bd. 60, S. 274). 

Wenn penſionirte Officiere, oder Halb- und Real-Inva— 
liden, die mit einem Invalidengehalte, oder mit einer Refervationd- 
urkunde auf denfelben betheilt, oder - doch ohne. ausdrüdliche Verzichtlei- 
ftung auf diefes Beneficium in die Stantödienfte übergetreten find, we 
nigſtens volle 10 Sahren in einem Civildienſte zugebracht haben, fo wird 
ihnen, wenn auch. der Uebertritt in die Eivil-Anftellung nicht unmittelbar 
und ohne alle Unterbrechung erfolgte, die bei dem k. k. Militär in was 
immer für einer Charge vollftredite Dienftzeit angerechnet (Gfd. v. 1. und 
12. September 1798, pol. G. ©. Bd. 13, S. 50, und Hfkmrd. v. 2. _ 
November 1832, pol. ©. ©. Bd. 60, ©. 274). Der Mannfchaft vom 
Teldiwebel und Wachtmeifter abwärts und den f. g. PrimaPlaniften darf 
in diefem Falle fogar die Zeit, die fie als Aushilfsdiener (Aushelfer) 
zubrachten, in die Givildienftleiftung eingerechnet werden (Hfkmrd. v. 10. 
Juli 1835, pol. G. ©. B. 63, ©. 273). Diefe Einrechnung findet nicht 
ftatt bei jenen Officieren, die während des beftandenen Chargenverkaufes 
die Militärdienfte werlaffen haben, oder durch Quittirung aus dem Mili- 
tärdienfte getreten find; dann nicht bei jenen minderen Militäriften, die 
nach audgedienter Capitulationdzeit die Militärdienfte freiwillig verlaffen 
haben, oder die auf ein Haus, eine Wirthfchaft oder Profeffion aus den 
Militärdienften entlaffen wurden, und erſt in der Folge in Civildienfte 
getreten find (Hfkurd. v. 12. Auguft 1822). 

Befondere Beftimmungen gelten hinfichtlich der Anrechnung der Mir 
Ktärgräng-Dienftjahre und des Landwehrdienſtes. 

Die in ſtädtiſchen Dienſten vor dem Uebertritte in den Staats⸗ 
dienſt zugebrachten Jahre find, jedoch nur dann in Anſchlag zu bringen, 
wenn fie felbft mit Penſions- oder Provifionsfähigkeit verbunden waren 
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(Sfbard. dv. 24. Jänner 1817, Til. Pr. G. S. Br. 4, ©. 81; — 
Hfkmrd. v. 26. Auguft 1819, pol. ©. ©. Bd. 47, ©. 312). 

Wenn es Übrigens bei einzelnen Dienften zweifelhaft it, ob fie bei 
der Penfionsbemeſſung zur Anrechnung geeignet feien oder nicht, jo darf 
dießfalls won ben competenden Behörden den Staatödienern auf deren 
Einſchreiten in Voraus eine Zuſicherung ertheilt werden, fondern die 
Entſcheidung darüber ift auf den Zeitpunkt zu verfhleben, wo mit ber 
Dienftunfähigkeit der Bittſteller deren Berfehung in den Nuheftand wirt: 
lich ſtatt ſindet (a. h. Entfhl. v. 4. März 1824, 81. März 1838 und 
26. Februar 1839). 


8. 105. se 
Bezüge, welche Bei der Bemeſſung der Ruhegenüſſe in Auſchlag Rommen. 


Dos zweite Moment, auf welches bei der Ausmelfung der Ruhege⸗ 
nüffe Rüdficht zu nehmen ift, find die zulebt bezogenen Activitätsgenüſſe. 
Hierunter gehören: der eigentlihe Gehalt (8. 4 des P. N. v. 1771); 
die Ergänzungszulage aus einer etwa früher gemoffenen höheren 
Beſoldung ($. 2 des P. N. v. 1781); die als ein Theil des Gehaltes 
bezogenen Natural-Deputate und fonftigen Nebenbezüge, in fo 
weit. die Carenztaxe davon entrichtet wurde (Finanzhfd. v. 3. April 1798, 
pol. G. S. Bd. 12, ©. 51); endlich die den Präferten, Profefforen und 
Katecheten der Gymnafien zugewiefenen Deeennal-Zulagen*) (St. 
H. C. Decr. v. 14. Februar 1831, n. d. Pr. ©. S. Bd. 13, ©. 58; 
&t. H. C. Der. v. 20. Mai 1833, pol. G. S. Bd. 66, ©. 12; und 
St. H. €. Deer. v. 20. Jänner 1838, n. d. Pr. G. ©. Bd. 20, ©. 
29). Dagegen find die bloß zeitlih, für die Dauer der Dienftleiftung 
bewilligten PBerfonal-, Local» oder Funchond-Zulagen; Rahıral-Ouartiere, 
Quartiergelder und andere dergleichen Nebenzuflüffe nicht in Anſchlag zu 
bringen ($. 4 des P. N. v. 1771 und 1781). 

Don diefem Grundfage finden folgende Ausnahmen ftatt: 

1) Die in Eivildienfte übergetretenen Militär-Individnen er 
halten, wenn fie auch während derfelben im Disciplinarwege die Strafe 


*) Diefe Decennal-Zulage beftehet darin, daß den verdienten Gymnaſial⸗ 
lehrern, Katecheten und Präfecten nach jebem zur Zufriedenheit zurückgelegten De» 
cennium im Schramte ein Drittel ihres Gehaltes zugelegt wird (St. Hofsom. Deer. 
u. 28, — 1819, pol. G. ©. Bd. 47. ©. 348). 
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der Degradirung erlitten haben, bei ihrer neuerlichen Berfebung in den 
Nuheftand nie einen geringeren Rubegenuß , ald den Betrag der — 
genoſſenen Militär⸗Penſion — v. 22. Juni 1835, pol. G. S 
Br. 63, ©. 235). 

2) Derjenige, der ſchon früher einmal im Ruheſtande lebte, und 
während desfelben einen beflimmten Ruhegenuß bereit? wirklich bezog, 
ſohin aber wieder angeftellt wurde, hat dei feiner neuerlichen Berfegung 
in den Nuheftand das Necht des Nüdtrittes in den ſchon früher ein- 
mal bezogenen Ruhegenuß, wenn auch auf Grundlage feines legten Ge⸗ 
haltes ein geringerer Betrag entfiele (Hfkinrd. v. 6. April 1787, ſtro⸗ 
patſcheks Joſ, ©. S. Br. 14, ©. 633 und Hfkmrd. v. 18. Juni 1829, 
venet. Pr. G. S. Bd. 20, ©. 145). 

3) Wenn ein Staatödiener and einer ftabilen Anftellung unmittel- 
bar in eine proviſoriſche übergetreten ift, fo ift bei feiner ſohinigen 
Benfionirung der zuletzt bezogene Activitätd-Genuß der ſtabilen An- 
ftellung zum Grunde zu legen (Hffmid. v. 13. Jänner 1837, gal. Br. 
®. ©. Bd. 19. 1. Abth, ©. 118). 


$. 106. 
Ausmaß der Betheilung. 
a) Abfertigung. an 


Was nun dad Ausmaß der Betheilung auf Grundlage ” beiden 
oben angedeuten Momente anbelangt, fo gelten darüber folgende Be 
ſtimmungen: 

Hat der zu Betheilende zur Zeit ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand 

noch nicht volle 10 (bei montaniſtiſchen Arbeitern noch nicht volle 8) zur 
Anrechnung geeignete Dienſtjahre zurückgelegt, ſo erhält er als Abfer⸗ 
tigung einen Jahresbetrag des oben ($. 105) bezeichneten Aclivitäts⸗ 
Genuſſes (Abf. 1 des Penf. N. v. 1781 und in Anfehung der Bergar- 
beiter dad Hfkmrd. v. 7. November 1823, pol..G. S. Br. 51, ©. 281). 

Da diefe Abfertigung nur die Stelle des den länger dienenden In⸗ 
dividuen zu verabreichenden fortlaufenden Ruhegenuſſes vertritt, fo 
hat ein derlei abgefertigtes Individuum, wenn es noch vor Ablauf eines 
Jahres vom Tage der Einftellung des Activitäts-Bezuges gerechnet, 
(gleichwiel ob proviſoriſch, ſubſtituoriſch oder ftabil) mit Gehalt wieder 

angeftellt wird, die empfangene Tahres:Befoldung pro rata dem Aerar 


/ 
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wieder zurüd zu erfeben (HGfkurd. v. 30. Juli 1830, pol. G. ©. 
Br. 58, ©. 185), zumal die vor der gefchehenen Abfertigung bereits 
zurückgelegte frühere Dienftzeit bei einer fpäteren neuerlichen Verfebung 
in den Ruheſtand allerdings in Anrechnung gebracht werden kann (Hof- 
kmrd. v. 20. Jänner 1838, pol. &. ©. Br. 66, ©. 15). _ 

Wenn ein im Civile angeftellter penfionirter Offizier vor Ber- 
lauf von 10 Jahren feiner Civildienftleiftung ganz dienftuntauglich würde, 
fo hat derfelbe wieder in die zuletzt genoffene Militär-Penfion zurüd zu 
treten (Hflzld. v. 2. Jänner 1817, pol. G. ©. Bd. 45, ©. 4). Ebenfo 
verfügt das Hfkmrd. v. 2. November 1832 (pol. G. ©. Bd. 60, ©. 274), 
dag jene Militär-Jndividuen, welche ald Real⸗ oder Halb-nvaliden 
nicht unmittelbar aus der Militärs-Dienftleiftung, fondern nad einer für- 
zeren oder längeren in dem Sinvalidenftande zugebrachte Zeit, aus felbem 
in Eivildienfte treten, wenn fie vor zurüdgelegten 10 Civilvienftiahren 
zum Dienfte unfähig werden, in die Snvalidenverforgung oder fonftigen 
Militär-Auhegenüffe, die fie, als fie in Givilftaatsdienfte traten, genoffen 
haben, wieder einzutreten berechtigt‘ find. Der Invalidengehalt bleibt 
übrigens auch jenen Invaliden vorbehalten, welche in einen Eivildienft 
eingetreten find, mit dem keine Penflond- oder Provifions-Fähigkeit ver- 
bunden if. Wenn aber ein Invalide dem Invaliden⸗Inſtitute entfagt und 
in Civildienfte tritt, fo ift er wie jeder Eivilbeamte zu behandeln, und 
Tann daher, wenn er nicht 10jährige Eivildienfte geleiftet hat, auf feine 
Penfion oder Provifion, fondern nur auf die gewöhnliche Abfertigung 
Anſpruch machen (Finanzhofd. v. 12. September 1798, pol. G. ©. Br. 
13, ©. 50). 

Ausnahmsmeife wird jenen Beamten, welche wegen Wahnwitz, 
zugeſtoßener Krankheit oder Erblindung ohne ihr Verſchulden vor zurück⸗ 
gelegtem 10ten Dienftjahre zu allem Broteriwerbe unfähig werden, ein 
- Biertel ihres Gehaltes ald fortlaufender Nubegenuß belaffen ; und 
menn ihnen ein folches Unglüd in ihrer Amtöverrichtung zugeftoßen , fo 
jollen fie nad Bilfigkeit und Befund 20 beffer behandelt werden (Abſ. 
5, Penſ. N. v. 1781). 


$. 107. 
b) Sortlaufende Ruhegenüffe. 


Nach zurückgelegten 10 anrechnungsfaͤhigen Dienſtjahren erhalten die 
in Ruheſtand a. Beamten und andre im Staatödienfte ftehenden 
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Individuen, welche eine jährliche Befoldung genießen von der bis zur 
Activirung des Targefebed v. 27. Jänner 1840 die f. g. Charakters 
und Garenztare entrichtet werden "mußte, eine jährlihe fortlaufende 
Betheilung, weldhe mit der Benennung Penſion (Jubilationsgehalt) 
und Qniescentengebalt bezeichnet wird. 

Die minderen Diener, die meiftend bloß zur Verſehung Törperlicher 
Berrihtungen beftimmt find (wie die Portiere, Hausknechte, Feuerwächter, 
Hausmeifter, Boten, Bau-Auffeher u. f. w.), dann die Aufficht3-Indi- 
viduen in den Gefangenhäufern, die feine Leitung über ein untergeord- 
netes PBerfonale führen (Hflzld. v. 12. November 1830, pol. ©. ©. Br. 
58, ©. 219) erhalten nach dem P. N. v. 1781 nur eine tägliche Be- 
theilung, welche Provifion genannt wird. 


$. 108. 
1) Penfionen und Quiescentengehalle. 


Die Penſion (und ebenfo der Quiescentengehalt) beträgt bei einer 
Dienftzeit von 10 bis 25 Jahren ein Drittheil, bei einer Dienftzeit von 
mehr als 25: bis 40 Jahren die Hälfte, bei vollen 40 Dienftjahren zwei 
Drittheile des oben angeführten Activitätsgenuſſes. Erſt wenn die Dienft- 
zeit 40 Sahre bereits überftiegen hat, gebührt dem Auötretenden der 
volle Betrag feined Aetivitätögenuffes als Jubilationsgehalt (Abf. 1. 
des Penſ. N. v. 1781; Hfd. v. 18. October 1793, pol. ©. ©. Bd. 3, 
©. 50). 
Die Beftimmung der Penfion für die höhften Staatsbeamten 
(Präfidenten, Bicepräfidenten u. dgl.) bleibt der jedesmaligen Genehmi- 
gung ded Landesfürften vorbehalten ; doch wurde durch die YinanzMin. 
Erl. v. 18. Suni 1848, 3. 2138 F. M. und v. 16. uni 1849 (Nr. 
282 des N. ©. DI.) der von Sr. Majeftät genehmigte Grundſatz aud- 
gefprochen, daß kein zeitlicher oder bleibender Ruhegenuß aus dem Staate- 
fhage und den politifchen Fonden mit einem höheren Betrage als 
8000 fl. jährlich zu erfolgen fei. Außerdem beftehen folgende Ausnah> 
men von der oben aufgeftellten Regel: | 

1) Benn ein im Eivile angeftellter penfionirter Offizier nad 
Berlauf von 10 Civildienftjahren in Ruheſtand verfegt werden fol, fo 
ift er zwar da, wo er gedient hat, zu penfioniren, dergeftalt jedoch, daß 
wenn er auch in Anſehung ſeines Amtes zur Erlangung einer Penſion 
gar nicht geeignet, oder diefe geringer als die vorhin genoffene Militär 
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Benfion wäre, ihm jedesmal der Betrag der letzteren ganz abzureichen 
- fommt (Hfkzld. v. 2. Jänner 1817, pol. ©. ©. Bd. 45, ©. 4; Hfkmrd 
v. 19. Juni 1835, pol. G. ©. Bd. 63, ©. 233). 


2) Beamte, deren Befoldung wenigftend 200 fl. beträgt, find nie 
mit einem minderen Betrage als jährlihen 100 fl. zu penfioniren (a. h. 
Entfhl. v. 16. November 1782; Hfd. v. 18. October 1793, pol. ©. ©. 
Bd. 3, ©. 49). Beamte, deren Gehalt 100 fl. nicht überfteigt,, find 
gar nicht penfionsfähig (Hfd. v. 11. Mai 1781); jeme aber, deren 
Beioldung zwar 100 fl. überfteigt aber 200 fl. in ſixo nicht erreicht, 
find nach den allgemeinen Penflonsvorfchriften zu behandeln (Hfkmrd. ©. 
15. October 1792, pol. G. ©. DD. 1, ©. 179 und Hfkmrd. v. 19. 
Dctober 1824). 


3) Für Individuen, welde ohne ihr Verſchulden von einem höher 
auf einen geringer befoldeten Dienftpoften überfeßt wurden, und im Mo- 
mente dieler Ueberſetzung gefeßlich fehon einen höheren jährlichen Ruhe— 
genuß anfprechen konnten, als jenen, der ihnen fpäter mit Rüdficht auf 
ihre ganze zurüdgelegte Dienftzeit gebührt, wird der früher erworbene 
Anfpruch wieder wirkſam (a. h. Entfchl. v. 7. October 1824, bei Schwabe 
a. a. O. ©. 68). 


4) Ebenſo haben wiederangeſtellte Quiescenten oder Penſioniſten, 
wenn die neue Anſtellung, die ſie zeitlich verſahen, mit gar keiner Pen— 
ſions-Fähigkeit verbunden war, oder "wenn der von derſelben entfallende 
Nuhegenuß den ſchon früher wirklich bezogenen dem Betrage nach nicht 
erreichte, Tediglich in diefen wieder einzutreten (Hfkinrd. v. 6. April 1787, 
Kropatſchek'ſche G. ©. Bd. 14, ©. 633). 


5) Bei fonft verdienftlihen Caffe-Beamten, welche nur aus Ab- 
gang phufifcher Kräfte die gehörige Thätigkeit zur genauen und zuverläffi- 
gen Amtirung verloren haben, und deßhalb zur Subilirung geeignet be: 
funden werden, kann nach dem innern Gehalte ihrer mehr oder weniger 
bewährten Dienftleiftung auf Beibehaltung ihres vollen Gehaltes oder 
nah Umſtänden eines größeren Theiles desſelben, als ihnen die vollftredte 
Dienftzeit normalmäßig zuweifen würde, angetragen werden (Hfb: v. 22. 
Auguft 1794, pol. ©. ©. Bd. 5, ©. 104). . 

6) Berdiente Boft-Conductenre, die den größten Theil ihrer 
Dienftzeit anf längeren und befehwerlichen Straßen vollſtreckt, oder koͤr⸗ 
perliche Verletzungen im Dienfte erlitten haben, bürfen im Kalle ihrer 
Benfionivung oder unverfchuldeten Quieeirung um einen Grab günftiger 
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behandelt werden, als jener if, der —— für fie entfallen würde 
(a. h. Entſchl. v. 17. November 1834, Schwabe a. a. O. ©. 70). 

. Die aus dffentlichen Fonds befoldeten Gumnafial-Lehrer, 
Kateheten und Präferten, welche 80 Jahre und darüber zur Zur- 
friedenheit im Lehramte gedient haben, find bei ihrer Defizieng mit dem 
vollen Gehalte und den während ded Dienfted erhaltenen Decennalzula- 
gen in die verdiente Ruhe zu entlaffen (St. H. C. D. v. 38. Septem- 
ber 1819, pol. G. ©. Bd. 47, ©. 848). 

8) Die Profefforen an den ungarifchen Univerfitäten, Akademien 
und Gymnafien erhalten nad 20 Dienftjahren, welche fie ald wirkliche 
ftabile Lehrer, nicht aber ald bloße Supplenten oder Subftituten zuge 
bracht haben, die Hälfe, nach 30 Jahren und darüber den vollen Betrag 
des bezogenen Gehaltes als Ruhegenuß (Ratio educationis publicae etc. 
1806, 88. 289 und 290). 


$. 109. 
2) Provifionen. 


Der Betrag der Proviſionen ift nicht immer gleich, und es ift bei 
Männern nebft dem bezogenen Gehalte und den zurüdgelegten Dienft- 
jahren auf die größere oder geringere Armuth und die Bedürfniffe ihrer 
Familie, bei Weibern auf ihre Kränklicgkeit, die von ihnen zu ernähren- 
den Kinder und die mindere oder größere Unfähigkeit zum Verdienſte zu 
ſehen (Strauß a. a. ©. $. 110). Sedenfalls ift, um die minderen Die- 
ner nicht günftiger zu behandeln ald gering befoldete penſionsfähige Be- 
amte, der höchſte Betrag der Provifionen auf 15 Kreuzer täglich oder 
91 fl. 15 kr. jährlich feſtgeſetzt ( Gfd. v. 17. April 1832, pol. ©. ©. 
Bd. 60, ©. 96; Hfkmrd. v. 21. September 1838, n.3. Pr. G. S. 
Bd. 20, ©. 818), welcher Betrag übrigens nur für eine Dienftzeit von 
35 bid 40 Jahren verliehen werden fol. Hat ein minderer Diener mehr 
ald 40. Dienftjahre zurüdgelegt, fo gebührt ihm der volle Activitätsgenuß 
ale Proviſion (a. h. Entfehl. v. 16. Jänner 1789; Hfkmrd. v. 17. April 
1832, pol. G. ©. Bd. 60, ©. 96 und Hfkzld. v. 23. Juni 1833, pol. 
8. ©. Bd. 61, ©. 173). | 

Ergeben ſich bei dem Ausmaße der Provifionen unter dem höchſten 
Betrage von 15 Kr. auf einen Tag. Bruchtheile, fo find diefe ohne Rüd- 
fiht, ob fie fih auf mehr oder weniger als ” Kr. belaufen, immer zu 

Buniten des zu provifionirenden Dieners ald ein ganger Kreuzer anzu⸗ 
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nehmen Schwabe a. a. O. ©. 67). Wenn die Provifion den Betrag 
von 8 Kr., in Ungarn und Siebenbürgen aber (Refer. v. 19. Septem⸗ 
ber 1843), dann in: der Lombardei und Benedig (Hfkrmd. v. 24. No- 
vember 1822) und in Dalmatien (a. b. Entfchl. v. 24. Februar 1840) 
den Betrag von 4 Kr. wicht erreicht, ift immer dieſer Betrag zu be- 
meffen; doch darf durch die Provifionsbeftiimmung der wirklich dabei in 
Anſchlag zu bringende Activitätsgenuß des Dieners auf keinen Fall 
überſchritten werden (Hfkmrd. v. 17. April 1832, pol. ©. ©. Bd. 60, 
©. 96). 


8. 110. 
Einbringung und Inſtruirung der Penfions- und Propiſions⸗Geſuche. 


Für die Einbringung der Penfiond- und Proviſions-Geſuche ift 
feine peremtorifche Frift vorgefchrieben (Schwabe a. a. O. ©. 132); nur 
in Anfehuug der Quiescenten hat das Hfd. v. 5. November 1824 
(pol. G. S. Br. 52, ©. 485) die Beſtimmung getroffen, daß fie zum 
Behufe der Ausmittlung ihres Nuhegenuffes binnen einem Präclufiv- 
termine von 4 Monaten ihre Dienfted-Documente beizubringen haben. 

Jedenfalls müffen die Geſuche um normalmäßige Betheilung mit 
den nöthigen Ausweifen belegt fein, um das Borhandenfein der gefep- 
lichen Erforderniffe zur Begründung des geftellten Anfpruches darzuthun; 
darunter gehören vorzüglich: die ämtlichen Urkunden (Decrete, Beſcheide, 
Militär: Ahfchiede u. dgl.) über die erfte Anftellung und weitere 
Beförderung des zu Betheilenden und die befondere Beftätigung über 
den in der Civildienftleiftung zuerft abgelegten Dienfteid, oder über 
den Tag des erften Antrittes einer mit dem Anfpruche auf einen Ruhe 
genuß verbundenen Bedienftung (Hfkzld. v. 24. Mai 1816, pol. &. ©. 
Bd. 44, ©. 181; Hfkmrd. v. 26. April 1822, pol. ©. ©. Bd. 50, 
©. 228; Hfkmrd. v. 9. Juni 1832, pol. ©. ©. Bd. 60, ©. 167); 
dann die Nachweifung des zuletzt bezogenen Netivitätsgenuffes 
ſammt den einzurechnenden Nebenbezügen, nebft Angabe der Fonds, aus 
denen diefe Bezüge flogen (Hflmrd. v. 7. Jänner 1804, pol. ©. ©. 
Bd. 21, ©. 5; Hfkmrd. v. 26. April 1822, pol. ©. ©. Bd. 50, ©. 228), 
weil die in Frage ftehenden normalmäßigen Gebühren in der Regel aus 
jenen Fonds und Caſſen erfolgt werden, aus denen der zu Betheilende 
öulebt feinen Gehalt bezog (Schwabe a. a. O. ©. 124, wo aud die 
flattfindenden Ausnahmen verzeichnet find). Weiters ift, wenn die fort 
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laufende Betheilung vor zurüdgelegtem 10ten Dienftjahre angefprochen 
wird, die Beurkundung eines eingetretenen Unglüdsfalles der nad 
dem Dbigen den gemachten Anfpruch zu begründen vermag, und der 
Nachweis der daraus entfprungenen Erwerbsunfähigkeit nothwendig (Hfkzld. 
v. 24. Mai 1816, pol. G. ©. Bd. 44, ©. 181). Werden die erwähn- 
ten Urkunden nur in Abfchriften vorgelegt, fo find fie zur Vermeidung 
vor Unterfchleifen immer von den betreffenden Behörden zu beglaubigen 

(gal. Gub. Erl. v. 26. April 1821, gal. Pr. ©. ©. Nachtr. Bd. ©. 69). 
Die vorſchriftsmäßig inftruirten Betheilungsgefuche find immer an jene 
Behörde zu überreichen, bei welcher der Bittwerber zuletzt angeftellt war 
(GGfkmrd. v. 23. Juni 1822 und 7. Mai 1823). Diefe hat die beige 
brachten Documente binfichtlich ihrer Vollftändigkeit zu prüfen, und wenn 
dabei etwas mangelhaft befunden würde, von den Parteien noch vor der 
Einbegleitung oder Unterftügung ihrer Bitte (wenn fie nämlich nicht felbft 
darüber zu entfcheiden hat) die Ergänzung zu verlangen, um zu deren 
Beften Verzögerungen in der Befriedigung der gefeplichen Anfprüche mög- 
fichft hintanzuhalten (n. d. Reg. Vdg. v. 28. Juni 1822, n. d. Pr. ©. 
©. Br. 4, ©. 657). Die diepfälligen Einbegleitungdberichte find möglichft 
kurz zu faffen, und haben ſich hauptfächlih darauf zu befchränten, die 
vorgefehriebenen Penſions- und Provifiondtabellen binfichtlid 
des Dafeind der erforderlichen Eigenfchaften nach dem Inhalte der von 
den Bittwerbern beigebrachten Documente in allen Rubriken auszufüllen 
(Hfd. v. 21. September 1827, Nr. 2308 der %. ©. ©.; Hfkmrd. v. 
10. Mai 1842, m. fhl. Pr. G. ©. Br. 24, ©. 191). 

Bei den Anträgen auf Penfionirungen und ZJubilirungen find 
ftet8 die beftehenden Normalvorfchriften, und nicht einzelne Eremplificatio« 
nen oder zugeftandene Begnadigungen anzuführen, und wenn ja Indi— 
piduen einer günftigeren Behandlung als der normalmäßigen würdig 
fein follten, nämlich wegen einer beſonders eifrigen und ausgezeichneten 
Dienftleiftung, oder eined im Dienfte zugeftoßenen Unglüdd oder fonfti- 
ger außerordentlicher Umftände wegen, fo ift Diefed von der betreffenden 
Behörde, welche für die Nichtigkeit der Angabe verantwortlich zu bleiben 
hat, jedesmal genau anzugeben (Hffmrd. v. 19. Auguft 1820, pol. ©. 
©. Bd. 48, ©. 191). 
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8. 111. 
Anmeifung der Ruhegenüffe, 


Die Anweifung des Nuhegenuffed erfolgt mittelft einer eigenen 
Berleihbungdurktunde, welche der Partei von der dazu berufenen 
Behörde hinausgegeben wird. Zugleich ergeht die nöthige Anweifung 
Derordnung an die betreffende Caſſe, welche vorher Behufd der wei- 
teren Controlle und der Vorfchreibung in den Büchern der Buchhaltung 
im kurzen Wege zur Einficht mitgetheilt werden muß .(Hflmıd. v. 
17. April 1834, pol. G. ©. Bd. 62, ©. 103). Außerdem wurde durch 
das Hfkmrd. v. 26. April 1822 (pol. &. ©. Bd. 50, ©. 228) die 
Einfendung motivirtr Quartalsausweiſe dergeftalt angeordnet, 
dag, wenn auch während eined Quartaled gar Feine derlei Gebührenver- 
leihung vorgefommen wäre, doch wenigftend darüber die Anzeige gemacht 
werde. Weiters ift, fowohl in den, den Parteien zu ertheilenden Ber: 
leihungsurkfunden, als in den an die Caffen ergebenden Anweifungsver- 
ordnungen der Anfangstag der Gebühren genau zu bemerken, und 
die Claufel einzufchalten, daß der Bezug innerhalb des öſterr. Kaifer- 
ſtaates erfolgen müffe. Endlich ift zur DBermeidung von Irrungen der 
Geldbetrag jedesmal mit Buchſtaben auszudrüden (Hfkmrd. v. 17. 
April 1834, pol. G. ©. Bd. 62, ©. 102). 


8. 112. 
Beginn nnd Daner des Ruhegenuffes. 


Der Genuß ded Quiedcentengehaltes,, der Penfion oder Provifion 
beginnt bei Staatödienern, welche fih bis zur ämtlichen Berftändigung 
über ihre Verſetzung in den Ruheſtand in der Ausübung ihrer Amtöver- 
richtungen und im Amtsorte befinden, mit dem Tage des Dienftaus 
trittes umd des zu gleicher Zeit eingeftellten Activitätsgenuſſes, bei 
jenen Individuen aber, die fich wegen Krankheit oder andrer Umftände _ 
wegen fehon außer Dienftleiftung befinden, mit dem Tage des über ihre 
Quiescirung oder Jubilirung bei der competenten Behörde erfolgten Be- 
Thluffes (Hffmed. v. 23. Auguft 1822, pol. ©. ©. Bd. 50, ©. 579). . 
Der Ruhegenuß endiget mit dem Todestage ded Betheiligten, wenn 
diefer vor dem zur Zahlung der Gebühr beftimmfen Tage eintritt, 
fonft aber mit dem Ablaufe des Sterbemonats (Hfd. v. 31. Mai 1793, 
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pol. ©. ©. Bd. 2, S. 116 und Hffmed. v. 30. März 1821, pol. ©: 
&. Bd. 49, ©. 98). — 


8. 113. 
Ertheilung von Vorſchüſſen. 


Da die Auszahlung der Penfionen und ſonſtigen Ruhegenüſſe bei 
den verfchiedenen Caſſen nicht eher erfolgen darf, als bis diefelben ge: 
hörig ausgemittelt und angewieſen find, fo wurde durch das Hfkmrd. v. 
18. Jänner 1821 (pol. G. ©. Bd. 49, ©. 5) und dur das Hfkmrd. 
v. 4. Suli 1824 (pol. ©. ©. Bd. 52, ©. 298) die Verfügung getroffen, 
daß den in Nuheftand verfehten Staatsdienern auf ihr Anſuchen einft- 
weilen und bis zur erfolgenden Bemeffung und Anmeifung des ihnen 
gebührenden Nuhegenuffes, monatliche Beiträge ald Vorſchüſſe gegen 
feiner Zeit zu leitenden NRüderfab und zwar in dem Betrage des nad) 
ihrer Dienftzeit wahrfcheinlich entfallenden Bezuges angemwiefen wer⸗ 
den können. Wenn jedoch ein in Ruheſtand verfegter Beamter die Bei 
bringung feiner Documente verzögern, und mit deren Ueberreichung durch 
/, Jahr zurücbleiben follte, worüber die Behörden unter eigener Der: 
antwortung zu wachen haben, fo ift die weitere Derabfolgung vieler 
monatlichen Borfchüffe allfogleich einzuftellen. Die Hereinbringung der 
gedachten Vorfchüffe erfolgt aus den zuerfannten normalmäßigen Gebüb- 
ren, umd zwar auf einmal, ohne dag einer Ratenzahlung flatt gegeben 
werden darf (Hfkmrd. v. 18. Jänner 1821, m. fehl. Pr. ©. ©. Bd. 3, 
©. 73). 


S. 114. 
Behebung der Ruhegenüſſe. 


Die Gaffen haben gleich nach erhaltener Anweiſungs⸗Verordnung 
die darin bezeichnete Gebühr, fo wie die etwa in Abzug zu bringenden 
Zaren und fonfligen Werarial-Erfäbe in Bormerkung zu bringen, und - 
die Raten, in welche derlei Abzüge etwa einzutheilen kommen, genau 
erfichtlich zu machen (Unterricht für die Prov. Cam. Caffen v. J. 1807). 

Den Parteien werden fohin, wenn fie fich mit Borlegung der über 
ihre Betheilung erhaltenen Legitimationsurfunde melden, eigene Zah— 
tungdbogen audgefertiget, und diefen die gedachten Legitimationsurkun⸗ 
den, oder eine beglanbigte Abfchrift derfelben unter Beidrüdung deö 
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Amtöfiegeld angeheftet. "Die verfallenden Gebühren find nur gegen Pro- 
ducirung dieſes Bogend audzufolgen, und e3 find auf demfelben fowohl 
die ausbezahlten Raten, ald auch die etwa in Abzug gebrachten Beträge 
jederzeit anzumerken (Hfkmrd. v. 17. April 1834, pol. G. ©. Bd. 62, 
©. 104). Sollte Jemanden fein Zahlungdbogen verloren gehen oder 
entfremdet werden, fo ift ihm ein Duplicat auszufertigen und dieſes 
als folched zu bezeichnen, zugleich aber in dem Contobuche die nöthige 
Dormerkung zu pflegen, damit, wenn etwa in der Folge wieder der ur- 
fprünglihe Zahlungsbogen produzirt würde, Teine Zahlung darauf ge- 
leiftet,, fondern derfelbe lediglich dem Meberbringer abgenommen werde 
(Hffmrd. v. 17. November 1796). 

Der Zahlungdtag bei PBenfionen, Provifionen und Quiescenten⸗ 
gehalten ift auf den 25ten eines jeden Monats feftgefegt. Sollte diefer 
Tag auf einen Sonn» oder Feiertag, oder auf jenen Tag fallen, der zum 
Caſſa⸗Abſchluſſe beftimmt ift, fo können die Parteien die Zahlung erft 
am nächftfolgenden Werktage fordern. Hat das betheilte Individuum 
den Behebungstag erlebt, und ift es am 25ten felbit, oder erft nach dem- 
felben mit Tode abgegangen, fo ift an der bereits für den vollen Monat 
behobenen Gebühr nichts zurüdzufordern, und falls die Behebung 
noch nicht ftattgefunden hätte, muß der entfallende Betrag nicht nur bis 
einſchließlich des Sterbetages, fondern für den vollen Monat an die 


ſich Tegitimirenden Erben oder an die gerichtliche Abhandlungsbehörde 


ausbezahlt werden (Hfkmrd v. 4. Mai 1813, pol. ©. ©. Bd. 40, ©. 
87; Hfkmrd. v. 25. November 1818, pol. G. ©. Bd. 46, ©. 262 und 
Hfkmrd. v. 30. März 1821, pol. ©. ©. Bd. 49, ©. 98). 


Dei Behebung der ARuhegenüffe muß von der betreffenden Partei 


jederzeit eine Quittung beigebracht werden, welche ſowohl den Termin, 


für den die Gebühr behoben wird, als den Geldbetrag, und zwar letzte⸗ 


ren mit Buchſtaben ausgedrückt, zu enthalten hat, ſo wie das Datum 
der Ausſtellung und die eigenhändige Unterſchrift des Empfängers oder 
bei des Schreibens unkundigen Parteien, nebſt der von einem Zeugen 
geleiſteten Namensunterſchrift, die Beiſetzung des Handzeichens ſammt der 
aͤmtlichen Beſtätigung über die Echtheit desſelben (Hfkmrd. v. 17. April 
1834, pol. G. S. Bd. 62, S. 104). 

Außerdem müſſen die in Frage ſtehenden Quittungen die Beſtäti— 
gung des Lebens des Betheiligten, und zwar von Seite des Eigen- 
thümerd oder Adminiftratord des Hauſes, wo derfelbe wohnt, und von 
Seite des Pfarrerd unter Beidrüdung des Pfarı -Siegeld enthalten 
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(Hftmrd. v. 13. Jänner 1812, pol. G. S. Bd. 38, ©. 61; Hfkzſd. v. 
7. September 1831, ebd. Bd. 59, ©. 176 und Hfkmrd. v. 17. April 
1834, ebd. Bd. 62, ©. 104). Zugleich wurde den Pfarren durch das 
Hftald. vo. 25. November 1818 (pol. ©. ©. Bd. 46, ©. 262) zur Pflicht 
gemacht, von jedem in. ihren Pfarrfprengel erfolgten Tode eines mit 
einem Ruhegenuſſe betheilten Individuums, mit Angabe des Charakters 
des Betheilten, dann des von ihm genoſſenen Bezuges, fo wie der Caſſe 
oder des Fondes, aus denen die Zahlung geleiftet wurde, unverzüglich 
im gehörigen Wege unter eigener Dafürhaftung die Anzeige an die com- 
petente Behörde zu erftatten, von welcher dann die Caſſen angemeffen ver- 
ftändiget werden. 

Diefe Lepteren haben übrigen? auch von Amtöwegen, wenn fie von 
dem Ableben einer in einem Werarialbezuge ftehenden Partei oder von 
dem Aufhören der Befähigung derfelben zum weiteren Bezuge zuverläf- 
fige Kenntniß erhalten, die fernere Auszahlung, ohne erft die Einftellung3- 
Verordnung abzuwarten, fogleich zu fiftiren (Hffmed. v.-17. April 1834, 
pol. &. ©. Bd. 62, S- 106). 

Ingleichen verfügt auch der 8. 33 des Pat. v. 28. Juni 1850 
(R. ©. BI. Rr. 255), daß die Todesfälle aller Perſonen, welche aus 
Öffentlichen Gaffen unter was immer für einem Titel Penfionen , Provi- 
fionen oder .Quiescentengehalte beziehen, unter Anfchluß des Zahlungs- 
bogend, oder im Nichtauffindungsfalle desfelben unter möglichft genauer 
Angabe des Namend und Charakter des Verſtorbenen, der Eigenfchaft 
und des Betrages des bezogenen Genuffes, dann der Caſſe, aus welcher 
er bezogen wurde, unmittelbar derjenigen Behörde anzuzeigen find, wel- 
cher die betreffende Caſſe unterfteht. 

Bei Behebung rüdftändiger Gebühren verftorbener Indivi— 
duen gelten die bereitd oben (8. 75, ©. 178 d. W.) in Anfehung der 
Befoldungd-Ausftände angeführten VBorfchriften des Hfkmrd. v. 25. April 
1828 (pol. G. ©. Bd. 56, ©. 99). 

Bei Parteien endlich, welche die Befugniß befiben, ihren Genuß im 
Auslande zu beziehen (f. unten $. 115), müffen die Quittungen jedesmal 
mit der Coramifirung einer ?. k. öſterr. Gefandtfchaft oder eines öfter- 
reihifhen Conſulates verfehen fen (Hffmrd. v. 28. Juli 1824, pol. ©. 
S. Bd. 52, ©. 332 md Hflmed. v. 25. April 1828, ebd. Bd. 56, 
S. 104) und der Bevollmächtigte, welcher die Gebühr für den Abwefen- 
den bebebt, hat fich als folder insbeſondere gehörig zu legitimiren. 

Die Caſſen find angemwiefen, bei Uebernahme der Quittungen die— 

Stubenrauch, Berw. Befehl. 1. 15 


felben genau zu prüfen, und wenn fie mangelhaft befunden würden, vie 
Parteien zu deren Derbefferung in angemefjener. Weife zu belehren 
(Hfimed. v. 17. April 1834, a. a. D.). 

Wird ein Ruhegenuß über ein volled Jahr nicht behoben, ſo iſt 
die Zahlung von den Caſſen von Amtswegen einzuſtellen (P. R. v. 
1771, Abſ. 12) und es dürfen ferner nur auf neuerdings von dem Fi⸗ 
nanz- Minifterium ertheilte Bewilligung fowohl der Rückſtand als die 
fünftig fälligen Raten erhoben werden (Hflmrd. v. 11. November 1842, 
pol. G. ©, Bd. 69, ©. 320), 


8. 115. | 
Beſtimmung des Orfes, wo die Ruhegenüſſe zu verzehren find. 


In der Regel fteht ed jedem, mit einem Ruhegenuſſe betheilten In⸗ 
dividuum frei, denfelben wo immer innerhalb der Grenzen des 
öfterr. Kaiferftaates zu verzehren. Es kann daher felbft nach er- 
folgter Bewilligung und Anweifung der normalmäßigen Gebühr eine 
Mebertragung derfelben auf eine. andere Caſſe gefordert werden (Hfkmrd. 
v. 30, Juni 1818, pol. G. ©. Bd. 46, ©. 177; Hfkmrd. v. 3. Fe 
bruar 1821, ebd. Bd. 49, ©. 8 und Hfkzld. v. 1. Juli 1823, ebd. 
Br. 51, ©. 170); doch find hierbei gewiffe Vorſichten vorgefchrieben, 
um jede ungebührfiche Auszahlung zu vermeiden. Die betreffenden Ge- 
fuche find nach dem Hflmrd. v. 3. Februar 1821 (pol. G. ©. Bd. 49, 
©. 8) und dem Hfkzld. v. 1. Juli 1823 (ebd. Bd. 51, ©. 170) jedes- 
mal bei jener Landesbehörde zu überreichen, welcher die Caſſe oder der 
Fond, aus dem die Iehte Zahlung gefchah,. unterfteht. Ein folched Ueber⸗ 
tragungsgefuch darf nur dann angenommen werden, wenn demfelben ein 
legale, von zwei Oberbeamten der betreffenden Caſſe gefertigted und 
mit dem Amtöfiegel verſehenes Gertificat beiliegt, weiches die urfprüng- 
liche Bewilfigungd-Verordnung, die Dauer ded Bezuges, den Ausftandd- 
Termin, die noch unbehobenen Nüdftände, endlich die darauf haftenden 
Tar- und andern ärarifchen Abzüge, mit Bemerkung der Friften, in wel⸗ 
chen letztere zu berichtigen Tommen, genau nachweiſet. Nach dem Inhalte 
dieſes Gertificates ift der fremden Behörde, welche den Genuß auf 
eine ihr unterftehende Caſſe übernehmen fol, Alles bekannt zu geben, 


was fie zu willen bedarf, um die Anmweifung von dem Tage ded Aus - 


ftandes ohne alle Gefährde für das Aerar umd vorſchriftsmäßig verfügen 
zu können. Zugleich ift an die eigene Caſſe unter Verftändigung 





« 
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von dem Berfügten die Einftellungsverordnung zu erlaffen, und 
diefe hat über den in dem hinausgegebenen Gertificate bemerkten Tag 
des lebten Bezuges ohne auödrüdliche höhere fehriftliche Weiſung, unter 
eigener Haftung für jeden etwa in der Folge ausfallenden Erfaß, durch⸗ 
aus keinen Betrag weiter zu erfolgen. 

Die Behörde, welcher die Caſſe unterfteht, von der künftig die Zah⸗ 
lung des Genuſſes gefchehen foll, hat in ihrer, an die gedachte Caſſe zu 
erlaffenden Anweifungsverordnung nebft Mebermittlung des oberwähnten 
ämtlichen Certificate jedesmal mit Beziehung auf die urfprüngliche Ver⸗ 
- leihung die Dauer des Genuffes genau zu. beftimmen, und die Bittiteller 
von der getroffenen Berfügung ordnungsmäßig zu verftändigen. Die 
Caffe, welche die Zahlung neu übernimmt, hat diefelbe in ihrem Conto⸗ 
buche gehörig vorzufchreiben. 

Die Ruhegenüffe müffen in der Negel ſtets im Inlande verzehrt 
werden, und eine eigenmächfige Entfernung des Betheilten aus dem 
Öfterr. Kaiferftaate, oder die Ueberſchreitung der ihm zum Aufenthalte im 
Auslande bewwilligten Zeitfrift würde den Verluft des Ruhegehaltes nad 
fih ziehen (Hfkrmd. v. 5. Jänner 1808, pol. &. ©. Bd. 30, ©. 2 und 
Hfkmrd. m 14. April 1823, ebd. Bd. 51, ©. 113). Ausnahmen hiervon 
treten ein: 1) in Anfehung derjenigen fremden Staaten, mit welchen ein 
Penfiond-Freizügigkeitsvertrag befteht; dieß ift der Fall mit 
dem Großherzogthume Baden (Bertrag. v. 24. October 1806, pol. ©. 
©. Bd. 27, ©. 171); mit dem Königreiche Baiern (Bertrag v. 12. No⸗ 
vember 1807, ebd. Bd. 29, ©. 139); mit dem Herzogthume Modena 
(Bertrag v. 22. October 1818, ebd. Bd. 46, ©. 244); mit dem Groß» 
herzogthume Toscana (Bertrag v. 31. Auguft 1821, ebd. Bd. 50, ©. 45) 
und mit dem Herzogthume Parma (Vertrag v. 9. December 1822, ebd. 
Bd. 50, ©. 678). Doch muß auch in diefen Fällen vorläufig ein An⸗ 
bringen an die obere Verwaltungsbehörde jenes Ortes gemacht werden, 
wo fih die Staatdcaffe befindet, aus welcher der Genuß erfolgt. 3) Die 
Iombardifchen Penfioniften und Provifioniften, welche in der far- 
dinifhen Provinz Novara Realitäten befigen, Tönnen zu Folge der mit 
Sardinien unter dem 4. Detober 1751 abgefchloffenen Convention (Art. III) 
dafelbft ihren Aufenthalt nehmen; doch dauert diefe Begünftigung nur _ 
jo lange, als nicht etwa die fardinifche Negierung durch Verweigerung 
der Neciprocität zu einem andern Benehmen Anlaß geben follte (Hfkmrd. 
v. 21. September 1838, Schwabe a. a. D. ©. 166) *). 3) Die ſpecielle 


*) Eine weitere (von Schwabe a. a. D. ©. 165 angeführte) Ausnahme hinficht- 
| 15 * 
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Bewilligung zur Entfernung in das Ausland, unter der Begüſtigung, 
dag der Ruhegehalt auch dorthin bezogen, oder doch während der Ab- 
weſenheit des Betheilten feinen im Inlande zurüdgebliebenen Angehöri- 
gen erfolgt werde, kann ausfchliegend nur von Sr. Majeftät ertheilt 
werden (Hffmrd. v. 5. März 1826, pol. G. ©. Br. 54, ©. 33). Du 
gegen find die Minifterien berechtigt, den mit Ruhegenüſſen betheilten 
Individuen Urlaube zu Reifen in dad Ausland gegen dem zu er- 
theilen, daß die Carenz des Genuffes für die Dauer der Abweſenheit 
eintritt, und die Wiederflüffigmahung und Erfolgung der Gebühr erft 
vom Tage der Rückkehr in den öfter. Kaiferftant neuerdings Platz greift 
(a. h. Entichl. v. 5. Zuli 1822, Schwabe a. a. D. ©. 171). Soll bei 
dem Wiedereintritte in das öfter. Gebiet der Bezug auch für die ver: 
gangene Zeit der Abweſenheit wieder angewiefen werden, fo ift die 
allerhöchfte Entfchliegung des Landesfürften dann einzuholen, wenn ein 
bereit? im Ganzen genoffener Urlaub von 3 Jahren auf eine noch län, 
gere Zeit erſtreckt werden foll (a, h. Entſchl. v. 23. April 1834, Schwabe 
a. a. O. S. 171). Derlei Abſentirungs- und Urlaubägefuche find von den 
Parteien, die auf eine Landes-Haupt-Caffe angewiefen find, bei der be- 
treffenden Statthalterei zur weiteren Einbegleitung an das Minifterium, 
von jenen aber, welche auf eine Staatd-Haupt-Kaffe angemwiefen find, bei 


dem Minifterium unmittelbar einzubringen. Nur bei fehr dringlichen 


Reifen, welche es manchmal den Bittftellern unmöglich machen, ohne Nach— 


-theil die Entſcheidung des Minifteriumd abzuwarten, dürfen die Statt- 


halter, denen die mit der Gebührenzahlung beauftragten Caſſen unter 
ftehen, einftweilen die diepfällige Bewilligung unter Anhoffung der böhe- 
ten Genehmigung, um welche fie unter Einem einzufchreiten haben, er- 
theilen (Hffme. Erl. v. 3. Juni und 2. Detober 1835, Schwabe a. a. O. 
©. 168). 

Die Behörden find übrigens“ angewieſen, ſolchen Parteien ihre Reiſe⸗ 
päſſe nur gegen Producirung der gefeßlich vorgeſchriebenen Bewilligung 
auszufolgen (Hflmr. Erl. v. 15. Mai und 23. Juli 1834; ob. d. anf. 
Pr. G. ©. Bd. 16, ©. 283 und böhm. Pr. G. ©. BP. 16, ©. 511). 
Kehrt eine Partei wieder in’d Inland zurüd, fo hat fie die Einhaltung 
der ihr ertheilten Urlaubsfriſt durch Vorlegung ihres Reifepaffes und 
das auf demfelben befindlichen Pifum der Grängbehörde nachzuweiſen 


lich der non fremden Staaten- übernommenen Penfioniften dürfte gegenwärtig kaum 
mehr praltiſch fein. 
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(Sftmid. v. 14. April 1823, pol. G. S. Br. 51, ©. 114). Nur. Pen- 
fioniften und Provifioniften, welche fih dem. Mercantil-Seedienfte 
widmen, find von der Verpflichtung, zu jeder Seereife bei der competen- 
ten Behörde einen eigenen Urlaub .nachzufuchen, unter der Bedingung 
enihoben, daß fie ausfchliegend auf Schiffen von Hfterreichifcher Flagge 
dienen, und es dürfen denfelben hiernach, fobald fie fich über die genaue 
Erfüllung diefer Bedingung nach ihrer jedesmaligen Zurückkunft von der 
Seereiſe mittelft einer legalen Beftätigung des betreffenden Hafenamtes 
auszuweiſen vermögen, die während der Abweſenheit aus den k. k. Staa- 
ten von den Caſſen vorfchriftsmäßig nicht bezahlten Ruhegenüſſe vom 
Tage des Ausftandes fowohl für das Vergangene als für die Zukunft 
wieder flüffig gemacht werden (Hffmid. v. 14, October 1823, pol. ©. ©. 
Br. 51, ©. 213). 


8. 116. | 
Derpfändung und Derbots-Befegung der Ruhegenüſſe. 


In Anfehung der Verpfändung und der Verbotslegung auf Rube- 
genüffe beſteht zuvörderſt die allgemeine Borfchrift, dag die Zahlung d- 
bögen der PBenfioniften, Quiescenten und Provifioniften weder ver- 
pfändet noch verfeßt werden dürfen, vielmehr die etwa verpfändeten 
oder verfeßten Urkunden diefer Art von den adminiftrativen Behörden 
obne Weiterd dem Befiber abgefordert und von diefem zurüdgeftellt wer- 
den follen (Hflzld. v. 21. Juni 1840, pol. G. ©. Bd. 68, ©, 254), 
welche Anordnung auch auf die minderen ämtlichen Diener (durch das 
Hfkzld. v. 24. December 1840, 3. 18825) ald anwendbar erklärt wurde, 
jedoch auf die früher gefchehenen Verpfändungen und Verſetzungen feine 
rückwirkende Kraft Außen follte. 

Weiters beficht die Berfügung, daß auf die Provifionen der 
minderen Staatödiener, da fie nichtd andered ald Almofengelder find, gar 
fein Derbot oder Ceffion angenommen , noch auf derfelben Verfchreibung 
gerichtlihe Affiftenz ertheilt werden folle (Direct. Hfd. v. 11. September 
1795, pol. G. ©. Bd. 7, © 61). Eben fo können die Penfionen, 
welche den Betrag von Einhbundert Gulden Conv. Münze jährlich 
nicht erreichen, weder in gerichtliche Erecution gezogen, noch mit Verbot 
belegt, verpfändet oder abgetreten werden (Hfkzld. v. 6. Mai 1839, pol. 
. & ©. Br. 67, ©. 83); doch, follte diefe Anordnung auf die bereit vor 
der Publication derſelben bewilligten und rechtskräftig gewordenen Ver⸗ 
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bote keine rüdwirkende Kraft äußern (Hflmed. v. 18. zul 1840, 
pol. &. ©. Bd. 68, ©. 280). 

Im Uebrigen können die Jubilationsd- und die QAuiedcenten- 
Gehalte der Beamten höchſtens zur Hälfte mit einem gerichtlichen 
DBerbote belegt, oder in die Pfändung genommen werden (Hfd. v. 16. 
Sinner 1786, Nr. 518 der %. ©. ©. und Hfd. v. 14. März 1786, 
Nr. 796 der J. ©. S.), und hat diefe Borfchrift auch in Eoncurs- 
fällen zu gelten (Hfd. v. 14. März 1788, Nr. 796 der J. ©. ©.); 
auf eine noch nicht bewilligte Penfion aber ift gar Fein Berbot zu ver- 
hängen (Hfd. v. 29. Jänner 1799, Nr. 464 der J. ©. ©.). DBerbote, 
Dormertungen und Pfändungen auf NRuhegenüffe Tönnen nur von der 
competenten Gerihtäbehörde des Schuldnerd bewilligt werden, 
welche zugleich bie betreffende Gaffe davon zu unterrichten hat (Hfd. v, 
22. Juni 1789, Nr. 1022 der %. ©. ©.). Außerdem ift auch noch ein 
Erfuchfchreiben an jene Behörde, welcher die, die Zahlung leiftende Caffe 
unmittelbar unterfteht, zu erlaffen und. foldhe darin von dem bewilligten 
Berbote, der Bormerkung, Pfändung und Grfolglaffung dergeftalt in 
Kenntnig zu feßen, daß nicht nur der Name und Charakter desjenigen, 
gegen welchen die Erecution ftatt findet, fondern auch die Forderung des 
Gegentheild und die Caffe, wo der Nuhegenuß der geflagten Partei an- 
gewiefen ift, zuverläffig und deutlich angegeben erfcheine (Hfd. v. 12. 
Sinner 1789, Nr. 952 der J. G. ©. und Hfd. v. 25. Mai 1804, Mr. 
669 der 3. ©. ©.). Die von der fraglichen Bewilligung unterrichteten 
Gaffen haben zwar ungefäumt die entfprechende Vormerkung auf dem be- 
treffenden Conto einzuleiten, aber die wirkliche Zahlung irgend eines Be- 
frages an den Gläubiger nicht eher zu Teiften, als bis fie hierzu von 
ihrer vorgefeßten Behörde den Auftrag erhalten (Hfd. v. 22. November 
1782, Nr. 102 der J. ©. ©.). Diefer Auftrag ift jedenfalld zu erthei- 
len, wenn die Bewilligung den gefeblichen Vorfehriften angemeffen er- 
feheint; im entgegengefegten Falle find der betreffenden Gerichtöbehörde 
die gegen ihre gefaßte Entfcheidung fich ergebenden Anftände unter Rück— 
ftellung der gedachten Entfcheidung zu eröffnen (Schwabe, a. a. O. $. 124). 

Wenn auf den nämlichen Ruhegenuß mehrere Verbote auch bei 
verfchiedenen Stellen geführt find, gebührt nur jenem das Vorzugsrecht, 
der aus einem Urtheile oder gerichtlichen Vertrage im ordentlichen Exe- 
cufiondwege dad Pfandrecht früher erwirtt hat (Hfd. v. 7. September 
1790, Nr. 56 der %. ©. ©.), wenn aber zur Hereinbringung oder Sicher 
ftellung der aus dem Dienftverhältniffe entfpringenden Aerarialfordes 
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rungen Abzüge an den Ruhegenüſſen der Staatsdiener von den ein- 
[hlägigen Adminiftrativbehörden angeordnet werden, fo können die, wenn 
auch früher erlangten Pfändungen oder Abtretungen von Seite der Pri- 
vaten nur auf jenen Theil des Ruhegenuſſes geltend gemacht werden, 
defien Zahlung nicht eingeftellt worden ift (Hfkzld. v. 16. September 
1834, pol. G. ©. Bd. 62, ©. 228 und Hflzld. v. 24. September 1841, 
Bd. 69, ©. 297). 

Wenn eine Uebertragung ded mit einem Berbote oder einer Pfän- 
dung belegten Ruhegenuffed an -eine andere Caffe ftatt findet, fo find 
derfelben nebit dem Ausweife aller aushaftenden Verbote und Pfändun- 
gen, der hierauf gemachten Abzüge und rüdfichtlich an die Berbotd- und 
Pfändungsleger bereitd geleifteten Zahlungen, fo wie der hieran nod) 
ausſtehenden Forderungen auch alle gerichtlichen Verbote und alle diep- 
falld erhaltenen Verordnungen im Originale durch Amtd-Correfpondenz 
zu überfenden (Hfkmrd. v. 3. Februar 1821, pol. ©. ©. Bd. 49, ©. 10 
und Hflzld. v. 1. Juli 1823, ebd. Bd. 51, ©. 170). 

Wird ein Penfionift oder Quiescent, deffen Ruhegenuß mit einem 
Derbote belegt if, wieder angeſtellt, fo ift das erwirkte Verbot von 
dem Augenblide an, we die Auszahlung ded Nuhegenuffed aufhört und 
der Bezug der Activ⸗Beſoldung beginnt, ald wirkungslos anzufehen (Hof: 
kmrd. dv. 5. März 1838, pol. ©. ©. Br. 66, ©. 86). Im Mebrigen 
kann die Aufhebung und Löfchung eines beftehenden Verbotes oder einer 
Dormerlung, oder Pfändung nur bei derjenigen Gerichtöftelle erwirkt 
werben, welche folche bewilliget hat, und es ift hierbei auch dad nämliche 
Derfahren zu beobachten, welches bei Ertheilung der Bewilligung einge- 
halten werden mußte (Hfd. v. 25. Mai 1804, Nr. 669 der %. G. © 


8. 117. 
Geſtattung eines Nebenerwerbes nebft dem Bezuge des Ruhegenuffes. 


Jedem mit einem Nuhegehalte betheilten Individuum fteht es frei, 
ſich durch Privat-Verdienſt etwas zu erwerben, oder auch eine Privat⸗ 
Anftellung zu übernehmen, fo lange dasfelbe nicht vom Staate zu einer 
Dienftleiftung berufen wird. Im alle einer folhen Berufung hat der 
Betheilte die Wahl, entweder diefem Rufe zu folgen, oder auf den zu 
beziehenden Ruhegenuß. Verzicht zu leiften (Hflme. Pr. Deer. v. 28. Juli 
1823, pol. G. ©. Bd. 51, ©. 183; Hfkwrd. v. 14. Detober 1825, 
ebd. Bd. 53, ©. 210. 


— 232 — 


8. 118. 
Derwirkung des Ruhegenuffes. 


Die Verwirkung eines bereits angewwiefenen Nubegenuffes ift durch 


dad Geſetz in folgenden Fällen angedroht: 
1) wenn der damit Betheilte einer ftrafbaren Handlung fih 


fhuldig macht, welche den wirklich dienenden Beamten feines Dienfted 


verluftig gemacht haben würde. Die Entfcheidung diefer Frage ſteht, 


unter Beiziehung von zwei Juſtizräthen jener Behörde zu, bei oder unter 


welcher der Staatödiener damald, als er in den Ruheſtand verfebt wurde, 
diente ( Hfkzld. v. 19. März 1815, pol. G. ©. Bd. 43, ©. 133; Hftzld. 
v. 22. Mai 1815, ebd. Bd. 43, ©. 244; Hflzld. v. 26.. November 
1815,.cbd. Bd. 43, ©. 370. und Hfkzld. v. 3. Juli 1816, ebd. Bd. 44, 
©. 250). Dephalb find auch die Gerichtöbehörden angemwiefen, von jeder 
gegen einen im Ruheſtande befindlichen Staatödiener eingeleiteten Unter- 
fuhung und von jedem gegen ihn gefällten Strafurtheile die Anzeige zu 
erftatten (Hfd. v. 17. März 1815, Nr. 1187 der J. G. S.; Hfd. v. 
16. Jänner 1819, Nr. 1536 der J. ©. S.; Hfkmrd. v. 14. Detober 
1831, pol. ©. ©. Bd. 59, ©. 208 und HF. v. 28. Februar 1839, 
ebd. Bd. 67, ©. 36). 

2) Der Verluft des Nuhegenuffes tritt ferner ein, wenn der ‚damit 
Betheilte fich unbefugter Weife aus dem öfterreichifchen Kaiferftaate ent- 
fernt, oder die ihm zum Aufenthalte im Auslande ertheilte Zeitfrift 
überfchreitet (vgl. oben $. 115 d. W.), oder 

3) wenn er aus unſtatthaften Gründen ſich weigert, eine ihm zuge- 
dachte Wicderanftellung zu übernehmen (Hfkmr. Präf. Erl. v. 28. Juli 
1823, pol. ©. ©. Bd. 51, ©. 183) und fich der zu diefem Behufe an- 


geordneten ärztlichen Unterfuchung vorſätzlich entzieht (Hfkmrd. v. 5. Jän 
ner 1827, pol. ©. ©. Bd. 55, ©. 3). 


8. 119. 
B. Berforgungs-Anfprüche der Witwen. 


Im Algemeinen geht ber einem Staatediener zuftchende Ber 2 


joxgun gsanſpruch im Falle ſeines noch während der activen Dienſt⸗ 
leiſtung oder auch im Ruheſtande erfolgten Ablebens an ſeine Witwe 
über form. v. 1771). Doch treten hiervon ‚nlgeibe Ausnahmen ein: 
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1) wenn gegen einen Staateviener der Penftond- ober Proviſions⸗ 
Berhift aus einem der in den 88. 102 und 118 d. W. angeführten 
Gründen bereit? audgefprochen war und nur wegen feine® gleich darauf 
erfolgten Todes nicht wirkfam werden Tonnte (Hffmrd. v. 11. Mai em, 
pol. G. ©. Br. 43, ©. 244); 

2) wenn gegen ihn, bevor noch Über den Verſorgungsanſpruch — 
Witwe entſchieden, und ihr die entfallende Gebühr angewieſen iſt, ſolche 
Verſchuldungen hervorkommen, welche ihn, falls er nicht verſtorben waͤre, 
ſeines Dienſtes oder ſeines Ruhegenuſſes verluſtig gemacht haben wuͤrden. 
Dieſe Frage iſt, unter Zuziehung zweier Juſtizräthe, auf die im 8. 97 
d. W. angegebene Weiſe zu entſcheiden (Hfkmrd. v. 2. Jänner 1830, pol. 
G. ©. Bd. 58, ©. 1); 

3) wenn der. Berftorbene dur freiwilligen Selbftmord feinem Leben 
ein Ende .. hatte (a. h. Entſchl. v. 20. Februar 1825, Schwabe, 
a. a. O. S. 15); - 

4 — ſich die Witwe ſelbſt durch unſittlichen Lebenswandel jeder 
Unterſtützung von Seite des Staates unwürdig gemacht hat (Hfkmrd. v. 
21. Mai 1830, pol. G. S. Bd. 58, ©. 44); 

5) wenn bei der Verehelihung die Vorfihrift des Hfd. v. 29. Juli 
1800 (pol. & S. Br. 15, ©. 101) nicht beobachtet wurde, welcher zu 
Folge jeder Civilbeamte feine bevorftehende Verehelihung vorläufig dem 
ihm vorgefehten Amts⸗Chef zu melden hat; 
| 6) wenn der Beamte zur Zeit feiner Verheirathung in der Haupt 

und Reſidenzſtadt Wien einen Gehalt unter 400 fl., in Provinzialſtädten 
unter 300 fl. und auf dem Lande unter 200 fl. bezog (ſiehe das o. a. 
Hfd. v. 29. Juli 1800), und ſich auch nicht über einen ſicheren Neben— 
zufluß auszumeifen vermochte, welcher mit Inbegriff feined Amtsgehaltes 
einem der eben angegebenen Beträge gleich kommt (Hfd. v. 17. März 
1801, pol. &. ©. Bd. 16, ©. 29). Diefer Vorfehrift find auch die bes 
eidigten Prakticanten unterworfen (Hflzlo. v. 13. Februar 1821, Gout- 
tefhe G. ©. Bd. 20, ©. 84). Ausgenommen davon find die minderen 
Diener (Hfimed. v. 28. October 1823), die bei dem Salz⸗, Zoll, Weg: 
mauth⸗ und Wirthichaftswefen angeftellten. Teimten, und das mindere 
Lottoperfonale vom Calculanten abwärts co. v. 8. Roveniber 1804, 
pol. G. ©. Bd. 23, ©. 147); 

7) wenn die Ehe mit dem Staatödiener bereitd während feines Ruhe⸗ 
ftandes abgefehloffen wurde, ohne daß eine Wiederanftellung des Penſioniſten 
oder Quiescenten erfolgte (Hfd.v. 18. October 1796, pol. G.S. Bd.9, ©. 78) ; 
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8) wenn bei einer im Sufpenfiondftande eingegangenen Che die 
Wirkungen der Sufpenfion nicht entweder noch vor dem Tode des Staatd- 
diener® durch. deſſen neuerliche Zulaffung zur Dienftleiftung , oder erft 
nad feinem Ableben durch Zuerkennung des Rechtes an die Erben zum 
nachträglichen vollen Bezuge des eingeftellt gewefenen Activitätsgenuſſes 
von feldft entfallen (Hfd: v. 5. Juni 1773, Kropatfcheffhe G. ©. Bd. 6, 
©. 601; vgl. auch Schwabe a. a. D. ©. 19); 

9) wenn die Witwe zur Zeit des Todes ihres Ehegatten von dem- 
felben gefchieden Iebt, und nicht zu ermweifen vermag, daß fie an der 
Scheidung feine Schuld trug (Hflmrd. v. 16. Februar 1818; Hflmed. 
v. 15. October 1830, pol. ©. ©. Bd. 58, ©. 201); 

10) wenn die Witwe einen, zwar noch in der activen Dienftleiftung 
ſtehenden, aber mehr ald 60 Jahre alten Staatsdiener geheirathet und 
nicht mit demfelben Kinder erzeugt, oder durch wenigſtens 4 Jahre im 
Eheftande gelebt hatte (Hfd. v. 28. Juni 1791, pol. G. ©. Bd. 1, © 
56; Hfd. v. 15. Auguft 1791), und zwar ohne Rückſicht auf die früher 
etwa mit demfelben Gatten außer der Ehe erzeugten, wenn gleich durch 
die nachgefolgte Che Tegitimirten Kinder (Hfkmrd. v. 21. Mai 1830, 
pol. G. ©. Bd. 58, ©. 143). Einer folhen Witwe Tann jedoch die 
fpäter zu erwähnende Abfertigung nicht verweigert werden (ofkmrd. v. 
12. April 1813, pol. G. S. Bd. 40, S. 82); 

11) wenn die Witwe mit einem Beamten verheirathet war, deſſen 
Dienftleiftung mit einer Caution verbunden ift, und der eine Hauptrech⸗ 
nung zu führen und zu legen hatte, in fo fern fie die worgefchriebene 
Weiber-Verzichtsurkunde bei der competenten Behörde einzulegen 
unterließ (Hfd. v. 3. April 1770, Kropatſchek'ſche G. ©. Br. 6, ©. 183; 
Penſ. Norm. v. 1771; Hfd. v. 10. Jänner 1812, pol. G. ©. Bd. 38, 
©. 20). Unter eine Hauptrehnung iſt diejenige Rechnung zu verftehen, 
welche von einem öffentlichen Beamten über ein ihm anvertrauted Aerarial⸗ 
gut periodisch, d. i. in beſtimmten Abfchnitten gelegt werden muß; Die 
Rechnung mag in einem Journale oder in was immer für einer andern 
Form beftehen (Hflmrd. v. 6. October 1828, pol. ©. ©. Bd. 56, ©. 
277). Die Art der Ausftellung diefer Verzichtsurkunden ift in dem Hfd. 
v. 16. Mai 1788, Nr. 830 der 3. G. ©.; v. 15. März 1793, pol. 
G. ©. Br. 2, ©. 54; v. 28. Juni 1793, ebd. Bd. 2, ©. 137 und. 
v. 10. März 1829, ebd. Bd. 57, ©. 47 feftgefept. Uebrigens ha= " 
ben u derlei Witwen auf die geſetzliche Abf e rtigung Anſpruch. 
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$. 120. 
1 Abfertigung. 


Die den Witwen zufommende Betheilung befteht entweder in einer 
blogen Abfertigung oder in einem fortlaufenden Rubegemuffe 
Die Abfertigung wird ihnen dann zu Theil, wenn ihr Gatte zur Zeit 
feine® Todes noch nicht volle 10 (bei montaniflifchen Arbeitern noch nicht 
volle 8) anrechnungsfähige Dienftjahre zählte (Penſ. N. v. 1781), oder 
auch nach bereit? zurücgelegter zehn- (oder acht) jähriger Dienſtzeit des 
Gatten, wenn fie aus befonderen, auf den Berftorbenen und deſſen 
Dienftleiftung und Moralität gar feine Beziehung nehmenden anderivei- 
tigen Gründen, und ohne, daß ihnen felbit eine geſetzwidrige Handlung 
zur Laſt gelegt werden kann, zu einer fortlaufenden Betheilung nicht 
geeignet find, z. B. wegen nicht erfolgter Ausftellung des erforderlichen 
Verzichtsreverſes (Hfkzld. v. 14. Mai 1813, pol G. ©. Bd. 40, ©. 82). 

Die Abfertigung beträgt ein Viertheil des lebten, von dem Ver 
ftorbenen bezogenen. Actiwitätsgenuffes (Penf. Norm. v. 1781 und Hof— 
Bild. v. 25. Mai 1808, pol. G. ©. Br. 30, ©. 224). 


8 121. 
2) Penfionen. 


Die den Beamtend-Witiven , deren Gatten bereitd durch volle zehn 
Jahre dem Staate gedient hatten, zuzumeifenden Penfionen , werden 
entweder von Fall zu Fall beftimmnt, oder aber nah dem Charak— 
ter des verftorbenen Staatödienerd, oder nach dem Betrage ſeines letzten 
Activitätsgenuſſes bemeſſen. 


Das Erſte findet bei den Witwen jener höheren Beamten ftatt, - 
deren Penfionen ſelbſt von Fall zu Fall fejtgefeht werden (Schwabe, a. a. 
O. S. 792. 

Die nah dem Dienft- Charakter des verfiorbenen Gatten zu 
bemeſſenden Witwen » Benfionen haben fünf Abftufungen , zu 600 fl. 
500 fl., 450 fl., 400 fl. und. 350 fl. Die Einreihung in die einzelnen 
Kategorien erfolgte durch eine große Anzahl einzelner Verordnungen, wo⸗ 
bei nur noch zu bemerken kömmt, daß jede Rangs-Pariftceirung, 
ausgeſchloſſen iſt GGfkir. Entſch.v. 11. Juni 1812) und daß ein —— 
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Titel keinen Anſpruch auf eine charaktermäßige Penfionirung der Witwe 
gibt (Hflmr. Entf. v. 31. ‘December 1806). 

Allen übrigen Witwen, welche feine charaktermäßige Penfion be- 
ziehen, wird diefelbe mit dem Drittheile des von ihrem Gatten zu- 
letzt bezogenen Activitätsgenuffed zugemeffen (Penf. Norm. v. 1771 und 
1731). Hierbei treten jedoch folgende Ausnahmen ein: 

1) wenn dem Gatten vor feinem Tode ein höherer Gehalt bereits 
verkiehen war, er aber vor der Eidesablegung ftarb (a. h. Cab. Schr. 
v. 2. September 1821 und a. h. Entſchl. v. 26. Jänner 1828), oder 
wenn ihm bei mehreren Gehaltöclaffen der nämlichen Dienfteöfategorie 
nach dem Dienftalter bereitd ein höberer Gehalt gebührte, in welchen er 
aber noch nicht eingerückt war, weil die vollſtaͤndige Beſetzung der er- 
ledigten Dienftpläbe erft fpäter erfolgte (Hfkmrd. v. 23. Juli 1824, pol. 
&. ©. Bd. 52, ©. 325), in welchem Falle der betreffende höhere 
Gehalt der Penfionsbemeffung zu Grunde zu legen if. Dagegen kömmt 

2) wenn der Gatte noch vor feinem Tode aus Strafe durch ein im 
Disciplinarwege gefälltee Adminiſtrativ-Erkenntniß anf einen minderen 
Dienftpoften ‚degradirt worden war, dieſen aber vor feinem Tode noch 
nicht angetreten hatte, diefer mindere Activitätägenuß bei Beftimmung 
des Penſionsausmaßes in Betrachtung (Hffmrd. v. 22. Juni 1835, pol. 
G. ©. Bd. 63, ©. 235); 

3) die Witwen der mit vollen 200, jedoch unter 300 fl. befoldeten 
Staatödiener erhalten jedenfalld eine Penfion von jährlichen 100 fl. ale 
Diinimum. (Penf. Rorm. v. 1781); dagegen die Witwen von Beamten, 
welche. unter jährlichen 200 fl. befoldet waren, nach der allgemeinen Re- 
gel.zu behandeln find; wenn fie jedoch vier oder. noch mehrere Kinder 
haben, fo Tann ihnen die Hälfte, oder nach Umftänden fogar zwei Drit- 
theile des letzten Activitätsgenuſſes als Penfion verliehen werden (Hof 
tmıd. v. 15. October 1792, pol. G. ©. Bd. 1, ©. 189 und Hfkmrd. 
v. 18. October 1793, ebd. Bd. 3, ©. 50). 

4) Dad Mayimum einer nach dem Gehalte ded Mannes zu be- 
meffenden Witwen-PBenfion ift auf 333 fl. 20 fr. feftgefebt, wenn gleich 
die Befoldung des Berftorbenen mehr ald 1000 fl. jaͤhrlich bettug (Penſ. 
Rorm. v. 1781). | 

- 5) Die Behandlung der Witwen von aus dem Penfionsftande in 
Gvildienſte übergetretenen Officiers beftimmt das Hfkmrd. v. 10. März 
1803 (pol. G. S. Dh. 19, ©. 69) und das Hfkzld. v. 2. Jaͤnner 1817- 
(ebd. Bd. 45, ©. 1. . 
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- 6) Witwen von Beamten, welche erwiefenermaßen im Dienfte ihr 
Leben verloren, erhalten auch bei noch nicht zurüdgelegter zehnjähriger 
Dienftzeit ihres Gatten ein Viertheil feines letzten Activitätsgenuſſes ala 
PVenfion, wobei jedoch das oben angegebene Minimum von 100 fi. und 
eben fo dad Marimum von 333 fl. 20 fr. gleichfall® eingehalten werden 
muß (Penf. Norm. v. 1781; a. h. Entfchl. v. 26. April 1791). 
Witwen, deren Gatten mehrere Dienfte zugleich befleideten, und 
in Anfehung derfelben für jeden penfionsfähig find, können mehrere Pen- 
fionen nur in fo ferne zugleich beziehen, ald damit im Ganzen nicht der 
höchfte Betrag der Witwen⸗Penſion jährlicher 333 fl. 20 fl. oder jene 
Gebühr überfchritten wird, die ihnen auch nur für eine der von dem 
Perftorbenen befleideten verfchiedenen Anftellungen in ohnehin höherem 
Detrage nah dem Charakter desfelben zukommt (a. b. Entihl. v. 29. 
inner 1811 und 24. October 1812, Wildenaner a. a. D., ©. 247). 
Ehemald mußte bei Bemeflung der Witwenpenfionen auch auf das 
eigene Vermögen der zu Betheilenden Rüdficht genommen werden; 
durh die a. 5. Entihl. v. A. September 1850 (Finanz. Min. Erl. v. 
11. n. M., R. G. Bl. Nr. 350) wurde jedoch die Verfügung getroffen, 
dag e8 zur Bemeffung der normalmäßigen Penfionen der Witwen von _ 
der Nachweifung oder Ermittlung des eigenen oder ererbten Permögend, 
und eben fo bei den bereit? mit Penfionen betheilten Witwen von der 
Verpflichtung der Ausweifung des feitdem zugefallenen Vermögens abzu- 
kommen habe, und daß die hierauf fich beziehenden Beſtimmungen der 
Givil-PBenfionsvorfehriften auf alle nah der a. h. Entfhl. v. 4. Septem- 
ber 1850 ftatt findenden Verhandlungen über das Ausmaß der in Rede 
fiehenden Bezüge oder über deren wegen eined zugefallenen Vermögens 
in Frage kommende Aenderung nicht mehr in Anwendung zu bringen 


feien. 
8. 122. 
3) Provifionen. 


Die Provifionen der Witwen minderer Steatödiener werden in der 
Regel mit einem Drittheile des zulept bezogenen Activitätsgenuſſes 
des Berftorbenen ausgemeſſen, und es ift dabei ald Minimum in den 
deutſchen und galizifhen Kronländern der Betrag von 6 Kreugern (Hfkinrd. 
v. 17. April 1832, pol. G. ©. Bd. 60, S, 97), im lombardiſch⸗vene⸗ 
tianifchen Königreihe und Dalmatien von 4 Kr. (Hflmrd. v. 24. Movem- 
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ber 1822), in Ungarn und Siebenbürgen aber von 3 Kr. (a. h. Reſer. 
v. 26. Zuni 1830 und 9. September 1843) täglich angenommen, wäh— 
rend das Maximum auf täglihe 12 Kr. feitgefebt ift (Hfkmid. v. 24. 
Rovember 1822). | 


8. 123. 
3) Erziehungsbeiträge. 


Die mit einer Penfion oder Provifion betheilten Witwen find ver: 
pflichtet, davon fowohl ihre leiblichen, als auch die mit ihrem Gatten 
erheiratheten Stieffinder, in fo fern fie vermögendlos find, bis zur Er- 
reichung ded Normalalterd d. i. bei penfionsfähigen ‘Barteien des 
Alter? von 20 Jahren bei Söhnen und von 18 Jahren bei Töchtern; 
bei provifiondfähigen Parteien aber von 14 Jahren bei Söhnen und 12 
Jahren bei Töchtern (nach dem Hfd. v. 4. December 1798, pol. ©. ©. 
Bd. 13, ©. 105 und v. 21. Mai 1799, ebd. Bd. 14, ©. 117) oder 
bis zu ihrer etwa früher eintretenden Berforgung zu erhalten (Hfkmr. 
Entfh. v. 21. Mai 1824), und es kann zu diefem Ende ein Antheil 
ihre8 Genuſſes, der aber die Hälfte desfelben niemald überfteigen darf, 
fogar gerichtlich in Anfpruch genommen werden (Hfkzld. v. 7. Septem- 
ber 1792, pol. G. ©. Br. 1, ©. 179). Wenn fie übrigend zur Zeit 
des Todes ihres Mannes mit mwenigftend vier, in ihrer Verpflegung 
ftehenden, noch unverforgten Kindern belaftet find, fo haben fie für jedes 
derfelben, welches noch unter dem oben angegebenen Normalalter ſteht, 
einen jährlich oder täglich fortlaufenden Beitrag zur Beftreitung der Un- 
terhaltöfoften unter der Benennung: Grziehungsbeitrag anzufprechen 
(a. 5. Entſchl. v. 28. Juni 1822; Hflmed. v. 14. Mai 1842, böhm. 
Pr. G. ©. Bd. 24, ©. 344). Dieß findet auch dann Statt, wenn die 
Witwe zur Zeit des Todes ihres Gatten mit dem vierten Kinde noch 
ſchwanger ift, wo dann für den Poſthumus der Erziehungsbeitrag vom 
Tage der erfolgten Geburt anzumweifen kommt (a. h. Entſchl. v. 29. Mai 
1799; Hfkzld. v. 12. Juli 1806; Hfkmrd. v. 25. Mai 1814 und v. 
2. October 1818), und ed geht der für die lebenden Kinder bewilligte Er- 
ziehungöbeitrag nicht wieder verloren, wenn auch die Witwe in dem ge- 
dachten Falle kein lebendes Kind zur Welt brächte, oder wenn folches 
gleich nach der Geburt ftürbe (Hfkmrd. v. 16. October 1806, v. 19. 
November und 23. December 1824). Eine Ausnahme befteht hinfichtlich 
des Wilmen von Berg-, Hütten und Münz-Beamten, welche felbft 
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dann, wenn fie nur zwei oder drei Kinder befiben, mit mäßigen Er- 
jiehungsbeiträgen zu betheilen find (Hflmid. v. 12. Juli 1816). 

Die Erziehungsbeiträge find eine Gebühr der Mutter (Hfknr. 
Entf. v. 12. October 1838); fie werden nach Köpfen verliehen, und 
find daher jedesmal einzuziehen, wenn das damit betheilte Kind das 
Normalalter erreicht, eine Verſorgung erhält oder mit Tode abgeht (Hfb. 
v. 25. Auguft 1797, pol. G. ©. Bd. 11, ©. 62). 

Die Erziehungsbeiträge find entweder außerordentliche, deren 
Beftimmung von Fall zu Fall gefchieht, oder fie werden nad dem Cha- 
rakter des verftorbenen Vaters, und zwar in vier Abftufungen mit 
100 fl., 80 fl., 70 fl. und 60 fl. jährlich ausgemeffen, oder es ift, wenn 
zum Maßftabe der Witwenpenfion der Gehalt des verftorbenen Gatten 
zu dienen hat, ald Nichtfchnur zu nehmen, daß die Penfion der Mutter 
nebft den Erziehungsbeiträgen der Kinder zufammengenommen, nie die 
Hälfte des befagten Activitätsgenuſſes überfteige, wobei die Summe von 
jährlichen 500 fl. ald Marimum anzunehmen ift (Hfkmrd. v. 26. April 
1822, pol. ©. ©. Bd. 50, ©. 230). Die Beträge find jederzeit in 
ganzer Guldenzahl, ohne Kreuzer (zwifchen 12 und 60 fl.) feftzufeben, 
und dabei zuvörderſt der Rang und Gehalt des verftorbenen Vaters zu 
berücfichtigen (Sflzld. v. 3. Februar 1841, pol. G. ©. Bd. 69, ©. 3). 

Sollte übrigens bei einer größeren Anzahl unverforgter Kinder das 

Ausmaß für jedes einzelne zu gering entfallen, und der Vater ein be 
ſonders verdienter Staatsdiener geweſen fein, fo bleibt es dem betreffen- 
den Minifterium überlaffen, auf Einfchreiten der Unterbehörden eine an- 
gemeffene Erhöhung zu- beiwilligen (Sr. v. 1. Juli 1824, Schwabe 
a. a. O. ©. 107). 
Diie Erziehungsbeiträge, welche den — —— ionsfähigen 
Witwen für ihre Kinder verliehen werden, ſind ſo zu bemeſſen, daß ſie 
einſchließlich der Witwen-Provifion nie zwei Drittheile des bei der nor⸗ 
malmaͤßigen Behandlung in Anſchlag kommenden Activitätsgenuſſes über⸗ 
ſteigen, und auf keinen Fall über 100 fl. En Gfkmrd. v. 26, 
April 1822 a. a. O.). 


8. 124. 
5) Conduct⸗ Ouartal. 


Außer den fortlaufenden Ruhegenüſſen und den eben berührten Er⸗ 
jiehungäbeiträgen haben die zur Erlangung einer Penfion geeigneten 
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Witwen der Staatödiener noch Anfpruch auf das f. g. Conbutt⸗Quar⸗ 
tal, d. i. ein Viertheil des bei der Penſionsbemeſſung in Anfchlag zu 
bringenden Activitätögenuffes, wenn 1) diefer nicht mehr ala jährliche 
. 600 fl. betrug (Hflmid. v. 12. Juli 1822, pol. G. ©. Bd. 50, ©. 565; 
Hfkmrd. v. 17. Suni 1823, ebd. Bd. 51, ©. 157 und Hfkzld. v. 13. 
Mai 1824, ebd. Bd. 52, ©. 216); 2) das Ableben des Gatten noch 
in der wirklichen Dienftleiftung erfolgte (Hflzld. v. 13. Mai 1824 a.a.D.); 
und 3) der Nachlaß erwiefenermagen nicht einmal binreiht, daraus die 
Krankheitd- und Leichenkoften zu beftreiten (HGfkurd. v. 19. Jänner und 
17. März 1797, pol. ©. S. Bd. 10, ©. 27 und Hfkmrd. v. 25. Sep- 
tember 1829, ebd. Bd. 57, ©. 612). 

Für Witwen, die nach der Dienfteigenfchaft ihrer verftordenen Män- 
ner nur mit einer Provifion betheilt werden, kann, wenn der Rachlaß 
nicht hinreicht die Krankheits- und Leichenkoften zu beftreiten, auf Bei⸗ 
bilfen von 30 bis 40 fl. eingefchritten werden (Hflmed. v. 20. Jänner 
1821). 


8. 125. 
Einbringung der Gefuche um die den Witwen gebührenden Betheilungen. 


Hinfihtlih der Einbringung und Juſtruirung der Geſuche um 
die den Witwen zu ftatten kommenden Bezüge gelten im Allgemeinen die 
oben ($. 110 d. W.) aufgeftellten Grundſätze. Insbeſondere find nad 
Umjtänden beizubringen : der ZTodtenfchein des verftorbenen Gatten ; der 
Trauungöfihein über die eingegangene Ehe; ein Amtliches Zeugniß bar- 
über, daß die Witwe mit ihrem Gatten bis zu deffen Tode in friedlicher 
Eintracht. zufammengelebt (Gfkmr. Erl. v. 2. Detober 1831) oder im 
Falle einer Ehefcheidung , daß fie am derfelben Keine Schuld trug (Hof- 
tmıd. v. 5. October 1830, pol. G. ©. Bd. 58, ©. 201); der Tauf- 
fein des Verblihenen zum Beweife feines Alter bei noch nicht wier- 
jähriger Dauer der Ehe; die erwirkte Verehelichungs-Bewilligung; bie 
Beftätigung über den eingelegten Berzichtörevers, nebft einem Zeugniffe 
jener Buchhaltung, welche die Rechnungen des verftorbenen Gatten zu 
cenfuriren bat, dag mit Rückſicht auf die zur Sicherftellung ded Aerars 
inneliegende Dienftcaution des Verftorbenen die Bewilligung und Anwei— 
fung der Witwenpenfion felbft noch vor vollftändiger Erledigung der ge- 
dachten Rechnungen und Hinausgabe des Abfolutortums keinem Anftande 
unterliege (a. b. Entfhl. v. 26. Juni 1791; Hfkmr. Erl. v. 6. Mat 1796 
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und 12. November 1836); die Tauffcheine der vorhandenen Kigder und 
die Conten über die legten Krankheit. und Leichenkoſten. 


8. 126. 
Beginn und Dauer der Witwengenüſſe. 


Die fortlaufenden Ruhegenüffe der Witwen beginnen mit dem Tage 
des eingeftellten Activität3- oder Ruhegenuſſes des verftorbenen Gatten 
(Hfd. v. 28. Detober 1790, pol. &. ©. Bd. 1, ©. 115). Dieß gilt 
auch von den Erziehungsbeiträgen mit alleiniger Ausnahme des oben in 
Anfehung der nachgebornen Kinder angegebenen Falles. 


Die gedachten Bezüge endigen jedenfalls 


1) mit dem Tode der betheilten Perfon; ferner erlöfchen die Wit⸗ 
wen-Penſionen und Proviſionen 

2) mit dem Tage der Wiederverehlichung der Witwe 
(Penſ. Norm. v. 1771; Hfkzld. v. 20. September 1811, pol. G. S. 
Bd. 37, S. 61); doch ſteht es dieſer hierbei frei, ſich die einzuſtellende 
Penſion oder Proviſion für den Fall des abermaligen Witwenſtandes 
vorzubehalten, oder aber ſich abfertigen zu laſſen Ginanzhfd. v. 
5. Mai 1801, pol. G. S. Bd. 16, S. 82; Hfkmrd. v. 9. Mai 1804, 
ebd. Bd. 21, S. 139; Hfkzld. v. 4. April 1816, ebd. Bd. 44, S. 141). 
Die Abfertigung geſchieht wenn aus der früheren Che keine betheilungs— 
fähigen Kinder vorhanden find, mit einem dreijährigen, im entgegenge- 
ſetzten Falle mit einem anderthalbjährigen Gebührenbetrage (©. die oben 
angef. Gef. und Hfkzld. v. 22. Juni 1826, m. hl. Pr. &. ©. Br. 8, 


©. 148). Die Witwe hat ihre diepfalld getroffene Wahl unter Vorlegung 


des Trauungsſcheines und der Tauffcheine der von dem früheren Gatten 
allenfalls noch vorhandenen betheilungsfähigen Kinder mittelft eines eigenen 
Geſuches der competenten Behörde anzuzeigen (Gfkurd. v. 24. Mai 1832 
pol. G. ©. 32. 60, ©. 138). Bon der einmal getroffenen Wahl kann 
in der Folge nicht mehr abgegangen werden (a. h. Entſchl. v. 8. Octo— 
- ber 1803 und: 14. Juni 1830 bei Schwabe a. a. O. ©. 193). Sollte 
die Witwe, welche bei gemachtem Vorbehalte nach dem Tode ihres zmwei- 
. ten Gatten um die Wiedererlangung der Penfion oder Provifion ein- 
fehreitet, von demfelben gefchieden gelebt haben, fo ift das Gefuch zur 
allerhöchften Entfchliegung vorzulegen (Hflzld. v. 7. Juli 1832, pol. ©. 
©. Bd. 60, ©. 140). Ebenfo ift vorzugehen, wenn Frauen afatholifher, 
Slubenrauch, Verw.⸗Geſetzk. I. 16 
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Religion von ihrem Manne getrennt werden, und deßhalb noch bei Leb⸗ 
zeiten ihres zweiten Gatten um Wiederlüffigmahung des reſervirten 
Genuffes anfuchen (Hfkmrd. v. 24. Mai 1832, pol. ©. ©. Bd. 60, 
©. 139). 


3) Weiters erlifcht der Witwengenuß mit der Erlangung einer Ver⸗ 
forgung von Seite des Staated oder in einer öffentlichen Anftalt, den 
Fall des Eintritted in ein der weiblichen Erziehung gewidmetes Nonnen: 
Klofter ausgenommen (Hflzld. v. 10. Derember 1813, pol. ©. ©. Br. 
41, ©. 119). 


4) Die Erziehungsdbeiträge der Kinder endigen mit dem Tage 
des erreihten Normalalterd (f. o.); und 


5) mit dem Tage einer etwa noch früher erlangten Verforgung 
(B. N. 1771). Als ſolche erfcheint bei Söhnen: der Eintritt in den 
Militärftand mit Bezug einer Gage oder Löhnung (Hfirger. Circ. v. 23. 
Mai 1824, Mil G. ©. Br. 7, ©. 53); die Aufnahme in ein geift- 
liches Seminarium, Stift oder Klofter, oder in eine vom Staatöfchage 
dotirte oder doch Hinfichtlich ihres Fonds unter der Oberleitung des 
Staates ftehende öffentliche Erziehungs- oder Verforgungs-Anftalt (Hof: 
krgsr. Cire. v. 23. December 1822, Mi. ©. ©. Bd. 5, ©. 176; 
Hfkzld. v. 25. October 1827, pol. ©. ©. Bd. 55, ©. 180; vol. auch 
Schwabe a. a. D. ©. 158); die Erlangung eines öffentlichen oder Pri⸗ 
vatdienftes, mit welchem ein Gehalt oder Lohn verbunden ift; die Er- 
langung eines Adjutumd (Hfd. v. 9. Februar 1824, Rr. 1987 der J. 
G. ©.) oder eined Diurnums (Hflmed. v. 29. Mai 1835, gal. Pr. ©. 
©. Bd. 17, Abth. J. ©. 558); die Freifprechung bei einem Gewerbe, 
wodurch der Jüngling in den Stand gefebt wird, ſich feinen Unterhalt 
felbft zu verkbaffen; To wie die Unterbringung in die Lehre, wenn von 
dem Lehrheren für die Bedürfniffe ded Lehrling geforgt wird (Schwabe 
a. a. O. ©. 159). Bei Töhtern wird ald eine Berforgung ange 
fehen : die Verehelihung ; der Eintritt in ein Nonnenklofter, welches fich 
mit der weiblichen Erziehung befchäftigt; die Erlangung einer Stiftung, 
einer Präbende, eined Stiftungsplabed oder einer mit einem Gehalte 
oder Lohne verbundenen, öffentlihen oder Privatbedienftung (Hfkmrd. v. 
17. April 1834, pol. G. ©. Bd. 62, ©. 101). 
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8. 127. 
Anmeifung und Behebung der Witwengenüſſe. 


Ueber die Anweifung der Witwengenüffe geften die oben ($. 111 
d. W.) angeführten Beitimmungen; insbeſondere ift in den betreffenden 
Ausfertigungen anzudeuten, daß die Verleihung der Benfion oder Pro- 
vifion nur für die Dauer des Witwenftanded Platz greift, und daß die 
Erziehungsbeiträge Tediglih bi zur Grreihung des Normalalterd oder- 
etwa noch frühern Erlangung einer DBerforgung zu erfolgen kommen, 
wobei der Zeitpund, an welchem jeded einzelne (fchon lebende) Kind nach 
dem Inhalte der eingefehenen Taufſcheine das Normalalter vollftreden 
wird, beftimmt anzugeben ift (Hflmed. v. 17. April 1834, pol. ©. = 
Bd. 62, ©. 102). 

In Anfehung der Behebung der Witwenbezüge ift außer dem be- 
reitd ($. 114 d. W.) Gefagten noch weiter zu bemerken, daß die einzu= 
legende Quittung nebft der Beftätigung des Lebens auch die Bekräf- 
tigung des Umſtandes zu enthalten hat, daß die Witwe fih noch nicht 
wiederverehlicht hat. 

Endlich können auch den Witwen Vorſchüſſe auf die ihnen gebüh- “ 
renden Benfionen oder PBrovifionen (ſ. oben 8. 113 d. W.) zu heil 
werben, welche jedoch im Ganzen die Summe nicht überfchreiten follen, 
die ihnen auf jeden Fall ald Abfertigung zu Theil werden müßte (Schwabe 
a. a. O. ©. 175). Wenn des verftsrhene Gatte vom Amte und Gehalte 
fufpendirt, und mit einer Alimentation betheilt war ($. 69 d. W.), 
fo bat deffen Witwe bis zur Ausmittlung ihres Penftend- oder Provi- _ 
fionsanfpruches gleichfalld eine Alimentation zu erhalten, welche nach 
Umftänden mit einem Drittheile oder mit der Hälfte der ihr allenfalls 
gebührenden fuftemmäßigen Bezüge auszumeſſen kommt (Hfkmrd. v. 30. 
Mai 1832, pol. &. ©. Bd. 60, ©. 145 und Hfkzld. v. 16. Juli 1832, 
ebd. ©. 198). Bei provifiondfähigen Witwen ijt das Minimum de’ Alt- 
mentationsbetraged mit täglichen 4 Kreuzern feſtgeſetzt, jedoch dergeftatt, 
daß, in fo fern ihre ſyſtemmäßige Provifionsgebühr in einem geringeren 
Betrage ausfallen würde, nur der Lebtere anzumeifen iſt (Hflmrd. v. 
17. Juli 1835, pol. &. S. Bd. 60, ©. 297). 

Diefe Begünftigung findet nad) der Hfkmr. Entſch. v. A. März 
1836, 3. 8995 eine analoge Anwendung auf die Witwen jener Staats⸗ 
diener, wo das Verbrechen sber Vergehen des Gatten erft nad, defien 

; 16 * 
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Tode entdeckt wurde, bis über ihren Penfiond- oder Provifiond-Anfprud 
entfchieden ift. 


8. 128. 
Derwirkung der Witwengenüſſe 


Die Verwirknug der Witwengenüffe tritt aus den oben ($. 118 
d. W.) angeführten Gründen ein, und es ift hinfichtlih der Einziehung 
derfelben auch das dort vorgezeichnete Verfahren analog zu beobachten. 


8. 129. 
C. Derforgung der Kinder. 


Auch die Kinder (Waifen) der Staatödiener haben Anſpruch auf 
Berforgung, wenn ihre Väter felbft penfions- oder provifiondfähig waren, 
doch treten in Anfehung derfelben die nämlichen Ausnahmen ein, die 
oben 8. 119 d. W. unter 1—8 angegeben wurden. Diefe Verforgüng 
befteht entweder in einer Abfertigung unter den im $. 120. d. W. 
angegebenen Bedingungen, oder in den, ihrer Mutter zugewiefenen Er⸗ 
ziehbungsbeiträgen (&. 123 d. W.), oder in einer felbftjtändig ihnen 
zulommenden Penfion oder Provifion (Waifenpenfion, Waifenpro- 
pifion), und dem Conductquartale Sie können jedoch auf diefe 
Bezüge keinen Anfpruch machen, wenn fie einen unfittlihen Lebenswandel 
führen, wenn ihr Vater die erforderliche Heirath-Bewilligung von Seite 
feiner vorgefebten Behörde nicht erwirkte, wenn derfelbe zur Zeit feiner 
Derehelihung in Wien einen Gehalt unter jährlichen 400 fl., in den 
Provinzialhauptftädten unter 300 fl., und auf dem flachen Lande unter 
200 fi. bezog, und auch feine Nebeneinkünfte befaß, welche die oben an- 
gegebenen Beträge zu ergänzen vermochten; wenn die Ehe ded Gtaatd- 
dienerd im Ruheſtande gefchloffen wurde, und die aus einer folhen Ehe 
abftammenden Kinder während desfelben erzeugt wurden, ohne daß eine 
MWiederanftellung des Vaters erfolgte; endlich wenn bei einer im Sufpenfiond- 
ftande eingegangenen Ehe die Wirkungen der Sufpenfion nicht von felbit 
wieder entfallen find (vgl. $. 119 d. W.); dagegen äußert es feinen 
Einfluß auf ihre Anfprüche, wenn die Mutter zur Zeit des Todes ihres 
Ehegatten von demfelben gefihieden lebte (Hfkmrd. v. 15. October 1830, 
pol. G. ©. Bd. 58, ©. 201), und eben fo wenig ift feit der a. h. 
Entfhl. v. A. September 1850 (R. ©. Bl. Nr. 350) auf ein den 
Kindern eigenthümliches Vermögen oder Einkommen Rüdfiht zu nehmen. 
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Eine felbftftändige Penfion oder Provifion haben in der Regel nur 
älternlofe Waifen anzufprehen, und zwar bei dem Borhandenfein 
aller jener Bedingungen, unter welchen eine folche Betheilung ihrer Mut- 
ter bereitd wirklich zu Theil geworden war, oder hätte zu Theil werden 
müffen, wenn fie nicht vor ihrem Gatten geftorben wäre (Hfkmrd. v. 
21. März 1825, ob d. emnf. Pr. ©. ©. Bd. 7, ©. 71). Ausnahme 
weife tritt auch bei blo8 vom Vater verwaiften Kindern diefer 
Anfpruch ein, wenn fich ihre Mutter wieder verehlicht (Hfkzld. v. 7. Sep- 
tember 1791, pol. G. ©. Bd. 1, ©. 179; Finanzhfd. v. 5. Mai 1801, 
ebd. Bd. 16, ©. 82; Hfkmrd. v. 15. Juni 1808, ebd. Bd. 30, ©. 238); 
wenn der Betheilungsanfpruch der Mutter wegen eingetretener Ehefchei- 
dung unwirkſam blieb (Hfkmrd. v. 11. Mai 1815, ebd. Bd. 43, ©. 244); 
wenn diefelbe für ihre Perfon auf die Erlangung einer Abfertigung be: 
ſchränkt war, weil fie die erforderliche Verzichtsurkunde nicht gehörig aus- 
geftellt hatte (©. oben ©. 234), oder wenn fie wegen einer von ihr be- 
gangenen ftrafbaren Handlung ihres Genuſſes verluftig m Gfkmrd. 
v. 11. Mai 1815 a. a. O.). | 

Dad Ausmaß der Penfion wird bei den Waifen höherer Staats: 
beamten jedesmal von Seiner Majeftät felbft beftimmt; außerdem befteht 
die Gebühr für alle, von demfelben Vater abftammenden Kinder zufam- 
men (in concreto) in der Hälfte jener Penfion oder Provifion , welche 
ihre Mutter entweder wirklich bezogen hat, oder erhalten haben würde, 
wenn fie nicht früher verftorben, oder für ihre Perfon von einem Be- 
theilungsanfpruche ausgefohloffen wäre (Hfkmrd. v. 19. Suni 1819, pol. 
G. ©. Br. 47, ©. 203). Dabei ift ald Minimum des Penfionsbetrages 
die Summe von jährlihen 100 fl. anzufehen (Hfkzld. v. 7. Juli 1832, 
pol. &. ©. Bd. 60, ©. 140). Kinder‘ eined penſionsfähigen Staats- 
dieners, der in einem Activitätögennffe unter 200 fl. jährlih ftand, ha⸗ 
ben, wenn ihrer nicht mehr ala 3 find, ein Drittheil, wenn aber 4 oder 
mehr vorhanden find, die Hälfte oder nach Umständen zwei Dritiheile 
des väterlichen Netivitätögenuffes, abgefehen von der mütterlihen Gebühr 
anzufprechen (Sffmed. v. 15. October 1792, pol. ©. ©. Bd. 1, ©. 189) 
und Kinder von im Civile angeftellten penfionirten Officieren, welche 
fchon während der Militärdienftleiftung ihres Vaters erzeugt murden, 
dürfen in dem von ihnen nad den Militär-Benfions- Dorfchriften bereits 
erworbenen Anfpruche nicht verkürzt werden (oft. v. 2. Sänner 1817, 
pol. ©. ©. Br. 45, ©. 12). 

Die Penfion oder Provifion gebührt den Kindern wie fhon oben 
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erwähnt wurde zufammen genommen, und wird daher mit ben Namen 
„Concretal⸗Penſion oder Proviſion“ bezeichnet. Wenn die Mutter 
vor Anweiſung der MWaifen-Penfion oder Provifion @rziehungsbeiträge 
genoß , deren Gefammtbetrag die Waifen-Penfion oder Provifion der 
Summe nach überfteigt, fo kömmt der diepfällige Mehrbetrag unter 
die Kinder dergeftalt zu vertheilen, daß ihnen nur die Hälfte ded müt- 
terlihen Genuffes als Concretalgebühr angewiefen, der Ueberſchuß der 
Grziehungsbeiträge aber nad) Köpfen unter fie repartirt und anf fo lange 
belaffen wird, bis er mit dem fucceffiven Aufhören der Befähigung 
eined oder mehrerer Kinder zur Thellnahme an dem Genuſſe der Penfion 
oder Provifien von ſelbſt dem Aerare anheimfältt (Hftimrd. v. 15. Juni 
1808, pol, ©. S. Br. 30, ©. 238). 

Dad Conduct-Quartal gebührt den Kindern unter den oben 
(8. 124 d. W.) angegebenen Bedingungen; doch Finnen dasſelbe auch 
großjährige mittellofe Waiſen, welche weder auf eine Abfertigung noch 
Benfion Anſpruch zu machen haben, ausnahmsweiſe dann erlangen, wenn 
fie zur Zeit ded Ableben? des Vaters fih noch in feiner Verſorgung bes 
fanden, und diefer Beihilfe zur Beftreitung der legten Krankheits⸗ und 
ber Reichenkoften des DVerftorbenen bei der Unzulänglichkeit feines Nach⸗ 
laſſes unumgänglich bedürfen (Hftmid. v. 23. Juli 1828, pol. G. ©. 
Br. 56, ©. 242). 

Die Waifen-Penfionen und Provifionen beginnen mit dem Tage 
des eingeftellten Aetivitätd- oder Nuhegemuffes des Vaters oder der ein 
geftellten Penfion oder Provifion der Butter. Sie endigen 1) mit 
dem Tode des betheilten Individuums; 2) mit dem erreichten Normal- 
alter (Bgl. oben 8. 123 d.W.); 3) mit der Erlangung einer Berforgung 
(Bal. 8. 126 d. W.); doch wächlt in diefen Fällen der erledigte Antheil 
den noch übrigen, auf die Concretalgebühr Anfpruch habenden Kindern 
zu, fo daß diefe gänzlich erft mit dem Tage erlifht, da Fein unver 
forgted, unter dem Normalalter ftehendes Kind mehr vorhanden ift Gfd. 
v. 25. Auguft 1797, pol. G. ©. Br. 11, ©. 63); 4) wenn in Folge 
der Wiederverehlihung der Mutter die Hälfte der won ihr genoffenen 
Benfion oder Provifion an die Kinder übergegangen war, und die Mnt- 
ter nach dem Tode des zweiten Gatten wieder in ihren vorigen Wilmen- 
genug und in den Bezug der früher genoffenen Erziehungsbeiträge ein- 
geſetzt wird. — 

Hinſichtlich der Einbringung der Geſuche um die den Waifen 
zukommenden Betheilungen, bann hinſichtlich de Anweifung, Behe— 
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bung und Berwirkung ihrer Genüffe gelten die bereits entwidelten 
Grundfäße. 


$. 130. 
Derpfändung und Verbotsbelegung der Witwen⸗ und Waifen-Genüffe. 


Die Penfionen der Witwen und Waifen können nur, wenn fie 
den Betrag jährlicher 100 fl. erreichen, und immer nur zur Hälfte mit 
gerichtlihem Verbote belegt oder in die Pfändung genommen werden 
(Hfd. v. 16. Sänner 1786, Nr. 518 der J. ©. ©.; Hfkzld. v. 6. Mai 
1839, pol. ©. ©. Bd. 67. ©. 83). Die Erziehungsbeiträge unter- 
liegen einem ſolchen Befchlage gar nicht (8. 2 der Blge. des Hfd. v. 15. 
Mai 1818, Nr. 1455 der J. G. ©); und das Gleiche hat auch von 
den Provifionen der Witwen und Waifen zu gelten, die den Almofen 
gleichgehalten werden (Directorialbfd. v. 18. September 1795, pol. G 
©. Bd. 7, ©. 61). 


Drittes Haupfftück. 


Sorge für die Aufrechthaltung und Herftellung der Sicher: 
heit, der Öffentlichen Ordnung und Ruhe. 


Eichler (U. E.). Die Polizei praktifh, oder Handbuch für Magiftrate, 
Wirthſchaftsämter, Aerzte u. f. w., dann für alle jene, denen die 
Auffiht auf die Polizeigegenftände obliegt, mit Anführung der er- 
gangenen Gefebe. Prag. 1794. 8. — Zweite Aufl. mit Anfüh- 
rung der neuen GStrafgefebe nah dem Pat. v. 3. September 
1803. 1804. 8. — Dritte Aufl. 1806. 8. — Bierte verbefferte 
Aufl. 1815. 8. 

Hofer (Th.). Handbuch für den Ortörichter, oder Auszug aus jenen 
Geſetzen, Verordnungen und PVorfchriften, welche die Ortsrichter 
zur Beforgung des Polizeiweſens in den Ortöbezirten zu wiſſen 
nöthig haben. In alphabetifcher Ordnung. St. Pölten, 1840. 8. 

Dbentraut May. Alphabetifches Handbuch der öffentlichen Verwal⸗ 
tung in Bezug auf Ban Polizei und Landescultur. Prag. 
1843. 4 Bde. 8. 

Fauller (Chryſoſt). Geſetze, in und Vorſchriften für die 
Polizeiverwaltung im Kaiſerthume Defterreich. Erfehienen in den 
Fahren 1740 bis Ende 1825, in alphab. chronolog. Ordnung zus 
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fammengeftellt, mit vorzüglicher Rückſicht auf Nieder - Oeſterreich. 
Wien. 1827. 4 Bde. 8. 

Barth-Barthenheim I. L. Ehren. Graf v.). Syſtem der öfter- 
reihifhen adminiftrativen Polizei, mit vorzüglicher Rückſicht auf 
dad Erzherzogthum Defterreih unter der Ennd Wien. 1829— 
1830. 4 Bde. 8. 

Schohay (Bine). Polizeiliche Gefepkunde für das Königreich Böhmen, 
enthaltend: fämmtliche bi8 Ende 1828 für Böhmen ergangene 
Polizei- und fonftige hierauf Bezug nehmende Geſetze und Anord- 
nungen, nad) beftimmten Schlagwörtern alphabetiſch geordnet. 
Prag. 1830. 2 Bde. 8. 


&. 131. 
Aufgabe der pofitigchen Behörden im Allgemeinen, 


Zur Wirkſamkeit der politifhen Organe überhaupt gehört vor 
Allem die Sorge für die Aufrechthaltung der Sicherheit, der öffentli- 
chen Ordnung und Ruhe im Umfange ihres ämtlichen Gebiethed (Abſ. 
VIII. der ©r. 3. f. d. Org. d. pol. Beh. v. 26. Juni 1849). 

Bu, diefem Ende haben die politifhen Behörden darüber zu 
wachen, daß den Angriffen gegen die öffentlihe Ruhe und Ordnung, 
und den Berlebungen der Berfon und des Eigenthums, mögen fie vom 
Zufalle herrühren oder durch menfhliche Thätigkeit abfichtlich oder unab- 
fihtlich veranlagt werden, vorgebeugt, -bei vorfallenden Störungen der 
Ordnung und Sicherheit dem Umfichgreifen des Schaden? Einhalt ge: 
than, die eingetretenen nachtheiligen Folgen befeitigt, und die Webertreter 
des Gefeped der berufenen Behörde überliefert werden ($. 53 der Inftr. 
f. d. pol. Beh. v. 14. Apr. 1850). : 


8. 132. 
Aufgabe der Pofizeißehörden. 


Eben fo find die Polizeibehörden durch 8. 1 der Inſtr. v. 10. 
December 1850 angewiefen, den Gefahren, womit der Monarch, das 
faiferliche Haus, die gefebliche Ordnung, fo wie überhaupt der Rechts⸗ 
beftand und die Wohlfahrt des Staates, fo wie der Einzelnen bedroht 
find, auf den geſetzlichen Wegen vorzubeugen und zu begegnen, die öffent- 
liche, Ruhe und Ordnung in- dem Bereiche ihres Bezirkes zu erhalten, 
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Die Angriffe gegen diefelbe und die DVerlehungen der Perfon und des 
Eigenthumes, mögen fie vom Zufalle herrühren oder durch menfchliche 
Thötigkeit abfichtlich oder nnabſichtlich veranlagt werden, zu hindern, bei 
vorfallenden Störungen der Ordnung und Sicherheit dem Umfichgreifen 
des Schadens Einhalt zu thun, die eingetretenen nachtheiligen Folgen zu 
befeitigen, endlich die Webertreter des Geſetzes auszuforſchen, anzuhalten 
und dem berufenen Behörden zu überliefern. 


&. 133. 


Mitwirkung von Seife der Individuen und Gemeinden. 


Außerdem liegt e8 den einzelnen Staatsbürgern ob, die öffent⸗ 
lihen, mit der Sorge für die Aufrechthaltung der rechtlihen Ordnung 
und Sicherheit betrauten Organe bei der Erfüllung ihrer Aufgabe im 
Intereffe ded allgemeinen Wohles zu unterftüben. Insbeſondere find die 
Beorfkände der Gemeinden unter eigener Verantwortung gefeblich ver- 
pflichtet, den politifhen Behörden in der Aufrechthaltung und Wieder: 
berftellung der Sicherheit für Perfon und Eigenthum, und in den Map- 
regeln zur Abwendung der diefelben bedrohenden Gefahren beizuftchen, 
die zur Handhabung diefer Obliegenheit und zur Erhaltung der inneren 
Ruhe und Öffentlichen Sicherheit nöthigen Anftalten rechtzeitig zu treffen, 
und für die Aufbringung der hiezu etwa erforderlichen Mittel zu forgen, 
fo wie endlich bei ftrafbaren Geſetzes-Uebertretungen die Thäter anzu- 
zeigen, anzuhalten und an die Gerichte übergeben zu laffen ($$. 119, 
121, 131 und 132 de3 allg. Gem. Gef. v. 17. März 1849 und $. 54 
der Inſtr. f. d. pol. Beh.). 


‚8.134. 
Mitwirkung von Seite der Gensd’armerie. 


Meiterd ift die Gensd'armerie (Landesſicherheitswache) ald ein 
milttärifch organifirter Wachlörper, nach dem organ. Gefehe v. 18. Jän⸗ 
ner 1850 (R. ©. Bl. Nr. 19) beftimmt, die öffentliche Sicherheit, Ruhe 
und Ordnung nach jeder Richtung hin aufrecht zu erhalten, drohenden 
Störungen derfelben und Gefeßesübertretungen jeder Art nach Möglich: 
keit zuvor zu kommen, fie zu hindern, oder wenn fie dennoch ftatt fän- 
den, die Wiederherftellung des gefetlichen Zuſtandes und die Zuftande- 
bringung der Ruheſtörer oder Gefcheäfibertteter zu bewirken, endlich die 
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Bollziehung der obrigkeitlihen Anordnungen zu unterſtützen, und über- 
haupt alle jene Sicherheitsmagregeln zur Ausführung zu bringen, welche 
in dem oberwähnten Gefebe und der Dienfted-Anftruction der Gendd'ar⸗ 
merie als ihre befonderen Obliegenheiten bezeichnet find. 


8. 185, 
Beiftandleiftung des Milktärs. 


Wenn die der Gemeinde und der Bezirtöbehörde zu Gebote ftchen- 
den Mittel zur Aufrechthaltung oder Wiederherftellung der Ruhe und 
Sicherheit nicht zureichen, hat fi der Bezirkshauptmann wegen der er- 
forderlihen Militär⸗Aſſiſtenz an den Kreispräftdenten, und besiehungs- 
weife in den Kronländern, welche nicht in Kreife geheilt find, an den 
Statthalter zu wenden. ” 
In befonderd dringenden Fällen, wo Gefahr am Berzuge ift, bat 

der Bezirföhauptmann das Recht, die Mikitär-Affiftenz ſelbſt und auf 
eigene Verantwortung zu requiriren, wovon jedoch fogleich der vorgefeß- 
ten Behörde die Anzeige zu machen tft ($. 51 der Inſtr. f. d. pol. Beh.). 


8. 136. 


Mitwirkung von Seite der Berichte und Staatsanwallſchaften. 


Endlich haben die politifchen Organe in allen die öffentliche Ruhe 
und Ordnung, die Sicherheit und den Rechtsſchutz des Ginzelnen und 
der Geſammtheit betreffenden Angelegenheiten mit den Juſtizbehörden 
und der Staatsonwaltfchaft das erforderliche Einvernehmen zu pflegen 
und mit denfelben zur Erreichung der gemeinfamen Zwecke zufammen zu 
wirken ($. 56 der Inſtr. f. d. pol. Beh.). 


&. 137. 
Beſondere Obliegenheiten der politifchen Behörden. 
Aundmachung der Gefebe. 


Die Aufrechthaltung der gefehlihen Ordnung und ded Nechtöbe- 
ſtandes im Staate feht vor Allem eine gehörige Anudenacdung ber 
Geſetze voraus, durch melde es jedem Staatäbürger möglich wird, 
fich die Kentniß der für fein Berhalten vorgezeichneten Normen zu ver- 


ſchaffen. 
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Die gefehlihen Borfhriften werden nach der Art ihrer Ent- 
ftehung, nach der Form ihrer Kundmachung und nad dem Gegenftande, 
welchen fie betreffen, mit verſchiedene Benennungen belegt; als: 
Paiferliche Patente, Taiferliche Berordnungen, Minifterial-Erläffe, Minifterial- 
Verordnungen, StatihaltereisBerordnungen, Circularien, Nachrichten oder 
Kundmachungen, Ordnungen u. dgl. Die älteren Gefege erfcheinen auch 
noch in der Form von Handbilleten, Referipten, Generalien, SHofde- 
treten u. f. w. 

Allgemeine Gefebe, welche ihre Wirkfamkeit über den ganzen 
Umfang des Reiches oder doch über mehrere Kronländer erſtrecken, wer- 
den in der Form von kaiſ. Patenten oder kaiſ. Verordnugen Tund- 
gemacht; Erftere beginnen mit dem Namen und Titel ded Landed- 
fürften, und find von ihm, fo wie won fämmtlihen Miniftern unter- 
zeichnet ; Tebtere find mit jenem Eingange nicht verſehen, und führen 
nur die Unterfehrift des Landesfürften und desjenigen Minifterd, in deffen 
Derwaltungszweig fie einfchlagen. Die Gegenzeichnung der Minifter hat 
die Bedeutung der Gewährleiftung, daß die beftimmten Kormen beob- 
achtet, und die Faiferlihen Befchlüffe genau und richtig aufgenommen 
find (a. h. Cab. Schr. v. 20. Auguft 1851, Nr. 194 des R. ©. Bl.). 

Minifterial-Exrläffe oder Miniſterial⸗Verordnungen find jene gefeb- 
lichen Borfchriften, welche von einem oder mehreren Minifterien auögehen ; 
fie find an die Stelle der früheren Hofdecrete getreten. ° Gründen fie 
fih auf eine allerhöchite Entfchliegung des Landesfürften, welche über 
einen Minifterial-Bortrag erfolgte, fo wird in denfelben darauf Bezug 
genommen; häufig aber werden folhe Minifterial-:Berfügungen von den 
einzelnen Minifterien, innerhalb des ihnen zugewiefenen Wirkungskreiſes 
lediglich zur Durchführung der bereit? anderweitig feftgeftellten Grund- 
fäbe, ohne vorher eingeholte Genehmigung ded Monarchen erlaffen. 
Sie find mit der Unterfchrift des betreffenden Minifterd verfehen. 

Statthalterei:Erläffe, Statthalterei:Berordunngen werden von 
den Statthaltern entweder zur Kundmachung eines an fie gelangten 
Minifterial-Erlaffes, welcher dann mit Datum und Gefchäftdzahl darin 
aufgeführt wird, — oder im Bereiche ihrer eigenen Amtswirkſamkeit er- 
laffen. Die in ähnlicher Weife von den früheren Länderftellen, Appel- 
lationsgerichten, ameral- Gefällenverwaltungen, General: Commanden 
u. f. w. audgegangenen Verordnungen wurden meift Girenlarien genannt. 
Dient eine getroffene Verfügung nur zur Belehrung der einer höheren 
Behörde untergeordneten Aemter und Angeftellten, ohne zur Berlautbarung 
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an das Publitum beftimmt zu fein, fo führt fie indbefondere den Namen 
eined Umlanffchreibens oder einer Enrrenbe. 


Nachrichten oder Kundmachungen belehren das Publitum über 
irgend eine neue Einrichtung, oder über die Abänderung einer ſchon be- 
ftehenden Anftalt; z. B. eines Kranfenhaufes, einer Lehranftalt u. dal. 


Zufammenftellungen der über einen einzelnen Gegenftand, oder über’ 
die Verrichtungen einer einzelnen Behörde erfloffenen Vorfchriften werden 
mit dem Namen der Ordnungen belegt; z. B. Markt-Ordnung, Dienft- 
boten-Drdnung, Feuerlöfh-Ordnung, Polizei-Drdnung u. f. w. 


Manchmal bezeichnet man mit diefem Ausdrude auch gewiffe um- 
fangreichere Gefeße, welche die auf einen beftimmten Gegenftand ſich be- 
ziehenden Vorfehriften in fuftematifcher Anordnung enthalten, 5. B. Ge 
richts-Ordnung, Strafproceg-Ordnung, Advocaten- SINE, Notariats- 
Ordnung, Gemeinde-Drdnung u. dgl. m. 


Die Kundmachung der Gefebe gehört zur Wirkſamkeit der politi- 
[hen Organe (Abf. VIII. der Er. 3. v. 26. Juni 1849 und $. 40 der Anftr. 
v. 14. April 1850). Sie gefchieht nunmehr nach der Vorſchrift des Pat. 
v. 4. März 1849 und den auf dasfelbe fich beziehenden Nachtragsver- 
ordnungen. Durch diefed Gefeb wurde die Einführung eined allgemeinen 
Reichs: Gefeg: und Negierungsblattes in allen landesüblichen 
Sprachen angeordnet. 


Diefed Gefepblatt enthält: a) alle Reichs- und Landesgeſetze; b) alle 
für das ganze Reich oder für einzelne Kronländer exrlaffenen Taiferlichen 
Patente und Verordnungen ; c) die von den Minifterien nach ihrem 
Wirkungskreife zum Vollzuge der Geſetze erlaffenen Verordnungen, es 
mögen diefe Teßteren in dem ganzen Reiche oder in einzelnen Theilen 
desfelben allgemeine verbindende Kraft haben ($. 2 des o. a. Pat.). 


Die verbindende Kraft der im Reichögefeb- und Regierungsblatte 
aufgenommenen Gefehe und Verordnungen beginnt, wenn diepfalld nicht 
in einzelnen Fällen eine befondere Beftimmung getroffen wird, in allen 
Theilen des Reiches, für welche das Gefeb oder die Verordnung zu gelten 
hat, mit dem 45ſten Tage ($. 4 der k. Vdg. v. 20. December 1850, 
Nr. 473 des R. ©. Bl.) nah Ablauf desjenigen Jages, an welchem. 
dad bezügliche Gefegblatt auögegeben und rückſichtlich werfendet wurde. 
Dephalb ift auch der Tag der Ausgabe, welcher mit jenem der Verſendung zu⸗ 
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fammmtxeffen muß, auf jedem Blatte zu bemerken ($. 4 des ‘Bat. v. 
4. März 1849). 

Zur Herausgabe des Reichsgeſetz- und Regierungsblattes wurde ein 
eigened Redactiond- Bureau eingefebt, welches unter dem Wirkung3- 
freife des jeweiligen Juſtiz-Miniſters fteht, emen Minifterialratd im Sta- 
tus des Suftiz-Minifteriumd zum Vorſtande hat, und mit 19 Redacteuren 
befept ift (a. h. Enfehl. v. 14. Mai 1850, 3. 6759). 

Die Herausgabe erfolgt in zehn Sprachen, nimlih 1) in der 
deutſchen; 2) italienifchen; 3) magyarifchen; 4) böhmifchen (zugleich mäh- 
rifchen und flowafifchen Schriftfpradde) ; 5) polniſchen; 6) ruthentichen ; 
7) flovenifchen (zugleich windifchen); 8) ferbifcheillirifhen mit ferbifcher 
Givilfehrift; 9) ſerbiſch- illiriſchen (zugleich crontifchen mit lateinifhen 
Lettern) ; und 10) romanifchen (moldauiſch⸗wallachiſchen) Sprache. 

Die Terte in diefen verfchiedenen Landesſprachen find gleich au- 
thentiſch. Dem nicht deutſchen Texte ift immer die deutſche Ueber⸗ 
fegung beigefügt ($. 1 des Pat. v. 4. März 1849). 

In der Regel findet die Ausgabe in allen zehn Landeöfprachen 
gleichzeitig ftatt, doch ift bei ſolchen Gefeben und Verordnungen, wo 
der Anfangspunct der Wirffamkeit fehon urfpränglich weiter hinausgerückt 
ift, al® bier oben im Allgemeinen vorgefehen wurde, oder wo derfelbe 
ſchon urfpränglich je nach den verfchiedenen Kronländern auch verfchieden- 
artig feftgefebt wird, oder endlich bei denjenigen, die zunächft nur für 
einzelne Theile des Neiches Gültigkeit haben, das mit deren Publication 
beauftragte Minifterium ermächtiget, diefelben vorerft nur in einer oder 
auch nur in einigen aud den zehn Landeöfprachen fund zu machen, da- 
gegen in den übrigen Landesfprachen erſt fpäter nachfolgen zu laffen 
(Kaif. Vdg. v. 7. December 1849). 

Das Neichögefegblatt wird zu einzelnen Stüden Nummern, Heften - 
oder Blättern) ausgegeben, und zwar zwanglos, je nach dem verhande- 
nen Stoffe, ohne an eine beftimmte Periode gebunden zu fein. Die 
Ausgabe jedes einzelnen Stüdes wird durch die in Wien erfcheinende 
Regierungd- Zeitung und ſämmtliche zur Aufnahme ämtlicher Kundmachun⸗ 
gen beſtimmten Landed:Regierungd-Feitungen jederzeit unverzüglich ange- 
zeigt ($. 1 des Pat. v. A. März 1849). 

Feder Jahrgang bildet für fich einen abgefchloffenen Band. Die in 
das Reichsgeſetze und Regierungsblatt einzufchaltenden Berfügungen wer 
den nur mit einem Datum. aufgenommen, und zwar bei Neiche- und 
Zandeögefsgen, kaiſerlichen Patenten und Verordnungen nach dem Tage 
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der a. h. Sanction, bei den von den Miniftern erlaffenen Verordnungen 
nah dem Tage der minifteriellen Ausfertigung. Ebenſo werden fie auch 
nur mit einer Gefchäftszahl verfehen, welche alljährlich mit 1. Jänner 
neu beginnt, und bis letzten December fortläuft. 

Das Reichsgeſetzblatt wird allen Behörden portofrei zugefendet 
(88. 8 und 11 des o. a. Pat... Der Abſatz für Private findet bei dem 
Verſchleißamte der k. k. Hofe und Staats -Buchdruderei in Wien, und 
bei den Filial-Abfabämtern derfelben ftatt. 

Außer dem Reichägefeb- und Regierungsblatte erfcheint in jedem 
Kronlande ein Landes: Gefeh: und Wegierungsblatt in den Landes- 
fpraden mit beigefügter deutfcher Ueberſetzung ($. 4 des Pat. v. 4. 
März; 1849). 

Die Landed-Gefeß- und Regierungsblätter enthalten: a) aus dem 
allgemeinen R. ©. Bl. mit Beziehung auf die Zahlen des Stückes 
und der einzelnen Nummer, fo wie mit Bezeichnung der Tage, an 
welchen das betreffende Stüd des R. ©. BI. in der deutfchen Allein- 
und in der entfprechenden Doppel-Ausgabe erſchienen ift, alle die- 
jenigen Gefege und Verordnungen, welche in jenem Kronlande Wirkfam- 
fett haben, in welchem dieſes 2. ©. BI. ausgegeben wird ($. 3 der k. 
Ddg. dv. 20. December 1850); b) alle von den Landesbehörden erlaffe- 
nen Verordnungen, Verfügungen und Belehrungen über öffentliche Ange- 
legenheiten (8. 5 ded Pat. v. A. März 1849). 


Diefe, letzteren Anordnungen find mit dem Anfange des 15ten Ta- 
ges nad) dem Datum des 8. ©. BI. ald in dem ganzen Kronlande ge- 
hörig kundgemacht und verbindlich anzufehen, wenn nicht in den ge- 
dachten Erläffen der Landesbehörden felbft ein anderer Zeitpund ihrer 
. verbindenden Kraft ausdrücklich feftgefebt ift ($. 6 des o. a. Pat.). 


Auch das 2. G. Bl. wird den im Lande befindlichen Behörden, 
fo wie allen Reichsbehörden portofrei zugefendet ($$. 5 und 11 des 
o. a. Pat.). 

Außerdem ſind alle Gemeinden zur Anſchaffung des L. G. Bl. 
desjenigen Kronlandes, dem fie angehören, in den in der Gemeinde üb-, 
lichen Landesſprachen verpflichtet ($. 9 ded Pat. v. 4. März 1849 und 
$. 11 der k. Vdg. dv. 20. Desember 1849), 

"Die Bezirkshauptleute haben darüber zu wachen, daß die L. G. Bl. 
den Gemeindevorftehern — zukommen (5. 40 der. Snftr. f. d. 
pol. a) 
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Diefe haben die Obliegenheit, die Gemeinden fogleih von dem Er- 
fheinen eines jeden diefer Blätter auf die geeignete Art in Kenntniß zu 
feben, und die Einleitung zu treffen, daß ſich Jedermann von denfelben 
Einfiht verfchaffen Tönne. Sie haben zu diefem Ende jedenfalld die 
einzelnen Blätter durch 14 Tage im Gemeindehaufe zu Jedermanns Ein- 
fiht auszulegen, fohin aber zu fammeln und ficher aufzubewahren ($. 10 
ded Pat. v. 4. März 1849. — $. 127 ded a. Gemeinde-Gefeped v. 
17. März 1849). | 

Außerdem bleibt. ed den Gemeindenorftehern unbenommen, an Sonn- 
oder Feiertagen die ohnedieg zum Gottesdienfte verfammelten Gemeinde: 
glieder nach Abhaltung desfelben zu fich zu rufen, und ihnen Die einge 
Iangten Geſetze und Berordnungen vorzulefen (Erl. des M. des Innern 
v. 12. Februar 1850, 3. 25712). Diefe Vorlefung kann auch an Amts- 
tagen gefchehen, oder es Tann noch eine andre Art der Kundmachung 
3. B. durch Anheftung am Nathhaufe, an den Stadtthoren und SKirchen- 
thüren u. f. w., wie dieß früher durch das Hfd. v. 11. October 1791 
(pl. ©. ©. Bd. 3, ©. 96) angeordnet war, oder befonderd in größeren 
‚Städten, durch Mittheilung an die Hauseigenthümer und Wohnparteien 
(nah dem Hfkzld. v. 7. Mai 1810 und dem Hftkzld. v. 7. Mai 1811, 
pol. G. ©. Bd. 34, ©. 96 und Bd. 36, ©. 117) gewählt werden 
(8. 40 der Inſtr. f. d. pol. Beh). 

Die eben bezeichnete Art der Veröffentlichung der Geſetze und Ber- 
ordnungen ift in der Regel ald die einzige gefehlich vorgezeichnete 
Kundmahungsart zu ‚betrachten. Es wurden dephalb auch mit dem 22. 
December 1848, ald dem Anfangspuncte der neuen Geſetz⸗ und Regie- 
‚rungsblätter, alle bi dahin von der Staatöverwaltung, oder unter Auf: 
fiht der Behörden ausgegebenen, allgemeinen, befondern, und Provinzial- 
Gefepfammlungen für abgefchloffen erflärt. 

Mebrigen® bleibt es den Behörden vorbehalten, in allen Fällen, in 
welchen die höhere Wichtigkeit oder Dringlichkeit eines Geſetzes oder einer 
Verordnung nebft der Kundmachung dur die Gefeb- und Regierungs- 
blätter noch eine andere Art der BVeröffentlühung oder Verbreitung er- 
heifcht, durch befondere Abdrücke für die möglichfte Veröffentlichung 
Sorge zu tragen. 

In Anfehung der Wirkfamkeit der Reichs- und Landesgefeke 
gelten auch in einem folchen alle die im 8. 3 des Pat. v. 4. März 
1849 enthaltenen Beftimmungen, in Anfehung der Verordnungen 
aber bleibt e8 den Behörden überlaffen, mit gemwiffenhafter Erwägung 
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der obmwaltenden Umſtände die Kundmahungsart zu wählen, und den 
Zeitpunct der verbindenden Kraft derfelben in der Verordnung felbft aus— 
zufprechen ($. 7 des Pat. v. 4. März 1849), wobei dann zu forgen if, 
daß auch die Gemeindevorfteher den dießfalls an fie ergebenden Aufträgen 
genügen ($. 40 der Inſtr. f. d. pol. Beh.). 

Außer dem Reichögefegblatte und den Landesgefeb- und Regierungs⸗ 
Blättern erfcheint feit dem Beginne des Jahres 1851 auch noch ein Ber- 
ordnungsblatt für die Berwaltungsgegenftände des öſterrei— 
hifhen Handels-Minifteriums, welches mit 1. Jänner 1851 an die 
Stelle des früheren Verordnungsblattes für Poſten, Eifen, 
bahnbetrieb und Telegraphen getreten if. Es hat die Beitim- 
mung, fowohl in legislativer ald in adminiftrativer Richtung eine voll- 
ftändige und authentifhe Summlung aller in dem gedachten Verwal— 
tungsbereiche erfcheinenden Normal-Erläffe zu bieten, und auch fonft dahin 
gehörige Anordnungen und Nachrichten, deren Kenntniß binfichtlich der 
Amtirung nothwendig, oder den Angeſtellten bezüglich ihrer indivituellen 
Intereſſen wünſchenswerth iſt, mitzutheilen. Alle unmittelbar in den 
Verwaltungsbereich des Handels - Minifteriumsd gehörenden Behörden, 
Aemter, und felbitftändigen Organe werden mit diefem Berordnungdblatte 
von Amtswegen und portofrei betheilt (Dog. des Handeld-Minift. v. 21. 
December 1850). 

Endlich wurde noch ein eigened Militär-Berordnungsblatt ge- 
gründet, und durch die Eirc. Vdg. ded Kriegs-Miniſt. dv. 20. September 
1850, 3. 4245 die Beſtimmung getroffen, daß die im R. ©. DI. jewei- 
lig erſcheinenden Erläffe, welche auch für das Militär verbindliche Kraft 
haben, in diefem Militär-Verordnungsblatte ſtets fpeciell bezeichnet wer⸗ 
den follen. Seit 6. November 1850 wurde aber dad gedachte Militär- 
Perordnungsblatt in das k. E, Armee-VBerordunngsblatt umgeftaltet, 
welches außer den in dasfelbe aufgenommenen Gefeßen und Berordnun- 
gen auch die das Militär betreffenden Perſonalnachrichten ent 
hält. Es ift in feiner äußeren Form dem R. G. BI. ähnlich. 


8. 138. 
Evidenzhaltung der Derhältniffe der Bevölkerung. 


Eine weitere Aufgabe der politifchen Behörden ift die. Evidenz⸗ 
haltung der Verhältniffe der Bevölkerung, deren Kenntniß für die 
Staateverwaltung in jo mancher Beziehung von höchfter en ift. 


Stubenrauh, Verw.⸗Geſetzk. I. 
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Als vie vorzüglichften Mittel zur Erlangung diefer Kenntniß 
dienen: 

a) die Aufnahme des Standes der Bevölkerung (Confeription); 

b) die genaue Führung der Geburtd-, Che- und Sterkeregifter (Civil⸗ 
ſtandsbücher); 

c) die genaue Handhabung des Meldungsweſens; 

d) dad Fremdenwefen, und 

e) dad Paßweſen (88. 41, 42, 43, 46, dann 63, 64 und 65 der 
Inſtr. f. d. pol. Beh. und $. 2 der Inſtr. f. d. Polizei-Beh.). 


8. 139. 
A. Dolkszählung (Eonfeription). 


Schopf (Fr. Zof). Sammlung aller in Conferipfiond-, Recrufirung?- 
und Militär- Entlaffungd- Angelegenheiten erlaffenen Vorſchriften. 
Wien, 1833. 8., nebft einem Yortfegungähefte Wien, 
1836. 8. | 


Umfaffende Vollszählnngen waren in Defterreich zuerft durch die 
Hfd. v. 19. Jänner und 16. Februar 1754 eingeleitet, aber durch den 
7 jährigen Krieg wieder unterbrochen worden. Erſt dad Pat. v. 18. Sep- 
tember 1777 und eine demfelben beigefügte Inſtruction ftellte genauere 
Vorſchriften über die Seelenbefchreibung auf. Diefen folgte das Con- 
feriptiond und Werbbezirt&Syftem vom 27. April 1781. 
Später erfchien dad Pat. v. 25. October 1804, welches eigentlich nur 
den ten Abfchnitt eined neuen, dad Conferiptiond- und Recrutirungs- 
weſen umfaffenden Gefehes bildet, deſſen 2ter Theil jedoch nicht vollftän- 
dig an's Licht getreten ift. 

Die in diefem Patente enthaltenen Anordnungen bezogen ſich bloß 
auf die Provinzen Ober⸗ und Nieder-Oefterreih, Böhmen, Mähren und 
Schlefien, Galizien und Inner-Oeſterreich, mit Ausfhlug von Trieſt 
(Hflzld. v. 31. Mai 1818), welche deshalb auch die altsconfceribirten 
Provinzen genannt wurden. 

Für Tirol und Vorarlberg, dann für das Iombardifch-venetianifche 
Königreich und für Ungarn, Siebenbürgen, Croatien und die Militär-Gränge 
beftanden eigenthümliche Vorfhriften, die ſich mit dem dort eingeführten 
Syſteme der Militär-Aushebung im innigften Zufammenhange befanden. 
Gegenwärtig wird die Volkszählung in allen Kronländern des Reiches 
nach denfelden Grundfägen vorgenommen, und es wurden die dießfalls 
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nöthigen Belehrungen durch die Statthaltereien größtentheild gegen Ende 
des Jahres 1850 hinausgegeben. 


8. 140. 


Organe, welche mit der Vornahme der Conferipfion betraut find. 


Bei der Bornahme der Confeription haben die Militärbehdr- 
den mit den Organen der politifchen Verwaltung zufammen 
zu wirken. 

Bon Seite des Militärs werden durch die Landesmilitär - Comman, 
den in dem Gefchäfte geübte Officiere dazu abgeordnet, welche der Lan- 
deöfprache volllommen Tundig fein müffen, und fi) vorzüglich durch ein 
freundliched Betragen gegen dad Civile auszeichnen follen, damit forg- 
fältig Alles vermieden werde, was die Confeription in einem falfchen 
Lichte darftellen und der Bevölkerung gehäffig machen könnte (Gonfer. 
Pat. $. 31). 

Den Offizieren werden eigene Schreiber aud dem Stande der Re- 
gimenter vom Feldwebel abwärtd beigegeben,, welche mit den erforder- 
lichen Kenntniffen eine untadelhafte Conduite verbinden. 

Bon Seite der Eivilbehörden find die Gemeindevorſteher (nad 
8. 129 ded Gem. Gef. v. 17. März 1849) berufen, fih an dem Ge- 
(häfte der Volfszählung unmittelbar zu betheiligen ; auch die Gensd’ar- 
merie wird nach Umftänden angewiefen, hilfreiche Hand dabei zu leiften. 
Insbeſondere haben aber die Führer der Geburtd-, Trauungs- und 
Sterbfalld-Matrifen (in der Negel die Ortsfeelforger) dabei zu inter- 
veniren, oder im Falle ihrer Verhinderung eine andere verläßliche Perfon 
an ihrer Stelle abzuordnen. 


8. 141. 
Zweck der Volkszählung. 


Der in den Geſetzen audgefprochene Zweck der Volkszählung (Volks— 
aufnahme, Volksbeſchreibung, Confeription) geht dahin, fowohl die Zahl 
der in jeder Gemeinde, in jedem Bezirke, Kreife und Lande wohnenden 
Einheimifchen und Fremden, männlichen und weiblichen Gefchlechtes, als 
auch ihr Alter, die Religion, den Stand, die Befchäftigung u. f. w. zu 
erfahren, damit nicht nur die Staatöverwaltung auf diefer verläglichen 
Grundlage die Militärftellung im DVerhältniffe zu der Bevölkerung ein- 

17* 
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leiten, und eine große Zahl wichtiger Anordnungen zweckmäßig treffen 
könne, fondern auch jede Ortd-, Bezirks- und Kreidgemeinde und jedes 
Kronland gleichfalls feine Bevölkerung genau kenne *). 


8. 142. 
Grundlage für die Volksaufnahme. 


Die Bolldaufnahme gefchieht Gemeindeweiſe. Nach den Beltim- 
mungen ded Gonfer. Pat. vom %. 1804 wurden die einzelnen Länder 
behufs der Conferiptionsvornahme in eigene Bezirke (Conſcriptions— 
Bezirke, Werb-Bezirke) eingetheilt, deren jeder unfpränglich einem 
Linien-Infanterie-Regimente die nöthige Ergänzung liefern follte. 

Feder diefer Conſceriptionsbezirke trägt die Nummer des 
Negimentes, dem er zur Ergänzung zugetheilt ift. Die Bezirke zerfallen 
in Sectionen, die nach der Drdnung, welche die geographifche Lage dar- 
bietet, numerirt find. Die zu einer Section gehörigen Ortſchaften find 
nach der alphabetifchen Drdnung ihrer Namen mit Nummern belegt. 
Dadurch wird die nöthige Ordnung im Conferiptionsgefchäfte erhalten. 


8. 143, 
Aufftellung der Ortstafeln. 


Am Ein- und Ausgange einer jeden Ortfchaft müffen oberhalb des 
Thores oder auf einer dazu errichteten Säule Tafeln angebracht werden, 
welche den Namen des Ortes, der Gemeinde, des Bezirkes und Gerichtes, 
zu welchem fie gehört, dann die Nummer der Ortfchaft, der Section und, 
des Werbbezirkes in der deutfchen und in der Landesfprache enthalten. 
Diefe Tafeln find auf Koften der Gemeinden fortwährend in lefer- 
lichem Stande zu erhalten (Confer. Pat. $. 30). 


8. 144. 
Nummerierung der Hänfer. 


In jeder Ortfchaft müffen alle dazu gehörigen Häuſer ordentlich 
aummerirt fein, da die Bevölkerung nach den vorhandenen Wohnge: 


bäuden aufgenommen wird. 


*) Bl. den Erl. des Statth. für Defterreich unter der Enns v. 27. September 
1850, 2. ©. Bl. Nr. 74. 
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Der Nummerirung unterliegen alle Gebäude, welche zur Woh- 
nung der Menfchen beftimmt und eingerichtet find, wenn fie auch 
nur für einige Zeit bewohnt werden; dagegen find Kirchen, Wachftuben, 
Arbeitöhäufer, wenn fie bloß der Arbeit wegen befucht werden, u. dal. 
Gebäude, welche Ten in andern Häufern wohnenden Menfchen nur zu 
einem zeitlichen Aufenthalte dienen, von der Nummerirung audgefchloffen. 


Die Zählung wird bei irgend einem vorzüglihen Gebäude, 3. B. 
dem Rathhaufe, oder dem erftien Haufe am Eingange des Ortes ange- 
fangen, und nad der Lage der Häufer in arithmetifcher Ordnung fort- 
gejebt. 

Sn Städten find die VBorftädte, wenn fie einen eigenen Namen 
haben, einer abgefonderten Nummeritung zu unterziehen. Neue Häufer 
erhalten, da Feine Bruchtheile vorfommen dürfen, jene Nummer, welche 
auf die lebte der im Orte befindlichen Häufer folgt. Werden mehrere 
Häufer in Eines umgebaut, fo hat diefed die fämmtlihen Nummern 
der früheren Gebäude fortzuführen, bis eine neue Nummerirung Statt 
findet, die nur mit Bewilligung der Bezirfshauptmannfchaft und des 
Werbbezirks-Commando's eingeleitet werden darf (Confer. Pat. 8. 3). 
Seht ein Haus zu Grunde, fo wird felbes fo lange ald unbewohnt 
fortgeführt, als noch die Wahrfcheinlichkeit zu deffen Wiedererbauung 
vorhanden ift; wenn aber diefe verſchwindet, fo erhält dad erfte Hauß, 
welches neu gebaut wird, die Nummer des zu Grunde gegangenen. 


Die Nummern müffen in jedem Haufe oberhalb des Eingangs, und 
in Städten und Märkten auch innerhalb desfelden angebracht werden, 
und hat der Hausbeſiztzer die dießfälligen Koften zu tragen. 


8. 145. 
Nummerirung der Mohnparfeien. 


Wenn fih in einem Haufe mehrere Wohnparteien befinden, fo 
werden auch diefe nummerirt, und zwar wird vom oberften Stodwerfe 
angefangen und bis zum Erdgeſchooße nach der fortlaufenden Zahlenreihe 
fortgefchritten,; nur wenn der Haußbefiger oder Miteigenthümer felbit im 
Hauſe wohnt, erhält er die erfte Wohnparteien-Nummer. 
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8. 146. 
Aufnahmsbogen. 


Die Aufnahme der Bevölkerung geſchieht durch Ausfüllung der 
eigens dazu vorgerichtetn Tabellen, welche ſich gegenwärtig auf 
folgende vier beſchränken: 1) die Aufnahmsbogen; 2) die Fremden- 
tabelle; 3) das Ortsſummar; 4) die Ortöviehftands-Tabelle. 

Die Aufzeihnung auf die f. g. Aufnahme: oder Familien-:Bogen 
erftrect fih auf alle Inwohner männlichen und weiblichen Gefchlechtes. 
Ausgenommen find nur die in den Monat-Tabellen der Regimenter, 
Bataillond und Corps erfeheinenden Militärperfonen. Diefe Ausnahme 
ift bloß perfönlich; die Frauen, Kinder und Dienftleute derfelben find 
daber allerdings zu verzeichnen, ſowie auch ſolche Militärperfonen,, vie 
bei feinem Negimente, Bataillone oder Corps im Stande vorkommen, 
z. B. Generäle, die keine Regiments-Inhaber find, das Plagperfonale, 


die PBatental-Invaliden,, das Derpflegsbäderperfonale u. dgl. (Confer. - 


Pat. 8. 4). 

Einen eigenen Aufnahbmdbogen erhält: 

1) Seder Berheirathete, mit oder ohne Kinder. 

2) Witwer und Witwen, die Kinder haben. 

3) Ledige und verwitwete finderlofe Perfonen, wenn fie 
Dienftleute halten oder allein für fi wohnen, oder von einem eigenen 
Vermögen, Amte oder Gewerbe leben; überhaupt, wenn fie eine eigene 
Haushaltung führen, großjährig und felbitftändig find. Alle leben— 
den Kinder dagegen, die nicht einen eigenen Hausftand führen, erfchei- 
nen auf dem Bogen ihrer eltern, fie mögen im Orte anweſend fein oder 
nicht; cbenfo auch Anverwandte und Pflegefinder , -welche zu derfelben 
Haushaltung gehören. 

4) Klöfter, Spitäler, Akademien, Stiftungen, Grziehungshäufer, 
Waiſenhäuſer, Irrenhäuſer, Gebährhäufer,, Verforgungshäufer u. ſ. w. 
für alle darin in Gemeinfchaft unter Einem Vorſtande lebenden Perſo⸗ 
nen, mit Ausnahme jener, die nach 1, 2, 3 einen eigenen Bogen be- 
fommen. 

5) Safernen, für die darin wohnenden Tinderlofen Officiersfrauen 
und Soldatenmweiber; dann für jene Officierd- und Soldatenfinder, deren 
Mütter geftorben find, wenn fie nicht nach 1,2, 3 ohnehin einen eigenen 
Aufnahmsbogen erhalten. 
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Jedes unbewohnte nummerirte Gebäude behält feinen eigenen 
Bogen mit der Anmerkung, „ift dermalen unbewohnt.“ 

Die Aufnahmsbogen haben ald Ueberſchrift 

1) die Jahreszahl der eriten a diefe bleibt unverändert, 


. fo lange der Bogen dauert; 


2) die Benennung ded Landes, ded Kreiſes, ded Bezirkes, 
des Ortes, der Gemeinde; 

3) die Nummern ded Bezirkes, der Section, ded Ortes. 

Die einzelnen Rubriken find: 

1) die Saudnummer; 

2) der Name des Saudhefißers, derfelbe mag im Hauſe woh⸗ 
nen oder nicht; hat ein Haus mehrere Miteigenthümer, ſo werden die 
Namen Aller angegeben; auch kömmt hier die Benennung des Hauſes 
z. B. Rathhaus, Pfarrhof, Spital, Schulhaus anzuſetzen; 

3) die Wohnparteien-Nummer; 

4) der Name des Bewohners; und zwar Vor⸗ und Zuname, 
dann die Adelsbezeichnuung und das Prädicat, wie fie in der Landes— 


ſprache gefehrieben werden; Witwen find hier mit dem Namen ihres ver- 


ftorbenen Gatten, uneheliche Kinder mit dem Namen, mit welchem fie in 
die Geburtöregifter eingetragen wurden, Yindlinge mit dem Namen, der 
ihnen von ihren Pflegeältern gegeben wird, aufzunehmen. 

5) das Geburtsjahr; dieſes wird fowohl bei dem männlichen 
ala weiblichen Gefchlechte angefebt, und in zweifelhaften Fällen aus den 
Geburtöregiftern erhoben; 

6) die Qualification (die perfönlichen Berhältniffe). In diefer 
Rubrike wird angezeigt, ob der Eingetragene ledig, verheirathet oder ver 
witwet ift; welchem NReligionsbefenntniffe er angehört, dann fein Amt, 
feine Würde, das Gewerbe oder die Beichäftigung, die er betreibt, der 
Befig, und überhaupt alle fonftigen Perfonal-Umftände, welche in mili 
tärifcher oder gemeindlicher Hinfiht von Wichtigkeit find; 

7) die Haupt-Rubrif der Elaffification ift nur für dad männ- 
lihe Geſchlecht beftimmt. Sie theilt ſich wieder in mehrere Unter: 
Rubriken; davon find die Rubriken 

a) Geiftliche; d) Adelige; c) Beamte und Honoratioren; 
d) Gewerbd-Inhaber, Künftler, Kunftzöglinge und Alade- 
mifer; e) Bauern; und f) ganz Unanwendbare gegenwärtig leer 
zu laffen; in die Rubrik 8) Landwehrmannfchaft werden alle jene 


-ndividuen aufgenommen , welche wirklich der Landwehr eingereiht find; 
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die Rubrik h) Nachwuchs theilt ſich wieder in 2 Claſſen, deren Eine 
diejenigen Individuen umfaßt, die noch nicht das 16te Lebensjahr zu- 
rücgelegt haben, während in der andern alle jene einzureihen kommen, 
die in einem Lebensalter von 16 bid 18 Jahren ftehen. Doch find hier 
nur diejenigen aufzunehmen, die nicht mit einem notorifch unheilbaren 
Gebrechen behaftet find. Die Rubrik i) Zeitlih Befreite ift wieder 
leer zu laffen; bei der Rubrik k) der ftellungspflihtigen Alters 
claffen ift zu bemerken, dag in ein beftimmtes Altersjahr immer der- 
jenige aufzunehmen ift, welcher dasfelbe in dem Sommerjahre vollftredte, 
das der Volkszählung unmittelbar voranging. Die letzte Unterabtheilung 
der 7ten Hauptrubrik enthält die zum Landwehrdienfte Borge- 
merkten. 


8) Das weibliche Geſchlecht, in welche Rubrik alle einhei- 
miſchen, ſowohl anweſenden als abweſenden Frauensperſonen aufzuneh⸗ 
men ſind. 

9) Einheimiſche überhaupt; dieſe Rubrik dient nur zur Con— 
trolfe für die Claffificationsrubrifen, um das Summiren der Köpfe zu 
erleichtern. 


10) Die Rubrik „Abweſende“ enthält zwei Abtheilungen für dad 


männliche und weibliche Gefchleht. Hier find Diejenigen aufzuführen, 
welche auf Tängere Zeit vom Haufe entfernt find, z. B. Studierende, 
Handwerköburfchen u. dgl., und zwar fo lange, bie ihr Tod, ihre Aus- 
wanderung in das Ausland oder ihr gefeplicher Eintritt in den Verband 
einer andern Gemeinde ämtlich erwiefen if. Dagegen ift Niemand, wel- 
her nur zufällig zur Zeit der Zählung auf kurze Zeit entfernt ift, als 
abmefend einzutragen. 

11) In der Anmerkungdrubrif ift unter Beifebung der Jah— 
reszahl anzugeben: der Zuwachs durch Geburt oder Einwanderung, fo 
wie die Berminderung durch Sterbefälle oder Auswanderung; dann 
die Aufnahme folher Momente, welche in der Qualificationgrubrit feinen 
Raum finden, aber doch zur Erfichtlihmachung geeignet find. | 

Die bei der Eintragung in die Aufnahmäbogen zu beobachtende 
Ordnung ift in der Art vorgezeichnet, daß zuerft der Hausvater, dann 
deffen Ehegattin, oder diefe allein, wenn fie Witwe ift, angefest wird. 
Hierauf folgen die Söhne nach dem Alter abwärts, dann die Töchter; 
nach Diefen die im Haufe befindlichen Verwandten männlichen und weib- 
lichen Gefchlechts. Zwifchen den Kindern und den übrigen Verwandten ift 
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immer ein Raum Tees zu laſſen, um die etwa Nachwachfenden eintragen 
zu können. 

Wenn älternlofe Gefchwifter beifammen wohnen und eine gemein- 
fhaftliche Haushaltung führen, fo find zuerſt die Brüder nach ihrem 
Alter, dann die Schweftern anzufeßen. | 

Sind für Ein Haus mehrere Aufnahmdbogen erforderlich, fo 
werden fie nah den Wolmparteien nummerirt; faßt Ein Bogen nicht 
alle zu. Einer Familie gehörigen Perfonen, fo ift ein f. g. Anſtoßbogen, 
mit der Bezeichnung: „Fortſetzung der Wohnparteien- Nummer’ anzu 
wenden. 

Die Aufzeichnung eined Individuums in einer Rubrik des Auf: 
nahmsbogens gefchieht dadurch, daß die Ziffer 1 mit dem Namen des 
Aufzunehmenden auf Eine Querlinie gefebt wird. 


&. 147. 
Sremdentabelle. 


Die Aufnahmebogen find bloß zur Verzeichnung der einheimi- 
[hen Bevölkerung beftimmt; die Fremden werden in einer eigenen 
Tabelle, der Fremdentabelle aufgeführt. 

Diefe umfaßt alle diejenigen Perfonen, welche nicht zu den Einhei- 
mifchen gehören, die aber auch nicht bloß durchreifend find. 

Die Rubriken der Sremdentabelle find: 

Jahr, Name des Landes, Kreifes, Ortes und der Gemeinde, Num- 
mer ded Gonferiptiond- Bezirkes, der Section, des Drtd in der Ueber- 
fhrift; dann 1) Haus-Nummer; 2) Wohnparteien-Nummer ; 3) Bor: und 
Zuname; 3) Geburtsjahr; 5) Qualification; 6) Fremde aud andern 
Provinzen; aud dem Auslande, immer mit zwei Abtheilungen für das 
männliche und weibliche Gefchlecht; 7) Anmerkung. Hier ift bei Aus— 
ländern indbefondere anzugeben, feit wann fie fich im öfterreichifchen 
Staate befinden. 


$. 148. 
Orfs-Summar. 


Die Aufnahmöbogen werden nad den Nummern der Häufer und 
Wohnpartein zufammengelegt, und es wird fohin ans bemfelben 
dad Ortsſummar (die Drtd-Ueberficht) angefertigt, indem die in 


= 


jeder Rubrik des Aufnahmsbogens ftehenden Ziffern oder Anfäbe zufam- 
mengezählt, und die Summen in die betreffenden Rubriken ded Sum- 
mars eingetragen werden. Iſt die Summe der Einheimifhen aus 
der gefammten männlichen und weiblichen Bevölkerung eined Ortes ge- 
zogen, fo wird noch die Summe der Fremden aus der Fremden⸗ 
tabelle hinzugezaͤhlt, woraus fih die Hauptfumme der Ortsbevölke⸗ 
rung ergibt. Die Zufammenftellung der Ortdüberfichten gefchieht abge- 
fondert von den militärifchen und abgefondert von den politifchen Mit- 
gliedern der Eonferiptiond-Commiffion , weil nur auf diefe Weile durch 
die VBergleihung der beiderfeitigen Elaborate die etwa eingefchlichenen 
Fehler entdeckt werden koͤnnen. 


$. 149. 
Dorkszähfungsbücher. 


Nach beendeter Berfaffung der Ortsüberficht werden die durchgefehe- 
nen Aufnahmsbogen fammt der Fremdentabelle und dem Ortsſummar 
n Buchform zufammengelegt, und von dem Gemeindevorfteher zur 
Aufbewahrung an einem vor Feuer, Feuchtigkeit, Verfchleppung und jeder 
Befhädigung und Berluft fiheren Orte übernommen. Die von militä- 
rifcher Seite geführten Gonferiptionsbücher werden bei den Werbbezirks⸗ 
Commanden aufbewahrt. | 


8. 150. 
Berichtigung der Volkszählung (Conſcriptions⸗Reviſion). 


Die Conſcriptionsbücher müffen in fteter Evidenz gehalten werden. 
Die während des Jahres fich ergebenden Veränderungen find in einem 
befonderert Protocolle nach alphabetifcher Ordnung vorzumerken, ohne 
jogleich in die Bücher eingetragen zu werden. Dieß gefchieht bei den 
periodifch (in der Regel alle drei Jahre) vorzunehmenden Reviſionen. 

Diefe werden in der Art eingeleitet, daß durch ein zwifchen den 
militärifchen und den politifhen Behörden getroffenes Einverftändnig der 
Gang des Gefchäftes geregelt und jeder Gemeindevorftand durch die vor- 
geſetzte Bezirkehauptmannfchaft von dem Eintreffen des conferibirenden 
DOffiderd in Kenntniß gefebt wird. Die. Gemeindevorftände haben fohin 
die Vornahme der Confeription auf die ortsübliche Weife in ihrer Ge- 
meinde anzukündigen, und dabei zu erinnern, daß Jedermann, der fid) 
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der Volfdzählung oder ihrer Reviſion entzieht, einen Auftrag der Con- 
feriptiond-Commiffion nicht befolgt, die von ihm verlangten Auskünfte 
verweigert, oder etwa in diefer Beziehung fich eine unwahre Angabe er- 
laubt, mit einer dem Armenfonde der Gemeinde zufallenden Geldbuße 
bis 10 fl. C. M., oder wenn er felbe zu erlegen nicht im Stande ift, 
mit Arreft bi zur Dauer von 8 Tagen belegt werden würde, worüber 
die Verfügung nah Maßgabe der Umftände über den Antrag der Com⸗ 
miffion dem Gemeindevorftande oder der Bezirksbehörde zufteht. 

Die Revifion wird Ortſchaftsweiſe vorgenommen, entweder. im 
Gemeindehaufe over in einem andern binlänglic, geräumigen Gebäude. 
Nur in Wien ift die Revifion von Haus zu Haus eingeführt, und 
ed hat jeder Haudeigenthümer, Sequefter oder Adminiftrator dazu ein 
geräumiges, Tichted, mit mehreren Tifchen verfehened Zimmer zu widmen 
(nied. öſterr. Rggs. Vdg. v. 28. September 1829). 

Behufs der Vornahme der Berichtigung find in Tleineren Ortſchaf⸗ 
ten die Hausbeſitzer, oder wenn dieſelben aus zureichenden Gründen zu 
erſcheinen verhindert wären, deren Stellvertreter vorzuladen, und zwar 
immer mehrere zugleich, damit Feine Verheimlichungen ſtatt finden Tön- 
nen, jedoch in der Art, dag Niemand unnöthiger Weiſe Zeit zu verfän- 
men genöthiget wird. 

Meberfiedelt eine ganze Familie in ein anderes Haus im näm- 
lichen Orte, oder in einen andern Ort der nämlichen Section, fo ift der 
Aufnahmsbogen unter Abänderung der bezüglichen Daten der Ordnung 
nach an der betreffenden Stelle einzulegen. Bei einer Meberfiedlung in 
eine andere Section wird der Bogen caffirt, und ein neuer angelegt. 
Perfonen, die einen eigenen Aufnahmsbogen haben und ihren Wohn- 
ort verändern, find blos aus einem Bogen in den andern zu übertragen, 
und ed wird in erfterem nur ihr Name und die Auswurfsziffer geftrichen. 
Bei Abwefenden, die mit der vorſchriftsmäßigen Neifebewilligug ver- 
fehen im Auslande fich befinden , ift diefer Umftand in der Anmerkungs- 
eolonne aufzuführen. Bei eingetretenen Todesfällen wird im Auf 
nahmsbogen Name und Ziffer des Verftorbenen geftrihen und in der 
Anmerkungsrubrit dad Wort: „geftorben“ beigefügt. Iſt Jemand zum 
Militär oder zur Landwehr abgeftellt worden, oder ift eine conferibirt 
geweſene Militärperfon in ein folches Verhältniß getreten, daB fie nun⸗ 
mehr in den Monatliften eines Regimentes, Bataillond oder Corps 
erfcheint, fo ift die Aufnahmsziffer zu ftreichen und die entfprechende An⸗ 
merfung aufzunehmen. Im Falle erwiefener Auswanderung ift 
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entweder der Aufnahmdbogen zu caffiren, oder wenn nur ein Familien⸗ 
glied audwanderte, Name und Ziffer zu löſchen. Perſonen, die in die 
Gemeinde fommen, und noch feinen eigenen Bogen haben, werben nad 
der oben angegebenen Weife in einen neuen Bogen eingetragen und dies 
fer Bogen zu den übrigen an die gehörige Stelle gelegt. Sind nur 
Aenderungen in den perfänlichen Berhältniffen eingetreten, fo werden 
diefe auf dem ſchon beftehenden Bogen aufgeführt. 


In größeren Städten erhält jeder Hausbefiger ſoviel gedrudte Con⸗ 
feriptionszettel, ald er Wohnungen hat, fammt einer kurzen Belehrung 
über die Ausfüllung derfelben, welche er bei den Wohnparteien circuliren 
läßt. Der Haudeigenthümer hat über die genaue Eintragung der vorge 
fommenen Beränderungen zu wachen; in der Anmerkungsrubrik ift bei 
den durch Geburt Zugewachfenen das Datum, bei den neu eingezogenen 
Parteien die Nummer der früheren Wohnung, oder der Ort, woher fie 
gefommen find, bei den Ausländern die Zeit, wie lange fie fich in den 
öfterreichifehen Staaten aufhalten, anzuzeigen. Auch dürfen die abwefen- 
den Kinder der Einheimifchen in diefen onferiptionszetteln nicht ver- 
geffen werden. Die Hauseigenthümer haben diefe gehörig ausge: 
fertigten Zettel der Commiffion in befter Ordnung vorzulegen, über die 
aus ihrem Haufe in der Zwifchenzeit ausgezogenen Parteien mit mög- 
lichfter Genauigkeit die Auskunft zu ertheilen, wohin fie gezogen find, 
und überhaupt alle geforderten Auffchlüffe zu geben. 


Bei der Dormahme der Revifion werden die AUufnahmsbogen 
der Ordnung nad vorgelefen, und dabei an die Anweſenden die betref- 
fenden Tragen geftellt, ob fich feit der lebten Volkszählung Berände- 
rungen ergeben haben, welche aufzunehmen find. 


| 8. 151. 
Orts-Diehftandstabefle. 


Mit der Bevölkerung zugleich wird auch der Viehſtand erhoben, 
und zwar nah den Aubrifen: Pferde, Maultbiere, Ochfen, Kühe und 
Schafe. Die Aufnahme gefhieht bloß nach den Angaben der Eigenthü- 
mer. Die dazu gewidmeten Bogen enthalten oben die Jahreszahl umd die 
fortlaufende Nummer, dann den Namen des Drted, des Bezirkes u. f. w. 
Die Vieheigenthümer werden der Reihe nach mit ihren Namen 
unter Beifügung der Haus- und Wohnparteien-NRummer aufgezeichnet. 





wi 
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Gehört das Vieh Mehreren gemeinfchaftlih , fo ift nur der Name des 
Haupted der Haushaltung anzufeßen. Auch aus den Biehftandstabellen 
werden Summarien für jeden Drt angefertigt. 


8. 152. 
SechionssSummarien, Bezirks-Summarien, Landestotafien. 


Wenn die Aufnahme einer ganzen Section vollendet ift, bat der 
conferibirende Dfficier da8 Sections: Summarium audzuarbeiten, und 
fammt allen dazu gehörigen Eingaben an das Werbbezirfd-Commando 
einzufenden. Die Gemeindevorfteher Tiefern eine Abfehrift ihres Orts⸗ 
Summard an den Bezirkshauptmann ab. 

Bei dem Werbbezirks-Commando ift ein Officier als beftändiger 
Eonferiptiong-Nevifor angeftellt. Diefer wird aus dem Stande 
des Regimentd, dem der Bezirk zugetheilt ift, vom Oberlieutenant ab: 
wärtd genommen, von dem Negimente vorgefchlagen und nad) vorge- 
nommener Prüfung vom Landes-Militär-Commando beftätigt. 

Demfelben ift ein beftändiger Conferiptiond- Schreiber aus 
dem Stande ded Regimented vom Feldwebel abwärts beigegeben. Der 
Reviſor und der Schreiber follen nie zu gleicher Zeit nn werden, 
damit das Gefchäft keine Unterbrechung erleide. 

Aus den von den revidirenden Dffieieren eingefendeten Sectiond- 
Summarien, welche fo wie die beigegebenen Arten genau zu unterfuchen 
find, verfaßt der Conferiptiond-Revifor dad Bezirks: Summarium. Die Be 
zirkshauptmannſchaften haben für fich aus den einlangenden Orts-Summarien 
das Bezirfd-Summarium zu verfaffen; dann werden beide mit ein- 
ander verglichen, und unter gemeinfchaftliher Fertigung militärifcher 
Seit? an das Lande3-Militär-Commando, politifcher Seits an die Statt 
halterei eingefendet. 

Bei den Landes-Militär-Commanden und den Statthaltereien werden 
fohin die Landestotalien angefertiget, beide Operate mit einander ver- 
glihen und an das Kriegd-Minifterium, fo wie an dad Mini: 
fterium des Innern eingefendet, welche wieder einverftändlich das 
Haupt: Summarinm über alle Theile des BR zufammenzuftellen 
haben. 
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8. 153. 
Beftreitung der Conſcriptionskoſten. 


Die Eonferiptionskoften werden in der Regel aus dem Militär: 
Aerar beftritten. Dad Land hat nur dem conferibirenden Offizier und def- 
fen Schreiber die Unterfunft und zwei halbe Vorſpannswagen gegen die 
geſetzmäßige Vergütung zu leiften. 

Die Einquartierung hat wie die Militärbequarlierung überhaupt 
zu gefchehen; dasfelbe hat von der Conferiptiond-Kanzlei zu gel- 
ten, wenn fie nicht in dem Quartiere des Dfficierd eingerichtet werden 
fann. Sollte die Aufnahme eines eigenen Locales nothwendig fein, fo 
find die Koften der Miethe, Beheizung und Beleuchtung von der betref- 
fenden Gemeinde zu tragen. Was die VBorfpann anbelangt, fo find 
die Conferiptiondacten fowohl militärifcher als politifcher Seite wo mög— 
lich mit einer gemeinfchaftlihen Fuhr zu befördern. Diefe Fuhren genie- 
Ben die Befreiung von der Weg: und Brüdenmauth, wobei jedoch 
jede fonftige Beiladung ftrenge unterfagt ift, und die Becturanten mit 
einem obrigkeitlihen Legitimationdfcheine verfehen fein müffe. 


| 8. 154. 
B) Gebnrts:, Ehe: und Sterbe-Regifter. 


Schletterer (Dr. Joſ.). Weber die Führung der Pfarrbücher oder Ge- 
burtd-, Trauungs⸗- und Sterbeprotocolle und ihre Beweiskraft. 
Innsbruck, 1824. 8. 

Pfleger Ritter v. Wertenau (Sev.). Compendium oder gedrängte 
Sammlung aller in der dfterr. Monarchie geltenden Vorſchriften, 
welche unmittelbar die Führung der Geburts- oder Tauf-, der 
Trauungs⸗ (fammt Trauungs-Rapulare und Verkündbuch) und der 
Sterbeprotocolle von Seite der Civil-Seelforge, u. f. w. betreffen. 
Wien, 1830. 8. Supplementblätter hiezu. Wien, 1831. 8. 


Pfleger (Sev.). Die Matriten der Katholiten, Akatholiken und Sfrae- 


liten. Wien, 1835. 8. | 
Millauer (Dr. Mar) Die Matrifen der Akatholiken. Prag, 1830. 8. 
Ein wichtiges Mittel zur Evidenzhaltung der Bevölkerung bilden die 
Geburts⸗, Zrannngs: und Sterberegifter, die auch fonft in mehrfa- 
cher Beziehung von hoher Bedeutung find. 
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Die erften allgemeinen Verordnungen über die Führung derfelben 
rühren von der Kaiferin Maria Therefia her, doch hat erft Kaifer Joſef II. 
durch das Patent v. 20. Februar 1784 (Kropatſchek'ſche G. ©. 2. 6, 
©. 358.) beftimmtere und volllommen ausreichende Weifungen dafür er- 
laffen. Nach: diefem Patente hat jeder Pfarrer über feinen Kirchſpren— 
gel die oberwähnten drei Negifter abgefondert zu führen. Auch in den 
neuacquirirten oder wiedereriworbenen Landestheilen, die unter der fran- 
zöfifcheitalienifchen Geſetzgebung geftanden hatten, wurde die Matriken⸗ 
führung den Eivilbehörden, denen fie durch jene Gefeße übertragen war, 
wieder abgenommen und neuerdings der Geiftlichkeit zugewiefen. 
(Hof-Comm.:Deer. v. 21. Auguft 1815 und v. 14. März 1818; Vog. 
f. Tirol v. 21. September 1815 und Hfd. v. 11. Februar 1820 f. das 
Zriefter Gubernium). 

Sind einem Sprengel mehrere Ortſchaften einverleibt, fo müſſen zur 
Vermeidung aller Irrungen für jeden Ort abgefonderte Matriten geführt 
werden (Hfd. v. 19. Juli 1784, Kropatfcheffhe G. ©. Bd. 6, ©. 567.). 

Die Pflicht der Führung Tiegt jedem Seelforger ob, welcher 
einer Seelforgerftation felbftftändig vorfteht.*) Für die 
Akatholiken wurden Anfangs die Matrifen von den katholiſchen 
Seelforgern geführt, fpäter wurde aber mit Hfd. v. 26. November 
1829 Nr. 2442 der %. ©. S., um rüdfichtlih der Tauf⸗, Trauungs— 
und Beerdigungsacte der Alatholiten den möglichiten Grad von Zuver- 
läßigkeit und Glaubwürdigkeit zu erzielen, auch den akatholiſchen 
Seelforgern die Führung diefer Bücher übertragen. Doch hat jeder 
akatholiſche Seelforger jeden Matrifenact nebftdem auf einem befondern, 
mit denfelben Rubriken verfehenen Bogen einzutragen, und die Urkun— 
den, die den Matriken felbft beigefügt werden, unter Hinweifung auf die 
Stelle, wo fie fich befinden, zu verzeichnen. Diefed Duplicat muß fo 
bald als möglich dem Fatholifchen Pfarrer zugefendet, von diefem die 
Empfangsbeftättigung ertheilt, und Teßtere wieder den Matriken beigelegt 
und in den Acten angemerkt werden. Der Tatholifhe Pfarrer hat 
dad Duplicat feinen Matriten beizulegen, und den Net felbjt mit Bezie- 

® 


*) Nur in Wien hat der griechifch-fatholifche Pfarrer zur heiligen Barbara we: 
gen der geringen Anzahl der Gläubigen feines Ritus Leine eigenen Bücher zu führen, 
fondern jeden Zauf, Trauungs und Todtenfall binnen 24 Stunden dem betref: 
fenden lateiniſchen Pfarrer zur Eintragung in feine Pfarchücher anzuzeigen (Ofd. v. 
15. Jänner 1815). 


—J 
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hung darauf in feinem Buche an der Stelle, wohin er nad) der chrono⸗ 
logifhen Ordnung gehören würde, anzumerten. 

Die Iſraeliten find im Allgemeinen ebenfalld zur Führung der mehr- 
erwähnten drei Regifter verpflichtet. Wo ein DO rtörabiner aufgeftellt ift; 
hat derfelbe, bei einzelnen Familien aber derjenige Rabiner, der dem 
Orte am nähften wohnt, die Matriten zu führen. Außer diefer allge- 
meinen Vorſchrift beftehen aber noch mehrere befondere Anordnungen für’ 
die einzelnen Kronländer. 


In Nieder:-Defterreich wurde die Führung der jüdifchen Matri- 
fen durch die Reggs.Vdg. v. 3. December 1784 und 8. Mai 1794 der 
Polizei-Öberdireftion in Wien übertragen, und diefe Anordnung durch das 
Rggs.⸗Circ. v. 11. September 1849 einftweilen aufrecht erhalten, bis eine 
Regulirung dieſes Berhältniffes erfolgen wird. Dahin haben demnach 
alle Anzeigen von vorfallenden Geburtd-, Trauungd- und Sterbefällen zu 
gefhehen, und zwar dur das Familienhaupt oder durch die Hebamme 
und den Rabbiner (Bdg. dv. 28. Auguft und 25. September 1794, v. 
16. Detober 1795 und v. 2. December 1807.). 


Für Böhmen wurde mit Hfkzld. v. 22. December 1837. 3. 29444 
ein umfaſſendes Negulativ über die Führung der Sudenmatrifen hinaus: 
gegeben. Diefe ift nach 8. 2. desſelben einem vechifchaffenen und erfah- 
venen Manne anzuvertrauen, welcher von der Bezirkdhauptmannfchaft er⸗ 
nannt und beeidigt wird. Der Matritenführer bat jene Geburts-, 
Trauungs- und Todtenfälle in feine Matrif einzutragen, welche Tich in 
dem Bezirke ergeben, der ihm von der Behörde insbefondere zuge: 
wiefen if. Die Controlle über die Führung der Matriken ftehet dem 
Seelforger jened Ortes zu, in welchem der Matritenführer wohnt, oder 
welcher diefem Orte der nächfte ift, e8 wäre denn, daß von der Behörde 
ein anderer Seelforger dazu berufen wäre. Dem controllivenden Geelfor- 
ger muß der Matrifenführer mit Ende eines jeden Vierteljahred die Ma- 
trifen zur Einficht vorlegen, damit deren richtige Führung von Eriterem 
durch Beiſetzung des Vidi und durch feine Namensfertigung beftätiget 
werde, oder allfällige mindere Gebrechen befeitiget werden können. Außer- 
dem iſt -der controllivende Seelforger, die” Ortöbehörde, der Bezirks— 
vicar und jede höhere Behörde berechtiget, fo oft es nöthig er- 
fheint, die Einfiht der Matriten zu verlangen ($. 12. ebd.). Wer 
die, in dem Regulativ enthaltenen Vorfchriften übertriti, wird nad 
Derhältnig, der größeren oder geringeren Fahrläßigkeit mit einer im 
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Wiederholungsfalle zu vwerfchärfenden arbiträren Geld» oder Arreftftrafen 
belegt ($. 13. ebd.). 

Sn Mähren müffen indbefondere alle Geburts⸗ und Sterbefälle, 
welche bei den außer einer Judengemeinde ſich aufhaltenden Judenfami— 
lien vorkommen, nebftdem, daß fie bei der Ortsbehörde vorgemerkt wer⸗ 
den, zur Eintragung in Sie Geburts⸗, Befchneidungd- und Sterbebücher 
der Judengemeinde, wohin der Vater gehört, angezeigt werden (Vdg. v. 
27. Jänner 1795 und Gub. Deer. v. 30. Jänner 1824.). 

In Galizien ift jeder Hausvater verpflichtet, die in feiner Familie 
ſich ereignenden Veränderungen den Gemeindevorſtehern anzuzeigen, wel 
chen es obliegt, gemeinfchaftlih mit dem Rabiner, und wo Tein folcher 
ift, mit dem Schulvorfteher, Religionsweiſer oder Schulfänger ein richti« 
ges Berzeichnig über die Geburten, Trauungen und Sterbefälle, und zwar 
in deutfcher Sprache auf eben die Art bei der Gemeinde zu halten, wie 
diefe Berzeichniffe von den Pfarrern der chriftlichen Gemeinden gehalten 
werden (Juden-Pat. f. Galizien v. 7. Mai 1789. 88. 4 u. 30, Kro⸗ 
patſchek'ſche G. ©. Bd. 19, ©. 361.). 

Für Ungarn erfloß ‚eine umftändliche Vorfehrift unter dem 4. Juli 
1851 (ung. L. ©. 31. Nr. 153). 

In Anfehung der Militärperfonen ift zwifchen der fogenannten 
militia stabilis und militia vaga zu unterfcheiden. Ueber die zur 
eriteren gehörigen Perfonen, welche mit der Seelſorge den Ortsſeelſor⸗ 
gern zugewiefen find, führen die Civilfeelforger die Matriken; über 
legtere, welche der Militär-Geiftlichkeit unterftehen, die Militär-Geift- 
lichen (Regiments-Kapläne 2c.). Diefe haben ein ordentliches Protokoll 
zu führen, und in felbes alle Heirathen, Religiondveränderungen, Taufen 
und Begräbniffe, wie auch —— mit Namen, Tag, Jahr und 
Ort einzuſchreiben (Mil.-Reglemt. v. J. 1768; Hfd. v. 1. Juni 1784; 
Dienſt-⸗Reglmt. kundg. mit —* 1. September 1807.). Bedür- 
fen Militärperfonen von der militia vaga einer geiftlicher Amtshand- 
lung, welche der betreffende Militärgeiftliche zu verrichten außer Stande 
ist, fo hat diefe der Civil-Seelforger in subsidium der Militär- 
geiftlichkeit zu adminiftriren, und davon auch die Eintragung in feine 
Matriken zu machen, aus denſelben aber fohin mit Ende jeden Jahres 
zur Ergänzung der Militär-Matriten die erforderlichen Auszüge an die 
Militärgeiftlichkeit zu überſchicken (Hfd. v. 1. Juni, 30. Auguft, 6. Sep- 
tember und 25. November 1784; Vdg. f. Böhmen dv. 15. October 1803.). 


Iſt eine Militärperfon auswärts in einem Spitale geftorben, 
Stubenrauch, Verwalt. Geſetzk. 1. 18 
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fo muß dieſes, ohne exit vorläufig darüber zu berichten, fogleich einen 
ordentlihen Duplicat-Todtenfchein ausfertigen und folchen unmittelbar dem 
betreffenden Negimente oder Corps, den Driginal-Todtenfchein aber der . 
Hofkriegd- Buchhaltung gleichfall® unverzüglich und verläßlich zufenden 
(Hffr..Refer. v. 31. Juli 1824.). 

Für Civil-Krankenanſtalten, Gebär- und Findelhäufer 
führt derjenige Pfarrer die Matriken, in deſſen Kirchſprengel fie Tiegen, wenn 
auch ein eigener Hausgeiſtlicher dafelbft beftellt ift (Hfd. v. 15. September 
1786.). Eine Ausnahme findet bei den Klöftern der barmbherzigen 
Brüder und Elifabethinerinnen ftatt, weil nach den canonifchen 
Geſetzen jedes Klofter mit feinen Angehörigen und allen darin wohnen- 
den und verpflegten Individuen eine Pfarre für fih ausmacht, feinem 
andern Pfarrbezirke zugemwiefen ift, und die Priefter des Barmberzigen- 
Brüder-Ordend zur Berrichtung der feelforgerlihen Functionen in ihren 
Spitälern ftatutenmäßig verpflichtet find, bei den Elifabethinerinnen aber 
ein eigens beftellter geiftlicher Aominiftrator fämmtliche feelforgerliche Func⸗ 
tionen verfieht, und beide mit der nöthigen Jurisdietion von dem Con⸗ 
fiftorium verfehen werden (Vdg. f. Böhmen v. 20. April 1826). 

Die Militär-Spitäler führen über ihre Berftorbenen gleichfalls 
eigene Sierbematrifen, welche die zur Beforgung der Feldſpitäler ange- 
ftellten Geiſt lichen richtig zu halten, und bei ihrer Verwechslung dem 
Nachfolger zur Fortſetzung einzuhändigen haben (Hfd. v. 19. Novem— 
ber 1778.). 

Um die nöthige Gleichförmigkeit in den Negiftern zu erzielen, 
müffen diefe mit den für jedes derfelben in&befondere vorgefchriebe- 
nen Rubrifen geführt werben. Diefe find im Allgemeinen in dem 
Pat. v. 20. Februar 1784 angegeben. Befondere Vorſchriften für die Mi- 
litär-Matriten enthält die Inſtruction des apoftoltfchen Feld-Vicars, 
fümmtlichen Militärdehörden und Caplänen hinausgegeben mit Hffr. Vdg. 
v. 9. Juni 1816. E. 2263 (Bergmanr’d bürg. Recht d. dfterr. Armee 
Bd. 1. ©. 160 und 275) und das Regulativ über die Führung der Ju— 
denmatrifen in Böhmen v. 22. December 1837. 3. 29444. Die 
Bücher werden von den Bezirföhauptmannfchaften ordentlich folttrt, mit 
einem Faden durchzogen und mit dem Amtöfiegel verfehen dem Matriten- 
führer eingehändigt. Diefer darf hieran durchaus nichts ändern und muß für 
die unbefchädigte Erhaltung des durchgezogenen Fadend und ded ämtlichen 
Siegeld befonders Sorge tragen. Jede zufällige Verlegung der Blätter, des 
Fadens oder Siegel fol unverweilt zur geeigneten Abhilfe angezeigt werben. 
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8. 155. 
1 Geburts. Regifter. 


Das Tauf- (Geburts:) Buch enthält in der Regel acht Rubriken, 
und. zwar: 

4) Jahr, Monat und Tag der Geburt. Da der Tag der 
Geburt oft von dem Tage ber vorgenommenen Taufe verſchieden ift, fo 
muß in den Taufbüchern wor dem Tage der erhaltenen Taufe der Tag 
der Geburt angemerkt werden (Hfkzld ». 27. April 1812, Nr. 988 der 
% ©. ©). Die Eintragung ded Tages der Taufe hat auch dann 
zu gefchehen, wenn die Taufe bedingnißweiſe ertheilt worden wäre (nied. 
öfterr. Rggs.Vdg. v. 18. Auguſt 1805), oder wenn im Nothfalle Die 
Waſſertaufe getrennt von der Geremonientaufe ftattgefunden hätte (Ofkzld. 
v. 27. April 1812... In Galizien ift für den Tag der Geburt und 
für den Tag der Taufe je eine abgefonderte Rubrik beftimmt (Hfd. v. 
27. April 1812, Goutta’fhe &. ©. Br. 31, ©. 336.). 


2) Die Hausnummer. 


3) Des Kinded Taufnahme. Bei Sfraeliten kommt der Name, 
den es bei der Beſchneidung oder bei der Borfegnung der Mutter erhal- 
ten bat, einzutragen. Wäre dad Kind vor der Namensbeilegung geſtor⸗ 
ben, ſo iſt dieß in der Anmerkungsrubrik anzuführen und ſich auf die 
Seitenzahl zu beziehen, in welcher der Sterbefall in der Sterbematrik vor- 
kömmt (Regul. f. Böhmen 88. 20 u. 21.). 

4) Das Geſchlecht ded Kindes. 

5) Ob e8 ehelich oder unehelich if. 

6) Der Bor: und Zunahme der Aeltern. Da mehrere Fälle vor- 
gekommen find, daß die Seelforger bei Taufen auf verſchiedene liſtige 
Art Hintergangen worden find, Kinder von unehelicher Geburt ale 
ehelich geborne einzutragen, au bei unehelihen Kindern die Na— 
men verehelichter Männer als Väter einzufchreiben, wodurch koſt— 
fpielige Rechtöftreite und Beeinträchligungen mancher Familien - herbeige- 
führt. werden können, fo wurde den Seelforgern und Führern der Geburts⸗— 
bücher, um dergleichen Weberliftungen vorzubeugen, eine eigene Inſtruc⸗ 
tion in dem Hfd. v. 21. October 1813 (pol. ©. ©. Bd. 41, ©. 95 
für Salzburg fundg. mit Circ. v. 31 März 1819, für das Küftenland mit 
Hfd. v. 19 Februar 1820 Nr. 1650 der J. ©. ©.) ertheilt. Zugleich wur⸗ 

18 * 
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den die politifhen Behörden beauftragt, auf die an fie ergehenten 
Anzeigen die promptefte Affiftenz, die genauefte Erhebung der Thatfachen 
und die Mittheilung der Nefultate an die Matritenführer zu leiſten; den 
Hebammen und Geburtshelfern wurde aber zur Pflicht gemacht, 
mit der ftrengften Gewiffenhaftigkeit und Wahrheit die Seelſorger von 
Allem, was ihnen von dem Namen der Kindesmutter und ihrer Verehe⸗ 
lihung oder Nichtverehelichung bekannt ift, zu unterrichten. Dabei wurde 
ihnen noch bedeutet, daß fie bei der erften hierin entdedten Unwahrheit 
außer der gefelichen Strafe mit dem Perlufte des Rechtes, ihre Kunft 
auszuüben, würden belegt werden,. und daß die Seelforger, in deren Be- 
zirke fie gar nicht bekannt find, berechtiget feien, die Vorzeigung ihres 
Diplomd zu fordern. Endlih muß in allen größeren Städten den Seel⸗ 
forgern ein Derzeichniß der Geburtöhelfer und Hebammen, welche zur 
Ausübung diefer Kunft berechtigt find, mitgetheilt werden. Bei der Füh— 
rung des Geburtöbuches kömmt ed diefemnach darauf an, die möglichfte 
Gewißheit herzuftellen. a) Daß die ald Mutter des Kindes angegebene 
Perſon wirklich die Mutter des Kindes ſei; diefen Punkt haben die Secl- 
forger auf die Angabe der Hebamme oder ded Geburtähelferd ald gewiß 
annehmen; b) daß der von ihr angegebene Name ibr wahrer fei. In 
eine Erforfhung dieſes Umſtandes ift nur dann einzugehen, wenn die 
Kindesmutter ed felbft verlangt. Wenn fie aber die uneheliche Geburt 
ihred Kindes eingefteht, und Teinen Anfpruch auf die Einfchreibung ded 
Namen? ded Baterd macht, fo darf ihr das Geheimnig ihres wahren 
Namens nicht entrigen werden, fondern e3 ift der angegebene Name mit 
dem Beifage „angeblich“ in das Geburtäbuch einzutragen, das Kind 
als ein unehelich gebornes zu bezeichnen und die Nubrit des Namens 
des Vaters ganz leer zu laſſen (Sfd. v. 13. Jänner 1814, Jakſch, Ge 
jebLericon im geiftlihen Fache, Bd. 9, S. 109.; Hfkzld. v. 21. Detober 
1815 a. a. O.). Fordert dagegen die Mutter, daß der Name ded un- 
ehelichen Vaters eingetragen werde, oder gibt fie fich für verehelicht aus, fo 
muß zuerjt der wahre Name der Mutter conftatirt werden. Die Seelfor- 
ger haben denfelben bei einer ihnen fremden Perfon weder auf die An- 
gabe der Mutter, noch auf die Ausfage der Hebamme oder des Geburts⸗ 
helferd ala wahr anzunehmen, fondern nur dann ald gewiß anzufehen, 
wenn zwei dem Seelforger als rechtliche Menfchen bekannte Zeugen aus⸗ 
jagen, dag fie die Mutter des Kindes wohl kennen, und genau wiſſen, 
daß der angegebene Name ihr wahrer fei; diefe Zeugen haben fodann 
auch das Geburtsbuch mit zu unterfertigen. Können nicht zwei folche Zeu- 
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gen beigebracht werden, dann hat der Seelforger den Namen der Mut- 
ter bloß mit dem Beiſatze „angeblich“ einzutragen, und die Anzeige 
fogleih an die politifche Behörde zu machen, damit dieſe mit Gewißheit 
erhebe, ob der angegebene Name der Mutter der richtige fei. Nach ges 
fchehener Mittheilung der gemachten Erhebung hat der Seelforger in dem 
Geburtöbuche das Erhobene beizufügen. c) Was die Eintragung des 
Namens des Baterd anbelangt, fo muß zuvörderſt unterfchieden wer- 
den, ob die uneheliche oder ehelichE” Geburt des Kindes behauptet 
werde. Der von der Mutter angegebene uneheliche Vater darf in das 
Zaufbuch durchaus: nicht eingetragen werden, wenn er nicht felbft mit 
zwei Zeugen bei dem Seelforger erfcheint, und die Eintragung feines 
Namens als Vater des Kindes in das Geburtöbuc verlangt, wo fohin 
deffen Name in der Art aufzunehmen ift, daß unter des Pfarrers und 
des Pathen eigenhändiger Unterfchrift beigeſetzt wird: „Die ald Vater 
angemerkte Perſon fei zugegen, dem Pfarrer und Zaufpathen wohl be- 
kannt gewefen, habe fich zum Vater des Kindes bekannt, und entweder 
jelbft verlangt, dag ihr Bekenntniß in dem Taufprotocolle angemerkt 
werde, oder habe wenigftend zu diefer Anmerkung auf Erinnerung eines 
Dritten ihre Einwilligung ertheilt“ (Pat. v. 20. Februar 1784, a. a. 
DO. und Bat. v. 16. October 1787, Kropatſchek'ſche G. ©. Br. 13, 
©. 407.). Der Seelforger Tann bier die Stelle Eined Zeugen vertreten 
und der Taufpathe die Stelle des Andern, wenn ihnen der ald natürli- 
cher Bater fih angebende Dann genau befannt ift. Iſt diefed nicht der 
Fall, fo müffen zwei dem Seelforger als rechtliche Menfchen mwohlbe- 
kannte Zeugen beftätigen, daß fie den fich als Vater des Kindes melden- 
den Mann wohl Tennen, und den angegebenen Namen als feinen wah- 
ren wohl wiffen, wo fie fohin auch zu beftätigen haben, daß er die Ein- 
tragung feined Namens ald Vater des Kindes ausdrüdlich verlangt habe. 
Kann der ſich ald Bater angebende Mann foldhe Zeugen nicht beibringen, 
fo hat die Eintragung feined Namens vorerft ganz zu unterbleiben, und 
es ift ihm zu bedeuten, er habe eine fchriftliche und gehörig Tegalifirte 
Urkunde feiner Ortsbehörde beizubringen, wodurch beftätigt wird, daß er 
ſich als Bater des außer der Ehe gebornen Kindes bekannt, und die Ein- 
tragung feined Namens in das Geburtsbuch ausdrüdlich verlangt habe. 
Gibt fih die Mutter des Kindes für verehelicht aus und den Namen 
ded Kindedvaterd als ihres rechtmäßigen Gatten an, fo muß der Geel- 
forger die perfünliche Erfcheinung dieſes Daterd und bei unbekannten Ber- 
fonen die Beibringung ded Trauungsfcheines verlangen. Kann der 
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als Vater fi) angebende Mann durch die Ausfage ziveler dem Seelſor⸗ 
ger wohl bekannter Zeugen die Wahrheit feiner Perfon und feines Na— 
‚mens beweifen, und zeigt der beigebradhte Trauungsfchein, daß er mit 
der Kindesmutter über 6 Monate gefeplich verehelicht ift, fo tft fein Name 
in die Rubrik ald Vater einzutragen, und das Sind ale ehelich gebo- 
ren beftimmt anzumerken, felbjt wenn der Bater die eheliche Geburt des 
Kinds beftreiten wollte. Zeigt der Trauungsfchein, dag der Mann mit 
der Kindeömutter noch nicht dürch 6 Monate verehelicht ift, fo muß ſich 
der Mann ausdrücklich erklären, das Kind als das feinige anzuerkennen, 
um dasfelbe mit Gewißheit als ehelich eintragen zu können. Wenn der 
als Vater angegebene Mann zwar gegenwärtig ift, aber der Trauung - 
fhein nicht beigebracht wird, fo müſſen die Zeugen ausfagen, daß 
fie den Bater wohl Tonnen, den angegebenen Namen als feinen wahren 
und feine DVerehelihung mit der Kindesmutter wohl wiſſen. Wenn der 
als Bater angegebene Mann nicht gegenwärtig ift, aber der 
Zrauungsfchein beigebracht wird, und zugleich darthut, daß die Ehe ſchon 
vor 6 Monaten gefchloffen wurde, fo ift der Name des Mannes, der 
in dem Trauungsfcheine ald Gatte der Kindesmutter erfcheint, mit. Ge 
wißheit einzutragen, und das Kind ald chelich anzumerken. Weift der 
Zrauungsfchein eine nicht ſchon feit 6 Monaten gefchloffene Ehe aus, fo 
fo ift der Rame des Gatten unter der Rubrik Vater zwar einzutragen, 
jedoch da8 Datum der abgefchloffenen Ehe beizufügen, und Bei dem 
Kinde anzumerken, daß es von der Erklärung des Gatten ubhänge, ob 
er dad Kind als fein eigenes anerkennen werde. Wenn endlich weder 
der angegebene Bater. gegenwärtig, noch der Trauungäfchein beigebracht 
ift, dann kommt es daranf an, ob die zwei Zeugen auch beftätigen kön— 
nen, daß fie die wirkliche DVerehelihung der Kindesmutter mit dem von 
ihr als Kindesvater angegebenen Manne, deffen wahren Ramen und die 
Zeit der Berehelihung genau wiffen, oder nicht. Im erfteren Falle allein 
kann der Seelforger diefen Namen des Kindesvaterd und Gatten mit 
Gewißheit in das Geburtöbuch eintragen, und das Kind als ehelich ge- 
boren anmerken. Im gegentheiligen falle hat der Seelforger die Angabe 
der Mutter bloß in der Rubrik „Anmerkung“ erfichtlih zu machen, die 
Rubrik ded Pater aber, und der ehelichen oder unehelichen Geburt des 
Kindes offen zu halten, die Urſache diefer Offenhaltung jedoch an- 
zumerken, und fogleich die Anzeige an bie politifche Behörde zu machen; 
der Name des Vaters und die eheliche Geburt des ‚Kindes aber ift mit 
Gewißheit erſt dann aufzuführen, wenn die politifche Behörde die Ger 
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wißheit der Sache angezeigt hat (nied. oͤſterr. Rage. Vdg. v. 8. No⸗ 
vember 1832, nied. öfter. Pr. G. ©. Br. 14, ©. 545). Die zwei 
Zeugen, deren dad Gefeb erwähnt, müſſen als rechtliche Menſchen 
wohl bekannt fein, und jene Eigenfchaften haben, welche die Ge- 
rihtd - Ordnung zu einer gilligen Zeugenfchaft vorausſetzt. Sind dem 
Seelforger die Zeugen nicht perſönlich befannt, fo hat er fih um fie zu 
erfundigen, und fie ſich bekannt zu machen. Das Mittel hierzu bat er 
darin in der Hand, daß ihm nicht bloß der Name, fondern auch der 
Charakter und der Wohnort der Zeugen angegeben wird. Saben 
die Zeugen die gerichtöordnungsmäßigen Cigenfhaften nicht, fo enthält 
auch die Durch nichts fonft verbürgte Angabe der Zeugen keine Sicher 
heit. Diefe muß dann durch obrigfeitlihe Unterfuhung erzielt 
werden (Bonfiftorial-Lurrende v. 30. April 1814). Die Namen der Ael⸗ 
tern find ganz genau einzutragen. Der Seelforger hat fich diefelben 
wo möglich auf einem Zettel gefchrieben vorlegen zu laſſen, um fie dar- 
nach abzufchreiben (Vog. v. 14. Auguft 1772; ob der Ennf. Rggs.Circ. 
v. 31. März 1819, $. 9). Das, den Adel bezeichnende Wörtchen „von“ 
ift nicht beizuſetzen, außer wenn der Seelforger fich die Ueberzeugung 
verfchafft hat, daß es der Berfon wirklich gebühre (nied. öfterr. Rggs⸗ 
Vdg. v. 13. December 1814). Außer den Ramen find auh Stand 
und Herkunft ftetd genau und verläglich vorzumerken (böhm. Gub. 
Vdg. v. 25. December 1795). Da endlich der Bor- und Zuname unter 
dem Landvolke fehr oft bei mehreren Perfonen ganz gleich ift, fo find 
die Seeljorger, zur Vermeidung von Streitigkeiten, angemwiefen, nebft 
dem Namen der Mutter in derfelben Rubrik auch den Ort, woher fie 
gebürtig, dann die Haudaummer, fowie wer ihre Eltern waren, deut- 
lih anzumerken (böhm. Gub. Vdg. v. 1. Mai 1794, und ob der ennſ. 
Rggs.Circ. v. 31. März 1819, $. 12). 

7) Die Religion der Aeltern. 

8) Vor⸗ und Zuname, wie auch Stand der TZaufzeugen (Pathen). 
Diefe Rubrik ift von ihnen febft, und nicht von dem Seelforger aus— 
zufüllen (Pat. v. 20. Februar 1784, $. 4; Deer. f. Tirol v. 26. November 
1818). Der Einwendung, daß die Pathen meiftens fehlecht fehreiben, und das 
Taufbuch mit ihrer Unterfhrift verumreinigen, darf fein Gehör gegeben 
werden, da die Bemadelung mit einiger Aufmerkſamkeit leicht vermieden 
werden Tann (Hfd. v. 25. Februar 1788). Um diefe wefentlich nothwen⸗ 
dige Unterfchrift der Zeugen, welche gleich nach gefchehener Taufe weg- 
zueilen pflegen, am ficherften zu erzielen, wurde ſämmtlichen Seelforgern 
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aufgetragen, daß dieſes Einſchreiben nicht erſt nach der Taufe im Pfarr⸗ 
hauſe, ſondern an dem nämlichen Orte, wo die Taufe vorgenommen 
wird, unmittelbar vor derfelben zu gefchehen hat (Hfd. v. 6. October 
1788, Kropatfhetfhe ©. S. Bd. 15, ©. 952). Ein abwefender 
Pathe darf in das Taufprotocoll nur dann eingefchrieben werden, wenn 
der Seelforger zuverläffig weiß, daß derfelbe diefe Stelle wirklich ange 
nommen babe (Sflztd. v. 9. Auguft 1810, pol. ©. ©. Bd. 34, ©. 
179). Wurde aus wichtigen Urfachen die Waffertaufe ohne die Geremonie- 
taufe ertheilt, fo ift die Rubrik der Pathen einftweilen offen zu halten, 
und erft dann auszufüllen, wenn die Ceremonie wirklich verrichtet wird 
(Hflzld. v. 27. April 1812, Nr. 988 der 3. ©. ©.). Sind die Pathen 
des Schreibens unkundig, fo hat Jemand Anderer an ihrer Statt 
ihren Namen einzufchreiben, und fie haben diefe Eintragung mit ihrem 
Handzeichen zu befräftigen (S. die o. a. Gefege). In Fällen, wo ein 
Pathe feinen Namen zwar eigenhändig, jedoch mit unleferliher Schrift 
dem Zaufregifter eingefchrieben, hat Jemand Anderer, welcher eine gut 
leferlihe Schrift hat, allenfalls der Schullehrer, mit Beifegung ſeines 
eigenen Namens den unleferlich gefchriebenen Namen des Pathen gleich: 
ſam als Weberfeper Teferlich mit dem Beifage: „lied“ oder „das heißt“ 
beizufehreiben (böhm. Gub. Vdg. v. 27. October 1799, Kropatſchekſche 
G. ©. Bd. 13, ©. 546; Hfkzld. v. 27. Juni 1835, pol. ©. ©. Br. 
63, ©. 241). Die eben angeführten Borfchriften über die Unterfehrift 
der Zeugen gelten auch für die Eintragung der Militär-Matrifen- 
fälle (Hflr. Vdg. v. 27. October 1815). 

Bei jedem im Taufbuche eingetragenen Taufacte ift ferner auch alle 
Mal der Name und Wohnort der Hebamme, melde die Entbin- 
dung vornahm, einzutragen (Hflzld. v. 2. Juli 1825, Jakſch a. a. O. 
Bd. 9, ©. 117). 

Endlich hat auch der taufende Priefter feinen Namen beizu- 
feben (Hfd. v. 1. Jänner 1816). 


8. 156. 
2) Crauungsbücher. 


Das Trauungsbuch hat folgende Rubriken zu enthalten: 
1) Jahr, Monat und Tag der Trauung. 
2) Nummer des Haujes. 
3) Zauf- und Zuname des Bräutigams; Religion und Alter des⸗ 
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ſelben; wie auch fein Stand, und die Bor- und ——— 
und Stand ſeiner Aeltern; 

4) ob er unverheirathet oder Witwer iſt. 

5) Tauf- und Zuname der Braut, ihre Religion und Alter; dann 
ihr Stand, und der Bor- und Familienname und Stand ihrer 
Eltern ; 

6) ob fie unverheirathet oder Witwe ift. 

7) Tauf- und Zuname der Zeugen oder fogenannten Beiftände 
und ihr Stand. 

Der Name des Seelforgerd, vor welchem die Einwilligung 
zur Che feierlich erklärt wird, ift, jedoch nur am Ende einer jeden Seite 
des Trauungsbuches anzufeben (Pat. v. 20. Februar 1784, a. a. O.; 
$. 80 des allg. bürg. ©. B.). 

Die Nubriten des Bräutigamd und der Braut hat der Seelforger 
jelbft einzutragen, und es ift in Anfehung der Genauigkeit diefer Ein- 
fragung dasjenige zu beobachten, was ſchon oben hinfichtlich der Führung 
der Geburtöbücher angegeben wurde. Die Zeugen haben ihre Namen 
eigenhändig einzufchreiben, oder ihr Handzeichen beizuſetzen, und es gelten 
auch hier alle bereit oben für die Eintragung der Pathen angegebenen 
Vorſchriften, denen nur noch beizufügen kömmt, daß der Mißbrauch, in 
den Zrauungdbüchern flatt der Zeugen nur die Brautführer und 
Kranzeljungfern zur Mitfertigung beizuzieben, durch eine eigene 
Gub. Vdg. v. 1. Mai 1794 (Kropatſchek'ſche G. ©. Br. 4, ©. 798) 
abgeftellt wurde, da diefe Perſonen meiftend junge, zur Zeugenfchaft nicht 
geeignete Leute find. Wenn die Trauung nicht von dem Pfarrer felbft 
verrichtet worden iſt, fo muß der Trauende bei jedem einzelnen 
Acte feine Unterfehrift ſelbſt beifeßen. Ein ordentlicher Cooperator un- 
terzeichnet Tediglich mit dem Beifabe „Cooperator.“ Wenn aber ein frem- 
der Priefter an der Stelle des Pfarrers die Trauung verrichtet, fo ift 
feiner Fertigung noch beizuſetzen, daß er von dem Pfarrer die Boll- 
macht erhalten habe (Pat. v. 20. Februar 1784). 

Bei Trauungen, wo die Brautleute zur Trauung in eine andere 
Pfarre entlaffen wurden , ift diefe Entlafjung in dem Trauungsbuche 
vorläufig vorzumerfen und die gefchehene Trauung nachträglich 
einzufchreiben (nied. öſterr. Rggs. Vdg. v. 13. Juni 1825). Der 
Seelforger des Ortes, wo die Che eingegangen wird, muß die gefchehene 
Abſchließung der Ehe in dad Trauungsbuh feiner Pfarre, mit dem 
Beifage, von welchem Pfarrer er zum Stellvertreter ernannt worden, 
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ebenfalls eintragen, und die Abſchließung der Ehe dem Pfarrer, von 
welchem ex berechtiget worden ift, binnen 8 Tagen anzeigen (88. 81 und 
82 des allg. bürg. ©. B.). 

Wird die Trauung von einem benachbarten Pfarrer worgenom- 
men, an den das Gonfiftorium eine Gemeinde wegen Erkrankung oder gänz- 
licher Ermangelung ded dort befindlichen Seelforgerd zur Empfangung 
der Sacramente unterdeffen angeiviefen hat, fo muß er die Einfragung 
in dem Protocolle derjenigen Seelforgerftation, welche eben Teinen Scel- 
forger hat, ald in dem Protocolle der eigenen Pfarre der Brautleute, 
machen (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 8. November 1806). 

Bei Eben, deren Abfchliegung ein Anſtand, oder gar ein Hinderniß 
im Wege fand, muß in dem Trauungdbuche eine kurze Erwähnung ber- 
jenigen Urkunden gemacht werden, wodurch die Hebung desfelben bewirkt 
wurde (Hfd. v. 21. Mai 1786). Dem Pfarrer Tiegt e8 ob, die vorge- 
fommenen Urkunden unter fehwerer Strafe im Pfarrarchive forgfältig zu 
verwahren, und vor jedem Berlufte möglichft zu ſichern (Hfd. v. 17. 
Juli 1813 und Hfd. v. 18. April 1818). 

Wenn von einem bei Schliegung der Ehe beitandenen Hinderniffe 
die Nachficht ertheilt, und hierauf die Einwilligung vor dem Seelforger 
und zwei vertrauten Zeugen abermald erklärt, d. h. die Ehe convali- 
dirt wird, fo muß die feierlihe Haudlung ebenfalld in dem Trauungd- 
buche vorgemerkt werden ($. 88 des allg. bürg. ©. B.). Diefes hat 
an der Stelle gu gefchehen, wo die frühere Ehe eingetragen war. Wird 
eine Ehe für ungiltig erkannt oder getrennt erflärt, fo muß ber 
Erfolg in dem Trauungsbuche an der Stelle, wo die Trauung eingetra- 
gen ift, angemerkt werden ($. 122 des allg. bürg. ©. B.). Zu diefem 
Ende muß von dem Gerichte, wo die Verhandlung über die Ungiltigkeit 
oder Trennung der Ehe vor ſich ging, nach eingetretener Rechtskraft des 
richterlichen Erkenntniſſes die Erinnerung an die politifche Behörde er- 
laffen werden, in deren Bezirke die Trauung vorgenommen wurde, von 
welcher fohin das mitgetheilte Urtheil dem Seelſorger zukommt (Hfd. v. 
22. Suli 1819, pol. ©. ©. Bd. 47, ©. 290). 


8. 157. 


3) Sterberegiſter. 


Die Sterberegifter find mit 6 Rubriken gu führen ; und zwar: 
1) Jahr, Monat und Tag ded Todes. 








— 183 — 


2) Haudnummer. 
3) Namen, 
4) Religion, 
5) Geſchlecht, und 
6) angegebened Alter des Verftorbenen (Pat. v. 20. Februar 1784 

a. a. O.). 

Wo in einem Orte zwar feine Todtenbeſchau, jedoch ein Bezirks⸗ 
arzt oder geprüfter Wundarzt vorhanden iſt, kömmt zu den vorigen noch 
die 7te Rubrik, nämlich der Krankheit und Todesart beijznſetzen. 
Zu diefem Ende find die Bezirksärzte und Ortöchiturgen angewiefen, dem 
Pfarrer bei jedem Verſtorbenen, zu dem fle gerufen worden find, die 
Krankheit, die den Tod berbeiführte, fehriftlich anzuzeigen. | 

Ueberdieg Tann (nad dem Hfd. v. 19. Juli 1784) die Sacra⸗ 
mentsadminiftrirung, d. i. der Name Desfenigen, der dem Der- 
ftorbenen die lebten Sacramente ansgefpendet hat (Hfd. v. 21. Detober 
1796) und der Begräbnigort in die Todtenmatrifel eingetragen wer- 
den, jedoch ift hierzu Feine eigene Rubrik zu eröffnen, fondern diefe An- 
merfung, fo viel gefchehen Tann, bei einer andern entſprechenden Aubrif 
zu mahen. Die Notizen zur Ausfüllung des Todtenbuches erhält der 
Seelforger aus den vorgefihriebenen Todtenbefchauzetteln; wo aber 
diefe nicht ausreichen, oder gänzlich mangeln, hat er fich durch eigene Erfun- 
digung gehörig zu informiren (Hfd. v. 24. Detober 1788). Wo ein ge- 
waltfamer Todesfall vorkommt , werden dem Pfarrer die nöthigen Anga- 
ben von dem Gerichte mitgetheilt (Hfd. v. 28. Juli 1798). 

In dem Todtenbuche haben alle in dem Pfarrbezirke ver- 
ftorbenen Perfonen zu erfheinen, ohne daß auf das Domecil, die 
Religion, den Stand des DVerftorbenen , oder den Ort der Beerdigung 
etwas ankömmt. Es müfjen daher auch fremde, fo wie diejenigen, 
welche von. dem Firchlichen Begräbniffe ausgefchloffen worden find, dahin 
eingetragen werden. Selbſt todtgeborne Kinder mäfjen darin vor- 
fommen. Iſt Jemand in einer andern Pfarre begraben worden, als in 
welcher er verftorben war, fo hat die Eimtragung des Sterbefalled in 
dem Todtenbuche der einen und der andern Pfarre zu gefihehen 
(Ordinariat® Vdg. dv. 4 April 1824). 
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8. 158. 
Vornahme von Aenderungen in den Matrien. 


In den Matriken darf ohne vorhergegangene Anzeige an den Kreid- 
präfidenten (rücfichtlich die Statthalterei) und die darüber erhaltene Ge- 
nehmigung feine Veränderung vorgenommen werden (8. 43 der Inſtr. 
v. 14. April 1850). In Fallen ſolcher Abänderungen darf das Unrich- 
fige nicht gelöfcht oder audgeftrihen, fondern es muß der’ Artikel, fo wie 
er in der Matrike fteht, belaffen werden, und es find nur die nachher 
erfolgten Aufflärungen der wahren Umftände beizurüden und anzu- 
merken (Hfd. v. 21. October 1796). Dieß ift noch indbefondere in An⸗ 
fehung der Legitimation unehelich erzeugter Kinder durch die nachfolgende 
Berehelihung der Mutter mit dem natürlichen Vater ausgefprochen mor- 
den (Hfd. v. 30. Mai 1810). Hinfichtlih der Eintragung des Vaters 
eined unehelichen Kindes in das Taufbuch ift endlich noch angeorönet, 
dag wenn er fih auch Später als bei. der Taufe in das Taufbuch als 
folder fchriftlich eintragen wollte, ihm dieß in Gegenwart des Seelforgers 
und eined Zeugen jederzeit unweigerlich zu geftatten fei (GGfd. v. 27. 
Suni 1835, a. a. D.). 


8. 159. 
- Aufbewahrung der Mafriken. 


Da die Matriten Urkunden von größter Wichtigkeit find, fo ift die 
fihere Verwahrung derfelben eine vorzügliche Pflicht der Seelforger. 
Zu diefem Ende wurde die Aufbehaltung diefer Regifter in den mei- 
ften® fchlechten,, der Feuersgefahr und der Entfremdung audgefebten 
Mohnungen der Schullehrer allgemein abgeftellt, und dafür die Ber 
wahrung in den Pfarreien, fo viel ald möglich in feuerfeften Behält- 
niſſen, angeordnet (Vdg. v. 3. Jänner und Hfd. v. 2. März 1790). 
In Ortſchaften, wo die Umftände eine größere Sicherheit nothwendig 
machen, muß diefe veranlaßt, und nöthigen Falls die Unterftägung der 
Randesbehörde dazu nachgefucht werden. Greignet fih eine Feuerd- 
brunft, fo haben die Seelforger vor allen andern Dingen die Matri- 
ten in Sicherheit zu bringen (Hfd. v. 10. Mai 1774). Stirbt ein 
Geelforger, fo werden die gedachten Negifter fammt den übrigen in die 
Geelforge einfchlagenden Schriften fogleih von dem zur Todfalldaufnahme 
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beizuziehenden geiftlichen Commiffär in Verwahrung genommen ($. 22 
des Pat. v. 28. uni 1850, Nr. 255 ded NR. G. Bl). Eben fo ift 
rükfichtlih der jüdifchen Matriten angeordnet, daß fie in der Syna- 
goge .oder an einem andern ficheren Orte wohl verwahrt und aufbehal- 
ten werden follen (Regul. v. J. 1837). 


8. 160. 
Anfertigung von Copien. 


Um für den Fall, daß ungeachtet aller angewandten Borficht bie 
Matriten durch Feuersbrunſt, feindlichen Einfall oder fonft auf was im- 
mer für eine Art vernichtet werden follten, dennoch einige Vorſorge zu 
treffen, wurde ſchon früher zu wiederholten Malen, insbefondere aber 
mit Hflzld. v. 27. Juni 1835 (pol. ©. ©. B. 63, ©. 241) verordnet, 
daß von denfelben zwei reine Copien genommen, von den Pfarrern 
mit dem Originale genau collationirt, von den Bezirkövicaren oder De- 
hanten bei den canonifchen Viſitationen forgfältig revidirt und gefertiget, 
und daß, während das Originale bei der Pfarre aufbewahrt wird, die 
auf die gedachte Art beglaubigte Copie an das Ordinariat eingefendet 
werde. | 


$. 161. 
Derfaffung von Auszügen aus den Matriken, 


Un die nöthige Ordnung und Bollftändigkeit in den Matrifen her- 
zuftellen, müffen noch mehrere Auszüge aus denfelben verfaßt und gehö- 
rigen Ortes überreicht werden. Hierher gehören 1) die Auszüge über 
die von den Eivil-Seelforgern in Bertretung des Militär» Clerus mit 
Militärperfonen vorgenommenen Matrifenace. Diefe Aus: 
züge find auf eine mit der Form der Militär-Matriten übereinftim- 
mende Weife anzufertigen, zu welchem Ende den Civil-Seelforgern 
eine eigene Erläuterung mit Hfd. v. 5. Mai 1828 (Goutta’fhe ©. 
©. Bd. 29, ©. 153) hinausgegeben wurde. Es iſt dabei noch fer- 
ner zu beobachten, daß auf Einem Blatte oder Bogen immer 
nur jene Matrifenfälle anzugeben find, welche ein und dasſelbe Ba- 
taillon, Regiment oder Corps betreffen, und daß diefen Auszügen auch 
die bei Militärperfonen ftattgefundenen Religiondveränderungen 
einzufihalten find (ob. öſterr. Rggs. Vdg. v. 28. März 1804 und v. 
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31. Märg 1819). Die Cinfendung der Ertracte gefhieht je am Schiufle 
des Milttärjahre® an den Bezirld-Picar, und von diefem an das Eon- 
fiftorium. Die Confiftorien haben diefelben fogleich, wie fie von den 
Bezirks⸗Vicariaten eingehen, unmittelbar an das Feldſuperiorat zu 
übergeben (Big. v. 10. März 1804, 22. Jänner 1813, 29. Jänner 
1823, 31. Mai 1825 und 14. Juli 1828 bei Helfert: Bon den 
Nechten und Pflichten der Bifchöfe und Pfarrer). 

2) Weiter haben die Tatholifhen Seelforger die in ihren Pfarr 
bezirten an der Stelle des akatholiſchen Paftord vorgenommenen 
Matrikenacte vierteljäbrig ihrem vorgefebten Confiftorium mittelft Aus- 
weife® anzuzeigen, und diefed hat die gefammten Ausweiſe der Kreis- 
regierung (rüdfichtlich der Statthalterei) zu überfenden, welche hiervon 
dem betreffenden Superintendenten die Mittheilung macht (Hfd. v. 21. 
uni 1846, 9. 20343). 

3) Ein drittes Berzeihniß, zu deffen Anfertigung die Matrikenfüh— 
ver verpflichtet find, bezieht fich auf die im Laufe des Jahres gebor- 
nen Kinder, welches an die Ortsbehörde übergeben, und von diefer 
mit den nöthigen Beifägen verfehen an den Impfarzt befördert werden 
muß (Hfd. v. 9. Juli 1836, pol. ©. ©. Bd. 64, ©. 755); 

4) endlich verfügt fehon das Pat. v. 20. Februar 1784, 8. 9, daß 
zu Ende eines jeden Jahres die Pfarrer (wie auch die Rabiner) von allen 
drei Regiſtern eine mit den Rubriken derfelben übereinftimmende Jah⸗ 
restabelle zufammenziehen, und diefelbe durch den Bezirksvicar an 
die Bezirkshauptmannſchaft einſchicken follen. Für diefe Tabellen wurden 
mit Hfb. v. 5. Mai 1828 eigene Formularien hinausgegeben, an 
welche fich genau zu halten ifl. In dem Berichte, mit welchem dieſe 
Ausweiſe einbegleitet werden, ift in jenen Fällen, wo eine auffallende Ber 
änderung in der Ab- oder Zunahme der Bevölkerung überhaupt, oder in 
einer Gegend indbefondere beobachtet wird, die wirklich entdeckte oder 
muthmaßliche Urfache davon ſtets anzuzeigen (Hfd. v. 26. Jänner 1822). 
Seeljorger , deren Curatie mehrere Ortfchaften einverleibt find, haben 
für jeden Ort eine eigene Tabelle zu verfaffen (Hfd. v. 19. Juli 1784). 

Die Bezirkövicare haben die Tabellen der einzelnen Seelforger zu 
fammeln, und wie fehon bemerkt wurde, an die Bezirkshauptmannſchaften 
zu übermitteln. Diefe verfaffen daraus die Bezirtd-Summarien, 
und überfenden diefelben Behufs der Anfertigung der Landed-Sum- 
marien an die betreffende Staatöbuchhaltung. 
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8. 162. 
Ueberwachung der Matrikenführung. 


Das Inſtitut der Matriken fteht unter kirchlicher fowohl ald un. 
ter politifcher Aufſicht. 

Don Seite der Kirche liegt e8 dem Biſchofe ob, bei der Inter: 
ſuchung der Discefen fich jedesmal die Pfarrbücher vorlegen zu laſſen 
(Pat. v. 20. Februar 1784; Hfd. v. 26. November 1829.). Deögleichen 
haben die Bezirksvicare bei ihren Bicariats-Bifitationen die Matriken 
einzufehen, und insbeſondere fich zu überzeigen, ob fie ordentlich foliirt 
und amtsmäßig ſigillirt, mit dem vorgefchriebenen Inder verfehen und 
von dem Seelforger gehörig unterzeichnet find. Die gefchehene Einficht 
und Prüfung haben fie dann mit der eigenhändigen Fertigung der Ma- 
trif und dem Beifage „richtig befunden“ oder „Diefed und jene? 
mangelhaft und dermaßen abzuitellen“ zu beftätigen. 

Meber die Matritenführung der akatholiſchen Seelforger haben 
deren Borfteher bei Bereifung: der ihnen unterfichenden PBaftorate zu 
wachen. 

Bolitifher Seits iſt ed den Bezirkshauptmangſch aften 
zur Pflicht gemacht, von Zeit zu Zeit nachzuſehen, ob die Matriken aller 
Orten nah Vorſchrift geführt werden. Namentlich hat dieß bei den ge- 
wöhnlichen Bereifungen zu gefchehen. Die höhere Controlle fteht den 
Kreisregierungen und den Statthaltereien zu. 


8. 163. 


C) Meldungswefen. 


Als ein weitered Mittel zur Evidenzhaltung der Bevölkerung er- 
fcheint die genaue Handhabung der Vorſchriften über das Meldungs- 
weſen, welche im Allgemeinen den Polizeibehörden (8. 3. der Inſtr. f. d. 
Pol. Beh.) und den Gemeinde-Vorftehern ($. 134 des Gem. Gef.) zu: 
gewiefen ift; doch foll der Wirkungskreis der Lebtern diesfalls erſt noch 
näher bezeichnet werden (Minift. Erl. v. 12. Februar 1850. 3. 25712.) 
Die in Begehung auf das. Meldungsweſen beftehenden Anordnungen find 
nicht überall diefelben, fondern richten ſich nach der Verſchiedenheit der 
örtlichen Verhältniſſe. Sie find theild in den alten Polizeiordnungen 
@. 2. für Steiermark v. 31. Mai 1786, für Galizien v. 3. November 
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1786, für Böhmen dv. 23. November 1789 und 27. October 1792, für 
Kärnten v. 15. Mai 1795 u. f. w.), theild in den für einzelne größere 
Städte insbefondere erfloffenen Vorfchriften enthalten (4. B. für Klagen- 
furt v. 15. Mai 1793; für Graß v. 3. Jänner 1794; für Innsbruck v. 
30, Jänner 1795; für Prag v. 10. Jänner 1809, republicirt durch die 
Prager Stadtbauptmannfchaft unterm 16. Jänner 1819; für Linz v. 15. 
November 1814; für Brünn v. 16. Juli 1818; für Agram v. 17. Juli 
1851 u. f. w.). Eine ausführliche Anordnung wurde für Wien dur 
das Minifterium des Innern unterm 16. Mai 1849 (R. G. Bl. Nr. 250.) 
erlaffen. Diefelbe beftimmt: j 

Jeder Eigenthümer, Beforger, Sequefter oder fonftige Verwalter 
eined Haufed hat alle neu einziehenden Wohnungsd-Hauptparteien 
ohne Unterfchied, ob die Wohnung von ihr felbft bezogen, oder Jeman⸗ 
den anderen entgeldlich oder unentgeltlich überlaffen wird, bei dem be- 
treffenden ſtadthauptmannſchaftlichen Bezirks⸗Commiſſariate binnen vier- 
und zwanzig Stunden nach Ablauf der gefeblichen Ein: und Ausziehzeit 
zu melden und zwar mittelft eigens vorbereiteter Veränderungsboͤgen, de- 
ven Rubriken genau ausgefüllt werden müffen. Bei gemeinfchaftlicher 
Miethe einer Wohnung dur mehrere Parteien ift jede einzelne Partei 
befonderd anzuzeigen (8. 1.). Das Ausziehen jeder Hauptwohnungspartei 
iſt in derfelben Zeit und Art anzuzeigen und diefer Anzeige jedesmal bei- 
zufügen, wohin die Partei überfiedelt ift, oder fich begeben hat, infoferne 
diefed LXebtere dem Anzeigenden befannt geworden ift ($. 2.). Treten 
folhe Wohnungsveränderungen außer den gewöhnlichen Ausziehterminen 
ein, fo hat die Meldung von Fall zu Fall binnen 24 Stunden nad) dem 
Ein» oder Ausziehen der Partei zu geſchehen ($. 3.). In derfelben Frift 
von 24 Stunden hat der Eigenthümer, Beforger, Sequeiter oder Ver⸗ 
walter eined Haufe die Anzeige zu machen, wenn obgleich ohne Wechfel 
der Wohnung eine Aenderung in der Eigenfchaft einer Wohnpartei ale 
folcher, nämlich einer Hauptpartei in eine Afterpartei, oder umgekehrt ein- 
getreten ift (8. 4.). Die Unterlaffung der vorgefchriebenen Meldungen 
wird an dem Gigenthümer oder Hausbeforger mit einer Gelbftrafe von 
5 bi? 100 fl. EM. geahndet (8. 5.). Wer immer einen Theil feiner 
Wohnung entgeldlih oder unentgeldlih, wochen» oder monatiweife an 
Afterparteien überläßt, oder Bettgeher hält, oder auch font Se 
mand, worunter felbft verwandte und verfehwägerte Perfonen, Erzieher 
und Erzieherinnen, Gefellfchafter, Borlefer, Hauslehrer, Privatbeamte und 
dergleichen gehören, bei fich aufnimmt, hat hierüber mittelft eigens vor- 
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gefchriebener Meldzettel bei .dem zuftändigen ftadthauptmannfchaftlichen 
Bezirks⸗Commiſſariate binnen 24 Stunden die Anzeige zu machen. Die 
Meldzettel find genau auszufüllen und in zwei gleichlautenden von dem 
Hauseigenthümer oder Haudbeforger mitgefertigten Eremplaren zu über- 
reichen, wovon dad Eine mit der ämtlihen Vidirung zum Beweife der 
gefchehenen Meldung der Partei gurüdgeftellt wird. Die Außerachtlaffung 
diefer Meldung wird mit einer Geldftrafe von 5 bis 100 fl. EM. geahn- 
det (8. 6.). Mit eben ſolchen Meldzetteln und in derfelben Zeit find auch 
alle Gefellen und ſonſtigen Gewerbs-, Arbeitd- und Befhäfti- 
gungsgehilfen und Lehrlinge männlichen und weiblichen Gefchlech- 
tes, wenn fie bei ihren Arbeitögebern und Lehrherin in die Wohnung 
aufgenommen wurden, zu melden. Die Außerachtlaffung diefer Meldung 
wird mit einer Geldftrafe von 5 bis 20 fl. EM. geahndet (8. 7.). Die 
Meldung der ein- und auftretenden Hausoffiziere, Kammerfrauen, 
Thürhüter, Portiere und überhaupt aller Dienſtbothen hat nach 
der für Wien in Wirkſamkeit beftehenden Dienftbothenordnung vom 1. 
Mai 1810 zu gefchehen. Die Uebertretung diefer Vorfehrift ift mit einer 
Geldftrafe von 5 bis 20 fl. EM. zu ahnden ($. 8.). Vorſteher von df- 
fentlichen oder Privat-Erziehungsanftalten, Convicten, Afademien, Alumna- 
ten, Klöftern, Conventen, Stiftern, Siechen- und BVerforgungsanitalten 
ohne Unterfchied, ob diefe Anftalten von öffentlichen Fonden oder durch 
Privatmittel erhalten werden, find gleichfall® zur Anzeige der Bewohner 
und Diener ihred Hauſes und der diepfälligen Veränderungen im Wege 
der Beränderungdbögen und Meldzettel verpflichtet, und verfallen bei Un- 
- terlaffung in eine Geldftrafe von 5 bis 100 fl. EM. Dasfelbe gilt auch 
von Borftebern der Krankenanftalten ; diefelben find jedoch nur dann ver- 
pflichtet, die in dieſen Anftalten zeitlich untergebrachten Kranken in obi- 
ger Art zu melden, wenn diefe Kranken nicht innerhalb des ftadthaupt- 
mannfchaftlichen Bezirkes der Stadt Wien einen der Anftalt befannt ge- 
- gebenen ftabilen Wohnort haben (8. 9). Einkehrwirthe und Gaft- 
hausinhaber, welche zur Aufnahme von Fremden berechtiget find, 
- haben ein eigenes gehörig paraphirtes Fremdenbuch in gefeklicher Form 
ununterbrochen zu führen, felbes ſtets zur Einficht der Behörde bereit zu 
halten, die neu Angekommenen aber innerhalb 12 Stunden nad ihrer. 
Ankunft mittelft eines vollftändig ausgefüllten Meldzettels oder einer Ab- 
fehrift des betreffenden Blattes des Fremdenbuches anzuzeigen; widrigend 
fie einer Geldftrafe von 5 bis 100 fl. EM. verfallen (8. 10.). Her 
bergsväter der Handwerke haben eigene Herbergöprotocolle zu füh- 
Stubentauch, Berw. Befekt. 1. 19 
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ven, fie der Einfihtnahme der Eicherheitöbehörden ftet3 offen zu halten, 
und von 8 zu 8 Tagen dem betreffenden ſtadthauptmannſchaftlichen Be—⸗ 
zirks-Commiſſariate zur Pidirung vorzulegen. Die Webertretung dieſer 
Borfihriften wird mit einer Geldftrafe von 5 bis 25 fl. geahndet. ($. 11). 
Gegen Saft: und Schanfwirthe, zu deren Gemwerböberechtigung die Be- 
herbergung nicht gehört, finden, wenn fie dennoch Fremde bei fich auf 
nehmen die Borfchriften des $. 6 ihre Anwendung, außerdem Tann bei 
mehr als zweimaliger Beftrafung nach Umſtänden auch die Abfchaffung 
von dem Gaft- oder Schankhaufe verhängt werden ($. 12). Alle vorer- 
wähnten Geldftrafen find im falle der Zahlungsunvermögenheit des zu 
Beftrafenden in Arreft von einem Tage für je 5 fl. der auferlegten Geld: 
buße umzuwandeln ($. 13). Das Berfahren und Erkenniniß wegen 
Außerachtlaffung der hier gegebenen DVorfchriften bleibt der Stadthaupt- 
mannfchaft überlaffen, welcher ed durch das Hfd. v. 30. September 1806 
zugewiefen war ($. 14). 

Faßt man die verfchiedenen für das Meldungswefen beitehenden 
Vorſchriften zufammen, und bringt fie mit den 88. 78 und 79 ded Er. 
G. B. I. Thls. in Verbindung , fo laffen fih im Allgemeinen folgende 
Haupt-Grundfäte daraus ableiten: 


a) In Städten ift jede Veränderung, die in den Haupt-Woh- 
nungsparteien vor fich geht, bei der Behörde anzuzeigen, während 
auf dem Lande eine foldhe Kontrolle nicht ftatt findet; 

b) in gleicher Weife ift die Meldung der mit Afterparteien 
ih zutragenden Veränderungen vorzunehmen. 

e) Die Inhaber von Einkehrwirthshäuſern haben von 
jedem über Nacht verbleibenden Fremden (d. i. nad der Vdg. des 
venet. Gub. v. 14. April 1831, 3. 10522 von jeder Perfon, die nicht 
im Orte wohnhaft ift) die Anzeige zu machen, und zwar in Städten an 
die Polizeibehörde, auf dem Lande an den Gemeindevorſteher, und bei 
einzeln liegenden Gafthäufern an der Grenze an den nächften Grenziwach- 
poſten (Bdg. ded böhm. Landespräf. v. 3. April 1835, 3. 290). 

d) Die Befiter von Schankhäufern,, welche nicht zur Beherbergung 
‚berechtigt find, follen, einen befonderen Nothfall abgerechnet, Riemanden 
über Nacht aufnehmen (Bal. das illyr. Gub. Dec. v. 22. Mai 1840). 
Die Polizeibehörden haben auf die ordentlihe Führung der Fremden— 
bücher von Seite der Gaftwirthe Aufficht zu pflegen, die richtige Er— 
ftattung der Anzeigen zu überwachen, und zeitweiſe Nevifionen in den 
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Gaſthöfen und indbefondere an bedenflihen Orten und Schlupfvinteln 
vorzunehmen ($. 3 d. Inſtr. f. d. Pol. Beh.); 

c) derjenige, der fih in einem Meldungszettel einen falſchen 
Ramen beilegt, einen falfhen Stand, eine falfche Befchäftigung 
oder andere fälſchliche Umstände angibt, wodurd die öffentliche 
Aufficht irre geführt werden kann, macht fih nah $. 78 St. ©. B. I. 
einer Uebertretung fehuldig, die nach Umständen mit einfachem oder ftren- 
gem Arrefte von 3 Tagen bid zu 1 Monate und mit der Abfchaffung 
aus dem Orte oder (bei Ausländern) aus dem gefammten Staiferftante 
beftraft wird. Diefe Vorfehrift wurde durch das Hfkzld. v. 26. März 
1833, 3. 6128 auf alle Fälle ausgedehnt, wo Jemand eine öffentliche 
Behörde mit falfchen Angaben über feinen Namen, Geburtdort, Stand 
oder fonft über feine Verhältniffe auf eine Weife hintergeht, wodurd, die 
öffentliche Aufficht irre geführt werden Tann; mit alleiniger Ausſchließung 
jener Fälle von falfchen Angaben, wegen deren Behandlung bereit durch 
anderweitige Geſetze Vorſorge getroffen ift ). 

Endlih ift nah dem Hfkzld. v. 20. December 1844, 3. 37065 
fowohl derjenige, welcher fich zu feinem Fortkommen eined fremden 
Reiſepaſſes oder andern obrigkeitlihen Ausweiſes bedient, als auch jener 
welcher feine Ausweifung einem Andern zu diefem Zwede überläßt, einer 
Mebertretung gegen die öffentlichen Anftalten fchuldig. 

Hiermit im Zufammenhange ftehbt auch die in den verfchiedenen 
Gefinde-Drdnungen enthaltene Vorfehrift, dag kein Dienftgeber Je— 
manden ohne die vorgefchriebenen Ausweife, — nämlich einen Amtsſchein 
bei denjenigen, welche erft zu dienen anfangen, oder einen Abfchied 
" (Dienftzeugniß) bei jenen, welche bereit3 in Dienften geftanden find, und 
nur von einem in den andern übertreten, — in. Dienft nehmen foll, 
eine DVorficht, die jedem Familienhaupte das eigene Befte und die Sicher: 

heit feiner Haushaltung von felbit empfehlen muß, und deren Außer- 
achtlaſſung zwar feine ftrafbare Handlung begründet, aber jedenfalld die 
Folge nach) fich zieht, dag ein folcher Dienftgeber bei jeder gegen einen 
fo unvorfihtig aufgenommenen Dienftboten zu führenden Beſchwerde von 
den Behörden ohne Beiftand oder Genugthuung abgewiefen werden würde 
($. 12 der Gef. Ordg. für Wien v. 1. Mai 1810). Ein Gewerbe- 
mann aber, welcher einen Gefellen, der mit einem ordentlichen Wander: 


”) Diefe Anordnung wurde auch für Wien durch 8. 15 er v. a. Minift. Erl. 
v. 16. Mai 1849 aufrecht erhalten. 
19 * 
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duche *) nicht verfehen ift, in Arbeit nimmt, macht ſich einer Uebertre- 
tung nach $. 79 ded Str. ©. B. II. Thls. fehuldig, und wird das erfte 
Mal mit 5 fl., das zweite Mal mit 10 fl., das dritte Mal mit Arreft 
bis zu 1 Monate, nach Maßgabe bevenkliher Umftände auch mit Ge: 
werböverluft beſtraft. Insbeſondere wurde dieß durch die Vdg. des böhm. 
Sub. v. 16. October 1819, 3. 43523 binfichtlih der Apotheker er 
klärt, welche einen Subjecten aufnehmen, der fich nicht mit einem Zeug— 
niffe feines Wohlverhaltend und Fleiſſes von feinem leßten Dienfthern 
auszumweifen vermag; Wundärzte dagegen, die einen Gehilfen aufneh- 
men, der nicht von feinem vorigen Dienftheren ein Zeugniß beibringt, 
daß er fich während der Dienftzeit getreu, fleißig, fittlih und wohl ver 
halten habe, find in eine Geldftrafe von 24 fl. C. M. zu Gunften der 
Gremialcaffe zu verfällen (Grem. Odg. für das chirurg. Gremium zu 
Prag und für die Landgremien, genehmigt mit Hfkzld. v. 9. Mai 1822). 

Meberhaupt find Unterftandgeber , welche Wandernde ohne Paß 
(Ausweis) aufnehmen oder bei fich behalten, menn fie nicht in die Claſſe 
der Gaftwirthe oder Gewerböleute gehören, die nach den ebenertwähnten 
88. 78 und 79 Str. ©. II. Thls. zu behandeln kommen, zufolge des 
Hfd. v. 16. April 1789 und der böhm. Gub. Vdg. v. 27. September 
1805, 3. 36243 mit achttägigem, durch 2 maliged Faften verfchärften 
Arrefte oder mit dem Erlage von 50 fl. C. M. zu beitrafen. 


4 


8. 164. 
D) Fremdenweſen *). 


Eine weitere Aufgabe der politifhen Behörden ift die Handhabung. 


der Sremdenpolizei, d. i. des Inbegriffes derjenigen Maßregeln, welche 
dazu dienen, unbedenklichen, und wirklih in Gefchäften reifenden Frem- 
den fowohl beim Eintritte ald während des Aufenthaltes im öfterreichi- 
[hen Staate alle thunlichen Erleichterungen zu verfchaffen, dagegen das 
Einfchleichen zweidentiger, beftimmungslofer, dem Lande nur zur Laft fal- 
lender Leute hintanzuhalten, fo wie über den jedesmaligen Aufenthalt 


*) Der 8. 79 fpricht eigentlih von Kundfchaften der Gefellen, welche früher, 
wenigftend zum Theile, die Stelle der Päffe vertraten. Durch das Pat. v. 27. Fe 
bruar 1827 und das Hfkzld. v. 16. October 1828, 3. 22345 wurden aber an der 
Stelle jener Kundfchaften Wanderbücher eingeführt, und im $. 3 des letzkge— 
nannten Geſetzes die Beflimmungen des 8. 79 auf diefelben für anwendbar erflärt. 

») Ves que dv. Püttlingen (Dr. Joh.). Die gefepliche Behandlung der Aus: 
länder in Deflerreih. Wien, 1842. 8. 
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und die Beihäftigung der im Lande befindlichen Ausländer eine un ' 
unterbrochene Evidenz, und die Beruhigung zu erlangen, daß ein dem 
Staate nachtheiliged Treiben folcher Perfonen von der Staatöverwaltung 
nicht unbemerkt bleiben könne. 

Die politifhen Behörden werden hierbei unterftüßt von den Ge- 
meindevorftehern ($. 134 des Gem. Gef), denen jedod ihr dießfälliger 
Wirkungskreis erft näher wird bezeichnet werden (Minift. Erl. v. 12. Fe- 
bruar 1850, 3. 25712), dann von den befonders beftellten Sicherheitd- 
organen, d. i. den Molizeibehörden ($. A der Inſtr. f. d. Pol. Beh.) und 
der Gensd’armerie ($. 63 der Inſtr. f. d. pol. Beh.). 

In Betreff der polizeilichen Behandlung der in das Reich kommen⸗ 
menden Ausländer und ihrer Neifeurkunden find bis zur Erlaffung eines 
‚ eigenen Fremdengeſetzes die beftehenden älteren Vorfchriften zu ber 
obachten. 

Denſelben zu Folge ſoll bedenklichen Perſonen der Eintritt über die 
Grenze gar nicht geſtattet werden (Vdg. v. 21. September 1802; Deer. 
d. Pol. Hoff. v. 28. Jänner 1821). Insbeſondere ift dieß der Fall 
a) bei Perfonen, die aus mas immer für einem Grunde aus einem 
andern Staate verwiefen wurden, wenn fie nicht öfterreichifche Unter: 
thanen find; in welch' letzterem Falle fie zwar mieder aufgenommen wer⸗ 
den müffen, aber gleichzeitig auf dem Türzeften Wege in ihre Heimath 
gebracht, und dafelbft der gehörigen Behandlung unterzogen, oder nach 
Umftänden werigftend genau beauffichtiget werden follen (Deecr. d. Pol. 
Hofit. v. 16. Auguft 1821); b) bei Ausländern, welche mit Schaufäften, 
Orgeln und andern Spielwerken nach Oefterreich kommen wollen; bei 
herumziehenden Comddianten, Gauklern, Seiltänzern, Springern, Tafchen- 
fpielern, Kunfteeitern, PVorzetgern von Riefen, Zwergen, Mißgebur- 
ten u. dgl.; bei Perfonen, welche Affen, Hunde, Tanzbären, Murmel- 
thiere u. dgl. zur Schau tragen (Dog. v. 10. Suni 1768, 26. Juni 
und 8. December 1781, 6. December 1784, 23. Februar und 22. uni 
1795, dann Hfd. v. 23. Auguft 1813 und Hfkzld. v. 17. Februar 1826, 
tir. Pr. ©. ©. Jahrg. 1826, ©. 67). Nur bei wirklich feltenen und 
ſehenswerthen Thieren fremder Erdftriche fol hiervon eine Ausnahme 
gemacht werden (Hfd. v. 22. Juni 1795 und v. 6. December 1802; 
Hfkzl. Präf. Deer. v. 6. Jänner 1836). Weberhaupt ift feinem Fremden 
der Uebertritt über die Grenze zu geftatten, der nicht mit einem ordent- 
lihen Paffe oder Wanderbucde verfehen ift. Perfonen, die ſich da- 
mit nicht auszuweiſen vermögen, find, fogleih an der Grenze zurüdzus 
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weiſen, oder wenn ſie dennoch eingelaſſen worden wären, auf Koſten 
desjenigen, der ihnen den Eintritt geſtattet hatte, wieder über die Grenze 
zurückzuſchicken (Hfd. v. 1. und 25. März und 17. Juni 1801; Vdg. 
v. 8. Suni 1806 und Minift. Schreiben v. 10. April 1807; Hfd. v. 
29. December 1813 und Hflild. v. 21. Juni 1825). Jeder Fremde 
bat fih zur Erhaltung eines Reifepaffes für die Hfterreichifchen Staa- 
gen an das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, oder an den 
nächſten im Auslande befindlichen Minifter- Nefidenten oder Conful zu 
wenden, und fich dur glaubwürdige Zeugniffe der Localbehörde über 
feine perfönlihen Verhältniſſe und die Abficht feiner Reife auszumeifen, 
wovon nur allgemein bekannte, und durch ihren Rang fich vorzüglich 
audzeichnende Fremde enthoben find (Vdg. des Pol Minift. v. 25. 
März 1801). Fremde aus benahbarten auswärtigen Provinzen kön— 
nen fi auch an die nächſte Landesbehörde zur Erlangung eines Paſſes 
wenden, und haben zu diefem Ende die nöthigen Zeugniffe einzufenden 
(ebd.). 

Fremde Handelsleute, welche einen inländifchen Markt beſuchen 
wollen, brauchen fich bloß an den Vorſtand des Ortes, wo der Markt 
abgehalten wird, zu wenden (ebd.). 

Jene, welche lediglich der Cur wegen in einen inländifchen Ba- 
deort reifen, bedürfen bloß eined Paſſes von Seite derjenigen Behörde 
in deren Bezirk fie fih aufhalten (Pol.-Min. Schr. v. 22. Mai 1802), 
und audländifhe Gewerbsleute von Seite jener Drtöbehörde, in 
deren Bezirke fie zuletzt gearbeitet haben (Pol.Vdg. v. 3. April 1809) *). 

Gar keines Paſſes zum Eintritte über die Grenze benöthigen 

a) Fuhrleute,. wenn fie fonft nicht verdächtig find (Vdg. v. 4 
September 1781); 

b) Couriere, die fih nur mit ihren Depefchen —— brau⸗ 
chen (Hfkzld. v. 8. Juni 1801); 

) die auf Beſuch, auf Erluſtigung, in Handels⸗ und anderen Geſchäf—⸗ 
ten nur auf einen Tag oder einige Stunden nach Defterreich kom⸗. 
menden, zollämtlich befannten Grenzbewohner; 

d) Einwanderer. Diefe werden von den Grenzämtern mit einem 

Paffe verfehen, an die Landeöbehörde angemwiefen und von diefer 

nach ihrem Weberfiedlungdorte inftradirt (Vdg. v. 13. October 1781). 

*) Befondere Vorfehriften beftehen in Anfehung der preußiſchen, der rufft- 
[hen und der türkifchen Unterthanen,, darin in Anfehung der fremden Welt⸗ 
und Kloftergeiftlichen, die nach Defterreich kommen. 
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Fremde MilitäreBerfonen müffen mit Bäffen verfehen fein, 
welche von den hiezu aufhorifirten ausländischen Militär-Behörden 
unterfertiget find (Dear. d. Bol. Hofft. v. 25. September 1807). 

Die Päffe müfjen die genaue Perſonsbeſchreibung ded Empfängers 
enthalten, und von demfelben eigenhändig unterfehrieben fein; auch muß 
das Gefolge darin namentlich aufgeführt erfiheinen und der Reifende hat 
für daffelbe zu haften (Normale v. 1. März 1809 und Hfd. v. 16. April 
1823). Könnte Jemand bei der Behörde, welche den Paß ertheilt, nicht 
febft erfcheinen, fo müffen die im Paffe leer gebliebenen Rubriken beim 
Grenzzollamte audgefüllt, und die Unterfchrift des Reiſenden beigefebt 
werden (Pol.-Min. Vdg. v. 25. März 1801; Hfd. v. 16. April 1823; 
Präſ. Deer. der Pol. Hofft. v. 22. October 1837). 

Feder Fremde hat bei der Einbruchsſtation feinen Paß oder 
feine fonftige Reifeurtunde vorzuzeigen, und wenn diefelbe für echt 
und vorfchriftsmägig befunden wird, hat fie der an der Grenze auf: 
geftellte Beamte zu vidiren, und Die Route bi zu dem ausgedrückten 
Beftimmungdorte genau darauf vorzuzeichnen, au den Fremden anzu 
weifen, daß er fich gerade an den, im Paffe beftimmt angegebenen Ort 
verfüge (Hfkzid. v. 17. Februar 1793; Hfd. v. 8. und 22. Auguft 1794; 
Pol.Min. Deer. v. 25. März 1801; Vdg. v. 5. April 1809). 

Während der Reife hat der Fremde, wo immer auf der vorgezeich⸗ 
neten Route eine eigene Stadthauptmannfchaft oder MPolizeibehörde ſich 
befindet, feinen Pag oder fein Wanderbuch ebenfalld vidiren zu laffen 
(PBol.-Min. Kundmichg. v. 25. März 1801; Bdg. v. 5. April 1807). 
Fremde, melde es wagen follten, von der im Paſſe augegebenen 
Route abzumweichen, find, wo fie immer betreten werden, zu dem kurzeſten 
vorgezeichneten Reifezuge, im Weigerungdfalle auch mit den nöthigen 
Zwangdmitteln, zu verhalten (nied. öſterr. Rggs. Deer. v. 9. December 
1806). 

Bei der Ankunft an dem Beftimmungsorte haben die Fremden 
ihre Bäffe in Städten, in denen fih eine ftadthauptmannfchaftliche Be⸗ 
hörde befindet, bei diefer gegen einen gedrudten Empfangsfhein 
abzugeben, allwo der Paß bis zur Wiederabreife des Fremden in Aufbe- 
wahrung bleibt (Hfd. v. 1. Juni 1792; Hfd. v. 8. Auguft 1794. $. 2). 

Die Wanderbücher werden an den Orten der Arbeitänahme vidirt 
(8. 63 der Snftr. f. d. pol. Beh). Auf dem Lande und in Tleineren 
Städten ift der Paß bei dem Ortsvorſtande ebenfalld vorzumeifen. Ueber 
haupt wurde diefen zur Pflicht gemacht, Alles dasjenige zu beobachten, 


was in Anfehung der Hauptitädte angeordnet ift, und fogleich, wenn fich 
ein Fremder länger aufhält ald er urfprünglic angegeben hat, oder An- 
laß zu einigem Berdachte gibt, die Anzeige an die höhere Behörde zu 
erftatten (Hfd..v. 30. September 1794). Jeder Fremde muß fich über 
den Zwed feiner Reife und feine perfünlichen Berhältniffe näher aus: 
weifen, wornach ihm auch der den Umftänden angemefjene längere oder 
fürzere Aufenthalt von ber — bewilliget wird (Pol.⸗Min. Kdmchg. 
v. 25. März 1801). 

Wiewohl jeder Fremde während ſeines Aufenthaltes in den öfter 
reichifehen Staaten auf gerechten Schuß und Genuß einer wohlgeordneten 
bürgerlichen Freiheit zählen darf, fo verfteht fich dagegen auch von felbft, 
daß er ſich den allgemeinen Landesgeſetzen unterziehen, ſich mit, Anftand 
und Befcheidenheit, und mit der bei allen gefitteten Nationen üblichen, 
für die Öffentliche Ruhe, Landesverfaffung und Einrichtung gebührenden 
Rüdficht betragen muß. Wer durh ein ordnungswidriged Benehmen 
ſich des Schußes der Regierung unwürdig macht, hat die daraus ent- 
jpringenden Folgen fich felbft zuzufchreiben (Pol.- Min. Kömehg. v. 25. 
März 1801 und v. 3. April 1809). Dephalb ift auch von den Behör- 
den über die im Lande weilenden Fremden eine firenge Aufficht zu füh- 
ren (Hfd. dv. 22. Auguft und 9. September 1794), und wenn irgend 
etwas Verdächtiges auffällt, die Anzeige an den Landeschef zu 
(Hfd. dv. 30. September 1794). 

Im Falle ein Fremder fih von feinem Aufenthaltsorte weg auf 
das Land oder auf Seitenwege begeben wollte, bat er bei der Be 
hörde, wo fein Pag aufbewahrt liegt, fich zu melden. Diefe hat ihn 
mit einer Geleitöurftunde,. die ebenfalld die Perjondbefchrei- 
bung und die eigenhändige Unterfchrift des Empfängers enthalten muß, 
zu verfehen, damit er fich auf dem Hin- und Herwege und an dem 
Drte feiner einftweiligen Beftimmung damit audzumweifen vermöge (Pol. 
Min. Vdg. v. 25. März 1801). Ebenfo ift die Pidirung der Wan- 
derbücher ausdländifcher Handiwerlögefellen und Arbeiter nothwendig, 
wenn von ihnen die Wanderung in ein andere Kronland, ald in wel- 
chem der Eintritt in das Reich ftattgefunden hatte, fortgefeßt werden will 
($. 63 der Inſtr. f. d. pol. Beh.). 

Reiſt ein Fremder in fein Baterland zu rück, fo ift ihm fein Paß lediglich 
zurüdguftellen, und darauf die Reiferoute anzumerken (Hfd. v. 8. Auguft. 
1794). Die mittlerweile ertheilte Geleitöurfunde, oder die gedrudte Em- 
pfangebeftätigung über den hinterlegten Paß wird dagegen eingezogen (Pol. 
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Min. Vdg. v. 25. März 1801). Auch wenn der Fremde feinen Paß noth- 
wendig hat, um ſich bei feiner Gefandtfchaft auszumweifen, und allenfalls einen 
neuen zu erhalten, muß die Wahrheit diefer Angabe vorläufig geprüft, und 
der Paß nur unter der ausdrüdlichen Bedingung, daß er binnen 24 Stun- 
den wieder an das Amt zurüdgelange, hinausgegeben werden (Decr. der 
Pol. Hofit. v. 16. Auguft 1811). Die Päffe der austretenden Frem- 
den find von den Grenzzollämtern genau zu unterfuchen, und zu fehen, 
ob alle dießfalls beſtehenden Vorfchriften von ihnen beobuchtet worden 
(Bdg. v. 2. Jänner 1794). Eine befondere Paßnorm wurde am 21. 
Jänner 1835 durch das dalmatinifche Landes-Gubernium kundgemacht. 

Ueber die aus Defterreih abgefchafften Fremden haben die Ge- 
richtöbehörden eine befondere Tabelle zu führen, welche den Bor- und 
Zunamen, die Beichäftigung, den. Geburtsort, die Religion,. das Alter, 
den Stand, eine kurze Perfondbefchreibung, dann die Urfache der Ab: 
Schaffung, die Behörde, von der fie verfügt wurde, den Tag der Abſchaf— 
fung und den Ort, wohin fie erfolgte, zu enthalten hat (Juſtizhfd. v. 
9. September 1808, Nr. 858 der J. G. S. und Hfd. v. 21. October 
"1835, Nr. 1182 ebd.). Ueberdieß ift von jeder audgefprochenen Landes- 
verweifung mittelft des vorgefebten DOberlandesgerichtes die betreffende 
Statthalterei in Kenntniß zu feßen, indem diefe beauftragt find, dem 
Minifterium des Innern jeden folchen Fall fogleich anzuzeigen, da bei 
demfelben die Haupttabelle über die außer Land gefehafften Fremden, fie 
mögen aus Polizei-Rüdfichten, oder wegen Vergehen und Derbrechen ab» 
gefchafft worden fein, monatlich in Druck gelegt und an ſämmtliche Po— 
lizeibehörden in den Kronländern verfendet wird (Juſtizhfd. v. 30. Octo— 
ber 1818, Nr. 1514 der J. ©. ©.). 


8. 165. 
E) Paßweſen. 


Das Paßweſen umfaßt die Evidenzhaltung der ankommenden und 
abreifenden Snländer im gewöhnlichen Verkehre, fo wie auf Eijenbahnen 
und Dampfichiffen, die Behandlung und Ueberwachung befonderd figna- 
liſirter und bevenklicher Individuen, die Prüfung ber vorfommenden 
Reiſeurkunden in Bezug auf ihre wefentlichen Merkmale, die Pidirung 
derfelben , dann über vorläufige® Einvernehmen der Eonferiptionsämter 
die Ertheilung von Reifeurfunden an Einheimifche für das Inland, ſo 
wie für nr Ausland ($. 5 der Inſtr. f. d. Pol. Beh.). 
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&. 166. 
Reifen in das Ausland. 


Was zunörderft die Reifen in dad Ausland betrifft, fo fteht es 
zwar in der Regel Jedermann frei, feiner Verrichtungen wegen fich in 
fremde Länder zu begeben, doch muß er hierwegen um Erlaubniß an- 
ſuchen. Bon diefer Verbindlichkeit find nur die Einwohner ſolcher Ort- 
fchaften befreit, welche zwiſchen fremdem Gebiete eingefchloffen liegen, 
oder durch die Grenze getheilt find. Auch öfterreichifche Unterthanen, 
welche über der Grenze in fremdem Gebiete Grundftüde beſitzen, oder 
wegen des täglichen Verkehres mit den Bewohnern des benachbarten 
Staates die Landesgrenze häufig überfchreiten müffen, — weil mwechfel- 
feitige Gemeinfchaft, nothwendige Nahrung und Wirthfchaftsverrichtungen 
das augenblidliche Herüber- und Hinübertreten unvermeidlich machen, — 
find ohne fpezielle Erlaubnig über die Grenzen zu laffen (Hfd. v. 26. 
Auguft 1799; Hflzld. v. 27. December 1809). Außer diefen Individuen, 
welche dein Grenzamte volllommen befannt fein müffen, fol jeder Rei- 
fende mit einem nach feinen perfönlichen Eigenfchaften und feinem Eha- 
rakter erforderlihen Reiſe paſſe oder bei HSamdwerkögefellen mit einem 
MWanderbuche- verfehen fein, und ſich damit gehörig ausweifen (Hfb. 
v. 26, Februar 1782, 22. October 1785, 26. Jänner 1796 und 24. 
Mai 1822). 

Die Beamten der Grenzzollämter haben alle Neifenden zur Bor- 
zeigung ihrer Reifeurkunden anzuhalten, und jene, die ohne Paß oder 
Wanderbuch, oder mit einem unregelmäßigen, die ausbrüdliche Bewil- 
ligung des Webertrittes in das Ausland nicht enthaltenden Baffe, oder 
einem nicht gehörig vidirten Wanderbuche verfehen find, keineswegs über 
die Grenze zu laffen, wofür fie im erften Webertretungdfalle bei einer 
Strafe von 25 Thlr., im zweiten Betretungdfalle bei Dienfted-Entfegung 
verantwortlich bleiben (Vog. v. 19. November 1816). In der Regel 
ift der Kreispräfident, beziehungsweife der Statthalter zur Erthei- 
fung der Reifebewilligungen berufen (8:64 der Inftr.f. d. pol. Beh. und Min. 
Erl. v. 27. Auguft 1850, Nr. 61 des nied. öſt. 2. ©. BI). Die Aus— 
nahmen von dieſer Regel follen erft durch eine befondere Vorfchrift näher 
beftimmt werden. Bor der Hand müffen noch die älteren, dießfalls be- 
ftehenden Anordnungen beobachtet werden. Diefen zu Folge mußte die 
höchſte Schlußfaffung zur Ertheilung einer Reifebewilligung für das 
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Ausland eingeholt werden: a) bei Staatö- und öffentlichen Fondsbeam⸗ 
ten; b) bei bloßen Quzusreifen; c) über alle Paßgeſuche für die Dauer 
von mehr ald 1 Jahre; und d) wenn die PBolizeibehörde mit der politi- 
fhen Behörde über die Zuläffigkeit der Reife ind Ausland nicht einerlei 
Meinung ift. Den diplomatifchen Perfonen, und andern ausgezeichneten 
Individuen wird die Reifebewilligung durch das Minifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten eriheilt. Dieß gilt auch bei allen 
Reifen öfterreichifcher Unterthanen in die Türkei (Hfd. v. 26. Novem- 
ber 1802 und 21. Auguft 1813). Das Krieg&Minifterium ertheilt 
tie Päffe an Militärperfonen, und zu Reifen in die Militärgrenze (Hfd. 
v. 3. September und 14. October 1794). Wanderbücder, die als 
Paß zur Reife in das Ausland dienen follen, müffen vom Kreidprä- 
fidenten oder Statthalter vidirt werden ($. 64 der Inſtr.f. d. pol. Beh). 

Beſondere Vorſchriften für die Ertheilung der Päffe und fonftigen 
Neifeurkunden beftehen in Siebenbürgen (Vdg. des Civil: und Mil.- 
Gouverneurd v. 20. Suni 1851, Nr. 154 ded L. ©. Bl.). Nach den- 
felben werden die Reifepäffe in das Ausland auf die Dauer eined Jah— 
red audfchlieglih von dem k. f. Militär: und Civil-Gouverneur 
verliehen. Um jedoch den Verkehr der Bewohner des Kronlandes mit 
der Moldau und Wallachei nicht zu erfehiweren, können von den 
angrenzenden Bezirkscommiſſariaten an unbefcholtene Perfonen ausnahms- 
weife Reifepäffe für die Dauer von ſechs Monaten ertheilt werden. Außer: 
dem werden Diehzüchtern, welche fich über ihren Stand gehörig auszu— 
werfen vermögen, von mehreren eigen? bezeichneten Aemtern fogenännte 
Pascuationspäffe verliehen. 

Der Kreispräfident oder Statthalter kann in der Regel nur jenen 
Papwerbern die Neife-Bewilligung ertheilen, welche in feinem Amtsbezirke 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Ausnahmsweife aber auch: inländi- 
jhen Handeldleuten und andern Privaten aus einem fremden SKronlande 
in erwiefen dringenden Fällen, mit der Beſchränkung jedoch, daß ihre 
Zurüdkunft durch bewährte Berfonen verbürgt,. und fogleich hiervon die 
Anzeige an jenen Kreispräfidenten oder Statthalter gemacht werde, dem 
der Paßwerber eigentlich unterjteht (Hfkzld. v. 25. Juli 1818; Erl. des 
Min. des Innern v. 27. Auguft 1850, Nr. 260 des tirol. 8. G. BI.) 

Vor Ertheilung der Neifebewilligung muß ſich nach Umſtänden häu« 
fig mit andern Behörden in's Einvernehmen gefebt werden. 

In diefer Hinficht ift zuwörderft angeordnet 1) daß bei jeder Erthei- 
lung eines Paſſes vorläufig die Polizeibehörde einzuvernehmen fei, 
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weil fie nach dem ihr vorgezeichneten Wirkungskreiſe über die moralifche 
Beſchaffenheit des Paßwerbers den vorzüglichften Auffchluß zu geben 
vermag (Hfd. v. 24. Juni 1810 und 5. Juli 1811; Hfkzld. v. 28. April 
1815, Kropatſchek'ſche G. ©. Bd. 35, ©. 247 und Hfkzld. v. 13. Juni 1816, 
Kropatfheffche G. S. Bd. 36, ©. 468). Nur in Orten, wo feine Stadthaupt- 
mannfchaft befteht, kann auf Grundlage des Heimathöfcheines ein Paß in’s 
Ausland ertheilt werden, wenn der Inhalt deöfelben genügende Anhaltöpunfte 
darbiethet, daß Dagegen kein Bedenken obwalte (Min. Erl. v. 23. April 1850, 
nied. öft. 2. G. DI. Nr. 32). 2) Das Militär-Commando ift ein- 
zuvernehmen, wenn der Paßwerber, obgleich nicht Soldat, doch feiner 
Eigenfhaft nach zum Militärdienfte geeignet, oder dazu fehon wirklich 
vorgemerkt if. In diefem Falle muß außer Zweifel gefeßt werden, daß 
dad Individuum verläßlich fei, fo daß eine Entweichung nicht zu befor- 
gen fteht (HGfd. v. 1. Juni 1787 und v. 29. März 1798; Hftzld. v. 
6. April 1809). 3) Geiftliche bedürfen zur Erwirkung eines Reifepaffes 
für dad Ausland die Einwilligung ihres vorgefegten Confiftoriums 
(böhm. Präf. Vdg. v. 29. Suli 1823). 

Das zur Erlangung eines Paſſes einzufhlagende Per- 
fahren befteht in Folgendem: 

Iſt der Papwerber auf dem Lande wohnhaft, fo bat er fein 
gehörig belegtes Gefuch bei feiner Ortsbehörde einzureichen. Diefe fol 
die Urfache, welche ald Grund der Reife vorgegeben wird, genau unter: 
fuchen, insbefondere aber erwägen, ob es, wenn der Paßwerber noch der 
Militärdienftverpflichtung unterfteht, vathfam fei, in Conferiptiond- und 
Reerutirungshinfichten feine Entfernung vom Haufe zuzugeftehen. Ueber 
alle diefe Punkte ift fih won der Ortöbehörde in dem Berichte umftänd. 
ich zu äußern, auch dem Paßgeſuche eine genaue Perſonsbeſchreibung 
beizufchließen, und diefed fammt den Acten an den Kreispräfidenten oder 
Statthalter einzufenden (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 3. Auguft 1814). 

Sm Falle der Papwerber der Militärdienftpflicht unterliegt, ift fo- 
hin wegen Evidenzhaltung des Gonferiptionsftandes das Werbbezirks— 
Commando einzuvernehmen, und dieſes hat, wenn es Fein Bedenken 
findet, das Papgefuch zu vidiren (nied. dft. Rggs. Vdg. v. 14. Mai 
1812). Zugleich ift darauf zu fehen, daß in dem Paßgefuche die Länder, 
für welche der Pag angefucht wird, beftimmt angegeben, und unbeftimmte 
Ausdrüde und Benennungen vermieden werden (Deer. der Pol. Hofft. 
v. 1. Auguſt 1820). 

In Städten, wo die Polizeigefchäfte durch eine eigene ſtadt⸗ 
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hauptmannfchaftliche Behörde verwaltet werden, hat leßtere vorerſt eine 
PBaßanweifung zu ertheilen. Perſonen, welche der Polizeibehörde ges 
nau befannt find, bedürfen zur Erwirkung diefer Anweifung nur ihrer 
perfönlichen Anmeldung. Alle übrigen Parteien, fie feien männlichen 
oder weiblichen Gefchlechtes, müffen, wenn fie um die Anweifung eines 
Paſſes anfuchen, von dem Ortövorftande ein Zeugniß beibringen, in 
welchem: a) die Nummer des Hauſes, in dem fich die Partei befindet, 
und wenn fie eine Afterpartei ift, auch der Name desjenigen, bei dem 
fie ihre Unterkunft hat; b) das Alter und die Qualification oder Be- 
fchäftigung der Partei; c) von wo fie gebürtig, ob aus demfelben oder 
einem andern Kronlande des Öfterreichifchen Kaiferftantd, oder aus dem 
Auslande, und.in dem lebteren Falle, ob fie noch nicht naturalifirt fei; 
d) endlich der Zweck der Neife und der Ort, wo fie fi aufzuhalten ge- 
denket, enthalten fein muß. Jenen Parteien, die ihrer Qualification und 
ihrem Alter nah der Militärwidmung unterliegen, ift von dem Orts— 
vorftande zu bedeuten, dag bevor fie zur Erlangung der Paßanweiſung 
fih zur Polizeibehörde verfügen, fie das mit den gefeßlichen Erforder- 
niffen verfehene Zeugniß vom betreffenden Werbbezirfs-NReviforate 
vidiren zu laffen haben. Waltet fohin fein weiterer Anſtand ob, fo 
fertigt die Polizeibehörde die BPapanmweifung aus, worin der Grund 
und Zweck der Reife bemerkt, und deſſen befundene Richtigkeit beigefügt 
werden muß (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 16. Suli 1798, 6. und 28. März 
1811, 10. Februar und 20. März 1816, 10. Auguft 1818 und 25. 
März 1820, 3. 1454). 

Ohne vorläufige Einvernehmung der Werbbezirke 
fönnen Päffe nur an nachſtehende Individuen ertheilt werden: 1) den 
der Civiljurisdiction unterſtehenden Frauensperfonen; 2) den von der 
Militär⸗Linien-, und Landwehrverpflichtung ganz befreiten männlichen Indi— 
viduen; 3) den mit Abfchied oder Laufpaß vom Militär entlaffenen In— 
dividuen; 4) jenen militärpflichtigen Individuen, welche das zum Ein- 
tritte ald Stellvertreter feftgefeßte Minimalalter in dem der Paßerthei- 
‚lung vorangehenden Solarjahre vollitredt und nachgewiefen haben, daß 
fie bei der hierauf erfolgten Recrutirung entbehrlich waren; 5) denjenigen 
männlichen Individuen, welche das linien- und landwehrftellungspflichtige 
Alter bereit überfchritten haben; 6) jenen Individuen, welche das ftel- 
lungspflichtige Alter noch nicht erreicht haben und es während der Pap- 
dauer auch nicht erreichen; 7) den zum Militärdienfte ganz untauglic 
erfannten; 7) endlich ſolchen, welche entweder durch perfünliche Kriegd- 
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dienfte oder durch Stellung eined Supplenten der Militärpflicht voll- 
fommen genügt haben (Hfkzld. v. 15. Februar 1843, 3. 4855). Mit 
der oben erwähnten Anmweifung wendet fi dann die Partei an den 
Kreispräfidenten oder Statthalter (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 14. Sep: 
tember 1807; Hfkzld. v. 28. April 1815; Deer. der Pol. Hofft. v. 19. 
September 1816). Diefer hat die Nothivendigkeit der Neife ebenfalls ge- 
nau zu unterfuchen, und bierwegen auf den firengften Beweis zu brin- 
gen, beſonders wenn die Paßwerber Leute von jüngeren Sahren find. 
Er foll ferner beurtheilen, ob nicht eine Gefahr der Auswanderung zu 
beforgen fei, oder fonft der Reife die Abficht zum Grunde liege, einer 
wie immer gearteten, ſelbſt Privatverpflichtung zu entgehen. Im Kalle 
der Act hierüber die erfchöpfende Aufflärung nicht enthält, bleibt es ihm 
vorbehalten, neuerliche Erhebungen einzuleiten, und insbefondere die Po— 
ligeibehörden anzuweifen, die näheren Erkundigungen über die wahren 
Perhältniffe des Paßwerbers einzuzichen (Hflzld. v. 27. März 1809; 
Hd. v. 20. März 1810; nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 10. Februar und 
20. März 1816; Hflzld. v. 13. Juni 1816; Miniſt. Schr. v. 11. März 1820). 

Die Päffe werden auf eigend vorgedrudten Blanquetten ausge 
fertiget. Diefe enthalten nebſt dem Lande, Kreife und Geburtöorte des 
Paßwerbers auch fein Geburtsjahr und eine genaue Perfondbefchreibung 
desfelben (Deer. ded Pol. -Min. v. 25. März 1801; Hfkzld. v. 24. April 
1807; Hfd. v. 26. December 1807; Hfd. v. 24. Auguft 1812, Kro— 
patſchek'ſche G. ©. Bd. 32, ©. 54; n. ö. Rggs. Decr v. 13. Juni 1840, 
3. 33666). Dagegen ift das Neligiondbelenntnig zu Yolge des Min. 
Erl. v. 31. December 1848 (R. ©. BI. Nr. 60) darin nicht mehr an- 
zugeben. Wohl aber ift in dem Paſſe der Zweck der Neife befonders 
aufzuführen und jedenfall® der zu betretende Staat beftimmt zu bezeich- 
nen (Min. Schr. v. 11. März 1820; Deer. der Pol. Hofft. v. 1. Au- 
guft 1825). Außerdem wird auch noch, bei den f. g. beſchränkten 
Päffen, der Ort des Aufenthaltes genau angegeben. Weiters ift das 
etwa mitzunehmende Gefolge unter namentlicher Aufführung der betref- 
fenden Individuen, erfichtlich zu machen (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 11. 
März 1808), und endlich die eigenhändige Unterfchrift des Paßwerbers 
beizufügen (Min. Erl. v. 23. October 1849, Nr. 427 des R. ©. BI). 
Die Ausfertigung der Päſſe fol ohne alle Correcturen gefchehen 
(Sfd. v. 25. April 1823, 3. 10782), damit nicht der Befiker des Paf- 
fed in Unannehmlichleiten gerathe, oder gar in eine gerichtliche Unter: 
fuchung verwidelt werde, da die Berfälfhung eines Paſſes als einer 











‚öffentlichen Urkunde, nach Umftänden die Webertretumg oder das Ber- 
brechen des Betruges begründet ($. 178 lit. d. Ste. ©. I. Thls.; Hfd. 
u. 17. Mai 1819, 3. 1562; Pat. v. 17. Jänner 1850, Art. IX.) 

Bor feinem Austritte aus den öfterreichifchen Staaten bat der Ret- 
fende den Paß von der im Inlande befindlichen auswärtigen Gefand- 
jandfchaft desjenigen Staates, in den er fich begeben will, vidiren zu 
lafjen (Deer. der Pol. Hofft. v. 26. November 1808; n. d. Rggs. Präf. 
Vdg. v. 14. Detober 1836, 3. 2657). Der Reifepaß ift fohin an der Grenze 
bei der betreffenden öfterreichifchen Grenzbehörde worzuzeigen (Hfd. v. 26. 
Auguft 1799). Iſt der Reifende im Auslande angelangt, und zwar in 
einem Drte, wo eine öfterreihifhe Geſandſchaft ihren Sik hat, 
fo fol er fich fogleich bei derfelben melden, und die bei fih habenden 
Certificate von ihr vidiren kaffen, um fich des Schubes derfelben zu ver- 
fihern (Hfd. v. 19. Februar 1807, pol. ©. ©. Bd. 23, ©. 104). 
Die Päfle werden, wie ſchon oben bemerft wurde, in beſchränkte und 
unbefhräntte eingetheilt; diefe berechtigen zum Aufenthalte im Aus- 
lande überhaupt, ohne den Befiter an einen beftimmten Ort zu binden. 
Der mit einem beſchränkten Paffe verfehene Reifende ift aber nur an 
dem im Paffe bezeichneten Orte, und nur zu dem angegebenen Zivede 
ih aufzuhalten befugt, worauf zu fehen die öfterreichifchen Gefandten 
und Nefidenten an den fremden Höfen den Befehl haben; welche dann 
auch in Fällen, wo fie eine Uebertretung diefed Befugniffed wahrnehmen, 
die Mittheilung an die competente Behörde machen follen, damit dieſe 
ihr Amt gegen folche Webertreter handeln könne (Min. Schr. v. 11. März 
1820). 

Die Bapzeit darf von Niemanden überfehritten werden, felbft nicht 
von Individuen, welche im Auslande den Pag mit einem Wanderbuche 
vertaufchen (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 17. September 1812; Hflzld. v. 
15. Juni 1813; Hfkzld. v. 11. Juli 1816). Wohl aber kann der 
Reifende um eine Verlängerung feines Reiſepaſſes anfuchen und 
zwar im nämlichen Wege, wie um die Reifebewilligung felbft; nämlich 
bei jener Behörde, welche zur Ertheilung der Tebteren befugt tft. Jenen 
Perfonen, welchen höchften Orts der Conſens zur Reife in das Ausland 
ertheilt wurde,- darf der Kreispräfident oder Statthalter eine Berlänge- 
rung auf 3 Monate, jedoch nicht ohne hinlänglihen Grund, gewähren 
(GGfkzld. v. 10. Mai 1822). 

Meber alle ertheilten Päſſe und Wanderbücher ift ein Protofoll 
und über die Paßzeit eine eigene Vormerkung zu führen (Hfd. v. 2. 
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uni 1807, Kropatfheffche ©. S. Bd. 23, S. 292; nied. öſt. Rggs. 
Vdg. v. 17. September 1812; Hflzld. v. 15. Juni 1813, und v. 9. April 
1819, und $. 64 der Inſtr. f. d. pol. Beh.). Eben fo kommt die Er— 
theilung der Reifepäffe in das Ausland auch in die Confcriptiong- 
bücher einzutragen (Hfkzld. v. A. Auguft 1829). 

Bei der Rückkehr eines Reifenden ift von demfelben an die Ortöbe- 
hörde, oder in Städten, wo fi) eine Polizeibehörde befindet, an diefe die 
Anzeige zu machen. Die Unterlaffung derfelben ift mit einer angemeſſenen 
Geld» oder Arreftftrafe bedroht (Hfd. v. 27. Mai 1798; nied. öft. Rggs. 
Vdg. v. 8. Juni 1807, v. 25. Jänner 1808 und v. 13. Februar 1815). Die 
erlofhenen Päffe find von den Ortsbehörden oder von den Polizeidirec- 
tionen an die Statthaltereien einzufenden, und zwar mittelft eines Derzeich- 
niffed, worin die Zahl des Paſſes, Name und Eigenichaft des Reifen- 
den, das Land und der Drt wohin, auch die Zeit, wie lange der Inha— 
ber gereift if, endlich die Localbehörde des Reiſenden angegeben find 
(Hfd. v. 2. Juni 1807, und v. 9. April 1819). 

Die Einrihtung der Wanderbücher wird fpäter im Zufammen- 
hange mit den, für das Wandern der Handwerkögefellen überhaupt 
beftebenden Borfchriften erörtert werden. 


8. 167. 
Reifen im Inlande. 


Zu Reifen im Inlande genügt in der Regel der von dem Ge- 
meindevorftande ausgefertigte Heimathsfchein. Das Formulare hierzu 
wurde mit dem Min. Erl. v. 23. April 1850 (Nr. 32 des nied. öſt. 
2. ©. BL) hinausgegeben. Der Heimathöfchein Tann auch ald Reife: 
urkunde in ein andered Kronland dienen; nur ift dann die Vidirung des 
Bezirfshauptmannd erforderlich, die höchftend für jenen Zeitraum ge 
fhehen darf, der von der Ajährigen Dauer des Heimathöfcheines noch 
übrig ift. Denjenigen Perfonen, die fi) im ftellungspflichtigen Alter 
befinden, darf die Vidirung höchftens auf 1 Jahr ertheilt werden, felbft 
wenn ihr Heimathejchein noch für längere Zeit Giltigkeit hätte. 

Die Wanderbücer für Handiwerfögefellen hat auf Grundlage des 
Heimathöfcheined der Bezirfshauptmann, und in Städten und Märkten, 
welche eigene Magiftrate haben, der Magiftrat auszufertigen. Soll ein 
ſolches Wanderbuch als Reifenrkunde in ein anderes Kronland benützt 
werden, fo muß ed von dem Bezirkshauptmanne zur Reife dahin insbe— 
jondere vidirt fein, 
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Die Bidirung ded Wanderbuches an Orten, wo der Handiverföge- 
felle in Arbeit geftanden ift, gefchieht von Seite des Gemeindevorſtehers, 
falls nicht im Orte fi eine eigene Polizeibehörde befindet ($. 64 der 
Inſtr. f. d. pol. Beh.). Ueber die vidirten Heimathöfcheine und Wander: 
bücher hat die Bezirfshauptmannfchaft, und über die auögefertigten Wan⸗ 
derbücher die zur Ausferfigung — Behörde beſondere Verzeichniſſe zu 
führen en - 


8. 168. 


Ertheifung von Anskünffen. 


Auf Grund der vorfehriftsmäßigen Handhabung des : Meldungs-, 
Paß- und Fremdenweſens find die Polizeibehörben in der Lage, die von 
den Behörden oder Parteien an fie gerichteten ‚Anfragen oder Anfuchen 
um Auskunfte über zn — beantworten (6. 6 der Inſtr. f. d. 
Pol. Beh.). 


Erſter Abſchnitt. 


Aufrechthaltung der öffentlihen Sicherheit und inneren Ruhe. 





8. 169. | 
Allgemeine Bemerkungen. 


s- Bon den mannigfaltigen Gefahren, welche theils die. öff entlighe 
Ordnung, theils die Sicherheit des Einzelnen bedrohen, kommen' in 
diefem Abfchnitte nur diejenigen zu ‚berühren, ‘welche. den Staat in ſei⸗ 
nem Verbande anzugreifen. und die innere Ruhe desfelben zu ftözen 
geeignet find. . Die politifhen (und Polizei) Behörden ‚haben hier be- 
obachtend, vorbeugend und verhütend einzufhreiten, -und:bei wirklich, er- 
folgten Rechtöverlegungen und Befchädigungen auf die Entvedung der 
Gefepesübertreter, und in fo weit ihnen nicht felbit ein Ahndungsrecht 
zuftcht, auf die Meberweifung derfelben an die competenten Strafbehörden 
ihr Augenmerk zu richten ($. 7 der Snfte. v. 10. December 1850). 
Stubenrauch, Verwalt.⸗Geſegk. 1. 20 
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8. 170. 
Wahrnehmung der Volksftimmung. 


Als ein wichtiges Mittel zur Aufrechihaltung der öffentlichen Sicher⸗ 
‚beit ftellt fih wor Allem die Wahrnehmung ber Bolksſtimmung dar. 
Die Polizeibehörden haben in diefer Beziehung die politifchen und ſocia⸗ 
len, in das Staatdleben eingreifenden Zuftände forgfältig zu beobachten, 
und ihre. befondere Aufmerkfamtett auf die öffentliche Stimmung bei Er- 
laffung neuer Reichd- oder Landeögefepe über politifche und adminiftra- 
tive Einrichtungen zu richten, wobei es aber nicht genügt, bloß einzelne 
Stimmen zu hören, und ihren Anfichten den Werth eines allgemeinen 
Urtheiles beizulegen. Die Polizeibehörben haben’ fi von den Bebürf- 
niſſen und Wünfshen der Bevoͤlkerung Kenntniß zu verſchaffen, die thai⸗ 
ſächlichen Berbältniffe, welche dem Bebürfniffe neuer Einrichtungen und 
dem Wunfche nad Aenderungen in den beftehenden Einrichtungen zum 
Grunde Liegen, forgfältig zu prüfen, und gerechte Wünfche und Befchwer- 
den ungefäumt zur höheren Kenntniß zu bringen. Ungerechten Wünfchen 
und Befchwerden haben fie durch Berichtigung der denfelben zum Grunde 
liegenden irrigen Vorftellungen und Begriffe zu begegnen, und böswil- 
tigen Einflüffen, die fi. zur Erregung ungegründeter Mipftimmung und 
Aufseizung geltend zu machen fushen, mit aller Entſchiedenheit anigegen 
zu treten ($. 8 der Inſtr. v. 10. December 1850). Ueber die gemach- 
ten Wahrnehmungen find an die vorgefegten Behörden periodifche Be: 
richte mit den geeigneten Anträgen zu eritatten (F. 9, ebd.). Nicht 
minder haben die Polizeibehörden den Einfluß der in- und ausländifchen 
Blätter, Flugſchriften und größeren Werke auf die öffentliche Meinung 
‚wahrzunehmen, und wichtige Daten gur höheren Kenntniß zu bringen 
($. 10, ebd); und eben fo liegt die Ueberwachung gehelner Umtriebe 
und Anſchläge, melde der öffentlichen Sicherheit gefährlich werben Tönn- 
ten, and die Eyidenzhaltung der in dieſer Beziehung bereits in Unter 
ſuchung geflandenen oder berbädhtigen in — — Ob⸗ 

liegenheit (8. 1, ebd.). 
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8. 171. 
Ueberwachung der Preſſe. 


So wehlthätig die freie Preſſe, wenn man ihre Segnungen — 
nur in politiſcher Beziehung auffaßt, als Leuchte der Wahrheit, als Dol⸗ 
metſch der Wünſche und Bedürfniſſe der Staatsangehoͤrigen, als Ver 
mittler zwiſchen Herrſcher und Voll, als Schutzwehr gegen Gewaltmiß⸗ 
bräuche der Regierungsorgane und als Zräger der Oeffenilichkeit des 
Staatslebens zu wirken berufen iſt, eben ſo unheilvoll vermag deren 
Mißbrauch die Grundfeſten aller rechtlichen und ſittlichen Ordnung 
zu untergraben, das Vertrauen und bie Liebe der Völker zu ihtem Mo— 
narchen zu zerſtören, Verrath, Frevel und Verbrechen jeder Art ins Leben 
zu rufen und durch die Giftpfeile der Verläumdung, fo wie durch den 
Peſthauch der Gefinnungs⸗Entſittlichung Verderben fiber - Tauſende, Zer⸗ 
ſtörung alles Lebend- und Familienglückes herbeizuführen (Min. Vortrag 
v. 12. März 1849). Solchem Mißbrauche entgegen zu wirken iſt die 
Beſtimmung der im Pat. v. 13. März 1849, Nr. 161 des R. G. M. 
angeordneten Maßregeln, welche ſowohl für die Erzeugniſſe der Preſſe 
im eigentlichen Sinne, als fir alle durch Stein-⸗ Metall⸗ oder Holz 
Drud, Prägung, Abformung, oder. dinch was immer für mechanifähe 
oder chemifche Mittel vervielfältigten Erzeugniffe des Geiſtes und ver 
bildenden Kunſt (Üterarifhe und artiſtiſ che Werke) an. gelten haben 18. 3 
des e. a. Pat). 

Dieſen zu Folge muß jede Drudſchrift mit dem Namen des Drackere 
und wenn ein beſonderer Herausgeber oder Verleger eintritt, auch mit 
den Namen des einen und andern, ſo wie mit der Angabe des Druck⸗ 
vortes und der üblichen Bezeichnung der Zeit des Erſcheinens verfehen 
fein (8. 4, ebd.). Die Uebertretung diefer Borfchrift wird an dem Schuld" 
tragenden mit einer Geldbuße von 5 — 100 fl. beftraft ($. 20, ebb.)..: 

Weiters ift von jeder Drucdfchrift, die. nicht über drei Bogen im 
Drucke beträgt, und von jedem auf amdere Art vervielfältigten Hterari- - 
fhen oder artiftifchen Erzeugniffe (Min. Erl. p. 13. Mai 1849, Rr. 245 
des R. ©. BL.) beim Beginne der Hinausgabe am Orte des Erſcheinens 
‚cin Ezemplar bei der dafelbft für die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit beftellten Behörde, und in den Orten, wo der. Staatsanwalt 
feinen Sitz hat, auch bei diefem ein Eremplar zu hinterlegen, widrigens 
jeder Schuldtragende in eine Geldbuße von 5—100°fl. verfiele (68. 16 

20* 
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und 20 des Pat. v. 43. März 1849). Außerdem Tann jede, mit Außer- 
achtlaffung der eben erwähnten Vorfchriften ausgegebene Druckſchrift von 
der zur Aufrehthaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit beftell- 
ten Behörde entweder unmittelbar felbft, oder auf Anweifung des Staats- 
anwaltes mit Beichlag belegt werden. Jede ſolche Beſchlagnahme ift 
dem Staatdanmwalte an dem zuftändigen Bezirks⸗Collegial⸗Gerichte 
anzuzeigen. Diefe Anzeige, oder wenn die Beichlagnahme nicht am Sike 
des Staatsanwaltes Statt fand, die Abfendung der Anzeige hat binnen 
24 Stunden nah der Beichlagnahme zu erfolgen. | 

Der Staatsanwalt hat ſohin über die ihm. angezeigte. und von 
ihm ald gegründet erkannte Beichlagnahme eine Klage. bei dem: Bezirks: 
Eollegial-Berichte. zu. überreichen und darin auf Beftätigung der Beſchlag⸗ 
nahme. anzutragen. Das Gericht. hat. in diefem. Yale. fogleih. kei Ein- 
leitung. des Strafverfahrend über die Beftätigung oder. Aufhebung, der 
Beihlagnahme zu. entfheiden. Wenn über die Beitätigung. oder: Aufhe- 
bung der Beichlagnahme. nicht binnen Drei Tagen, oder, wenn die Be- 
flagnahme an. einem von dem. Amtöftge des Bezirks-Collegial⸗Gerichtes 
verfchiedenen Orte erfolgte, nicht binnen a ch.t Tagen nad der Befihlag- 
nahme von dem Gerichte entfehieden und die. Entfcheidung nicht innerhalb 
diefer Frift dem Betheiligten eröffnet wird, verliert der Beſchlag ohne 
Weiteres feine Wirkſamkeit, es wäre denn, daß die. Berftändigung .nur 
wegen Abweſenheit oder Nichtauffindung desjenigen, an den ſie geſchehen 
follte, nicht. bewerfftelligt werden konnte. In dieſem Falle genügt es, 
wenn die Verſtändigung im Amislocale des Gerichtes oder der. Behörde 
öffentlich angeſchlagen und in das Amtsblatt * —— — 
wurde. 

Im Falle — Erloſchung oder Aufhebung einer f — Beſchlag- 
nahme gebührt dem durch den Beſchlag Beſchädigten der Erſatz des er⸗ 
weislichen Schadens aus der Staatscaſſe, jedoch im Falle der aus⸗ 
drücklichen Aufhebung nur dann, wenn hierbei die Beſchlagnahme als 
weder durch den Inhalt der Druckſchrift noch durch eine Außerachtlaſſung 
der oben berührten Vorſt chriften gerechtfertiget erkannt wird (88. 501 a 
504—506 .der Str. Pr. D..v. 17. Jänner 1850).. 

Die durch den Inhalt einer Druckſchrift begangenen firafbaren Sant. 
lungen werden theild nach den allgemeinen Strafgefeben, theild nach den 
Deflimmungen. der $8..23—35 des Pat. v..13. März 1849, geahndet. 
Das hierbei. zu beobachtende Verfahren iſt in dem 24ten Hauptflüde der 
St. P. D. vom 117. Jäuner 1850. feftgefebt. Wenn der Inhalt. der 


2 
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Drudfchrift eine Uebertretung begründet ,. die im; öffentlichen Intereſſe 
verfolgt werden Tann, fo hat die zur Auftechthaltung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit beftellte Behörde. ebenfalls das Recht; dieſelbe 
mit. Befchlag- zu belegen. In allen andern Fällen kann der Befchlag 
nur von dem zuftändigen Bezirks⸗Collegial⸗Gerichte über eine Klage und 
den darin enthaltenen Antrag des Staatsanwälte oder eimed Privat- 
Mägerd angeordnet werden (98. 501 und 502 der St. P. D.) Eine 
ſolche Befchlagnahme Tann fich übrigens niemals auf jene Eremplare be 
ziehen, die fhon in den Beſitz von dritten Perſonen zu eigenem Ger 
brauche übergegangen find ($. 40 des Pat. v. 13. März 1849). 


8§. 172. 


Beſondere Dorfchriften 
a) in Anfehung der periodifchen Preffe. 

Wer die Herausgabe einer periodifchen Druckſchrift beabfichtiget, 
bat vorläufig an den Staatsanwalt, wenn diefer an dem Orte der 
Herausgabe fich befindet, im entgegengefebten Falle an die für die Yuf- 
techthaltung der öffentlichen Sicherheit daſelbſt beftellte Behörde die An, 
zeige zu überreichen. Diefe Anzeige muß enthalten: a) die Bezeichnung 
(den Titel) der periodifhen Dradfchrift, die Zeitabfchnitte ihres Erſchei⸗ 
nend, und die Angabe, ob fie politifhen oder: nicht politifhen Inhaltes 
fein werde; b) den Namen und Wohnort eined mit den geſetzlichen Ei- 
genſchaften verfehenen verantwortlihen Nedacteurd, und wenn 
mehrere verantivortliche Nedacteure auf dem Blatte genannt werden fol- 
len, den Namen und Wohnort Aller; c) den Namen und Wohnort des 
Druderd, und. wenn ein befonderer Herausgeber oder Verleger eintritt, 
den Namen des einen und anderen; endlich d) in den Fällen, wo eine 
Caution vorgefchrieben ift, den Ausweis über deren Erlag ($. 6 dei _ 
Pat. v. 13. März 1849). 

Wird diefe Anzeige unterlaffen, oder find in derfelben die gefeglichen 
Erforderniffe zur Herausgabe einer periodifchen Drudfchrift nicht vollftän- 
dig nachgewiefen, fo kann von dem Staatdanwalte oder von der öffent: 
lichen Sicherheitöbehörde die Herausgabe der periodifhen Druckſchrift bie 
zur Erfüllung der gefeblichen Bedingungen eingeftellt werden. Auf gleiche 
Weife umd unter denfelben Folgen eines Berfäumniffes ift auch jede 
während der Herausgabe einer periodifchen Drudfchrift eintretende Veraͤn⸗ 
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derung in einem der aufgeführten Punkte noch vor der weiteren Serand 
gabe anzuzeigen ($. 7, ebd.). 

der verantwortliche Redacteur einer periodifchen Druck⸗ 
fhrift muß an dem Orte des Erſcheinens wohnhaft, wenigftend vier und 
zwanzig Jahre alt umd öfterreichifcher Staatäblirger fein. ‘Perfonen, 
welche eines Verbrechens oder einer aus Gewinnfucht heruorgegangenen, 
eder die öffentliche Sittlichkeit verletzenden ſchweren PBolizei-Mebertretung 
ſchuldig erflärt murden, find von der’ verantwortlichen Nedaction einer 
periodifchen Druckſchrift ausgefchloffen. Iſt bei einer periodifhen Druck⸗ 
fehrift Tein befonderer Herausgeber genannt, fo wird der verantwortliche 
Redacteur als folcher angefeben ($. 8, ebd.). 

An den Erlag einer Caution ift die Heraudgabe jeder periodifchen 
Drudichrift gebunden, welche, fei es auch nur nebenher, die politifche 
Tagesgeſchichte behandelt, oder überhaupt politifchen Inhalts 
ift, und von welcher periodifch menigftend zweimal im Monate ein Blatt 
(Rummer) oder Heft ausgegeben wird ($. 9, ebd... 

Die Caution beträgt für periodifche Drudfriften, weldhe an Orten 
‚mit mehr als fechzig taufend Einwohnern oder in deren Umfreife von 
zwei Meilen erfcheinen, wenn davon in jeder Woche mehr ald drei Mal 
ein Blatt (Nummer) oder Heft ausgegeben wird, zehntaufend Gul- 
den Conv. Münze, bei dreimaligem Erſcheinen in der Woche fünftau- 
fend Gulden Conv. Münze, fonft aber dreitaufend Gulden Com. 
Münze Für andere Orte ift die Caution mit der Hälfte diefer Ber 
träge bemeflen (8. 10, ebd.). Die Caution ift nah der Wahl des Er- 
legers entweder in barem Gelde, oder in auf Ueberbringer Tautenden, in 
Conventions⸗Muͤnze verzinslichen Taiferlich öfterreichifehen Staatsſchuld⸗ 
Berfchreibungen nach dem Börfecourfe des Erlagdtages, jedoch nicht über 
den Nennwerth berechnet, zu erlegen. Im erfteren Falle wird der Gau: 
tiondbetrag nach dem bei dem k. k. Tilgungsfonde beftehenden Zinsfuße 
verzinfet ($. 11, ebd.). 

Die Caffen, bei weldhen der erwähnte Gautionderlag Statt zu finden 
hat, find nach dem zwifchen den beiden Minifterien der Juſtiz und der 
Finanzen zur möglichften Erleichterung der Parteien getroffenen Meberein- 
kommen durch den Finanz-Min. Erl. v. 24. März 1849 (Nr. 190 des 
R. ©. BL) insbefondre bezeichnet worden. : 

Diefe Gaffen haben die erwähnten Cautionen gegen Beibringung 
von Widmungsurfunden von Seite der befheiligten Parteien zu über: 
nehmen, und den Erlegern hierüber die von ihnen bendthigte, den Ge⸗ 
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genftand und Zweck des Erlaged genau bezeichnende, ungeflämpelte‘, mit 
dem Amtöfiegel verfehene Beſtätigung auszuftellen, keineswegs aber ſich 
in die Prüfung einzulaffen, ob die in Staatöfchuldverfchreibungen erlegten 
Gautionen vermöge ihres Courswerthes und ihrer fonftigen Eigenfchaften 
den im Patente vom 13. März 1849 angegebenen Erforderniffen ent- 
fprechen, weil diefe Prüfung dem Staatdanwalte zufteht, bei welchem von 
den betbeiligten Parteien der Cautionserlag auszuweiſen ift. 

Die Cautiondobligationen find mit feinem Haftungsbande zu ver- 
fehen, fondern nur forgfältig unter dreifacher und bei jenen Caſſen, wo 
dieſe nicht befteht, unter zweifacher Gegenfperre zu hinterlegen. 

Auch bleibt den Parteien die Sntereffenbehebung von diefen Obliga- 
tionen unbenommen , weßhalb ihnen die Eoupond über die bereits ver- _ 
fallenen Obligationd-Intereffen jederzeit gegen ämtliche Erſichtlichmachung 
auf den erwähnten von den Gautionslegern zu dieſem Behufe beizubrin- 
genden Empfangäbeftätigungen jener Caffe, bei welcher der Erlag Statt 
fand, zu erfolgen find. 

Die geleifteten Barcautionen werden von jenen Eaffen, bei welchen 
der Erlag gefchieht, unmittelbar bei dem Staatsfchulden-Tilgungsfonde 
fruchtbringend angelegt. _ | 

Die Caution Tann wegen MWebertretung der Borfchriften des Preß⸗ 
gefebes v. 13. März 1849 ganz oder zum Theile verfallen. Auch haftet 
diefelbe für alle Geldbußen. — Diefe Haftung und in den in dem ge- 
dachten Patente beftimmten Fällen auch der Berfall der Caution findet 
ſelbſt dann Statt, wenn der Erleger der Caution für feine Berfon nicht 
ftrafbar befunden wurde ($. 12 des o. a. Bat.). 

Iſt durch ein rechtskraͤftiges Erkenntniß eine Geldbuße oder ein be» 
fiimmter Betrag der Cantion als verfallen erkannt, fo haben fi die 
Betheiligten binnen drei Tagen nach eingetretener Nechtökraft bei dem 
Staatdanwalte über die Abfuhr der Geldbuße oder des ald verfallen er⸗ 
Märten Cautionsbetrages an die Gemeinde-Caffe auszuweiſen, im widri⸗ 
gen Falle verfügt der Staatsanwalt diefe Abfuhr aus der Caution 
ohne weiteres. Einfchreiten des Gerichtes. Iſt die Caution nicht im Baren 
geleiftet, fo muß zu diefem Ende der erforderliche Theil der als Caution 
erlegten Staatsfchuld-Verfchreibungen veräußert werden ($. 13, ebb.). 

Die Caſſen, bei welchen der Cautionserlag ftatt fand, haben in 
ſolchen Fällen der diepfälligen Aufforderung won Seite des Staatsan- 
walted Folge zu geben und menn die Caution in Staatsſchulden⸗Ver⸗ 
ſchreibungen, welche erwähntermaßen ohnehin ſtets auf den Ueberbriuger 
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zu lauten haben, befteht, diefelben auf dad vom Staatsanwalte geftelite 
Erſuchen im Wege der ‚Staatöfchulden-Tilgungshauptcaffe börfenmäßig zu 
veräußern, übrigens die Nealifirung. jedes an die Gemeindecaffe abzuge— 
benden Betrages, und zwar im Falle eined Statt gefundenen: Obligatio- 
nen⸗Verkaufes unter Mittheilung einer ämtlichen Abfchrift des Börſe⸗ 
zetteld und der Verkaufsnote zur Kenntnig der Staatsanwaltfchaft zu 
bringen, welche fohin die Gemeinde zur Empfangsnahme des realifirten 
Betrages zu Gunften der Armen bei der Caffe gegen ungeftämpelte Em- 
pfangsbeftätigung anzuweifen hat (Min. Erl. v. 24. März 1849). 

Wenn die Kaution in Folge von Derfall oder Geldbußen vermindert 
wird, fo muß die Ergänzung binnen längftend drei Tagen ausgewieſen 
werden ($. 14 des Pat. v. 13. März 1849). | 
Fur die Leiftung diefer Ergänzung gelten ebenfalld die oben ange 
führten Beftimmungen des Finanz-Min. Erl. v. 24. März 1849. . 

Jedes einzelne Blatt (jede. Nummer) oder jedes Heft einer periodi⸗ 
ſchen Druckſchrift (Zeitung, Zeitſchrift, eines Journales u. ſ. w) muß 
den Namen des Druckers, des etwaigen Herausgebers oder Berlegers, die 
Angabe des Druckortes und die Zeit des Erſcheinens, dann insbeſondere 
den Namen des a Redacteurs an (8. 4 des Bat. 
v. 13. März 1849). 

Bon jedem einzelnen Blatte Nummer) oder Hefte einer periodifchen 
Druckſchrift ift beim Beginne der Hinausgabe am Orte des Erfcheinend 
ein Eremplar bei der dafelbft für die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit beftellten Behörde und in den Orten, wo der Staatsanwalt 
feinen Sitz hat, auch bei diefem ein Eremplar zu hinterlegen. Die 
Ausgabe und DBerfendung der periodifchen Drudichrift darf jedoch hier⸗ 
durch nicht. aufgehalten werden (8. 16, ebd.). 

Der Herausgeber einer periodifchen Druckſchrift ift ſchuldig, ‚ jede 
aͤmtliche Berichtigung der darin mitgetheilten Thatſachen in das zunächſt 
nah dern Empfang erfcheinende Blatt (Nummer) oder Heft koftenfrei 
aufzunehmen. Im Falle der Verweigerung tft der Herausgeber dur 
den. Stantdanwalt zur Aufnahme zu verhalten ($. 17, ebb.). 

:..Wird. wegen des Inhaltes einer periodifchen Druckſchrift Klage er⸗ 
hoben, fo ift der Herausgeber auf Verlangen des KHlägerd von dem Gen. 
richte zu verhalten, die über diefe Klage ergangene gerichtliche Verord⸗ 
nung vollftändig und unverändert in dem nächfterfcheinenden . Blatte‘ 
(Nummer) oder Hefte und eben fo das Urtheil mitzutheilen. Diefe Mit⸗ 
theilung muß ohne alle Zufäße und. Bemerkungen. gefchehen, und es 
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darf niemals eine noch mit Befchlag belegte oder rechtskräftig als ftraf- 
bar erflärte Druckſchrift weiter durch den Druck veröffentlicht werden, 
felbft wenn dieſes nur nebenher und erzählungsweife gefchehen follte, 
widrigenfalld die gefebliche Behandlung mit Rüdfiht auf den Inhalt 
des nachgedrudten Aufſatzes einzutreten hätte ($. 18 und 20, ebd.). 
‚Die Mebertretung der eben erörterten Borfchriften wird an jedem 
Schuldtragenden mit einer: Geldbuße von fünf bis Einhundert Gulden 
C. M. beftraft ($. 20, ebd.). 

Geldftrafen, die von dem Straffälligen nicht eingebracht oder nicht 
ohne empfindlichen Nachtheil für den Unterhalt der von ihm zu verpfle- 
‚genden Angehörigen geleiftet werden können, find in Arreftftrafen von 
je Einem Tage für Ey Gulden E. M. zu verwandeln ($. 21, ebd. und 
8. 7 der Str. Pr. O. v. 17. Jänner 1850). 

Hat gegen eine periodifche Druckſchrift eine Abſtrafung wegen einer 
durch den Inhalt derſelben begangenen Uebertretung Statt gefunden, 
ſo kann bei einer abermaligen Verurtheilung wegen einer dieſer Ueber⸗ 
tretungen bei beſonders erſchwerenden Umſtänden auch die zeitweilige 
Suſpenſion der periodiſchen Druckſchrift bis auf. die Dauer von 3 
Monaten verhängt werden ($. 39,. ebd.). | 

Wird in einer periodifchen Druckſchrift veharrlich eine dem Throne, 
der Einheit.und der Integrität des Reiches, der.Religion, der Sittlichkeit, 
oder. Überhaupt den Grundlagen der Staatsgefellſchaft . feindfelige oder 
mit der Aufrechthaltung. der : öffentlichen. Ruhe und. Orbnung unvereinbare 
Richtung verfolgt, fo kann nach vurausgegangener zweimaliger, ſchrift⸗ 
ficher, ‚fruchtlofer Verwarnung: die weitere. Herausgabe. einer ſolchen - perio- 
diſchen Druckſchrift von dem Statthalter des Kronlandes , in welchem 
diefelbe herausgegeben wird, zeitweilig bis auf.drei Monate eingeftelit 
werden. . Eine auf längere. Zeit dauernde, oder die gänzlihe Ein- 
ftellung kann nur vom :Minifterrathe audgefprochen werden: „Der. Ne 
curs gegen die Verfügungen des Statthalters hat keine auffchiebende 
Wirkung ($. 1 der k. Vdg. dv. 6. Juli 1851, Nr. 163 des R. ©. Bl.). 

Jeder Verſuch der eigenmächtigen Herausgabe eines zeitweilig einge⸗ 

ſtellten Blattes, ſo wie der Verbreitung desſelben iſt mit einer Geld⸗ 
ſtrafe von fünfzig bis fünfhundert Gulden Conv. Münze und bei er⸗ 
ſchwerenden Umſtaͤnden mit Arreſt von einem zu dert Monaten zu. 
beſtrafen ($. 5, ebd.). 
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$. 173. 


b) In Anfehung des Haufirens mit Prucfchriften und des An- 
fchlagens derfelben. 


Das Hanfiren mit Druckſchriften, das Anseufen, Bertheilen, 


Feilbieton und Auſchlagen derſelben auf offener Straße iſt gänzlich 


unterfagt. Das Berbot des Anfchlagend von Plakaten bezieht fih wicht 
auf Kundmachungen ämtlichen, rein örtlichen oder gewerblichen Inhaltes, 
als: ‚Theaterzettel, Ankündigungen von öffentlichen Luſtbarkeiten, von 
Bermieibungen, Berläufen u. dgl., Doch dürfen diefe Ankündigungen nur 
an den von der Behörde dazu heflimmten Plätzen a werden 
6. 19 des Pat. v. 13. März 1849). 


| 8. 174, 
ec) In Anfehung des Derbotes ausländifcher Brucfchriften.. 


Ausländifche Druckſchriften können vom Minifter des Innern für 
den ganzen Umfang des Kaiferitanted verboten werden. Das gehörig 
fundzumachende Berbot eine! ausländifchen Druckſchrift faßt auch das 


Berbot der Herausgabe oder Verbreitung jeder im In⸗ sder Auslande 


verfaßten Ueberſetzung oder fonftiger Ausgabe jener Schrift, ed mag 
felbe den ganzen Inhalt oder nur einen Theil enthalten, in fih. Die 
k. k. Boftanftalt hat auf verbotene andländifche oder ihnen gleichge- 
haltene Drudichriften keine Pränumeration, noch fonft felbe zur Beförbe- 
rung anzunehmen und es ift die Einfuhr, der Hamdel, die Ankündigung 
und die Verbreitung derfelben Jedermann unterfagt: Die zur Aufrecht- 
haltung der öffentlichen Orbnung und Sicherheit beftellten Behörden find 
zur Beſchlagnahme verbotener ausländischer oder denfelben gleichgehaltener 
Druckſchriften verpflichtet. Als Verbreiter ift angufehen und zu. beftrafen, 


wer verbotene ausländifche oder ihnen gleihgehaltene Druckſchriften in 


den Kaiſerſtaat verfendet, oder deren Derfendung dahin durch Beftellung 
veranlaßt, wer derlei Druckſchriften mit Hebertretung der für die Waaren⸗ 
Einfuhr beftchenden Vorſchriften in das öſterreichiſche Staatsgebiet ein- 
bringt oder eindringen läßt, wer damit Handel treibt, wer ſolche Drud- 
fhriften im Snlande vertheilt, an öffentlichen Orten, in Lefezirkeln, Leih⸗ 
bibliothefen ꝛc. auflegt oder worlieft, oder fonft an Andere zur weiteren. 
Mittheilung abtritt. 
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Auf die. Einfuhr, den Handel, die Ankündigung und die Berbrei- 
tung einer verbotenen ausländischen oder derfelben gleichgehaltenen Drud- 
ſchrift ift eine Geldftrafe von 50 bis 500 fl. €. M. und bei erſchwe⸗ 
renden Umftänden Arreft von 1 bis zu 3 Monaten verhängt. 

Die in der Verbreitung ergriffenen verbotenen ausländifchen oder 
denfelben gleihgehaltenen Drudichriften unterliegen dem Berfalle 

Hat aber die Verbreitung vor Crlaffung bed Verbotes ftattgefimden, 
fo ift die Außerlandesfchaffung der Drudichrift zu bewirken, in fo ferne 
nicht megen ihres Inhaltes ein gerichtliches Verfahren eingeleitet wird. 

Das Strafverfahren fteht in den Ländern, mo die Strafprozeß- 
Ordnung vom 17. Jänner 1850 ind Leben trat, den Bezirks⸗Collegial⸗ 
Gerichten zu, in allen übrigen Theilen der Monarchie haben die landes 
fürftlichen ep darüber zu erkennen (f. ddp. v. 6, Juli 
1851, Nr. 163 des R. G. Bl.). 


8 175. 
Ueherwachung theatraliſcher Vorſtellungen. 


Theatraliſche Vorſtellungen jeder Art dürfen in der Regel nur in 
Theatergebäuden oder in hiezu beſonders conceſſionirten Räumlich- 
keiten von mit perſönlicher Befugniß verſehenen Unternehmern zur 
Aufführung gebracht werden. Durch mehrfache Verordnungen wurde die 
Beftimmung getroffen, daß herumziehende Schaufpiel-Unternehmungen 
(f. g. fliegende Eomddianten- Truppen) in der Regel nicht zu dul- 
den feien (Rggs. Vdg. v. 7. Auguft 1789; Hflzld. v. 9. Jänner 1795; 
Note der PBolizeisHofft. v. 6. December 1802; Hfd. v. 13. Juli 1819. 
und v. 23. Jänner 1825). Stabile SchaufpielsUnternehbmun 
gen zu bewilligen find nur die SKreispräfidenten oder Statthalter be- 
techtigt (Rggs. Decr. v. 15. Juni 1819). Die Bewilligung foll im: All⸗ 
gemeinen nur für größere Städte, und nur an Perſonen ertheilt werben, 
deren moralifher Charakter Feiner Beforgnig Raum gibt (Rggs. Decr. 
v. 30. Auguft 1796). Die Berleihung oder Uebertragung von Theater 
befugniffen für Wien ift Seiner. Majeftät vorbehalten (Hfkzld. v. 19. 
November 1828, 3. 26808). 

Ausnahmsweiſe Bewilligungen zu einzelnen Borftellungen, 
von Dilettanten ertheilt der Bezirkshauptmann, und in Städten, wo Por. 
TigeiDirectionen beftehen, der. Polizei-Director oder Stadthauptmank. 
(Min. Dog. v. 25. November 1850, Nr. 454 des R. ©. Bl.). 
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Jede wie immer Ramen babende Bühnen: Propäction bedarf vor 
ihrer erften Darftellung der Aufführungsbewilligung von Geite 
des Statthalterd und es ift der Unternehmer. oder der der. Behörde an- 
gezeigte Stellvertreter (Director) ‚dafür verantwortlich, daß fein Bühnen- 
wert ohne diefe ertheilte Genehmigung ded Statihalterd zur Aufführung 
gebracht und daß fich bei den Darftellungen genau an diefe Genehmigung 
gehalten und von derfelben in Feinerlei Weife abgewichen werde (8.3 ebd.). 

Die erlangte Aufführungsbewilligung iſt nur für den Unternehmer 
und für die Bühne giltig, die ausdrücklich in derfelben. genannt find. 
Bühnenwerke jedoch, welche mit erlangter Bewilligung bereit3 auf einer 
Bühne der Kronlandshauptftadt zur Darftellung gelommen find, bedürfen 
zu einer weiteren Aufführung auf einer andern Bühne desfelben Kron⸗ 
landes keiner neuerlichen Bewilligung ($. 4, ebd.). 

Die ertheilte Aufführungsbewilligung Tann aus Beweggründen der 
öffentlichen Ordnung jederzeit zurüdgenommen werben ($. 5, ebb.). 

Der Staatd-Sicherheitäbehörde (Stadthauptmannfchaft, Polizei-Direc- 
tion, Bezirkshauptmannſchaft ze.) Tiegt ob, darüber zu wachen, daß bie 
Borftellungen nur mit erlangter Aufführungsbewilligung und in Vieber- 
einſtimmung mit derfelben Statt finden, dann daß die Art der Auffüh- 
rung (Infeenefegung, Koftüm ꝛc.) nicht? Anſtößiges und den öffentlichen 
Anftand Verletzendes enthalte ($. 6, ebd.). Hiernach ift von der Dar- 
ftellung auf der Bühne unbedingt ausgefchloffen: 1) wodurch fich der 
Darfteller einer, nach den allgemeinen Strafgefeben verpönten Handlung 
ſchuldig machen würde; 2) mas mit den Gefühlen der Loyalität gegen 
das Staatsoberhaupt, gegen das allerhöchfte vegierende kaiſerliche Haus 
und gegen bie beftehende Staatöverfaffung unvereinbar oder was die 
Baterlandsliebe der Bürger zu verlegen geeignet ift; 3) was nah den 
jeweiligen Zeitverhältniffen gegen die Ruͤckſichten für die öffentliche Ruhe 
und Ordnung verſtößt, Gehäſſigkeiten zwiſchen den Nationalitäten, Claſſen 
der Geſellſchaft und Religions⸗Genoſſenſchaften, oder Tumulte und uner⸗ 
laubte Demonſtrationen während der Darſtellung hervorzurufen geeignet 
iſt; 4) was den öffentlichen Anſtand, die Schamhaftigkeit, die Moral 
oder die Religion beleidigt, daher indbefondere weder die Darftellung 
firchlicher Gebräuche und gottesdienftliher Handlungen, anerkannter Re⸗ 
ligiond-Genoffenfhaften, no& der Gebrauch der den Dienern derfelben 
eigenfhümlichen geiftlichen Ornate auf der Bühne zu geftatten ift. Eben 
fo menig ift der Gebrauch öſterreichiſcher Amtskleider oder Uniformen 
auf der Bühne zuläſſig. Weiterd 5) ift nicht geftattet, Perfonen, die 
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noch am Leben find, und notorifche Verhältniffe des — zum 
Gegenſtande von Bühnenvorſtellungen zu machen. 

Der Statthalter iſt berechtigt die angeſuchte Aufführungsbewilligung, 
wenn er es für angemeſſen findet, ohne Angabe der Gründe einfach zu 
verſagen. In ſo ferne jedoch die Hinderniſſe, welche der Bewilligung 
entgegenſtehen, nicht ſowohl in der ganzen Tendenz. des Bühnenwerkes, 
als vielmehr in einzelnen einer Abänderung fähigen Theilen des- 
felben beruhen, fo können dem Unternehmer im kurzen Wege die erfor« 
derfichen Grinnerungen gemacht werden, um ihn in den Stand zu ſehen, 
durch paſſende Umarbeitungen dieſe Bedenken zu beſeitigen. 

Die Manuferipte, Programme ꝛc. der beabſichtigten Darſtellungen 
find in. der Regel in zwei gleichlautenden Abſchriften dem ‚Statthalter zu 
überreichen, wovon eines in Amtshänden zurücbleibt, das andere aber 
paraphirt und mit ber Erledigung verſehen, den Unternehmern zirüdge: 
ftelt wid. 
| Der Statthalter ift ermächtigt, — Directionen be⸗ 
ſonders im Amtsfitze der Statthalterei von der Beibringung einer sw eis 
- ten Reinfchrift zu entbinden (nftr. v. 25. November 1850). , .’ 

Die Sicherheitäbehörde ift überhaupt berufen, für die Acfrehthal- 
tung der Ruhe, Ordnung und des Anſtandes während der theatraliſchen 
Vorſtellungen zu wachen und alle Störungen des öffentlichen Vergnügens 
ferne zu halten. Wenn dringende Rückſichten es erfordern, "kann ‚fie die 
Aufführung eined Bühnenwerkes gegen nachträglich einguholende Geneh⸗ 
migung des Statthalter ganz oder; theilweife unterfagen und felbft Die 
Fortſetzung einer .bereitd begonnenen Darftellung :einftellen. In außer 
ordentlichen Fällen ift fie ermächtigt, das‘ Gebäude räumen und Iöiepen 
zu laffen ($. 6 der Vdg. v. 25. November 1850). a 

Gegen die Entſcheidung des : Statthalter fleht dem: Sheoter-Unter 
- nehmer. der Recurs an den Minifter des Innern gegen. bie Derfügungen 

der Sicherheitbehörde an den Statthalter zu (& 7,6). 

Jede Uebertretung der Beftimmungen des Theater⸗Geſetzes iſt als 
ein Vergehen mit einer Geldbuße von: 50 bis 500 fl. C. M. und bei 
erfehiwerenden Umſtänden, überdies mit Arreft. bis zu ‚drei Monaten zu 
beftrafen, unbeſchadet der gerichtlichen DVerfolgungen, wozu die alfge- 
führten Stüde ihrem Inhalte .nady etwa Anlaß geben ($. 8, ebd.) . 

Einzelne anftögige Abweichungen von dem, genehmigten .Terte eines 
Bühnenwerkes (Eytemporationen) find. nad Maßgabe.der aus: dem 
Inhalte derfelben hervorleuchtenden üblen Abficht an dem: Schuldtragen⸗ 
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ben von der Sicherheitobehörde mit einer Ordnungsſtrafe von 5 bis 
50 fl. zu ahnden, in fo ferne nicht eine firengexe Strafe nach den allge 
meinen Strafgefepen dadurch verwirkt wurde (6. 9, ebd.). 


$. 176. 


Dorfriften über die Ausübung des Buchdruckerei - Gewerbes m den 
Betrieb des Buchhandels. 


Privatperfonen . bie nicht. zum Buchdruckergewerbe gehörig befugt 
find, ift e8 unterfagt, Buchdruckerpreſſen, Hanbprefien und Druck 
charaktere zu. halten. Die ‚Sicherheitöbehörde hat denſelben nachzufor⸗ 
ſchen, und die aufgefundenen zu befeitigen (Hfkzld. v. 12. October 1792, 
3. 117). 

. Eben fo ift durch das Hfd. v. 31. Jänner 1793 (pol. G. ©. Bd. 
2, ©. 16) allen Künftlern und Handwerkern, die fih mit dem Gießen 
und der Berfertigung der Buchflaben für die Druderei befchäftigen, oder 
damit Kandel treiben, die Verarbeitung oder Verhandlung derfelben an 
andere, als die prieilegirten Buchdruder, oder ſolche, die fich zu dieſer 
Befugniß dur hinlängliche Zeugniffe ausweifen, den Buchbrucdern felbft 
‚aber der weitere Verlauf. derfelben, der Kauf oder Berkauf mag öffentlich 
oder heimlich, und unter der Hand gefchehen, ftrenge verboten. 

Die leihen Beitimmungen gelten nah dem Hfkzld. v. 12. Sep- 
tember 1819 (pol. G. ©. Bd. 47, S, 327) in Anfehung der unbefug- 
ten Haltung einer Steindrudpreffe oder Kupferdrudpreffe, und 
es trifft diefes Verbot auch die Kartenmaler, wenn fie nicht auddrücklich 
vie Bewilligung erwirkt haben, eine Kupferdruckpreſſe zu halten (fteir. 
Pdg. v. 15. März 1826, 3. 5397 in. der fteir. Prow. ©. S.); doch if 
die Mebertretung dieſer Anordnungen gegenmwätrtig nur mehr nad den 
‚beftehenden Gewerbsvorſchriften zu ahnden (Art. 13 des k. Bat. v. 17. 
Jänner 1850, Nr. 24 des R. ©. BI.). 
Eine Bnuchhandlung oder Autiquar⸗Buchhandlung zu errichten 
ift Niemand berechtigt, der nicht zuvor bei dem Sreiöpräfidenten die Er⸗ 
laubniß angefucht, und ſolche nach vorläufiger Ausweifung über die vor⸗ 
ſchriftmaͤßig erforderlichen Eigenfchaften erhalten bat (8. 1 des Bat. v. 
18. März 1806, pol. ©. ©. Bd. 26, ©. 34). Außer den privilegirten 
Buhhändlern und Antiquaren. ift Riemanden erlaubt, mit Büchern, es 
ſei alten oder neuen, gebumdenen oder ungebundenen, zu handeln, fie aus 
‚dem Auslande fommen. zu laffen, in Commiſſion zu nehmen, oder darauf 
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Subfeription zu fammeln. Nur au Orten, wo Teine Buchhändler oder 
Antiquare fich befinden, und eine Bezirkshauptmannſchaft beiteht, kann von 
dem Streiöpräfidenten nach vorläufiger Unterfuhung einem Buchdrucker 
oder Buchbinder der Commiſſionshandel mit Büchern geſtattet werden 
(8. 9, ebd.). Als Ausnahme von diefer allgemeinen Vorſchrift ift nur den 
Buchdrudern noch ferner erlaubt, diejenigen Schriften, welche fie zur Be- 
Schäftigung ihrer Preffe auf eigene Rechnung druden, in öffentlihen Ge- 
wölbern zu verlaufen, doch follen fie unter dem Vorwande des Selbft- 
verlages fi mit auswärts gedrudten Büchern und dem Sortimentähan- 
del nicht abgeben, noch mit Büchern, die fie auf Anderer Rechnung 
gebruct haben, Handel treiben ($. 10, ebd.). Endlich bleibt es den 
Schriftftellern unbenommen, die Ausgaben ihrer eigenen Werke, melde 
fie auf ihre Koften druden laſſen, auf eigene Rechnung auch in ihrer 
Wohnung zu verkaufen ($. 11, ebd.). Buchbinder und Trödler haben fich 
des Handels mit Büchern gänzlich zu enthalten; jedoch ift den Buchbin⸗ 
‚dern die Erlaubniß ertheilt, mit Normal-, Gymnafial-, Schul, Bebet- 
büchern und mit Kalendern zu handeln (8. 13, ebd.). Yudländifche Buch- 
händler und Bücherkrämer dürfen inländifche Märkte mit Büchern nicht 
beziehen, und überhaupt ift Niemand auf denfelben mit Büchern zu han- 
dein befugt, der diefe Befugniß nicht auf den Buchhandel hat ($. 15, ebd.). 
Fernerd wurde zu Folge Prafidvial-Schreibend der Polizei: und Cenfur- 
hofſtelle v. 6. October 1837 entſchieden, daß den Buchhaͤndlern Teined- 
wegs, fo wie. andern Kauf: und Haudelsleuten das Recht zuſtehe, ſoge⸗ 
nannte seifende Commis im. Lande herumzuſenden, um Abſatz für ihre 
Verſchleißartikel zu ſuchen. 
- Da endlih der Fall vorgekommen iſt, daß Perſonen, welchen auf 
Erſindungen, Entdeckungen und Verbeſſerungen im Fache der Typographie 
und Lithographie Privilegien verliehen worden ſind, Auſprüche darauf 
begründen, dieſe Privilegien ſelbſt ausüben zu dürfen, und ſogar neue 
Buch⸗, Stein- oder Kupferdruckereien zu errichten, fo wurde angeordnet 
‚bei Berleibung der Privilegien im Fache der Typographie. und Lithe- 
graphie für immer die ausdrückliche Clauſel beizufegen, daß die Privi- 
Iegien- Inhaber, fo lange ihnen nicht felbititändige Befugniffe auf die 
fraglichen Beſchaͤftigungen verliehen feien, ihre Brivilegien nur durch 
Veberlaffung an einen befugten Druder zu benützen bevechtiget feien 
(Hfd. v. 29. Juli 1826). 

Auh befugten Buchdrucdern iſt bei Verluſt ihres Gewerbes nebſt 
Confiscation ihrer Werkzeuge und nach Beſchaffenheit der Umftände noch 
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weiteren Geld⸗ oder Reibesftrafen unterfägt, an entlegenen, unzu- 
gänglichen oder verborgenen Orten Preffen aufzuftellen und auf 
heimliche Weiſe ſetzen und druden zu laffen (Hfb. v. 30. Mai 1795). 

Buchdrnder-, Steindender: und Kupferdrucker⸗Befugniſſe bürfen 
in der Regel nur- für die Hauptftädte der : Kronländer, dann für Orte, 
wo Krelöregierungen ihren Sig haben, oder wo von Gerichten mindeftens 
Bezirks⸗Collegialgerichte fich befinden, nach Erforderniß verliehen werben. 

Buchhandlungen und Antiquar Buchhandlungen dürfen außer 
den Hauptftädten der Kronländer und den Orten, wo Kreiöregierungen 
fih befinden, in der Regel nur an ſolchen Orten, wo Bezirkshauptmann- 
ſchaften beftehen, nach Maßgabe des vorhandenen Bedarfes errichtet wer⸗ 
den. Sollte für einen, zu den obigen Kategorien nicht gehörigen Ort 
um die Bewilligung zur Errichtung eines der genannten Gewerbe einge⸗ 
ſchritten werden, fo iſt, wenn beſondere Rückſichten dafür ſprechen, die 
Frage, ob ein ſolches Gewerbe verliehen werden darf, der Entſcheidung 
des Handelsminiſters zu — Gandels⸗Min. ei. v. 16. Juni 
1850, Nr. 239 des tirol. x. 6 . BL). 


8. 177. 
Beſtimmungen über die Errichtung von Leihbibfiofheken. 


Die Leihbibliotheken find aus öffentlichen Polizeirückſichten auf 
Befugniffe befchränkte Unternehmungen, und dürfen außer den Haupt 
und PBrovinzialftädten nur in ſolchen Orten errichtet werben, wo landes⸗ 
fürftlihe Behörden beftehen, damit fie von den letzteren hinfichtlich ihres 
Betriebes gehörig überwacht werden können. Die Bewerber um Befug- 
niffe zur Haltung einer Leihbibliothet müffen das öffentliche Vertrauen 
genießen, einen moralifchen Charakter haben, und in dem Orte felbft an- 
ſäffig fein (Erl. des Handeld-Min. v. 14. Februar 1849, Nr. 130 des 
N. G. Bl). Die Erribtung ganz neuer Leihbibliothefen ift dem Han- 
dels⸗Miniſterium im Einvernehmen ‘mit dem Minifterium des Innern, 
vorbehalten. Die individuelle Verleihung fteht den Kreispräfidenten 
zu (Handels⸗Min. Erl. v. 15. Juni 1850, Nr. 238 des tir. 2. G. Bl.). 
Das unbefugte Halten einer Leibbibliothet wird ald eine Gewerbsbe⸗ 
fugnißanmaßung behandelt und beſtraft Gandels⸗Min. Erl. v. 15. No⸗ 
vember 1849, Nr. 24 des R. G. DL). 
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8. 178. 
Auffiht über politifche und micht pofififche Vereine. 


Eine befondere Beaufſichtigung erheifcht das Vereinsweſen im 
Staate, welches zwar einerfeitd die belebenden Elemente des Handels, 
der Induſtrie, der Wohlihätigkeit und jeder Entwidlung, fomit der öf- 
fentlihen Wohlfahrt zur Ichönften Entfaltung bringen Tann, aber auch 
anderſeits die größten Gefahren herbeiführt, wenn die Vereinigung gegen 
die Grundpfeiler des Staates, gegen feine Verfaſſung, gegen die Sicher: 
heit des Lebend und des Eigenthumd der einzelnen Bürger gerichtet ift. 
Um nun die Rückſichten auf das Intereſſe der öffentlichen Orbnung mit 
dem Rechte der freien Vereinigung und Verſammlung in Einklang zu 
bringen, wurde das Pat. v. 17. März 1849, Nr. 171 des R. ©. BI. 
erlaffen , deſſen wefentlichite Beftimmungen im Folgenden enthalten find. 

Bor Allem muß nad diefem Gefebe zwifchen politifhen und nicht 
politiſchen Bereinen unterfchieden. werden. 

Nicht politifche Vereine, melde, ohne in ihrer Geldgebahrung 
einen Gewinn zu erzielen, lediglich wiffenfchaftlihe, Humanitätd- oder 
Wohlthätigkeitszwecke verfolgen, bedürfen zu ihrer Errichtung Feiner be⸗ 
fonderen Genehmigung. Die Unternehmer find jedoch bei einer Geld» 
firafe von 10 bis 100 fl. C. M. gehalten, dem Gemeindevorfiande am 
Drte der Errichtung und dem politifchen Bezirkschef 14 Tage vor Be 
ginn der Wirkfamkeit die Bereinsftatuten vorzulegen, und die Bildung 
ihres Vorſtandes anzuzeigen. Dasfelbe hat von jeder Veränderung in 
den Statuten oder in dem PVorftande zu gelten ($. 1 des ‘Bat... Alle 
anderen nicht politifchen Vereine, welche auf Gewinn berechnet find, 
oder ihr Kapital ganz oder zum Theile durch Actien aufbringen wollen, 
namentlich Vereine zu Eifenbahn- und Dampffchifffahrtd-Unternehmungen, 
für den Bau oder die Erhaltung von Land» und Wafferftraßen, Bank⸗ 
und Greditäanftalten, Verſicherungs⸗,, Verſorgungs⸗ und Rentenanftalten, 
Sparkaffen u. f. w. unterliegen befonderen Vorfchriften, welche am ge- 
eigneten Orte werden audeinander geſetzt werben ($. 2, ebd.). 

Leder politifche Verein ift verpflichtet, wenigſtens 14 Tage vor 
Beginn feiner Wirkfamkeit der politifhen Bezirksbehörde unter Angabe 
feined Zweckes, feiner Gründer und Leiter die fchriftlihe Meldung zu 
machen, und feinen Organismus, fo wie feine Statuten vorzulegen, und 
fpätere Aenderungen derfelben 14 Tage bevor fie in Wirkfamfeit treten, 
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anzuzeigen ($. 3, ebd.), widrigenfall® jeder Gründer und jedes Mitglied 
des Dereined in eine Geldftrafe bid 100 fl. verfiele (8. 17, ebd.). 

Feder politifche Verein bat feinen Borftand menigftend aus fünf 
Pereindmitgliedern zu bilden, und deffen Bildung, fowie jede DBerände- 
rung in demfelben der Behörde anzuzeigen ($. 4, ebd.). Die Unterlaffung 
diefer Anzeige wird im eriten Falle an jedem Gründer und Mitgliede 
des Vereined, im zweiten Falle an dem Borfteher und den Vorftands- 
mitgliedern mit einer Geldftrafe bid 100 fl. C. M. geahndet (8. 17, ebb.). 

Minderjährige und Frauensperfonen dürfen weder Ditglie- 
der noch Theilnehmer von politifchen Vereinen fein. Bei Webertretung 
diefer DVorfchrift verfällt jeded Mitglied des Vorſtandes in eine Strafe 
bis 100 fl. C. M. (88. 5 und 21, ebd.). Studentenverbindungen find 
nicht geftattet ($. 11 des Min. Erl. v. 13. October 1849). 


Das Tragen von Vereindzeichen ift unterfagt. Wer das Ab- 


zeichen eines politifchen Vereins an fich trägt, verfällt in eine Strafe bie 
20 fl. C. M. (88. 5 und 23 des Pat. v. 17. März 1849). 

Jene politifhen Vereine, welche den Anordnungen des Strafgefebes 
zumwiderlaufen, oder welche fich in irgend einem Zweige der Gefehgebung?- 
oder Executivgewalt in was immer für einer Abficht eine Autorität an- 
maßen, find unterfagt ($. 6, ebd.). Aus diefem Grunde wurden ſchon 
durch den Etlaß des Minifteriums ded Innern v. 6. December 1848, 
Nr. 11 des R. ©. BI. ale demokratiſchen Clubbs und alle Ar- 

beiter-Clubbs für aufgelöst erflärt. 
| Die Behörde hat von den Vorlagen über Errichtung eined voliti⸗ 
ſchen Vereines Einſicht zu nehmen, und nach Umſtänden deſſen Bildung 
zu unterſagen, oder aber nur jene Punkte, welche dem Geſetze zuwider⸗ 
laufen, zu verwerfen ($. 7 des o. a. Pat.). 

Erfolgt innerhalb 14 Zagen nach der gefchehenen Anzeige Teine 
Einfprache von Seite der Behörde, fo Tann der Verein feine Verband» 
lungen beginnen ($. 8, ebd.). Finden fih die Anmeldenden durch den 
Defcheid der Behörde erſchwert, fo fteht ihnen das Recht der Berufung 
an die höhere Behörde zu. Der politifche Verein darf jedoch vor Erle- 
digung des Recurſes feine Wirkfamkeit nicht beginnen ($. 9. Würde 
dieß vor Ablauf der eben angegebenen Friften gefcheben, fo verfällt jeder 
Gründer und jedes Mitglied in eine Geldftrafe bis 100 fl. C. M. (8.17, ebd.). 

Zritt ein politifcher Verein ungeachtet des von der Behörde ausdrücklich 
ausgefprochenen Verbotes in Wirkſamkeit, fo fann die Strafe für jedes Mit- 
glied mit firengem Arrefte bis zu ſechs Monaten bemefjen werden ($. 18, ebd.). 
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Jeder politifhe Berein. muß feine Sitzungen öffentlich halten. 
Diefe Deffentlichkeit darf weder durch ein directed, noch indirectes Mittel 
befchränft werden. Frauensperſonen find von allen politifchen Bereins- 
fibungen auch als Zuhörerinnen unbedingt ausgefchloffen. Zu den Sikun- 
gen folcher Bereine dürfen weder Staatd- noch Eommunal-Gebäude 
verwendet werden ($. 10, ebd.). Ferner ift fowohl den Mitgliedern eines 
politifchen Vereines, als den Zuhörern verboten, bei den Sitzungen be- 
waffnet zu erfcheinen ($. 11, ebd.). Bon jeder Sikung ift wenigſtens 
24 Stunden zuvor der Behörde, welche in dem Drte über die. Aufrecht- 
haltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit zu wachen hat, unter 
Angabe des Localed und der Stunde der Sibung die Anzeige zu 
machen (8. 12, ebd.). Dem Abgeordneten der Behörde ift in jeder 
Sitzung eined politifchen Vereines ein angemeffener Pla nach feiner 
Wahl vorzubehalten. Derfelbe ift berechtigt, von dem Borftande zu ver- 
langen, daß über die wejentlihen Punkte der Verhandlung ein Proto- 
koll aufgenommen, und ihm Name, Stand und Wohnort der auftreten: 
den Nedner belannt gegeben werden. Das Protokoll muß der Einficht 
der Behörde jederzeit offen ftehen ($. 13, ebd.). Wenn Frauendperfonen 
ala Zuhörer oder wenn Bewaffnete in eine Vereinsſitzung zugelaffen wer: 
den, fo verfällt jedes anwefende Mitglied des. Vorſtandes in eine Geld- 
firafe von 50 fl. C. M. Frauensperfonen und Bewaffnete, die einer 
folhen Sibung beiwohnen, unterliegen einer Strafe bid 20 fl. C. M. 
und find fogleih aus der Sibung zu entfernen. Unterläßt der Derein 
die. Anzeige feiner Sitzungen, oder befchräntt er durch indirecte Mittel 
die Deffentlichkeit derfelben, oder tritt ex durch eine Weigerung den Bor- 
fchriften der Uebertwachung entgegen, fo verfällt jedes Mitglied des Bor- 
ftandes in eine Strafe bis 100 fl. C. M. Im Wiederholungsfalle Tann 
überdieß die Auflöfung des Dereines verfügt werden ($. 24, ebd.). 
Verſammelt fich der Verein zu einer geheimen Sibung, fo kann gegen 
den Borfigenden auf firengen Arreft bid zu fehd Monaten, und gegen 
jedes Mitglied, welches an der geheimen Sigung Theil nimmt, auf 
Arreft did zu drei Monaten erkannt werden. Im Wiederholungdfalle 
kann überdieß die. Auflöfung des Vereines verfügt werden ($. 25, ebd.). 

Wird von der Behörde die Aufhebung der Sitzung angeordnet, oder 
fieht fich der Abgeordnete derfelben wegen eined gefebwidrigen Vorganges 
veranlagt, deren Schliefung zu verlangen, fo find alle Theilnehmer und 
überhaupt alle Anweſenden verpflichtet, den Berfammlungsort ſogleich 
zu räumen, und auseinander zu gehen (&. 14, ebd.). Geſchieht diefes 
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wicht fogleich, fo ift gegen Jeden, welcher der Aufforderung nicht Folge 
leiftet, Arreft, und zwar gegen die Mitglieder des Vorſtandes firenger, 
gegen die übrigen Mitglieder einfacher Arreft bis zu drei Monaten zu 
verhängen. Erſchwerende Umftände können überdieß die Auflöfung des 
Bereined nach fich ziehen (8. 19, ebd.) Wenn ein politifcher Derein, 
ungeachtet der wiederholten Aufforderung der Behörde, die Sigung auf: 
zubeben fich weigert, oder den zur Räumung des Localed abgeordneten 
Organen Widerftand leiftet, fo hat die vollziehende Gewalt dad Recht, 
die Aufhebung der Berfammlung, felbft mit Anwendung der be- 
waffneten Macht, zu bewirken, die anmwefenden Mitglieder zu ver- 
haften, die Papiere des DVereines in ämtliche Berwahrung zu nehmen, 
und fammt dem über den Borgang aufgenommenen Acte der Strafbe- 
hörde zu übergeben (8. 20, ebd.). 

Jedem politifchen Vereine ift unterfagt, Zweig: oder Filial- 
Bereine zu gründen, oder mit anderen Bereinen, fei es durch fehrift- 
lichen Verkehr oder durch Audfendlinge in Derbindung zu treten, oder 
eine folche durch Aufnahme eines PVorftandsmitgliedes eined anderen po- 
litiſchen Bereined in feinen Vorſtand, berzuftellen. Die Uebertretung diefer 
Borfchrift zieht die Auflöfung des Vereines nach fih. Ueberdieß verfällt 
derjenige, welcher gleichzeitig dem Vorſtande mehrerer politifcher Bereine 
angehört, in eine Strafe bis 200 fl. C. M. (88. 16 und 26, ebP.). 

Den politifchen Vereinen ift bei Strafe der Auflöfung die Befchluß- 
nahme und Ausfertigung von Erläffen unterfagt, welche, fei es in 
Betreff ihres Inhaltes oder ihrer Form, in irgend einem Zweige der 
Geſetzgebungs⸗ oder Erecutivgewalt fich eine Autorität anmaßen (88. 16 
und 26, ebd.). 

Macht fi ein politifcher Verein als folcher einer Handlung ſchuldig, 
welche durch die allgemeinen Strafgefege verpönt ift, fo finden die Beftim- 
mungen derfelben auf deffen Mitglieder nad) den Grundſätzen über Mitfchuld 
und Theilnahme Anwendung ($. 27, ebd.). Wenn Jemand in einer Vereins: 
fitung durch mündlichen Vortrag oder durch PVertheilung fehriftlicher oder 
bildlicher Darftellungen fi einer durch die allgemeinen Strafgefebe ver: 
pönten Handlung fhuldig macht, ift er nach diefen Gefegen zu behandeln, 
und der Borftand, der einem folhen Redner nicht da Wort nimmt, oder 
die Vertheilung nicht zu hindern ftrebt, wird, infofern er nicht Mitfehuldiger 
oder Theilnehmer ift, mit einer Geldftrafe bis 300 fl. C. M. belegt (8.28, ebd.). 

Wenn was immer für ein nicht politifcher Verein nebenbei po- 
litiſche Zwede zu verfolgen, und in den Bereich feiner Verhandlungen 
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zu ziehen beginnt, fo unterliegt er den Anordnungen und Strafbeſtim⸗ 
mungen über politifhe Vereine ($. 29, ebd.). 


=: 8. 179. 
Abhaltung von Volks-Verſammlungen. 


Bewaffnete Bolls-:Berfammlungen, fie mögen unter freiem Him⸗ 
mel oder in gefchloffenen Räumen ftattfinden, find unbedingt verboten. 
Seder, der eine bewaffnete Volks-Verſammlung veranlagt, verfällt der 
Strafe des frengen Arreftes bid zu 6 Monaten, und mer einer folchen 
Berfammlung beimohnt, in die Strafe des Arreftes bis zu 3 Monaten 
($. 30 ded Pat. v. 17. März 1849, Nr. 171 des R. ©. BL) Wer 
einer Volks-Verſammlung, ohne Aufforderung bewaffnet zu erfcheinen, 
dennoh mit Waffen verfehen beimohnt, verfällt in eine Strafe bis 
20 fl. C. M. Wenn eine Verabredung mit Mehreren zu Grunde liegt, 
fann auf Arreft bis zu 14 Tagen erkannt werden ($. 31, ebd.). 

Mer eine Volks-Verſammlung zu was immer für einem Zweck 
veranlaffen will, hat bievon die Behörde, melde in dem Orte für die 
Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit zu machen hat, 
mwenigftend 3 Tage vor der beabfichtigten Abhaltung durch fehriftliche 
Meldung zu benachrichtigen, widrigend er in eine Strafe von 50 bie 
500 fl. C. M. verfällt ($. 32, ebd.). Diefe Anordnung bat auch für 
alle Jene Geltung, welche eine allgemein zugängliche Berfammlung, ohne 
Beſchränkung auf geladene Säfte, zum Behufe einer eier, eined Auf- 
zuges, eined Feſteſſens, politifcher oder focialer Discuffionen oder Petitio- 
nen veranftalten, findet aber auf DVerfammlungen feine Anwendung, 
welche nur die Ausübung eines gefeblich geftatteten Cultus oder vorbe- 
reitende Wahlbefprechungen zum augfchließlichen Zwecke haben (8.33, ebd.). 

Die Behörden haben das Recht und die Pflicht, Volfs-Verfammlungen 
zu unterfagen, wenn fie es im Intereſſe der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit nothwendig finden. Hat die Behörde an eine folche Verſamm⸗ 
lung die Aufforderung auseinander zu gehen erlaffen, fo macht fich Je⸗ 
der, der nicht unverzüglich Folge leiftet, nach Umftänden entweder des 
Vergehen! des Auflaufes (88. 51 bis 56, I. Th. St. ©.) oder des 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit, des Aufſtandes oder des 
Aufruhres ($$. 61, 62, 63, 66, 67, 70 und 71, IL Th. des ©t. ©.) 
fhuldig (K. 35, ebd.). Bitten und Beſchwerden, melde von 
Dereinen oder Volld-Verfammlungen ausgehen, dürfen nur durch eine 
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Deputation von höchftend 10 Mitgliedern überbracht werden ($. 36, 
ebd.). Wird dem Anbringen einer folchen Bitte oder Befchwerde durch 
Bildung von zahlreicheren Deputationen Gewicht oder Nachdruck zu ver- 
leihen gefucht, fo ift jeder Theilnehmer mit Arreft bid zu Einem Monat 
zu beftrafen ($. 37, ebd.). Unternimmt eine Menfhenmenge 
durh Erregung eined ungewöhnlichen Auffehend , durch drohende Hal- 
tung, durch Eindringen in Amteräume, oder durch fonftige auf Einfchüch- 
terung abzielende Mittel die Durchſetzung einer Bitte oder Beſchwerde 
zu erzwingen, fo verfällt jeder Theilnehmer in eine Strafe des ftrengen 
Arreftes bis zu fechd Monaten. Wenn jedoch eine der eben bezeichneten 
Handlungen fehon in den allgemeinen Strafgefepen als ftrafbar erflärt 
ist, fo kommen diefe in Anwendung (8$. 38 und 39, ebd.). 


&. 180. 
Ueberwachung geheimer Umtriebe und gefährficher Anſchlage. 


In der befondern Berpflihtung der Polizei-Behörden liegt die 
Ueberwahung geheimer Umtriebe und Anfchläge, welche der öffent- 
lichen Sicherheit gefährlich werden könnten, und die Evidenzhaltung der 
in diefer Beziehung bereitd in Unterfuchung geftandenen oder verdächtigen 
Perſonen ($. 11 der Inſtr. v. 10. December 1850). | 


$. 181. 
Mapregeln gegen Ausfpäher und unbefugte Werber. 


Ein genaued Augenmerk ift auf fremde Ausfpäher zu richten, da- 
her auch nicht zu geftatten, daß irgend Jemand ohne befondere Erlaubniß, 
das Hfterreichifche Gebiet aufnehme, Mepinftrumente aufftelle oder fonft 
etwas vornehme, was darauf Bezug hat (Hflzld. v. 13. October 1801 
und Hfkzld. v. 18. Suni 1806, bei Barthenheim, admin. Pol. Bd. 1, 
©. 196). Die Behandlung ergriffener Spione hat von den Militär- 
Behörden nah den Kriegd-Gefeben zu gefchehen ($. 60 des St. 
G. 3. 1. Thls.). 

Dasfelbe gilt von unbefugten Werbern, welche für fremde Kriegs- 
dienſte anwerben, oder einen zum Militärkörper gehörigen Mann auch 
nur zur Anfiedlung in fremde Länder verleiten (8. 77, ebd.). 

Die hierauf bezüglichen Strafbeftimmungen find in dem Hfkzld. v. 
10. October 1821, Nr. 1808 der J. ©. ©. enthalten. 
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8. 182. 
Maßregefn gegen Deſerteurs (Ausreißer). 


Eine gleiche Vorſicht iſt gegen in- und ausländiſche Deſerteurs zu 
gebrauchen. Als ſolche ſind alle Soldaten anzuſehen, welche ohne mit 
einem authentiſchen Abſchied oder Urlaubspaſſe, oder mit einer Ordre 
verſehen zu ſein, von ihrer Truppe entfernt ſich befinden, ohne ſich bei 
einem Werbbezirke oder Militär-Commando zu melden, oder wenn fie mit 
einem Urlaube verfehen find, ohne diefen bei der politifhen Behörde zu 
hinterlegen (Hfkzld. v. 19. Juni 1806 und 22. Jänner 1808). Derlei 
Perfonen foll bei fehwerer Ahndung von Niemanden Unterftand gegeben 
werden. Der dawider Handelnde ift ald Deſerteurs-Verhehler anzufehen 
und zu beitrafen (Hfd. v. 28. October 1785; nied. dft. Rggs. Vdg. v. 
10. Jänner 1804; SHflzld. v. 19. Mai 1806, Kropatſchek'ſche ©. ©. 
Bd. 21, ©. 36; Hfd. v. 19. Juni 1806, ebd. S. 398). 

Aus gleichen Urfachen ift e8 den Trödlern unterfagt, an gemeine 
Soldaten Eivilkleider zu verkaufen (mied. öſt. Rggs. Vdg. v. 20. Sep: 
tember 1745; Pat. v. 26. November 1779; Vdg. v. 15. Februar 1781; 
Circ. Vdg. v. 5. Jänner 1782). Wiederholte Verbote ergingen rüdficht- 
lich des Ankaufes, des Eintauſchens und des Verpfändens Ararifcher 
Montoursſtücke (Vdg. v. 15. Februar 1781, in der Kropatſchek'ſchen 
G. ©. Bd. 1, ©. 114; Hofpdg. v. 31. März 1785, ebd. Bd. 8, ©. 
177; böhm. Gub. Vdg. v. 6. December 1791, ebd. Bd. 1, ©. 326; 
füftenl. Gub. Vdg. v. 11. Mai 1793, ebd. Bd. 3, ©. 3; Hfd. v. 16. 
September 1797, pol. G. ©. Bd. 11, ©. 114; tirol. Gub. Vdg. v. 
5. Jänner 1799, Kropatfched’fhe ©. S. Br. 13, ©. 23; Hfkzld. v. 5. 
December 1800, pol. ©. ©. Bd. 15, ©. 201; mähr. fhlef. Gub. Eire. 
v. 9. April 1806, Kropatfchetfhe ©. ©. Bd. 21, ©. 187; mied. öſt. 
Rggs. Vdg. v. 24. Sinner 1807, ebd. Bd. 23, ©. 75; Hfkzld. v. 24, 
October 1816, pol. G. ©. Br. 44, ©. 367; Hfkzld. v. 29. Auguft 
1839, ebd. Bd. 67, ©. 169). Die Behörden haben die verkauften neuen 
oder Älteren Montoursftüde, wenn irgendwo welche angetroffen werden, 
ohne alle Rüdficht in Befchlag zu nehmen, und an das nächfte Militärde- 
pot oder an eine Militärcommiffion zum Gebrauche für die Truppen ab- 
zuliefern (Hof-Entfchl. v. 23. November 1786, Kropatſchek'ſche G. ©. Br. 
10, ©. 189; böhm. Sub. Vdg. v. 19. Februar 1789, ebd. BP. 
17, ©. 352; nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 31. Jänner 1797, ebd. Bd, 
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10, ©. 150; Hfkzld. v. 15. December 1808, pol. ©. ©. BP. 31, 
©. 135). 

Wenn Jemand einen zur Fahne geſchwornen Soldaten oder einen 
zu dem Militärfärper gehörigen Dienftfnecht zur Entweihung aus dem 
Dienfte beredet, oder ihm dazu mit Rath und That an die Hand geht, 
oder wer einen Ausreißer durch Abkaufung feiner Montour oder feines 
Gewehres, durch Anweiſung ded Weges, durch Verkleidung, Berbergung, 
durch einen bei fich gegebenen Aufenthalt oder auf ſonſt eine Art hilf- 
reihe Hand bietet, wodurch die Ausreißung erleichtert, oder die Ausfor- 
[hung und Wiedereinbringung ded Ausreißers erfehwert wird, macht fid 
nad $. 199 des St. ©. B. I. Thle. des Verbrechen! der Vorſchub— 
leiftung fchuldig und ift nah $. 200 ebd. mit Kerker von 6 Monaten 
bis zu 1 Jahre zu betrafen; wobei noch insbefondere durch das ‘Pat. 
v. 22. Jänner 1808 erflärt wurde, dag die Verwandtſchaft mit dem 
Ausreißer von diefem, Verbrechen nicht entfchuldige (Bal. auch das mail. 
Sub. Circ. v. 17. März 1817, in d. Mail. Pr. ©. ©. Jahrg. 1817, 
Bd. 1, ©. 117). Für die Aufbringung eines Deferteurs, fo wie für 
die Entdedung eines Defertiond » Complotted gebührt dem Aufbringer 
eine gefeßliche Belohnung (Taglia), die nach der Verfchiedenheit der 
Waffengattungen, denen der Deferteur angehört, und nach Verſchiedenheit 
der obwaltenden Umftände abgeftuft ift (Gfkzld. v. 22. Jänner 1808, 
pol. ©. ©. Bd. 30, ©. 8; Hfkzld. v. 16. April 1821, nied. öſt. Pr. 
G. ©. Br. 3, ©. 251). ; 

Die ergriffenen Deferteurs müffen wohl verwahrt an 
das nächte Militärcommando abgeführt und dem commandirenden Offi- 
cier übergeben werden (Pat. v. 26. Mai 1749; Hfd. v. 30. October 
1751, 16. April 1755, 3. Mai, 19. Juni und 11. November 1806; 
Hfkzld. v. 22. Jänner 1808, pol. ©. ©. Bd. 30, ©. 8; galiz. Gub. 
Vdg. v. 8. März 1811, Goutta’fche G. S. Bd. 29, ©. 137; gal. Gub. 
Ddg. v. 13. April 1825, ga. Pr. ©. ©. Br. 7, ©. 91; 8. 131 ded 
Gem. Gef. v. 17. März 1849), und eine diepfällige Saumfeligkeit ift 
firenge zu beftrafen (Hfkzld. v. 28. April 1809). Die bei den poli« 
tiſchen Behörden ſich fälfchlich für Deferteurd auögebenden Sn- 
dividuen find ald Betrüger nach den beftehenden Strafgefeben zu 
beftrafen, und Diejenigen, welche zugleich erwerbs- und paßlofe Vaga- 
bunden find, nah den allgemeinen Borfehriften zu behandeln (a. h. 
Entſchl. v. 12. März 1822; Erl. des Min. des Innern v. 14. Juli 
1849, Nr. 325 des R. ©. Bl.). 


— 329 — 


Ueber die Auslieferung der fremden Defertenrs iſt zu bemerken, 
daß in fo ferne mit fremden Staaten eigene Cartell-Berträge be- 
ftehen, diefe eingehalten werden müffen, wenn auch der fremde Außreißer 
bierlandes bereits anfällig wäre (Hflzld. v. 22. März 1832, pol. ©. ©. 
Br. 60, ©. 35). Beſteht kein Lartellvertrag, fo kann eine Auskeferung 
nur mit höherer Genehmigung ftattfinden (Hfkzld. v. 27. October 1806) ; 
ein folcher Deferteur ift vielmehr in der Regel von dem Gränzzollamte 
oder der nächften politifchen Behörde an ein nahes Militärcommando 
anzuweifen. Dieſes hat, wenn er dienfttauglich ift, vor Allem zu ver- 
fuchen, ob er nicht in öſterreichiſche Kriegsdienſte treten wolle. Iſt dieß 
der Fall, fo wird er nach den beitehenden Affentirungsvorfchriften be- 
handelt. — Sft dieß nicht der Fall, fo wird er an die politifhe Be— 
hörde angewiefen, welche den eigentlichen Grund feiner Defertion zu er 
forfchen, und zu erheben hat, womit er ſich zu ernähren gedenke. Ber- 
mag er dieß anzugeben, fo ift ihm zwar nicht an der Grenze oder in 
der Nähe derfelben der Aufenthalt zu geftatten, aber er ift mittelft eines _ 
ordentlichen Pafjes in das innere ded Landes, dorthin zu inftradiren, 
wo er nach) feinen Kräften, Kenntniſſen und gewohnter Beichäftigungs- 
weife Arbeit und Unterhalt zu finden hoffen kann (Hfkzld. v. 15. Juni 
1806; Circ. v. 4. April 1809). Es wird fohin der Behörde des Ortes, 
wo der Deferteur ſich niederläßt, aufgetragen, ihn auf eine nicht auffal- 
Iende Weife zu beobachten, und darüber zu wachen, daß er binnen 6 
- Wochen wirklich jenen Nahrungszweig ergreife, den er antreten zu wollen 
erflärte. Er bat ſich dann nur noch verbindlich zu machen, daß er fei- 
nen Aufenthalt nicht ändern werde, ohne es vorber anzuzeigen, und einen 
Paß zu erwirken, der ihn an die Bezirldhauptmannfchaft jenes Bezirkes 
anweift, mo er feinen neuen Wohnfib zu nehmen beabfichtigt. In 
Wien ift folhen Deferteurd in der Regel der Aufenthalt gar nicht zu 
geftatten, wohl aber können fie fih, unter Nachweiſung zureihender 
Gründe in Provinzialhauptftädten niederlaffen, wo fie dann von Seite 
der Polizeibehörden wie andere Fremde des Civilſtandes zu behandeln find. 

LZeiftet ein Deferteur den eben angegebenen Bedingungen nicht Ge- 
nüge, oder äußert er bedenkliche Grundfähe, fo ift er als ein gefährlicher 
Menſch oder ein dem Stuate zur Laft fallender Müßiggänger auf dem 
fürzeften Wege, allenfall® gegen Abreichung einer Unterftüsung aus dem 
Aerare, über die Grenze zu ſchaffen (Hfd. v. 6. April 1809). Im Er 
krankungsfalle find folche Deferteurs an die Militärfpitälee zu übergeben 
(Deer. der Bol. Hofſt. v. 6. Februar 1814. 
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8. 183. 
Maßregeln gegen enfwichene Hriegsgefangene. 


Kriegsgefangene, die von ihrem Transporte entweichen, find anzu⸗ 
halten, und an das nächſte Militär-Commando abzuliefern, welches für 
jeden Mann eine entfprechende Taglia ausbezahlt (nied. ft. Rggs. Eirc. 
v. 4. October 1813). 


8. 184. 
Beaufſichtigung der Militar· Beurlaubten. 


In Abſicht auf die erforderlichen Vorſichten bei Militär⸗Beurlau⸗ 
bungen wurde zwiſchen den Civil- und Militärbehörden das noͤthige 
Einvernehmen gepflogen (Gfkzld. v. 18. November 1815). 

Individuen, die aud Strafe zum Soldatenftande abgegeben worden 
find, Bagabunden u. dgl., dann folchen, die aus andern Rüdfichten nicht 
in ihren Geburtsort abgefchidt werden dürfen, foll in der Regel gar 
nicht, oder doch nur mit Beiftimmung der politifhen Behörde ihres 
Aufenthaltes ein Urlaub ertheilt werden (Hfd. v. 17. Zuli 1804; Hof- 
tzld. v. 12. Auguft 1820). MWeberhaupt muß, um das zweckloſe und oft 
gefährliche Herummandern der beurlaubten Mannfchaft zu ‚verhin- 
dern, von den Eivilbehörden für die ftete Evidenzbaltung der Beurlaub- 
ten geforgt werden (Hflzld. v. 8. Juni und 17. Juli 1804; Hfkzld. v. 
17. September 1825, pol. &. ©. Bd. 53, ©. 195). Zu diefem Ende 
muß die Behörde des Ortes, wohin der Soldat beurlaubt wird, hiervon 
unterrichtet werden (Hfd. v. 20. October 1806). Wenn fohin der Beur- 
laubte binnen einer, den Verhältniffen der Entfernung entfprechenden Zeit 
nicht im Orte eintrifft, fo ift davon zur weiteren Verftändigung ded- Re- 
gimentes die Anzeige zu machen. 

Die Behörden haben darauf zu ſehen, daß jeder in ihrem Bezirke 
befindliche Urlauber mit dem gehörigen Urlaubspaſſe verfehen jei. 
Der Beurlaubte hat gleich nach dem Eintreffen in feinem Urlauborte 
diefen Pag entweder felbft zur Bidirung und Protolollirung auf die 
Conferiptionskanzlei zu bringen, oder dahin einzufenden. Der Paß bleibt 
übrigend in feinen Händen. Weiterd muß aber der Urlauber auch mit 
einem Urlaubszettel verfehen fein, welcher der Ortsbehörde übergeben 
werden muß (ebd). Diefe bat aus den ihr zugeftellten Urlaubözetteln 
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eine Confignation über alle in ihrem Diftriete befindlichen Urlauber mit 
genauer Bemerkung ded Regiments und der Urlaubszeit zu verfaflen. 
Diefe Eonfignationen find vierteljährig dem Eonferiptiond-Revifor mitzuthei- 
len, der dadurch in den Stand gefebt wird, über fämmtliche Beurlaubte des 
ganzen Gonferiptiond-Bezirkes ein verläßliches Protokoll zu führen, oder 
von ihrem Aufenthalte in fortwährender Kenntniß zu fein (Hfkzld. v. 9. 
October 1817 und 11. März 1830). 

Ein Urlauber darf fih nicht ohne feinen Urlaubszettel, der in 
diefem Falle zu vwidiren ift, von feinem Aufenthaltsorte entfernen. Jede 
willfürliche Entfernung müßte fogleich höheren Drted angezeigt werden 
(Sfd. v. 12. Februar 1818; Hflzld. v. 17. September 1825). 

In wie fern die Beurlaubten unter der Civiljurisdiction ftehen, ift 
in dem Hfkzld. v. 31. Juli 1835, pol. G. ©. Bd. 63, ©. 310, dem 
Hfkzld. v. 5. Mai 1837, ebd. Bd. 65, ©. 151 und dem Hfld. v. 
6. October 1837, ebd. Bd. 65, ©. 488 enthalten. 

Ale beurlaubten Soldaten müffen, fobald fie erwerbslos find, d. h. 
wenn ein länger andauernder Mangel an Erwerb bei ihnen eintritt, 
deſſen baldige Hebung nicht wahrfcheinlich oder unthunlich ift, allfogleich 
verhalten werden, zu ihrem Regimente oder Corps einzurüden EGfkzld. 
v. 28. Auguft 1831; Hfkzld. v. 3. Jänner 1832, pol. ©. ©. Bd. 60, 
©. 1). 

Auch die Soldaten der ungarifchen oder der fiebenbürgifchen 
Negimenter müffen, wenn fie auf Urlaub gehen, jederzeit mit einem eige- 
nen Urlauböpaffe verfehen werden. Wenn fie fohin in dem Bezirke ihres 
Urlaubsortes eintreffen, find fie von dem in diefem Bezirke aufgeftellten 
MWerb-Commandanten zu revidiren. Die Urlauböpäffe werden von ihm 
übernommen, und den Urlaubern dafür Aufenthaltsfheine behän- 
digt. Mit diefem Aufenthaltsfcheine hat fich der Beurlaubte gleich bei 
feinem Eintreffen im Urlaubsorte bei dem Gemeindevorfteher zu melden, 
und er darf ohne Vorwiffen desfelben feinen Aufenthaltsort weder zeit 
lich noch bleibend verändern. Wil fih ein Beurlaubter feines Erwerbes 
wegen aus dem Urlaubeort in einen andern Ort des nämlichen Be 
zirkes begeben, und fich, jedoch nur zeitlich, und nicht über 8 Tage 
entfernen, fo muß er fich bei dem Gemeindevorfteher, und zwar ſowohl 
bei der Abreife als bei der Ruͤckkehr melden, und Lebterer ift verpflichtet, 
deffen allfälliges längeres Ausbleiben fogleich der Bezirksbehörde anzu- 
zeigen. Wünfcht ein Beurlaubter zwar zeitlich, jedoch auf längere Zeit 
ald 8 Tage, aus dem Urlaubsorte fich zu entfernen, fo muß er fih an 
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den Bezirlöhauptmann wenden, der ihm, ohne hierüber eine Anfrage am 
den Werb⸗Officier zu ftellen, den Erlaubnißſchein dazu ertheilt. Will ein 
Beurlaubter feinen Aufenthaltsort in dem nämlichen Bezirke bleibend 
verwechfeln, fo hat er fich bei dem betreffenden Stuhlrichter oder Stadt- 
hauptmann zu melden, der fein Gefuch unter Beilegung des abzufordern- 
den Aufenthaltöfcheines an den MWerb-Offizier befördert, und wenn diefer 
das Anfuchen bewilliget, dem Beurlaubten einen neuen Aufenthaltäfchein 
überfendet, auch das Haupt-Werb-Commando, fo wie den betreffenden 
Stuhlrihter oder Stadthauptmann, in deffen Bezirk fih der Beurlaubte 
begibt, davon unterrichtet. Sollte fih ein Urlauber in einen andern 
Bezirk begeben wollen, fo ift wieder zu unterfcheiden, ob er feinen Auf- 
enthalt nur zeitlich, oder bleibend zu verändern wünſcht. Im erften 
Falle ertheilt ihm der betreffende Bezirkshauptmann die Erlaubnis dazu 
fhriftlih. Meldet fih dann der Beurlaubte nach Berlauf der beftimmten 
Friſt nicht bei ihm, fo ift der Werb-Officier davon zu verftändigen, da- 
mit diefer mit dem Werb⸗Officier jened Bezirkes, wohin der Beurlaubte 
fih begeben hat, das Einvernehmen pflege. Jeder Beurlaubte, der die 
ihm zur zeitlichen Veränderung ded Aufenthaltes eingeräumte und in dem 
Erlaubnipfcheine audzudrüdende Zeit überfchreitet, ift anzubalten, und 
unter ficherer Verwahrung an den Werb-Officier feined Bezirkes abzu« 
jhiden, in fo fern nicht Krankheit oder andere Unglücksfälle feine Rüd- 
fehr verhindern. Im zweiten Falle ift auf die, für bleibende Verwechs⸗ 
lungen des Aufenthaltes im nämlichen Bezirke oben angegebene Weiſe 
vorzugehen (Inſtr. des Hofkrgsr. v. 3. Juli 1816, K. 3208 und v. 2. 
December 1816, K. 5504 in Bergmayr's Kriegs- und Marine-Verfaf- 
ung Bd. J. ©. 207 u. ff.). 


$. 185. 
Aufficht anf verabfchiedete Mifitärperfonen. 


Bei Entlaffungen der obligaten Militär-Mannfchaft erhalten 
jene, welche durch gute Dienftleiftung das Zeugniß des MWohlverhaltens 
verdienen, einen ordentlichen Abfchied; jene hingegen, die von der Schanz- 
arbeit zurüdfehren, oder aus der feindlichen Kriegsgefangenfchaft zurüd- 
fommen, und beim Feinde gedient haben, bloß einen Lanfpaß. In diefen 
beiden Urkunden ift rückwärts, nach der Hofkrgsr. Vdg. v. 5. Jänner 
1808, 0. 20, eine genaue Perfondbefchreibung des Entlaffenen beizu- 
fügen, um dadurch die Unterfchleife, die mit diefen Documenten gefchehen 
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könnten, möglichit zu erſchweren, und im Falle folche von dem Eigen- 
thümer einem andern überlaffen werden, dieſen Betrug defto Teichter zu 
entdecken GBergmayr, a. a. DO. ©. 217). | 

Die politifhen Behörden find angemwiefen, alle jene Verfügungen zu 
treffen, welche etwa die Fürforge der allgemeinen Sicherheit oder der 
manchmal mit Nahrungsforgen verknüpfte Rüdtritt der Capitulanten in 
das bürgerliche Leben erheifchen könnte (Hfkzld. v. 23. September 1820), 
und die in die Giviljurisdiction übertretenden Militär-⸗Individuen find 
bei ihrer Berabfehiedung jedesmal über ihr künftiges Verhältnig und ihre 
Verpflichtungen genau zu belehren, und diefe Erinnerung ift ausdrücklich 
in ihre Abſchiedsurkunden einzufchalten, damit fie fih nicht auch noch im 
Givilftande gewiffe militärifche BVorrechte und Begünftigungen anmaßen, 
den Behörden den Gehorfam verfagen und fich den allgemeinen Laften 
zu entfehlagen fuchen (Hfkzld. v. 27. September 1823). Durch das 
Hfkzld. v. 17. December 1829 (pol. ©. ©. Bd. 57, ©. 757) wurden 
die politifchen Behörden wiederholt angewiefen, über die nach audgedienter 
Gapitulationd-Zeit in das Civil-Leben zurüdgetretenen Soldaten genaue 
Auffiht zu führen. 


8. 186. 
Anffiht anf entlaffene Sträffinge. 


Eine befondere Fürforge erheifchen die aus der Haft entlaffenen 
Sträflinge, weil dieſelben häufig nicht ſo leicht in der Lage find, ſich 
durch redlichen Erwerb ihren Lebensunterhalt zu verfchaffen, und bei einer 
nicht völlig entfprechenden Ginrichtung der Strafanftalten nicht immer 
gebeffert aus denfelben hervorgehen. Die Staatöverwaltung ſucht in 
diefer Beziehung auf eine zwecmäßige Einrichtung der Befängniffe 
hinzuarbeiten,, eine- zuträgliche Abfonderung der Sträflinge nach dem 
Alter, und nach den eine größere oder geringere Derderbtheit ihres Cha- 
takterd beurfundenden Momenten, ferner eine nüßliche und anhaltende 
Beihäftigung einzuführen, um fie an Arbeit zu gewöhnen; ebenfo wurde 
angeordnet, daß in allen Detentionsorten ein ordentlicher NReligiondunter: 
richt ftatt zu finden habe (Hfd. v. 20. April 1810). Ueberdem find 
‚alle Sträflinge einige Zeit vor dem Austritte aus dem Gefängniffe von 
der Strafhausverwaltung der Behörde jenes Ortes anzuzeigen, in welchem 
fie fi) nach erhaltener Freiheit aufzuhalten gedenken (Hflzld. v. 17. De 
tober 1811, Nr. 963 der J. G. S.; in Steiermark kundgemacht mit ⸗ 
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dem Hfd. v. 31. März und 13. September 1813; neuerdings einge- 
fhärft mit Hfkzld. v. 3. October. 1816, pol. ©. ©. Br. 44, ©. 334 
und Hfkzld. v. 23. December 1830. Zu diefem Ende wurde von der 
Hofkanzlei einverftändlich mit der oberften Juſtizſtelle eine mit den ent- 
forechenden Rubriken verfehene Au stunftstabelle vorgefchrieben, 
und ein eigener Unterricht zur Führung derfelben hinausgegeben. Diefe 
Tabellen find bei Ablieferung der Sträflinge andie betreffende Straf. 
hausverwaltung mitzutheilen, und von diefer in den, die Aufführung 
während. der Strafzeit betreffenden Rubriken auszufüllen (Hflzld. v. 15. 
November 1821, pol. ©. ©. Bd. 49, ©. 338). 

In neuerer Zeit haben fich an mehreren Orten Vereine gebildet, 
welche es fich zur befonderen Aufgabe machen, entlaffene Sträflinge auf- 
zunehmen, für ihren Unterhalt zu forgen, und fie einem geordneten Le— 
benswandel wieder zuzuführen. Solchen Bereinen können nah dem 
Hfd. v. 17. April 1847 durch die Strafhausverwaltungen alle gewünfch- 
ten Auskünfte ertheilt werden, um fie in ihrem mwohlthätigen Wirken zu 
unterftüßen. 

Damit man die Gewißheit erlange, daß die entlaffenen Sträflinge 
fi auch wirklich dorthin begeben, wohin fie gehen zu wollen fich er- 
klärten, find fie unmittelbar bei der Entlaffung aus dem Straforte an 
die Polizeibehörde zu ftellen, und von diefer an ihren Beſtimmungsort 
mit gebundener Marfhroute zu inftradiren. Eine Abſchiebung 
bat nur bei ertwiefener Gemeinfchädlichkeit des Entlaffenen Platz zu greifen. 
Perfonen, die nicht felbitftändig find, werden ihren Aeltern, Vormündern, 
Gatten oder Verwandten übergeben (a. h. Entſchl. v. 9. Auguft 1815; 
Hfkzld. v. 3. Februar 1820, böhm. Pr. G. ©.; Hfkzld.v. 10. November 
1820, nied. öft. Pr. ©. ©.; Hfkzld. v. 17. Februar 1821, pol. G. ©. 
Bd. 49, ©. 30). 

Trifft der Sträfling zu der durch die Austunftstabelle feiner Orts⸗ 
behörde angekündigten Zeit nicht ein, fo hat felbe hievon fogleich die 
Anzeige an die Bezirkshauptmannſchaft zu machen, um biernad unver 
züglich wegen Eruirung des Bermißten die nöthigen Nachforfchungen 
pflegen, feiner habhaft werden, und felben an feinen heimatlihen Be- 
ſtimmungsort abliefern zu können. Sobald ein Sträfling in feiner Hei- 
mat anlangt, hat die Ortöbehörde ernftlih und mit allem Eifer dafür 
zu forgen, daß derfelbe Gelegenheit finde, fich feinen Unterhalt verdienen 
zu können, damit er nicht in die traurige Lage verfeht werde, aus 
Roth neue Berbrechen begehen zu müffen (Hof-Entfh. v. 30. Mai 1778 ; 
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Hfkzld. v. 3. October 1811; böhm: Gub. Vdg. v. 6. März 1834, er 
neuert mit Gub. Deer. v. 13. Juli 1837). 

Ueberhaupt ift auf derlei Perfonen eine befondere Aufſicht zu füh— 
ven, jo daß die Behörde von jeder ihrer Handlungen, welche die öffent- 
liche oder Privat-Sicherheit gefährden, fogleich in Kenntniß gefebt erde. 
Während der Dauer diefer Beauffichtigung darf fich ein folches Indi- 
viduum ohne Vorwiſſen und Bewilligung der Ortsbehörde von feinem 
Aufenthaltsorte nicht entfernen. Die Crlaubniß hierzu darf nur aus 
dringenden Urfachen, und jene zu Weberfiedlungen an einen andern Ort 
nur dann ertheilt werden, wenn dort eine beftimmte Nahrungs: und 
Ermwerbögelegenheit nachgewiefen wird. In derlei Fällen ift aber die 
Behörde desjenigen Ortes, wohin fih ein folches Individuum begibt, 
vorläufig von deffen Ankunft und Verhältniffen genau zu unterrichten, 
damit die Aufficht über dasfelbe in dem neuen Wohnorte in gleicher Art 
wie früher fortgefeßt werden könne. Zeigt fih ein entlaffener Sträfling 
arbeitöfcheu, fo Tann nach den. allgemeinen, zur Verhinderung des Müßig— 
ganges beftehenden PVorfchriften gegen ihn vorgegangen werden (Hflzlv. 
.v. 17. October 1811; HEfkzld. v. 31. Mai 1813; böhm. Gub. Vdg. 
v. 6. März 1834; Hfts, v. 21. Jänner 1836). 

Die aus der Militärhaft entlaffenen und nach ihrer Heimat 
gewiefenen Individuen, fie mögen Defterreicher oder Fremde fein, werden 
an die nächte politifche oder Polizeibehörde abgegeben, und von Diefer 
weiter inftradirt. Es ift hierbei durchaus Feine Abweichung von dem 
in ihren Päffen vorgezeichneten Beftimmungsorte zu geftatten , fondern 
fie find in der kürzeſten Richtung dahin zu befördern (Sflzld. v. 25. 
uni 1825, pol. G. ©. Br. 53, ©. 105). Im Uebrigen gelten auch 
in Anfehung ihrer die eben angeführten Beftimmungen. 


$. 187. 


Aufficht auf die aus den Imangsarbeitshänfern enflaffenen Individnen. 


Auf ähnliche Weiſe ift ed den Directionen der Zwangsarbeitshänfer 
zur Pflicht gemacht, ein eigenes Protokoll über alle Austretenden zu 
führen, und in demfelben jederzeit genau anzumerken, wen jeded Indi— 
viduum übergeben, oder auf welche Art es entlaffen wurde Der zu 
Entlaffende muß ſich immer vorläufig ausweiſen, womit er fich bei fei- 
nem Austritte ernähren Tann, und falls er Teinen Erwerb anzugeben 
wüßte, ift ihm einftweilen Arbeit und Verdienſt in der freiwilligen 


— 336 — 


Arbeitsanftalt zugumeifen. Bei Minderjährigen find die eltern 

oder Vormünder vor der Entlaffung zu berufen, und es ift ihnen der 

Tag ded Austritted ihres Kindes oder Mündels mit dem Bedeuten be- 

kannt zu machen, daß fie diefelben an diefem Tage zu übernehmen haben. 

Sollten fie fih ſohin zur Uebernahme ihrer Pflegebefohlnen nicht einfin- 

den, fo find diefe zur Stadtbauptmannfchaft zu ftellen, damit fie durch 

leßtere ihren Aeltern und Vormündern zugewiefen werden. Bei Groß« - 
jährigen, welche Gatten, Anverwandte oder fonftige rechtliche Perfonen 

angeben, bei denen fie ihre fernere Unterkunft haben können, find dieſe 

Perfonen gleichfall® vorzufordern, und es tt ihnen zu bedeuten, daß fie 

die zu entlaffende Perfon an dem beftimmten Tage würden zu über . 
nehmen haben. Don jedem austretenden Individuum muß vor dem 
Austritte der Stadthauptmannfchaft, unter Benennung des künftigen 
Aufenthaltsorted und des Nahrungszweiges der Austretenden Nachricht 
gegeben werden, damit die Stadthauptmannfchaft noch einige Zeit nach 

dem Audtritte das Benehmen des Ausgetretenen beobachten kann. Sind 

diefe nicht dorthin auftändig, wo ihr Austritt erfolgt, und wollen fie 
fih in ihre Heimat begeben, fo find fie mittelft gebundener Marfchroute 
dorthin zu verweifen (Inſtr. für die Zimangsarbeitshaus-Berwaltung in” 
Wien; nied. öfter. Pr. G. ©. Bd. 20, ©. 962. — Aehnliche Direc- 

tiven gelten für die übrigen Zwangs-Arbeitdanftalten, z. B. für Prag 

bermöge Gub. Decr. v. 31. Mai 1833; für Linz vermöge Rggs. Deer. 

v. 29. April 1836; für Grab vermöge Hflzld. v. 29. December 1839 ; 

für Brünn vermöge Gub, Circ. v. 20. October 1841 u. f. w.). 


8. 188. 
Vornahme von Streifungen und Viſitationen. 


Behufs der Entdeckung und Aufgreifung von Vagabunden, verdäch— 
tigen Individuen, Deſerteurs oder Geſetzesübertretern müſſen nach Um— 
ſtänden von Zeit zu Zeit oder über Anſuchen der Gemeindevorſteher oder 
der gerichtlichen Organe Streifungen veranlaßt werden, deren Vor— 
nahme ten politifhen und Polizeibehörden obliegt ($. 65 der Inſtr. v. 
14. April 1850). | 

Die Streifungen find entweder General-Bifitationen, die 
in fämmtlichen Kronländern der Monarchie, oder Provinzial⸗Vi— 
fitationen, die in einem beftimmten Kronlande, oder endlich 
Bartitular- Bifitationen, die in einem beftimmten Bezirke 
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vorgenommen erben. Die beiden letztern find wieder entweder ordent 
liche oder außerordentliche, je nachdem fie periodifch wiederkehren, 
oder aus einem beſondern Anlaſſe ſtatt finden. 
General⸗Viſitationen werden nur bei beſonderen Anläffen 
durch das Minifterium des Innern audgefchrieben (Pat. v. 30. October 
1751). Sie follen mit der nöthigen Behutfamkeit dergeftalt vorgenom- 
men werden, daß nicht nur alle Städte, Märkte, Dörfer und einfehichti- 
gen Häufer, fondern auch nebit den Landſtraßen alle Seitenwege, Wälder, 
Gebüfhe, Gräben und fonft wegen Berbergung der verdächtigen Leute - 
gefährlichen Orte mit aller Sorgfalt ducchfucht werden. Die allge- 
meinen Streifungen in den einzelnen Kronländern werden von 
dem Statthalter desfelben angeordnet (Hfd. v. 9. Mai 1785, Kropat- 
ſchek'ſche G. ©. Br. 9, ©. 847; Pat. v. 3. November 1786, ebd. Bd. 
10, ©. 479 und Hfb. v. 3. Mai 1793, pol. ©. ©. Bd. 2, ©. 104). 
In Abſicht auf die Beitimmung der Zeit find mit den zu verwendenden 
Individuen mündlich und mit thunlichſter Befchleunigung die betreffenden 
Verhandlungen zu pflegen (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 15. Juni 1812). 
Solche allgemeine Streifungen werden in der Regel alle Sabre ein Mal 
borgenommen. Dabei ift vor Allem auf gute Ordnung zu fehen, und 
von dem Leiter der Pifitation deghalb die DVeranftaltung zu treffen, daß 
die Gemeinden rechtzeitig davon in Kenntniß gefebt werden. Am Abende 
vor der Streifung müffen die Kirchen, Klöfter, Pfarr: und Friedhöfe, 
damit fi Niemand dahin flüchten Eönne, fo wie an Flüffen die Ueber - 
fuhren befegt, befonderd aber die Thore der Städte zeitlich gefchloffen und 
alled Webrige im Bereitſchaft gefebt werden (Pat. v. 13. April 1724, 
v. 20. September 1749 und v. 30. October 1751). Von den anges 
‚ordneten Streifungen darf Niemanden dad Geringfte entdeckt, noch ſonſt 
eine fichtbare Vorbereitung getroffen werden, da fonft der Zweck derſelben 
leicht vereitelt werden könnte (Hflzld. v. 18. November 1815). Der 
- Reiter der Vifitation hat Sorge zu tragen, da an dem beftimmten Ber- 
fammlungsplage alle Beamten fowohl, ald das untergeordnete Perſonale 
erſcheine. Zu ſolchen Nachſuchungen find nur vollkommen verläßliche, 
vorzüglich anſäſſige Leute zu verwenden 
Am Streifungstage ſelbſt ſollen bei Tagesanbruch dieſe Perſonen 
entweder vor dem Hauſe des Gemeindevorſtehers, oder wo es ſonſt be— 
beſtimmt wird, unfehlbar erſcheinen, wonach ſodann das fämmtliche auf 
gebotene Perſonale unter Anführung eines Beamten zuerſt den Ort ſelbſt 
und zwar alle Haͤuſer, Seller, Böden, Scheuern und andere verdächtige 
Sinbenrauch, Verw.⸗Geſehl. 1. 22 
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Schlupfwinkel auf daB Genaueſie viſitiren, ſodann nach dem angewieſe⸗ 
nen Sammelplatze durch alle ihnen vorkommenden Abwege, Auen und 
Waldungen mit Aufmerkſamkeit fortſtreifen, auch die etwa unterwegs 
vorkommenden Ort⸗ und Dorſfſchaften, insbeſondere aber alle abgelegenen 
Sschäferhöfe, Ziegelöfen, Wirths⸗, Schänk⸗ und Abdeckerhäuſer durchfuchen, 
und ſich ſohin in guter Ordnung auf dem Sammelplage einfinden ſoll. 
Hierbei ift auf die Gebirgögegenden und Flußauen ein befondered Augen- 
mert zu richten (nied. öfter. Rggs. Deer. v. 17. September 1826). 
Bei der Streifung find alle amgetroffenen müßigen und verbädhtigen 
Perfonen, als: abgedankte Soldaten, Bettler, Pilger, Bilderfrämer, Bän- 
derfrämer und andere dergl. Perfonen, dann Quadfalber, Zigeuner, 
dienftlofe Hirten, Abdeder, Schergen und Dieneröleute ohne Schonung 
anzubalten und auf den Sammelplas mitzubringen ; doch follen Reiſende 
und poffeffionirte Berfonen , die ſich durch die bei fi habenden authen- 
tifchen Päſſe und beglaubigten Urkunden hinreichend Tegitimiren , auch 
auf der geraden Landſtraße fich befinden, und weder ded Bettelns, noch 
ded Müßigganges, noch fonft verdächtig find, keineswegs beirrt werden. 

Wenn dad gefammte Streifungdperfonale auf dem Sammelplatze 
eingetroffen ift, werden die angehaltenen Berfonen dem Leiter der Strei- 
fung und durch dieſen den competenten Behörden übergeben. Nach- 
dem die Mannfchaft hinreichend ausgerubt, bat fie fih in berfelben 
Ordnung, wie fie auf den Verſammlungsort gerückt ift, wieder zurüd 
und nah Haufe zu begeben und auf dem Rückwege neuerdings die ger 
hörige Durchſuchung zu pflegen. Während der Bifitation fowohl, als 
bei der Zurücftreifung ift alles muthwillige Schießen und Getöfe, wie 
auch andere. Unfüge und Raufhändel, oder mas fonft zu gefährlichen 
Folgen Anlaß geben könnte, auf das Sorgfältigfte zu vermeiden. Im 
Falle einer Vernachlaſſigung oder gefliſſentlicher Connivenz, oder im Falle 
der Freilaſſung oder nicht genügenden Verwahrung eines ergriffenen 
Vagabunden ſind die Schuldtragenden auf das Strengſte zu beſtrafen 
GGfd. v. 25. October. 1776). 

Weil die allgemeinen Vifitationen wegen der Ausdehnung der 
dabei zu treffenden Anſtalten nicht wohl allenthalben mit der erwünſch⸗ 
ten Verſchwiegenheit vorgenommen werden können, verfügt dad Ge 
ſetz, daß auch in den einzelnen Bezirken und zwar monatlich 
wenigftend einmal fogenannte Particular-Bifitationen in aller 
Derfehwiegenheit auch nur mit weniger Mannfchaft befonders dort vor- 
genommen werden, wo der Verdacht oder die wirkliche Aufbaltung 
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müßiger und gefährlicher Leute fich äußert. Die Art der Ausführung 
diefer Streifungen ift diefelbe, wie fie bei den Landes-Bifitationen ange- 
geben wurde. Auch diefe Particular-Vifitationen follen mit größter Ge . 
nauigkeit zweckmäßig und zuverläffig vorgenommen werden (nied. ft. 
Rggs. Vdg. v. 25. December 1812, 16. Auguft 1822 und 17. Sep- 
tember 1826). Der Bifitationd-Leiter hat dabei Sorge zu tragen, daß alle 
zur Streifung beſchiedenen Leute perfönlich oder durch andere wehrhafte 
Berfonen erfeheinen, und bis zum Ende der Bifitation ausharren. Jede 
Dernacdhläffigung ift an den Schuldtragenden ſtrengſtens zu ahnden. 

Nebſt den ordentlihen, monatweifen Streifungen find auch außer- 
ordentliche unvorgefehene Bifltationen vorzunehmen. Im Falle fich 
der Ruf über herumtreibendes oder in der Nähe ſich aufhaltendes Fi- 
geuner:, Diebs⸗ und NRaubgefindel, oder über einen begangenen Diebftahl, 
Raub oder Blünderung verbreitet, follen unverzüglich, ohne höhere Wei- 
fung abzuwarten, und in größter Eile mehrere Gemeinden zufammen- 
treten, die nächften Militär-Commanden um die nöthige Affiftenz erfuchen, 
und wenn fie fich vereinigt haben, eine gemeinfhaftlide Streifung 
vornehmen. In anßerordentlichen Fällen können folche momentane Strei- 
fungen durch Sturmgeihen mit drei Glockenſtreichen oder einem Signal- 
fihuffe von Ort zu Ort veranlaßt werden. Dad Militär ift hierbei rüd- 
fihtlih der Anwendung der Waffengewalt an den die Streifung leiten- 
den Civilbeamten gewiefen (Hflzld. v. 27. Mai 1837, pol. & ©. Bd. 
65, ©. 168). | 

Auch außer den vorzunehmenden Streifungen follen die Gemeinde: 
vorfteher die herumftreifenden abgedankten Soldaten, Bettler, Müfig- 
glinger, Abdeder und Dienftieute, unbefugte Krämer und mit abgelaufe- 
nen Päſſen verfehene Wanderer fogleich anhalten, befonderd aber an 
den gewöhnlichen Jahrmärkten und Kirchtagen, wo ſich dergleichen Land- 
fteeicher größtentheild aufhalten, eine genaue Aufficht pflegen , ferner- auf 
den Wegen und Straßen, an den Wafler-Anländen und Ueberfuhren 
und in ſonſt etwa verdächtigen Häufen und Orten eine plötzliche Bifi- 
tation vornehmen. Insbeſondere find durh das Rggs. Deer. v. 3. Jän- 
ner 1785 die Bräubäufer, durch das Hflzld. v. 18. November 1815 
einfame Waldungen und Schottergruben, und durch das Hfkzld. v. 27 
Februar 1818 die abgelegenen Wohnftätten und Localitäten der Wafen- 
meifter als Objekte. diefer Bifitationen bezeichnet worden. In jenen 
. Gegenden, welche der Boftwagen befährt, und die des Aufenthalte® von 
Näubern und anderem fiederfichen Gefindel verdächtig find, hat das 

> 22° 


— 340 — 


Militär mit Dazwiſchenkunft der politifchen Behörden, öfters und in 
ungewiffen Zeitpunkten Streifungen vorzunehmen (Hflzld. v. 22. März 
1808, pol. G. S. Bd. 30, ©. 157). Zu diefem Ende find auch an be 
ſonders gefährlichen Punkten Militär-Piquets aufzuftellen, und es ift 
von denfelben ein forwährender Patrouillendiönft zu unterhalten (Hfkzld. 
v. 18. November 1815). Ebenfo find die Militär-Commanden angewiefen, 
wenn mehrere Deferteurd, oder andere gefährliche Leute fich irgendivo 
zufammentotten follten, den politifhen Behörden bei den vorzunehmen» 
den Streifungen den thätigften Beiftand zu leiſten (Pat. v. 30. Detober 
1781). 

Endlich ift auch die Gensd'armerie ihrer Beitimmung gemäß 
berechtigt und verpflichtet Zandftreicher und fonft verdächtige ausweisloſe 
Berfonen anzuhalten, von Reifenden, die fih auf irgend eine Art ver- 
dächtig machen, die Einficht der Neifeurkunden zu verlangen, und dieje- 
nigen, welche nicht mit regelmäßigen Audweifen verfehen find, zur Be 
hörde zu geleiten (88. 13 und 20 der Min.Vdg. v. 18. Jänner 1850, 
Nr. 19 des R. ©. Bl). Damit die Gensd’armerie den ihr nad) ihrem Be— 
rufe obliegenden Dienfteverrichtungen gehörig entfprechen könne, hat. fie 
fortwährend auf den Hauptſtraßen ſowohl, ald auf den Neben und 
Seitenwegen und zwar jede Gorporalfchaft in dem ihr zugewiefenen 
Diftriete bei Tag und Naht zu patrouilliren, -dergeitalt, daß 
abwechslungsweiſe wenigften® der dritte Theil der Mannfchaft mit diefem 
Dienfte befhäftigt ift (8. 34, ebd.). Couriere und andere Reifende find 
von der Genddiarmerie, wenn dieß von den höheren Behörden befonders 
angeordnet, oder aber wegen Gefahr drohender Unficherheit einer Straßen- 
firede angefucht wird, oder überhaupt nothwendig erfcheint, zu begleis 
ten ($. 25, ebd.). Die hiefür zu entrichtenden Gebühren find, fo wie 
die Bemeffung, Erhebung und Verrechnung derfelben, von dem Mini- 
fterium ded Innern im Einvernehmen mit den Minifterien der Finan- 
zen und ded SHandeld, dann mit dem GeneralRechnungs-Directorium 
durch Erlaß vom 23. December 1850 feftgefebt worden. 


8. 189. 
Berichterftattung über die Reſultate der Streifungen und Difitafionen. 


Bon den Refultaten der General-Bifitationen ift vermittelft 
der Kreißbehörden und Statthaltereien an das Minifterium ded Innern 
Bericht zu erftatten. Ebenſo ift über die gefchehenen Particular» 
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Bifitationen bei fonftiger Ahndung, an die vorgefeßten Behörden zu 
berichten, und zugleich anzumerfen, ob aller Orten eine zulängliche und 
tauglihe Mannfchaft geftellt, und überhaupt die nöthige Hilfe geleiftet 
wurde; ob die betreffenden Beamten perfünlich oder durch geeignete Stell- 
vertreter erfhienen und bis an’d Ende geblieben find; ob die benachbar- 
ten Bezirke nicht eine oder die andere Perfon einzubringen vernachläfligt, 
oder fonft ihrer Schuldigkeit nicht Genüge geleiftet haben. 

Jeder Leiter einer Viſitation muß einen umftändlichen Ausweis aller 
abgelieferten Leute feinem Berichte beilegen; dieſe Berzeichniffe haben zu 
enthalten: Name, Geburt3ort, Religion, Stand und Condition; das Al- 
ter; die Perfonsbefchreibung; dann den Tag, den Ort und die Urfache 
der Derhaftnahme, und die weiterd getroffene Verfügung. 

Auch über die außerordentlichen Particular-Streifungen, und über 
die unvermutheten Bifitationen find die entfprechenden Berichte zu er- 
ftatten °). 


8.190. . 
Weiteres Derfahren mit den angehaftenen verdächtigen Perfonen. 


Die bei Streifungen und Bifitationen aufgefundenen verdächtigen 
Leute find nicht etwa aus einem Bezirke in den andern zu jagen, fon- 
dern anzuhalten und zu unterfuchen, damit fie der weiteren gefebmäßt- 
gen Behandlung unterzogen werden können. Sie find zu diefem Ende 

unverzüglich zu befragen: wie fie heißen, woher fie gebürtig und wie alt 
fie feien; ob fie ledig oder verheiratet find, auch wie lange, und wie 
viele Kinder fie haben; wo fie fich feit einem Jahre aufgehalten, mit 
welchen Mitteln fie fich ernährt und ob fie fich dem Bettel ergeben ha- 
ben; in welchen Orten fie Almofen eingefammelt ; ob fie von Niemanden 
angehalten, und wie fie wieder entlaffen worden feien; ob, wie oft und 
wohin fie bereitd abgefchoben worden u. f. w. Fremde Bettler und Mü— 
Biggänger find insbeſondere über den Grengort, wo fie eingelaffen wor⸗ 
den, die verabfchiebeten Soldaten um ihren Abfchied und Regiment, bei 
dem fie gedient, und überhaupt find die angehaltenen Perfonen um Alles 
zu befragen, was die obwaltenden Umftände an die Hand geben. Die . 


*) Ueber die in Wien und deffen nächiter Umgebung vorzunehmenden Strei« 
fungen beftehen eigene Berorbnungen, weldhe in Bartenheim's o. a. Werke Wd. I: 
88. 762—769 gefammelt find. 


x 
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Ausfagen find gehörig zu protofollicen, um zur Grundlage der weiteren 
Berhandlungen zu dienen (Pat. v. 30. October 1751). Wenn bei dem 
Berhöre hervorköͤmmt, daß der Angehaltene einer ftrafbaren Hand- 
lung fehuldig, oder doc, verbäcdhtig ift, fo ift er ohne meiters an die 
betreffende Gerichtöbehörde abzuliefern. | 


Die weitere Behandlung der übrigen Perfonen hängt von ihrer 
Heimatszuftändigkeit, und von dem Umftande ab, ob fie erwer bs—⸗ 
und dienftunfähig, oder erwerbsfähig find. 


Iſt der Ergriffene in der Gemeinde einheimifh und erwerbs- 
unfähig, fo muß er von derfelben ‚verforgt werden ($. 22, 3. 3 des 
Gem.-Gef. 'v. 17. März 1849). Perfonen, deren Zuftändigkeit. nicht er⸗ 
weislich ift, fallen, wenn fie erwerbsunfähig werden, der Gemeinde zur 
Laft, in welcher fie fich zuletzt aufgehalten haben ($. 18, ebd.). Die 
näheren Beftimmungen über die Verforgung der Dürftigen werben bei 
der Erörterung der, über die Armenpflege beftehenden Vorſchriften 
näher befprocdhen werben. , 

Ginheimifhe arbeitsfähige Dagabunden find, wenn fie zum Kriegs- 
dienfte tauglich find, als Recruten an das Militär abzuftellen, und der Ge- 
meinde an dem fie treffenden Contingente zu Guten zu rechnen (Hftkzld. v. 
14. Juni 1766; Pat. v. 7. December 1767; Hfd. v. 9. Jänner 1795; Hfkzld. 
v. 30. April und, 12. Auguft 1820; Hfkzld. v.8. April 1821; Hfkzld. v. 25. 
Sänner 1828). Diejenigen, welche von dem Militär nicht angenommen wer⸗ 
den können, fonft aber zur Arbeit genugfame Kräfte befigen, find mit uner- 
bittlicher Strenge zur Arbeit bei Privaten zu verweifen (Hfkzld. v. 12. 
April 1809; a. h. Entſchl. v. 5. Auguft 1816). Außerdem können fie auch 
zu Öffentlichen Arbeiten verwendet, oder in öffentlichen Arbeitsanftalten 
untergebracht werden. Insbeſondere find die Arbeitälofen bei Bauführun- 
gen und fonftigen öffentlichen Verfehönerungen nach Möglichkeit zu befchäf- 
tigen (Hflzld. v. 13. April 1187). Zur Ausrottung des Müpigganges 
deftehen ferner eigene Arbeitdanftalten, welche fih in die freiwilligen 
und in die Zwangs-Arbeitsanftalten (Correetionshäufer) theilen. Wenn 
die Angebaltenen einheimifchen Individuen arbeitsfähig und nicht ar- 
beitöfcheu find, fo hat fie die Behörde in eine freiwillige Arbeits— 
anftalt zu weifen. Arbeitsfcheue Menfhen dagegen, melde dur 
Zwang zur Arbeit gewöhnt werden müffen, find in die Zwang 8-Arbeitd- 
anftalt abzugeben. Auch yon diefen Anftalten wird erft fpäter am geeigneten 
Drte gehandelt werden. 
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Diejenigen Perfonen, welche nicht zur einheimifchen Bevölkerung 
gehören, find in der Regel abzufchaffen, denn fo wie einerfeits den 
Fremden, die fih über ihre Zuftändigkeit durch einen nicht erlofchenen 
Heimatefchein auszuweiſen vermögen, fo lange fie fich entfprechend ver- 
halten und die Mittel zu ihrer Erhaltung beißen, der zeitliche Aufent- 
halt in einer Gemeinde nicht verweigeet werden darf (8. 25 des Gem. 
Geſ. v. 17. März 1849), fo ift e& auch amdrerfeit? den Gemeinden ge- 
ftattet, fih von bedenklichen, ausweis⸗ oder eriwerblofen Fremden zu be- 
freien, und zu diefem Behufe, wenn die dem Gemeindevorftcher zu Gebote 
ftehenden Mittel nicht ausreichen, die Mitwirkung der Bezirksbehoͤrde i in 
Anſpruch zu nehmen (8. 65 der Inſtr. v. 14. April 1850). 


8. 191. 
Abſchaffung aus einem Orte. 


In wie fern die Abſchaffung aus einem Orte ald Strafe einzu- 
treten habe, ift in den Strafgefegen enthalten. Diefelbe kann aber auch 
aus polizeilihen Rüdfichten verhängt werden, wenn fie gleich als 
Strafe nicht ftatt findet; deßhalb ift nach einer Nagd. Vdg. v. 29. No- 
vember 1804, 3. 787 in dem Erfenntniffe immer beftimmt auszudrücken, 
ob die Abfchaffung aus Strafe oder bloß aus Polizeirückſichten verfügt 
wurde. Sie findet fowohl gegen In- ald Ausländer ftatt, kann 
fh jedoch bei den Erfteren niemald auf den Umfang des gefammten 
Kaiferftantes erftreden (Hof-Entfhl. v. 25. Mai 1808, 3. 10520). 

Aus polizeilihen NRüdfichten find zur Abfchaffung geeignet: 
a) Müßiggänger, Bettler und Bagabunden; (durch zahlreiche Verordnun— 
gen feſtgeſetzt); b) Liederliche Dirnen (Weifung der Pol. Hfſt. v. Jahre 
1823); c) müßige Bergleute (Hflzld. v. 30. October 1785 und Hflzld 
v. 3. Juli 1787); d) paßloſe Individuen (Rggs. Vdg. v. 23. März 
1796 u. f. w.); e) unbefngte Unterhändler, |. g. Mufterreiter und fremde 
Commiffionärd; N Leute, die Teinen ehrlichen Erwerb auszumeifen im 
Stande find, g) muthwillig und aus eigener Schuld vazierende Dienft- 
leute, 

Gegen Ausländer Tann die Landes⸗Verweiſung ald Ber 
fhärfang der auögeftandenen SKerkerftrafe (Str. &. B. I. Thls. 88. 17 
lit. e, 22 und 435), die Abfhaffung als Strafe bei Vergehen und 
Uebertretungen (Str. G. B. II. Thls. 88. 8 und 17) und ald Straf: 
verfchärfung bei Gefälldübertretungen (Gef. Str. G. 8. 8. 75) verhängt 
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werden; fie findet aber auch gegen fie aus bloßen Polizeirückſichten 
ftatt, wenn fich diefelben von Seite ihres Lebenswandels, ihrer politi« 
hen Gefinnungen oder ihrer Erwerbsfähigkeit als bedenklich darftellen. 
Sn dieſem Falle kann die Ausweifung nicht aͤls eine Strafe angefehen 
werden (Hflzld. v. 25. Mai 1820 und 20. September 1825); doch ift 
fie auch nach ausgeflandener Strafe, wenn glei dad Straferkenntniß 
nicht darauf lautet, als DVorfichtömaßregel anwendbar (Rggsd. v. 15. 
April 1813, v. 11. Auguft 1816 und v. 4. (Februar 1817). 


8. 192. 


Ausführung der Abſchaffung. 


Die Abzufhaffenden werden: 1) entweder bloß ihren Ange: 
hörigen übergeben, oder 2) auf freiem Fuße mittelft gebundener 
Marfchronte inftradirt, oder 3) förmlich abgefchoben. 

Die Beurtheilung, ob dad Eine oder dad Andere ftattfinden folle, 
iteht dem Bezirföhauptmann, und in Orten, wo eine Stadthauptmann- 
[haft befteht, dem Vorſteher diefer Stelle zu ($. 65 der Snftr. v.14. April 
1850). - 

In der Regel find Minderjährige ihren Vätern und Bormün- 
dern, Ehefrauen aber ihren Männern nad ausgeftandener Strafe zu 
übergeben, wenn fonft feine weiteren Umftände vorfommen, die fie ald 
beſonders gefährlich erfcheinen laſſen (Hflzld. v. 2. Mai 1816, Rggsd. v. 
9. März 1821). 





Mittelft gebundener Marſchroute find zu inftradiren: 1) aud- 


tretende Sträflinge, bei denen der Urtheilöfpruch nicht auf Abfchiebung 
lautet (Hfkzld. v. 3. Februar 1820); 2) Perfonen, deren Uebernahme 
aus dem Strafhaufe durch ihre eltern, Bormünder, Gatten, oder 
Anverwandte nicht erfolgen Tann, oder die ſchon großjährig und felbft» 
ftändig find, oder felbit die Mittel haben, um nach Haufe zurücdzufehren 
(Rggs. Vdgen. v. 11. Auguft 1816, 4. April 1818 und 9. März 1821). 
3) Leute, die nicht befonderd gefährlich find, bei welchen alfo für die 
öffentliche Sicherheit nicht viel zu beforgen ſteht (Hfkzld. v. 27. April 
1789). 

Die Behörden haben über die richtige Abreiſe folcher PBerfonen zu 
wachen, und die Behörde desjenigen Ortes, wohin fie zu gelangen haben, 
bei Zeiten von ihrem Eintreffen, unter Einfendung einer eigenen Notiz 
tabelle zu verftändigen (Hfkzld. v. 8. Februar 1820). 
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Die , fimliße Abſchiebung hat nur in den geſetzlich beftimmten 
Fällen zu gefchehen. Jede eigenmächtige und gefebtwidrige AUSIEUHNE 
. würde den Schuldtragenden verantwortlich machen. 


8. 193. 
Beitimmungen über das Schubwefen. 


Herzog Gr. Tob.). Vollftändige Sammlung der Gefeße über das 
Schubweſen im Kaiferthume a Wien, bei Heubner. 
1835. 8. 


Die Borfäriften über das Schubweſen rühren größtentheils aus 
den älteren Zeiten her, und find je für einzelne Provinzen erlaſſen wor- 
den, ftimmen jedoch in den mwefentlichften Punkten faft durchgängig überein. 
Die wichtigften diefer Anordnungen find: für Defterreih unter der 
Enns das Pat. v. 13. April 1724, erneuert mit Pat. v. 20. Septem- 
ber 1749 und 30. Detober 1751; für Defterreih ob der Enn? bie 
Bettlerordnung v. d. J. 1725 und 1736 und die Sicherheitdordnung v. 1. 
September 1752; für Steiermarf dad Schubnormale vom 2. Sep- 
tember 1724, erneuert unterm 27. April 1743, 6. Mai 1744 ımd 26. 
Februar 1750 (Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 1, ©. 136); für Illyrien 
dad Hfkzld. v. 27. März 1820 (laibacher Pr. G. ©. Bd. 2, ©. 83); 
für dad Küftenland die Gub. Komchg. v. 18. September 1819 (Kro⸗ 


patſchek'ſche G. S. Bd. 42, ©. 391); für Tirol und Vorarlberg 


das Gentr. Org. H. C. Decr. v. 27. Mai 1817 (fir. Pr. ©. S. Bd. 4, 
Thl. 1. ©. 911); für Böhmen das Sicherheitd- und Schubpatent v. 
3. April 1750 (Kropatſchek'ſche G. ©. Bb. 1, ©. 161) und die Dog. 
v. 16. September 1794 (ebd. Bd. 4, ©. 516, republicirt mit Vdg. vr 
3. Juni 1802); für Mähren die Schub» und Bettlerordnung v. J 
1727 und v. 30. October 1751, dann das Hflzld. v. 15. März 1827 
Kropatſchek'ſche &. S. Bd. 53, S. 128); für Galizien das Pat. v. 
3. November 1786 (pol. ©. ©. Bd. 10, ©. 484); für Ungarn die 
Kundmachung des interimiftifchen Chefd der Statthalterei v. 20. März 
1851 (Nr. 79 des ungar. L. ©. BL) ”). 


*) Zur Vermeidung von Wiederholungen werben diefe Rormalvorfchriften im 
Folgenden nicht indbefondere citirt. 





— 346 — 


8. 194. 
Zur Abſchiebung geeignete Individuen. 


Die Abfchiebung eines entlaffenen Sträflingd fowohl (vgl. oben 
8. 186) als fonft bedenklicher Perſonen kann nur in den vom Geſetze 
vorgezeichneten Fällen gefchehen (Hflzld. v. 27. April 1789; Rggsd. v. 
21. Jänner 1817, 3. 2230, v. 26. Februar und v. A. März 1818, 
3. 8569 und 8721; Rggsd. v. 10. Jänner 1827, 3. 1319). Diefem 
zu Folge ftelen fih als zur Abfchiebung geeignet dar: 1) Dagabunden, 
Müpßiggänger, Bettler, verdächtige, paßlofe oder beftimmungslofe Indi- 
viduen, die feinen ehrlichen Erwerb nachweifen Tönnen, dann foldhe, Die 
durch Tiederlichen oder unfittlichen Wandel Anlaß erregen, und der ämt⸗ 
lichen Weifung zur Abreife von einem beftimmten Plage nicht Folge 
leiften, oder fi eine eigenmächlige Abweichung von der vorgezeichneten 
beftimmten Marſchroute erlauben. — Bon Wien find indbefondere ab- 
zufchieben: Individuen oder Arbeiterfamilien, welche 14 Tage nach ihrem 
Eintritte ohne Erwerb oder Arbeit betreten werden; dann arbeitsunfähige 
und auf Wohlthätigkeit angewiefene Individuen, die fogleich zu entfernen 
find (Mir.-Erl. v. 4. December 1848. Nr. 2 des 2. G. BL). 2) Die 
jenigen entlaffenen Steäflinge, bei denen ſich aus den Acten zeigt, daß 
fie ſich früher ſchon einer falfchen Meldung, oder einer Handlung ſchul⸗ 
dig gemacht, worauf im Geſetze die Abfhaffung ald Strafe erkannt ift, 
und die fonft in GSicherheitäbeziehung als bedenklich erfcheinen; 3) die- 
jenigen, welche in poligeiliher Hinfiht ab gefchafft werden müſſen, 
aber der Mittel und Hilfe beraubt find, fich in ihre Heimat zu ver: 
fügen (Rggsd. v. 4. April 1818); 4) ſolche Individuen, welche von 
irgend einer Unterfuhungd- oder Strafbehörde zur zwangsweiſen Ein- 
fieferung requirirt find, ohne dag über die Art des Transportes etwas 
Befonderes beftimmt iſt (Vdg. f. Ungarn $. 1). 


8. 195. | 
Ort, wohin die Abſchiebung zu erfolgen Kat. 


Die Abſchiebung erfolgt (mit Ausnahme des oben unter 3. 4) an⸗ 
gegebenen Falles) bei Inländern in den Zuftändigfeitsort, bei Au 
ländern an einen Grenzort. Die betreffenden Behörden find von der 
angeordneten Abfchiebung jederzeit vorher in Kenntniß zu feben, und 


— 
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auch um die verläßliche Mittheilung anzugehen, ob der Schübling am 
feinem Beſtimmungsorte eingetroffen ift oder mit (nied. äfterr. Agge 
Ddg. v. 26. Februar 1823, Pr. &. ©. Br. 5, ©. 84). 


8. 196. 
Derfaßren Bei der Abſchiebung. 


® 

Niemand darf früher in Schub geſetzt werden, che derfelbe nicht 
über feine perfünlichen Verhältniffe und über jene Umßande, melde die 
Abſchiebung rechtfertigen, zu Protokoll werrommen werben ift (böhm. 
Gub. Bög. v. 11. März 1819, Prov. ©. ©. Ergänz. Bd. ©. 36). 
Jeder Schübling ift ferner vor feiner Abfchiebung einer ärztlichen 
Unterfuhung zu unterziehen, und der Umftand, daß derfelbe gefund be⸗ 
funden wurde, zu conftatiren (tirol. Gub. Vdg. v. 1. Detober 1798, 
Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 3, ©. 250; nied. öſt. Rggs. Bogen. v. 8. 
September und 31. October 1820, Pr. G. ©. Br. 2, ©. 553; Rggsd. 
v. 2. Fänner 1825). Insbeſondere bürfen die wit der Luſtſeuche ber 
bafteten Schüblinge erft nach erfolgter Heilung abgefchoben werden (Ddg.- 
v. 19. November 1870, Kropatſchel'ſche G. ©. Bd. 23, ©. 751; vftzn 
v. 14. Juli 1808, 3. 13775). 
. Für jeden Schübling ift ein eigener Schabpaß auszufertigen, Work 
auf die Verordnung Bezug genommen wird, mittelft welcher feine Abfchie- 
bung audgefprochen wurde. Ueberdies hat der Schubpaß eine ‚genaue 
Perfonsbefchreibung des Schüblinge, dann den Ort und das Land, 
wohin er zu begleiten ift, und den Weg, den ex zu nehmen hat, genau " 
zu enthalten (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 26. März 1807, Kropatſchek'ſche 
G. ©. Bd. 23, ©. 152). Endlih muß er auch mit der Unterfchrift des 
Amtsvorftandes oder deffen Stellvertreterd verfehen und das Amtöfiegel 
beigedrudt fein. Wenn der Schübling andermweitige Urkunden befigt, die 
ihm zum Ausweiſe dienen, fo find dieſe wicht ihm felbit zu behändigen, 
fondern dem Begleiter verfchloffen zuzuftellen, oder wenn es leicht ge- 
ſchehen Tann, durch eine abgefonderte Gelegenheit an den Beſtimmungs⸗ 
ort abzufenden. Ebenfo find alle Prätiofen und alles Geld dem 
Schüblinge, abzunehmen und dem Begleiter mit einem genauen Verzeich⸗ 
niffe zu übergeben (Yggsd. v. 20. Mai 1807, Kropatſchek'ſche ©. ©. 
Bd. 23, ©. 272), Weiters ift dem Schubpaſſe ein unentgeldlich audzw 
fertigender Tauffhein, wenn foldher erlangt werden konnte (Hfd. v. 
24. April 1770, Kropatſchek'ſche G. ©. Bd. 6, S. 202) und bei Aude 
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Ländern auch nech eine Heimats urkunde, d. i. ein Document, dürch 
weiches haltbar nachgemwiefen erfeheint, dag der Schübling ein Angehöri- 


ger jened Staates ift, wohin er befördert wird ($. 30 der Vdg. f. Un⸗ 


garn),. dann eine Abfchrift des mit demfelben aufgenommenen ſumma⸗ 
riſchen Eonftituted über feinen Geburtsort, fein Domicil und die 
Urfache feiner Abfchiebung beizulegen (Hflzld. v. 20. Februar 1823, pol. 
G. S. ®. 51, ©. 51). 

Beſonders gefährliche Schubperfonen können bei gegründeter Be— 
forgnig des Entweichend in Eifen gelegt werden (Vdg. v. 20. October 
1766, Kropatihefihe G. ©. Bd. 5, ©. 134; Dog. v. 21. November 
1785, pol. ©. ©. Bd. 8, ©. 214; Vdg. v. 26. Februar 1801, Kro⸗ 
patſchekſche ©. S. Bd. 15, ©. 712; Hflild. v. 2. Rovember 1820; 
mied. öfl. Pr. ©. ©. Bd. 2, ©. 713; tirol. Gub. Bdg. v. A. Februar 
1825, Pr. ©. ©. Bd. 12, ©. 39; böhm. Gub. Vdg. v. 7. Auguft 
1828, Pr. ©. S. Br. 10, ©. 306), und jede Gemeinde ift- verpflichtet, 
einen in Eifen angelommenen Schübling auch in Eifen weiter zu be- 


fördern. Nach dem Schubnormale für Ungarn ($. 23) find jedem Schüb: - 


linge Handfhellen anzulegen; die Behörden haben foldhe Individuen 
zu bezeichnen, bei denen die Nothwendigkeit diefer Vorficht ausnahms⸗ 
weife wegfallen Tann. Die Eifen haben die Gemeinden beizufchaffen 
{Bdg. v. 21. Jänner 1780, Kropatfcheffhe G. S. Bd. 8, ©. 408). 
Sn Teinem Falle darf dem Schüblinge ein zur Gegenwehr taugliches 
Inſtrument belaffen, fondern ein folches® muß jederzeit dem Begleiter zur 
Berwahrung übergeben werden (Vdg. v. 13. März 1801, ebd. Bd. 15, 
S. 713). Um jede Entweichung zu verhüten, find die Ortövorftände ver- 
pflichtet, auf die in ihren Bezirk gelangenden Schüblinge während des 
Transported ein wachfamed Auge zu haben, und es ift die firengfte Ber 
ftrafung eined jeden an der Entweihung Schuldtragenden angeordnet 
(Hof-Entfhl. v. 16. Juni 1786, Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 10, S. 236; 
Vdg. v. 22. (23.) März 1787, ebd. Bd. 13, ©. 287; Vdg. v. 5. De 
tember 1795, Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 7, ©. 9; böhm. Gub. Vdg. 
v. 9. Jänner und 1. Mai 1807; Hfkzld. v. 28. September 1815; 
böhm. Gub. Vdg. v. 22. November 1817). Jede Gemeinde hat fi 
daher die fichere Fortbringung des Schubes angelegen fein zu Taffen. 
Als Schubbegleiter find in der Regel nur die Amtsdiener, wenn 
diefe aber nicht enitbehrt werden könnten, andere verläßliche Individuen 
zu verwenden. 
Soollte Riemand Geeigneter zur Vertretung des Amtsdieners aufge⸗ 
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bracht werden Tönnen, fo find Die Gemeinden verpflichtet, taugliche Schub« 
begleiter nach einer unter den Gemeindegliedern zu beobachtenden Reihen 
folge zu ftellen (Hflzld. v. 28. September 1815; Hfkzld. v. 18. Jän⸗ 
ner 1822, nied. öft. Pr. G. ©. Bd. A, ©. 36; Hfkzld. v. 23. Jänner 
1823, Kropatfchetfche G. S. Bd. 48, ©. 47; böhm. Sub. Bde. v. 28. 
uni 1827, Pr. ©. ©. Bd. 9, ©. 320). 

In keinem Falle dürfen dem Schübe Weibsperfonen, Kinder oder 
alte gebrechliche Zeute ald Convoyanten beigegeben werden (VTdg. v. 20. 
October 1766; Vdg. v. 9. Mai 1776, v. 6. Auguft 1781, v. 25. 
Februar und v. 21. November 1785 a. a. D.; nied. öſt. Rggs. Dog. 
v. 31. Sänner -1793, 3. 787; Rggsd. v. 18. Juni 1796; ob. öfter. 
Rggs. Ddg. v. 12. Juli 1819, Pr. ©. ©. Bd. 1, ©. 230). Es find 
vielmehr nur rüflige Männer dazu zu verwenden, und diefelben im 
Rothfalle zu bewaffnen (fir. Gub. Vdg. v. 4. Februar 1825, Pr. ©. ©. 
Bd. 12, ©. 139), wobei, wenn etwa eine ftärfere Begleitung noth⸗ 
wendig erfchiene, auf die Perfon und die Eigenſchaft ded Schüblings 
Rüdficht genommen werden muß (galiz. Gub. Vdg. v. 13. Juni 1806, 
Kropatſchek'ſche G. ©. Bd. 21, ©. 394; Deer. des böhm. Gub. Präf. 
v. 1t. Auguft 1818; nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 26. Februar 1823, Pr- 
6. ©. Bd. 5, ©. 84). In Ungarn wird die Begleitung einftweilen, 
bis eine andere definitive Einrichtung erfolgen Tann, durch die k. k. 
Gendd’armerie beforgt (88. 11—13 der Vdg. v. 20. März 1851). 

Fände eine Entweihung ftatt, fo ift fogleich die Anzeige an die 
vorgefehte Behörde zu erftatten, damit von ihr das Erforderliche einge 
leitet werde (Kggsd. v. 6. Auguft 1781; Vdg. v. 5. December 1795, 
Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 7, ©. 9. 
Der Schub wird in der Regel zu Fuß weiter befördert; wenn 
jedoh der Schübling an Fußgebrechen Titte, oder fonft krank, jedoch 
tranaportabel wäre, fo ift von der Gemeinde die nöthige Fuhr, im Bor- 
ſpannswege beizuftellen (Hfkzld. v. 27. October 1822, nied. öſt. Prov. 
G. ©. Bd. 4, ©. 828), und die Urfache, warum der Schub mit Vor—⸗ 
fpann veranlagt wird, im Schubpaffe anzumerken (Vdg. v. 23. October 
1789, Kropatſchek'ſche ©. ©. Bd. 17, ©. 376; Hflzlb. v. 21. April 1824, 
laibach. Prov. ©. S. Bd. 6, S. 169). | 

Wenn eine Schuböperfon auf dem Wege erkrankt, fo ift vorerft ein 
Arzt zu Rathe zu ziehen, ob der Schübling dennoch weiter gebracht wer⸗ 
ben kann; ift die nicht der Fall, fo wie wenn eine ſchwangere Weib 
perfon der Entbindung nahet, find vdiefelben bis zur Genefung aufzube- 


us. 


bakten, ed ift für ihre Herftellung zu forgen, und ihnen die angemefjene 
Berpflegung ga verabreichen (nied. öſt. Rggsd. v. 5. Juni 1798; tirol. 
Sub. Bag. v. 30. Juli 1817, Prov. ©. ©. Bd. 4, Thl. 2. ©. 561; 
ſteir. Sub. Vdg. v. 17. Suli 1822, Br. ©. ©. Br. 4, ©. 416; nied. 
öſt. Rggöd. v. 2. Yänner 1825; böhm. Gub. Vdg. v. 4. Juli 1825, 
Pr. G. ©. Bd. 7, ©. 145; ob. öſt. Rggs. Vdg. v. 7. Mai 1827, 
Pr. G. ©. Bd. 9, ©. 164; nied. öſt. Neggeb. v. 6. December 1831, 
3. 63381; böhm. Gub. 39. v. 9. December 1831, Pr. ©. S. Br. 13, 
©. 746). 

Zur Rachtzeit und bei auffallend übler Witterung, befonderd zur 
Wintersgeit, darf die Weiterbeförderung des Schubes ebenfalld nicht ger 
ſchehen, fondern es ift bis auf den nächiten Tag, oder bis zu eintreten 
der befjerer Witterung damit zu warten. 

Den Schüblingen muß der Unterſtand und die nöthige Verpflegung 
in nalura, oder in einem für jedes Kronland befonders ausgeſprochenen 
Geldbetrage verabreicht werden (Hflzld. dv. 6. Juli 1815). Bei Racht 
find diefelben gehörig zu bewachen (RKggsd. v. 26. März 1813) Rad 
dem Schubnormale für Ungarn (98. 18 und 19) haben die Gemeinden 
den Schüblingen vor dem Abgehen ein Stüd Brod zum Frübftüde, und 
nach der Ankunft in der Rachtſtation wieder ein Stüd Brod, dann eine 
warme Speife zu vesabreichen. Die Verwahrung der Schüblinge hat im 
Gemeindearrefte zu gefchehen. 

Bei jeder Gemeinde ift der Tag und die Stunde der Ankunft und 
der Weiterbeförderung des Schüblingd, und der Name des Begleiterd 
auf dem Rüden des Schubpaffes eigenhändig anzufegen (Rggs. Vdg. v. 
26. März 1807, a. a. D.). 

Der Begleiter bat den Schübling nicht eher aus feiner Auffiht zu 
entlaffen, ala bie er von dem meiteren Begleiter ordentlich abgelöft, und 
der Schübling von dieſem übernommen worden if. Die Uebernahme 
hat in Gegenwart ded Ortsvorftandes zu gefihehen (Rggs. Bögen. v. 10. 
März und 17. November 1795, Kropatfchefihe ©. ©. Bd. 7, ©. 5.). 
Dem Schubbegleiter muß über die richtig gefchehene Uebergabe ein eige- 
nes Recepiffe ausgeftellt werden, welches den Zauf: und Zunamen 
des Schüblingd und das Datum der Uebernahme zu enthalien hat (Vdg. 
v. 7. Zuli 1781; Vdg. v. 4. Juni 1785, Kropatſchek'ſche ©. ©. Bd. 8, 
©. 214; Rogge. Vdg. v. 10. März 1795, Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 7, 
©. 5; Rgged. v. 18. Juni 1796). 

Jede Gemeinde hat, wenn ihr Schub in dem nächſten Orte nicht 











— 351 — 


angenommen werden follte, die Schühlinge inzwifchen zu verpflegen, zw 
gleich aber die Anzeige au die höhere Behörde zu erſtatien. Wenn eine 
Gemeinde fi ohne Grund weigert, den Schub anzunehmen, fo ift 
fie mit einer angemefienen Strafe zu belegen, und zur Erſatzleiſtung 
für die der nächſten Gemeinde dadurch verurfachten Atzungskoften zu verur- 
theilen. Die auf unrechter Straße angelommenen Schüblinge find aber mit 
ihrem Begleiter gurüdzufenden, und auf die rechte Strafe zu führen 

(Rage. Vdg. v. 26. März 1807 a. a. D.). | 


Wenn der Schub am Beilimmungdorte eingelangt, und die abge 
ſchobene Perfon der Gemeinde überliefert worden ift, muß der Schubpaß 
an jene Behörde zurücgefendet werden, welche die Abfchiebung veranlapt 
hat (Hfkzld. v. 14. März 1807, pol. G. ©. Bd. 28, ©. 115). Sollte 
diefer Paß nach einer im VBerhältniffe zur Entfernung flehenden Zeit 
nicht zurücgelangen, fo ift jene Behörde, die den Schubpaß audgefertiget 
hat, verpflichtet, ungefäumt ihrer vorgefepten Behörde darüber die An« 
zeige zu machen, damit durch diefelbe dem Sachverhalte nachgefpürt werde, 

Bei Zurücdgelangung des Schubpaffes ift genau zu unterfuchen, ob 
ſich alle Gemeinden nach der Schubvorfehrift benommen haben, und im 
gegentheiligen Kalle die Anzeige an den Kreispräfidenten oder Statthal- 
ter zu machen. 


Jede Gemeinde hat ein eigened Protokoll zu führen, welches den 
Namen des Schüblings, den Geburtsort desfelben, die Urfache der Ab» 
fehiebung , den Tag der Abfendung , die Effecten des Schüblingd , den 
Namen des Begleiterd, den Namen der Gemeinde, wohin die Abſchiebung 
erfolgte, das Necepiffe über die richtige Uebergabe und den Gefundheits- 
zuftand des Schüblingd enthält. Die Behörden haben ſich von der 
ordentlichen Führung diefer Bücher zu überzeugen, und über entdedte 
Gebrechen ſtrenges Amt zu handeln (Rggs. Vdg. v. 10. März 1795, 
a. a. O.; Vdg. v. 3. December 1795, Kropatſchek'ſche G. ©. Bd. 6, 
©. 400; Hfkzld. v. 28. September 1816). 


Der Schub zerfällt in den Hauptſchub und in den Particular⸗ 
ſchub. Jener geht zu beftimmten Zeiten, in der Regel monatlich. zwei⸗ 
mal, von beftimmten Sanptorten ab, und ed werden mit bemfelben die 
abzufchaffenden Bettler, Müßiggänger und Bagabunden gemeinfhaft- 
Lich befördert, bis zum Abgange desfelben aber in ficherer DBerwahrung . 
gehalten. Die Particularſchube haben dann flatt zu finden, wenn 
die alsbaldige Entfernung einer abzufchiebenden Perfon Platz greifen 
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muß, oder wenn die Abfchiebung in einer Richtung oder von Orten er- 
folgt, wo ein gemeinfchaftlider Transport mehrerer Schüblinge in 
der Negel nicht zu erwarten if. Jeder Hauptfchub wird von der 
Geusd'armerie begleitet; bei Barticularfchuben hat diefe Begleitung 
nur. dann einzutreten, wenn fich gemeingefährliche und verwegene Leute 
unter den Abzuſchiebenden befinden (Exil. des Min. des Innern v. 26. 
Juli 1850, tirol. &. ©. BI. Nr. 255; coat. 2. G. Bl. Nr. 53). 


Ausländifhe Schüblinge werden bid an die Grenze gebracht, und 
dort nicht etwa ihrer Willkür überlaſſen, fondern der nächitgelegenen 
augländifchen Gerichts⸗ oder Polizeibehörde übergeben. Der Schubbeglei- 
ter hat fi von dieſer eine Empfangd- oder Auslieferungsbeftätigung zu 
verſchaffen, welche in den Acten aufbewahrt wird (fir. Gub. Dog. v. 3. 
Suli 1818, Pr. G. ©. Jahrg. 1818, ©. 611). Zu diefem Ende find bei 
den, in das Ausland zu befördernden Schüblingen die Heimatöverhält- 
niffe derfelben vor deren Abfchiebung durch gefeßliche Urkunden oder 
durch Correſpondenz mit den ausländifchen Behörden in’ Klare zu brin- 
gen, damit nicht etwa eine Derweigerung der Uebernahme ftatt finde 
(Hfkzld. v. 12. Mai 1821, nied. dfterr. Prov. ©. ©. Bd. 3, ©. 
376; Hfkzld. v. 26. März 1823, böhm. Prov. ©. ©. Jahrg. 1834, - 
©. 494). 


| Beſondere Beflimmungen gelten hinfichtlich der Abfchiebung nach 

Baiern (ob. öft. Rggsd. v. 27. Jänner 1820, Pr. ©. ©. BP. 2, 
©. 23; fteir. Gub. Vdg. v. 20. März 1822, Pr. G. ©. Bd. 4, ©. 
128; Hflzld. v. 28. Auguft 1823, pol. &. ©. Bd. 51, ©. 199; böhm. 
Sub. Vdg. v. 15. December 1823, Pr. G. ©. Bd. 5, ©. 479; Hfkzld. 
v 14. November 1826, nied. öft. Pr. ©. ©. Bd. 8, ©. 612; Hfktzld. 
v. 14. April 1827, tirol. Pr. G. ©. Bd. 14, ©. 254; Hflzld. v. 19. 
April 1827, Kropatiheffhe G. S. Br. 55, ©. 75; Kreid-Cire. v. 22. 
October 1832; Hflzld. v. 17. Mai 1835, 3. 12491); nah Würtem- 
berg (Hffzld. v. 19. April 1827, a. a. O.); nah Preußen (böhm. 
Gub. Vdg. v. 26. September 1828, Pr. G. ©. Bd. 10, ©. 442; 
Hftzſd. v. 30. Rovember 1828; Min. Erl. v. 24. März 1851, mähr. 
2. G. BI. Nr. 65) und nah Churheſſen (Hflzl. v. 15. Mai 1837, 
böhm. Pr. ©. ©. Jahrg. 1837, ©. 256). 
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8. 197. | 
Maßregeln zur Verhütung der Reverfion abgeſchobener Perfonen. 


Weiters find die Gemeinden angewiefen, dafür zu forgen, daß feine 
Reverſion der abgefhubenen Individuen Platz greife. Sie werden zu 
diefem Ende ſchon vorläufig vor dem Eintreffen derfelben in Kenntnif 
gefebt (vgl. den vorhergehenden 8.). Kerner haben fie den an ihrem 
Beftimmungsorte eingetroffenen Schübling. 
fonftigen Urkunden abzufordern und dieſelb 
ſchobenen Individuen felbft aber in thunlid 
v. 10. Mai 1808, Kropatſchek'ſche ©. ©. ! 

9. Suni 1808). Im Falle der eigenmäht 

ſchobenen ift fogleih an die vorgefekte B 

zu erftalten (nied. öft. Rggs. Vdg. v. 26 

Bd. 5, ©. 84). Ebenfo muß es fogleich angezeigt werden, wenn ein 
. bereitd abgefchobener Menfch wieder in der Gemeinde erfcheint, aus der 
er mittelft Schubes entfernt wurde. Beſondere Borfchriflen beftehen in 
dieſer Beziehung für Wien in den Rggsd. v. 20. October 1816, 21. 
Mat 1818 und 9. uni 1820, bei Bartenheim a. a. D. Bd. 1, 
8. 1085. | 

Die Rückkehr eines Berwiefenen bildet, wenn die Landesver- 
weifung wegen eined Verbrechens erfolgte, eine UWebertretung ; welche 
nah $. 81 des Str. G B. II. Thls. zu beftrafen ift rt. IV. des 
Dat. v. 17. Jänner 1850, Nr. 24 des R. ©. BI). Die nämlihe Straf: 
beftimmung hat auch dann zur Anwendung zu kommen, wenn der Re 
‚vertent wegen eined Vergehens oder wegen einer Webertretung aus dem 
gefammten Katferftaate abgeſchafft worden mar. Erfolgt die Ab- 
ſchaffung nur aus einem Kronlande oder aus einem beftimmten Orte, 
fo tritt die Beftimntung des 8. 82 Str. ©. B. II. Thls. ein. Endlich 
macht fi) auch derjenige einer ſolchen Webertretung fhuldig, der nur 
aus Polizeirückſichten abgefhafft worden war (Hflzld. v. 22. 
October 1846, 3. 31194) und es ift dem Abgefchafften das Verbot der 
Kückkehr mit den darauf verdängten Folgen in jedem Falle zu eröffnen. 
Der Revertent ift dann neuerdings abzufchaffen. Nach dem Schubnor- 
male für Ungarn ($. 34) wird die Schuhreverfion ald Vergehen 
beſtraft. | | 


Stubenrauch, Berw. Befehl. 1. 23 
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8. 198. 
Beſtimmungen über die Derfertigung und das Tragen von Waffen. 


Die Verfertigung und das Tragen von Waffen ift ebenfalls 
einer befonderen Aufficht unterworfen. Ein erft zu erlaffended Waffen- 
gefeb wird die näheren Beitimmungen hierüber enthalten (8. 14 der 
Inſtr. v. 10. December 1850). Bid zum Erſcheinen desſelben müſſen 
einftweilen noch die bisher geltenden DBorfchriften zur Anwendung 
gebracht werden. Diefen zu Folge ift die Erzeugung von Waf- 
fen nur den dazu berechtigten Gewerbsleuten geftattet; daher auch 
die Milttärbehörden angewiefen wurden, nur mit befugten Meiftern und 
Fabrikanten über Lieferungen von Waffen abzufchliegen Note der Rgg. 
v. 21. Mai 1799). 

Die Anhäufung von ganz fertigen Gewehren darf felbft in 
Gewehrfabriten nicht geduldet, und es foll insbefondere dahin gewirkt 
werden, dag die für das Ausland verfertigten Gewehre fobald als mög- 
lich weggefchafft werden (Hofodg. v. 1. April 1796). 

Allen Büchfen- und Gewehrmahern und fämmtlichen Fabrikanten ift 
bei Verluſt ihres Befugniffes verboten, für irgend Jemand Commiß- 
Teuergewehre, Garabiner oder Musketen und Bajonette.in was immer _ 
für einer Zahl, andere Feuergewehre aber in größerer, ein Dutzend über- 
fteigender Menge zu verfertigen, wenn er fich nicht mit einer Beglau- 
bigung der Behörde ausweiſen Tann, zu folchen Beftellungen berechtigt 
zu fein; fobald derlei Beftellungen bei ihnen gemacht werden, haben fie 
diefelben der Bezirköhauptmannfchaft anzuzeigen (Rggsd. v. 11. Auguft 
1795). | 

Den Büchfenmachermeiftern und Gewehrfabrifanten liegt es auch 
ob, ſolche Gefellen, die fie mit Arbeit verlegen, vorläufig der Behörde 
anzuzeigen, unb die befondere Bewilligung hiefür zu erwirken (Hofodg. 
v. 1. April 1796). | 

Den Bauern und ihren Knechten ift ganz verboten, Feuerge⸗ 
wehre zu halten. Kugelbüchfen, Böller und Doppelhaken find bei ihnen 
nicht zu dulden, fondern ihnen abzunehmen, zu verkaufen und dad er- 
löſte Geld zurüdzuftellen. Ebenſo ift auch den Bauern der Einkauf des 
Pulverd und Bleied ohne Erlaubnig der Behörde unterfagt (Pat. v. 4. 
Februar 1741, Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 1, ©. 5; Vdg. v. 13. Fe- 
bruar 1777; Vdg. v. 14, December 1780, Trattner'ſche ©. ©. Bd. 1. 
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:©. 4; ſteir. Gub. Vdg. v. 1. Auguſt 1787, Kropatſchekſche G. S. Br. 
13, S. 58; Vdg. v. 21. März 1788; ob. oͤſt. Rggs. Vdg. v. 3. Jän- 
ner 1796, ebd. Bd. 7, S. 439). 

Ein noch ſtrengeres Augenmerk iſt auf gewiſſe, beſonders ge 
fährliche Waffen gerichtet. Hierunter gehören: zweiſchneidige und zwei⸗ 
ſpitzige Meſſer, Stilette, dreieckige Klingen (Vdg. v. 23. Februar 1754, 
pol. G. S. Bd. 43, S. 362); hohlgeſchliffene, ſtilettartige Meſſer (Vdg. 
v. 18. Juli 1794, pol. G. S. Bd. 5, S. 9); heimliche, namentlich in 
Stöcken verborgene Dolche und Degen (Hfd. v. 11. Auguſt 1798, Kro⸗ 
patſchek'ſche G. ©. Bd. 12, ©. 77 und Rggs. Vdg. v. 18. October 
1799; ebd. Bd. 13, ©. 506); Windbüchfen, die nur mit Handpumpen 
verfehen find (Hfd. v. 30. September 1802, pol. &. ©. Br. 18, ©. 
105); Stodflinten (ob. öſt. Rggs. Vdg. v. 15. März 1832, 3. 5825; 
fteier. Gub. Vdg. v. 19. November 1834, 3. 18649); Percuſſionsſtöcke 
(GGfkzld. v. 5. Februar 1836, 3. 2511) u. dgl. m. 

Hinſichtlich dieſer verbotenen und insbeſondere hinfichtlich der 
verborgenen Waffen, mworunter auch Terzerolen und Sadpiftolen ge: 
hören (Pat. v. 4. November 1760 im 6. Bd. des Codex austr.), if 
nicht nur die Derfertigung, fondern auch dad Tragen derfelben 
unterfagt (Hfd. v. 2. September 1796; Hfkzld. v. 11. Auguft 1798; 
Hfkzld. v. 21. November 1815, pol. G. ©. Bd. 43, ©. 362). Wind- 
büchſen durften ſchon nad den Vdgen. v. 19. Februar 1766 und 11. 
Auguft 1795 für Bauern und andere Perfonen ähnlichen Standes ohne 
obrigfeitliche Erlaubniß nicht verfertiget werden. Durch dad Pol. Min. 
Schrb. v. 19. Juli 1799 wurde aber verordnet, daß gar Feine Beftel- 
lung von Windbüchfen angenommen, oder ein ſolches Gewehr an den 
Befteller abgegeben werden foll, wenn nicht vorher die Anzeige davon an 
die Sicherheitäbehörde erftattet, und von diefer die Bewilligung dazu er- 
theilt worden ift. Diejenigen, welche Gewehre oder Waffen von neuer 
Conftruction zu verfertigen und in den Handel zu feben beabfichtigen, 
haben vor ihrem Erſcheinen im öffentlichen Verſchleiße die Anzeige hier- 
von bei dem Sreispräfldenten oder Statthalter zu machen, damit die ge 
naue ämtliche Unterſuchung binfichtlich ihrer Zuläffigkeit eingeleitet werden - 
könne (mied. öſt. Rggs. Vdg. v. 20. December 1831). 

Wer ein verbotenes, oder ſonſt durch feine Befchaffenheit ver- 
dächtiges Gewehr verfertiget, oder wenn ihm ein Gewehr von folder 
Beichaffenheit zur Ausbefferung gebracht wird, dadfelbe nicht anhält und 
davon der Behörde Anzeige macht, begeht eine Hebertretung, welche nach 

23* 
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8. 126 St. &. B. I. Thls. zu beſtrafen ift (neuerdings eingefchärft 
mit Vdg. der nied. äfterr. Rgg. v. 30. März 1846, 3. 19273). 

Mit Ausnahme der erwähnten Waffengattungen ift im Allgemeinen bad 
Tragen von Waffen wicht verboten; wohl aber befteht ein ſolches Verbot 
zu folge deö Bat. v. 18. Jänner 1818 für die Lombardei und Benedig, 


und zu Folge Hfklzld. v. 19. Juli 1818, 3. 12878 für Südtirol (die . 


ehemaligen Kreife Trient und Noveredo), welches auch, unter Einführung 
einiger Modificatiomen in Anfehung der anzumendenden Strafen, auf die 
beurlaubten Coldaten, vom Feldwebel und Wachtmeifter abwärts, 
audgedehnt wurde (allerh. Bef. v. 25. Februar 1820 für die Lombardei 
und Benedig, und Hflzld. v. 6. April 1820 für Südtirol). Die Ueber⸗ 


tretungen dieſes DVerboted find nach dem Juſt. Min. Erl. v. 26. Juli 


1850 (Nr. 397 des R. G. Bl.) ald Bergehen zu behandeln. 


8. 199. | 
Weitere Maßregeln zur Hindanhakfung von Huheftörungen aller Art. 


Als weitere Mafregeln zur Hindanhaltung von Ruheſtörungen 
aller Art ſtellt fih das Verbot der Mifhandiung von Patenten, Ber- 
orduungen und andern, unter was immer für Namen und Geflalt zur 
öffentlichen Belanntmachung angefchlagenen oder auögefebten vom Der 
Obrigkeit unterfertigten Urkunden: dar, deffen Uebertretung nach $. 71 des 
Str. ©. B. U. Thls. zu beftrafen kömmt. 

Ingleichen begründet jede eigenmächtige oder widerrechtliche Eröffnung 
gerihtlicger Siegel, unter denen fchriftlihe Auffähe oder andere Gegen- 
ftände verfhloffen gehalten werden, wenn fie zum Zeichen der Gering- 
ſchätzung gerichtlichen Anordnungen, oder aber in der Abficht verübt wer⸗ 
den, dad bermeindliche eigene Recht oder irgend eine gehäflige Abficht da- 
mit eigenmächtig durchzufegen, ein Bergehen, wenn fie dagegen aud 
blogem Muthwillen oder Teichtfertiger Neugierde gefchieht, eine Ueber— 
tretung (Hfd. v. 29. Auguſt 1822, Nr. 1889 der J. ©. ©.; Pat. v- 
17. Sänner 1850, Nr. 24 des R. ©. Bl. Art. UI.; Bat. v. 17. Jänner 
1850, Nr. 25 ebd. Art. X., 3. 1). Die Berlegung nicht geridtli- 
her ämtliher Giegel wu nah $. 74 Str. ©. B. II. Thle. als 
Mebertretung beftraft (Hffald. v, 24. Zuli 1829, 3. 16083; Hfkzld. v. 
25. Jänner 1837, 3.1414 und Hfkeld. v. 19. April 1841, 3. 11788). 

Die Ausitrenung von Brandbriefen endlich it, wenn fie fich nicht 
zum Berbrecdhen der öffentlühen Gewaltthätigleit durch ' gefährliche 
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Drohungen nach dem Hfkzld. v. 8. Juli 1835 (pol. G. G. Bd. 63, 
© 265.) qualificirt, durch dad HH v. 20. März. 1828, 3. 1735, 
für eine Mebertretung gegen den öffentlichen Ruheſtand erklärt worden. 


| 8. 200. 
Straſbeſtimmungen gegen Aufreizungen zur Störung der öffentlichen Ruhe. 


Wer Untergebene gegen ihre Staats- und Gemeindebe- 
hörden durch Tadel oder Schmähungen aufzubringen fucht; und da- 
durch diefelben zu grundloſen Beſchwerdeführungen reizt, macht fich eines 
Vergehens fchuldig, und iſt nah $. 71 Str. ©. Ir. Thls. zu beftrafen 
(Bat. v. 17. Jänner 1850, Nr. 24 des R. ©. Bl. Art. XV.) Dieß 
gilt indbefondere von Winkelfchreibern, welche aus was immer für 
Abfihten, vorzüglih aber aus Gewinnfucht Parteien zu Beſchwerden über- 
haupt, vorzüglich aber zu muthwilligen, grundlofen, im gefehlichen In⸗ 
ſtanzenzuge bereits abgethanen Beſchwerden auffordern und verleiten, oder 
ſich in dieſer Beziehung offenbare Gelderpreſſungen zu Schulden kommen 
laſſen (Hflzld. v. 21. December 1803, Kropatſchek'ſche G. ©. Bd. 17, 
©. 860; Hfkzld. v. 2. März 1830, 3. 4568 in der mähr. Pr. ©. ©.; 
Hfkzld. v. 28. April 1836, 3. 8728). Aus gleichen Gründen find aud) 
Gehdcollecten für Deputirte befehiwerdeführender Gemeinden, ohne 
Bewilligung der politifchen Behörden durch die Hof- Entſchl v. 29. Mai 
1786 und das böhm. Gub. Decr. v. Juli 1824 unterſagt worden 
(D. Joſ. Koppel. Handbuch der öſterreichiſchen Strafgeſetze über Ver— 
gehen und Uebertretungen. Olmütz, 1851. S. 88). 


Mer boshafter Weiſe anderen Mitbürgern ſolche Geſinnungen einzu- 
flößen fucht, woraus Abneigung gegen die Regierungsform, Staatsver⸗ 
waltung oder Landesverfaſſung entſtehen kann, begeht das Verbrechen 
der Störung ber öffentlichen Ruhe ($. 57 Str. ©. B. I. Thls.). Unter 
dieſes Derbrechen werden auch Läſterungen auf die Perfon des Lan- 
deöfürften,, aus welchen unverkennbare Abneigung gegen denfelben ent- 
ftehen Tann, wenn fie in Gefellfchaft oder öffentlich worgebracht werden, 
gerechnet (&. 5% St. ©. 3. I. Thls.). 
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8. 201. 
Maßregefn Bei wirklich ausgeßrochenen Auheflörungen. 


Bei wirklich ausgebrochenen Unruhen haben die Polizeibehörden, 
wenn gütlihe Mittel nicht hinreichen, denfelben ein Ende zu machen, mit 
aller Entfchiedenheit aufzutreten, und wenn die ihnen zu Gebote ftehende 
Polizeiwache nicht ausreichend fein follte, die Mitwirkung der Gensd'ar⸗ 
merie und’ nad Erforderniß auch des kik. Militärs ungefäumt zu veran- 
laffen (8. 11 der Inſtr. v. 10. December 1850). 

Kommen in einem Bezirke gewaltfame Befisftörungen vor, 
fo hat der Bezirkshauptmann alle jene Vorkehrungen zu treffen, welche 
nach den obwaltenden Umſtänden zur Crhaltung und Herftellung der 
öffentlichen Ruhe und Ordnung, und zur SHindanhaltung weiterer An- 
griffe nothwendig erfcheinen (8. 58 der Inſtr. v. 14. April 1850). 

Wörtliche ſowohl ald thätlihe Weleidigungen einer Civil» 
oder Militärwache find nad Umftänden ald Vergehen oder ald bloße 
Mebertretungen zu beftrafen (88. 72 und 73 Str. ©. B. II. Thle. und 
Pat. v. 17. Jänner 1850, Nr. 25 des R. ©. BI. Art. B. 3.4). Diefe 
Beftimmungen gelten auch in Anfehung der Finanzwache (8. 138 der 
PBerfaffung und "Dienftvorfährift), des Forftauffihtsperfonaled 
(Min.-Deer. v, 3. Jänner 1849) und der Gensd'armerie ($. 44 des 
Pat. v. 18. Jänner 1850, Nr. 19 des R. © 2) 

Wenn Jemand für fich allein, oder auch wenn mehrere, jedoch ohne 
Zufammentottung, dem Richter, einer obrigkeitlihen Perfon oder ihrem 
Abgeordneten in Amtsfachen, oder wenn Jemand der Wache in Boll 
ziehung des öffentlichen Befehls ſich mit gefährlicher Drohung oder wirk⸗ 
licher gewaltfamer Handanlegung, obgleich ohne Waffen und Verwun⸗ 
dung, widerfeßet, fo begeht er dad Verbrechen der öffentlichen Ge: 
waltthätigkeit (5. 70 Str. ©. B. I. Thls.) und wird nach $. 71 ebd. 
beftraft. 

Wer gegen einen in Ausübung feined Amtes oder Dienfted begriffe- 
nen öffentlichen Beamten oder Diener mehrere Menfchen zur Mithilfe 
oder Widerfebung auffordert, macht ſich des Vergehens des Auflaufes 
ſchuldig (8. 51 Str. G. 3. I. Thls.). Die Mitfchuld an diefem Ber- 
gehen fällt demjenigen zur Laft, der einer foldhen Aufforderung Folge 
leiftet, und fi) dem Aufforderer in Mithilfe und Widerſetzlichkeit zuge 
jellet (8. 32, ebd.). Die Zufammenrottung mehrerer Perfonen, um 
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der Obrigkeit mit Gewalt Widerftand zu leiften, begründet das Verbrechen 
des Aufftandes (8. 61 des Str. G. B. I. Thls.), welches fowohl an 
den Aufwieglern und Nädelsführern, als an jedem, der fich der Rotti⸗ 
rung gleich anfänglich. oder erft im Fortgange zugefellet ($. 61, ebd.), 
nach den 88. 63—65, ebd. beftraft wird. Wer bei einem, aus was 
immer für einer Urfache veranlaßten Auflaufe dem Beamten oder der 
Wache, wenn diefe die Menge auseinander gehen heißen, nicht Folge 
leiftet,, oder fih gar mit dem Beamten oder mit der Wache in einen 
Zank oder Wortftreit einläßt, macht fi ebenfalld des Vergehens des 
Auflaufes fihuldig ($$. 55 und 56 Str. ©. B. II. Thls.). Sobald 
bei einer öffentlichen Unruhe der Befehl ergangen ift, daß Jedermann 
fih und feine Hausgenoffenfhaft zu Haus zu halten habe, ift nicht nur - 
derjenige ftraffällig, der ohne erhebliche Urfache vom Haufe geht, fondern 
auch der Hausvater oder wer fonft einer Familie vorfteht, dafern er die 
unter ihm ftehenden Haudgenoffen nicht nach Möglichkeit zu Haus hält 
(88. 53 und 54, ebd.). Wenn es bei einer, aus was immer für einer 
Peranlaffung entftandenen Zufammenrottung dur die Widerfpenftigkeit 
gegen die von der Obrigkeit ausgegangene Abmahnung und durch die 
Bereinigung wirklich gewaltfamer Mittel fo weit kommt, dag zur Her 
ftellung der Ruhe und Ordnung eine außerordentliche Gewalt angewendet 
werden muß, fo ift Aufruhr vorhanden, und jeder macht ſich dieſes 
Verbrechens fehuldig, der an einer ſolchen Rottirung Antheil nimmt 
($. 66 Str. ©. B. 1. Thls.). Bei überhand nehmendem Aufruhre wird 
das ſtaudrechtliche Verfahren eingeleitet. Die Erklärung, dag Aufruhr 
eingetreten und die Nothmwendigkeit des Standrechted vorhanden fei, fteht 
dem Landeschef im Einverftändniffe mit dem Generalprocurator am Ober 
Iandeögerihte und mit dem Präfidenten des Oberlandesgerichtes zu. 
Wenn jedoch Gefahr auf dem Verzuge haftet, ift auch der Kreispräfident 
für fih allein, und in befonderd dringenden Fällen felbft der Bezirks⸗ 
hauptmann, berechtigt, dieſe Erklärung zu erlaffen ($. 477 der Str. Pr. O.). 
Die Erklaͤrung, daß Standrecht einzutreten habe, wird in "denjenigen 
Orten, wo Aufruhr ift, bei Irommelfchlag oder Trompetenfchall ver- 
fündet, und außerdem durch Mittheilung an die Gemeindebehörden, durch 
Anfhlag an Öffentlichen Pläben, durch öffentliche Blätter und nad) Um— 
ftänden durch Verkündigung von der Kanzel ohne Berzug zur allgemei- 
nen Kenntniß gebracht ($. 479, ebd.). Die Bekanntmachung des ftand- 
rechtlichen Verfahrens ift mit dem Befehle zu verkünden, daß fi Jeder⸗ 
mann zur Ruhe zu begeben, fich fogleih von den aufrührerifchen 
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Zufammenrottungen zu entfernen und ben zur Stillung des Aufuhre 
ergebenden Angrdnungen fich zu fügen babe, widrigens der noch ferner 
im Aufruhr Ergriffene ſtandrechtlich gerichtet und mit dem Tode beitraft 
werden würde. Diefe Verkündigung des ſtandrechtlichen Berfahrend hat 
die Wirkung, daß Ale, welche fi nah Kundmahung desfelben der 
Theilnahme am Aufruhr ſchuldig machen, vor dad Standgericht geſtellt 
werden; außerdem hat fih das ftamdrechtliche Verfahren in diefem Falle 
auf alle nah Kundmachung desfelden in dem Bezirke verübten Ber- 
brechen des Hochverraths und der Störung der öffentlichen Ruhe des 
Staates, des Aufftandes, der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch Wider⸗ 
feßlichkeit gegen obrigkeitlihe Perfonen oder Wachen und der Berleitung 
der Truppen zum Ungehorfam oder zur Auflehuung, fo wie auch des 
Pergehend des Auflaufed zu erſtrecken, jedoch nur im fo weit diefe Ver⸗ 
brechen und Vergehen mit dem Aufruhr in Zufammenhang ftehen 
($, 480, ebd.). 


Endlich beftimmt $. 12 de3 Pat. v. 4. März 1849, Nr. 151 ded 
R. &. Bl., daß Bei Unruhen im Innern die Verfügungen über bie 
Freiheit der Preffe, über die Ausübung des Betitionsrechtes, über das . 
Necht fich zu verfammeln und Vereine zu bilden, über die Freiheit der 
Perſon gegen willfürlihe Berhaftnahme, über Hausdurchſuchungen, Be- 
fihlagnahme der Paplere umd Verlegung des Briefgeheimniffed zeitwei- 
fig und örtlich außer Wirkfamkeit gefegt werden können, worüber jedoch 
erſt ein Geſetz das Nähere beſtimmen ſoll. 
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weiter Abſchnitt. 
Sorge für die Sicherheit der Sinzelnen. 


- 





8. 202. 
Anordnung des Stoffes. 


Die mannigfaltigen Gefahren, welche die Sicherheit des Ein- 
zelnen bedrohen, find entweder gegen fein Leben, feine Gefundheit und 
feine förperliche Unverfehrtheit, oder gegen feine Freiheit, feine Ehre und - 
fein Eigenthum gerichtet. Die zum Schuge gegen diefe Gefahren vom 
Staate getroffenen Mafregeln laffen fih daher am füglichften, eben nad) 
der Eigenfhaft der bedrohten Güter, in vier Abtheilungen bringen. 


Erſte Abtheiluug. en 


alaßregein zum Schutze des Lebens, der Geſundheit und Der körper- 
| lichen Muwerfehrtheit der Staatsbürger. 


— 


8. 203. 
Allgemeine Anordnungen. 


Die Sorge für die Sicherheit der Perſon umfaßt die Aufſicht 
anf alle Handlungen oder Unterlaffungen, wodurch das 
Leben, tie Gefundheit und die koörperliche Sicherdeit der Bewohner 
zufällig une abfichtlich gefährdet werden Tönen. Sie erftredt 
ſich auch auf dad Einſchreiten bei öffentlichen Calamitäten und bei fich 
ereignenden Unglüdöfällen, welche einzelne Perſonen treiten (88. 12 und 
13 der Inſtr v. 10. December 1850). 

Den abfihtlihen Angriffen gegen die Sicherheit der Perfon, fo 
wie denjenigen Verlegungen, welche aus einem höheren Grade von Yahır- 
läſſigkeit entitehen, wirken die Strafgefebe entgegen, indem fie die dieß- 
. fälligen Handlungen und Unterlaffungen theils für Verbrechen, theils für 
Dergehen oder Uebertretungen erffären und mit-angemeffenen Strafen belegen. 
Außerdem aber fucht die Staataverwaltung auch verhütend und abwen⸗ 
dend einzuſchreiten, indem ſie die Gelegenheiten zu ſolchen Verletzungen zu 
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vermindem und überall die noͤthige Aufficht zu pflegen bemüht ift. Diefe wird 
von den Polizeibehörden im Allgemeinen durch die einzelne Nachſchau, durch 
ambulirende Poften, Streifungen von Patrouillen bei Tag und Nacht, 
insbefondere aber durch Ueberwachung jener Gaffen, Pläbe und öffent⸗ 
lichen Orte, wo gewöhnlich oder aus fpeciellen Anläffen wie bei Volks⸗— 
feften, Feierlichkeiten, Bällen, Feuersbrünſten u. f. w. ein größerer Zu- 
fammenflug von Menfchen entfteht, ausgeübt ($. 12 der Inſtr. v. 10. 
December 1850). Zur Erleichterung diefer Auffiht wurde auch die näcdht- 
lihe Beleuchtung der Straßen eingeführt, und die vorfäglihe Be- 
ſchädigung einer zur dffentlihen Beleuchtung dienenden 
Laterne durh den 8. 75 des Str. ©. B. II. Thle. für eine Ueber- 
tretung erklärt, welche mit Arreft von 3 Tagen bie zu 1 Monate zu 
beftrafen ift. 


8. 204. 
Doffichten in Anfehung des Beſitzes und Gebrauches von Waffen. 


Die hinfichtlih der Erzeugung, des Befiges und des Tragens von 
Waffen beftehenden Anordnungen find bereitd oben ($. 198 d. W.) 
aufgeführt worden. Hier kömmt nur noch beizufügen, daß die unter- 
laffene Berwahrung geladener Gewehre nah 8. 127 und die unvorfid- 
tige Abdrüdung eined Gewehres nach $. 128 des Str. G. B. II. Thle. 
eine Mebertretung begründet. Die geladenen Gewehre find bei der Nach— 
haufelunft von der Jagd oder fonftiger Gelegenheit entweder auszu⸗ 
fhießen, oder die Ladung auszuziehen, oder falld zur Vorficht die Bei- 
behaltung eined geladenen Gewehres nothwendig wäre, ſolches dergeftalt 
zu verwahren, damit überhaupt und befonderd für Kinder alle Gefahr 
defeitigt, und Niemand durch Unbehutſamkeit oder Nachläffigkeit befchä- 
diget werde (böhm. Gub. Vdg. v. 3. September 1797, republicirt durch 
Vdg. v. 25. Auguft 1802). 


8. 205. 


Dorfchriften über den DerRauf, die Aufbewahrung und die Derfendung 
von Giffen. 

Eine befondere Borficht erheifcht der Verkehr mit Giftwaaren. Die 

darauf bezüglichen Borfchriften haben theild den Zweck, daß jene, die 

vom Gifte Mißbrauch zu machen vorhaben, nicht Teicht,, oder doch nicht 
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ohne Fehr baldige Entdeckung beforgen zu muͤſſen, fich Gift verſchaffen 
tönnen, theil® follen fie verhüten, dag Jemand aus Irrthum ober Unbe⸗ 
hutfamfeit durch Giftwaaren zu Schaden komme (vgl. Kudler's Er⸗ 
läuterung ded Str. ©. II. Thls. 6te Aufl., ©. 86). Diefe wurden da- 
ber vorerft in mehreren, für die einzelnen Provinzen erlaffenen Verord⸗ 
nungen namentlich bezeichnet. Später wurde mit dem Hftzld. v. 23. 
Juli 1829, 3. 9827 (pol. G. S. Br. 57, ©. 542) und dem vfkzld. 
'v. 24. Jänner 1839, 3. 1854 (nied. öſterr. Pr. G. ©.) eine eigene - 
Meberfiht der giftigen Materialien und Präparate, nah vier State 

gorien geordnet, hinausgegeben. Das lepterwähnte Gefeb unterfcheidet: 


I. Giftige Materialien und Präparate, welche wegen ihrer technifchen 
Anwendung von den zum Giftverfaufe befugten Handeläleuten, oder den 
zu ihrer Bereitung befugten hemifchen Fabrikanten, aber von beiden nur 
an Parteien, welche derfelben zu ihrem Gewerbe bedürfen, und immer 
nur unter den, für (den Gifthandel. beftehenden gefeplichen SOORER 
verkauft werden dürfen *). 


) 1) Arfenit ald Metall, feine Oxyde und Säuren, fo wie die daraus entftehen- 
den Salze und alle natürlihen und Fünftlichen Berbindungen deöfelben , von was 
immer für einer Art, fie mögen unter irgend einem der folgenden, oder unter einem 
anderen Namen vorkommen, ald a) weißer Arfenif, b) Arſenikglas, c) Arfenithlumen, 
d) Biftmehl, e) Hüttenrauch, f) arfenige Säure, g) Arfenikfäure, h) Firirter Arfenik, 
Arsenicum fixum, i) Arfeniffaures Kali, k) Arfenikfaures Natron, 1) Arfenikfaurer 
Ammonial, m) Arfeniffaurer Kalt, n) Pharmakolith (Giftftein), o) Arfenikfaures 
Kupfer, p) Scheelihed Grün, q) Mitisgrün, r) Wienergrün, und alle Benennungen, 
unter welchen diefe Farbe vorfommt. s) Dingler’d Reservage, t) Schwefelarfeniß, 
u) Operment, v) Raufchgelb, w) Sandaraf, x) Realgar, y) Rother Arſenik, z) Ru- 
bin-Arfenit. 2) Quedfilber-Chlorid, oder äbendes falzfaured Quedfilder. a) Aetz⸗ 
fublimat, oder äpended Qucdfilber (Mercurius sublimatus corrosivus, Hydrargyrum 
murialicum oxydatum,. b) Salzſaures Quedfilber-Oryd. 3) Rothes Quedfilber- 
Oxryd, Mercurius praecipitatus ruber. 4) Salpeterfaured Quedfilber, Nitrgs hy- 
drargyri. 5) Mineraliſcher Turbith, Turpetum minerale, Subsulfas hydrargyri. 
6) Antimon-Chlorid, Spießglanzbutter, Butyrum antimonii, Murias Stibii. 7) Phos- 
phor. 8) Salzfaured Goldoryd, mit oder ohne Natron. 9) Knallgold u. dgl. 10) Höl⸗ 
Ienftein, Nitras argenti fusus, 11) SpießglanzSafftan, Crocus antimonii. 12) Wei- 
fer Präzipitat, Mercnrius praecipitatus albus. 13) Ammoniafhältiges fchwefelfaures 
Kupfer, Cuprum ammoniacale. 14) Künftliher Zinkvitriol, Vitriolum Zinci artifi- 
eiale. 15) Hydrojodfaures Kali und alle übrigen Sodpräparate mit Ausnahme des 
Sodzinnobere. 16) Blaufäure, Acidum hydrocyanicum. 17) Alle Blaufäure ent 
haltenden ätherifchen Dele und Wäffer, a) von Kirfchlorbeer, Laurocerasus , b) von: 
bitteren Mandeln, e) von Pfirfihlernen und Pfirfichblättern, d) von Kirfchkernen- 


s 
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U. Giſige Matenalien und Praͤparate, welde, da fie ausſchſießend 
nur zum Arzuneigebrauche dienen, von den Kaufleuten auch nur an 


Kauftente und Apotheker, aber an Feine andere — verkauft werden 
dürfen ”). 


u. dal. 18) Giftige Allaloiden, ald: a) Morphin. b) Strehchnin. e) Beratrin. d) Pi⸗ 
frotogin. a) Gyoschanin. f) Emetiu u. f. w. und bie daraus bereiteten Salze. 19) 
Lerchenſchwamm, Agaricus albus. 20) Kokelskörner, Fiſchkörner, eoeuli indici. — 
Durch Hflzld. v. 10. October 1847, 3. 34830 wurde auch der Schwefeläther, der 
Eſſig- und Salpeteräther, fo wie alle bisher befannten Aetherarten oder Naphten 
biefer Kategorie eingereibt; und durch Hfhld. v. 2%. Juli 1848, 3. 8414 wurde ben 
Materialwansenhändlern der Verkauf des Bliegenfteind und Scherbenkobaltes wieder 
geftattet. 

.*) A) Giftige inländifche Pflanzen, welde ſchon in dem für Kräuter 
Händler erfaffenen Eirculare ddo. 2. Drtober 1813 enthalten find, nämlich: 1) Mohn- 
famentapfeln, Capsula papav. somnif. 2) Schwarzer Nachtſchatten, Solanum ni- 
grum. 3) Bitterfüßftengel, Caules duicamarae: 4) Gte@apfel, Datura Stramonium. 
5) Schwarzes Bilfentraut, Hyoscyamus niger. 6) Weißes Bilfenfraut, Hyoscya-' 
mus albus. 7) Tolltorn, Lolium temulentum. 8) Erven, Ervum Ervilia. 9) Un 
echter Gaͤnſefuß, Chenopodium hybridum. 10) Wilder Lattich, Lactuca scariela. 
11) Giftiger vaitich, Laetuca virosa. 12) irfchlorbeerblätter, Prunus laurocerasus. 
13) Einbeere, Paris quadrifolia. 14) Tollfirfhe, Atropa Belladonna. 15) Rother 
Fingerhut‘, Digitalis purpurea. 16) Wilder Kälberfropf, ChaerophyHum sylvestre. 
17) Berauſchender Kälberkropf, Chaerophyliam temulentum. 18) ©leife, Aethusa 
Cynapiam. 19) Breitblättriger Waffermert, Sium Iatifolium. 20) Schmalblättriger 
Waſſermerk, Sium angustifollum. 21) Waſſerſchierling, Cicuta virosa. 22) ®efled- 
ter Schierling, Conium maculatum. 23) Wilder Rosmarin, Ledum palustre. 24) 
Ausdauerndes Bingelftaut, Mercurialis perennis., 25) Zaunrübe, Bryonia alba. 
26) Rothbeerige Zaunrübe, Bryonia dioica. 27) Zeitlofe, Colchicum autumnale. 
29) DBleiwurz, Jahnwurz, Plumbago europaea. 29) Sundwurzen, Cinanchum erec- 
tam. 30) Schweinsbrot, Cyclamen europaeum.' 30) Waffernabelfraut, Hydroco- 
tie vulgaris. 32) Gaffrangelbe Rebendolde, Oenanthe crocata. 33) Gemeined 
Froſchkraut, Alisma plantago. 34) Gemeine Waldrebe, Clematis vitalba. 35) Blaue 
Waldrebe, Clematis imtegrifolia. 36) Scharfe Waldrebe, Brenntraut, Clematis flam- 
mula, 37) Gerade Waldreße, Clematis erecta. 38) Wolfskraut, Gemeine Ofterlus' 
jey; Aristolochia Clematitis, 39) Gemeine Küchenfchelfe, Anemone pulsatilla. 40) 
Schwärzliche Küchenfchelle, Anemone pratensis. 41) MWaldanemone, Anemone ne-' 
morosa. 42) Schwarze Nießwurzel, Helleborus niger. 43) Grüne Nießwurzel, 
Helleborus viridis.. 44) Stinfende Nießwurzel, Helleborus foetidus. 45) Weiße 
Nießwurzel, Veratrum album. 46) Dotterblume, Caltha palustris. 47) Sturmhut, 
Aconitum , alle Arten desfelben. 48) Gemeiner Kellerhals oder Seidelbaft, Daphne’ 
Mezereum. 49) Stalienifcher Seidelfaft, Daphne Thymelaea. 50) Immergrüner - 
Kellerhals, Daphıne Laureola. 51) Gemeine Zehrwurz, Arum maculatum. 52) Wolfs- 
mil, Euphorbia, alle Arten derfelben. 53) Hahnenfuß, Ranunculus, alle Arten 
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II. Giftige Materialien und Präparate, welche, da ihre Bereitung 
und ihr Verlauf entweder ausſchließend den Apotheken zufteht, - oder 
foldhe nur eine Berwendung zur Vergiftung von Zhieren, oder zu andes 
rem Mißbrauch haben, die Kaufleute gar nicht Ba und daher and 
an Niemand verkaufen dürfen *). 


IV. Giftige Materialien und Präparate, welche die Handelsleute 
‚zwar verkaufen dürfen, ohne daß fie gehalten find, die bei der I. Kate— 
‚gorie erwähnten, für den Gifthandel beftehenden Vorſchriften bei felben 
zu beobachten, jedoch mit der Vorſicht, dag der Kleinverkauf nur an 
befannte Perfonen Statt fmde, bei deren Aufbewahrung fie fernerd 
. eine befondere Aufmerkfamkeit verwenden müffen, um Verwechslungen 
und Vermiſchungen mit anderen Waaren zu vermeiden *). 


derfelben. 54) Ackerrettich, Raphanus Raphanistrum. 55) Gotteögnadenfraut, Gra- 
tiola, 56) Hafelmurz, Asarum europaeum, 57) Die Rinde und Sproffen des Hol- 
lunders, Cortex interior .et turiones Sambuci. 58) Wolferlei, Arnica montana. 
59) Schenbaim, Sabina. 60) Wafferfendyel, Pkellandrium aquaticum. 61) Schwarze 
Chriftwurgel, Veratrum nigrum. 62) Großes Schbllfraut, Chelidonium majus. 63) 
Wurzeln und Blätter ded Gift⸗Sumach, Rhus radicans. 64) Kichenblättriger Gift⸗ 
Sunad, Rhus toxicodendron. 65) Wunderbaumförner, Semina Ricini. 66) Meer⸗ 
zwibeln, Seilla marina. 67) Mutterlorn, Secale cornutum. DB) Giftige 
ausländifhe Pflanzen. 1) Brechwurzel, Ipecacuanha. 2) Krähen⸗ 
angen, Nux vomica. 8) Agnatiudbohne, Faba S. Ignatti, Igarur. 4) Kolo⸗ 
quinten Frucht, Cucumis Colocynthis. 5) Jalappa Wurzel, und Harz. 6) Croten 
Tiglium und Del, 7) Moe, alle Sorten. 8) Euphorbiumharz, Resina Euphorbii. 
9) Scammoniumharz, Resina Scammoniü. 10) Geoffrea-Rinde/ Cortex Geoflreae 
Surinamensis et Jamaicensis. 11) Sabadillenfamen, Semina Sabadillae. 12) Läufe« 
famen, Staphisagria. 13) Sibirifhe Schneerofe, Rhododendron chrysanthemum dt 
ferrugineum. 14) Eipigelin., Anthelmia et marilandica. 15) Mohnfaft, Opium. 
C) Aus dem Thierreidhe. Kanthariven, fpanifche liegen, Cantharides. 
.*) 1) Arfeniterze, ald Fliegengift, Müdengift u. f. w., wobei noch zu bemerken 
ift, dag man fih zu hüten habe, daß unter der Benennung: Kobalt und Kobalterz, 
nicht falſcher Scherbenfobalt oder Arfenikerz verkauft werde. 2) Auguftarinde, bie 
echte und falfche. en 
”) 1) Raucende Salpeterfäure, Acidum nitri fumans, vel Acidum nitrico- 
nitrosum. 2) Scheidewaffer, Aqua fortis, Acidum nitricum dilutum. 3) Goncen- 
trirte Salpeterfäure, Acidum nitricum concentralum. 4) Goncentrirte Schwefelfäure, 
Pitriolöl, Acidum sulfuricum concentratum, Oleum Vitrioli. 5) Concentrirte Salz- 
fäure, Acidum muriaticum concentratum. 6) Sauerkleefäure, Kleefäure,, Zuder- 
fäure, Oralfäure, Acidum oxalicum. 7) Xepftein, Lapis causticus, Kali purum. 
8) DBleiglätte. 9) Mennig. 10) Bleiweiß. 11) Bleizuder, Sacharum Saturni. 12) 
Dleigelb, Massicot, 13) Gaffelergelb. 14) Gnglifihgeld. 15) Neapelgelb. 16) Chrom⸗ 
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Die beim Berkehre mit diefen Gegenftänden zu beobachtenden Bor: 
fihten wurden Anfangs außer der allgemeinen Sanitätönorm v. 2. Jän⸗ 
ner 1770 durch verfchiedene Verordnungen für die einzelnen Pro- 
vinzen vorgezeihnet, und zwar für Defterreih unter der Ennd 
in dem Pat. v. 15. September 1752 (Kropatfheffhe G. ©. Br. 1, 
©. 216); in dem Hfkzld. v. 29. Juli 1797 (pol. G. ©. Bd. 11, ©. 
19 und in den Rggs. Vdgen. v. 10. December 1803, 3. 15472 und 
v. 1. Februar 1812; für Defterreih ob der Enns in der Rggs. 
Vdg. v. 1. Juni 1826, 3. 13286 (Prov. ©. ©.); für Inneröfter- 
reich in dem Pat. v. 26. Auguft 1791 (pol. G. ©. Bd. 3, ©. 64); 
für Tirol und Borarlberg in der Gub. Vdg. v. 22. Auguft 1818, 
3. 19563 (Prov. ©. S.); für Böhmen in der Ddg. v. 24. Mai 
1765 (Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 4, 389); für Mähren nd Schle- - 
fien in dem Gub. Circ. v. 18. December 1807; für Galizien in der 
Gub. Bdg. v. 11. Sänner 1820, 3. 58796 (Prov. &, ©.) u. a. m. 
Später wurde aber dur dad Hflzld. v. 23. Juli 1829, 3. 9827 (pol. 
G. ©. Br. 57, ©. 542) den Länderftellen in Defterreih ob der Enns, 
Steiermarf, Illyrien, Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren und - 
Schlefien, Dalmatien und Venedig die Bewilligung ertheilt, die in Be- 
ziehung auf den Gifthandel in Niederäfterreich beftehenden Vorſchrif— 
ten auch dortlandes in Wirkfamkeit treten zu laffen. Wir werben daher 
unferer weiteren zen auch dieſe letztgenannten Borfchriften zum 
Grunde legen. 

Der Handel mit was immer für einer Gattung von Gift iſt nur 
den Apothekern und jenen Handelsleuten geſtattet, welche einen 
eigenen Erlaubnißſchein hierzu erhalten haben. Nebſt dieſen iſt blos noch 
den Aerarialbergwerken und den Gewerksanſtalten die Füh— 
rung und der Verkauf jener giftigen Stoffe erlaubt, welche diefelben zu 
Tage fördern, oder durch Anwendung Tünftlicher Mittel aus den Natur: 
erzeugniffen ald Haupt: oder Nebenproduft ausfcheiden , zufammenfeßen, 
oder fonft auf irgend eine andere Weife gewinnen. In größeren Städ- 


gelb. 17) Schwefelfaures Kupfer, oder Kupfer-Pitriol. 18) Franzoͤſiſcher Grünſpan. 
19) Deftillirter oder kryſtallifirter Grünſpan. 20) Zinkvitriol, oder weißer Galizen- 
ftein, sulfas Zinei artificialis. 21) Wismuthweiß, Magisterium Bismuth. 22) Salz- 
faured® Zinn in allen Formen. 23) Jod. 24) Jod-ginnober. 25) Gummigutt. 
26) Zinkoryd, Flores Zinoi. 27) Brechweinftein, tartaıus emeticus vel stibiatus, 
Tartras lixivae et stibii. 28) Mineralifcher Kermes, Kermes minerale. 29) Gold» 
ſchwefel, sulfur auratum antimonii. 30) Hydrojodinſaures Kali. 
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ten und Ortfchaften kann der Handel mit Giftiwaaren einem oder mehre- 
ren verläglihen und vertrauten Handelöleuten überlaffen werben. In 
kleineren Ortſchaften aber darf diefer Handel nur einem einzigen Handeld- 
manne anvertraut, und die Zahl der befugten Gifthändler foll überhaupt 
nicht über das dringendſte Bedürfniß nad Giftwaaren vervielfältigt 
werden. 

Der Handel mit Kräutern ift auf die befugten Kräuterhänd- 
ler (die ſ. g. Dürrkräutler) beſchränkt, und das Befugniß hierzu darf 
Niemanden ertheilt werden, der fich nicht mit einem Zeugniffe ausweiſet, 
daß er fi) die volllommene Kenntnig fowohl aller zum Handel erlaub- 
ten Kräuter und Wurzeln, ald auch der ihnen Ähnlichen, der Gefunpheit 
jedoch nachtheiligen Kräuter und Wurzeln eigen gemacht habe, welches 
Zeugniß nur derjenige erhalten kann, der in einer darüber mit ihm 
vorzunehmenden Prüfung binlängliche Beweiſe jener Kenntniß abgelegt 
bat. Selbft die befugten Kräuterhändler dürfen aber nur mit den ind- 
befondere bezeichnete Kräutern und Wurzeln *) fowohl im frifhen ala im 
getrodneten Zuftande, und durchaus mit feinen andern Handel treiben, 
Außerdem ift ed ihnen verboten, mit diefen Kräutern und. Wurzeln außer 
der gehörigen Neinigung von Erde und Staub oder fonft einem Unrathe 
irgend eine anderweitige Zubereitung vorzunehmen. Sie dürfen daher 


diefelben nicht zerfähnitten, noch weniger zw Pulver gemadt, am aller _ 


wenigften aber mehrere derfelben mit einander vermifcht und unter ber 
Benennung: Thee, Spezied zum Umfchlag, zum Bade u. dgl. zum Ber- 
Taufe bringen (Hfkzld. v. 9. März 1826, 3. 6689). Allen zum. Gift- 
handel niht berehtigten Smdividuen fol, wenn bei denfelben 
Giftwaaren vorgefunden werden, der ganze Vorrath derfelben abgenom- 
men, und vdiefelben auch überdied noch nach der Borfhrift des $. 116, 
117 und 118 ded Str. G. B. II. Thls. behandelt und geflraft werden. 
Insbeſondere ift in diefer Beziehung auf die Haufierer oder wandelnden 
Krämer (und namentlich auf die f. g. ungarifhen Schwefelträgen) 


=) Diefe find: Bachbungen, Brenneffel, Brunkreß, Cichorie⸗Kraut und Wurzel, 
Dillen, Ehrenpreis. EibiſchKraut und Wurzel, Enzian-Wurzel, Erdrauch, Gaman- 
dern, Gradwurzel, Gundrum ober Gundelrebe, Huflattich , Hühmerdarm , Johannes- 
fraut, Iſop, Käspappel, Kalmuswurzel, Kamillen, Kerbelkraut, Klapperrofen, Kletten- 
wurzel,, Kraufemüng, Kuttelftaut, fpanifcher Lavendel, Leberkraut, edles Löffelkraut, 
Meliffe, Pappelblüh, ſchwarze Ringelbiumen , Röhrelfraut und Wurzel, Röferl oder 
- Bänfeblumen, Rofen, Rosmarin, Salbei, Sauerampfer, Schafgraben, Schwarzwurzel. 
Scabioſen, Tauſendguldenkraut, Wegerich (geſpitzter) Weinrauten, Wermuth. 
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ein wachſames Ange zu haben (nied. dft. Nags. Vog. v. 31. Auguſt 
1805, Hol. G. ©. Bd. 25, ©. 127; Haufitpat. v. 5. Mai 1811, 8.7; 
Hfkzlid. v. 20. Inni 1817, pol. G. ©. Bd. 45, ©. 159; Hfkzld. v. 15. 
Juli 1819, ebd. Bd. 47, ©. 383). 

Den Apothekern ift es unter der fehmwerften Verantwortung 
und Strafe verboten, unter was immer für einem Vorwande Gift an 
Jemanden abzugeben, wenn dasfelbe nicht von einem befugten Arzte 
oder Wundarzte ald ein Beftandtheil einer Arznei verordnet wird (Hfkzld. 
v. 25. Juni 1829, 3. 13830; Hflald. v. 5. Februar 1835, 3. 2804). 


Die befugten Gifthändler und Gifterzeuger find ſchuldig, die- 
Giftwaaren ganz abgefondert von allen übrigen Waaren, fowohl im 
Keller oder Magazine, als in dem Verſchleißgewoͤlbe in Schachteln, Schub- 
läden, Gläfern u. dal. die mit den befannteften Namen der enthaltenen 
Giftwaaren bezeichnet werden müffen, forgfältig in einem eigenen Schranfe 
aufzubewahren. Diefer Schrank ift mittelft einer befonderen Thüre zu 
verfchließen, worauf deutlich die Worte „Giftwaaren“ ftehen müſſen. 
Den Schlüffel zu diefer Thür fol Niemand anderer, als der Eigenthümer _ 
oder der verläßlichfte Altefte Handlungddiener in Händen haben. Diefe 
Borfiht wurde den Apothefern neuerdings auch in Anfehung gewiſſer, 
namentlich aufgeführter vegetabilifcher Arzneikörper und der Präpa- 
tate aus ihnen *) eingefchärft (nied. äft. Rggs. Vdg. v. 31. December 
1818, 3. 50623; ober öfter. Rggs. Circ. v. 1. Juni 1826, 3. 13286 
und galiz. Gub. Bdg. v. 11. Sänmer 1820, 3. 58796) und die Außer 
achtlaffung derfelben in den 88. 122, 123 des Str. ©. B. II. Thls. 
mit angemeffenen Strafen bedroht. Ebenſo haben alle Künftler, Fabri— 
fanten, Handwerker und Gewerböleute, welche zum Betriebe ihres Gewerbes 
oder fonft zu einem nöthigen Gebrauche Gift oder giftartige Materialien 
benöthigen, bei Strafe des 8. 124 des Str. G. B. II. Thls. dieſelben 


*) Diefe Artikel find: Acetas plumbi crystallisatus; id. solutus; Aqua lau- 
rocerasi; Herb. belladonnae; Frond. sabinae; Gum. euphorbii; Gum. gultae ; Extr. 
belladonnae; Extr. gratiolae; Extr. hyoseyami; Extr. opii; Exir. stramonii; Liquor 
mercurialis; Muriat. bydrarg. corrosivi; Muriat. hydrarg. mitis; Muriathydrarg. am- 
moniaealis ; Muriat. stibii; Ol. follor. persicorum ; 01 sabinae; Oxydul. hydrarg. 
smmoniac ; Oxydul. hydrarg. nigr. Moscafi ; Oxydum hydrarg. rubrum; Oxymel 
aeruginis; Pulvis gum. euphorbii; Pulvis gum. guttae; Pulvig cantharidum; Pul- 
vis rad. belladonnae ; Pulvis opii ; Rad. belladonnae; Res. jällapae ; Tart. lixiw. 
stibiatus; Tinct. cantharidum; Tinct. euphorbii; Tincet, colocynthidum ; Timet. opli 
simpl. et composita. | 2 
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forgfältigft aufzubewahren. Bon diefen Gewerbsleuten darf unter Teinem 


Borwande Gift an Semanden überlaffen werden, widrigenfalls fie als 


unbefugte Gifthändler zu betrachten wären. . Alles Geräthe, das 
bei dem Giftverfaufe verwendet wird, ald Mörfer, Löffel, Neibfteine, 
Magen, Mafe u. f. w. darf zu feinem andern Zwecke verwendet, und 
muß forgfältig in dem Giftfchrante mit den Giftwahren aufbewahrt 
werden. 

In Betreff der Giftwanren muß von den befugten Gifthändlern 


‚und Gifterzeugern ein eigened nur für diefe Gattung von Waaren be- 
ftimmted Verſchleiß- oder Vormerkbuch geführt, und: in demfelben 


deutlich und genau aufgezeichnet werden, a) wann, b) woher, c) welche 
Gattung, und d) wie viel an Giftwaaren fie empfangen oder gewonnen 
haben; dann e) an wen, f) an welchem Tage, 8) welche Gattung von 
Gift, h) wie viel und i) zu welchem Endzwecke hievon verkauft oder 
fonft verbraucht worden fei. Außerdem foll dieſes Vormerkbuch auch noch 
k) eine Rubrik enthalten, in welcher angemerft werden muß, an welchem 
Tage, welche Giftgattung und wie viel von derfelben aus dem Magazine 
oder Keller in das Handgewölde zum Kleinverfaufe übertragen worden 
fei. Auf jedesmaliged Verlangen der politifchen und Gerichtöbehörden, 
der Kreid-, Stadt und Bezirfdärzte muß mittelft diefer Vormerkbücher 
nicht nur der Ankauf oder die Erzeugung des Giftvorrathes, fondern 
auch deffen Verfchleig auf das Genauefte ftet? andgewiefen werden. Die 
unterlaffene Führung diefer Bücher unterwirft der Strafe des 8. 121 
Str. G. B. II. Thls. | 

Den Apothelern, fo wie jenen Künftlern, Fabrikanten und Gewerbs⸗ 
leuten, welche die Gifthändler und Erzeuger perfünlich Tennen, und von 
denen fie wiffen, daß fie ihr Gewerbe betreiben, fo wie biezu giftiger 
Stoffe bedürfen, Eönnen die für ihren Gewerböbetrieb nöthigen Giftwaa- 
ren gegen einen eigenhändig von denfelben unterfertigten Anweiszettel 
verabfolgt werden. In diefer Anweifung muß jedoch der Bor- und Zu- 
hame, der Stand und Aufenthaltsort, die Menge und Gattung der ver 


langten Giftwaare, endlich deren abfichtlicher Gebrauch angemerkt fein. 


Holt der Abnehmer die verlangte Giftwaare nicht felbft ab, fo ift das 

Gift nur einer demfelben angehörigen, von ihm mit einer Anweifung 

verfehenen bekannten Perfon zu übergeben. Jene giftigen Materialien 

und Präparate, welche von den befugten Gifthändlern geführt werben 

fönnen, aber ausfchliegend nur zum NArzeneigebrauche dienen, dürfen jedoch 

aud blos an Apotheker, and an fonft Teine andern Barteien verfauft werden. 
Stubenrauch, Verwalt.⸗Geſetgk. 1. 24 





— 3710 — 


Allen anderen Parteien follen Giftwaaren nur gegen Beibringung 
eined obrigkfeitlihen Scheines verabfolgt werden. Diefe Scheine 
werden von der Stadt- und Bezisfehauptmannfchaft jedoch blos für folche 
Perfonen ausgefertigt, welche Gift für ihren Gewerbsbetrieb benöthigen. 
In diefer Befcheinigung muß der Bor- und Zuname, der Stand und 
Aufenthaltsort des Giftkäuferd, die Art und Menge ded zu verlaufenden 
Gifted, fo wie die Urfache, wozu der Käufer das Gift nöthig hat, genau 
angeführt fein. Diefe obrigkeitlihen Scheine, fo wie die von Apothekern, 
befannten Künftlern, Fabrikanten und Gewerböleuten ausgeftellten An- 
weiszettel find von den Gifthändlern und Erzeugern ſtets zurüdzubehal: 
ten, und bei den über die Giſtwaaren zu führenden Vormerkbüchern auf- 
zubewahren, damit bei einem durch Gift veranlaßten Unglüdsfalle hieraus 
die nöthige Auskunft eingeholt werden könne. Ohne Beobachtung diefer 
Vorſichtsmaßregeln darf kein Gift und Feine Giftgattung verabfolgt, noch 
auch verfchentt werden. Aus diefem Grunde ift auch allen jenen, welche 
vorgeben, daß fie zur Bertilgung der Fliegen, Ratten, Mäufe und anderer 
ſchädlichen Thiere, fo wie ald Arzenei für das Vieh Gift brauchen, die 
Berabfolgung desfelben durchaus zu verweigern, und diefelben auf andere 
den Menfchen unfchädliche Mittel zu verweifen. Sollte der um ein Gift 
ſich meldende Käufer, er mag mit einem obrigkeitlichen Scheine verfehen 
fein oder nicht, nur im Geringften verdächtig erfcheinen, fo liegt den 
GSifthändlern und Erzeugen unter der firengften Berantwortung und 
Strafe ob, die Verdachtsgründe, ohne den verdächtigen Käufer entweichen 
zu laffen, fogleic der Behörde anzuzeigen. 


Sp wie die Aufbewahrung der Giftwaaren, darf auch deren Verkauf * 
und Berabfolgung nie Lehrlingen oder jedem Gehülfen überlaffen,, fon- 
dern diefelbe muß von dem Gifthändler oder Erzeuger, oder einem feiner 
vertrauteiten und verläßlichften Diener beforgt, und die Giftwaare dem 
Käufer ſtets verfiegelt, mit der Auffhrift: „Gift“ verfehen, übergeben 
werben. i 


| Gegen die Mebertreter diefer bei dem Giftverfaufe genau zu befol- 


genden Vorſchriften und Vorſichten ift mit den im $. 119, 120 und 121° 
des St. ©. B. IT. Thls. feftgefegten Strafen vorzugehen. 


Außer jenen Giften, deren Führung und Berfauf ausfchließend den 
befugten Gifthändlern und Erzeugen vorbehalten ift, gibt es auch noch 
andere Waaren, welhe gleihfalld giftige Eigenſchaf— 
ten haben, und wenn auch in einem geringeren Grade, doch durch eine 
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unvorfichtige Benüsung gleichfalls fchädlich werden Können *). Die Füh- 
rung und der Berfauf dDiefer Giftwaaren ift zwar zur Bequem- 
lichkeit des Publikums allen zum Material» und Spezereiwaarenhandel 
berechtigten Handelsleuten überlaffen. Zur möglichiten Verhütung von 
Unglüdsfällen darf jedoch der Kleinverfauf dieſer Waaren nur an be 
fannte Perfonen Statt finden, und alle diefe Waaren müffen gleichfalls 
von allen übrigen Handeldartifeln ganz abgefondert aufbewahrt, fo wie 
die diepfälligen Gefäße mit einer deutlichen Auffchrift der darin befind- 
lichen Waare bezeichnet werden. Auch find von allen jenen Künftlern, 
Fabrikanten, Handwerkern und fonftigen Gewerböleuten, welche von derlei 
giftartigen Materialien Gebrauch machen, bei deren Aufbewahrung genau 
diefelben Borfichtsmaßregeln, wie bei den Giften felbft zu beobachten. 
Alle jene Handelöleute, Künftler, Fabritanten, Handwerker und Gewerb3- 
leute, welche die eben erwähnten Borfichtömaßregeln außer Acht Taffen, 
werden mit eben denfelben Strafen, wie jene belegt, welche bei dem Ver⸗ 
- Taufe und bei der Aufbewahrung der Giftwaaren die vorgeſchriebenen 
Vorſichten außer Acht laſſen. 


Die Verpackung der zu verſendenden Giftkörper hat nach F 
Decrete des Min. des Innern v. 26. März 1849, Nr. 193 des R. G. 
Bl. in der Art zu geſchehen, daß dieſelben in leinene, mit der Aufſchrift 
„Gift“ verſehene Säcke gefüllt, dann in Fäßchen gelegt werden, welche 
von ſtärkerem weichen Holze anzufertigen, mit wenigſtens zwölf, mittelſt 
guter Nägel befeſtigten hölzernen Reifen beſchlagen, inwendig zuerſt mit 
einer nicht allzu groben Leinwand, und dann mit ſtarkem Schreibpapier 
auszukleben ſind. Der Boden des Fäßchens iſt auf dieſelbe Weiſe in- 
wendig zu bekleben, damit aber die innere Ausklebung nicht, zerriſſen 
werde, welches geſchehen würde, wenn der Boden, wie gewöhnlich mit 
der Abnahme einiger Reifen eingefügt würde, ſo ſoll derſelbe in einem 


*) Als Waaren dieſer Art find bezeichnet durch das Hfkzld. v. 23. Juli 1829, 

3. 9827: rauchende Salpeterſaͤure, concentrirte Salpeterſäure, Scheidewaſſer, con» 
centrirte Schwefelfäure oder Bitriolöhl, concentrirte Salzſäure, Squerkleeſäure, 
Eleeſäure), Aetzſtein, Bleiorpbe, Mennig, Bleiweiß, Bleizucker, Kupfervitriol, Grün⸗ 
ſpan jeder Art, Wißmuthweiß, ſalzſaures Zinn in allen Fſormen, Jod, Vitrum am- 
monii, Jodzinnober und Gummigutte; dann durch das Hfkzld. v. 12. October 1837 
noch Zuckerſäure, Oralfäure, Bleigelb, Caſſelergelb, Engliſchgelb, Neapelgelb, Ehrom- 
gelb, weißer Gallizenſtein, Spießglanzglas und Jodine, und durch das Hfkzld. v. 
24. Jänner 1839: Zinkorhd, Brechweinſtein, mineraliſcher Kermes, Goldſchwefel und 
ſaures Kali, — 

24 * 
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eigens angefertigten Falze eingepaßt werden. Die Fugen find mit einem 
von leimdidem Terpentin und Sägefpänen angefertigten Sitte anzuftrei- 
hen und der Boden ift überdieg mit einem inlegreife zu befeftigen, 
welcher mit einigen Nägeln verfichert, und dann neuerdings mit diefem 
Kitte beftrihen werden muß. Die vordem gebräuchliche Aufichrift auf 
dem Fäßchen „Gift“ ift wegzulaffen. 


Ebenfo find in der Zoll: und Staate-Monopoldordnung und in 
dem Amtöunterrichte für die ausübenden Aemter befondere Anordnungen 
in Beziehung auf die zollämtlicdhe Aufbewahrung und Unterfuhung 
der Giftwaaren enthalten, auf welche durch das Hfkmrd. v. 2. Juli 1840, 
3. 23385 neuerdings hingewiefen wurde. - Endlich hielt es die Staate- 
verwaltung noch für zwedmäßig, um den zufälligen Vergiftungen 
vorzubeugen, die häufig aus Unkenntniß, durch Verwechslung von Gift- 
pflanzen mit andern vegetabilifhen Nahrungsftoffen entftehen, die ver- 
fehiedenen Giftftoffe, fo wie ihre zerftörenden Wirkungen und die Mit: 
tel, wodurch denfelben, befonderd in Ermanglung eined Arztes, entge- 
gen gewirkt werden kann, allgemein befannt zu machen (Befchreibung 
der Giftpflanzen fir Böhmen v. Jahre 17895 Vdog. v. 23. Seruat 
1797 und v. 28. Suni 1827). 


Befondere Warnungen ergingen: vor dem Genuffe der Froſchwurzel 
(Bdgen. v. 7. Mai 1771, 21. März 1772, 20. Mai 1776 und 28. 
April 1785), des unter dem Hafer vorkommenden Dovekrauted (Vdg. v. 
14. Februar 1772), des Lolched oder Schwindelhaberd (Vdg. v. 10. Sep- 
tember 1772), des Eiſenhütchens (Vdg. v. 20. Jänner 1787), ded Bil- 
fenfrauted (Vdg. v. 22. November 1787), des Wafferfihierlingd (Vdg. v. 
23. Jänner und 18. März 1797), der Wolfskirſche (Bdg. v. 14. Novem- 
ber 1793), der Tollkirſche (Wdg. v. 4. December 1798 und 21.September 
1799), der Gleife oder Hundsmelde (Vdg. v. 10. November 1803) u.a. m. 
Der Verkauf getrodneter S h w ämme wurde wegen Schwierigkeit der 
Unterfheidung befonderen Marktoorfchriften unterworfen (Bdg. v. 20. Juli 
1807). Weiterd wurden eigene Borlefungen über die Kenntniß der 
Giftſchwämme und anderer Giftpflanzen eröffnet, und deren Be- 
ſuch vorzüglih dem Marktauffichtöperfonale zur Pflicht gemacht (Vdg. 
v. 2. Mai 1792 und v. 18. Juli 1801). Mit dem Hfd. v. 12. Jänner 
1795 und der. Vdg. v. 23. Februar 1799 wurden auch die Mittel gegen 
den Stich der Bipern und giftigen Inſekten zur allgemeinen Be— 
lehrung hinausgegeben, 
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| 8. 206. 
Dorfichten in Anfehung des Derkanfes unbekannter Materialwaaren. 


- Damit nicht aus Unkenntniß giftige oder giftartige Materialien ohne 
die nöthige Befchräntung in den Handel kommen, dürfen Materialwaa⸗ 
ven, deren Beichaffenheit noch nicht befaunt ift, fie mögen zum ärzt- 
lihen Gebrauche gewidmet fein oder nicht, bei Verwirkung der im 8. 122 
des Str. ©. B. II. Thls. enthaltenen Strafe nicht ohne vorhergegangene 
Unterfuchung der berufenen fachverftändigen Behörde in Umlauf gefest 
oder verkauft werden (8. 125,de8 Str. ©. B. II. Thls. und Hflzld. v. 
23. Juli 1829, 3. 9827 a. a. O.). 


8. 207. 


Dorfichten in Anfehung der Erzengung und des Derkanfes giffhäffiger 
hemifcher Sarben. 


Die Befugnigwerber zur Erzeugung chemiſcher Farben haben nicht nur 
ihre Kenntniß in der Chemie auszumweifen, fondern auch das Verfahren, 
nad) welchem fie jeden Artikel verfertigen wollen, umftändlih anzugeben, 
und ein Fabrikslocale zu bezeichnen, das in Sanitätd- und andern öffent⸗ 
lichen Rüdfichten gefahrlos erkannt wird. Die Verleihung folder Bes 
fugniffe ift den Streispräfidenten vorbehalten. Derlei Fabriks-Beſitzer 
- find verpflichtet, den bei ihrem Deftillicapparate befindlichen Rauchfang 
gehörig fegen zu laffen, den zur Erzeugung der Farben erforderlichen 
Arfenit fo wie die daraus verfertigten Farben in der Art aufzubewahren, 
wie es für Giftftoffe vorgefchrieben tft; ihren Kabricationsplab ohne Ge- 
nehmigung des Kreispräſidenten bei Berluft ihres Befugniffes nicht zu 
verändern; die Fabrication auf andere, als die ihnen eigens bemilligten 
chemiſchen Producte nicht zu erweitern, die abfallenden Flüffigkeiten, die 
mit gefundheitsfhädlichen Subftanzen gefehwängert find, nicht auf die 
Gaffe oder fonft an einen Ort, wo das Leben der Menfchen und Thiere 
gefährdet werden könnte, fondern in eine unzugängliche Grube abzuleiten, 
oder in befondere Gefäße zu fammeln und an Orte zu fehaffen, wo feine 
Gefahr zu befürchten ift ; endlich fich einer jährlichen Unterfuchung der 
vom Staate aufgeftellten Aerzte zu unterziehen (mied. dfterr. Rggs. Vdg. 
v. 10. December 1803, 3. 15472; Wiener ftadthauptm. Vdg. v. 18. 
Jänner 1817; nied. öſterr. Rggs. Vdg. v. 5. April 1823, 3. 10516; 
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Hftzld. v. 14. Mai 1829, 3. 10595; Hflld. v. 23. Juli 1829, 
a. a. O.). 


8. 208. 
Dorfichten bei der Erzeugung der Phosphor-Fündhöfgchen. 


Da eine längere Einwirtung der Phosphordämpfe einem 
äußerft zerftörenden Einfluß auf den menfchlihen Organismus übt, und 
eine meift tödtlihe Necrofirung der Kieferknochen berbeiführt, jo wurde 
mit dem Hfkzld. v. 3. September 1846, 3. 27977 ein eigened Regula- 
tiv zur Hintanhaltung der Nachtheile für die Gefundheit der in Zünd— 
hölzchen- Fabriken befchäftigten Arbeiter erlaffen, deſſen wefentlichite 
Beftimmungen in Folgendem enthalten find: 

Das Trodnen der Phosphor Zündhölzhen bei einem Wärme- 
grade von 18° R. darf nur allein in wohl eingerichteten Trockenkäſten mit 
Beobachtung der gehörigen Vorſicht ftattfinden. Diefe Trodenkäften müf- 
fen abfeit3 und ifolirt d. i. in folchen Localitäten aufgeftellt fein, welche 
weder mit den übrigen Arbeitöorten der Fabrik noch mit bewohnten Ubi- 
cationen communiciren. Diefe .Käften müſſen völlig Tuftvicht fchließen, 
jolfen von Unten oder von Außen mittelft erwärmter Luft zu heizen und 
mit wirffamen Luftzügen oder Bentilationen verfehen fein, welche zwar 
während des Trodengefhäftes ganz oder zum Theil geſchloſſen. gehalten 
werden können, aber nad) wollendeter Austrodung der Zündhölzchen fo 
lange geöffnet und in Thätigkeit gefeßt werden müſſen, bis alle Phos— 
phordämpfe aus den Trodenkäften wieder entfernt worden find, worauf 
ed erft erlaubt ift, den Trockenkaſten ſelbſt zu öffnen und bie fertigen 
Zündhölzchen herauszunchmen. Das Trocknen der Zündhölzhen ift in 
der Art zu reguliven, daß zuerft und — wenn möglich — zur beftimm- 
ten Stunde die in. die Phosphor- Maffe, getauchten Zündhölzchen in den 
Trockenkaſten eingelegt werden, dag hierauf erft nach geichloffenem Kaſten 
die erwärmte Luft eingelaffen wird ‚und daß die etwa ſchon getrockneten 
Hoͤlzchen nicht früher wieder herausgenommen werden, bid dad Zuftrömen 
der erwärmten Luft durd) Abfperrung der Leitungscanäle unterbrochen, 
die im Kaften eingefammelten Phosphordämpfe aber mit Hilfe des Ben- 
tilators nad) Außen gänzlich entfernt worden find. Weiters ift durchaus 
nicht geftattet, daß der Trockenkaſten zu jeder beliebigen Zeit bald geöff- 
net, bald wieder geſchloſſen werde, um bald eine Parthie Zündhölzchen 
hineinzuſchieben, bald eine andere herauszunehmen, „ ohne früher die 


e 
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Heizung abgeſperrt, die entwickelten Phosphordämpfe aber wieder entfernt 
zu haben. Wo zum Trocknen der Zundhölzchen ſtatt der Trocknungs— 
käſten Trocknungsſtuben angewendet werden, müſſen lebtere von den 
Arbeits⸗Localitäten abgefchloffen und fo eingerichtet fein, daß, während _ 
größere Parthien Zündhölzchen eingelegt werden, die angefammelten 
Phosphordaͤmpfe in der Trodenftube in die freie Luft mittelft gut ange- 
brachter Abzugslöcher entweichen. Zur Arbeit in den Trodnungs-Locali- 
täten, mögen es Zrodnungdfäften oder Trocknungsſtuben fein, fo wie zur 
Bereitung der Zündmaffe, follen nur kräftige Männer verwendet werden, 
welche überdieß noch öfter des Tages im Dienfte abwechfeln können. Die 
Dereitung der Phosphor-Zändmafle, fo wie jene der Chlor-Zündmafle, 
fol in einem abgefonderten 2ocale vorgenommen werden, und zivar am 
beften in derfelben Küche, in welcher der zum exiten Eintauchen der Zünd- 
bölzchen erforderliche Schwefel gefhmolzen wird. Auch das Eintauchen 
der bereits gefchtwefelten Hölzchen in die Zündmaffe hat in diefer Küche 
zu geſchehen. Diefe Küche muß mit einem gut giehenden und beftändig 
offen zu haltenden Schlott, dagegen alle Aus- und Eingänge mit gut 
fehließenden und heftändig gefchloffen (mern auch nicht gefperrt) zu hal- 
tenden Thüren verfehen fein, damit, wenn etwa einmal der Schwefel oder 
die Phosphormaffe fich entzünden, oder etwa die Chlormaffe detoniven 
follte, die übrigen Arbeits-2ocalitäten von den dabei fich in großer Maffe 
entwidelnden, höchſt gefährlichen Dämpfen. frei gehalten werden. Zu Ar⸗ 
beitäräumen follen Feine Localitäten verwendet werden, welche nicht wenig- 
ftend eilf Schuh hoch und mit einem wohl conftruirten Quftwechfel ver- 
fehen find, fo zwar, daß die Einftrömungsöffnungen in einer paffenden 
Ede unten am Boden, die Ausftrömungsöfinungen aber an der entgegen- 
gefebten Wand und Winkel, und zwar oben an der Dede, oder doch 
wenigſtens an dem oberfien Theile des Fenfterd fo angebracht feien, daß 
der entjtehende Luftzug über die Arbeiter hinmweggeleitet werde. Für 
jeden Arbeiter foll ein Flächenraum von vier Quadratfuß vorhanden fein, 
damit berfelbe wenigſtens abwechfelnd figend zu arbeiten in der Rage fei. 
Bezüglich der nöthigen Neinlichkeit ift der Fabrifgunternehmer gehals 
ten, zur Aufbewahrung der Ueberkleider der Arbeiter und Arbeiterinen, 
fo. wie zum UmBleiden derfelben ein eigenes, im Winter heizbares Zim- 
mer zu widmen, in welchem nicht gearbeitet werden darf; hier follen die 
Arbeiter ihre mitgebrachten Weberkleiver, welche oft vom Regen und 
Schnee durchnäßt find, ablegen können, damit fie von den fchädlichen 
Ausdünftungen in der Fabrik nicht fo ganz und gar imprägnirt und die 
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gefundheitsfhädlichen Einflüffe der Phosphordämpfe auf die Arbeiter nicht 
auch noch außer der Fabrik fortgepflanzt werben. In diefem Umkleid⸗ 
zimmer foll für jeden Arbeiter oder jede Arbeiterin für die Dauer der 
Arbeit ein eigenes Arbeitöfleid (Bloufe) von dem Fabriksherrn beitimmt 
werben. Der Fabriksherr muß darauf fehen, daß fich die Arbeiter, be= 
vor fie die Fabrik verlaffen, und zwar fowohl Mittags ald Abends, die 
Hände und das Geſicht forgfältig wafchen und reinigen Tönnen. In der 
Fabrik follen die Fenſter in den arbeitäfreien Stunden, fo wie an Sonn- 
und Feiertagen geöffnet, die Arbeitstifche, fo wie die Fußböden mwöchent- 
lich wenigſtens einmal gefcheuert und die Wände jährlich wenigſtens zwei⸗ 
mal getüncht werden. Damit die Eßwaaren, welche die Arbeitenden mitbrin- 
gen, nicht mit Phosphordämpfen und felbft mit getrodneter Phosphor- 
zündmaffe, womit fich die Arbeiter fo leicht die Hände beſchmutzen, ver- 
unreinigt werden, ift es unterfagt, während der Arbeit zu efjen. Dages 
‚gen muß fowohl Vormittags ald Nachmittags zu einer fchicklichen,, aber 
im Boraus zu beftimmenden Zeit eine halbe Stunde freigegeben werden, 
damit die Arbeitenden ihr Brod, oder was fie fonft zu diefem Zwecke 
mitgebracht haben, im Ankleidezimmer oder im Freien genießen können, 
ohne eine Phosphor-Vergiftung beforgen zu müffen. 


8. 209. 


Dorfichten in Anfehung der Erzengung, der Benüßung und des Der- 
Raufes explodirender Stoffe * 


Schon durch das Hfkzld. v. 4. April 1809 (pol. G. ©. Bd. 32, 
©. 79, wiederholt dur das Rggsd. v. 26. Februar 1811) war die Er- 
zeugung und der Verkauf der Knallkügelchen und der Knallfidibns all- 
gemein unterfagt worden. | 

Weiters verfügte dann das Hfd. v. 15. Mai 1828, 3. 11183, 
dag die Erzeugung der Kupferzündhütchen nur mit Bewilligung der 
Landesftelle (alfo jebt des Kreispräfidenten) und zwar nur demjenigen 
geftattet werden können, der fi über die eigengemachten chemifchen 
Kenntniffe gehörig audzumeifen vermag, und das zu diefer Fabrication 
geeignete Locale befist. Dasfelbe muß aus einem leichten Materiale er⸗ 
baut, und wenigſtens 30 Klafter von jedem bewohnten und unbewohnten 
Gebäude und von der Straße entfernt liegen. Die Mebertragung eines 
ſolchen ſchon beftehenden Laboratoriums an einen andern Ort, darf ohne 
Genehmigung der Kreisbehörde nicht ſtatt finden. Dem Fabricanten ift 


— 
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nur erlaubt, 12 Loth Knallfilber oder Knall-Quedfilder zu bereiten, und er 
darf Feine neue Quantität erzeugen, bi® ber bemerkte Borrath in die 
Kapfeln eingefüllt ift. Der Fabricant darf das mit diefen Ingredienzien 
gemifchte Fabrikat, ohne dag dasfelbe in die Kapſeln eingefüllt ift, nicht 
aus feinem Laboratorium geben, und der Derfauf des Präparates ift 
bloß auf die Kupferhütchen beſchränkt. Endlich wurde der Verlauf der 
erplodirenden oder Schießbaumwolle durch das Hflzld. v. 28. Decem- 
ber 1846, 3. 43157 und durch das Hfkzld. v. 15. April 1847, 3. 12284 
ſowohl die Erzeugung ale der Verlauf und der Gebraud ERSTER 
Stoffe ———— verboten. 


8. 219. 
Vorſichten in Anſehung der Gaserzeugung. 


Zu Folge des Hfkzld. v. 27. April 1845, 3. 9414 darf die Gas: 
erzengung nur in der größtmöglichiten Entfernung von den Wohn- und 
fonftigen Gebäuden ftatt finden. Alle zur Gaserzeugung erforderlichen 
Gebäude, fo wie jene Ubicationen, in welchen die mit Gas gefüllten Ci— 
linder gufbewahrt werden, müffen eingewölbt, oder mit ganz eifernen 
Dächern ohne Oberböden hergeftellt fein. Zur Verhinderung einer Exr— 
plofion im Gafometergebäude ift ein durch das Dach führender Luft- 
ſchlauch anzubringen, und die Seitenwände ded Gebäudes find unten mit 
Deffrungen zu verfehen, um durch die auf diefe Weife herzuftellende Eir- 
culation der Luft die Bildung des Knallgaſes zu verhindern. Das Gas— 
erzeugungd-2ocale darf mit keinem andern Lichte, als mit Anwendung 
der Davy'ſchen Sicherheitdlampe betreten werden. Die Einrichtung des Gas⸗ 
erzeugungd-Apparated mit den hierzu erforderlichen Gebäuden ift an die 
Bewilligung der Kreisbehörde gebunden; auch darf der Apparat nicht 
früher in Gebrauch geſetzt werden, bis bderfelbe von der competenten 
Baubehörde unterfuht und von dem Kreidpräfidenten die Betriebsbewil⸗ 
ligung ertheilt worden ift. Eine wefentlihe Abänderung am Apparate 
kann ebenfalld nur mit Zuftimmung der Kreisbehörde vorgenommen mer 
den. Die Leitung ded Gefchäfted und die Ueberwachung des Apparates 
darf nur einem folchen Individuum anvertraut werden, welches das po- 
Intechnifche Inſtitut oder die Baudirection als fähig und geeignet erklärt 
hat. Um das Durchfidern der Abfälle des zur Gaserzeugung verwende: 
ten Materiald, und das Eindringen in die nächft gelegenen Hausbrunnen 
zu verhindern, müffen die für diefe Abfälle beftimmten Sentgruben mit 
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Steinplatten vollkommen waſſerdicht hergeftellt und fleißig. geräumt wer 
den. Die Abfälle find in gefchloffenen Fäffern wegzuführen und auf ab- 
gelegenen, von der Behörde angewiefenen Pläben abzulagen Im Hofe 
der Gaserzengung dürfen Feine folhen Materialvorräthe aufbewahrt wer- 
den, die zu den brennbaren Stoffen gehören; diefe find vielmehr an 
einem feuerfihern Orte unterzubringen. Wenn bei Einlegung der Gas- 
leitungsröhren Kanäle oder Wafferleituugen berührt werden, fo muß bie 
eigentliche Gasröhre noch mit einer Schußröhre verfehen werden. Ebenfo 
find die Gasleitungdröhren da, wo fie in die Mbicationen der Käufer 
geführt werden, nie ganz frei und in Berührung mit Hofzbeftandtheilen 
zu bringen. Alle Abzapfungen müffen daher mit der größten Vorficht 
bededt, und die frei aus der Erde auffteigenden Röhren für die Leitung 
des- Gafed immer mit befonderen Schupröhren verfehen werden. Die 
Abfperrungen der Haupt- und der einzelnen Leitungsröhren müffen auf 
das folidefte und in der Art angefertigt und unterhalten werden, daß 
bei Schließung: des Hahns nicht die geringfte Quantität von Gas ent 
weichen kann. Richt minder hat jeder Befiber eines Gasapparates be- 
fonder® darauf zu achten, daß der Gafometer und alle Leitungsröhren in 
ſtets gutem Zuftande beftehen, die Beweglichkeit des erfteren zu Feiner 
Zeit beirrt, und beim Auslöfhen der Flamme mittelft Schliepung der 
Hähne bei fonftiger ftrenger Verantwortung durchaus feine Rachläffigkeit 
eintrete und geduldet werde. Bei Fabriken, wo die Arbeitd-Localitäten 
ununterbrochen durch die ganze Racht, bie Wohnzimmer aber nur bis zu 

einem beftimmten Zeitpunkte beleuchtet werden, find entweder zwei Haupt 
feitungen berzuftellen, oder die Michtung des Hauptrohrs muß fo gewählt 
werden, daß die zur Beleuchtung der Wohnzimmer beftimmte Strömung 
des Gaſes am Eintrittöpunkte in die Wohnungs-Rocalitäten zur beftimm- 
ten Stunde durch einen Hahn ganz gefperrt werden könne, ohne die Be 
leuchtung der Arbeitd-Localitäten zu beirren, um auf diefe Weife eine 
ausdauernde lebensgefährliche Ausſtrömung des Cafes in die Wohnzim- 
mer, felbjt wenn die Leitungsröhren beim Auslöfchen der Flammen nicht 
mit der erforderlichen Genauigkeit und Vorficht gefchloffen würden, mög. 
Kehft zu verhindern. Wer fih was immer für eine Handlung oder Un- 
terlaffung zu Schulden kommen laßt, wodurch bei der Aufitellung oder 
dem Gebrauche eined Gasapparated Gefahr für die körperliche Sicherheit 
entftehen fann, ift nach den 88. 89 oder 183 des Str. ©. B. II. Thls. 
zu beftrafen. Die eigenmächtige Errichtung eined nachträglich auch voll⸗ 
kommen entfprechend befundenen Gas-Etabliffementd , fo wie die Außer 
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achtlaſſung der in Anſehung der Abfälle hiet oben angeführten Vorſichten 
wird, wenn fie nicht die Amtshandlung nach dem Str. G. II. Thls. ber 
gründet, mit einer angemeffenen Geld» oder Arreittrafe geahndet. 


8. 211. 


Sicherheitsmaßregeln gegen die Gefahr der Exploſion bei Dampfkeffein 
aller Art. 


Die Sicherheitmaßregeln gegen die Gefahr der Erplofion bei 
Dampfkeſſeln aller Art wurden mit Rüdficht auf die im Gebiete der 
Technik gemachten Erfahrungen mit dem Hfkzld. v. 31. Auguft 1844, 
3. 37871 in nadftehender Weife feftgefebt: Bevor ein Dampffeffel, 
28 jei für eine ftehende Dampfmafchine von hohem oder miederem Drude, 
. ein Dampfboot , ein Locomotiv für Eifenbahnen , oder für was immer 
für einen Zweck überhaupt beftimmt, angewendet werden darf, hat der 
betreffende Mechaniker, Berfertiger oder Eigenthümer, für welchen ber 
Keffel beſtimmt if, und zwar noch bevor derfelbe eingemauert, mit einem 
Mantel oder einer Hülle umgeben wird, bei dem NKreiöpräfidenten die 
gefehlihe SKeffelprobe nachzuſuchen, welche in der Hauptftadt felbft und 
in deren Umgebungen: bis auf eine Entfernung von fechd Meilen durch 
das beſtehende k. k. polytechniſche Inſtitut, bei Entfernungen über ſechs 
Meilen von der Hauptſtadt aber, und in jenen Hauptſtädten, wo noch 
fein k. k. polytechniſches Inſtitut beſteht, durch die k. k. Baudirectionen 
mit Beiziehung der einſchlägigen öffentlichen Lehranſtalten oder wiffen- 
ſchaftlichen Inſtitute vorzunehmen iſt. — Die Probirung der Dampfkeſſel 
von jeder Form und Conſtruckionsart, mit einziger Ausnahme der Loco— 
motivfeffel. für Eiſenbahnen, wird mittelſt Einpumpen von Waſſer auf 
das Dreifache jenes Druckes, welchen beim Gebrauche der Dampf im 
Keſſel im höchſten Falle über den Luftdruck annehmen foll, vorgenommen. 
— Dabei wird der Drud- einer Atmofphäre mit 12%, Pfund auf den 
Quadratzoll (Wiener Maß und Gewicht) in’ Rechnung gebradht. — Die 
Locomotiv⸗Keſſel für Eifenbahnen werden auf biefelbe Art, jedoch nur auf 
das Zweifache des oben genannten Druckes probirt. — Die nähern 
Erläuterungen hierüber find in einer eigenen Inſftruction enthalten, welche 
‚mit dem Geſetze zügleih hinausgegeben wurde. In diefer Inſtruction 
wurden durch das Hfkzld. v. 24. November 1845 einige Abänderungen 
in Beziehung auf die Blechdicke der Keſſel und die Durchmeſſer der 
Sicherheitsventile vorgenommen. Später haben die Min.-Erläffe v. 14. 








RE 
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Juli 1848, 3. 1456 und v. 24. October 1848, 3. 7180 hinſichtlich der 
Blechdicke der Dampfleffel bei Locomotiven,, und der. Min.-Erl. v. 15. 
April 1850 (Mr. 151 des R. ©. BL.) hinſichtlich der Blechdide der 
eifernen cylindriſchen Locomotivfeffel abermals einige Modificationen her⸗ 
beigeführt, bei allen andern Dampfkeffeln aber die frühern Beftimmungen 
aufrecht erhalten. Endlich hat das Hfkzld. v. 29. October 1845, 3. 
33543 beftimmt, daß auch alle Shiffd-Dampfkleffel mit ebenen 
Seitenwänden , in welchen die hoͤchſte Dampffpannung noch unter einer 
halben Atmofphäre über dem gewöhnlichen Luftdrucke beträgt, blos auf 
den zweifachen anftatt den dreifachen Drud probirt werden dürfen. Die 
Siücherheitöventile Dürfen beim Gebrauche des Keffeld höchftend nur mit dem 
dritten Theile, refpective mit der Hälfte jenes Gewichtes belaftet wer- 
den, bei welchem der Keffel probirt wurde; dabei muß, wenn ein Ventil nicht 
unmittelbar, fondern mittelft eines Hebels, an welchem ein Gewicht hängt, 
niedergedrüct wird, dieſes Aufhänggewicht für den äußerſten Punkt des 
Hebeld, wohin dasfelbe noch gefchoben werden Tann; berechnet fein. — 
Dei Locomotiv- und folhen Keffeln, bei welchen anftatt des Aufhängge- 
wichtes eine Federwage angebracht ift, muß diefelbe fo eingerichtet wer- 
den, daß fie nicht über jenen Punkt hinaus, welcher bei der Keffelprobe 
zum Grunde lag, gefpannt werden kann. — Jeder Dampfkeffel muß 
mit zwei Sicherheitöventilen von gehöriger Größe, wovon das eine in 
einem Gehäufe eingefchloffen, das andere aber dem Mafchiniften oder 
Wärter des Keffeld Teicht zugänglich fein muß, und außerdem noch mit 
einem Quedfilber-Manometer mit oßen offener Nöhre verfehen fein. — 
Die beigegebene Inftruction enthält eine Tabelle, über die in den einzel- 
nen Fällen nöthige Größe der Sicherheitöventile, fo wie aud eine An- 
weifung über eine zwedmäßige Form derfelben und des Manometerd. — 
Jeder Dampfkeffel muß, felbft wenn er mit dem gewöhnlichen Schwim- 
mer oder den Probirhähnen verfehen wäre, noch außerdem das befannte 
Wafferglas, d.i. ein mit dem Innern des Keffeld auf gehörige Weife 
eommunicirendes Gladrohr, auf die Art, wie es bei den Locomotivkeſſeln 
der Fall ift, eingerichtet befigen, durch welches man den wahren Waffer- 
fand im Keffel jeden Augenblid leicht und ficher erfennen kann. — Die 
nad Maßgabe der Keffeldurchmeffer und «der Spannung der zu erzeugen« 
den Dämpfe nöthige Wand- oder Blechdide, welche die aus Eifen- oder 
Kupferblech hergeftellten cylindrifchen Dampfkeſſel haben müffen, wenn 
fie zur Probirung zugelaffen werden follen, ift aus den oben angedeuter 
ten Borfehriften zu entnehmen. — Nach vollendeter Keſſelprobe werden 
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die Sicherheitöventile und Hebel, wo folhe vorhanden, von der Unter 
ſuchungs⸗Commiſſion mit einem Stämpel verfehen, und die Dimenfionen 
derfelben fammt dem Gewichte der höchiten Belaftung der Ventile, welche 
beim Gebrauche des Keſſels ftatt finden darf, fo wie nöthigen Falls auch 
noch jene Merkmale, welche die Identität des Keſſels jederzeit wieder 
erkennen laffen, dem Kreispräfidenten angezeigt. — Die hierauf von Seite 
desfelben an die betreffende Partei hinausgegebene Bewilligung zur Be 
nügung des Dampfkeſſels, welche zugleich wiederholend die Dimenfionen 
der Bentile und Hebel, fo wie dad Gewicht der höchften Belaftung dere 
felben' enthält, iſt entweder im Original oder in einer beglaubigten Ab- 
fhrift in der Nähe des Dampfkeſſels an einem leicht in die Augen- fal- 
lenden Drt unter Glas fo aufzubewahren, daß vor Allem die Angabe 
diefer Dimenfionen und die Belaftung der Ventile (oder vorkommenden 
Falles die Spannung der Federwage) leicht fihtbar if. — Durch dieſe 
vorläufige Probirung des Dampfkeſſels wird dem Eigenthümer oder nad) 
Umftänden Werkführer die Verantwortlichkeit für die fortwährende QTaug- 
lichkeit des Keſſels keineswegs abgenommen, indem die erjte Probe nur 
zur Entdeckung folder Gebrechen, welche das Zerfpringen des Keffeld bei 
dem erften Gebrauche befürchten laſſen, keineswegs aber für die meitere 
Dauer bejtimmt ift. — Der Eigenthümer, ‚oder nach Umſtänden auch der 
Werkführer, bleibt ſonach für jede aus dem weitern Gebrauche ded Dampf: 
feffeld entftehende Gefahr ftreng verantwortlih, und er hat daher felbft 
die ‚weitere Sorge (wie 3. B. die rechtzeitige Reinigung’ desfelben vom 
- entftehenden Wafferfteine u. dgl.) zu tragen, und ſich nach Maßgabe der 
fortfchreitenden Abnüsung, von der ferneren Tauglichkeit und Gefahrlo- 
figkeit des SKeffeld fortwährend zu überzeugen, und denfelben bei Zeiten 
entiveder ganz außer Gebrauch zu feben, oder die etwa nöthig gewordenen 
Ausbefferungen daran vornehmen, und wenn diefe größerer Art wären, 
den Keſſel neuerdings gefeslich probiren zu laffen. — “Die bei der Auf 
ftellung oder Einmauerung eines Dampfleffeld in Feuerſicherheitsrückſich⸗ 
ten intervenirende Baucommiffion hat zugleich auch ihr Augenmerk darauf 
zu richten, daß die ſeitwärts anzubringenden Feuerzüge, nicht über, fon- 
dern noch einige Zolle unter das Niveau ded normalen Waſſerſtandes 
des Keffeld zu Liegen tommen. — Bon der vorgefchriebenen Probe, fo 
wie den übrigen darauf bezüglihen Vorfchriften find nur die Fleineren 
Dampfapparate in chemifchen und pharmaceutifchen Laboratorien, welche 
jedoch eben fowohl wie die Papin’fchen Töpfe mit einem Sicherheitd- 
ventile verfehen, und von dem Berfertiger zur eigenen Sicherheit gehö— 
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tig probirt fein müflen, ausgenommen. — Die Anwendung gußeifer 
ner Dampfleffel oder Ciederöhren ift unter Feiner Form und Bedingung 
geftattet. — Jeder Mafchinift, Locomotivführer, Gehilfe oder Heißer einer. 
Dampfmafchine oder eined Dampfleffeld, welchen vorzugsweiſe die Be 
dienung oder Ueberwachung der Maſchine oder des Keſſels anvertraut 
wird, ift gehalten, vorher in einer Mafchinen-Werkftätte die Bauart von 
Mafchinen, indbefondere von Dampfmafchinen volllommen ſich eigen ge 
macht, durch längere Zeit bei einer mit Dampfmafchinen arbeitenden 
Fabrit, einer Locomotiveifenbahn oder auf einem Dampffchiffe ald Ma- 
ſchinenheitzer gedient, fih die praftifchen Kenntniſſe zur Beforgung einer 
Dampfmafchine dafelbft angeeignet, fich hierüber bei einer öffentlichen 
inländifhen tehnifchen Lehranftalt einer firengen Prüfung un- 
tergogen, und ein in jeder Bezichung befriedigended Zeugnig erlangt zu 
haben. — Derjenige, welcher a) die angeordnete Anzeige vor dem Ge- 
brauche eined Dampfkeſſels zur vorläufigen Unterfuchung unterläßt ; b) 
vor erfolgter Unterfuhung den Keffel benützt; c) den bei der Unter: 
ſuchung nicht für ficher erklärten Keſſel gleichwohl anwendet; d) einem 
Mafchiniften, Locomotivführer oder Wärter die Bedienung der Dampf 
mafchine oder des Dampfkeſſels, felbft wenn Feine Mafchine damit in 
Verbindung fteht, überläßt, welcher fich nicht mit dem vorgefchriebenen 
Zeugniffe über feine Befähigung zu diefem Dienfte ausweifen Tann > 
e) das Sicherheitöventil mehr belaftet, als bei der Keffelprobe_beftimmt 
wurde, und in der Conceffion angegeben ift; D den Hebel, im Kalle ein 
ſolcher für ein Sicherheitöventil vorhanden , verlängert oder fonft verän- 
dert, ohne davon eine Anzeige zu machen, und endlich 5) fich überhaupt 
was immer für eine Handlung oder Unterlaffung zu Schulden Tommen 
läßt, wodurch bei dem Gebrauche des Keſſels Gefahr für die körperliche 
Sicherheit entftehen kann, macht fich einer ftrafbaren Handlung fhuldig, 
und wird nach den beftehenden Borfchriften des II. Thls. des Str. ©. 
behandelt. 


8. 212. 
Dolizeigefeh für Eifenbahnen. 


Lügenau (A. Edl. v.). Erklärung des mit a. h. Enſchl. v. 10. Jän⸗ 
ner 1847 genehmigten öſterreichiſchen Eiſenbahn-Polizeigeſetzes. 
Wien, 1848, 8. 
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Zum Schube des Verkehres auf den Eifenbahnen, welche mittelft 
Dampffraft betrieben werden, und zur Erhaltung der bei dem Betriebe 
nothiwendigen Ordnung und Sicherheit wurde mit a. h. Entihl. v. 30. 
Fänner 1847 ein eigenes Geſetz erlaffen, und befohlen, daß dasſelbe in 
den öfterreichifchen Staaten, wo folche Eifenbahnen bereitd beftehen, oder 
noch errichtet werden, mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbürgen, 
vom Tage der Kundmahung an, genau und in fo lange beobachtet werde, 
bi8 weitere Wahrnehmungen und Erfahrung die Erlaffung anderer Be 
fiimmungen nothwendig oder. räthlih machen. Dasſelbe ift in dem 
Hfkzld. v. 7. März 1847, 3. 5805 enthalten, deſſen weſentlichſte Be⸗ 
flimmungen bier folgen: 

Wenn der Bau einer Eifenbahn oder einer Strede berfelben, zu 
deren Errichtung eine Privatgefellfchaft die Bewilligung erhalten hat, und 
die mittelft Dampffraft betrieben werden foll, nach dem von den Behör- 
den genehmigten Projecte vollendet ift, und die Bahn oder deren Strede 
dem Verkehre eröffnet werden will, fo ift, bevor die Eröffnung ftatt fin- 
det, um die Bewilligung bierzu bei der Statthalterei, in deren Be 
reich der Betrieb in Wirkfamfeit treten foll, für den Fall aber, ald der 
Betrieb gleichzeitig auf dem Gebiete von mehr als einer Statthalterei in 
Ausführung gebracht werden foll, bei derjenigen, die in dem Standorte 
der Direction der Gefellfhaft ihren Sik hat, das Anfuchen zu ftellen 
($. 1). Ueber dieſes Anfuchen ift eine aus politifhen und technifhen Be 
- amten zufammengefebte Commifflon abzuordnen, melde darüber die Un- 
terfuchung zu pflegen bat, ob die Bahn und die zu derfelben gehörigen 
Gegenftände, dann die zur Verhütung von Unglüdsfällen erforderlichen 
Herftellungen und Dorfichten in einer Art ausgeführt find fo wie die 
Fahrbetriebömittel und überhaupt alle, für den Betrieb erforderlihen Ge- 
-genftände in einer folchen Befchaffenheit und Menge zur Berfügung ftehen, 
endlich für die bei dem Eintritte von Unglüdsfällen zur Unterftübung, 
Rettung oder zur Abmwendung größerer Gefahren dienlichen Mittel und 
Geräthe dergeftalt Borforge getroffen ift, daß ein regelmäßiger, ungeftör- 
ter und geficherter Betrieb mit vollem Grunde erwartet, bei Unglücks— 
fällen aber die fchleunige Hilfe geleiftet werden Eünne. Ueber die Bor 
nahme diefer Unterfuchungen wurde mit dem Hfkzld. v. 19. April 1848, 
3. 14842 eine eigene Inſtruction hinauögegeben. In Bezug auf die 
Betriebsmittel hat indbefondere zur Nichtfehnur zu dienen, daB der 
Gebrauch von Locomotiven, welche mit weniger als drei Raͤderpaaren 
perfehen find, nicht geftattet ift ($. 2). 
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Nah Map des Erfolges der Unterfuhung hat die Statthalterei die 
Bewilligung zur Eröffnung des Betriebes zu ertheilen, oder die Bedin⸗ 
gungen vorzuzeichnen, welchen vor der Eröffnung Folge zu leiſten ift ($. 3). 

Zum Behufe der Eröffnung des Betriebes der von der Staat s- 
verwaltung erbauten Bahnen ift unter der von der berufenen 
Behörde zu liefernden Nachweiſung, daß alle Erforderniffe für diefen 
Zwed erfüllt find, die allechöchite Entſchließung Seiner Majeftät einzu: 
holen ($. 4). 

Jede Bahn, für welche die Bewilligung zum Betriebe ſchon ertheilt 
worden ift, muß ftet3 im fahrbaren Stande erhalten werden, und 
die der Beförderung entgegenftehenden Hinderniffe find fo fehleunig als 
möglich zu befeitigen. Ebenfo müfjfen die zur Bahn gehörigen Gegen- 
ftände und Herftellungen, die Fahrbetriebsmittel mit der zur 
Vollziehung der feitgefebten Fahrten nöthigen Anzahl, dann alle fonftis 
gen Gegenftände, ftetd in einem guten zur Benügung geeigneten und die 
volle Sicherheit des Betriebes verbürgenden Zuftande erhalten werden. 
Es ift endlich dad Betriebsperfonale jederzeit in jener Anzahl und 
mit jenen Eigenfhaften zu beftellen, und e3 find demfelben alle Mittel 
des Betriebes dergeftalt zur Verfügung zu ftellen, daß die Gefchäfts- 
führung und die Erfüllung der diefem Berfonale obliegenden Berpflich- 
tungen mit der gehörigen Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicherheit ſtatt 
finden Tann (8. 5). 

Die Fahrordnung, welche durch die Zeit, für die fie jedesmal 
feftgefeßt wird, forgfältig zu beobachten ift, und rückſichtlich deren die 
bezeichneten Abfahrtöftunden und die beflimmte Fahrzeit, wenn nicht um- 
vorhergefehene und nicht zu befeitigende Urfachen daran hindern, genau 
eingehalten werden muß, ift nebft den Fahrpreistarifen für Perfo 
nen und Sachen zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, und in allen 
Bahnhöfen und Aufnahmsplägen zur allgemeinen Einfiht anzuheften. 
Außerdem find die Bedingungen der Aufnahme der Berfonen , ihres 
Verhaltens vor, während und beider Beendigung der Fahrt, 
dann die Bedingungen der Uebernahme, der Befchaffenheit der aufzuge- 
benden Sachen, der Urkunden, von welchen fie begleitet fein müffen, 
endlich jene der Erfolglaffung und der Betätigung über die Aufnahme 
und die richtige Ausfolgung allgemein befannt zu machen. In diefen 
Kundmachungen ift insbefondere zu bemerken, dag die Reifenden, welche 
auf der Bahn befördert werben, die rücfichtlich der Reiſeurkunden be 
stehenden geſetzlichen Vorſchriften genau zu befolgen haben, und die einer 
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gefällsämtlichen Behandlung unterliegenden Sachen derfelben gehörig zu 
unterziehen ‚find. Aenderungen des Fahrpreid-Tarifes, infofern fie eine 
Erhöhung der Preife bezweden, und Aenderungen in den Fahrbedingun- 
gen find vierzehn Tage früher, bevor fie in Wirkfamkeit zu treten haben, 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen ($. 6). 

In Bezug auf die Beförderungszeit darf Feine größere Fahr⸗ 
fehnelligfeit ftatt finden, als eine foldhe, mittelft welcher Züge, die zur 
Beförderung von Perfonen beitimmt find, eine Wegeslänge von feche 
Meilen in der Stunde, und Züge, mit welchen bloß Laften befördert 
werben follen, eine Wegeslänge von vier Meilen in der Stunde zurüd- 
legen. Diefes höchſte Ausmaß der Schnelligkeit ift jedoch zu verringern, 
wenn es überhaupt die Verhältniffe einer Bahn oder einer Bahnftrede 
nothmwendig machen, oder wenn indbefondere die bei einzelnen Fahrten fich 
ergebenden Greigniffe die Mäpigung gebieten. Die Fälle, in welchen die 
Schnelligkeit jederzeit zu ermäßigen ift, find dem Betrieböperfonale in 
den Dienftesvorfehriften zur Richtſchnur vorzuzeichnen ($. 7). 

Die verfchiedenen Claffen des Betrieböperfonaled müflen mit Dienft- 
vorſchriften betheilt werden,‘ in welchen die ihnen obliegenden Pflich- 
ten und die zur Erhaltung der Ordnung, Negelmäßigfeit und Sicherheit 
des Betriebes geeigneten Vorſchriften, welche ihnen indbefondere zur 
Nichtfehnur zu dienen haben, genau und umftändlich zu bezeichnen find. 
Die Dienftvorfchriften für die Bahnmwächter, Bahnauffeher, die technifchen 
Stationdbeamten,, für diejenigen, welche die Züge vor der Abfahrt zu 
unterfuchen haben, die Heiger, Locomotiv-Führer, die Individuen der 
Merkftätten, welche zur unmittelbaren Ueberwachung in Bezug auf die 
Snftandhaltung und Vorbereitung der Locomotive aufgeftelli werden 
müffen,, dann für das Zugbegleitungsperfonale (Conducteure, Packmeiſter 
und Ober-Contucteure), endlich für die Oberbeamten der Betriebsleitung, 
find der Statthalterei, in deren Site die Direction der Unternehmung 
ihren Standort hat, vorzulegen, die nach Rüdfprache mit der General- 
Direction der Communicationen die Genehmigung ertheilen, oder dieje⸗ 
nigen Erinnerungen zu machen hat, welche fie zum Schutze einer geord- 
neten und vollkommen ficheren Betriebdaugübung zu machen findet ($. 8). 
Das Betrieböperfonale hat die demfelben in den Dienftvorfhriften vor: 
gezeichneten Pflichten genau zu erfüllen, jeder Angeftellte in feinem Wir— 
kungskreiſe und infoweit es ihm obliegt, zur Erhaltung der Ordnung, 
der Regelmäpigkeit und Sicherheit ded Betriebes beizutragen, und fi 
überhaupt ſtets gegenwärtig zu halten, daß jede auch - , geringfügig 
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feheinende Bernachläffigung diefer Pflichten und die Nichtanwendung der 
größten Aufmerkfamkeit und des größten Fleißes die nachtheiligften Fol- 
gen herbeiführen Tann (8. 9). Diejenigen Angeftellten, welche zur Be- 
wachung der Bahn berufen find, ſowie jene, welche mit dem Publicum 
verfehren, haben den Dienft jederzeit in der Dienftfleidung ober 
mit einem beftimmten Abzeichen verfehen zu verrichten ($. 10). Die 
Angeftellten der Betriebdunternehmungen haben vie Auskünfte, welche 
von den zur Weberwachnng ded Betriebes und des. Vollzuged der für 
den Betrieb erlaffenen Vorſchriften aufgeftellten Beamten verlangt wer- 
den, denfelben jeberzeit vollftändig und der Wahrheit getreu zu ertheilen 
(8. 11). 


Wenn auch die Ernennung der Angeftellten der Privatbahnen oder 
der Betrieböunternehmungen der Etaatöbahnen und die Entlaffung der- 
felben den betreffenden Directionen oder denjenigen, denen fie diefe Ge- 
walt übertragen, vorbehalten bleibt, fo find fie doch verpflichtet, diejeni- 
gen niht zu ernennen oder zu entlaffen, deren Nichtanftel- 
lung wegen der gegen fie obwaltenden moralifchen Bedenken, oder deren 
Gntlaffung wegen diefer Bedenken, oder weil der Beweid vorliegt, daß 
fie die für die Derfehung der ihnen verliehenen Stelle erforderlichen Ei- 
genſchaften nicht befigen, von der Staatöverwwaltung gefordert wird ($. 12). 


Nur diejenigen Perfonen, welche fih im Zuſtande der Trunkenheit 
befinden, durch Verlegung des Anftandes den Mitreifenden ein Aergerniß 
geben, den durch Sicherheitsrüdfichten gebotenen Anordnungen ded Auf: 
ſichts- oder Zugbegleitungd-Perfonals ſich nicht fügen wollen, oder welche 
mit auffallenden äußeren Merkmalen einer bedenklichen Krankheit behaftet 
find, oder deren Zuftand überhaupt den Mitreifenden offenbar beſchwer⸗ 
lich fallen muß, können von der Aufnahme und beziehungsweiſe von det 
weiteren Fahrt ausgefchloffen werden. Den Unternehmungen bleibt es 
aber unbenommen, auch die zulept erwähnten zwei Claſſen von Indi— 
viduen zu befördern, wenn die Beförderung in abgefonderten Räu- 
men und nöthigenfall® unter Aufficht ftatt findet, fo wie es auch ihnen 
überlaffen wird, zu beſtimmen, ob diejenigen von der weiteren Fahrt 
ausgefchloffen werden follen, welche mit einer unrichtigen oder ohne Fahr⸗ 
farte auf der Fahrt betroffen werden ($. 13). 


Gegenftände, deren Berfendung der R. f. Boftanftalt vorbe- 
halten ift, dürfen auf Bahnen, zu deren Errichtung eine Privatgefellfchaft 
die Bewilligung erhalten bat, infoweit es Briefe, Schriften und Amts⸗ 
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padete betrifft, nur wenn die Aufforderung hierzu vom der Poftgefällg- 
Verwaltung erlaffen, und rücfichtlich der übrigen Poftftüde nur, infofern 
ein Uebereinkommen mit der Poftgefälld-Berwaltung getroffen worden ift, 
befördert werden (8. 14). Das Verhältniß der Eifenbahn-Internehntm: 
gen zu dem Poftregale iſt in dem Hfkzld. v. 2. Juli 1840, 3. 20280 
normitt. | 

Auf allen Bahnen find Schieppulver und Anallpräparate, 
dann alle leicht feuerfangenden oder durch Reibung leicht entzündlichen 
Gegenjtände, Flüffigkeiten, die durch Ausrinnen, oder überhaupt Sachen, 
die dur ihre Befchaffenheit anderen Gegenſtänden verderblich werden 
fönnen, von der Beförderung mit den Perfonenzügen auszufchließen. 
Solche Gegenflände dürfen nur mit den Laftenzligen befördert werden ; 
fie find unter einer genauen Erflärung abgefondert von anderen Sachen 
und mit eigenen Frachtbriefen aufzugeben, und es müffen bei deren Ver⸗ 
fendung alle nöthigen Borfichten angewendet werden ($. 15). 

Diejenigen, welche die Bahn zur Reife er zur Verſendung von 
Sachen bemüsen, haben fi nach den für die Beförderung feftgefeßten 
und veröffentlichten Bedingungen zu benehmen, die für die Aufrechthal⸗ 
tung der Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicherheit des Betriebes erlaffe- 
nen Vorſchriften genau zu beobachten, ımd den Weifungen, welche etwa 
in diefer Beziehung dad Auffichts- oder Zugbegleitimgs-Berfonale zu er- 
theilen für nothig findet, willig Folge zu leiften (F. 16). In jedem 
Bahnhofe und an jevem Aufnahmsplatze haben die von der Statthakterei 
genehmigten Anftructionen für das Bahnbetriebs⸗Perſonale zu Zeder- 
mannd Einficht bereit zu Tiegen, und mebft denfelben ift ein Bud in 
Bereitſchaft zu halten, in welches von den Reiſenden allfällige Beſchwer⸗ 
den unter Angabe des Namens, Standes und Wohnortes der Befchiver- 
deführenden eingetragen werben können ($. 17). 

Jedermann hat ſich des Betretens der Bahn, der dazu gehörigen 
Räume, Böſchungen, Bermen, Gräben u. f. w. zu enthalten, audge 
nommen an den für die Zu- und Abgänge und für dad Auf- und 
Abfteigen beſtimmten Plägen, dann in den zur Verſammlung beftimmten 
Localitäten der Bahnhöfe, fowie an den zum Uebergange über die Bahn 
beftimmten Punkten. Das eigenmäctige Eröffnen der Schranken 
ift unterfagt, und der Uebergang über die Bahn nur, wenn die Abfperr- 
ſchranken offen angetroffen werben, oder nachdem deren Eröffnung durch 
dad Bahnaufſichts⸗Perſonale ftattgefunden hat, ohne auf der Bahn zu 
verweilen, geftattel. Bei dem Zuwarten auf die Schrankeneröffnung 

2 F | 25 * 


— 388 — 


dürfen fich die mit Thieren befpannten Fuhrwerke, Reitpferde oder Trieb- 
vieh der Bahn nicht zu fehr nähern, um das Scheumerden der 
Thiere zu vermeiden, daher den Warnungen ded Auffichtd-Perfonald in 
diefer Beziehung Folge zu leiften ift (8. 18). Das Treiben und 
Weiden des Viehes in der unmittelbaren Nähe der Bahn hat nur 
unter forgfältiger Aufficht, wodurch das Betreten der Bahn und des 
Zugehöred derfelben , dann das Weberfchreiten beftehender Einfriedungen 
mit Beftimmtheit und mit befonderer Rückſicht auf das allfällige Scheu- 
werden der Thiere bei der Vorüberfahrt der Züge verhindert werden 
Tann, flattzufinden ($. 19). Jede Befhädigung und jede Berrüdung 
oder Veränderung an der Bahn und ihrem Zugehör, folglich nicht 
bloß an ihrem Geleife, fondern auch an Dämmen, Bermen, Gräben, an 
den Bauobjecten, Einfriedungen, Verſchlußſchranken, Warnungstafeln, 
Gefällsfäulen, Meilenzeigern, Signalvorrichtungen u. f. w., fowie das 
Werfen oder Legen von was immer für Gegenftänden auf die Bahn- 
fhienen oder neben diefelben, im Bereiche der Bahn oder ded Zugehöres 
derfelben, ift verboten. Auch den Reifenden ift in Bezug auf die Fahr— 
betriebdmittel jede Handlung unterfagt, welche nicht fireng auf die 
Benützung ded Wagens zur Fahrt beſchränkt bleibt ($. 20). 

In der Umgebung der Bahn dürfen von den Anrainern feine 
ſolchen Anftalten getroffen oder Herftellungen ausgeführt werden, wmeldye 
den Beftand der Bahn oder ihres Zugehöred, oder die regelmäßige und 
fihere Benützung derfelben gefährden, oder welche eine Feuersgefahr 
herbeiführen könnten; daher bei was immer für Terraind-Berände- 
rungen oder Bauführungen, wenn erftere in einer Höhe oder Tiefe 
vorgenommen werden wollten, wodurd die Entfernung der Stelle, wo 
die Veränderung vorgenommen werden foll, von der Gränze des zur 
Dahn gehörigen Eigenthums verringert, oder jene Stelle diefer Gränze 
näher gerücdt würde, oder wenn die letztern in dem als feuergefährlich 
erklärten Bereiche vorgenommen werden wollten, die Bewilligung hierzu 
von der zur Oberaufficht über den Betrieb und. den Bollzug der bahn⸗ 
polizeilichen Anordnungen berufenen Behörde eingeholt werden muß, 
welche vor der Ertheilung der Bewilligung mit der Unternehmung und 
den zur Meberwachung ded Betriebes aufgeftellten Beamten, rückſichtlich 
der Staatd-Eifenbahnen aber mit der General-Dirertion der Communi- 
cationen das Einvernehmen zu pflegen hat (neuerdings in Erinnerung ge- 
bracht durch den Erlaß des Statthalterd für Mähren v. 18. November 
1850, Nr. 162 des 2. G. Bl). Die freie Lagerung von leicht. 
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Tenerfangenden Stoffen im Bereiche der Feuersgefahr der Bahn ift zu 
vermeiden; für den gehörigen Verſchluß der an und für fih zwar 
feuerficheren,, aber zur Aufbewahrung fenergefährlicher Gegenftände be- 
flimmten Räume ift ftet® zu forgen, die zur Einfuhr bereit liegenden rei- 
fen Feldfrüchte find in thunlichite Entfernung von der Bahn zu 
bringen ; endlich ift bei Waldanlagen und überhaupt bei Bau m- 
pflanzungen auf die Befeitigung der Möglichkeit, dag Windbrüche 
ftattfinden und die Bahn verlegen können, Nüdficht zu nehmen: ($. 21). 
Das Abtreiben der Waldungen, Gebüfche oder Sträuche, das Fällen oder 
Herablaffen einzelner Bäume, das Auftreiben des Viehes auf die Weide, 


| die Gewinnung von Schotter, dad Graben von Lehm, und überhaupt 


jede Handlung, dur, deren Ausübung wegen der Aufloderung des Erd- 
reiche8 oder wegen des Herabfallend von Gegenftänden für den Bau, 
die Erhaltung oder für den Betrieb der Eifenbahnen an Bergabhängigen. 
oder in Gebirgägegenden eine Gefahr mit Grund zu beforgen wäre, ift 
auf denjenigen Streden oder Punkten der Grundftüde, welche von der 
dazu berufenen Behörde ausdrüdlich beftimmt und mit kennbaren a 
malen bezeichnet worden find, unterfagt ($. 22). 

Für den Bollzug der zur Erhaltung der Ordnung, Regelmäßig- 
keit und Sicherheit des Betriebes erlaffenen Vorfehriften find die Unter 
nehbmung, weldhe den Betrieb ausübt und die Direction derfel- 
ben, ferner die Angeftellten der Unternehmung, dann dad 
von der Bahnanftalt Gebrauch machende oder fonft zu derfelben in Be- 
ziehung tretende Publikum verantwortlih. Insbeſondere find diejenigen 
verantwortlich, welche bei der ihnen zur Erlaffung von Anordnungen 
eingeräumten Befugniß oder auferlegten Pflicht, folhe Mapregeln zur 
Ausführung bringen, welche mit den erwähnten Vorfchriften im Wider- 
fpruche ftehen, welche verabfäumen, ihren Obliegenheiten zur Beifchaffung 
derjenigen Mittel, die der fichere und regelmäßige Betrieb fordert, nach⸗ 
zufommen, welche es unterlaffen, die nöthige Aufmerkſamkeit und Vor⸗ 
fiht anzuwenden, oder ihre Untergebenen rüdfichtlic, des Vollzuges der 
den letzteren obliegenden Verpflihtungen zu überwachen. Ueber dad Maß, 
in welchem die Berantwortlichleit die Individuen, ‚denen eine flrafbare 
Handlung oder Unterlaffung zur Laft fällt, zu treffen hat, entfcheidet die 
mit Rückſicht auf die eingeräumten Befugniffe und auferlegten Pflichten, 
auf den Umfang und die Grenzen ded Wirkungskreiſes zu beurtheilende 
Art und Befchaffenheit der gegen ein Verbot verübten Handlung, oder 
gegen ein Gebot ftattgefundenen Unterlaffung. Die angeführten Beftim- 
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mungen über die Verantwortlichkeit find unabhängig von der Frage über 
die Haftung für erlittene Beſchädigungen feftgefeßt, Daher in der letzteren 
Beziehung die diepfälligen allgemeinen Beſtimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches und des Strafgefebed II. Theild zur Richtſchnur 
zu dienen haben ($. 23). 


Die Angeftellten und die Direction der Unternehmung find 
zun äch ſt berufen, über die Beobachtung der zur Erhaltung der Ord⸗ 
nung, Regelmaͤßigkeit und Sicherheit des Betriebes erlaffenen Vorſchrift 
die Aufſicht zu pflegen ($. 24). 

Die Angeftellten der Unternehmung find verpflichtet, Webertre- 
tungen der erwähnten Borfchriften, wenn fih andere Angejtellte 
der Unternehmung derfelben ſchuldig gemacht haben, ihrem Vorgeſetzten 
enzugeigen, welcher die weiteren Maßregeln zur Unterſuchung ded Befchul- 
digten zu veranlafien hat. Sie find ferner verpflichtet, andere Weber- 
treter der bemerkten Borfehriften, welche den an fie ergangenen Ermah- 
nungen feine Folge leiften, oder eine die Sicherheit des Betriebes ge- 
fährdende Handlung bereits ‘verübt haben, anguhalten, ımd an die Orts-· 
behörde, oder an eine benachbarte politiſche Behörde, oder den nächften 
zwe Ikeberwachung ded Betriebes aufgeftellten Beamten zur Einleitung 
der Unterſuchung abzuliefern. Iſt das Auffichts-Individuum am dem 
Dollzuge der Anhaltung oder Ablieferung wegen der ihm gleichzeitig ob- 
liegenden Dienftverrichtungen gehindert, oder findet es Widerſtand, oder 
wäre wegen ber zu großen Zahl der Schuldigen eine Unterftübung 
nörhig, ſo iſt mit Zuhilfenahme anderer Individuen, 3. B. der eben auf 
der Bahn befchäftigten Mrbeiter oder durch Anrufung der Ortöbehörde 
oder der benachbarten politifchen Behörden, welche, menn ihnen auch nicht 
die Jurisdiction zufteht, den Beiftand zu leiften verpflichtet find, die An⸗ 
haktung und Ablieferung zu bewirken ($. 23). 


Zur Auffiht über den Betrieb in allen feinen Theilen find eigene 
Beamte aufgeftellt, welche den Vollzug der für die Erhaltung der 
Ordnung, Regelmägigfeit und Sicherheit des Betriebes erlaffenen Por- 
fhriften fortwährend genau zu überwachen haben, und welchen indbe- 
fondere die Pflicht obliegt, fich die Ueberzeugung zu verfchaffen, ob den 
im Geſetze audgedrüdten Berbindlichkeiten die genaue Folge geleiftet 
wird, dann ob das Betrieböperfonale in jener Anzahl und mit jenen 
Eigenſchaften beftellt ift, und ob demfelben alle Mittel des Betriebes 
dergeftalt zur Verfügung geftellt find, dag die Gefhäftsführung und die 
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Erfüllung der diefem Perfonale obliegenden Verpflichtungen mit der ge 
börigen Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicherheit fattfinden kann (8. 26). 

Alle politifhen Behörden und Ortsbehörden find berufen, 
für Die Beobachtung der zur Erhaltung der Ordnung, Regelmäpigfeit 
und Sicherheit des Betriebes erlaffenen Vorfähriften in ihren Bezirken 
Sorge zu tragen und den Vollzug derfelden zu überwachen. Sie find 
verpflichtet, den oben erwähnten Beamten auf deren Aufforderung den 
geſetzlichen Beiftand zu leiften ($. 27). 

Die Oberaufſicht über den Betrieb und den Vollzug diefer 
Borfchriften ift unter der Leitung der Statthalterei des Kronlandes, 
durch welche die Bahn oder die Bahnftrede führt, der Stadthauptmann- 
ſchaft der Hauptſtadt diefer Provinzen übertragen ($. 28). 

Endlich wurden von dem Minifterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Bauten nah Inhalt ded Min. Deer. v. 18. Mürz 1849, Mr. 
173 des M. G. BI. eigene Minifterial-&ommiffäre aufge- 
fellt, deren Amtsgewalt in den nachfolgenden Beſtimmungen zuſammen⸗ 
gefaßt Hi. 

Die im 8. 26 des Polizeigeſehes für Eiſenbahnen erwähnten Auf- 


ſichtsbeamten find den Minifterial-Commiffären untergeorbnet, 


und haben ihren Anordnungen Folge zu leiften. Eben fo find die Eifen- 
bahn-Directionen , Betriebe-Unternehmungen und ihre Angeftellten ver- 
pflichtet, den Minifterial-Commiffären jede gewünfchte Auskunft zu geben, 
und ihren, unter Hinweiſung auf ein beftehendes Geſetz oder die Dienft- 
Inſtructionen geftellten Anforderungen unweigerlich zu entfprechen (8. 1). 

In allen dringenden, eine unverzügliche Berfügung erheifchenden Fäl- 
len, find fie nicht nur auf den k. k. Staatd-, fondern auch auf Privat- 
bahnen ermächtigt, Verfügungen zu treffen, und auf den fogleihen Boll: 
zug ihrer Anordnungen zu dringen ($. 2). 

Die politifchen Behörden haben über ihr Einfchreiten unverzüglich 
Amt zu handeln, und ihnen die nöthige Affiftenz zu leiften (8. 3). 

Den Minifterial-Commiffären ift mit Beziehung auf das Eifenbahn- 
Polizeigefeb eine Disciplinargemwalt über die Beamten und 
Diener der Eifenbahn-Anftalten, diefe mögen vom Staate, von den Ei- 
ſenbahn⸗Geſellſchaften oder von den Betriebs-Unternehmungen angeftellt 
fein, dahin ‚eingeräumt, daß fie a) diefelben durch eindringliche Verweiſe 
für verfäumte Pfliehterfüllung zur Rede ftellen, b) auf deren Belegung 
init Geldftafen im Disciplinariwege nach Maßgabe der dießfalld beftehen- 
den Dienfted-Stipulationen dringen, und envlih ce) diefelden von Amte 
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oder Dienfte fuspendiren können, wenn lebteres die Dringlichfeit der 
Umftände nothwendig macht, und für die gehörige Stellvertretung des 
fuspendirten Individuums geeignete Fürforge getroffen if. Auch zur 
Requirirung des Erſatz-⸗Individuums find fie erforderlichen Falles be- 
rechtigt ($. 4). 

Ueber die ertheilten Verweiſe und verhängten Seldftrafen haben die 
Minifterial-Commiffäre eigene Vormerkungen in alphabetifcher Ordnung 
zu führen. Wiederholte fruchtlofe Verweiſe berechtigen den Minifterial- 
Sommiffär mit Beziehung auf den $. 12 des Polizeigefebes für Eifen- 
bahnen zu verlangen, daß der Unverbeflerliche vom Amte oder Dienfte 
ganz entfernt werde ($. 5). 

Beſchwerden, welche gegen einen Minifterial- Commiffär von den 
Eifenbahn -Gefellfehaften oder Betriebs - Unternehmungen erhoben werden, 
find unmittelbar an das Minifterium, alle übrigen Beſchwerden aber an 
die Statthalterei zu richten, und letztere müffen, wenn fie gegen einzelne 
Derfügungen- oder Straferlenntniffe gerichtet find, binnen laͤngſtens 14 
Tagen von der Befanntmahung der Berfügung oder ded Straferkennt⸗ 
niffes eingebracht werden, widrigend fie nicht mehr berüdfichtigt würden. 
Gegen abändernde Entfcheidungen der Statthalterei fteht beiden Theilen 
die weitere Berufung an dad Minifterium, jedoch immer nur binnen 14 
Zagen, vom Intimationstage gerechnet, offen. 

Alle diefe Recurfe äußern aber auf die vom Minifterial-Commiffär 
getroffenen Verfügungen keine hemmende Wirkung ($. 7). 

Jede Handlung und jede Unterlaffung,, wodurd die zur Erhaltung 
der Ordnung, Regelmägigkeit und Sicherheit des Betriebes erlaffenen 
Vorfchriften und insbefondere die für dad Bahnbetriebs⸗Perſonale feit- 
gefesten Inſtructionen übertreten werden, unterliegt, ohne Rüdficht, ob 
fie vorfäglich gefchehen ift oder nicht, über verausgegangene 
Unterfuchung der gefeblichen Strafe ($. 31 des Eifenbahn-Polizeigefebes). 

Sind jene Merkmale vorhanden, welche die Uebertretung ald Ver⸗ 
brechen oder als Verſuch eines Verbrechens darftellen, fo hat die Be- 
handlung und Beftrafung nad den Beftimmungen des I. Theiles des 
allgemeinen Strafgefebed ftattzufinden ($. 32). Durch dad Hfkzld. v. 
22. April 1847, 3. 14076 wurde insbefondere beftimmt, welche Be⸗ 
Ihädigungen an Eifenbahnen als das Verbrehen der dffent- 
lihen Gewaltthätigfeit beftraft werden follen, und dur die 
Vdg. ded Yuftiz-Minifteriumd v. 11. Februar 1850, Nr. 47 des NR. ©. 
DI. wurde diefe Berfügung auch auf alle Staats» und Privat-Eifen- 
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bahnen ausgedehnt, die nicht mit Dampffraft betrieben werben. 
MWeiterd ordnet der $. 33 ded Eifenbahn»Polizeigefebed an, daß alle 
Handlungen und Unterlaffungen, die ſchon nach den Borfchriften des 
I. Thls. des allgemeinen Str. ©. B. eine Strafe nah fich ziehen, in 
fo fern in dem fraglichen Geſetze nicht anders darüber verfügt, oder 
eine ftrengere Strafe dagegen feftgefeßt ift, nach den allgemeinen Straf 
beftimmungen zu behandeln feien; die fpeciellen Strafbeftimmungen 
des Eifenbahn-Polizeigefeßed aber find in den 88. 34—46 desfelben 
enthalten. Alle dafelbit bezeichneten Uebertretungen find durch den Art. 
IX. lit. B. 3. 18 des Pat. v. 17. Jänner 1850, Nr. 25 des R. G. DI. 
für Vergeben erklärt, und den Bezirks-Collegialgerichten zugemwiefen 
worden, indem zugleich die in den 88. 47—52 des Eifenbahn-Bolizei- 
gefebed enthaltenen Beitimmungen über das Verfahren in derlei Ueber⸗ 
tretungsfällen dort wo die neue Straf-Procefordnung bereit eingeführt 
ift, außer Wirkſamkeit treten. 


$. 213. 


Dorfchriften zur Derhütung von Ingfücsfällen Bei dem Betriebe der 
Dampſſchiffahrt. 


Zur Hindanhaltung von Unglücksfällen, welche bei dem Betriebe der 
Dampfſchiffahrt eintreten können, wurde durch das Commerz.⸗-Hof⸗C. 
Deer. v. 11. November 1817 (pol. G. S. Bd. 45, ©. 352) die Ver⸗ 
fügung getroffen, daß jedes hergeftellte und zum Antritte der Reife in 
Bereitfchaft ftehbende Dampfboot über die von den Unternehmern zu 
erftattende Anzeige rücfichtlich der Haltbarkeit der Mafchine unterfucht 
werde, wobei gegenwärtig die oben im 8. 211 d. W. angeführten Vor⸗ 
[hriften zu gelten haben, und daß dasfelbe nur von einem, der Schif— 
fahrt fundigen, ganz geeigneten Individuum geführt werden dürfe. Fer⸗ 
ner ift ein befonderes Augenmerk auf die Ein: und Ausſchif— 
fungderPaffagiere zu richten. Demzufolge muß das Zeichen 
zur Entfernung der auf dad Dampffhiff nicht gehörigen Perfonen früh— 
zeitig genug gegeben werden, damit denfelben noch hinreichende Zeit bleibe, 
dad Schiff ohne Gefahr zu verlaffen. Zur Befteigung des Dampffchiffes 
find ordentliche, mit Geländern verfehbene Treppen in Bereitfchaft zu 
halten, und die Neifenden dabei nicht durch die auf und abzuladenden 
Colli zu beirren (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 13. Juni 1840, 3. 32501). 
Die Schiffe, mit welchen PBaffagiere an das Dampfboot gebracht werden, 
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müßen mit vier fahrtundigen, verläßlichen Schiffleuten bemannt fein, 
und zur Nachtzeit mit zwei Laternen erleuchtet werden. Bei dem Anles 
gen find diefelben an dad Dampfboot dergeftalt zu befeftigen, daß fie 
ſich nicht von dem Dampffehiffe entfernen können. Bor gefchehener Be- 
feftigung darf feinem Reiſenden das Dampfboot zu befteigen geftattet 
werden. Die Mafıhine darf, in fo lange nicht alle Paflagiere aufgenom- 
men find, nur mit jener Kraft in Bewegung gefebt werben, welche noth- 
wendig ift, um der Strömung ded Waſſers und dem Zurückweichen des 
Dampfbooted zu begegnen. Derjenige Plab auf dem Dampfboote, io 
die Aufnahme der Reifenden gefchieht, ift zur Nachtzeit auf eine ent- 
fprechende Art zu erkeuchten. Endlich darf das Abſtoßen des Anlan- 
dungsbootes von Seite ded Capitäns nicht eher augeordnet oder zuge: 
laſſen werden, bevor nicht alle Paſſagiere von dem Landungsboote auf 
das Dampffchiff ein-, oder won demſelben auf das Landungsboot audge- 
treten find (nied. öfterr. Nggs. Vdg. v. 8. October 1839, 3. 51857). 
Außerdem gelten auch in Anfehung der Dampffchiffe die allgemeinen 
Vorſchriften der Schiffahrtöpolizei. 


8. 214. 
Schiffahrtspofigei. 


Die Mafregeln zur Verhütung der Gefahren, welchen das Leben 
und die förperliche Integrität der Menſchen bei dem Betriebe der Schif⸗ 
fahrt ausgeſetzt ift, find in den verſchiedenen Schiffahrtsordnun- 
gen und Strompolizeivorfchriften enthalten. Hierher gehören: 
die Shiffahrtdordnung für die Donau in Defterreih unter der Enns 
v. 20. Jänner 1770, republicirt am 10. November 1794, das Navis 
gationspatent v. 10. Mai 1777 und die Donau-Strompolizei-Borfehrift v. 
24. December 1827; die Fluppolizei-Vorfchrift für den untern Theil des 
Marhfluffes, von Göding abwärtd bid zu deffen Ausmündung in 
die Donau, kundgemacht durch Hfkzld. v. 27. Jänner 1825, 3. 2739; 
die Schiffahrtäordnung für Defterreich ob der Enns bei Fahrten auf der 
Donau, Traun, Salza und dem Inn v. 20. März 1770, republi⸗ 
rt am 7. April 1800 und am 12. Mai 1822; das Navigationspatent 
für die Mur in Steiermark v. 25. Juli 1780 und die Flußpolizei- 
Vorſchrift für die fehiffbaren Flüffe des Kronlandee Steiermark, 
den Mur», Drau⸗, Sann- und Saveftrom, fo wie die 
Übrigen Flüffe und Bäche dafelbft, kundgemacht mit Hfkzld. v. 21. Sep- 
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tember 1826; die Schiffahrtsordnung für den Save und Sannfluß 
in Krain v. 17. Juli 1799 und 19. Auguſt 1801; die Vdg. des 
Triefter Gub. v. 11. März 1820, 3. 4212, für die Ströme, Flüſſe und 
Bäche des (ehemaligen) Triefter Gouvernements-Bezirkes; das Navi— 
gationdpatent für Böhmen v. 31. Mai 1777; die Schiffer⸗Innungsord⸗ 
nung für die böhmiſchen Schiffmeiſter * Leitmeritzer Kreiſes v. J. 
1805; das Polizei-Reglement für die Elbe- und Moldau- Schiffahrt 
v. 2. December 1841; die Flußpolizei-Borfehriften für den Marchfluß 
- und die in denfelben ausmündenden Flüffe in Mähren v. 5. Auguft 
1825; die Ordnung für die Flopfahrten in Galizien v. 28. November 
1789 und v. 6. November 1827, Gub. 3. 68772, fo mie die Strom« 
polizei und Pflanzungd-Drdnung v. 2. März 1842; das. Reglement für 
die Flüffe, Seen und Kanäle in der Lombardei und Venedig v. 20. 
Mai 1806, m. a. m. | 

Die wihtigften Beſtimmungen diefer umfaffenden Vorfehriften 
laffen fih, in fo weit fie hierher gehören, in Folgendem zufammenfaffen: 

Die erſte Pflicht eines jeden Schifferd (Schiffsleiters) ift, dafür zu 
wachen, daß das zur Abfahrt beftimmte Schiff fich in volllommen gutem 
Stande befinde und für die Reife, zu der es verwendet wird, im 
Derhältniffe der Laft, welche es zu tragen hat, hinlänglich feft und 
dauerhaft gebaut fei. Um in Fällen, wo diefe Vorſchrift übertreten 
werden follte den Schuldigen fogleih zur Verantwortung ziehen zu Tön- 
nen, bat jeder Schiffer umd Flößer feine Fahrzeuge mit feinem Namen 
vollfommen leferlih und mit fo großen’ Buchftaben zu bezeichnen, daß 
der Name au in einer bedeutenden Entfernung gelefen werden Tann 
($. 1 der Donau-Shr. P. V.). Nah andern Strompolizei- Borfehriften 
muß den Schiffen die Jahreszahl ihrer Erbauung von. der Behörde ein- 
gebrannt, und das Brandzeichen alljährlich erneuert werden, jo lange das 
Fahrzeug noch als tauglich befunden wird. 

Jedes Schiff muß ferner mit den nach Verhältniß feiner Größe und 
Ladung erforderlihen Schiffsgeräthfchaften, Seilen, Striden u. dgl. 
verſehen, und hinreichend bemannt fein ($. 2, ebd.). 

"Die Tauhung der Schiffe ift für die Donau dergeftalt beflimmt, 
daß Fahrzeuge, deren Tragbarkeit 350 Ctnr. nicht überfteigt, wenigſtens 
6 Zoll, ſolche, deren Ladungsfähigkeit mehr als 350 Ctnr. beträgt, min 
deſtens 9 Zoll mit ihrem oberen Rande an der tiefſten Stelle der Ein- 
tauchung über den Wafferfpiegel hervorragen ($. 3, ebd.). Sn Ober: 
öfterreich müffen alle Schiffe im beladenen Zuftande 9 Zoll in die 





Lichte außer dem Waſſer ftehen. Für die Elbe und Moldau ift vor 
gefchrieben,, daß jedes Schiff wenigftend 6 Zoll mit feinem Borde über 
den Waflerfpiegel hervorragen muß. 

Die Leitung der Schiffe darf nur von ſolchen Perfonen beforgt 
‚werden, denen das Leben und Eigenthum der Menfhen ohne Gefahr 
anvertraut werden Tann, welche alfo der Schiffahrt vollkommen Tundig 
find, und fich darüber mit einem Zeugniffe ihrer Behörde audzumeifen 
vermögen. Diefe Zeugniffe müffen fowohl den Namen und die Perfond- 
befchreibung des Schifferd, als auch die Namen und Befchreibung feiner 
Gehilfen, wofern er fich ſolcher bedient, enthalten (88. A und 5, ebd.). 
Sedem, der ein Fahrzeug lenkt, ift die Nüchternheit zur ftrengften 
Pflicht gemacht, und Tein beirunfener Knecht oder Gehilfe darf auf einem 
Fahrzeuge geduldet werden ($. 6, ebd.). 

Nah eingetretener Dämmerung, bei flarlem Nebel, heftigem 
Winde, Stürmen und Schauermwetter darf weder vom Lande ab- 
geftogen, noch die Fahrt fortgefeßt werden. Der Schiffer foll vielmehr, 
wenn erft während der Fahrt ſolche Greigniffe eintreten, an dem nächften 
ſchicklichen Orte anlanden und eine günftigere Witterung abwarten. 
Uebrigens find alle fchiffahrtöfundigen Knechte verpflichtet, wenn einem 
Fahrzeuge Gefahr droht, nach Kräften ſich gegenfeitige Hilfe zu leiften, 
jeder Befchädigung möglichft zu feuern, und bei Elementarzufällen fich 
zu jenen Dienften unweigerlich brauchen zu laſſen, wozu fie von den zur 
Handhabung der Ordnung aufgeftellten Behörden aufgefordert werden 
(8. 7, ebd.). 

Wenn Schiffe auf der Fahrt fih begegnen, hat das ſtromaufwärts 
gezogene Schiff dem ſtromabwärts fahrenden auszuweichen (Hfkzld. v. 1. 
October 1829, 3. 22636). Für die Elbe und Moldau beftehen dießfalls 
folgende Borfchriften: Wenn zwei Ruder oder Segelfchiffe fich begegnen, von 
denen Eins gezogen wird, fo foll Xebteres die Seite des Leinpfades, das an- 
dere das entgegengefehte Ufer halten. Wird keines von beiden gezogen, und 
das ftromaufgehende Fahrzeug fegelt, fo muß ihm das entgegentommende, fo 
weit ed die Verhältniffe irgend geftatten, ausweichen; fegelt ed nicht, fo 
weichen beide unter der zulegt gedachten Vorausſetzung recht 8 aus. 
Wenn fih ein Dampffhiff und ein Segel- oder Ruderfchiff begegnen, fo 
behält das Letztere ftromaufgehend, fo weit es die Dertlichfeit zuläßt, die 
Seite des Leinpfades. Geht es firomab ohne Segel, fo fteht dem ihm 
begegnenden Dampffchiffe die Wahl der Uferfeite zu, und dad Ruder- 
oder Segelfhiff muß nach der entgegengefebten Seite ausweichen. Geht 
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es aber mit Segeln, fo muß ed dem firomanfgehenden Dampffchiffe, fo 
weit ed die Verhältniffe geftatten, recht? ausweichen. Don zwei ſich bes 
gegnenden Dampffchiffen, hält, fo weit es dad Fahrwaſſer zuläßt, das 
ftromaufgehende das Tinte, das ftromabgehende das rechte Ufer, ſo— 
wohl der Moldau ald Elbe. Muß ein Dampfihiff das Fahrwaſſer inne 
halten, fo gibt e8 durch Aufziehen einer blauen Flagge bis zum halben 
Mafte und durd fünf Schläge auf die Glode oder durch die Dampf: 
pfeife das Zeichen, worauf das ihm begegnende Segelfchiff, fo weit es 
irgend angeht, ausweichen muß, aber die Wahl des Ufer behält. Iſt 
die Schiffahrtörinne an irgend einer Stelle ded Stromes fo ſchmal, dag 
fie da8 gleichzeitige Durchgehen zweier fich begegnenden Schiffe nicht 
geftattet, und befindet fich das eine bereit® in derfelben, fo muß das 
andere, bis jenes fie verlaffen hat, beilegen. Gelangen beide gleichzeitig 
an eine ſolche Stromenge, fo darf das ſtromaufgehende Schiff in dieſelbe 
nicht einlaufen, bevor das ftromabgehende fie nicht zurüdgelegt bat. 
Iſt aber in diefem Falle eines der Schiffe ein Dampfichiff, fo muß das 
Segel oder Ruderſchiff, gleichviel, ob es auf⸗ oder abwärts geht, auf 
das Zeichen des erftern beilegen, bi das Dampffchiff die Stromenge zu- 
rüdgelegt und die blaue Flagge wieder eingezogen bat (88. 3—6 de? 
Pol. Regl.). 

Doppelgefährte und Flöße dürfen auf der Donau nie 
über 7 Klafter breit geladen oder erweitert werden. Wo fie, der Be 
fhaffenheit des Stromes zu Folge getheilt werden müſſen, iſt diefes 
durch eigene Anweifungen befannt gemacht (8.9 der Donau⸗Str. P. V.). 

Bei der Landung ift jedes Fahrzeug mit guten Seilen an die Haft 
ſtöcke gehörig feft zu machen, damit es fich nicht losreißen könne. Die 
Haftſtöcke find daher immer ganz frei zu laffen, und nicht mit Schiffe- 
geräthfchaften oder andern Sachen zu verlegen, oder durch Einfchlagung 
von Keilen zu fihwächen oder in irgend einer Weife zu befchädigen ($. 10, 
ebd.). Die gelandeten Schiffe und Flöße find längs dem Ufer an die 
hierzu beftimmten Anländen fo zu ftellen, daß fie der Zufahrt anderer 
Schiffe fo wenig ald möglich, in Teinem Falle aber der Vorüberfahrt 
binderlih find. Deßhalb müffen auch die f. g. Umtauhpläße von 
Schiffen immer ganz frei gelaffen werden. Sp lange die Schiffe nicht 
ganz entleert find, hat auf denfelben im Falle des bloßen Uebernachtens 
die ganze Bemannung, außerdem aber eine angemefjene Anzahl von 
Knechten zu verbleiben, um die Aufficht zu führen, und bei eintretenden 
widrigen Greigniffen fogleih Abhilfe zu leiften ($. 11, ebd.). 
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Die Entleerung eines Schiffes muß binnen 3 Mal 24 Stunden 
nach dem Eintreffen ded Fahrzenged auf der Anlände beendigt fein, und 
eine ähnliche Beſtimmung gilt au für dad Beladen der Schiffe. 
Die ausgeladenen Saden müflen immer gleich bei dem Angladen we- 
nigftend 3 Klafter von dem oberen Uferrande gebracht werden. Nach 
vollendeter Entleerung tft jedes Schiff Tängftens binnen 24 Stunden von 
der Anlände zu entfernen, um neu ankommenden Fahrzeugen Plab zu 
machen; ebenfo find entladene Flöhe abznführen ober auszuftreifen (9. 12, 
ebd.). Für Linz wurde mit der Rage. Vdg. v. 25. September 1828 
eine eigene Borfchrift über die bei dem Anlanden und Abfahren zu be 
obachtende Ordnung kundgemacht. | 

Die Schiffer, weldhe die Gegenzüge führen, follen nie von 
den angewieſenen Huffhlägen (Zichpfaden, Treppelivegen) abwei- 
hen, noch auf Inſeln überfeben, um daſelbſt zu übernachten, wenn 
nicht eine plößlich eingetretene Gefahr es unumgänglich nothwendig macht. 
Dad Holzfällen, Abweiden der Grasplätze dur die Schifföpferde, 
und jebe andere muthwillige Befhädigung in den Auen oder auf 
den die Huffchläge zunächſt begrenzenden Gründen ift ftrenge unterfagt, 
Die Shifflente haben ferner die Schiffspferde bei der Ahfütte- 
rung oder Uebernachtung in die eigens errichteten Schiffzugs-Pferdeftände 
zu ftellen und gehörig anzuhängen. Wo ſolche Pferdeftände nicht be- 


- fiehen, find die Pferde in geböriger Entfernung von den Huffchlägen 


oder Fahrſtraßen aufzuftellen und an hinlängfich feſt eingeſchlagene Pfähle 
anzuhängen, um fowohl das Entlaufen, als jede darand mise: De 
fhädigung zu hindern (8. 13, ebd.). 

Die zeitweife in’ dad Strombett getragenen Stöde und Bime, fo 
wie andere Schiffahrtshinderniffe werben, wenn fie Niemanden 
zur Laft gelegt werden können, auf Koſten ded Staates hinweggefchafft. 
Iſt ein gefcheiterted Schiff, oder was immer für ein anderer Gegenſtand 
ein ſolches Hinderniß, und trägt der Eigenthümer Schuld daran, fo hat 
er es fogleich zu befeitigen, oder es wird von Seite der Staatdverwal- 
tung auf feine Koften entfernt ($. 14, ebd.). Um dem Einffürzen der 
Stöcke und Bäume in den Strom möglichft vorzubeugen, müſſen die Au- 
Eigenthuͤmer alle im Bruche liegenden Auen immer fleißig abräumen, 
und zwar die Bäume nicht nur abbauen, fondern auch alle Stöde aus— 
heben und wegſchaffen. Die nach einem Hochwaſſer anf Sandbänken 
sder in. Seitenarmen Tiegen bleibenden Stöde werden als eine herrenlofe 
Sache angefehen, und fallen demjenigen anheim, der fie auf der Stelle 
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wegzubringen ſich anheiſchig macht (8. 15, ebd.). Die Auen, längs deren 
die natürlihen Huffehläge gehen, müſſen von den betreffenden Gi- 
genthümern immer wenigftend 3 Klafter breit vom oben Wfertande am 
gerechnet, von allen Gefträuchen, Bäumen und Stöden rein gehalten 
werden ($. 16, ebd.). Iſt auf den Anländen, Fünftlichen oder natürlichen 
Huffhlägen nach Abgang des Eisſtoßes Ei 8 Tiegen geblieben, ſo find 
die angrenzenden Gemeinden verpflichtet, die in ihrem Bezirke befindlichen 
Huffehläge vom Eife zu reinigen. ($. 17, ebd.). Den allgemeinen Ge 
brauch der fo gereinigten Anlände und Hufichläge dürfen- weder Bewoh— 
ner noch andere am Ufer Gefchäfte treibende, vorzüglih Steinbrecher, 
nicht im Geringften hemmen oder gar widerrechtlich fchmälern; und eben 
fo wenig darf von den vorüber oder längs derfelben Taufenden Wegen 
oder Straßen der Koth auf die Anlände oder.den Hufſchlag gebracht, oder 
im flüffigen Zuftande dahin, oder gar über die Uferböfchungen gefharrt 
werden ($. 18, ebd.). Jedes neu zu erbauende Haus oder auch jede 
hölzerne Hütte muß in der Regel wenigftend 10 Klafter von dem obern 
Rande der unmwandelbaren Ufer erbaut werden. Bei Bruchufern ift auf 
den Bruch noch insbefondere Rücficht zu nehmen ($. 19, ebd.). 

Die Eigenthümer der an den Ufern liegenden Steinbrüde 
dürfen den Schutt nicht in Geftalt von vorragenden Spornen an dad 
Ufer oder in den Strom führen, fondern allenfalls nur zur Ausfüllung 
der Krümmungen ohne Nachteil der Schiffahrt verwenden. Die Steine 
dürfen nicht in den. Strom geworfen, fordern müffen ordentlich aufge- 
ſchichtet und erforderlichen Falles mit Streifbäumen zur Perhinderung 
der Beſchädigung der Schifföfeile belegt werden ($. 20, ebd.). Die An- 
beftung von Shiffmühlen an in dad Flußdett eingefhlagenen 
Pfählen oder. an Senkkörben ift ganz unterfagt; fie find vielmehr mit‘ 
telft Anker und Ketten md andern der Schiffahrt minder nachtheiligen 
Borrihtungen an ihren Standort zu befeftigen.. Eine Schiffmühle darf 
nie ohne Genehmigung der Behörde eingeheftet oder neu aufgeftellt und 
eben fo wenig zum befjeren Betrieb einer Mühle eine den fern oder 
der Schiffahrt nachtheilige Vorrichtung angelegt werden ($. 21, ebd.). 

Ebenfo haben fih die Schifftnechte der aufwärts gehenden Gefchirre 
beim Fahren längs den Wafferbaumwerken des Gebrauches, der f. g. 
Spachhölzer gänzlich zu enthalten; und überhaupt darf Tein Schif- 
fer feine Fahrzeuge auf die Streif- und ander Geländer heften, oder 
ſ. g. Reitſtöcke in die Waſſerbauwerke einſchlagen, oder em Ya 
zeug an einem ſolchen Bauwerke mittelſt des „Reiten laſſen“ zum Still⸗ 


N 
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ftande bringen. Diejenigen, welche dürres Holz in den Auen fuchen, 
dürfen keine Pfähle aus den Fafchinenbauten ausziehen oder gar das 
Reifig aufreißen. Diejenigen, welche dünnes Weidenreid zum Ktorbfledh- 
ten fuchen, dürfen den Anpflanzungen durch Ausfchneiden ſolcher Reifer 
feinen Schaden thun. In Betreff der Holz und Steinbauten follen we— 
der Holz⸗ noch Eifentheile oder gar Steine, felbft von befhädigten oder 
alten Werken, noch viel weniger von neuen derlei Bauten weggenommen 
werden ($. 22, ebd.). 

Ferner ift verboten, willfürlih Bauten oder Waſſerwerke in den 
Strom zu legen, oder Mift, Schutt oder Steine, oder den Koth! von den 
Wegen und Straßen in denſelben zu leeren. 

Die Fiſcher dürfen nicht durch Zäune oder andere Verhauungen 
Seitenarme abbauen, und wenn ſie Eis hauen, dasſelbe nicht in großen 
Stücken fortfließen laſſen. In Böhmen iſt insbeſondere das Einſchlagen 
und Einlegen der Fiſchkörbe unterſagt. Lachsfänge dürfen ohne Bewilli— 
gung des Kreidpräfidenten dafelbft gar nicht errichtet werden. 

Dad Schottergraben muß an jenen Stellen unterlaffen werden, 
wo man Verſandung beabfichtigt. 


Die Shiffdeigenthümer müffen den Winter über ihre 
Schiffe an völlig fihern Stellen, oder ganz aus dem Strome bringen 
(8. 23, ebd.). 


Endlih muß auch an den, unmittelbar in den Hauptftrom oder in 
einen, beſonders fchiffbaren Eeitenarm ausmündenden Flüffen oder 
Bächen, fo wie an den in diefe lebteren fließenden Wäffern zur Der- 
hütung des Einfturzed der an den Ufern befindlichen Bäume jeder An- 
rainer das Ufer von einfallenden Bäumen und Stöden gereinigt erhalten. 
Sollte bei höheren Wafferftänden ein folder Baum oder Stod aus einer 
höhern Gegend in einen derlei Flug oder Bach getragen werden und 
Tiegen bleiben, fo ift der Befiger des anftogenden Grundes verhalten, 
für die fchleunige Hinwegfhaffung deöfelben zu forgen. Eben fo ift es 
ſtrenge verboten, in einen folchen Fluß oder Bach Mift, Erde, Schutt, 
Steine oder Straßenkoth zu werfen, oder gar zu verführen ($. 24, ebb.). 


Alle Berlegungen der hier angeführten Vorfchriften ziehen die Pflicht 
zur Entfhädigung und nad, Umftänden auch eine gefepliche Strafe 
nad fich, welche entweder nach dem allgemeinen Strafgefebe oder bei 
minderen Webertretungen nad) dem $. 122 des Gemeinde-Gefeßed v. 17. 
März 1849 zu verhängen ift. | 


s . 
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Die Auffiht auf die genaue Erfüllung der hier erwähnten Anord- 
nungen ift-theild den politifchen, theild den Bau-Behörden und 
dem an mehreren Orten indbefondere aufgeftellten Stromauffidht®- 
Perfonale übertragen. 

Außer diefen allgemeinen Vorfchriften beftehen noch häufig ganz 
fpeeielle, den Localverhältniffen angemeffene Verfügungen, z. B. in 
Anfehung de Donauſtromes die nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 2. Juni 
1820, 3. 23447, dann das Hfd. v. 5. März 1824 und die Rggs. 
Ddgen. dv. 10. Mai und 27. Juni 1827, 3. 24129 und 35127 in 
Bezug auf das Durchfahren größerer Doppel-Fahrzeuge durch die Joch— 
brüde zu Stein; die ob. öft- Rggs. Pdgen. v. 20. September 1822 
und 19. Februar 1824 über die Bemannung der Flöße, welche durch 
die Donaubrüde bei Linz fahren; die nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 5. April 
1830, 3. 17353 hinfichtlich ded Abfahrend der Schiffe bei hohem Waf- 
ferftande; die nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 13. Auguft 1831, 3. 42610 
zur Berhütung von Unglüddfällen durch dad Anfahren der Schiffe an 
die Brüde zu Stein; die nied. öſt. Rggs. Vdgen. v. 16. Juli 1836, 
3. 40794 und v. 16. November 1837, 3. 65496, dann die ob. öſt. 


Rggs. Vdg. v. 18. Februar 1841 über die Aufftellung der Warnungd- - 


zeichen für die Gegenzüge bei Grein; die nied. öft. Rggs. Vdg. v. 4. 
Mai 1844,. 3. 25635 über die Fahrten durch den Strudel, Hößgang 
und Wirbel; die ob. öft. Rggs. Vdg. v. 12. September 1844 über die 
Landung der Schiffe nächft der Stadt Stein; die nied. öſt. Rggs. Vdgen. 
v. 19. October 1843, 3. 56723; v. 4. April 1844, 3. 19582; v, 18. 
December 1844, 3. 74223; v. 7. Februar 1845, 3. 7713; v. 21. Juli 
1845, 3. 44083; v. 17. October 1845, 3. 61926; v. 13. Jänner 
1846, 3. 70304; v. 20. Mai 1846, 3. 26908; v. 10. Auguft 1846, 
3. 43454 und v. 25. Juni 1847, 3. 34261 über die Befahrung der 
Donau und indbefondere des Wiener-Donaucanald; die ob. öſt. Rggs. 
Ddg. dv. 13. März 1847 zur Verhinderung von Unglüddfällen, welche 
fih zur Zeit von Hochwäffern durch die Befahrung der Straße zwifchen 
Margarethen, Wilhering und Eferding bei Linz ergeben können; die 
Kundmahung ded Landeschefd in Ungam v. 17. Juli 1830 (Mr. 215 des 
8. G. BL), über die OLUDERERNMNNG der Schiffahrtshinderniffe auf der 
Donau, u. a. m. 

Den Flößern in Galizien ift indbefondere vorgefchrieben, ſich mit 
den nöthigen Handarten, Schiffftangen und Floßhaken zu verfehen, um 
das Fahrzeug während der — unter einer Brücke, oder der Vor⸗ 

Stubenrauch, Verw. Geſetzk. 1. 26 
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beifchiffung an Flugmühlen oder andern Fahrzeugen, und an gefährlichen 
Drten geſchwinder und ficherer ald mit dem Steuerruder leiten zu Tün- 
nen. Ebenfo muß jedes Flop die nöthigen Bflocfchlägel und Uferpflöde, 
und gute, der Größe und Laft des Fahrzeuged angemeffene Stride oder 
Baftfeile haben, melde an den Uferpflöden mittelft einer Schlinge (eines 
f. 8 langes) oder durch haltbares Umwinden auf eine fichere Weife be- 
feftiget werden müffen (Gub. Vdg. v. 6. November 1827, 3. 68772). 
Die für die Seefchifffahrt beftehenden Verordnungen werden im 
Zufammenhange am geeigneten Orte dargeftellt werden. 


8. 215. 
Vorſichtsmaßregeln bei Weberfuhren. 


Zur Verhütung der Unglücksfälle bei den Ueberfahrten auf der 
Donau find alle Weberfahrtd-Befiger für die Beſtellung verläßlicher 
Schiffleute verantwortlich gemacht, welche bei den Behörden vorzumerken 
find. Allen Uebrigen ift das Ueberfahren bei Strafe unterfagt. Rüd- 
fichtlih der Stadt Wien wurde den Pächtern der Ueberfahrt im Do- 
. naucanale das Meberfahren bei flarfem Winde oder Eife gänzlich 
eingeftellt, und verordnet, daß fie fonft immer nur eine angemeffene An- 
zahl Menfchen und Bagage aufzunehmen und die ald gut befundenen 
Fahrzeuge mit einem Geländer verfehen fein follen. Die Schuldtragen- 
den bei einem Unglüdefalle find nach $. 89 des Str. G. B. IL. Thls. 
zu betrafen (nied. öfterr. Rggs. Dog. v. 19. Mai 1808, 3. 12724). 

Die Vdg. des Zriefter Gub. v. 11. März 1820, 3. 4212 fügt den 
analogen, für die Lieberfahrten an den Strömen, Flüffen und Bächen des 
dortigen Gouvernementsbezirkes beftehenden Anordnungen noch insbeſondere 
bei: In jedem Falle, wenn ein Ueberfuhrszeug verunglüden follte, haben die 
an den nächft gelegenen Ufern befindlichen Leute ohne Zeitwerluft und ohne 
auf einen Befehl zu warten, herbei zu eilen und alle thunliche Hüfe zur Ret⸗ 
tung zu leiten. Auf feiner Ueberfuhr dürfen mehr Menfchen, Wägen, 
Vieh oder anders Gewicht aufgenommen und geladen werden, al® von 
der Behörde für jede Fährte beftimmt ift, und es muß die Anzahl der 
Menfchen, Wägen, des Viehes, und überhaupt dad Gewicht, welches ohne 
Gefahr aufgenommen und geladen werden Tann, fihtbar eingebrannt. fein. 
Die Auperachtlaffung der hier angeführten Borfchriften unterwirft jeden 
Schuldtragenden, wenn er nicht nach dem allgemeinen Strafgefehe zu 
behandeln Tümmt, einem Pönfalle von 25 fl. C. M. Brei wisserholten 
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Gefebed-Uebertretungen Tann auch der Verluſt des Ueberfuhrsrechtes ver⸗ 
hängt werben. 


8. 216. 
Maßregeln gegen anderweitige Waffergefahren. 


Zur Hindanhaltung der Gefahren, welche durch das Baden in 
Flüffen, Bächen, Mühlgräben, Teichen und anderen offenen Gewäffern 
herbeigeführt werden, find die Xocalbehörden angewiefen, wo es immer 
thunlih , die geeigneten Stellen zu ermitteln, wo auf eine gefahrlofe 
MWeife gebadet werden Tann, und diefelben durch eingefchlagene Pfähle 
u. dgl. kennbar zu bezeichnen (Vdg. v. 18. Juli 1794, 6. Auguft 1799, 
23. Suni 1804 u. f. w.). Kinder follen auch an diefen Stellen nicht 
ohne Beifein ihrer eltern, Auffeher oder Lehrer zugelaffen (Vdg. d. 29. 
Suli 1796) und von den Schullehrern in diefer Hinficht dfter gewarnt 
- werden (8. 235 der pol. Schul. Berf.). 

Das Baden außer den dazu beftimmten Pläben wurde durch 
zahlreiche Kundmachungen, fo wie das Fußwaſchen auf den Flößen, dann 
das Schleifen auf dem Eife, außer den von der Behörde indbefondere 
dezeichneten Streden, und das Ueberfchreiten einer Eiddede zur 


Zeit, da ed wegen eingetretener Gefahr bereits unterfagt wurde, für 


ftrafbar erflärt (Vdgen. v. den J. 1761, 1763, 1766, 1772, 1774; 
v. 12. Suli 1781, 7. Suli 1784, 5. Juli 1787, 8. Auguft 1807, 3. 
26284; 29. Yuguft 1823, 3. 41950; 27. April 1827, 27. April 1828, 
14. Mai 1829, 3. 25830; A. Mai 1830, 12. April 1832, 3. 18137; 
4. Suni 1837, 3. 32012; 11. Juni 1838, 3. 33265; , 21. Auguft 
1839, 3. 47552 u. a. m.; dann $. 93 des Str. ©. B. II. Thls.). 

Die Vorfichten die gegen Ueberfhwemmungen, Eidgänge, 
Dammbrücde u. dgl. getroffen find, werden an einem andern Orte 
näher befprochen werden. 


8. 217. j | 
Maßregeln gegen Derfegungen durch Suhrwerke und Reitpferde. 


Das ſchnelle, unbehutfame Jahren und Reiten ift durch vielfache 
Berordnungen nicht nur verbothen, fontern auch durch die SS. 96, 97, 
179 und 180 ded Str. G. B. II. Thls. mit angemefjenen Strafen be- 
legt, und die Beitimmung beigefügt‘ worden, daß demjenigen, der. durch 

Ueberreiten oder Ueberfahren Jemanden getödtet oder töbtlich verwundet 
Ä 26 * 
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bat, dad Reiten oder Fahren gänzlich unterfagt werden könne; dab aber 
auch anderfeit® Perſonen, welche aus matürlichen oder übernommenen 
Pflichten die Aufficht über Kinder zu führen haben, es an der forgfälti- 
gen Berwahrung derfelben bei fonftiger Verwirkung der Strafe des 8. 
130 Str. ©. 8. II. Thls. nicht follen fehlen laffen. 

Ausführliche Beftimmungen finden fih: für Wien in den Vdgen. v. 
24. December 1771 und 3. Februar 1792; den Rggs.Circ. v. 18. Mai 
1806; v. 9. März: 1819, 3. 8288; v. 6. März 1822, 3. 10977; v. 
30. November 1832, 3. 66903; v. 27. April 1836, 3. 30686; für 
Linz in den Rggs. Circ. v. 28. März und 27. Juni 1822, 3. 5815 
und 12498; für Graz in der LohnsKutfcherordnung v. 24. April 1833, 
3. 908; für Prag in den Vdgen. v. 15. November 1779, 26. Dcto- 
ber 1782, 27. November 1786, 27. Juni 1791, 10. Jänner 1794; der 
Kundmahung der Stadthauptmannfchaft v. 10. Juli 1819; der Gub. 
Vdg. v. 24. November 1842, 3. 65656; für Brünn in dem Rggs. 
Circ. v. 1. Juni 1833, 3. 9831; für Lemberg in der Gub. Vdg. v. 
14. December 1828, 3. 87355 u. a. m. 

Die wefentlihften Punkte diefer Anordnungen laffen fi in 
Folgendem zufammenfaffen: Das Fahren, Reiten und Führen der Pferde 
auf den, nur für das zu Fuße gehende Publitum beftimmten Wegen 
(den |. g. Trottoirs) ift, ganz befondere unausweichliche Fälle abgerechnet, 
nicht geftattet. 

Wenn nicht befondere Umftände ed unmöglich machen, foll immer 
rechts in der Fahrſtraße gefahren und den entgegentommenden Wägen 
ſtets rechts audgewichen werden. 

Das wechſeltige Borfahren, fo wie das Fahren mehrerer Wägen 
neben einander ift in der Negel verboten. 

Bei den Stadtthören, über die Brücken, bei den Einlenten aus einer 
Straße in die andere, bei dem Herausfahren aus den Hausthören und 
dem SHineinfahren in diefelben, endlich an allen Orten, wo ein Zufam- 
menflug von Menfchen ftatt findet, 3. B. auf Marktplägen während ber 
Marktzeit darf nur im Schritte, außerdem aber in den Gäffen der 
Städte und Borftädte nur in dem f. g. Fleinen Trabe gefahren werden. 

Die Fußgeher find zur Vermeidung aller Unglücksfälle durch Zuruf 
aufmerkfam zu machen, doch ift es auch eine Pflicht derfelben, nicht durch 
unvorfihtiged und muthwilliges Wandeln in der Mitte der Fahrwege 
fi) felbft der Gefahr der Befchädigung auszufegen. 

Laſt-, Holz- und Fleifhghauerwägen follen, wenn fie 
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auch ohne Ladung find, in den Gäffen der Städte nur im Schritte 
fahren. 

Das Fahren mit 6 Pferden, welche bloß vom Wagenſitze aus ge- 
lenkt werden, oder mit 4 Pferden, die in einer Reihe neben man ges 
ſpannt find, ift gänzlich unterfagt. 

Die Gefpanne der Schlitten müffen mit Schellen oder einer 
helltönenden Glode zur Warnung der Fußgeher verfehen fein. 

. Das übermäßige Knallen mit den Peitſchen darf nicht 
ſtatt finden. | 

Befpannte Wägen, oder Pferde ohne Befpannung dürfen 
im Freien, wo fie durch Ausreißen oder fonft Schaden anrichten könnten, 
bei Verwirkung der Strafe des $. 182 ded Str. G. B. I. Thls. nicht 
ohne Aufficht ftehen gelaffen werden. Insbeſondere ift bei der 
Abladung und Einkellerung des von den Bierbrauern an die Bierwirthe 
und Gaftgeber abgelieferten Biered darauf zu fehen, dag der Kutfcher 
(f. 9. Bierführer) fih nicht von dem Gefpanne entferne und an der 
Einkellerung der Bierfäffer Theil nehme (mied. öft. Rggs. Vdg. v. 19. 
November 1819, 3. 42838). Auch die Fuhrleute der Wägen mit 
Kaufmanndgütern oder Holz haben fi nach der Weifung der 
Pol. Hofſt. v. 9. Mai 1819 nicht zum Auf- und Abladen gebrauchen 
zu laffen, damit die Pferde nicht ohne Aufficht bleiben. 

Den Strafbeflimmungen der 88. 179, 180 und 182 Str. ©. 2. 
II. Thls. unterwirft auch das Freigehenlaffen der Pferde in den 
Straßen der Städte (fir. Gub. Vdg. v. 27. October 1820, 3. 21508). 

Bei dem Herabfahren von Anhöhen- ift fih der Radſchuhe 
oder Sperrketten au bedienen, und bejonderd ſchwere Fuhrwerke müffen 
im Winter mit einer eigenen Eiskette verfehen fein. 

Kutfcher, welche eine- Partei aus- oder einfteigen laffen, dürfen nicht 
in der Mitte der Straße ftille halten, fondern immer in der Nähe des 
Haufe, doch fo, daß die Fußgeher nicht gehindert werden, und dad 
Gleiche hat zu gelten, wenn ein Wagen bei einem Haufe auf eine Par- 
tei wartet. Insbeſondere fol die Paffage nicht dur die vor den Gaſt⸗ 
häufern aufgeftellten Wägen all zu fehr verengt werden. 

Für Diejenigen Orte, an denen fih gewöhnlich eine größere An- 
zahl von Menfchen und Fuhrwerken einfindet, beftehen eigene Fahrord⸗ 
nungen *), und bei außerordentlichen Feierlichkeiten, militärifchen Auf- 


) 3. 2. die Fahrordnungen für die beiden Hoftheater in Wien v. 1. Februar 
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zägen u. dgl. werben befondere Beſtimmungen erlaffen und in vorhinein 
öffentlich kundgemacht. 

Zur Aufrechthaltung aller bisher angeführten Borjchriften find in 
volkreichen Ortſchaften an den entfprechenden Stellen eigene Baden 
aufgeftellt. Diefe haben Jedermann, der ſchnell und unbedachtſam führt 
oder reitet, anzurufen und zu ermahnen, und wenn diefe Erinnerung nicht 
befolgt wird, oder eine Beſchädigung wirklich eintritt, den Schuldtragen- 
den ohne Rückſicht auf Perfon und Stand anzuhalten und der Behörde zu 
überliefern. 

Eine befondere Berücfichtigung erheifchen in den oben angegebenen 
Beziehungen die Mieth: oder Lohnkutſchen, dann die Stelwägen, 
für welche daher auch eigene Anordnungen beftehen; fo: die Landkutfcher- 
ordnung für Wien v. 29. November 1765 und die Fiaferordnung v. 
22. Juli 1800; die Fiakerordnung für Linz dv. 12. Sinner 1830, 3. 
970; die Fiakerordnung für Graz v. 24. April 1833, 3. 908; die 
Dorfchrift für den Betrieb der Stell» und Gefellfchaftswägen für Mäh- 
ven und Schlefien v. 5. Februar 1841, 3. 50832; die Fiakerord⸗ 
nung für Lemberg v. 5. September 1839, 3. 22599 u. a. m. 


Diefen zu Folge kann das LohnkutſcherGewerbe nur in Folge 
eined von der Behörde dazu ertheilten Befugniffed ausgeübt werden. 
Feder Miethivagen muß mit einer beftimmten Nummer verfehen fein und 
ſoll mit nicht nummerirten Wägen durchaus nicht gefahren werden. Die 
Audrüftung der Pferde und Wägen foll ftetd in gutem Stande er- 
halten werden. Die Leitung der Wägen ift nicht ganz jungen oder 
des Fahrens unkundigen Perfonen anzuvertrauen, vielmehr muß jeder 
Knecht eines Fiakers mit einer eigenen, auf feinen Namen Tautenden 
Dienftbollete verfehen fein, welche ihm von der ftadthauptmannfchaft- 
lichen Behörde nur dann ertbeilt wird, wenn ſich diefelbe von feiner 
Tauglichkeit überzeugt hat. Ein Lohnkutſcher, der einen der Polizei nicht 
vorgeftellten und von derfelben tauglich befundenen Knecht fahren Täßt, 
verfällt der Strafe des $. 181 des St. G. B. II. Thle. und ift no 
überdieß wegen alled Schadens verantwortlich, welcher durch einen folchen 
Knecht veranlapt wird. Den Lohnwägen find beftimmte Standorte 
angewiefen, wo fie ftehen zu bleiben und fi an die betreffende Reihen- 


1800; die Fahrorbnung bei den maskirten Bällen in den k. f. Redoutenfälen v. 1. 
Jänner 1824; die Prater-Fahrordnung v. 29. April 1818; die Fahrordnungen für 
die Prager Drüde u. a. m. 
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folge zu halten haben. Die Knechte follen fich dafelbft nicht von ihren 
Pferden entfernen, und überhaupt fich ordentlich und ruhig betragen. 

Stell: und Gefelfchaftsfuhren, d. i. Unternehmungen , welche 
regelmäßig an beftimmten Tagen und Stunden Perfonen aus einem 
Orte in andere, nahe oder entfernte Orte, oder auch nur in die nächfte 
Umgebung des Aufftellungdorted befördern, erheifchen ebenfalld eine be- 
fondere Licenz, welche von der zu den fonfligen Gewerböverleihungen 
berufenen Behörde ertheilt wird. 

Jeder mit einer foldhen Licenz DBetheilte hat entweder ſelbſt zu 
fahren, oder hierzu volffommen verläßliche, nüchterne Knechte zu ver 
wenden, weldye bei der jedesmaligen Dienftedaufnahme nach Borfchrift des - 
8. 181 II, Thls. ded St. ©. B. der Polizeibehörbe des Ortes, wo die 
Unternehmung den Sitz hat, vorgeftellt, und von derfelben tauglich be- 
funden fein müffen. Der zur Stell» oder Geſellſchaftsfuhr beitimmte 
Wagenkaſten fann in Federn hängen, oder auf der Achfe ruhen, kann 
daher auch ein Leiter oder fogenannter Steirerwagen fein, muß aber in 
jedem Falle mit ordentlihen Siken, und einem diefe bedeckenden Dache 
verfeben fein. Der Wagen muß mit dem Namen des Eigenthümers, 
der Angabe der Orte, zwifchen welche er fährt, dann mit der Angabe, 
für wie viel Perfonen er beftimmt ift, und ‚wenn ein Eigenthümer für 
mehrere Wägen die Erlaubniß haben follte, auch mit der Nummer des 
Magens mittelft Delfarbe an beiden Seiten desfelben deutlich bezeichnet 
fein. Für die feite und verläßliche Zufammenftellung des Wagens, 
welcher nach Maßgabe des zu befahrenden Weges auch mit entfprechend 
ftarfen Hemmfchuhen verfehen fein muß, bleibt der Unternehmer verant- 
wortlih, und es bat die verleihende Behörde den zur Fahrt beftimmten 
Magen vor dem Gintritte feiner Benützung mit Rüdficht auf Feſtigkeit 
- und Zwedmäßigkeit zu unterfuchen. Sn der Befpannung bleibt der 
Unternehmer in der Regel auf die, in dem Licenzſcheine angegebene Zahl 
der Pferde beſchränkt, und eine Ausnahme hiervon ift nur in Fällen 
einer unumgänglich nothwendigen Borfpann, und wenn Diefelbe auf Poft- 
ftraßen auch den Poftmeiftern geftattet wird, zuläſſig. Uebrigens hat der 
Unternehmer für die Unbedenklichkeit der Pferde und den guten Stand 
der Gefchirre zu haften, fich in feinem Falle anderer, als Kreuzzügel zu 
bedienen, und es dürfen nicht mehr ald höchitens drei Pferde neben- 
einander gefpannt werden. 

Die Stell: oder Gefellfhaftewägen müffen von Innen zum Oeffnen 
ein; felbe mittelft Schlüffel zu fperren, iſt nicht geftattet, und bei ein- 
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tretender Nacht darf die Fahrt nur mit auf der Aupenfeite des Wagens 

gehörig angebrachten, wohl verwahrten angezündetn Wagenlaternen 
Statt finden (mähr. Gub. Circ. v. 5. Februar 1841). Auch in Böh- 
men wurden die Behörden wiederholt durch Gub. Vdg. v. 27. Novem- 
ber 1834, 3. 51641 und v. 3. Auguft 1837, 3. 37319 angewiefen, die 
ftrengfte Aufficht über die Unternehmer der Stellwägen in der Art zu 
führen, daß die Befchaffenheit der Fuhrwerke und ihrer Befpannung, fo 
wie auch die Hindanhaltung der Ueberladung der erfieren nicht nur an 
den Orten, von welchen die Stellwagenfahrten ausgehen, fondern auch 
in jenen Stationen, wo die Pferde und Wägen unterwegs gewechfelt 
werden, einer wirkfamen Beanffihtigung unterzogen, und bei wahrgenom- 
menen Gebrechen und Drdnungswidrigleiten die Schuldtragenden zur Ver—⸗ 
antwortung gezogen und geftraft werden. 

Ueberhaupt erfloß in Anfehung der Einrihtung und Be- 
laftung der Fuhrwerke ein eigened Regulativ in dem Hftzld. 
v. 30. April 1840, 3. 10259. Diefem zu Folge foll die Breite 
der Raftwägen dad Maß von 9 Wiener Schuhen bei einer Strafe 
von 2 fl. bis 25 fl. micht überfchreiten ($. 1). Werner dürfen bei 
einer Strafe von 2 fl. bis 25 fl. an zweirädrigen Wägen nicht mehr 
als vier Pferde, und bei vierrädrigen Wägen nicht mehr ald acht Pferde 
angefpannt werden. Unter diefer Zahl von Pferden find jedoch jene 
nicht begriffen, welche in bergigen Gegenden nur ſtreckenweiſe ald Bor: 
fpann angewendet werden ($. 2). Das Gewicht der Ladung von Wägen 
mit weniger als 6 Wiener Zolle breiten Radfelgen darf bei einer Strafe 
von 10 fl., bei zweirädrigen 30 Wiener Centner und bei vierrädrigen 
60 Wiener Centner nicht überfteigen ine Ausnahme von den obigen 
Beftimmungen findet nur bei der Verführung folcher untheilbaren Ge- 
genftände Statt, deren Breite, dabei angewandte Befpannung oder Ge- 
wicht, das normalmäßige Marimum überfehreitet ($. 4). Der Gebrauch 
einer Vorrichtung zum Bremfen der aus weniger ald 6 Zoll breiten Rad- 
felgen hergeftellten Wagenräder zur Hemmung ihres unünterbrochenen 
Umganged, wenn fi nicht des Radſchuhes bedient wird, ift für alle 
Gattungen der Fuhrwerke bei 10 fl. Strafe verboten ($. 5). Die Fläche 
der Meife eines jeden Rades muß. für alle Arten der Fuhrwerke ihrer 
Breite nah eben, d. i. ohne convere wulftartige Erhöhung, und 
ohne herworftehende Nägel und Schraubenköpfe hergeftellt fein. Für jedes 
diefen gefeblichen Beſtimmungen nicht entfprechend hergeftellte, auf einer 
. Öffentlichen Straße im Gebrauche befundene Rad, hat die Abnahme eines . 
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Strafbetrages von 5 fl. einzutreten ($. 6). In Betretungsfällen einer 
zu breiten oder zu fihweren Ladung, oder einer übermäßigen Befpan- 
nung, dann ‚ded Gebrauches von Bremdvorrichtungen zum Sperren der 
Räder, wenn das Fuhrwerk mit feinem Radſchuhe verfehen ift, fo wie 
von gefebwidrig hergeftellten Rädern, wird den Parteien dad Weiterfah- 
ren .nur dann geftattet, wenn fie das Gefebwidrige abgeftellt haben 
(8. 7). 

Das Einlegen von Reipketten, oder der Gebrauch von was immer 
für Mitteln, womit ein Aufreigen der Straßenbahnen verurfacht wird, 
ift ausnahmsweife.nur dann geftattet, wenn diefe zeitweilig mit Glatt- 
eife bedeckt ift, fonft aber gegen einen Strafbetrag von 20 fl. und den 
Verluſt der Kette oder der fonft angewendeten Vorrichtung verboten ($. 8). 

Auch das all zu breite Laden der Frachtwägen wurde durch wieder: 
holte Verordnungen (4. B. dur das Hfd. v. 16. Auguft 1823 und v. 
17. Juni 1824) abgeftellt, und die Fuhrleute wurden für die daraus 
entftehenden Unglücksfälle verantwortlich gemaht. Außerdem wurde der 
Gebrauch von Laftwägen mit breiten Radfelgen durch Mauthbe- 
freiungen und auch fonft in anderer Weife begünftigt. 

Das Anhängen eined Frachtwagens an einen andern, wenn einer 
oder beide beladen find, wurde durch die Hfd. v. 30. Auguſt und 10. No- 
vember 1823 und das Rggsd. v. 3. October 1828 unterfagt. Doch gilt 
dieſes Verbot nicht hinfichtlich des Anhängen! einer Kaleſche oder eines 
‚ähnlihen Wagen? an einen Frachtwagen; ebenfo ift dad Aneinanderhän- 
gen zweier unbeladener Frachtwägen geftattet, dagegen das Anhängen 
beladener Kalk⸗ oder Kohlenwägen allerdings unter dem gedachten Ber- 
bote als begriffen erfcheint. 

Endlich follen ausgefpannte Wägen an gefährlichen Stellen, wo fie 
herabrollen können, durch untergelegte Prügel oder Steine verſichert wer⸗ 
den (nied. öſt. Rggsd. v. 4. April 1811). 


8. 218. 
Straßenpolizei. 


Die Straßenpolizei beſteht in der Aufſicht auf Erhaltung der Wege 
und Straßen, auf Offenhaltung der Paſſage, auf ſchnelles Fahren und 
Reiten (vgl. den vorhergehenden 8.), auf Verſicherung der Kellertiefen 
und der Fallthüren am Cingange der Häufer, auf Hinwegräumung alles 
deſſen von der Strafe, woran Jemand zur Natzeicht verunglüden 
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tönnte u. f. mw. Insbeſondere muß zur Winteräzeit das Glatteis auf 
den Gehwegen vor den Häufern aufgehadt oder mit Afche, Sand oder 
Sägefpänen beftreut werden (Bdg. v. 21. Februar 1823; nied. öfterr. 
Rggsd. v. 9. November 1826 und v. 14. Juni 1837, 3. 2879) Die 
‚hölzernen Hütten und Gaffenftände der Berkäufer von Lebensmit- 
teln, Blumen, Bögeln u. dgl. find dort, wo fie die Baffage hemmen, 
nad und nach hinwegzufchafften (Nefer. v. 3. April 1789; Hflzld. v. 9. 
Jaͤnner 1795; Hfd. v. 8. December 1803 ; Ddg. der Pol. Dir. v. 14. 
April 1809; Rggsd. v. 14. Mai 1813; Hfkzld. v. 10. November 1814 ; 
Hftzid. v. 2. Jänner 1818; Rggsd. v. 15. November 1826). Die be- 
weglichen Gaffenftände der Fleiſchhauer, Wildprethändler u. dgl. aber 
find nach Berlauf der feitgefeßten Verkaufsſtunden fogleih zu entfernen 
(Kggesd. v. 11. October 1826). 


Die Audlagetäften (Hängekäften) vor den Berfaufögewölben 
dürfen in engen und lebhaften Straßen nur in fo weit geduldet werden, 
als fie die Sicherheit und Bequemlichkeit des Publitums in feiner Weife 
aefährden, und follen überhaupt nicht über die Gewölbsſteine herporragen 
(Rggsd. v. 18. September und 11. November 1807; Hfkzld. v. 5. Au- 
guft 1808; Rggsd. v. 14. Mai 1813; Hfd. v. 10. Rovember 1817; 
Rggsd. v. 15. November 1826). Nur in breiten Straßen und auf 
Pläben kann eine Ausnahme ftatt finden, die aber von den Parteien fidh 
nicht felbft angemaßt werden darf, ſondern im gehörigen Wege nachge- 
fuht und erwirft werden muß. Im Mebertretungdfalle follen die vor- 
ſchriftswidrigen Gegenftände von Amtöwegen entfernt, und die Eigen: 
thümer mit einer Strafe von 25 fl. belegt werden. 

Pladhen (Borfprungd: oder Wetterdächer) dürfen bei einem Pön- 
falle von 50 fl. nicht ohne Erlaubniß der Ortsbehörde errichtet werden, 
und müffen immer die Höhe von menigftend 7 Schuhen von der Erde 
einhalten, damit die Vorübergehenden nicht durch eine zu niedrige Auf: 
ftellung geftört werden (Kggsd. v. 15. November 1826 und v. 18. Juli 
1827) *). Die Kenfterläden in den Erdgefchoßen der Häufer find 
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*) Bei den auf der Eöplanade gegen dad Glacid zu befindlichen Schant- und 
Kaffeehäufern in Wien dürfen nur leinene Plachen, allenfalld mit leinenen 





Eeitenwänden,, in einer von dem k. k. Fortificatorium, dem Magiftrate und der 


Stadthauptmannſchaft zu beflimmenden Breite und nur auf bewegliden Säu- 
len erriätet werben, fo daß dieſe Stüben des Rachts andgehoben und bie Blachen 
ſelbſt aufgezogen werben können (Rogöb. v. 30. Mei 1827). 
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dergeftalt zu befefligen. daß fie nicht vom Winde hin und hergetrieben 
werden können. 

Ueberhaupt müffen auf der Straße alle Gegenftände hinwegge⸗ 
räumt werden, durch: welche diefelbe unmwandelbar werden, oder 
befonderd zur Nachtzeit Iemand verunglüden könnte. Deshalb ift das 
Aufftellen von Zifchlerholz, Baumaterialien, Handeld- und Gewerbs- 
Geräthfchaften,, Fäffern und Kiften, Pflöcken, unfchidlich eingegrabenen 
Steinen u. dgl., dann das Aufhäufen von Schutt- und Kothhaufen ver- 
boten. Wenn an einem öffentlichen Plage an der Straße oder vor einem 
Haufe oder Gewölbe zur Nachtzeit, was immer für eine Gattung von 
Wägen, Bauholz oder andere Baumaterialien, oder Waaren 
in Fäffern, Berfhläge oder überhaupt eiwad, wodurch die 
DVorübergehenden Schaden nehmen können, gelaffen wird, fo ift gegen 
die Eigenthümer oder Gaftwirthe nach Umftänden mit der Strafe der 
88. 174, 175 und 177 ded Str. ©. B. II. Thls. vorzugehen, und wenn 
bei Führung eined Baued, bei großen MWaaren-Verfendungen, zur Markt- 
zeit oder wegen amderer befonderer Umftände eine Ausnahme ftatt finden 
muß, fo ift dieß jederzeit der Obrigkeit anzuzeigen, und es ift dann ein 
Warnungszeichen von ein oder zwei beleuchteten ‚Laternen aufzu⸗ 
ftellen ($. 176 Str. © B. U. Thls.). Insbeſondere güt dieß von 
Plägen, wo Baumaterialien liegen oder Straßen-Canäle ausgebefjert 
werden (Circ. der Wiener Pol. Oberdirection v. 3. Auguft. 1822). 

Auch zur Tagszeit ift die Aufftellung von (unbefpannten) Wä- 
gen auf den Straßen felbit, zwifchen den beiderfeitigen Straßengräben 
unterfagt. Die Uebertreter diefed Verboted werden mit einer, dem Armen- 
Inſtitute des Ortes zufallenden Geldftrafe von 1 bie 4 fl. belegt. 
Ebenſo ift ed den Localbehörden zur Pflicht gemacht, darauf zu fehen, 
daß auch außerhalb der Fahrſtraße durch die vor den MWirthöhäufern 
ftehen bleibenden Wägen die für die Fußgeher erforderliche Paſſage nicht 
beirrt werde. Zu diefem Ende ift bei einfam und abfeitig von Drtfchaf- 
ten gelegenen Wirthöhäufern in dem Falle ihrer Errichtung oder Umbau- 
ung auf eine angemeffene Entfernung berfelben von der Straße zu drin- 
gen, und daher der Gewerbe- oder Baubewilligung die Bedingung ein- 
zufihalten, daß vor den Wirthöhäufern ein zureichender Raum außerhalb 
der Straße zur Aufftellung von Wägen vorbehalten bleibe, welchen die 
Localbehörde in einem beftimmten Flächenmaße von Fall zu Kal feſtzu⸗ 
feben hat. Bei Wirthähäufern, welche neben andern Häufern in einer 
Reihe liegen, bei denen alfo eine größere Entfernung von der Straße, 
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als jene der andern mit ihnen in gleicher Flucht ftehenden Häufern nicht 
verlangt werden Tann, ift im Falle ihrer neuen Errichtung, Ueberſetzung 
oder Umbauung der Vorbehalt eined zureichenden Raumes für die Auf: 
ftellung von Wägen entwedrr hinter oder neben dem Wirthshaus— 
gebäude ald Bedingung der Gewerbs⸗ oder Baubewilligung feftzufegen 
Gfkzld. v. 7. März 1834, 3. 4555; böhm. Gub. Vdg. v. 14. März 
1835, 3. 11189; nied. öfterr. Rggs. Vdgen. v. 20. Februar 1835, 
3. 9641 und 14. Juli 1851, 3. 30513). 

Die Mauntbfhranten find des Nachts zu beleuchten, widrigen- 
falls die Beitrafung nach den 88. 174 und 176 des Str. G. 2. 11. Thls. 
Plab ‚greifen würde (gal. Gub. Circ. v. 15. Jänner und 26. Auguft 
1828, 3. 83864 und 61309). 

Ferner ift den Feuerarbeitern (Gürtlern, Kupferſchmieden u. dal.) 
das Arbeiten auf der Gaffe unterfagt, ausgenommen wenn es 
ih um eine foldhe Arbeit handelt, welche ihres Umfanges wegen nicht 
in der Werkftatt verrichtet werden Tann, oder wo der erzeugte Gegen- 
ftand nicht aus derfelben weggebracht werden könnte (Hfkzld. v. 15. Sän- 
ner 1807). 

Das Abladen der Fäffer, Waaren-Kiften u. dgl. auf den Straßen 
ift im Allgemeinen möglichft zu befchleunigen, und die abgeladenen Ge- 
genftände find fo fchnell ald möglich von der Straße zu entfernen (Rggsd. 
v. 15. November 1826). 

In mehreren Orten beftehen eigene Anordnungen binfichtlic des 
Holzſpaltens auf der Straße (z. DB. in Wien dad Rggs. Circ. v. 
30. März 1845), welche darauf abzielen, die Verengung der Paſſage 
und die Gefährdung der Wägen und Fußgeher durch dasfelbe hindan- 
zuhalten. 

Keller-Eingänge, fo wie die im Innern der Seller etwa 
vorhandenen Fallthüren müffen fo verfichert fein, dag nicht nur für 
Unvorfichtige, fondern auch für Kinder und Betrunfene feine Gefahr 
daraus entftehen könne. Sie find daher mit einem hölzernen Geländer 
von halber Manndhöhe zu umgeben, und mit ftet3 von felbft zufallen- 
den Thüren zu verfehen (nied. öſterr. Rggsd. v. 13. December 1808, 
3. 31890 ; Hfkzld. v. 28. Mai 1824, 3. 15005). 

Die vor den Häufern auf der Straße befindlihen Kellerlöcher, 
dann die Aufbruchs löcher der Unraths-Canäle und Wafferleitungen, 
find durch hölzerne, mit eiſernen Schienen verfehene Dedel, oder durch 
Steinplatten, Eiſendeckel oder Eifengitter zu verwahren und bei Eröff- 
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nung derfelben ift ftetd ein in die Augen fallende Warnungszeichen 
aufzurichten (Rggsd. v. 12. Mai 1827 und v. 18. Mai 1845). 

Die zu pflafternden Gäffen find jedesmal mit Ketten abzufper- 
ren, um jeden Andrang von Fuhrwerken zu vermeiden. 

Da die Tauben die Dächer fehr befchädigen und die Dachziegel 
locker machen, fo müffen fie wie andered Geflügel eingefchloffen gehalten 
werden, und es ift:ihnen der freie Ausflug nicht zu geftatten (Rggs. 
Circ. v. 3. Februar 1803). Ebenfo find die Haudeigenthümer verantwortlich 
gemacht, die Dächer jährlich wenigitens ein Mal übergehen zu laffen, 
um für ihre Ausbefferung, wenn ed Noth thut, gehörige Sorge tragen 
zu können, damit nicht loder gewordene Ziegel durch Herabfallen Jemanden 
befchädigen. Weiterd muß von den Dächern bei eintretender gelinden Wit- 
terung vor dem gänzlichen Aufthauen der Schnee zu foldher Zeit, wo 
wenig Menfchen auf der Straße gehen, mit der nöthigen Borficht herab- 
geworfen werden ; und eben jo find die. an den Dächern herabhängenden 
Eiszapfen frühzeitig abzufchlagen (Deer. der Pol. Direct. v. 21. 
Tebruar 1823). 

Wer an Straßen vor Fenftern, Erkern oder fonft in feiner Woh- 
nung etwas jtellet oder hänget, ohne ed gegen dad SHerabfallen hin- 
reichend gefichert zu haben, oder wer aus dem Kenfter, von Erkern oder 
fonjt von oben herab etwas wirft, wodurch die Vorübergehenden befchä- 
diget werden Tönnen, ift nach Maßgabe der Umstände den Strafbeftim- 
mungen der 88. 135 oder 178 des Str. ©. B. IL. This. unterworfen. 


8. 219. 
Baupofigei. 
Schuſter (Dr. Mid). Ueber dad Baurecht, Verbietungsrecht, den Ge 
brauch und Nichtgebrauch der Dienftbarkeiten, dann über die einzel- 
nen Gattungen, Erfigung und Verjährung derfelben. Prag, 1819. 
Rößler (St. 3). Sammlung der im Baufache und in den damit zu— 
nächft verzweigten Gegenftänden bid auf die neuefte Zeit erfchiene 
nen Verordnungen. Prag, 1842. 2 Thle. 
Möfer (Gun) Die Bauvorfchriften, foitematifh zufammengeftellt, 
Stanidlau, 1843. 2 Bde. 


Mühlböck (Rud. E.). Baugeſetzſammlung aller in den k. E. öſterreichi⸗ 
hen Staaten, vorzüglich in der Provinz Nieder-Defterreich in der 
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J. 1792—1845 ergangenen Bauperordnungen oder Bauvorſchriften 
Wien, 1846. 2 Be. 8. 


Die Borfähriften der Banpolizei beziehen fich auf die Abwendung 
der Gefahren, welche theil® bei der Ausführung neuer Bauwerke, theile 
dur) die unterlaffene Sicherung alter baufälliger Gebäude der perfün- 
lichen Sicherheit und dem Eigenthume der Staatsbürger drohen. Diefe 
Vorſchriften find in den verfchiedenen Bauordnungen enthalten, deren 
fowohl für einzelne Städte, als für ganze Kronländer beftehen; ale: 
für Nieder-Defterreih v. 7. September 1782; für Wien v. 13. 
December 1829; für Ober-Defterreich v. 20. Juni 1820; für Linz 
und Salzburg v. 20. März 1846 ; für Böhmen v. 8. März 1845; 
für Prag v. 7. September 1815; für Mähren und Schlefien v. 
12. September 1835; für Brünn v. 22. December 1828, u. a, m. 


Ohne bier auf diejenigen Beſtimmungen der in Frage ſtehenden 
Geſetze einzugehen, welche dem Gebiete der Sanitätspolizer und der 
Feuerpolizei angehören, heben wir aus denfelben nur Folgendes hervor: 

Keine Privat-Bauführung darf ohne Bewilligung des Gemeinde- 
vorftandes unternemmen werden. Zu Reparaturen aber, die blos 
die Ausbefjerung einzelner fehadhafter Gegenftände ohne Abänderung des 
beftehenden Bauftandes zum Zwecke haben, ift fein Conſens erforderlich). 
Bei neuen Bauten und bei größeren Bauveränderungen find 
die Gefuche der Baumerber mit gehörigen Bauplänen zu belegen, die den 
Grundriß aller Gefchoße, den Aufriß und das Profil mit dem Niveau 
genau darftellen, und von dem Baumeifter, der die Leitung des Baues 
unternimmt, gefertigt fein müffen. Auf dem Lande genügt ed, wenn 
diefe Pläne nur ffizzirt find. Für Wien wurde durch die Rggs. DBdg. 
v, 27. Februar 1836, 3. 12496 eine eigene Richtfchnur für die Verfaf- 
fung der Baupläne vorgezeichnet. | 

Zur Erhebung der Local-Berhältniffe ift vor Ertheilung des Bau- 
Sonfenfed ein Bauaugenfchein vorzunehmen, wobei außer der zum 
Einfluffe berufenen Behörde, auch die Nachbarn, fo oft es fih um einen 
neuen Bau, oder um eine ihr Intereſſe berührende Bauveränderung ban- 
delt, zuguziehen find. Wenn die Nachbarn gegen den angetragenen Bau - 
Einwendungen machen, die ſich auf ihre Privatrechte beziehen, und im 
gütlichen Wege nicht gefchlichtet werden können, fo Tann wohl von der 
Behörde der Bau als in öffentlicher und polizeilicher Rückſicht zuläffig 
ellärt werden, der Streit felbft ift jedoch auf den Nechtöweg zu ver- 
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mweifen. In Füllen, wo gegen die bereits erfolgte Genehmigung eines 
Baues ein Recurd ergriffen wird, ift die Bauführung bis zur höheren 
Entfcheidung in der Regel einzuftellen. Leber die gepflogene Verhand⸗ 
lung ift ein Protocol aufzunehmen, und die dabei nah dem Localbe⸗ 
befunde angetragene Berichtigung der Pläne erfihtlich zu machen. 

Wenn es fich bei der Wiedererbauung eined alten Gebäudes um 
die Zurückrückung der Baulinie aus öffentlichen Rückſichten handelt, 
fo muß über die Ausmittlung der allfälligen Entſchädigung von Fall 
zu Fall eine befondere Verhandlung gepflogen werden. In einem folchen 
Falle darf jedoch der angefuchte Bau⸗Conſens erſt dann audgefertiget 
werden, wenn über den Betrag, der von dem Baumerber für den zur 
Strafenerweiterung abgetretenen Grundflädhenraum geforderten Endſchä— 
digung definitv abgefprochen worden ift, und der Bauwerber fich mit 
der diesfälligen Entfeheidung zufrieden geftellt hat. Bor erhaltenen 
Bau-Eonfenfe darf, felbft wenn die Bau⸗Commiſſion bereits abgehalten 
worden wäre, kein Bau begonnen werden. Der gegen diefe Anordnung 
handelnde Bau⸗ oder Zimmermeifter ift mit einer angemeffenen Strafe 
zu belegen. . 

Die Ban-Confenfe find in der Negel nur auf drei Jahre (nad 
der Bauordnung für Mähren nur auf ein Jahr) gültig, und müffen 
nach Ablauf diefer Frift neuerdings angefucht werden. 

Die Bauherren haben fich bei ihren Bauführungen nur der hiezu 
geſetzlich befugten Bau- und Zimmermeifter zu bedienen. 

Die Bauherren fo wie die Baumeifter find für die genauefte Beob- 
achtung der genehmigten Bauriffe verantwortlich, und ift jede Abweichung 
bei Vermeidung der Demolirung, und der außerdem berivirkten gefeglichen 
Strafen, auf das ftrengfte unterfagt. 

Bei neuen Bauten und Reparaturen auf einer gegen die öffentliche 
Paffage gekehrten Seite des Haufes, find jedesmal bie erforderlichen 
Warnungszeihen aufzuftellen Die Unterlaffung diefer Borficht um- 
terwirft der Strafe des $. 133 Str. ©. B. II. Thls. und die Befchä- 
digung der aufgeftellten Zeichen der Strafe des 8. 77 ebd. Bor Auf- 
ftellung der Baugerüfte ift der Behörde die Baueinleitung anzuzeigen, 
damit in Anſehung der öffentlichen Paffage und der allfälligen Abände- 
zungen der gungen Straßenbeleuchtung das Nöthige vorgekehrt 
werde. 

In Wien dürfen neue Häufer höchſtens vier Stockwerke hoch ger 
bauet werden. 
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Die Errihtung von Wetterdächern, Vorlegſtufen, Barridren auf den 
Gäffen, dann die Aufftellung ſchwerer Körper ald Verzierungen ober ten 
Dachgefimfen, ald: Statuen, Vaſen u. dgl. ift in der Regel nicht geftat- 
tet. Ausnahmsweiſe Bewilligungen find von Fall zu Fall anzufuchen. 


Die Bauführer find ftrenge gehalten, nur volllommen gute Mate: 
rialien, nämlich: gehörig ausgebrannte Ziegel, reinen Sand, und unver- 
mifchten Kalk zu verwenden. 


Das wefentlichite Erforderniß ſolider Gebäude iſt die Mauer— 
ſtärke. 

Die gehörige Beſtimmung derſelben hängt jedoch von fo verſchie— 
denen einwirkenden Berhältniffen, ald: von der Höhe der Stockwerke, 
von den Dimenfionen der Gewölbungen, von der Tiefe der Tracte u. f. w. 
ab, daß fich darauf befehränkt wurde, die bereits ald Obſervanz beftandene 
Negel ald Anhaltspunkt vorzuzeichnen, wornach die Die der Hauptmauer 
im oberften Stodwerke wenigftend ein und einen halben Schuh zu 
betragen hat, mit jedem Geſchoße abwärtd um 3 Zoll zu verftärken, im 
Fundament aber wenigftend um 6 Zoll im DBergleiche mit dem Erdge- 
ſchoße ftärker zu halten if. Sollte der Baugrund aus Wellfand, Moor- 
boden, aufgefchüttetem Erdreich oder fonft loderen Erdfchichten beftehen, 
oder von Quellen, die nicht abgeleitet werden können, erweicht fein, fo 
find die Grundmauern des aufzuführenden Gebäudes auf einem liegenden 
Nofte zu erbauen, oder nach Umftänden mit einem Pfahltofte zu verfehen. 
Gebäude, deren Fuß von einem fliegenden Waffer befpült wird, wie 
Fabriken, Mühlen u. dgl. müffen gegen Unterwühlung an der Waffer- 
feite mit einer Bürftenwand verfichert, wenigftend bis über den höchſten 
MWaflerftand von Quadern oder behauenen Steinen, und —— mit 
Kalk und Zementmörtel aufgeführt werden. 


Nach Vollendung eines Baues ſt von dem Bauführer ſogleich 
die Wegräumung alles Schuttes, Holzwerkes, und überhaupt aller die 
Paſſage hindernden Gegenſtände vor dem Haufe, fo wie die Wiederher⸗ 
ftellung alles desjenigen, was der Bauführung wegen in der Umgebung 
des Baues eine Veränderung erlitten hat, und wozu indbefondere die 
gehörige Herftellung des aufgeriffenen Straßenpflafterd gehört, auf feine 
eigenen Koften zu veranftalten. 

Neu erbaute Wohnungen und Gewölbe dürfen nicht früher 
bezogen und vermiethet werden, als bis hierzu von der Ortsbehoͤrde der 
Bewohnungs-Conſens ertheilt wurde. 
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Bei Gelegenheit der zu diefem Behufe vorzunehmenden Augen— 
‚ [heine .haben die Ortsbehoͤrden gleichzeitig Durch eine genaue Befichtigung 
aller Theile des Gebäudes eine ftrenge Controlfe über die Beobachtung 
der genehmigten Bauriffe zu üben, zu welchem Ende bei diefen Augen: 
ſcheinen jedesmal ein unparteiifcher Bauverftändiger beizuziehen ift, der 
die Ausführung in allen ihren Theilen mit den Beftimmungen des Bau- 
‚plane? genau zu vergleichen hat. 

Wenn ein bereitö beftehended Gebäude an irgend einem Theile den 
Einftnrz droht, fo ift der Eigenthümer oder derjenige, welchem darüber 
die Aufficht übertragen ift, verbunden, unverzüglich einen Baumeifter zur 
DBefihtigung und vorläufigen Sicherung herbeizurufen. Die Unterlaffung 
diefer Borficht wird nach Berfchiedenheit der Umftände mit den, in den 
88. 134 und 135 des Str. ©. B. II. Thle. enthaltenen Strafen belegt. 
Kann in einem folhen Falle der Hausbefiber wegen DBermögenslofigkeit 
den Bau felbft dann, wenn ihm Friſten bewilligt und Vorſchüſſe ermittelt 
werden, nicht vornehmen, oder weigert er fich deſſen beharrlich, fo ift im 
äußerfien Falle das Gebäude abzufchäben und an den Meiftbietenden 
Öffentlich im Berfteigerungswege unter der Bedingung der MWiederherftel- 
lung in guten und gefahrfreien Stand zu veräußern (Hfd. v. 1. Zuli 
1784). 

Wenn ein Baumeifter einen Bau mit Gerüſten führet, oder Theile 
eines Gebäudes durch Unterſtützung zu ſichern hat, und ein ſolches Ge- 
rüfte oder das Gebäude einftürzt, fo ift er, wenn Niemand dabei ber 
fchädiget worden, das erfte Mal mit 25 bis 200 fl. zu beftrafen. Bei 
dem zweiten Falle ift er, nebft der Geldftrafe noch verpflichtet, künftig 
jeded Mal einen andern Baumeifter zu feinem Bau zu Hilfe zu nehmen, 
unter Strafe, des Baumeifterrechted verluftig zu werben ($. 136 des 
Str. ©. B. I. Thls.). Ward bei einem folchen Einfturze Jemand ge 
tödtet, oder ſchwer verwundet, fo ift der Baumeifter nicht nur zu einer 
Geldftrafe von 50 bis 500 fl. zu verurtheilen, fondern demfelben auch 
die Führung eines Baues fo lange zu unterfagen, bis er vor Kunftver- 
ftändigen darthut, über diefen Theil der Baukunft feine Kenntniffe zu- 
reichend verbeffert zu haben ($. 137, ebd.). Offenbart fich hierbei von 
Seite des Baumeifterd grobe Unwiffenheit, fo ift demfelben fogleich bei 
dem erften Falle eines Einfturzed alle fernere Führung eined Baues zu 
unterfagen (8. 138, ebd.). Für Brünn wurde in dem Gub. Deer. v. 
24. November 1840 eine eigene umfaffende SINN über die bei Bau- 
ten zu errichtenden Gerüfte hinausgegeben. 

Stubenrauh, Verw.⸗Geſetzk. I. J 27 
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8§. 220. 


dorfichtsmaßregeln gegen anderweifige Befchädigungen durch Herabfallen, 
Erſticken u. dgf. 


Gefährliche Stellen an den Ufern der Flüſſe und Bäche, und Ab— 
fhüffe an Straßen, Wegen und Brüden müffen zur möglichiten Hindan- 
haltung aller Gefahren mit Dämmen, Beſchlägen oder Geländern 
verwahrt werden. Wer diefe, fo wie eine Brücke oder Schleufe muth- 
willig abwirft oder befhädigt, macht fi einer Webertretung fchuldig, 
welhe nah $. 76 Str. ©. B. 11. Thls. mit Arreft von 1 bie zu 3 
Monaten zu beftrafen if. Der gleichen Strafe werden Schiffsknechte 
‚unterworfen, welche fich bei gepflafterten Ufer-Taluds zum Abftoßen der 
Schiffe bei dem Gegentriebe der |. g Spachhölzer bedienen, während 
die Schiffmeifter, welche für ihre Anechte zu haften haben, mit einer 
Geldftrafe von 10 fl. belegt werden (nied. öfterr. Rggsd. v. 30. Sep: 
tember 1820, 3. 42706). Endlich verfallen die Schifftnechte, welche bei 
zAinem Wafferftande von 6° ober O und darüber, ohne die aufgeftellten 
MWarnungstafeln zu berüdfichtigen, mit einem Fahrzeuge größerer Gat- 
tung unter der Ferdinandsbrüde in Wien durchfahren, und ſich nicht 
durchheften, ebenfalld in die Strafe des obgenannten $. 76 des Str. 
G. 3. I. Thls. Die Schiffmeifter, welchen dabei ein Verſchulden zur 
Laſt fällt, werden mit einer Geldftrafe von 20 fl. belegt (mied. öfter. 
Rggs. Vdg. v. 23. Zuli.1821, 3. 33020). Noch ftrenger werden die 
Befhädigungen an Dämmen, Wafferleitungenwmd Waſ— 
ſerwerken in der Lombardei und im Benetianifchen geahndet, wo 
der befonderen obwaltenden Berhäftniffe wegen derlei Verletzungen mit 
der größten Gefahr für die Sicherheit ded Lebens und des Eigenthums 
der Bewohner verfnüpft find (Hflzld. v. 31. März 1820, 3. 8548). 

Bei: Errichtung neuer Brücken follen die alten Jochpiloten nicht 
bloß abgeftemmt, fondern aus dem Grunde geriffen werden, meil fie 
fonft den Schiffen und Flößen hinderlih und gefährlich werden, und an 
Bächen durch Anhängen von Wurzeln oder Gefträuche zu Ueberſchwem— 
mungen, neuen Rinnfalen und PVerwüftungen ded Landes Anlaß geben 
(Bdg. v. 15. April 1789) *). 

*) Befondere Anordnungen beſtehen hinfichtlih der Erhaltung der Don au⸗ 


brüden bei Stein und Wien, melde Barth a. a. O. Bd. II, 8. 1903 u. ff: 
| gefammelt bat. 
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Nach der ober öfterr. Rggs. Vdg. v. 3. September 1834 (Prov. 
G. ©. Bd. 16, ©. 284), der Rggs. Vdg. v. 18. November 1841 
(ebd. Bd. 23, ©. 351) und dem Statth. Decr. v. 4. November 1851 
müffen zur Dermeidung von Unglüdöfällen alle nicht gehörig verficherten 
Hansladen ordentlih umplanft ‚werden. Die Verzäunung ift in der 
Art berzuftellen, . daß Kinder weder den Zaun oder die Planke überftei- 
gen, noch durchkriechen, noch den Zugang, welcher durch eine feite Thüre 
mit einem Niegel zu verfchliegen ift, öffnen können. Auf die Unterlaf- 
fung diefer Herftellung oder der nöthigen Ausbefferung ift eine Geld- 
ftrafe von 2 bis 10 fl. C. M. für den Hausbeſitzer feitgefeht, und es 
ift, wenn derfelbe dem Auftrage zur Herftellung-der entfprechenden Ber- 
zäunung nicht ungefäumt nachkommen follte, diefe ohne Weiterd auf feine 
Koften durch den Bürgermeifter zu veranlaffen, wobei noch zu bemerken 
fömmt, dag in Fällen, wo die unterlaffene, oder nicht nach Vorſchrift 
bewirkte Berzäunung der Hausladen die Verunglückung eines Menfchen 
zur Folge hatte, wider den zur Verzäunung Berpflichteten, die gerichtliche 
Strafamtshandlung wegen Vergehens gegen die Sicherheit des Lebens 
nah dem $. 89 des II. Thls. St. G. 2. ftatt finden würde. - * 

Biegeldeder, Maurer. Zimmerleute, Kupferfchmiede, Spengler, 
Schloſſer, jo wie deren Handlanger, müffen fih, wenn fie auf Dachun- 
gen oder am einem Thurme Arbeiten zu verrichten haben, ftetd der 
Sicherheitsgurte (ded Spannfeiles, der Leine, d. i. eines 
um den Leib geſchlungenen Strides), bedienen, widrigenfalld die Meifter, 
deren Gefellen oder Handlanger diefer Vorfchrift keine Folge leiften, mit 
einem dreitägigen Arrefte, die dawider handelnden Gefellen oder Hand- 
langer felbft aber nad) dem Str. ©. 3. 11. Thls. beftraft, oder wenn 
der dießfällige Thatbeitand nicht bergeftellt werden könnte mit einer arbi- 
träten PBolizeisStrafe belegt werben follen. In den Märkten und Dörfern 
des flachen Landes hat diefe Anordnung nur auf jene dafelbft‘ befindlichen 
Gebäude Anwendung, welche wenigftend mit einem Stockwerke verfehen 
find (nied. öfterr. Rggs. Vdg. v. 13. September 1794; v. 30. Juli 
1799, 3. 13934; v. 4. October 1803, 3. 19132; v. 28. Mai 1812, 


. 3. 14527; Hfkzld. v. 11. December 1816; Hfkzld. v. 11. November 


1817, 3. 32011; nied. öſterr. Rggs. Vdg. v. 5. Jänner 1835, 3. 

69592). Die mähr. fchlef. Gub. Bog. v. 18. October 1821, 3. 26973 

beftimmt , daß die Anterlaffung des Anbindend der in der Höhe mit 

Rebensgefahr arbeitenden Gewerböleute jedenfalld die Webertretung des 

8. 183 Str. ©. B. 11. Thls. begründe, und daß auch die Arbeitögeber, 
27 * 
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welche auf die Befolgung diefer nothwendigen Sicherheitömaßregel nicht 
dringen, ftraffällig. fein. Auch die Ganalräumer haben fih nad) der 
nied. öfterr. Rggs. Vdg. v. 2. Mai 1836, 3. 25096 ftet® mit einem 
um den Leib befeftigten Stride zu verfehen, damit ihnen erforderlichen 
Falles fogleich die nöthige Hilfe geleiftet werden könne. 

Die Anfzugsfeile, mittelft welcher Menfchen in Körben (zur Der: 
rihtung von Maurerarbeiten u. dgl.) aufgezogen werden, follen in der 
Länge einer Klafter eingefpist werden, d. h. es foll das zum Auf 
ziehen beftimmte Seil aufgelöfet, in zwei Hälften abgetheilt, und fohin 
eine Hälfte in die andre eingeflochten werden, wodurch eine volllommene, 
feine andere Verbindung mehr benöthigende Schlinge gebildet wird (nied. 

öfterr. Rggs. Vdg. v. 1. Juni 1832, 3. 27776). 

Bei dem Schotter: und Lehmgraben foll die Erde immer von 
oben herunter weggeräumt, und folchergeftalt abdachungsweiſe und nie- 
mals fenfrecht abgegraben, noch viel weniger untergraben (unterhölſcht) 
werden, wofür die Inhaber und Pächter foldyer Gruben, fo wie die Con- 
trahenten von Schotterlieferungen verantwortlich find (Hfd. v. 29. Zuli 
1784; nied. öſterr. Rggs. Vdg. v. 1. Juli 1800, 3. 11426; v. 30. 
November 1803; v. 12. uni 1804 und 30. März 1817, 3. 12762; 
mäbr. fchlef. Sub. Circ. v. 21. November 1823, 3. 3347). 

Die bei Anlegung der Stollen in den Bergwerken anzumendenden 
Borfichten find in den Berggeſetzen enthalten *). 

Die Bewilligung zur Unternehmung einer Luftfahrt fol nur bes 
kannten Phyſikern ertheilt werden, welche fich mit einer von dem Mi- 
nifterium des Innern ausgefertigten allgemeinen Erlaubniß SUR DEIEN 
vermögen (Hfkzld. v. 31. Auguft 1808). 

Glöckner follen Feine Kinder zum Länten ber Glocken verwenden 
Weiſung der Pol. Hofſt. v. 27. December 1823). 

Gankler und andere Leute, die von der Producirung lebensgefähr⸗ 
liher Kunftftüde ein Gewerbe machen, find in der Regel nicht zu dulden 
(Bdg. dv. 28. Jänner und dv. 29. Auguft 1797). 


*) Bol. Jung: Das Bergreht in den k. k. öfterreihifchen Staaten. Wien, 
1822. 8 — Schmidt: Berfuh einer ſyſtematiſch geordneten Darftelung des 
Bergrechtes im Königreihe Böhmen. Prag, 1833 und 1845. 8. — Tauf ch: 
Das Bergrecht des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates. Klagenfurt, 1827; Wien, 1834. 8. 
— Schneider: Lehrbuch des Bergrechtes für die geſammten Länder der öfterreichi- 
ſchen Monarchie. Prag, 1848 8. — Hingenau (Frhr. v.): Handbuch der Berg- 
vechtäfunde. Wien; 1851. 8. 
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Die Unfüge, welche durch die f. 9. Sohannis: oder Springfeuer 
häufig herbeigeführt worden waren, haben bereit3 die Vdgen. v. 14. Juni 
1754 und v. 17. Juni 1757 abgeftellt. Ebenfo wurde der Gebrauch über: 
mäßig großer Kirchenfahnen durd, Vdog. v. 16. Mai 1781, das Aus- 
tragen zu großer Bodungen bei der Weinlefe durch Vdg. v. 23. Juli 
1757, und das Beladen der Millerjungen mit allzufchweren Mehlfäden 
durch Dog. v. 9. December 1802 auf das Schärffte unterfagt. 


Sangeifen, Schlingen, Fallbäume, Wolfsgruben und Legbüchſen 
gegen das Wild dürfen niemald an gangbaren Orten errichtet, und follen 
immer mit ſolchen Warnungszeihen aufgeftellt werden, daß fie von 
Jedermann leicht wahrgenommen und erfannt zu werden vermögen. (Pat. 
v. 28. Februar. 1786, $. 6; Hfd. v. 23. Juni 1788, $. 4; tirol. Gub. 
Vdg. dv. 12. September 1816). 


Mm Städten dürfen an den Eden der Häufer zur Hindanhaltung 
ihrer Verunreinigung Teine Geländer mit eifernen Spigen hergeitellt 


werden, weil diefe, da fie öffentlich und dem Andrange des Publikums 


ausgeftellt find, zur Zeit eined Gedränges, zur Winterzeit, zur Regen⸗ 
zeit bei ſchlüpfrigen Wegen, oder auch fonft, wenn Kinder oder Betrun- 
fene ausgleiten, der Törperlihen Sicherheit gefährlich werden können 
(nied. öfterr. Rogge. Vdg. v. 10. Juni 1826, 3. 28041). 


Miederholte Warnungen wurden erlaffen, keine brennenden Kohlen 
in ein gefchloffene® Zimmer mit fih zu nehmen, indem dadurd die Ge- 
fahr des Erſtickens herbeigeführt wird. Wenn ein Gewerbömann, feines 
Gewerbes wegen, ein SKoblenfeuer in feinem Zimmer unterhalten muß, 
fo ift ihm zwar dieß geftattet, er hat jedoch immer auf die Pfanne mit 
brennenden Kohlen einen Topf mit Waffer zu feßen, indem die aufftei- 
genden Waflerdämpfe die Schädlichkeit des Kohlendunfted vermindern. 
Die Nichtbefolgung der einen oder der andern Anordnung wird an dem 
Schuldtragenden nah $. 89 ded Str. G. B. II. Thls. geahndet (nied. 
öfterr. Rggs. Eirc. v. 10. März 1808, 3. 2886, im Anhange zum 
Str. ©. B.). 


Neu verfertigte Schwefelräucherungs-⸗Apparate müffen, bevor fie 
in Gebrauch gefeßt werden, von einem öffentlichen Sanitätdbeamten un- 
terfucht worden fein; auch ift die wirflihe Anwendung eined ſolchen Ap- 
parates ohne Intervention eined Arztes in Teinem Falle geftattet (Hflzlv. 
v. 6. April 1820, 3. 9195). 

Hinfihtlih der Räumung (Reinigung) der Kanäle un Senf: 
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graben (Mehrungen) wurden durch die fteir. Gub. Vdg. v. 27. Juli 
1825, 3. 18611 folgende Vorſichten vorgeſchrieben: 

Eine lange nicht geräumte, eng verſchloſſen gehaltene Mehrungs⸗ 
grube muß immer einige Stunden, bevor die Räumung unternommen 
wird, geöffnet werden, damit die Stickluft ausſtrömen kann. 

Vor dem Anfange der wirklichen Räumung haben die Mehrungs— 
räumer den Verfuch mit Licht und Flammenfeuer vorfichtig zu machen. 
Es wird nämlich von der Deffnung oder dem Spunde der Senfgrube 
ein Licht oder in einem Topfe angebrachtes Flammenfener aus Papier, 
Stroh oder Holzfplittern bis an die Oberfläche des Unrathes hinabge- 
laffen; wenn diefed fortbrennt, Tann die Räumung angefangen und die 
Grube beftiegen werden, widrigens aber muß diefe Arbeit fo lange ver: 
fhoben werden, bis durch das brennend erhaltene Licht der Beweid von 
der ganz befeitigten Stickluft hergeftellt ift. In folhen Fällen kann und 
muß die Grube auch bis auf die folgende Nacht offen bleiben, jedoch ift 
fie inzwifchen vor dem Zutritte der Menfchen gut zu verwahren. 

Der Nachtarbeiter, welcher die Senkgrube rüdfichtlich der völligen 
Gefabrlofigkeit ihres Befteigend zuerft zu unterfuchen bat, ift in dieſelbe 
in einem aus Leder oder Spagatgurten verfertigten, und an einen Stride 
gut befeftigten Korbe hinabzulaſſen, und muß mit einem Spannſeile 
(f. oben) verſehen fein. 

Zur mehreren Verwahrung gegen dad Einathmen mephitifcher Dünfte 
haben die Arbeiter bei dem Befteigen einer Mehrungsgrube immer auch 
in Effig getauchte Schwämme fi) um den Mund und die Nafe zu binden. 

Die Bauart der Senkgruben in engen‘ Räumen zwiſchen verbauten 
Stellen, wo Luft und Licht nur wenig wirken können, erzeugt gewöhnlich 
die mehrere oder mindere Stickluft. Es find daher bei den Ahborten, 
vorzüglich wo diefe im Innern der Häufer und durch mehrere Stockwerke 
angebracht find, Luftfänger oder Schläuche bis unter die Hausdächer zu 
führen, um die in den Mehrungen fich fammelnde SAH ausſtrömen 
zu machen. 

Bei neuen Bauführungen oder bei Umſtaltung von Mehrungen iſt 
eine Stiege zu dem unterſten Boden der Senkgrube anzubringen, um 
das Hinabſteigen zu erleichtern. 

Die Nachtarbeiter, welche ſich ein Vergehen gegen dieſe Anordnun— 
gen zu Schulden kommen laſſen, find nach dem 8. 89 des Str. G. B. 
II. Thls. zu behandeln, wenn ſich aber die Uebertretung zur Anwendung 
dieſes Paragraphes nicht eignen ſollte, fo iſt ſolche als ein einfaches 


=. 
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Polizeivergehen zu ahnden, welches Strafverfahren auch bei Unterlaffung 
der unverzüglichen Anzeige eines gefchehenen Unglücksfalles zu beobachten 
kömmt. 

Aehnliche Vorſichtsmaßregeln find bei Grabung neuer oder Repari⸗ 
rung ſchon beſtehender Brunnen anzuwenden. Die nied. öſterr. Rggs. 
Vdg. v. 21. December 1837, 3. 72395 und v. 11. Juni 1839, 2. 
31740 verfügt in diefer Beziehung: 

1) Sollen alle, wie immer gearteten Brunnherftellungen oder Repa- 
raturen nur von berechtigten Individuen unternommen und in Ausfüh- 
rung gebracht werden. 

2) Muß bei der Brunngrabung befonderd darauf gefehen werden, 
dag zur Auspölzung derfelben 6 bis 7 Zoll dickes Pölzholz, nämlich zu 
Haupt und Sprenghölzern, und zur Ausfchallung der Seitenwände, dann 
zu den fogenannten Aufſetzbrettern nur Klingauer oder Welſer Bankladen 
verwendet werden. 

3) Soll von oben hinab kein Pölzwerk über 4 Schuh Höhe haben, 
und die Seitenwände nicht ſtehend, ſondern liegend ausgetäfelt und ver- 
fchallt fein; auch ift mit allem Fleiße darauf zu fehen, daß befonderd im 
fodern und ftehenden mit fogenannten Laßen vermifchten Schottergrunde 
die Pölzwerke hart auf einander zu. ftehen fommen, und fein Zwifchen- 
raum unverfichert gelaffen wird. 

4) Wird ein Brunnen auf eine bedeutende Tiefe ausgehoben, fo ift 
die Vorficht zu gebrauchen, dag der Brunnenfchaht auf 6 Schuh im Ge- 
vierten angelegt, und die Audgrabung der vier Seitenwände in einer 
Tiefe von 10 Klaftern nicht mehr und nicht weniger ald 2 Zoll Ein- 
ziehung erhalte, damit eine nachtheilige Untergrabung gänzlich befeitigt 
werde. 

5) Nachdem bei Grabung tiefer Brunnen ſich meiſtens viel Stid- 
luft entwidelt, welche lebensgefährlich ift, fo ift den Brunnengräbern 
eingefhärft worden, in folhen Fällen, und zwar immer früh Morgens, 
bevor die Grabung begonnen wird, die Luft durch vorfichtiges Hinab- 
affen eines brennenden Lichtes in den Brunnen zu prüfen; zeigt fich 
dann das brennende Licht zum Auslöfchen, fo ift es ein Beweis, daß die 
Luft lebensgefährlich ift, und in folchen Fällen ift fogleich ein Blafebalg, 
zwar in der gewöhnlichen Form, jedoch folid und Tuftdicht gebaut, in der 
Länge von wenigftend 5 Schuh, mit den gehörigen Luftllappen und ent- 
gegengefeßten Bentilen verſehen, feitwärtd des Aufzuges, jedoch nicht weit 
vom Brunnenſchachte aufzuftellen, das Gebläfe während der Arbeit unun- 
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terbrochen in Bewegung zu erhalten, und mittelft einzuhängender lederner 
Schläuche, blecherner oder hölznemer Röhren, welche Iuftdicht und genau 
- zufammenpaffend fein müffen, den Arbeitern in den Brunnen die nötbige 
Lebındluft zuzuführen; auch hat ſich jeder Brunnenarbeiter zum Auf 
und Abfahren in den Brunnen mit einer ſtarken Leibgurte, welche in 
dad Zugſeil, woran der Zugeimer hängt, und worein fi das auf- und 
abfahrende Individuum immer zu ftellen hat, zum Einhängen eingerichtet 
fein muß, zu verfeben. 

6) Rüdfihtlih der Brunnenausmanerung it den Unternehmern die- 
fer Arbeiten zur Pflicht gemacht, daß jeder Brunnen, wenn er auch fchon 
Saugmwaffer haben follte, in fo lange es der Andrang desfelben zuläßt, 
im Bierede nad vorgeſchriebener Art ausgegraben und gepölzt werden 
muß, und nur erſt dann ſoll zur Einſchlagung der Brunnenbüchſen ge⸗ 
ſchritten werden, wenn das Waſſer in einer den Bedarf deckenden Quan- 
tität vochanden iſt, wo dann jene Brunnenbüchſen, welche im Durch— 
meſſer über 3 Schuh halten, während dem Einſchlagen inwendig mit 
eiſernen Spannreifen zu verſehen ſind, weil es nur hierdurch möglich 
gemacht wird, dieſelbe ſenkrecht, und nach einer ordentlichen Zirkellinie 
einzuſchlagen. 

Sollte jedoch das gefundene Waſſer, wie es öfter geſchieht, abneh⸗ 
men, und für den Bedarf nicht hinreichend ſein, ſo wäre es erſt an der 
Zeit, entweder zur Unterfangung oder Bohrung Hand anzulegen. Dieſe 
Unterfangung iſt dann mit den eigends hierzu verfertigten Brunnziegeln, 
die Gurten aber von keilartig geformten 7’, Zoll breiten und 11 Zoll 
hohen Schlußziegeln herzuftellen und die hölzernen Zwickel fo wenig als 
möglich hiezu in Anwendung zu bringen. 

Die Brunnausmauerung oberhalb der Brunnbüchfe oder des Brunn- 
franzed muß durchaus von unten herauf entweder mit Brunnfteinen auf 
wenigftend Einen Schuh oder auf einen ganzen Mauerziegel, d. i. auf 
11 Zoll Diele, von der beftgebrannten Gattung trocken bergeftellt wer- 
den; die rüdmwärtigen Fugen, wenn die Ziegel nicht keilförmig geformt 
find, müffen mit Ziegelftüden gut ausgezwidt, und die leeren Räume in 
den Eden nicht mit Schutt oder Thonerde, fondern mit Schotter audge- 
füllt werden; an dem oberften Ende aber bis zum Brunnkranz ift die 
Ausmauerung fammt den vier Eden in einer Höhe von 6 bis 7 Schuh 
der befferen Solidität wegen, und zur Sicherung der nächſt ftehenden Ge- 
bäude durchaus mit gutem Mörtel in Ausführung zu bringen. Uebrigens 
müffen die Brunnen während des Nichtarbeitend gehörig eingedeckt fein. 
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7) Diejenigen Jrunnengraber, welche die anbefohlenen Vorſichts— 
maßregeln nicht befolgen, werden mit einer angemeſſenen Geld- oder 
Arreftiteafe belegt, und nah Umftänden felbft nah dem Str. ©. 2. 
II. Thls. behandelt. Insbeſondere wird die Unterlaffung der Vorficht 
des Brunneneindedend während des Nicharbeitend an dem Uebertreter mit 
Geld oder Arreft auch dann beftraft, wenn hierbei nicht die Merkmale 
einer im Str. ©. B. verpönten Handlung eintreten. 

. Alle bergeftellten Brunnen müffen entweder gededt, oder mit einem 
wenigftend 2, Schub hohen Geländer (Kranze) verfehen werden, widri- 
genfalls der betreffende Hausinhaber oder Hausadminiftrator mit der 
Strafe des $. 183 Str. G. B. II. Thls. belegt werben könnte (böhm. 
Sub. Vdg. v. 13. März 1789; v. 9. September 1792 und v. 5. Sep: 
tember 1817, 3. 41425). 

Auf gleiche Weife find die Erdäpfelgruben gehörig zw verfichern 

(Bdg.-v. 18. April 1789). 
Die Mühlfteine (Läufer), deren Zerfpringen während des Mahlens 
mit großer Gefahr für das Leben der Mühlarbeiter und Mahlgäfte ver- 
bunden ift, follen nur aus einer, ihrer Qualität nach hierzu vollkommen 
geeigneten Felfenmaffe gebrochen werden, wofür die Erzeuger verantwort- 
lich find. Weiters find die Mühlfteine wenigftend mit 10 bid 12 ftarken 
hölzeren oder 2 bid 3 eifernen Reifen zu verfehen (abzubinden), 
und hat der Mühlbefiber bei Einlegung eined neuen Mühliteined den 
Mühlgang durch einen erfahrenen Mühlarbeiter oder Werkführer beobadh- 
ten zu. laffen und jede unvorfichtige Annäherung durch längere Zeit hind- 
anzuhalten. Die Unterlaffung diefer VBorfichten wird nach den Vorſchrif⸗ 
ten der Mühlordnung geahndet (böhm. Gub. Vdg. v. 2. Mai 1833, 
3. 16610). 

Die Errihtung von Schießſtätten an Privatorten ift gänzlich un- 
terfagt, und Jedermann zur Benübung der öffentlichen Schieß— 
ftätten angewiefen (Bdg. v. 6. November 1747 und v. 12. Auguft 
1794)... Lebtere dürfen nicht ohne Erlaubniß der Behörde, und niemals 
an Stellen errichtet werden, wo die Vorübergehenden einer Gefahr aus: 
gefeßt find. Für die Sicherheit des Zielers ift dur Aufftellung 
eines kugelfeſten Zielerhäuschens und durch Aufſteckung von Zeichen, vor 
deren Wegnahme Fein Schuß abgefeuert werden darf, zu forgen (Vdg. 
v. 11. September 1788; Hfkzld. v. 30. Suni 1830, 3. 24662). Wei- 
ters find fie mit einer hinreichend hohen Schubmauer zu umfangen, oder 
doch wenigftend am Ende mit einem Kugelfänger hinter der Scheibe zu 
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verfehen (mähr. Präſ. Erl. v. 3. Juni 1818 und Präf. Schr. der Pol. 
Hofſt. v. 30. Juni 1830). 

Das Abfeuern von Pöllern bei feierlichen Gelegenheiten auf dem 
Lande ift dergeftalt einzurichten, dag nur ſolche Pöllergefchlike gebraucht 
werden, die man ohne Gefahr laden und abfenern kann, daß zur La- 
dung und zum Abfeuern folhe Individuen verwendet werben, welche ber 
dießfälligen Manipulation ganz kundig find, und daß dabei überhaupt 
alle mögliche Vorficht beobachtet werde, um weder dad Eigenthum noch 
dad Leben der Menfchen der. Gefahr irgend einer Beſchädigung oder 
Verlegung auszufegen (Hflzld. v. 6. Jänner 1825, 3. 678). 

Auf den Shaubühnen dürfen nur einzelne, nicht allzu flarf 
nallende Schüfle, höchftend aus Piftolen oder Flinten abgefeuert werden 
(Bdg. dv. 18. Februar 1812). 

Das Verbot ded Schießens zwiſchen den Häuſern, dann die 
bei der Aufbewahrung des Schießpulvers zu beobachtenden Bor- 
fichten find in den Feuerpolizei-Vorſchriften enthalten, und werden fpäter 
umftändlicher berührt werden. Auf den mit Pulver und Munition 
beladenen Wägen müſſen während ded Transportes ſchwarze Fahnen 
zur Warnung aufgeftedt werden (Hfkrgs.Vdg. v. 3. September umd 
6. October 1837). 

Die Berechtigung zur Erzeugung von Feuerwerkskorpern (pyro⸗ 
techniſchen Gegenſtänden) iſt bei dem Kreispräſidenten oder beziehungs⸗ 
weiſe der Statthalterei anzuſuchen, wobei ſich der Befugnißwerber nicht 
nur über ſeine Kenntniſſe in der Fabrication dieſer Erzeugniſſe genügend 
auszuweiſen, ſondern auch das Verfahren, nach welchem er hierbei vorzu⸗ 
gehen gedenkt, in einer umſtändlichen Beſchreibung genau anzugeben hat. 
Die Ausübung einer ſolchen Berechtigung kann nur in einem, aus leich— 
tem Materiale erbauten und wenigftend 30 Klafter von jedem Gebäude 
und von der Straße entfernten Locale geftattet werden, und die Trand- 
ferirung eined ſchon beitehenden Laboratoriumd an einen andern Ort nur 
mit Bewilligung der oben angegebenen Behörde Statt finden. Endlich 
ift der Verkauf der Feuerwerkskörper nur auf die Erzeuger ſelbſt be⸗ 
ſchraͤnkt, und iſt es denſelben nicht erlaubt, einen Dritten zum Verſchleiße 
derfelben zu beitelen (Hfkzld. v. 8. April 1830, 3. 7311). 

Sa Böhmen wurde neuerlih durch Gub. Vdg. v. 23. Auguft 1849 
(Nr. 147 des 8. ©. BI.) das Hanfiren der Kinder mit Br 
hölzchen ae verboten. 
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8. 221. 
Maßregeln gegen Derfegungen durch Chiere. 


Zur Berhütung der Gefahren, welche der Sicherheit des Lebens 
durch Thiere drohen, beftehen folgende Anordnungen : 

Auf die Ausrottung reißender Thiere (Raubthiere), ala: Wölfe, 
Lüchſe, Bären u. f. w., find angemefjene Belohnungen feftgefegt GGfd. 
v. 29. Auguft 1783; v. 23. Juni 1788; v. 15. Jänner 17975 dv. 17. 
October 1821; v. 2. December 1822, 3. 32283; Hflmrd. v. 29. Oc⸗ 
tober 1827). . | 

Solche fhädliche Thiere dürfen von Privaten ohne Erlaub- 
niß der Obrigkeit gar nicht gehalten werden. Die Webertretung diefes 
Berbotes wird nach den 88. 142 und 143 ded Str. ©. 2. II. Thls. ge- 
ahndet. Ebenſo ift dad Herummandern mit Bären und anderen wil⸗ 
den Thieren verboten (Bdg. v. 26. uni 1781; Hfd. v. 14. Juni 1794; 
mähr. fchlef. Sub. Decr. v. 27. Auguft 1813, 23. Juni 1819 und 24. 
September 1824 ; nied. öfterr. Rggsd. v. 27. Suli 1827, 3. 42423); 
Bei wirklich ſehen swerthen Thieren fremder Himmelsftrihe kann 
hiervon eine Ausnahme gemacht werden, doch ift hierzu immer die ge- 
hörige Erlaubniß einzuholen (Hfd. ». 12. Juni 1785 und v. 5. Auguft 
1824, 3. 23779). Productionen reißender oder wilder Thiere, wenn 
auch im gezähmten Zuftande, find auf Schaubühnen unterfagt, da 
feicht durch dad Scheumwerden ſolcher Thiere Unglücksfälle herbeigeführt 
werden können (nied. öfterr. Rggs. Präf. Vdg. v. 30. October 1839, 3. 
2599). Solche Thiere müffen wohl verwahrt und unter den nöthigen 
Borfihten in Käfigen verfperrt gehalten werden. Die BVernachläffigung 
diefer VBorfchrift zieht die Beftrafung nad $. 144 und 146 Str. ©. 8. 
II. Thls. nah fih. Schwarzwild darf nur in gefchloffenen und gegen 
allen Ausbruch gut geficherten Thiergärten gehalten werden. Wenn ein 
Schwarzwildftüd außerhalb eined Thiergartend angetroffen wird, fo ift es 
Jedermann zu allen Sahreszeiten erlaubt, dasfelbe zu ſchießen oder fonft 
auf eine Art zu erlegen (Pat. v. 28. Februar 1786). 

Auch Häusliche Ihiere müffen gehörig verwahrt werden, wenn jie eine 
bösartige Eigenfchaft an fich haben. Deßhalb ift das Austreiben bösartiger 
&tiere auf dem Lande nicht zu geftatten. Den Fleifhhanern in den Städ- 
ten aber ift die gehörige Vorficht anempfohlen, damit weder bei dem, Triebe, 
noch bei der Schlachtbant durch. das Ausreigen verwilderter Ochſen ein 


— 428 — 


Schaden angerichtet werde. Auf dem Ochfenftande (Gries) foll zur 
Zeit der Theilung Niemand verweilen, den feine Gefchäfte nicht dahin 
rufen ; noch weniger darf Jemand mit einem Fanghunde dafelbft erfchei- 
nen, oder das Vieh heben und ſcheu machen, mit Steinen merfen 
und durch Lärmen und Schreien beunruhigen. Die Damwiderhandelnden 
find zu verhaften und ihnen die Hunde abzunehmen. 

In der Gegend des Ochfengriefes find Warnungstafeln zur 
Abhaltung müßiger Zufchauer aufzuftellen. Auf dem Transporte find 
alle wilden f. g. viehſcheuen Ochſen gebunden auf Wägen in das 
Haus des betreffenden Fleiſchers zu führen; die halbſcheuen Ochſen 
find mit alten nicht fheuen, paarweife zufammen. zu binden. Die ein- 
zelnen Triebe find jedesmal mit einer hinlänglichen Anzahl Treiber zu 
Fuß und auch einigen zu Pferde zu begleiten ; der Trieb foll durch ſolche 
Gegenden gefchehen, wo die wenigften Menſchen gehen (nied. öft. Rggs. 
Der. v. 5. December 1807, 3. 36913 und v. 29. Jänner 1835, 3. 
2434). Im Allgemeinen ift der Eintrieb des Hornviehs in Städte nur 
in einer frühen Morgenftunde oder zur ———— geſtattet (nied. öſterr. 
Rggsd. v. 29. Auguſt 1793). 

Das Halten zu vieler unnöthiger Hunde ift wegen der bei diefen 
Thieren fich vorzugsweife entwidelnden Wuthkrankheit fowohl auf dem Lande 
als in Städten unterfagt (Rggsd. v. 28. Juli 1794). Den Bauern ift 
nicht mehr als höchftend ein anzuhängender Haushund geftattet, und 
Gewerbsleute dürfen nur jene Hunde halten, deren fie benöthigen (Hfd. 
v. 13. April 1785). Fanghunde müffen bei Tage ftetd an der Kette 
gehalten werden (nied. öſterr. Rggsd. v. 16. October 1795; den Fleifch- 
hauern indbefondere eingefchärft durch Rggsd. v. 29. September 1816); 
die Wächter auf den Holzgeftätten dürfen feine bösartigen Hunde halten 
(allgem. Holsgeftätten-Drdnung $. 120) und die Aufftellung der Hunde 
bei den Wägen einkehrender Fuhrleute, die auf offener Straße fiehen 
bleiben, anftatt der Wächter, ift durch Rggsd. v. 24. Februar 1809 ab- 
geftellt worden. 

Biffige Hunde müffen bei Tage an die Kette gelegt, und dürfen 
bei Nacht nur in verfchloffenen Hofräumen abgelaffen werden (nied. öſt. 
Rggs. Vdg. v. 28. Juli 1794; ob. öſt. Rggs. Vdg. v. 28. Juni 1821, 
3. 7316; böhm. Gub. Vdg. v. 6. Juli 1825; ob. öſt. Rggs. Vdg. v. 
17. Jänner 1829, 3. 2005). Herrenlofe Hunde, die in den Straßen 
ohne Halsband herumlaufen, find von dem Abdecker einzufangen und zu 
tödten (Bdg. v. 7. Juni 1752; Vdg. v. 26. März 1781; v. 10. April, 
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19. Mai und 22. September 1783; v. 29. April 1785; Rggsd. v. 
28. Suli 1794; Vdg. v. 24. November 1818 u. a. m.). Die Wafen- 
meifter haben zu diefem Ende ihre Bezirke fleißig zu durchftreifen, und 
denjenigen, welche ſich durch obrigkeitlihe Certificate ausweifen können, 
eine beträchtliche Anzahl herumlaufender, herrenlofer Hunde erſchlagen zu 
haben, wurde eine ihrem Eifer angemeffene Belohnung zugefichert (Rggsd. 
v. 16. Juli 1796). 


Befondere Anordnungen über das Einfangen herrenlofer Hunde 
beftehen für Wien in den Rggs. Vdgen. v. 7. Juni 1838, 3. 14064 
und v. 19. Suni 1839, 3. 30645. :Diefen zu Folge find zum Ein- 
fangen alle Hunde geeignet, welche entweder fein ordentliches, mit dem 
Namen ded Eigenthümerd oder doch mit den Anfangsbuchitaben desfel- 
ben verſehenes Haldband haben, oder ſich doch entfernt von ihren Herren 
auf Straßen und Pläben herum treiben. Bon den auf diefe Art einge- 


fangenen Hunden find die gewöhnlichen, werthlofen, der gemeinen Race 


angehörigen, allfogleich bei der Ueberbringung an die Abdederei zu ver⸗ 
tilgen ; dasfelbe gilt von den auffallend biffigen, und von kranken Hun- 
den, gleichviel welcher Race fie angehören, wenn das Ihierarznei-Anftitut 
fie zur Vertilgung geeignet erkennt. Die gefunden Hunde von befferer 
Race find durd 24 Stunden aufzubehalten. Binnen diefer Zeit können 
fie von dem Eigenthümer gegen Erlag einer Tare von 5 fl. ausgelöst 
werden. Nach Ablauf jener Frift find fie ebenfalld zu vertilgen. Endlich 
wurde durch Magiftratöverordnung v. 19. Juni 1841 die allgemeine 
Einführung der Maulkörbe angeordnet. Eben fo beftehen auch an andern 
Orten umftändliche Verfügungen über die Beauffichtigung der Hunde; 
ſo 3. B. für Tirol die Gub. Vdg. v. 1. April 1841 u. a. m. 


Als befonders gefährlich, ftellt ſich die Wuthkraukheit dar, melde 
fih an einheimifchen Thieren in der Regel nur bei Hunden, . feltener 
bei Raben, Fühfen und Wölfen urfprünglic entwidelt, durch An- 
ftedung aber auf einheimifches Vieh aller Gattung, das Federvieh nicht 
audgenommen, überfragen werden kann. 


Die von der Staatöverwaltung dießfalld ergriffenen Maßregeln zie- 
len dahin ab: 1) dem Ausbruch der Wuth an Hunden und andern 
Ihieren möglichft vorzubeugen ; 2) die weitere Verbreitung der audge- 
brochenen Wuth zu verhüten und 3) den Berlebten die nöthige Silfe 
angedeihen zu laffen, um fie wo möglich noch vor dem Ausbruche der 
Krankheit zu bewahren, die, wenn fie fih einmal entwidelt hat, nad 
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den bisherigen Erfahrungen den unvermeiblichen Tod unter den fürchter- 
lichſten Qualen berbeiführt. 

Un das Entftehen der Wuth fo viel ald möglich zu verhindern, 
ift ed vor Allem nothwendig, die Anzahl unmöthiger Hunde zu vermin- 
dern, die nothwendigen aber entfprechend zu überwachen, und der Gefahr, 
duch fie befhädigt zu werden, zu begegnen, worüber bereitö oben die 
erfloffenen Anordnungen berührt worden find. 

Ebenfo ift es weiter von großem Gewichte, den Eigenthümern der 
Hunde eine angemefjene Ernährung und Verpflegung derfelben zur Pflicht 
und fie mit den Stennzeichen der Wuth bekannt zu machen, damit fie 
erforderlichen Falles fogleich die geeigneten Vorkehrungen treffen können. 
Zu diefem Ende erfloßen zahlreihe Belehrungen z. DB. für Nieder- 
Defterreih v. 28. Zuli 1794; für Böhmen v. 31. Juli 1798 u. a. m. 
Der im Sahre 1809 für fämmtliche Provinzen erlaffene Unterricht über 
die Thierfeuchen, der in Defterreih ob der Enns unterm 25. Juli 
1821, in Ylyrien unterm 25. Jänner 1822, in Böhmen unterm 6. Juli 
1825 u. |. w. republicirt wurde, enthielt auch in Anfehung der Hunde- 
wuth die entfprechenden Belehrungen. Eben fo wurden diefelben in den 
neuen, mit Hflzld. v. 24. Juli 1834, 3. 27250 an fümmtliche Länder: 
ftellen binausgegebenen Unterricht über das Derfahren bei Thierfeuchen 
aufgenommen. Noch ausführlichere Beftimmungen find in dem tir. Gub. Circ. 
v. 24. Juni 1837 und in dem mähr. fehlef. Sub. Circ. v. 12. Juni 1841 
enthalten. Auch die nied. öft. Statth. Vdg. v. 17. October 1850, Nr. 81 des 
2. &. Bl., dann die ob. öft. Statth. Erl. v. 10. Zuli 1851, 3. 11226, Nr. 
275 des 2. ©. Bl. und v. 18. September 1851, 3. 15744, Nr. 379 des 
2. ©. Bl. hat die dießfalls angeordneten Maßregeln neuerdings eingefchärft. 

Um den Ausbruch der Wuth an Hunden zu verhindern ift vor Allem 
für Yinlänglih reine und unverdorbene Nahrung derfelben zu forgen. 
Die Hunde dürfen, befonderd im Sommer, niemals faules und ſtinkendes 
Blut, Fleifh, Fett u. dgl. zur Nahrung bekommen; ebenfo wenig unaus- 
gebackenes oder ſchimmliches Brod, hitzige, gewürzte, feharfe und heiße 
Speifen oder Getränke. Auch darf man den Hund nie- Durft leiden laffen, 
fondern muß ihm ftetö frifches und reines Waſſer, und feine Seifenbrühe 
oder andered Spülicht zum Trinken geben. Weiters follen die Hunde fleißig 
gereinigt und mit frifchem Stroh verfehen werden; fie follen im Som- 
mer nicht zu lange den heipen Strahlen der Sonne ausgefebt bleiben, 
im Winter nicht unter einem heißen Dfen oder am feuer liegen. Nach 
ftarker Ermüdung oder Erhitzung follen fie nicht einer plöglichen Erkäl⸗ 
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tung ausgeſetzt, und der Begattungdtrieb nicht unterdrüct werden. 
Sehr alte Hunde find zu tödten, weil fie viel leichter dem Tollwerden 
ausgeſeßt find. Auch das DVerfchneiden der Hunde, das Abhauen des 
Schweifes und Brennen desfelben am abgefchnittenen Ende, das Befchnei- 
den der Zungenfpibe, dad Wundfehaben derfelben und das f. g. Nehmen 
des Wurmes find ald Feine Präfervative anzufehen, und entbinden daher 
nicht von der nöthigen Aufmerkfamkeit. 

Die Kennzeichen der Wuth, fowohl an Hunden, als an andern 
nutzbaren Hausthieren, ſind, wie ſchon oben bemerkt wurde, in allgemein 
faßlichen Belehrungen hinausgegeben worden. Sobald nun an einem 
Hunde auch nur die geringſten Krankheitszeichen wahrgenommen werden, 
iſt er mit doppelter Aufmerkſamkeit zu beobachten. Er iſt zu dieſem 
Ende eingeſperrt oder an der Kette zu halten, und es muß ihm Trank 
und Nahrung in ſolcher Weiſe gereicht werden, daß man mit ihm nicht -_ 
in Berührung kommt. Eine der wefentlichften Maßregeln gegen die 
Mebertragung der Wuthkrankheit auf Menfchen und Thiere ift die allfe- 
. gleiche Anzeige erfrankter, wuthverbächtiger Hunde bei der Ortsbehoͤrde 
(in größeren Städten bei der Stadthauptmannfchaft; nied. öfter. Rggs. 
Dog. v.;2. März 1827, 3. 11858). Wer diefe Anzeige vernachläffigt, 
ift nicht nur für jeden darand entftehenden Schaden verantwortlich, fon- 
dern macht ſich auch noch der Mebertretung des $. 141 Str. ©. 2. 
I. Thls. fehuldig. 

Wenn ein wüthiger Hund, oder ein andred wüthiges Thier auf 
reißt, fo muß zur Verhütung jedes weiteren Unglückes auf der Stelle 
Lärm gemacht werden, damit fich Jedermann davor hüte, auf die Kinder 
befonderd Acht habe, Hunde und anderes Vieh einfperre, und damit 
man des wüthigen Thieres mit gemeinfhaftlicher Hilfe habhaft werde. 

Sohin ift weiter zwifchen den offenbar wüthigen und den nur 
der Wuth verdädhtigen Hunden zu unterfcheiden. Erſtere find fo- 
gleich zu töbten oder dem Abdecker zur Tödtung zu übergeben, und auch 
in Wien nicht vorerft an das Thierarznei-Inftitut abzuliefern, weil fie 
von dort aus doc wieder zum Abdeder gelangen müßten (nied öſterr. 
Rggs. Vdg. v. 26. Juni 1813). Iſt der Hund nur der Wuth- verdäch- 
tig, fo muß man weiter fehen, ob von demfelden Jemand gebiffen wurde 
oder nit. Im letzteren Falle ift der Hund in Gegenwart des Eigen- 
thümerd todt zu fehlagen, und fammt der Haut an einem entlegenen 
Drte 6 Fuß tief zu verſcharren (Hfd. v. 14. December 1833, 3. 27696). 
Die Grube ift mit ungelöfchtem Kalke oder Miftjauche auszufüllen, und 
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damit fie nicht durch Thiere wieder aufgegraben werden könne, mit großen 
Steinen und Gefträuch zu bededen. Ferner muß der Hundeftall verbrannt, 
das Geräthe, dad Stroh, und Alles worauf der Hund gelegen und 
was mit feinem Geifer befudelt worden fein mag, durch Feuer vertilgt 
werden. Wenn der Hund in einem Zimmer oder Viehftall gelegen, müflen . 
die Wände abgefragt und neu übertündt, der Fupwoden, wenn er von 
Holz ift, mit unausgelaugter Afche wohl abgefpült und dann abgehobelt, 
wenn er von Erde oder gepflaftert ift, auf einen Schuh tief aufgegraben 
und mit frifcher Erde oder mit andern Steinen belegt werden. Die 
Hobelfpäne find in folhem alle zu verbrennen, die aufgegrabene Erde, 
fo wie das aufgeriffene Pflafter aber an einem abgelegenen Orte zu ver- 
graben. Ebenſo ift auch die Kette, an der der Hund feſtgemacht war, 
fo wie alles Eifenwerk, das mit ihm in Berührung gekommen, ſtark aus: 
. zuglühen. Die Haut eines folhen Thiered darf durchaus nicht abgezogen 
und zum Gebrauche verwendet werden. 

Wurde von dem der Wuth verdächtigen Hunde Semand gebiffen, 
fo ift derfelbe nicht fogleich zu tödten, fondern in einem gut eingerich- 
teten Käfig allein und dergeftalt aufzubewahren, dag man ihn und feinen 
Zuftand auf das Genauefte beobachten kann, um fich zu überzeugen, ob 
er wirklich von der Wuthkrankheit befallen war oder nicht, und in lepte- 
vem Falle dem Verlebten die möglichfte Beruhigung zu gewähren. In 
Wien find derlei Hunde zur geeigneten Beobachtung unter den gehörigen 
Borfihten in das Thierfpital zu überbringen (Kggs. Vdgen. v. 13. und 
20. Februar 1810; v. 31. Auguſt 1812; v. 26. Juni 1813; v. 14. 
Suli 1813; v. 14. April 1816 und v. 11. December 1828). 

Wenn ein Menfch von einem mit der Wuth befallenen Hunde oder 
andern Thiere gebiffen, aufgerigt oder auch nur begeifert worden wäre, fo ift 
fogleich ein verftändiger Wundarzt herbeizutufen, welcher das Nöthige vorzu- 
fehren wiſſen wird und jedenfalls fogleich die Anzeige an die Behörde zu ma- 
chen. Bis der Arzt erfcheint, muß Jedermann der nur immer bei der Hand 
ift, in größter Eile die erforderliche Hilfe leiften. Zu diefem Ende find 
alle Stellen des Körperd, die mit dem Geifer des wuthkranken Thieres 
befudelt wurden, mittelft Waffer, in welchem Kochſalz aufgelöst worden, 
forgfältig zu reinigen. Wirkliche Bißwunden muß man recht wohl aus 
bluten laſſen, und mit warmem Salzwaffer, oder wenn foldyes z. B. auf 
freiem Felde nicht vorhanden wäre, mit Harn auswafchen. Wenn die 
Derlegung an einem fleifchichten Theile Statt fand, fo find rings um 
diefelbe mit einem ſcharfen Meſſer, das gleich nach dem Gebrauche vertilgt 
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werden muß, mehrere, nicht gar tiefe Einfchnitte zu machen, um die 
Blutung zu befördern. Wenn die Wunde zu bluten aufgehört hat, fo 
kann fie mit Salz, Afchenlauge, Tabak, zerquetfchtem Knoblauch oder 
Zwiebel und in Ermanglung aller diefer Gegenftände mit etwas Sand 
oder Erde belegt, und mit einem Hals- oder Taſchentuche leicht verbunden 
werden. Der Kranke hat fih dann langſam, und ohne fi) zu erhitzen, 
dorthin zu begeben, wo er der zweckmäßigen Behandlung eines Arztes 
oder Wundarztes überlaffen werden Tann. Die Kleidungsftüde, durch 
welche die Zähne eines wuthkranken Thieres gedrungen find, oder die 
von feinem Geifer befudelt wurden, fo wie die Leinwandftüde, melde 
auf die Wunde etwa gelegt wurden, müffen allfogleich verbrannt werden. 

Sobald ein Wundarzt zu einem auf foldhe Art befhädigten Men⸗ 
fhen berufen worden, fol er, bei fehwerfter Ahndung und Strafe alle 
andern weniger dringenden Verrichtungen bei Seite fehen, und dem Ber: 
wundeten in größter Eile beifpringen. Zugleich ift derfelbe verpflichtet, 
wenn nicht fehon früher gefchehen, der Ortsbehörde die unverzügliche An- 
zeige zu machen. 

Da häufige Erfahrungen bewiefen haben, daß die Waſſerſcheu an 
Perſonen, die von einem wüthenden Thiere gebiſſen worden, oft erſt 
nach längerer Zeit ausbrach, fo ift verordnet, daß vor 6 Wochen 
fein von einem verbächtigen Thiere gebiffened Individuum aus der Arzt 
lichen Behandlung ‚entlaffen werden darf. Auch nad Beendigung der 
6 wöchentlichen Eur find foldhe Perfonen der öffentlichen Sicherheit wegen 
noch immer durch einige Zeit unter Auffiht zu ftellen. Die Beftim- 
mung der Dauer diefer ii bleibt dem Ermefjen des behandelnden 
Arztes überlaffen. 

Bricht die Wuth an einem Menfhen wirklih aus, fo ift 
zwar wenig oder gar feine Hoffnung zur Rettung des Unglücklichen vor- 
handen; ed muß ihm aber dennoch die möglichfte Hilfe geleiftet werden. 
Die Ortsbehörde hat in diefem Falle dafür zu forgen, daB dem Kranken 
zwei Wärter beigegeben werden, welche dafür verantwortlich find, daß 
pünktlich Alles gefchehe, was der Arzt verordnet, und daß Feine anderen 
Leute zu dem Kranken gelaffen werden, als welche zu feiner Silfe 
nöthig find. 

Stirbt der Kranke, fo muß der Leichnam ungewafchen im Bette 
liegen bleiben, bis er in den Sarg gelegt wird; er ift hierauf fobald 
wie möglich vecht tief zu begraben, und die Grube mit ungelöfchten Kalte 

Stubenrauch, Verw.⸗Geſetzk. I. 28 
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auszufüllen. Alles, was der Speichel des Kranken berührte, ſeine Kleider, 
das Geſchirre, woraus er gegeſſen und getrunken hat, die Betten, das 
Leinenzeug u. ſ. w. ſollen ſorgfältig verbrannt, die chirurchiſchen Inſtru— 
mente welche mit ihm in Berührung kamen, vertilgt oder ausgeglüht 
werden. Der Fußboden der Stube iſt abzuhobeln oder mit ſcharfer 
Lauge zu ſcheuern; an den Wänden iſt der Mörtel abzuſchlagen, und 
dieſe ſind friſch anzuwerfen und mit Kalk zu übertünchen. 


Da endlich auch bemerkt wurde, daß ſelbſt der vertrocknete Gei— 
fer, wenn er nach langer Zeit durch Befeuchtung wieder erweicht wird, 
das Wuthgift noch immer mitzutheilen vermöge, ſo muß man auch in 
dieſer Hinſicht auf ſeiner Hut ſein. 


Wie die Curkoſten für arme, von wüthenden Hunden gebiſſene 
Perſonen zu tragen ſeien, beſtimmt das Hfkzld. v. 11. Jänner 1816 
(pol. G. S. Bd. 44, S. 2) dahin, daß ſie der vermögliche Eigenthümer 
des Hundes, font aber die Ortsgemeinde zu A, und zu %, der Staats⸗ 
ſchatz zu tragen hat. Die Liquidationen find längftene binnen 6 Mona- 
ten nad) vollendeter Cur einzubringen, widrigens die Vergütung aus dem 
- Yerare nicht mehr geleiftet würde. 


Die Entfhädigung für das, von einem tollen Hunde gebiffene, und 
deßhalb vertilgte Nutzvieh, hat der Eigenthümer des wüthenden Hundes, 
wenn er vermöglich ift, zu leiften. Wäre er felbft dürftig, oder könnte 
er gar nicht ausfindig gemacht werden, fo muß der Schade ala bloßer 
Zufall betrachtet, und ſonach von den Nutzeigenthümern felbft getragen 
werden (Hflzld. v. 17. Mai 1821, Goutta’fche G. ©. Bd. 20, ©. 313). 
Der dur die Bertilgung der Effecten einer an der Hundswuth ver- 
-ftorbenen Perfon herbeigeführte Schade aber Tann, da die PVertilgung 
aus öffentlichen, fanitätöpolizeilihen Rüdfichten ftatt findet, nicht den 
Eigenthümer oder deffen Erben treffen (Hfkzld. v. 7. Jänner 1841, nied. 
öfter. Pr. G. ©. Bd. 23, ©. 5), muß alfo aus dem Staatöfchabe 
vergütet werden; ebenſo findet die Vergütung der bei einer folchen Ge- 
legenheit entjtehenden Unterfuchungsfoften, z. B. der Diäten und Reife- 
koſten des öffentlichen Sanitätöperfonaled nach dem o. a. Hfkzld. v. 17. 
Mai 1821 aus dem Nerare ftatt. 





er 


8. 222. 
Allgemeine Bemerkung. 


Die übrigen Anordnungen, welche auf den Schuß des Lebens und 
der Gefundheit der Staatebürger abzielen, 3. B. die Maßregeln zur Ret- 
“ tung Scheintodter, die Vorfehriften gegen zu frühe Beerdigungen u. dgl. 
werden in einer fpätern Abtheilung dieſes Werkes (welche die Befürde- 
rung des phyfifhen Wohles der Staatsbürger in’s Auge faßt) 
einer näheren Erörterung unterzogen werden. 


Zweite Abtheilung. 
Mafregeln zum Schube der perſönlichen Sreiheit der Staatsbürger. 


8. 223. 
Sorge für die Wahrung der perfönfichen Sreiheit im Allgemeinen. 


Die perfönlicde Freiheit der Staatsbürger, das ift die Befugniß, 
über ihre Perfon und ihre Kräfte nah Willkür zu verfügen, fo weit 
nicht die Geſetze des Staates entgegen ſtehen, ift ebenfall® mannigfalti- 
gen Störungen ausgeſetzt, welche theild von ganz Unbefugten, theild 
von foldhen Perfonen herrühren können , denen allerdings eine rechtlich 
begründete Gewalt über den Berlebten zufteht,- die aber von ihnen mif- 
braucht werden kann. Die Staatöverwaltung  fucht diefen Störungen 
durch Erlaffung zwedmäßiger Strafgefebe entgegen zu wirken, 
indem fie den Menfhenraub, die unbefugte Einfhrän 
tung der perfönlihen Freiheit und die Entführung 
in den 88. 75—81 ded Str. G. B. II. Thls. für Verbrechen erklärt, 
und mit angemeffenen Strafen belegt hat. Die meiteren zum Schube 
der perfönlichen Freiheit ergriffenen Maßregeln find in Folgendem zu⸗ 
ſammengefaßt. 


$. 224. 


vahet des Sclavenhandels und der Mißhandlung der Sclaven. 


Schon der $. 16 des a. b. ©. B. verfügt, daß Selaverei und die 
Ausübung einer darauf ſich beziehenden Macht in Defterreich nicht ge- 
duldet werde. Eine weitere Entwicklung diefed Grundfahes enthält das 
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Hfd. v. 19. Auguſt 1826, Nr. 2215 der 3. G. ©., welches nicht nur 
im Inlande auf die gewöhnliche Art kundgemacht, fondern auch allen 
öfterreichifehen Confuln zur genauen Handhabung mitgetheilt wurde, und 
in Anfehung deffen die weitere Verfügung befteht, dag jeder öfterreichifche 
Schiffscapitän mit einem Exemplare deöfelben in deutfcher, italienifcher 
und illyrifcher Sprache betheilt, und ein eben folches Eremplar an jedem 
öfterreichifchen Schiffe an einer zugänglichen und fichtbaren Stelle ange- 
fhlagen werden fol. Weiters ift dasfelbe vor jeder Abfahrt kundzu⸗ 
mahen, und hierbei die Schiffemannfchaft fowohl als alle auf dem 
Schiffe befindlichen Individuen auf den $. 74 des St. ©. B. I. The. 
(die Mißhandlung von Patenten, Verordnungen zc. betreffend) aufmerf- 
fam zu machen. Die hierher gehörigen Beitimmungen diefed Hofdecre⸗ 
tes find: 

—Jeder Sclave wird in dem Augenblide frei, da er das. k. 
Gebiet oder auch nur ein öfterreichifched Schiff betritt. Eben fo erlangt 
jeder Sclave auch im Auslande feine Freiheit in dem Augenblide, in 
welchem er unter was immer für einem Titel an einen k. k. öfterreichi- 
fhen Unterthban als Sclave überlaffen wird ($. 1). Ein öfterreichifcher 
Unterthan, welcher einen an fich gebrachten Sclaven an dem Gebraudye 
feiner perfönlihen Freiheit hindert, oder im In⸗ oder Auslande als 
Sclaven wieder weiter veräußert, und jeder öfterreichifche Schiffe-Capitän 
welcher auch nur die Verfrachtung eined oder mehrerer Sclaven über- 
nimmt, oder einen auf das öfterreichifche Schiff gelommenen Sclaven an 
dem Gebrauche der dadurch erlangten perfönlichen freiheit hindert, oder 
durch Andere hindern läßt, begeht das Verbrechen der öffentlichen Ge- 
waltthättgkeit, und wird nad, den 88. 78 und 79 Str. ©. B. I. Thls. 
mit ſchwerem Kerker von Einem bis fünf Jahre beftrafl. Würde aber 
der Capitän eines öfterreichifchen Schiffes oder ein anderer k. k. öfter- 
reichifcher Unterthan einen fortgefeßten Verkehr mit Schaven treiben, fo 
wird die ſchwere Kerkerftrafe auf zehn, und unter befonders erfchiweren- 
den Umftänden bis auf zwanzig Jahre ausgedehnt ($. 2). Da, vermöge 
des $. 4 Str. ©. B. I. Thle. das Verbrechen aus der Bosheit des 
Ihäterd und nicht aus der Befchaffenheit desjenigen, an dem ed verübt 
wird, hervorgeht, fo treffen denjenigen k. E. Unterthan, welcher auf eine 
andere, in den öfterreichifchen Strafgefeben für Verbrechen erklärte Art 
die Pörperliche Freiheit eined Sclaven wo immer verlegt, diefelben 
Strafen, welche der erfte Theil des Str. ©. B. für dergleichen Hand- 
lungen beftimmt (8. 3). Geringere, von einem öfterreichifehen Unterthanen 
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an einem Sclaven verübte Mighandlungen werden, in Gemäßheit des 
8. 173 Str. G. B. I. Thls, mit einer Geldftrafe von fünf bis hundert 
Gulden, oder mit einer Arreftftrafe von drei Tagen bi zu einem Mo- 
nate geahndet. Bei öfteren Rüdfällen, oder wenn die Art der Mißhand— 
fung befondere Härte verräth, ift der Berhaft mit Faſten und engerer 
Einſchließung zu verfhärfen ($. 4). 

Diefe Vorfehriften find auch in Anfehung ſolcher Kriegsgefangenen 
anzuwenden, welche von dem kriegführenden Theile, in deffen Gewalt fie 
gerathen find, ald Sclaven behandelt werden (8. 5). 

Die an der öfterreichifchen Grenze anlangenden Fremden, welhe 
Sclaven in ihren Gefolge haben, find dur die Grengzollämter, bei 
denen fie erfcheinen, und die zur See Anlangenden dur die See-Sani- 
tät8-Aemter auf eine angemeffene Weife von dem Inhalte der äfterreichi- 
hen Geſetze in Beziehung auf die Sclaverei in Kenntniß zu feben. 
Hiernach iſt es ihnen freizuftellen, entweder ihre Sclaven in das jen: 
feitige Gebiet zurückzuſchaffen, oder binfichtlich derfelben fich den hierlän- 
digen Gefeben zu unterwerfen. Uebrigens foll bei etwaigen Reclamatio- 
nen von Sclaven auf dem öfterreichifchen Gebiete durch den Vorwand, die 
eben "gedachte Berftändigung habe gar nicht, oder auf unvolllommene 
oder unrichtige Weife ftatt gefunden, die genaue Beobachtung und Boll- 
ziehung der wider die Sclaverei beftehenden Geſetze nicht behindert wer- 
den (Hflzld. v. 18. April 1830, galiz. Pr. G. ©. Bd. 12, ©. 266). 
Um die vollftändige und endliche Abftellung des africanifchen Sela⸗ 
venhandels zu fichern, welche bereit® im Congreffe zu Wien am 8. Fe- 
bruar 1815 und im Eongreffe zu Verona am 28. November 1822 aus- 
gefprochen worden war, vereinigte fih Defterreich mit Gropbritan- 
nien, Preußen und Rupland in einem eigenen Zractate, der zu 
London am 20. December 1841 unterzeichnet, und deſſen Ratifications- 
urfunden am 24. Jänner 1842 ebendafelbft audgewechfelt wurden (pol. 
G. ©. Bd. 71, ©. 63). In diefem Tractate, welchem zu Folge einer 
am 24. Februar 1848 zu London abgefchloffenen Convention (Ratif. 
Urf. v. 21. April 1849, Nr. 224 des R. ©. BI.) auch der König der 
Belgier beigetreten ift, verpflichteten fich die h. contrahirenden Theile 
„allen Sclavenhandel zu verbieten, ex mag von ihren refpectiven Unter⸗ 
thanen oder unter ihren rvefpectiven Flaggen, oder mittelft Capitalien, 
die ihren vefpectiven Unterthanen gehören, ausgeübt werden, und folchen 
Handel ald Seeräuberei zu erklären, und zu beftimmen, daß jedes 
Schiff, welches den Sclavenhandel. zu treiben verfuchen wird, fihon 
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duch dieſes Factum allein alles Recht auf den Schuß feiner Flagge 
verlieren fol.“ 

Die weiteren Maßregeln zur vollftändigeren Erreichung des Zweckes 
dieſes Tractates find theild in dem Dertrage felbft, theild in der dem- 
felben beigegebenen Inſtruction für die zu diefem Behufe aufzuftellenden 
Kreuzer enthalten. 


8. 225. 
Auffebung der Leibeigenfchaft. 


Die Aufhebung der Leibeigenfchaft, welche fich befonders in den 
flavifchen Provinzen des öfterreichifchen Kaiſerſtaates bis auf die neueren 
Zeiten erhalten hatte, wurde bereit? für Böhmen durch das Pat. v. 
1. Rovember 1781 (Kropatſchek'ſche G. S. Bd. 1, ©. 74); für Kärn- 
ten durch das Pat. v. 12. Juli 1782 (ebd. Bd. 1, ©. 59); für Ga- 
lizien durch das Pat. v. 5. April 1782 (Piller'ſche G. ©. Jahrg. 1782, 
©. 34); für Krain durch das Pat. v. 13. September 1782 (Kropat- 
ſchek'ſche ©. ©. Br. 2, ©. 21) und für Ungarn dur das Pat. v. 
12. Auguft 1785 aufgehoben. Gegenwärtig beftimmt ebenfall® der $. 16 
des a. b. ©. B., daß die Leibeigenfchaft und die Ausübung einer 
darauf ſich beziehenden Macht für Defterreich nicht geduldet werde. 

Die Aufhebung ded, an die Stelle der Leibeigenfchaft getretenen 
Unterthansserbandes wird an einem anderen Orte erwähnt werden. 


8. 226. 
Maßregeln gegen undefugte Werber. 


Wer für fremde Kriegsdienfte in Defterreich wirbt, wird nad dem 
Hfkzld. v. 10. October 1821, 3. 27459 ohne Rückſicht auf feine fonftige 
Gerichtäbehörde durch die Militärbehörde unterſucht. Die Strafe ift ver- 
fehieden ausgemeſſen, je nachdem dieſes Verbrechen in Kriegszeiten oder 
zur Zeit des Friedens verübt wurde. Wer dem Berbrecher bei feinem 
Unternehmen durch Rath oder Ihat vorfäglich Hilfe Teiftet, ift wie der 
Verbrecher felbft zu behandeln und zu beftrafen. Wer ein ſolches Ber- 
brechen, wenn er es ohne eigene Gefahr hindern Tönnte, zu hindern, oder 
einen ihm befannten folchen Verbrecher der Obrigkeit anzuzeigen. vorfäß- 
lich unterläßt, wird ebenfalls ftrafbar. Mer dagegen einen unbefugten 
Werber der Obrigkeit anzeigt, oder das Verbrechen durch Exgreifung und 
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Fefthaltung des Verbrechers oder fonft mit der That verhindert, erhält 
eine Belohnung von 100 Ducaten, und nad Umſtänden von höherem 
Betrage. Auch ift demjenigen, der fich bei einer folchen Unternehmung 
einer Mitwirtung fehuldig gemacht, wenn er durch Reue bewogen, eine 
ſolche Anzeige zu einer Zeit bewerfftelliget, wo die Handlung oder Unter 
nehmung noch unwirkfam gemacht werden kann, oder wenn er aus glei- 
hem Beweggrunde die Ausführung ded Verbrechens auf eine oder andere 
Weiſe felbit verhindert, nicht nur die Straflofigkeit, fondern auch, wofern 
er nicht felbft der Anftifter war, die oben angeführte Belohnung zu- 
gefichert. 


8. 227. 
Maßregeln gegen unbefugte Anhaltung in einer Irrenanftalt. 


Damit nicht Jemand unter dem Vorwande, daß er gemüthskrank 
fei, in eine Srrenanftalt abgegeben und daſelbſt unbefugter Weife an- 
gehalten werde, verfügt das Hfd. v. 21. Juli 1825, 3. 20869 (pol. 
G. ©. Br. 53, ©. 149), daß von jeder Abgabe eined Menfchen in 
eine Srrenanftalt, welche nicht won feiner Perfonal-Snflanz erfolgt, allfo- 
gleich die Anzeige an die Kreisbehörde, rücfichtlih die Statthalterei ge- 
macht werde, damit diefe die competente Perfonal-Inftanz zur Ein- 
leitung der weiters nöthigen Verfügungen in die Kenntniß feben könne. 

In Wien find insbefondere die ftadthauptmannfchaftlichen Bezirks— 
Directionen dur das Circ. v. 7. Suni 1823 angewwiefen, daß jeder 
Fall, mo ein Individuum wahnfinnig geworden, der betreffenden @ura- 
telsbehörde anzuzeigen, jede dießfällige Amtshandlung mittelft befonderer 
Rapports vorzulegen, diefen aber jedesmal eine Abfchrift des ärztlichen 
Parere beizufchliegen fei, welches bei diefer Gelegenheit aufgenommen werden 
muß, und eine umftändliche ranfengefchichte des Jrrfinnigen zu enthal- 
ten hat (Rggs. Circ. v. 4. Mai 1814). Ein ſolches Parere kann nur 
von einem wirklichen Arzte, nicht auch von einem Wundarzte giltig 
ausgefertiget werden (Weiſung der Pol. Hofft. v. 18. Jänner 1821). 

Die Polizei-Bezirksärzte haben fohin von denjenigen Perſo— 
nen, welche den Irren unmittelbar umgeben, alle auf den zerrütteten 
Gemüthszuftand desfelben Bezug habenden Umſtände genau zu erforfchen, 
und das Erhobene fogleich der Krankenhaus-Direction bekannt zu geben, 
damit es zur Nechtfertigung der Aufnahme ded Wahnfinnigen diene 
(Rggs. Circ. v. 31. Jänner 1825). | 
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Jeder Inhaber einer Privat-Frrenanftalt bat, wenn Kranke, 
ohne vorher ärztlich behandelt worden zu fein, ibm überbracht werden, 
fogleih, vor der wirklichen Aufnahme derfelben, einen Arzt beizuziehen 
und von demfelben fich ein ärztliche Zeugnig ausftellen zu laffen, daß 
der Aufzunehmende in der That gemüthskrank fei (nied. öſt. Rggsd. v. 
9. Mai 1823). Dephalb muß in ſolchen Anftalten für die Neuangekom⸗ 
menen immer ein eigened Locale bereit fein, in welchem fie während der 
erften Tage ihres Aufenthaltes beobachtet werden können (Hflzlv. v. 26. 
November 1813). 


Wird ein Gemüthskranker aus einer öffentlichen Irrenanſtalt un- 
mittelbar in eine Privatanftalt gebracht, fo muß der Primar-Arzt, in 
defien Abtheilung diefer Kranle war, ein Zeugniß über deffen Kranf- 
heit ausftellen (Kggsd. v. 9. Mai 1823). Ferners wurden die Gerichts- 
behörden erfter Inſtanz beauftragt, von jeder Abgabe eines Srrfinnigen 
in eine Irrenanſtalt jene Behörde, unter deren Oberleitung die Irren⸗ 
anftalt fteht, mit der Bekanntgabe feined Baterd, Vormundes oder 
Curators in Kenntniß zu feßen (Juſtizhfd. v. 28. Auguft 1837). 


Um zu verbüten, daß die von ihrem Wahnfinne geheilten 
Perfonen über die Zeit ihrer erfannten Genefung in der Irrenanſtalt 
bleiben, muß von der Krankenhaus⸗Direction wochentlich ein namentliches 
Berzeichniß jener Wahnfinnigen überreicht werden, die als geheilt zu be- 
trachten find, damit zur Entlaffung oder allfälligen anderweitigen Unter- 
bringung derfelben die geeigneten Verfügungen getroffen werden können 
(Rggsd. v. 26. September 1807; neuerdings eingefhärft mit Hfkzld. v. 
18. October 1827). 


$. 228. 


Maßregeln gegen den Mißbrauch) der väterlichen und vormundfchaftfichen 
Gewalt. 


Die Grenzen der väterlichen und vormundſchaftlichen Gewalt 
find in dem allg. bürg. ©. B. auf eine entfprechende Weife fejtgefebt. 
Gegen den Mißbrauch der väterlichen und ebenfo der vormundfchaftli- 
hen Gewalt Tann nicht nur das Kind felbft, fondern Jedermann, der 
davon Kenntnig hat, und befonderd die nächſten Anverwandten, den 
Beiftand des Gerichted anrufen. Das Gericht hat den Gegenftand der 
Beſchwerde zu unterfuchen und die den Umftänden angemeffenen Ver 
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fügungen zu treffen (88. 178 und 217 des allg. bürgl. &. B.). Bäter, 
weldhe die Berpflegung und Erziehung ihrer Kinder gänzlich vernach- 
läffigen, verlieren die väterlihe Gewalt ($. 177, ebd.) und ein DBor- 
mund, welcher feine Bormundfchaft pflichtwidrig verwaltet, muß von 
Amtöwegen entlaffen werden ($. 254, ebd.). Ein Mißbrauch der väter 
lichen Gewalt Tann ſich vorzugsweiſe a) bei der Standeswahl, 
b) bei der Gattenwahl und c) bei der häuslichen Zühtigung 
der Kinder äußern. 

a) In der erfteren Hinficht kann zwar der Vater fein noch un- 
‚mündiged Kind zu dem Stande, welchen er für dadfelbe angemeffen 
findet, erziehen; aber nach erreichter Mündigkeit Tann dad Kind, wenn 
ed fein Verlangen nad einer andern, feiner Neigung und feinen Fähig- 
keiten mehr angemeffenen Berufsart dem Bater fruchtlod vorgetragen 
hat, fein Gefuh an das ordentliche Gericht bringen, welches mit Rüd- 
fiht auf den Stand, auf dad Vermögen und die Einwendungen des 
Baterd von Amtöwegen darüber zu erkennen hat ($. 184, ebd.). 

Dem erzwungenen Eintritte in den geiftlihen Stand, bat Die 
Staatsverwaltung durch die Beftimmung entgegen zu wirken gefucht, daß 
die feierlichen Ordensgelübde weder von Prieftern noch von Laien vor 
zurüdgelegtem 24ften Jahre abgelegt werden dürfen (Hfd. v. 17. Octo⸗ 
ber 1770 und Hfd. v. 22. Februar 1830). Nur ausnahmsweiſe Tann 
fie nach vollendetem 2iften Jahre denjenigen geftattet werden, welche 
während eined 3 jährigen ununterbrochenen Aufenthaltes vom Tage der 
Einkleidung in dem nämlichen Orden und Stifte, oder in Klöftern der 
nämlichen Ordensprovinz Beweife eined wahren geiftlichen Berufes und 
einer guten Verwendung in den erforderlichen Studien an den Tag ge- 
legt haben (Hfd. v. 25. März und 2. April 1802). 

An Anfehung aller Uebrigen, indbefondere der weiblichen Novizen, 
blieb e8 bei der Regel, daß der Candidat vor dem Alter von 24 Jahren 
jederzeit wieder austreten Tann, ohne daß der Orden irgend eine Forde- 
rung für Koft u. dgl. zu machen befugt wäre (böhm. Gub. Vdg. v. 3. 
September 1807). Drdendvorfteher und geiftlihe Gemeinden, welche 
diefed Gefeb übertreten, follen für jeden Candidaten in eine Gelditrafe 
von 3000 fl. verfallen, wovon der Angeber '/, erhält. Im zweiten 
Uebertretungsfalle follen die Oberen (wenn fie Ausländer find) aus 
Defterreih abgefhafft und das Ordenshaus aufgehoben werden. Der 
zur Profeffion früher zugelaffene Candidat wird aus dem Stlofter ent- 
laffen und kann erft nach erreichter Volljährigkeit wieder in dasſelbe 
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zurüdfehren. Bei feinem Austritte muß der Orden Alles zurüdgeben, 
was ihm durch den Austretenden zu Theil geworden war (Ddg. v. 14. 
Februar 1771). 

In gleihem Geifte verbieten die Gefege v. 17. Juli 1782 und v. 
24. October 1783 alle Eide und Gelübde, welche durch Vorſteher der 
Seminarien und geiftlihen Orden den jungen Klerikern etwa dahin ab⸗ 
gefordert werden, daß fie immer im geiftlichen Stande bleiben, widrigen- 
falls aber dem Bifhofe, Stifte oder Klofter die auf fie verwendeten 
Koften erfeßen und fih auch zu einem Törperlichen Arrefte verpflichten 
wollen. | 

b) Aehnliche Beftimmungen gelten binfichtfih der Gattenwahl. 
Minderjährige find zwar unfähig, ohne Einwilligung ihres ehelichen Va— 
ters, oder ohne vorläufige Einholung der Erklärung ihres Vormundes 
und ohne Einwilligung der Gerichtöbehörde fich giltig zu verebelichen ($$. 49 
und 50 ded a. b. ©. B.); wird aber einem Minderjährigen oder Bflegebe- 
fohlenen die Einwilligung zur Che verfagt, und halten ſich die Ehewer- 
ber dadurch befchwert, fo haben fie das Necht, tie Hilfe des ordentlichen 
Nichterd anzufuchen ($. 52, ebd.) und eltern, welche ihre Kinder zu 
einer Ehe zwingen follten, die nach den Gefegen nichtig ift, machen ſich 
einer Mebertretung fohuldig ($. 253 ded Str. ©. B. II. Thls.). 

c) Endlich find die Aeltern zwar befugt, die Handlungen ihrer Kin- 
der einverftändlich zu leiten, vermißte Kinder aufzufuchen, entwichene zu- 
rück zu fordern und flüchtige mit obrigfeitlihem Beiftande zurück zu brin- 
gen, unfittlihe, ungehorfame, oder. die häusliche Ordnung und Ruhe 
ftörende Kinder auf eine nicht übertriebene und ihrer Gejundheit un- 
schädliche Art zu züchtigen, und die Kinder find ihnen, fo wie die Pupil- 
len ihren Bormündern Ehrfurcht und Gehorfam fihuldig (88. 144, 145 
und 217 ded a. b. G. B.); aber das Recht der häuslichen Zucht Tann 
in feinem Falle Bid zu Mighandlungen ausgedehnt werden, wodurch 
die Gezüchtigten Schaden leiden könnten. Daher werden ſolche Miphand- 
lungen der Xeltern an ihren Kindern und der Bormünder an ihren Mün- 
deln als Webertretungen nad den 88. 165—170 Str. ©. B. IL Thls. 
beftraft. Findet derjenige, welchen das Mecht der häuslichen Zucht zu- 
fteht, diefe nicht hinreichend, um feine Pflegebefohlenen von moralifchen 
Abmwegen zurücdzubringen, fo kann er die Abgabe derfelben in eine Eor- 
rections⸗Anſtalt veranlaffen, welche eigentlich dazu beftimmt ift, der 
häuslichen Zucht Hilfreiche Hand zu bieten (nied. öfterr. Nggs. Bdg., 3. 
69160, Br. G. ©. Bd. 20, ©. 1026). 
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8. 229. 


Maßregeln gegen die Mißhandfungen der Lehrer oder Erzieher an ihren 
| und der GBefindehaffer und Lehrheren an ihren. Dienfiboten 
Ä und Lehrjungen. 


Erzieher oder Lehrer von beidem Gefchlehte, die an ihren Zög- 
lingen oder Schülern Mißhandlungen verüben, werden nicht nur 
nach $. 172 ded Str. G. B. II. Thls. beftraft, fondern bei wiederholter 
Betretung fernerhin zu dem Lehramte oder Erziehungs-Geſchäfte für um, 
tauglich erklärt. 

Die Mißhandlung eined Gefindehalters oder Lehrheren an 
Dienftboten oder Lehrjungen, fo wie eines Fabriksherrn an den 
Fabriksarbeitern (Hflzld. v. 28. März 1816, 3. 5143) ift nad 
Befchaffenheit der mißhandelten Perfon und der Schwere der Miphand- 
- Tung im 8. 173 des Str. ©. B. UI. Thls. mit angemeffenen Strafen be- 
droht. Nähere Beitimmungen hierüber find auch in den Gefindeordnun- 
gen enthalten, deren an einem andern Orte ausführliche Erwähnung 


geſchehen wird. 
8. 230. 


Maßregeln gegen den Mißbrauch der Gewalt von Seite der geiflfichen 
Obern. 


Um dem Mißbrauche der Gewalt von Seite der geiſtlichen Oberen 
zu ſteuern, wurden die Strafkerker und Gefängniſſe in den Klöſtern ſchon 
durch das a. h. Reſcript v. 31. Auguſt 1771 allenthalben abgeſchafft. 
Eigene Commiſſionen mußten die Klöſter deßhalb unterſuchen, die noch 
etwa vorhandenen Kerker ſogleich beſeitigen, die allenfalls darin ver- 
ſperrten Geiftlichen befreien, die Kocalitäten zu Holzgewölben oder andern 
nothwendigen Behältniffen zurichten, und überhaupt Alles auf die Seite 
räumen, was dergleichen Derter zum ferneren Gebrauche für Gefängniffe 
geeignet machen konnte, die Schuldtragenden Oberen aber zur Derant- 
wortung ziehen (Hfd. v. 11. März 1783). Den Ordens-Obern find 
nur die Mittel zur Beſſerung ihrer Mitbrüder per correetionem pater- 
nam überlaffen. Die Klofter-Geiftlichen dürfen daher nur in einer ab: 
gefonderten, ſauberen, mit den übrigen ganz gleichen Slofterzelle ein« 
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gefperrt, in Anſehung der auferlegten Bußtage aber niemald anders als 
an abwechfelnden Tagen, und in den Speifen felbft mit folcher Vorſicht 
behandelt werden, daß unter Dafürhaftung der Oberen Niemanden an 
jeiner Gefundheit gefchadet wird (Hfd. v. 17. Juni 1783). Bei Geift- 
lichen, die feinem Orden angehören, ift nach dem Hfd. v. 18. Auguft 
1825 zu unterfcheiden. Die Behandlung jener Priefter, an welchen‘ 
der Charakter ihrer Denk-, Sinned- und Lebensart gut ift, und welche 
nur in einzelnen unglüdlihen Momenten aus Webereilung , Berfehen, 
Schwäche, fich zu ärgerlihen Unordnungen hinreißen liegen, aber durch 
Herausreißung aus der für ihre Sittlichkeit zu gefährlich gewordenen 
Lage zur Befinnung fommen können, ift dem Gutbefinden der Drdina- 
riate überlaffen, damit fie in ihren Reſidenzen, Priefterhäufern, in Stif- 
ten oder Klöftern, bei Dechanten und Pfarrern mit befonderer Rückſicht 
auf die Eigenheiten des zu beffernden und desjenigen Prieſters ftatt 
finde, welcher die Befferung zu leiften bat. — Für jene Priefter, an 
welchen der Charakter ihrer Dent-, Sinned- und Lebensart verdorben, 
bei welchen moralifche Unordnung zur Fertigkeit, Gewohnheit, faft zum 
Bedürfnig geworden ift, Tönnen eigene GC orrectiond-Häufer 
beftehen, deren Statuten aber jedenfalld von der Staatöverwaltung ein- 
gefehen und genehmigt werden müſſen. Wo feine foldhe Anftalt be 
ſteht, follen nach dem Hfd. v. 23. December 1806 Klöfter dafür aus- 
helfen *). 


Dritte Abtheilung. 
Maßregeln zum Schube der Ehre der Staatsbürger. 


8. 231. 
Befeitigung hierauf bezüglicher Vorurtheile. 


Das gemeine Vorurtheil hatte in früheren Zeiten mit gewiffen an 
und für fih höchſt nüglihen Ständen und Befhäftigungen die 
Makel der Ehrlofigkeit verbunden, welche fogar auf die Abkömmlinge 
folcher Leute forterbte. Diefen Vorurtheilen fuchte die öfterreichifche 
Geſetzgebung ſchon frühzeitig entgegen zu treten, indem fie die Augfchlie- 
ung der gedachten Perfonen von andern für ehrbar geachteten Beſchäf— 





) Bel. Pach mann: Lehrbuch des Kirchenrechtes ($. 592). Wien, 1851, 8. 
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figungen durchwegs aufhob *). Ebenſo kann die uneheliche Geburt nad) 
$. 162 ded a. b. ©. B. einem Kinde in feiner bürgerlichen Achtung 
und feinem Fortlommen feinen Abbruch thun, und es bedarf zu dieſem 
Ende feiner befonderen Begünftigung ded Landesfürften, wodurch das 
Kind ala ein eheliche® erklärt wird. Denjenigen, welche gefallene 
MWeibsperfonen ehelichen wollen, foll nirgends! auf was immer für 
eine Weife ein Anftand gemacht werden (Efd. v. 26. März 1784). 
Eben fo mußte einer andern Claffe von Vorurtheilen entgegengewirkt 
werden, Kraft deren mit gewiſſen Handlungen die Ehrlofigkeit ver- 
bunden war; 3. B. mit der Rettung und Beerdigung eined Selbftmör- 
dere, mit der Tödtung eined Hundes oder mit der Reparatur eines 
Hochgerichtes u. dgl.”*). Gegenwärtig dürfte bei fortgefehrittener Civili- 
fation nur felten mehr ein oder dad andre diefer Vorurtheile fich geltend 
machen, wo es aber gefchähe, demſelben am Beſten durch zweckmäßige 
Belehrung entgegen getreten werden. 


8. 232. 
Maßregeln gegen ab ſichtliche Verletzungen der Ehre *W). 


Abſichtlichen Verletzungen der Ehre ſucht die Geſetzgebung durch 
angemeſſene Strafbeſtimmungen vorzubeugen. Solche Ehrenverletzungen 
begründen entweder dad Verbrechn der Verläumdung (88. 188 
und 189 des Str. ©. B. I. Thls.); oder dad Vergehen der Ehren- 
beleidigung ($$. 234—240 Str. ©. B. TI. Thls. und Art. IX. B., 
3. 10 des Pat. v. 17. Sänner 1850); oder die gleichnamige Uebertre- 
tung (88. 241—244 Str. ©. B. II. Thle. und Art. X., 3.1 des 
Pat. v. 17. Jänner 1850); oder endlich eine einfadhe Uebertretung 
die nach $. 1339 ded a. b. G. B.:und dem Art. X, 3. 3 des Pat. 
v. 17. Jänner 1850 zu beftrafen kömmt. Ghrenbeleidigungen, die mit- 
telft der Preffe begangen werden, find nach den betreffenden An- 
ordnungen des Preßgefebed v. 13. März 1849 zu behandeln. Daß es 
nicht geftattet ift, Perfonen, die noch am Leben find, und notorifche 


*) Dol. hierüber KopeH: öfterreichifch politifche Geſetzkunde, Bd. I., $. 604 
und Bd. IL, 88. 1062—1063. 

) Dol. Kopeb a. a. DO. 2b. IL, 88. 1064 und 1065. 

+) Dol. Kraus (Dr. I. M.): Lehre von den Ehrenfränfungen und dem Ber 
fahren bei denfelben nad öfterreichifchen Gefegen. Wien, 1838. 8. 
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Verhältniſſe des Privatlebens zum Gegenſtande von Bühnenvor— 
ftellungen zu machen, wurde bereits oben (G. 175 d. W.) erwähnt. 
Kleinere Vergehungen der Dienftboten gegen die ihren Dienſtge⸗ 
bern oder defien Angehörigen fhuldige Achtung find der häuslichen Zu- 
rechtweifung überlaffen; wörtliche Beleidigungen werden nad den ver- 
fchiedenen Gefindeordnungen mit einer angemeflenen Arreitftrafe belegt, 
wofern fie nicht nach den allgemeinen Strafporfehriften zu behandeln 
fommen. Auch das ungefchliffene Betragen der Poftillone gegen Rei- 
fende ift nadı dem Hflmrd. v. 6. Juni 1811 in entfprechender Weife zu 
ahnden. Injurien, die in Satz ſchriften fich erlaubt werden, können 
auf Anfuchen des Beleidigten abgefondert von dem Suftiz-Gegenftande 
unterfucht werden (nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 8. Mai 1806, 3. 11779). 
Auch Diejenigen, welche wirklich eine ftrafbare Handlung begangen 
haben, verdienen nod immer jene Schonung, welche die Anwendung 
der durch die Strafgefebe verhängten Strafübel geftattet. Deshalb ift 
ed den Beamten auf dad Strengfte unterfagt, bei der Ausübung ihres 
Amtes in Schimpfworte auszubrechen, oder fih gar thätige 
Beleidigungen zu Schulden kommen zu laffen (Bgl. oben $. 62 d. ®.). 
Eben fo darf die auögeftandene oder durch Nachficht erlaffene rechtliche 
Strafe Niemanden zum Vorwurfe gemacht, noch auch demjenigen, der 
nach gerichtlicher Unterfuchung als nicht überwiefen, oder ſchuldlos frei- 
gefprochen worden ift, fo lange fich ſolcher mit Rechtfchaffenheit beträgt, 
in der Abficht ihn zu kränken, deßhalb Verachtung bezeigt werden 
(8. 242 Str. ©. 3. II. Thle.). 

Endlich find alle Aerzte, Wundärzte, Hebammen, Apotheker und die 
in den Gebährhäufern angeftellten Perfonen auf das Strengfte verpflih- 
tet, den guten Ruf der ihrer Pflege anvertrauten Perfonen zu fehonen, 
und überhaupt die ftrengfte Verſchwiegenheit über Fehltritte, zu deren 
Kenntniß fie gelangen, zu beobachten ($$. 243 und 244 Str. ©. B. 
II. Thls.). 
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Bierte Abtheilung. 


Maßregeln zum Schube des Eigenihnms der Staatsbürger. 


8. 233. 
Allgemeine Bemerkungen. 


Die Gefährdung der Sicherheit des Eigenthums Tann entweder 
abſichtlich, oder aus Unvorſichtigkeit und Nachläſſigkeit, oder 
endlich durch bloßen Zufall herbeigeführt werden. In allen dieſen 
Richtungen kann die Staatsverwaltung theils vorbeugend und verhütend, 
theils richtend und ſtrafend, theils helfend und fürſorgend auftreten. 
Die von derſelben ergriffenen Maßregeln ſollen mit Zugrundelegung 
der obigen Eintheilung in dem Folgenden erörtert werden. 


8. 234. 


— gegen abſichtliche Verletzungen, insbeſondere gegen gewall—⸗ 
ſame Eingriffe. 


Was die abſichtlichen Verletzungen des Eigenthums anbelangt, 
als: Raub, Brandlegung, Diebſtahl, Veruntreuung, Betrug, gewaltſame 
Störung des Beſitzes und andere boshafte Beſchädigungen des Eigen— 
thums, ſo fallen dieſe Handlungen unter die Ahndung des Strafgeſetzes, 
welches ſie bald als Verbrechen, bald als Vergehen, bald als Uebertre— 
tungen erklärt, und einer angemeſſenen Beſtrafung unterworfen hat. | 


Zur Verhütung von gemwaltfamen Eingriffen in das Eigenthum, 
indbefondere von Raub und Brandlegung wurde die Beſtimmung 
getroffen, daß in jeder Ortfhaft nach ihrem Umfange ein oder mehrere 
Wächterr-aufgeftellt werden jollen, welche befonderd zur Nachtzeit fleißig 
zu patrouilfiven und die Spur verdächtiger Perfonen überall zu verfolgen 
haben. 


Wie für die Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit durch die 
Neberwahung aller in was immer für einer Weife verdächtiger 
oder gefährlicher Perfonen, und durch die Vornahme von Streis 
fungen und Bifitationen geforgt wird, ift bereit? oben ($$. 181— 


— 448 — 


197 d. W.) umftändlich erörtert worden. Welche Maßregeln von Seite 
der Strafgerichte zur Ermittlung des Thäterd einer ftrafbaren Handlung 
zu ergreifen find, und wie gegen Abweſende und Flüchtige zu verfahren 
kömmt, ift in der Str. Pr. O. v. 17. Jänner 1850 enthalten. Auf 
die Einbringung eined Räubers oder einer ganzen Räuberbande ift 
eine eigene Taglia gefebt, welche in der Regel Jedermann gebührt, der 
nicht fehon aus Amtöpflicht zur Erforfhung und Ergreifung ftaatögefähr- 
licher Menfchen verbunden ift, wie die Gerichts: und Polizeidiener, 
Gensd’armen u. dgl.; doch kann auch zu ihren Gunften in außerordent- 
lichen Fällen eine billige Ausnahme gemacht werden, wenn z. B. ein 
Gerihtödiener, der bei Ergreifung eined Räubers offenbar fein Leben 
wagte, hierbei bedeutend verwundet wurde, oder einen außerordentlichen 
Muth, eine befondere Tapferkeit an den Tag legte u. f. w. (Hfd. v. 29. 
Februar 1810 und Hfd. v. 7. September 1820). Die Taglia wird 
jedenfall aus dem Staatsſchatze bezahlt, doch kann der Rückerſatz der: 
felben aus dem Bermögen ded Räubers gefordert werden, wenn er ein 
ſolches befißt, wobei jedoch das Aerar gegen alle Anfprüche der Beichä- 


. digten zurüdzuftehen hat. 


Wenn in einzelnen oder mehreren Bezirken Mord, Naub, Brand- 
legung oder öffentliche Gewaltthätigkeit durch beträchtliche Zerftörung 
fremden Eigenthbumd ungewöhnlich um fich greifen, fo kann durch das 
Juſtiz⸗Miniſterium im Einvernehmen mit dem Minifterium des Innern 
die Anwendung dee Standrechtes verfügt werden, und es ift 
dabei nach den 88. 478, 479, 481—498 der Str. P. O. v. 17. Jänner 
zu verfahren (vgl. 8. 201 d. W.). 


$. 235. 


Maßregeln zur Verhütung von Diebſtählen und Veruntreuungen. 


Da nad vielfältigen Erfahrungen Einbrüche und Hansdiebſtähle 
größtentheild durch Eröffnung der Thüren mit Hauptfchlüffeln und Die: 
trichen gefhehen, fo wurde zu wiederholten Malen der freie Verkauf der 
Schlüffel, Dietrihe und Aufſperrhaken unterfagt. Insbeſondere verfügt 
das Hfkzld. v. 13. Auguft 1812 (polit. G. ©. Bd. 39, ©. 29), daß 
jedem Trödler ohne Unterfhied, ob er Eifen- oder Kleider-Trödler ift, 
der Ankauf und Verkauf der Schlüffel, Dietrihe und Auffperr- 
hafen verboten fei; dann dag Schlüffel, Dietriche und Auffperrhafen 
m öffentlichen Lieitationen , fie feien gerichtliche oder aufßergerichtliche, 
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zum Verkaufe nicht audgeboten werden dürfen. Jeder folher Ankauf 
oder Verkauf ift nah dem Hfkzld. v. 18. December 1812, 3. 18818 
(Anhang zur 2. Aufl. des Str. G. B.) ald eine Uebertretung anzufehen, 
welche nah $. 217 des Str. ©. B. I. Thls. zu behandeln kömmt. 
Derfelben Strafe und nah Umftänden jener des 8. 218 ebd. unterlie- 
gen Schloffer und andere fyeuerarbeiter, welche Schlüffel nach bedenkli— 
chen Formen oder bloßen Abdrücken verfertigen,, oder welche ohne Bor- 
fiht und gehörige Erfundigung nicht befannten Leuten Schlüffel nach- 
nahen oder Echlöffer auffperren, endlich Schloffermeifter, welche das 
Sperrzeug nicht gehörig verwahren, oder unfichern Händen anvertrauen. 

Die die Befhreibungen entwendeter Gegenitände zu 
verfaffen und zu verbreiten _feien, ift theils in der Str. Pr. O., theils 
in der Verfügung ded Minifteriumd ded Innern v. 4. Jänner 1851, 
3. 28363 (Nr. 63 des nied. öfterr. 2. ©. BI.) enthalten. 

Don vorzüglihem Gewichte zur Hindanhaltung von Diebftäblen und 
Beruntreuungen ift es, der Diebshehlerei und überhaupt dem Ankaufe 
widerrechtlich entzogener Sachen entgegenzuwirken, und felbft den Verſuch 
zur Veräußerung folcher Gegenftände für den Thäter gefährlich zu machen, 
Dephalb wurde nicht nur im $. 224 des Str. G. B. II. Thls. die Be 
ftimmung getroffen, daß Sedermann verpflichtet fei, wenn ihm Gegen 
ftände zum Kauf oder um darauf zu leihen, angeboten werden, die nad) 
ihrer Eigenfchaft gegen den Anbietenden den Verdacht, daß fie entwendet 
ſind, erwecken, diefen nach Möglichkeit anzuhalten, und wofern er fid 
nicht ausweiſet, verhaften zu Taffen; fondern auch die Unterlaffung diefer Vor⸗ 
ficht, fo wie der Ankauf einer auf vorerwähnte Weife verdächtigen Sache, 
oder dad Leihen auf ein derlei Pfand (ebend. im 8. 225) mit einer 
angemefjenen Strafe belegt. 

Insbeſondere wurde diefe VBerpflihtung den Juwelen» ober f. 9. 
Galanterieiwaarenhändlern, und den Gold- und Silberarbeitern durch die 
88. 221 und 222 de3 Str. G. B. II. Thls. eingefchärft, und ihnen im 
$. 223 ebd. bei Strafe verboten, geſchmolzenes Gold und Silber, das 
nicht mit dem Namen eined andern bürgerlichen Gold- und Silberarbei- 
ters bezeichnet ift, zu Taufen. 

In diefer Beziehung verfügte fehon das Hflmrd. v. 9. Mai 1768, 
dad Pat. v. 24. Mai und die Ordnung für die bürgerlichen Gold-, 
Silder- und Gafanteriearbeiter v. 3. Auguft 1774: Kein Gold- oder 
Silberarbeiter folle Abſchnitze von Gold- oder Silbermünzen, oder jonft 
etwas verdächtiges, viel weniger zerfchmolzene® Gold, fo nicht von einem 

Etubguraud), Berwalt.-Gefept. 1. 29 
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Mitbender gefchmolzen nnd mit deſſen Namen bezeichnet ift, einkaufen, 
auch nichts verdächtigeö fchmelzen, noch gute und gangbare Geldforten 
brechen, und in den Tiegel bringen, fondern dergleichen verdächtiges 
Gold oder Silber fammt dem Meberbringer anhalten, und an den E. k. 
Müngprobirer, oder in deffen Abgang an den Ortövorftand in Gefell- 
ſghaft der Vorſteher bei 10 Ducatem Strafe einliefern, damit die Sache 
von demfelben unterfucht, auch allenfalls das Weitere verfügt werden könne. 

Ferner wurde fämmtlihen Gold - und GSilberarbeitern wiederholt 
verboten, von ihren Mitmeiftern oder amderen Parteien die eingezogen 
Tefte einzulöfen, und ihnen vielmehr zur Pflicht gemacht, diefelbe Teſte 
in das Hauptmünzamt oder dem Landmünzprobirer zur Vergütung ein- 
zuliefern. Borfchriften gleichen oder ähnlichen Inhaltes erflogen für 
Krain in der Ordnung vom 14. Juli 1775; für Böhmen unterm 20. 
September 1776; dann für Oberöfterreih unterm 31. December 1796. 

Weiters ift mach den 88. 11 und 12 des allg. Punzirungs⸗Patentes 
v. 23. Februar 1788 (republ. in Tirol mit Hfkmrd. v. 23. December 
1831, 3. 6355) nur den befugten Gold-, Silber- und Galanteriearbei- 
tern erlaubt, ihr eigene® Gold und Silber im Feuer zu prüfen. Wer 
ohne Befugnig Gold und Silber fehmilzt oder verarbeitet, ift des Werk: 
zeuges und des bei ihm vorgefundenen Materiales verluftig. Eben fo 
wurde durch die 88. 25 und 26 des über die Repunzirung der Golb- 
und Gilbergeräthe ergangenen Hfd. v. 21. Auguft 1806 allen Gold- 
und Silberarbeitern und ſonſt Jedermann dad Gold- und Silberfcheiden, 
dann Wafchgold, oder gefchmolzenes Gold oder Silber. zu kaufen unter 
der Strafe der Eonfidcation und Berluft des Gewerbes verboten. Gold- 
und Silberarbeiter oder befugte Geiwerbäleute, welche gangbare Gold- 
oder Silbermünzen einfchmelzen oder verarbeiten, werden obme Weiters 
ihred Gewerbes verluftig, andere PBerfonen aber find mit einer angemef- 
jenen Strafe zu belegen. Nah der Hfkmr. Vdg. v. 9. und 28. Juli 
1812 ift Niemand befugt, Materiale oder Silber einzufchmelzen und auf 
Probefilber zu legiren, fondern derlei durch Kauf an fich gebrachtes 
Silber muß an das Münzamt zum Einſchmelzen abgegeben werden. 

Um auch bei der ärarifchen Gold- und Silber-Einlöfung mit ber 
möglichften Borficht gegen die Einlöfung entivendeter oder der Entwen- 
dung verdächtiger Gold- oder Silbergegenftände vorzugehen, wurde dem 
t. k. Hauptmüngamte zu Wien dur dad Hfkmrd. v..15. Sep- 
tember 1821 ausdrüdlich vorgefshrieben : 1) daß, wenn Parteien, wer. fie 
auch immer fein mögen, gefchmolzenes Gold, göldiſches oder weißes 
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Silber in Stangen, Zainen, Lingotten, Plauſchen, dann in gekörntem 
oder fonftigen rohen Zuſtande zur WerarinldZinläfung bringen, dieſes 
ſchon gefhmolzene Materiale nur dann, wenn fie ſich mit Mastbollsten 
ausweiſen, daB ed aus dem Auslande eingeführt worden fei, in die 
YHerarialEinlöfung genommen, und ſyſtenmaßig vergütet werben Tönne; 
im widrigen Falle aber dad Materiale ſowohl, ald Die Partei anzuhalten, 
lettere fogleich zur Ausweifung über den rechtlichen Erwerb und Beſitz, 
dann woher fie folches erhalten hatte, ad protoepikum zu vernehmen, 
und bei dem geringften Verdachte oder Bedenken auch der Polizeibehörde 
bievon ungefäumt die Anzeige zur weisen Unterſuchung oder allenfalls 
nöthigen Verhaftung der Partei zu machen fei; in feinem Falle aber 
ohne vorläufige Einholung der Bewilligung der k. k. Hoflammer ein 
ſolches angehaltenes bedenkliches Gpld- oder Silbermatexial der Partei 
erfolgt oder vergütet werden dürfe. 

2) Daß nun auch in Hinficht auf das font zur Einlöfung kommende 
Bruch⸗, Faden-, dann Pagament-Gold und Silber mit möglichfter Vorſicht 
vorzugehen, neben der Vormerkung ded Namens der einliefernden Partei, 
dann des diesfälligen Materialgewichtes, und der genauen Befichtigung 
der einzelnen Stüde, auch ferner eine genaue Aufmerkſamkeit auf die, 
von der Polizeibehörde überfommenden Anzeigen und Befchreibungen der 
entiwendeten Gold und Silbergeräthe getragen, derlei Gegenftände vor- 
gemertt, und wenn ein folches entwendetes oder verdächtiges Stüd vor- 
tommen follte, ſolches fowohl, als auch die Ueberbringer angehalten, und 
unverzüglich der Polizeibehörde zur weitern Unterfuhung und allenfällie 
gen Berhaftnehmung des Meberbringerd angezeigt, aber auch fonft, wenn 
fi ein Verdacht, es fei fehon nach der Eigenfchaft des Gegenftandes 
oder gegen eine überbringende Partei ergeben follte, das Materiale fo: 
wohl, ald die Partei angehalten, zur Ausweiſung über den rechtlichen 
Erwerb und Befik ad protocollum vernommen, und nur, wenn diefe 
genügend erfolgt, und fonft fein Bedenken erübrigt, das Materiale ein- 
gelöst und fyflemmäßig vergütet, im widrigen aber ebenfalld unver: 
züglih) zum oberwähnten Ende der Polizeibehörde die Anzeige gemacht 
werden foll. 

3) Daß fich bei dem Gefchäfte der Gold- und Silber-Einlöfung von 
Parteien nicht blos allein die beftehenden Münzgefebe, fondern auch die 
88. 221 bis inclus. 225 ded II. Thls. Str. ©. B. gehörig gegenwärtig 
gehalten werden ſollen; daß endlich, auf feinen ‘Falle zu geftatten fei, 
dag zu einer von einer Bertei zum Einlöfung und Einfehmelzung abge- 
29* 
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gebenen, durch die Einlöfungsbeamten befichtigten, und vor dem Schmel- 


zen abgewogenen Einloͤſungspoſt, durch die Partei felbft oder durch den 


Schmelzer auf Berlangen derfelben noch etwas beigemifcht und mit ein- 
gefhmolzen werde, was den Einlöfungsbeamten nicht vorher vorgezeigt, 
von ihnen befichtigt, abgewogen und zur Einfchmelzung vorgegeben wor- 
den ift. — Die gleichen Vorſchriften ergingen au an die Kandmünz- 
Probierämter in den Provinzen Die Stadthauptmannfchaften aber 
find nad dem SHflzld. v. 30. September 1821, 3. 28081 beauftragt, 
dafür zu forgen, dag die Anzeigen und Befchreibungen entwendeter Gold- 
und GSilbergeräthe jederzeit unverzüglih auh an das Hauptmünzam 
gelangen. 

Zur Verhinderung jeder Verfehleppung der in die k. k. Schaplammer 
gehörigen Juwelen und Prätiofen find diefelben mit einer eigenen, das 
Hof⸗Eigenthum bezeichnenden Punze verfehen, welche ſämmtlichen Juwe⸗ 
lieren, Gold: und Silberarbeitern u, ſ. w. zur gehörigen Warnung mit— 
getheilt worden ift (Hflzld. v. 20. Juli 1828). 


Weiters ift Niemanden geftattet, -von unbekannten Menfchen ge- 
drudte oder befhriebene Papiere zu Faufen, damit nicht auf 
diefe Weife Amts- oder Dienftfhriften unbefugter Weife veräußert wer: 
den (Hfkzld. v. 4. Auguft 1803, pol. G. ©. Bd. 20, ©. 37; nied. öſt. 
Rggs. Vdg. dv. 28. Juli 1830, 3. 40591). 

Die Mapregeln gegen VBeruntreunngen durch öffentlihe Beamte 
find in den Amts-Inftructionen und in den Beftimmungen über das 
Kanzlei=, Caſſe- und Controlld » Wefen enthalten. Auch die Dienft: 
boten⸗Ordnungen, welche an einem andern Drte umftändlicher werden be= 
rührt werden, nehmen auf die Hindanhaltung von Diebftählen und Derun- 
treuungen von Seite des Dienftgefindes die gebührende Rückſicht. 

Die Mapregeln zur Verhütung der Jagd-, Fifherei-, Wald-, 
Feld- und Garten-Frevel werden bei der Darftellung der zur För⸗ 
derung der Urproduction beftehenden Geſetze ihre weitere Erörterung 
finden. 


| 8. 236, 
Maßregeln zur Derhütung von Befrügereien. 


Der Betrug wird ebenfo wie der Diebftahl und die Veruntreuung 
theils als Verbrechen , theild ala Webertretung beftraft. Es find aber 


u 





außer den in das Str. ©. B. unter diefer Benennung aufgenommenen 
ftrafbaren Handlungen noch mannigfaltige Täufchungen anderer Art durch 
befondere Verordnungen mit Strafen belegt, und den Behörden zur vor- 
- züglihen Aufmerkfamteit empfohlen worden. Einige bilden den That- 
beftand eigenthümlicher. durch das Str. G. B. indbefondere bezeichneter 
Derbrechen. Die wichtigften hierher gehörigen Fälle werden in Folgen- 
dem zufammengefaßt. | 

So ift zur Verhütung von Müngverfälchungen das unbefugte 
Halten und Berfertigen von Stoß- und Preßwerken in den 
88. 84 und 85 ded Str. G. B. II. Thls. mit einer angemeffenen Strafe 
" bedroht worden. Hierdurch ift jedoch nur verboten, ein Stoß- oder Preß⸗ 
wert ohne Erlaubnig der Behörden, folglih im Geheimen zu haben. 
Sind Stoß⸗ oder Preßwerke zur Betreibung eines Gewerbes nothwendig, 
fo ift in der Bewilligung zum Betriebe des Gewerbes auch ſchon die 
Bewilligung zum Halten eines ſolchen Stoß- oder Preßwerkes mitbegrif- 
fen, weil man demjenigen, dem man die Sache zugefteht, auch die dazu 
erforderlichen Mittel und Werkmafchinen nicht verfagen darf, folglich der 
Fall einer Berheimlichung nicht vorhanden ift (Hfkzld. v. 2. Juni 1807, 
3. 10427); doch follen die Behörden bei Bewilligung folcher Gewerbe 
der Mafchinen namentlih Erwähnung thun, und darüber die Bewilligung 
ausdrüdlich ertheilen (nied. öft. Rggsd. v. 16. Detober 1844, 3. 60060). 

Wenn ein Prägewerk von foldher Größe und Art vorlömmt, daß, 
wofern ed mit den Prägeftämpeln eingerichtet würde, hierauf felbft die 
größten Gattungen von Munzen und Medaillen ausgeprägt werden könn— 
ten, fo erbeifcht es die Vorficht, vor Ertheilung der Bewilligung nähere 
Einfiht zu nehmen. Es ift daher in folhen Fällen durch eine eigene 
Gommiffion, zu welcher auch das k. k. Haupt-Münzamt und ein ‘Paar 
Mitglieder des polytechnifchen Inſtitutes beizuziehen find, ein Augenfchein 
des Ortes, wo diefed Prägewerk, und der Sicherheitd- und Vorſichtsmaß⸗ 
regeln, unter welchen dasfelbe errichtet werden foll, vornehmen und er- 
heben zu laffen, welchen Zweck das zu errichtende. Prägewerk hat; ob der 
Unternehmer diefe Mafchine zu feinem Fabriföbetriebe benöthige; ob gegen 
eine Ertheilung der Bewilligung hierzu fowohl bezüglich auf feine Per- 
fon ald in andern Beziehungen Bedenken obwalten ; dann unter welchen 
Borfihtsmagregeln und Bedingungen demfelben die Bewilligung zu er- 
theilen fei, wenn die Haltung des Prägewerkes ald unentbehrlich für 
feinen Fabriksbetrieb anerfannt wurde. — Im Falle der Bewilligung 
‚hat der Fabrikant ſich durch Ausftelung eines Reverſes unter firengfter 
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Verantwortlichkeit und Haftung für allen daraus dem Staate etwa ent- 
fprittgenden Nachthell verbindlich zu machen, und insbefondere zu erklären, 
feine Ausprägung von Münzen und Medaillen welch' immer Art zu 
verfuchen odef zu unternehmen, auch die Maſchine ohne eigene Bewilli⸗ 
gung art Niemanden Andern unter wad immer für einem Titel zu ver- 
äußern (Hffins. 8. 10. März 1824). Selbft Gold- und Silberarbeitern, 
münzämtlihen Graveurs und anderen Privatperfonen, welche Zaufs, Fir⸗ 
mungs⸗ oder Schulpfennige, oder andere Medaillen auf ihre Rechnung 
prägen laffen wollen, ift e8 nicht geftattet, dieſe felbft zu prägen, fon- 
dern fie find angeiviefen, die Ausprägung bei einem öffentlichen Ruͤnzamte 
vornehmen zu laſſen (Hflntv. v. 2. Mai 1816, 3. 6431, republ. durch 
das Böhm. Sub. Präf. am 26. Yuli 1839, 3. 4337). Ebenfo ift felbit 
Hie Erzeugung von Cattons oder fonfligen Gerätbfchaften mit Münzab- 
drücken Burch die med. öfter. Rggs. Vdg. v. 3. September 1844, 3. 
51914 untetfagt. Die Sttafe der Müngverfälfgung enthalten die 
88. 103—106 bes Str. ©. DB. J. Th. Die ergriffenen falfchen 
Münzen find dur die untern Behörven at die Statthalterei einzufen- 
den; dort mwerdep fie, nady gemachter Anzeige an die höchfte Finanzbe— 
Hörde, bei der Landeshauptcaſſe aufbewahrt und fohin an das Münzamt 
mm Einſchmelzen abgeliefert, welches den innern Werth derfelben abſchätzt 
und vergütet (Hffmed. b. 3. März 1823). 

Spielmarken (f. g. Dantes sder Jettons) dürfen, damit fie nicht von 
Unkundigen mit wirklichen Münzen vertbechfelt werden, weder ein Bildniß 
eines regierenden oder verfiorbenen Fürſten, noch irgend ein Zeichen einer 
öffentlichen Diacht enthalten, und müffen auf einer Seite mit der Auf 
fhrift „Spielpfennige“ verfehen fein (Hfd. v. 17. September 1801, 3. 
22285). Die Uebertrelung diefer Vorſchrift ift mit der Confiscation der 
ordnungswidtig verfertigten Spielpfennige bedroht (Hfkzld. v. 23. Juli 
1807, 3. 13681). Ebenfo ift dad Vergolden und Berfilbern, fowohl 
der eurfirenden als der außer Curs geſetzten Münzen, bei Strafe der Eon- 
fiecation und des Arreſtes von 1 bis 3 Monaten unterfagt ($. 83 des 
Str. ©. B. 11. Thls. und Gfkzld. v. 21. Detober 1813, 3. 16332, im 
Anhange zur 2. Aufl. ded Str. G. B.). Ingleichen ift die Berfertigung 
und der Verkauf von Abbrücken wirklich rurfirender Münzen des In⸗ 
oder Auslandes in unedlen Metallen verboten (Hfkird. v. 13. Juni 
1824, 3. 22312). Derlei vorkommende Abdrücke find mit Befchlag zu 
belegen, und es ift hiervon die Anzeige an die Statthalterei zu erftatten, 
‚welche dann zu entfcheiden hat, ob der Fall fo geartet fei, daß hierwegen die 
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Einleitung einer Unterfuhung wegen Falſch Münzung nach den beftehen- 
den Gefegen ſtatt zu finden habe, oder ob die in Beſchlag genommenen 
Abdrüde Tediglih an dad Münz Amt zur Bertilgung geleitet werden 
ſollen (HGfkur. Präf. Deer. v. 21. November 1824, 3. 45481). 


Nah 8. 84 Str. G. B. II. Thls. ift ſowohl die Berfertigung ald 
der Gebraud von BPunzen, Stämpeln und Gußmodellen von 
was immer für einer Form, mit welcher Abdrücke oder plaftifche Nach— 
bildungen von Münzen nach einem im In⸗ oder Auslande gefeklich gang. 
baren Gepräge in Metallen erzeugt werden Tönnen, diefelben mögen zum 
Spielwerfe, zu Verzierungen oder fonft was immer für einem obgleich 
an fich erlaubten Zwecke beftimmt fein, zu beftrafen (Hfkzld. v. 1. Juli 
1845, 3. 22396). Doc können über Anfuchen der Parteien nach dem 
Finanz Min. Erl. v. 22. December 1848 (Ni. 50 des R. ©. Bl. Er- 
gänz. Bd.) Medaillen auch in Zinn audgeprägt werden, nur muß 
jeder folchen Medaille dad Wort „Zinn“ eingefchlagen oder eingeprägt 
werden. 


Zur Verhütung von Betrügereien, welche durch eine unbefugte Ber- 
fertigung von Amtsfiegeln begangen werden Tünnen, wurde zuerft im 
Lombardifch-Benetianifchen Königreiche die Verfügung getroffen, daß dort 
Landes das Stechen ämtliher Siegel ausfchliegend durch die königliche 
Zecca gefhehe, und dag unter ftrenger Verantwortung die Beitellung 
eined Amtsſiegels bei keinem. Petfchterfteher oder fonft fih damit 
befaffenden Künftler oder Profeffioniften gefchehen darf; fondern daß in 
dem Falle, wenn die Nothwendigkeit zur Berfertigung eined Amtöfiegeld 
eintritt, die Anzeige unter Beilegung der betreffenden Zeichnung an die 
vorgeſetzte Landesbehörde zu erftatten fei, welche fodann die weitere Beftellung 
bei der königlichen Zecca veranlaffet. Diefe Verfügung wurde durch das 
Hfkzld. v 2. November 1815 (pol. ©. ©. Bd. 43, ©. 349) auch auf 
die übrigen Provinzen ausgedehnt und beftimmt, daß allen Graveurs 
und Betfchierftechern zur firengften Pflicht gemacht werde, in Zukunft 
fein ämtlihes Siegel ohne [hriftlihen Auftrag des Borftehere 
des Amtes, für welches dasjelbe gehört, zu ftechen und auszufolgen, 
widrigend der betreffende. Graveur oder Betfchierftecher für jeden Mip- 
brauch, welcher daraus entftehen könnte, perfönlich ftrenge verantwortlich 
gemacht werden würde. — 


Später verfügte noch insbeſondere das Hflzld. v. 23. Auguſt. 1820, 
3. 24841: Wer ein ämtliches Siegel ohne fhriftlihen Auftrag 
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des Amtes, für melches dasfelbe gehört, verfertigt, oder das verfertigte 
an Jemand andern verabfolgt, ald an dad Amt, welches die Berfertigung 
aufgetragen bat, macht ſich einer Uebertretung gegen die Öffentlichen, zur 
allgemeinen Sicherheit gehörigen Anftalten und Verfügungen jchuldig, 
und ift dad erfte Mal mit Arreft von einer Woche bis zu einem Monate, 
bei wiederholter Lebertretung nebſt einmonatlichem Arrefte, wenn er ein 
Gewerbömann ift, auch mit dem Berlufte des Gewerbes zu- beftrafen.. 
Dabei verfteht es fich von felbft, daß, in fo ferne bei der fo gearteten - 
Handlung ein Verbrechen unterläuft, auch die gegen das Verbrechen be- 
ftehenden Strafgefege in Anwendung zu kommen haben. Uebrigens ge- 
hören zu den ämtlichen Siegeln nicht nur die Siegel der Tandesfürft- 
lichen, fondern auch jene der ftändifchen, ftädtifhen, (Gemeinde), ortöge- 
richtlichen öffentlichen Aemter , der öffentlichen Lehranftalten, der Pfarreien, 
der öffentlichen Notare, dev Innungen und ähnlichen Corporationen, und 
endlich follen die Siegel aller erwähnten öffentlichen Aemter und Behör: 
den durch Um⸗ oder Inſchrift ihre Beſtimmung ausdrüden. 


Ebenfo wurde durch das Hflzld. v. 29. Auguft 1805 (pol. G. S. Bd. 25, 
©. 126) beftimmt, dag kein Werkmeifter ohne fchriftliche Anweifung eines 
Militär » Verpflegd- Magazins eiferne Plombier-Zangen, mittelft 
welcher das ärariſche Gut bezeichnet zu werden pflegt, bei fonft zu be 
fahrender ftrenger Strafe, zu verfertigen ſich erfühnen folle. 


Zufolge Hfkmrd. v. 13. Mai 1825 (pol. ©. ©. Bd. 53, ©. 91) 
wurde zur Vermeidung aller Mißbräuche ſowohl die Verfertigung als der 
Berlauf von Kammerherru⸗Schlüſſeln dergeftalt verboten, dag nur der- 
jenige Handwerker foldhe Arbeiten vornehmen dürfe, bei dem von den 
k. k. Kammer-Fourieren nad dem dazu erhaltenen ln eine Beftel- 
lung gemacht wird. 


Durch Hfkzld. v. 5. Mai 1815 (pol G. ©. Bd. 53, S. 202) 
wurde den Gewerbäleuten die Verfertigung der zum Andenken der eld- 
züge von den Jahren 1813 und 1814 geftifteten metallenen Kreuze, 
fie mögen. von Gold, Silber oder Metall, vergoldet oder unvergolbet, 
broncirt oder emaillirt fein, bei fehwerer Strafe unterfagt. Eben fo wurde 
- der Verkauf folcher Kreuze fowohl, als felbft jener, welche von dem k.k. 
Münzamte verfertiget wurden, und fich durch ein eigenes Kennzeichen 
von den nachgemachten unterfchieden, ſtrenge verboten. Ein gleiches Verbot 
erging rüdfichtlich der Verfertigung und des Verkaufes der Civil⸗Ehreu⸗ 
Kreuze in dem Hfkzld. v. 3. October 1815 (pol. ©. ©. Bd. 43, ©. 329). 
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Weiterd wurde zur Verhütung des Mipbrauches, welcher mit den 
von Goldarbeitern, Kaufleuten und andern Gewerböleuten öffentlich zur 
Schau und zum Verkaufe audgebotenen in- und ausländifchen Ordens⸗ 
Decorationen in verfchiedenen Beziehungen verübt worden war, durch 
Hfkzld. v. 2. Jänner 1817 (pol. ©. ©. Bd. 45, ©. 1) angeordnet: 


1) Daß die öffentliche Austellung aller in- und ausländifchen Or: 
densfrenze und Decorationen zum Verkaufe, ton weldher Form fie 
immer fein mögen (ebenfo, wie in Anfehung der Civil-Ehrenkreuze durch 
Hfkzl. v. 5. Mai 1815 befolen worden war) ein für allemal ftreng ver: 
boten fei, und die Orts- und Polizeibehörden darüber bei ihrer eigenen 
Verantwortung zu wachen haben, daß diefe Anordnung genau befolgt 
werde. Wenn fich, diefem ungeachtet ein Gewerbs- oder Handeldmann, 
oder wer immer beigehen laffen follte, dieſem ausdrüdlichen Verbote ent 
gegen zu handeln, fo ift er beim erften Uebertretungsfalle mit der Con— 
fication ded Ordenszeichens, beim zweiten hingegen mit der Confiscation 
» und der einfachen Werthöftrafe, und beim dritten Webertretungsfalle mit 
der Confidcation des Ordenszeichens und der doppelten Werthöftrafe un- 
nachfichtlich zu beftrafen. | 

2) Daß insbefondere die Nahmachung aller öfterreichifchen kai⸗ 
ferlihen Ordenszeichen ohne Unterfchied (und zwar: des goldenen Vließes, 
des militärifchen Marien-Therefien- ,. des Töniglich ungarifchen -Stephan-, 
des öſterreichiſch kaiſerlichen Leopolds- und des Töniglih Lombardiſch— 
Benetianifhen Ordens der eifernen Krone, fo wie der Militärifch-Elifa- 
beth-Therefianifchen Stiftung) in der ftatutenmäßigen Größe, Geftalt und 
Form, wie foldhe von den refpectiven Ordenskanzeleien an die Nitter ab- 
gegeben werden, unter Feſtſetzung der nämlichen bereit3 (im 8. 1) oben 
audgeiprochenen Strafen, allen Goldarbeitern, Gemwerbsleuten oder wen 
immer auf das fhärffte unterfagt fei. Dagegen wurde geftattet: 


3) dag jene Handeläleute und Goldarbeiter, weldhe zur Zeit der Er- 
laffung jenes Geſetzes öſterreichiſch Taiferlihe Ordenskreuze oder Decora- 
tionen zum Verlaufe fertig hatten, diefelben, und zwar nach dem Hfkzld. 
v. 1. Februar 1817 (pol. ©. ©. Bd. 45, ©. 48) binnen acht Tagen 
fchriftlich anzugeben hatten, wornach fie, wenn fie ihrem Gehalte und 
ihrer Form nach den Ordendftatuten gemäß zur Verwendung geeignet 
befundet wurden, von den betreffenden Ordenskanzleien eingelöst und zum 
fünftigen Gebrauche des Ordens aufbewahrt werden durften; wo hinge- 
gen die Kreuze und Decorationen,, bei welchen die erwähnte Bedingung 


— 458 — 


nicht eintrat, ihrer eigenen Verwendung unter genauer Beobachtung der 
unter 1 eröffneten Vorſchriften überlaſſen blieben; 


4) wurde verordnet, daß jene Nitter eines öfterreichifchen Ordens, 
welche ihre Drdend-Decoration auf was immer für eine Art verloren 
haben, fich wegen Ueberkommung eined neuen Ordenszeichen an die betreffende 
Ordenskanzlei zu verwenden haben, welche feinen Anftand nehmen wird, 
ihnen ſolches nach vorhergegangener Legitimirung über ihre Anfprüche 
gegen Erfab der Erſtehungskoſten zu verabfolgen. Endlich wurde 


5) befohlen, dag beim Ableben eines öfterreichifchen Ordensritters 
die betreffende Abhandlungsbehörde und beziehungsweife die Erben verpflich— 
tet feien, da® dem Verftorbenen von Seite der Ordenskanzlei zugelommene 
Drdenszeichen, und nicht etwa eined von geringerem Gehalte, gegen fon- 
ftigen Erfaß des dem Ordensſchatze allenfalld zugehenden Schadens und 
Nachtheiles zurück zu ftellen. 


Die Beitimmungen über das Finden verlorener Sachen enthalten 
die 88. 388—392 des a. b. ©. B. Die Verheimlichung eines Fundes 
(worunter aber die DVerheimlichung eines Schatzes nach dem Hftkzld. v. 
27. September 1821, 3. 27603 nicht zu rechnen ift) kömmt als das 
Derbrechen oder die Webertretung ded Betruges nach den 88. 180 lit. c. 
I. Thls. und 210 und 211 II. Thls. des Str. ©. B. zu behandeln. 
Die Pflicht, gefundene Sachen anzuzeigen und zurüdzuftellen, muß in 
Predigten und Schulen den Kindern und Erwachfenen öfters einge 
ſchärft werden (Hfkzld. v. 11. Februar 1814), da in diefer Beziehung 
allerdings noch manche irrige Begriffe in der Bevölkerung verbreitet find. 
Wenn bei Bifitationen der Theater Sachen gefunden werden, fo 
ift davon am folgenden Tage dem Theater : Caffier die Meldung zu 
machen, und die gefundene Sache demfelben zu übergeben (Theater-Ordnung 
8.10). Die Seffelträger haben ebenfalld Sachen, die in einem Trag- 
Seffel verloren, vergeffen oder fonft auf eine Art zurüdgelaffen wurden, 
den igenthümern zu übergeben, oder wenn ihnen diefe nicht befannt 
wären, bdiefelben bei der Polizeibehörde zu (Seffelträger-Drb- 
nung $. 6). 


Zur Verhütung von leichtſinnigen und betrügeriſchen Criden wur—⸗ 
den in dem Hfkzld. v. 17. April 1847 ſtrenge Verfügungen getroffen. 


Denſelben zu Folge iſt jeder in Concurs verfallene Schuldner, wel- 
cher vor Eröffnung, des Concurſes noch Fein genaues Vermögen s— und 
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Schulvennerzeihniß überreicht hat, von dem Richter dazu anzuhalten. 
Diefes DPerzeihnig muß von dem Gemeinfchuldner nicht nur eigenhäm- 
dig unterzeichnet fein, fondern auch fein ausdrückliches Amerbieten zur 
eidlichen Beftätigung enthalten, daß er in dem angegebenen Actüoftande 
nichts verfchmwiegen, und im Paffivftande nichts erdichtet habe, und ber 
Eid ift, wenn es auch nur ein einziger Gläubiger verlangt, wirklich ab: 
zulegen ($. 1). 

Bei Eröffnung ded Concurſes hat die Coneurs Inſtanz jedesmal fo: 
gleich eine ftrenge Unterfuchung gegen den Gemeinfchuldner von Amts- 
wegen einzuleiten und den Grund feiner Zahlungsunvermögenheit zu 
erförfchen (8. 2). Sie hat fih zu diefem Ende feiner Perſon zu ver- 
fihern, und ihn, wenn er feine Schuldlofigkeit nicht auszuweiſen vermag, 
in Arreft zu nehmen. Hätte fi) der Gemeinfchultner entfernt, fo ift 
wegen deſſen Verfolgung und Anhaltung das Nöthige durch die geeignete 
Behörde einzuleiten ($. 3). 

Kann der Gemeinfchuldner fi) nicht ausmweifen, dag er bloß durch 
Unglüdsfälle und unverfchuldet in die Unmöglichkeit geratben 
fei, feine Gläubiger vollftändig su befriedigen, fällt ihm übermäßiger 
Aufwand zur Laſt, oder hat er, nachdem der Paffivftand den’ Activftand 
bereit8 überftieg, den Concurs nicht fogleich felbft bei Gericht ange- 
meldet, fondern neue Schulden gemacht, Zahlungen geleitet, Pfand oder 
Bededung angewiefen, fo ift er von dem Concursrichter zu firengem Ar- 
tefte don drei Monaten bis zu einem Jahre zu verurtheilen. Diefe 
Strafe ift nad Umſtänden durch Faſten oder ſchwere Arbeit zu ver: 
ſchärfen ($. 4). 

Ergeben fih Anzeigen eined Verbrechens gegen den Gemeinſchuldner, 
ſo iſt nach dem Strafgeſetze gegen ihn zu verfahren. Gegenvorſtellungen 
der Gläubiger oder eingeleitete Vergleichs-Unterhandlungen dürfen die 
Unterſuchung und Beftrafung des Gemeinfchuldners niemals hindern (8. 5). 

Zum Behufe der eingeleiteten Unterfuhung fann die Concurs⸗Inſtanz 
auch andere, obgleich unter einer fremden Gerichtsbarkeit ftehende Perfo- 
nen, welche an den twiderrechtlichen Handlungen des Gemeinfchuldnere 
Theil genommen haben, oder davon unterrichtet find, vworladen und ver- 
nehmen. Insbeſondere foll feine Ehegattin bei dem Verdachte einer 
Theilnahme an Webervortheilung der Gläubiger zur Rede geftellt und ber 
Wahrheit ihrer Angaben von Amtswegen nachgeforfcht werden. Grgeben 
fih gegen diefe Perfonen Anzeigen einer fteafbaren Handlung, fo find te 
der competenten Behörde mitzutheilen (6. 6). 


- 
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Die oben angegebenen Strafen follen aud bei in Concurs verfalle- 
nen Handelöleuten die ftrengfte Anwendung finden und insbefondere auch 
dann eintreten: a) wenn der Gemeinfchuldner die Handlung ſchon in 
verfchuldetem Zuftande oder, fofern nad den Handelögefeben zur Aus: 
übung eined Handlungsbefugniffed ein beftimmter Handlungsfond erfor- 
derlich ift, ohne den Befiß desfelben und mit Hintergehung der Behörde 
über die wahre Befchaffenheit feines Vermögensſtandes, angetreten hat; 
b) wenn er ſchon einmal in Concurs verfallen war und die Erlaubniß 
zum Wiederantritt feines Gefchäftäbetriebes, in foferne derfelbe durch die 
Borfehriften über die Ausübung der Handlungsbefugniffe an beftimmte 
Bedingungen gebunden ift, durch falfche Angaben über den Beftand der- 
felben erlangt bat; c) wenn er die vorgefchriebenen Handlungsbücher 
gar nicht oder fo mangelhaft geführt: hat, daß der Gang ſeines Gefchäfte- 
betriebes und der Stand feined Bermögend nicht darnach beurtheilt wer- 
den kann; d) wenn er bei der Buchführung auch nur in Anſehung ein- 
zelner Poften abfichtlihe Unrichtigkeiten begangen, wenn er die Bücher 
ganz oder theilweife vernichtet, unterdrüdt oder den Inhalt derfelben auf 
was immer für eine Weife entftellt bat; e) wenn er über die Entftehung 
von Schulden oder über die Derwendung bedeutender Empfänge an Geld, 
Waaren oder anderen Gegenftänden feine befriedigende Aufflärung zu 
geben vermag; f) wenn er fich in verftellte, ihrer wahren Befchaffenheit 
nach auf bloße Wetten gerichtete Lieferungsverträge über Ereditd-Papiere 
oder Waaren, oder in andere gewagte, mit feinen Vermögenskräften in 
feinem Verhältniſſe ftehende Gefchäfte eingelaffen bat; g) wenn er zu 
einer Zeit, da es ihm bereit3 bekannt war, daß der. Paffivftand den 
Actioftand überfteige, die Eröffnung des Concurſes durch Verfchleuderung 
feiner Waaren unter ihrem wahren Werthe, oder durch andere, feinen 
Släubigern werderbliche, obgleich nicht betrügliche Mittel zu verzögern ge- 
ſucht hat ($. 7). 

Wenn eine Handlungsgefelfchaft in Concurs verfällt, fo ift die 
Strafe gegen alle Mitglieder, welchen das erhobene Verſchulden zur Laſt 
fällt, und wenn ein in Concurd gerathener Handelsmann die Gefchäfte 
nicht felbft geführt hat, auch gegen den fchuldtragenden Verwalter der 
Handlung zu verhängen ($. 9). 

Zeigt fih bei der Unterfuchung wider einen in Concurs verfallenen 
Handeldmann, daß fich derfelbe hinfichtlich des Ausweifes über den Befik 
des vorgefchriebenen Handlungsfondes bei Antritt feines Gefhäftöbetriebes 
oder zur Erlangung der Wiederbefähigung, falls er ſchon einmal in Con⸗ 
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curs verfallen war, einer Hintergehung der Behörde über den wahren 


Stand feined Vermögens fehuldig gemacht habe, fo find alle Perſonen, 


welche zu diefem Zwecke durch fälfchliche Betätigung eines von dem 
Derfehuldeten vorgegebenen Vermögenserwerbes, durch Behändigung von 
Geldern oder Effeeten zum fcheinbaren Ausweife über den Befis derfel- 
ben, durch Anerkennung: erdichteter Forderungen, BVerheimlichung von 
Gegenanfprüchen oder fonft auf was immer für eine Weife mitgewirkt 
haben, nicht nur als Mitfchuldige zu beftrafen, fondern auch den Concurs⸗ 
Glaubigern zum Erfabe desjenigen Vermögensbetrages, zu deffen erdich- 
teter Ausweifung fie beigetragen haben, zur ungetheilten Hand verant- 
wortlih ($. 10). Gläubiger, welche fih, um dem DVerfchuldeten zur Wie 
derbefähigung behilflich zu fein, mit ihren Forderungen nur zum Scheine 
ala befriedigt erklären, können diefelben bei Wiederausbruch des Concur⸗ 
jed zum Nachtheile der übrigen Gläubiger nicht mehr geltend machen und 
haben, wenn fie von dem Schuldner mittlerweile befriedigt worden wären, 
den empfangenen Betrag zum Beften derfelben zurück zu erftatten ($. 11). 

Ferner wurde indbefondere verfügt, daß alle Handwerks⸗, Gewerbs⸗, 
Kauf: und Handeldleute, die fich bei ihrer Arbeit und dem Verkaufe 
ihrer Waaren irgend einen Betrug, oder was immer für eine Bevorthei⸗ 
lung des Publikums zu- Schulden kommen laffen, ‚mit Schärfe fireng 
nad den Geſetzen und unnachfichtlich zu beftrafen find und daß ſich da- 
bei nicht zu begnügen fei, hierüber die Anzeige von den Parteien abgu- 
warten, fondern dag die Behörden trachten follen, dergleichen Fälle felbft 
zu entdecken, und fie immer fchnell der verdienten Beftrafung zu unter: 
zichen (Sflzlv. v. 6. November 1810, 3. 16178). 

Zur Hindanhaltung überfpannter Preife der Waaren beftehen für 
einige Artikel eigene Satzungen, deren an einem andern Orte wird Erwäh- 
nung geſchehen. Die Preife der Gegenftände ded Staatd-Monopold 
werden vom Staate beftimmt und in Tarife gebracht. Diefe Tarife müffen in 
jeder Berfaufsftätte nach $. 433 der 3. und St. M. D. an einer fidt- 
baren Stelle angeheftet fein, und die Verſchleißer dürfen nach) 8. 432 ebd. 
feinen Gegenſtand um einen höheren Preis, als diefer Tarif enthält, 
verkaufen. Endlich follen von den Wirthen ordentlihe Speifezettel 
unterfchrieben werden, um Betrügereien von Seite ded untergeordneten 
Perfonaled in Anfehung der Preisbeftimmung hindanzuhalten (nied. ft. 
Rggs. Vdg. v. 28. Februar 1808 und 6. Februar 1812). 

Zur Verhütung der Betrügereien, die bei dem Verlaufe von Gold: 
und Silberwanren eintreten könnten, wurde beveitd durch das Pat. v. 
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23. Februar 1788 die Punzirung eingeführt, welche gegen waͤrtig durch 
das Hfkimrd. v. 30. Jänner 1824, 3. 15139 normirt iſt. 

Demfelben zu Kolge dürfen alle Goldwaaren, fobald fie wenigftens 
einen Ducaten im Gewichte haben, in Rüdficht der Feine des Goldes nur 
nad drei Abftufungen gearbeitet fein; fo zwar, daß das Gewicht eines 
Ducatens entweder einen Werth von 1 fl. 30 kr., oder 2 fl. 30 kr., 
oder 3 fl. 30 fr. an feinem Golde oder was dasſelbe ift, dag die rohe 
Mark WienerGewichts bei der erſten Gattung 7 Karat 10 Gran, bei 
der zweiten 13 Karat 1 Gran und bei der dritten 18 Karat und 5 Gran 
fein Gold in fi enthalten muß. Alle Stüde und Verzierungen von 
Goldivaaren mäfjen von gleichem Teingehalte fein; die Legirung bleibt 
der Wahl des Arbeiters überlaffen. 

Dei Goldwaaren findet in Hinfiht des Feingehaltes Teine Nachſicht 
oder kein ſ. 4. Remedium Statt. 

Dos Silber darf nur nad zwei Abſtufungen der Feine, nämlich 
die rohe Mark Wiener⸗Gewichts dreizehn- oder fuͤnfzenlöthig verarbeitet 
werden. Alle Stüde und Verzierungen einer Silberwaare müflen eben- 
falla durchaus von dem nämlihen Teingehalte fein; zur Legirung des 
Silberd Darf jedod nur reined Kupfer genommen werden. 

Der Feingehaltd- oder Probepunzirung unterliegen 
alle neuverfertigten Goldgeräthe von vier Ducaten and darüber, fo wie 
auch alle weißen oder vergoldeten Silberarbeiten, welche ohne Berunital- 
tung mit der Punze bezeichnet werden können. 

Audgenommen vom der Punzirung And: feine Filligranarbeiten und 
Schmudfaffungen, chirurgifche oder mathematifche Inſtrumente, Ordens⸗ 
Decoratienen und alle geprägten Medaillen. 

Jedes der Punzirung unterliegende Gold- oder Silbergeräthe muß 
mit folgenden Punzen verfehen werben: 

Mit der Namenspunze des in Geld und Silber zu arbeiten 
befugten Gewerbömannes; mit der ämtlichen Feingehalts- 
oder Probe⸗Beſtätigungspunze, dann bei Goldwaaren auch 
wit der Jahreszahl-Punze. 

Die Ramendpımze enthält die Anfangsbuchſtaben des Tauf⸗- und 
Bunamend des Gewerbsmannes. Die Größe derfelben muß verhäliniß⸗ 
mäßig, Die Form aber bei allenfälliger Webereinftimmung der Ramend: 
buchftaben zweier oder "mehrerer Arbeiter verfchieden fein, worüber die 
Punzirungsbehörde zu entfcheiden hat. 

Die Geldgehalts⸗ oder Probepumgen bezeichnen die gefebmäßigen 
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Abftungen der Feine ded Golded, und zwar die mindefte mit der Zahl 1, 
die Mittlere mit der Zahl 2, die Höchfte mit der Zahl 3; die Silber- 
punzen aber den 13- oder et Silber: Feingehalt mit den Zahlen 
13 und 15. 

Die Gold: und Silberpungen enthalten einen Iateinifchen Buchftaben, 
welcher das Punzirungdamt, und, eine arabifche Ziffer, welche die Punzi- 
vungsfubftitution andeutet. 

Die laufende Jahreszahl ift in der Silber-Probepunze felbft, für 
das Gold aber in einer befondern Punze ausgedrückt. Doch Tann die 
Sahreszahl-Punze bei Beinen, oder ſolchen Goldwaaren , welche das Auf- 
drüden derfelben nicht vertragen, ganz unterbleiben. 

Die der Punzirung unterliegenden Bold- und Silbergeräthe müffen 
noch vor ihrer Vollendung mit den ämtlichen Bunzen verfehen werden. 
Die Punzirung mit den damit verbundenen Gefchäften wird von dem 
PBunzirungsamte und den untergeordneten Subftitutionen verrichtet und 
dafür eine Punzirungs- oder Probegebühr, ohne Unterſchied des Yernge- 
haltes, nach dem vohen Gewichte von der Ducatenfchwere Goldes mit 
10 kr. C. M., und von dem Loth Süuber mit: 6 fr. C. M. jedesmal 
gleich bei der Bezeichnung mit der Feingehalts-Punze eingehoben. 

Wenn ein zur Probepunzirung gebrachtes Gold- oder Silbergeräthe 
den gefebmäßigen Feingehalt nicht hat, fo wird das Geräthe, in fofern 
der Gewerbömann einwilligt, zerfehlagen, von der Punzirungsbehörde 
zurücdbehalten und die Vergütung des inneren Werthes geleiftet. 

Willigt der Gewerbömann nicht in die Zerſchlagung des Geräthes, 
fo fann er bei der höhern Behörde die Beranlaffung einer widerholten 
Prüfung des Feingehaltes anfuchen. Der Punzirungsbehörde liegt dann 
ob, die beanftändeten Gold- und Silbergeräthe dahin zu fenden, wo eine 
neuerliche Prüfung des Feingehaltes eingeleitet wird. Zeigt fich hierbei, 
daß das worgefehriebene Gold- oder Silbergeräthe von der vorgefchriebenen 
Feine it, jo wird dadfelbe gegen Entrihtung der Gebühr mit der Probe- 
punze verfehen. In diefem Falle beftreitet das Gefäll die Einfendung?- 
often. Bewährt fi) jedoch bei diefer widerholten Unterſuchung, daß dem 
Geräthe die vorgefchriebene eine mangelt, fo wird dann die Waare 
zerſchlagen, und die Bergütung ded innen Werthes nach vorläufigem 
Abzuge ſämmtlicher Koften geleiftet. 

Diefelben Beftimmungen find zu beobachten, wenn bei der Punzi⸗ 
rungsbehörde der Berbacht entfieht, daß in einem zur Pungivung ge- 
brachten Gold⸗ oder Silbergeräthe ein fremdartigex Körper eingefhloffen ift. 
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Der Gewerbömann, welcher unterläßt, ein der Punzirung unterlie- 
gendes Gold- und Silbergeräthe derfelben noch vor dem Sieden und 
Poliren zu unterziehen, verliert die folcher Geftalt betretene Waare. 

Der Arbeiter, welcher ein nicht punzirtes Gold» oder Silbergeräthe 
veräußert oder verfendet, hat den Betrag des innern Werthes der Waare 
und die Punzirungsgebühr zu erlegen, fehlt aber einer ſolchen Waare 
überdieß noch der gefebmäßige Feingehalt, fo verfällt der Arbeiter in bie 
doppelte Werthöftrafe. 

Ein Gold- oder Silbergeräthe, worin Eifen, Kupfer, Blei oder 
irgend ein anderer fremdartiger Körper eingefchloffen ift, unterliegt der 
Eonfiscation. In wie fern hierbei der Gewerböverluft und die weitere 
Beftrafung des Gewerbömannes einzutreten bat, ift nach dem allgemeinen 
Strafgefepe zu beurtheilen. _ 

Wer immer in der Verfälfhung oder Nachahmung einer vorgefchrie- 
benen Punze, oder auch in der Einlöthung einer echten Punze als Selbit- 
thäter oder Mitfchuldiger betreten, oder deſſen überwiefen wird, macht 
ih nach dem $. 178 lit. d. ded Str. ©. 8. I. Thls. eined Verbrechen? 
ſchuldig, verliert die Waare und muß dad Aerarium für den Entgang 
der Punzirungdgebühr entfchädigen. 

Dem Angeber ift mit Geheimhaltung des Namens eine Belohnung 
von 100 Stück Ducaten zugefichert , zu deren Zahlung der Schuldige 
verhalten wird. jedem redlichen Befiger wird die zuvor erwähnte Gold» 
oder Silberwaare , wenn fie den gefeßmäßigen Feingehalt hat, gegen 
Dernichtung der nachgemachten, verfälfchten oder eingelötheten Punze mit 
der gehörigen ämtlichen Punze unentgeldlich bezeichnet. Sollte aber einer 
jolhen Gold» oder Silberwaare auch der gefebliche Feingehalt. fehlen, ſo 
ift fie zurückzubehalten und dem redlichen Befiber der innere Werth zu 
vergüten. 

Ueber alle Uebertretungsfälle der in Abficht auf den Feingehalt und 
die Punzirung beftehenden Borfchriften hat die Punzirungsbehörde der 
Statthalterei die Anzeige zu erftatten. 

Zur Hindanhaltung der Betrügereien im Maaße nud Gewidite 
wurde zuvörderft in den einzelnen Provinzen auf Herftellung der erforder: 
lichen Gleichförmigkeit gedrungen. Zu diefem Ende mußten die vorfindi- 
gen Originalmaße (Mufter, Patronen, Altväter) an die dazu be- 
zeichneten Behörden abgeliefert, von denfelben geprüft und berichtigt, 
und darnach die übrigen Maße und Gewichte im Lande rectificirt werden. 
Durch Pat. v. 30. Juli 1764 und Hfd. v. 24. Auguft 1781 wurde 
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fohin der Gebrauch aller andern nicht auf diefe Weife richtig geftelften 
Mafgattungen verboten. 


Weiters fuchte die Stantöverwaltung nach und nah das nieder: 


öfterreihifhe (Wiener) Maß und Gewicht auch in den übrigen 
Theilen der Monarchie einzuführen, und dadurch die fo wünſchenswerthe 
Einheit in Maß und Gewicht zu erzielen; fo in Ober⸗Oeſterreich 
durh Pat. v. 1. December 1757 ; in Steiermark durch Pat. v. 3. März 
1770; im Küftenlande durch Hfd. v. 26. Juli 1826; in Böhmen durch 
Pat. v. 6. Februar 1758; in Mähren durch Bat. v. 30. Juli 1764; 
in Schlefien durch Hfd. v. 23. November 1820; in Galizien durch Pat. 
v. 1. December 1772 und 6. September 1787 und Hfd. v. 15. April 
1813 u. a. m. | 
Das Hfd. v. 18. Auguft 1787 verfügte aber, dag das in jedem 
Lande üblihe Mag und Gewicht auch in Zukunft im öffentlichen Ber- 
fehre angewendet werden dürfe, und im Iombardifch-venetianifchen König- 
reihe wurde das unter der franzöfifchen. Herrfchaft dafelbft eingeführte 
metrifche Syftem auch nach der Reacquirirung diefer Landestheile bei- 
behalten. An diefe gefeslich anerkannten Mage und Gewichte muß ſich 
jedoch genau gehalten werden, und Abweichungen find nur ‚dort geftattet, 
wo eine auddrüdliche Vorfchrift dafür befteht. 
| So wurde indbefondere bei Strafe des $. 226 Str. G. 2. II. Thle. 
der Gebrauh des Flüſſigkeitsmaßes bei dem Verkaufe von 
Mehl, Körnern, Hülfenfrüchten, Sämereien u. dgl. mit Ausnahme der 
Samen-Gattungen, die bloß zur Garten-, Blumen- und Baumzucht ver- 


wendet werden wiederholt unterfagt (mied. dft. Rggs. Circ. v. 15. Octo⸗ 


ber 1811, 3. 31867; Hfkzl.Beſcheid v. 12. Mai 1823). 

Für die Holzkohlen ift der f. g. Stiebich ald das einzig 
erlaubte Maß vorgefchrieben (Hfd. v. 17. December 1761; Pat. v. 20. 
Auguft 1768; Kohlm-Ordg. v. 11. April 1816; nied. öſt. Rggs. Cire. 
v. 21. S$uni 1827). 

Der Verkauf des Kalkes bat nah f. g. Mütteln, jener des 
Baufandes nah Truhen vor fih zu gehen, deren Inhalt nad 
dem Cubikmaße feftgefeßt ift (Hfd. v. 21. Mai 1755). 

Gold- und Silberwaaren dürfen nicht nach dem gewöhn— 
lichen Kaufmannd- fondern nur nah dem Wiener Markt und Münz— 
Gewichte verkauft werden (mähr. Gub. Vdg. v. 4. Februar 1783; 
Hfd. v. 8. Jänner 1787. 8. 1). 

Die Apotheker dürfen unter Strafe der ihres Ge⸗ 


Stubenrauch, Verw. Geſetzk. 1. 
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werbes nach feinem andern ald dem gefeglichen Apothefer-Gewichte 
‚difpenfiren, worüber die Sanitätsbeamten zu wachen haben (Hfd. v. 21. 
Mai 1783). 

Beim Chocolad e-Verkaufe mug dad Pfund, den Fall ausdrück⸗ 
licher Privatbeſtellungen abgerechnet, 28 Loth des gewöhnlichen Pfundes 
enthalten (Vdg. v. 6. December 1781). . 

Für die Knoppern wurde der Gebraudy des Getreidemaßes vor⸗ 
geſchrieben (Hfd. v. 11. April 1776) u. dgl. m. 

Der gewichtweife Verlauf der Kerzen aus Wade, Gtearin, 
Unfhlitt und andern Fettftoffen hat nach der Gewichtd-Einbeit des Pfun⸗ 
des zu 32 Loth zu gefcheben, und jedes zum gewerblichen Verſchleiße 
folcher Kerzen vorbereitete Paquet muß mit einer den Gewichtsinhalt be 
zeichnenden Auffchrift verfehen fein (Erl. des Handel3-Min. v. 11. Juli 
1851, 3. 3085—H, Nr. 232 ded nied. öfterr. 2. ©. Bl.). 

Der Gebrauch der f. g Schnell- oder Hebelwagen (flatt 
der Schalwagen) ift 'nur zur Erlangung einer beiläufigen Weberficht 
über fchon gewogene oder noch weiter abzumägende Gegenftände geftattet, 
fonft aber ausgeſchloſſen (©. für die Wildprethändler v. 18. Detober 
1745, $. 17; Müller-D. v. 13. September 1755; Vdg. v. 2. Novem- 
ber 1826). 

Der Gebrauch der Brüdenwagen if durch den Handeld-Min. 
Erl. v. 20. April 1850, Nr. 217 des R. ©. Bl. regulirt. Diefem zu 
Folge find im Verkehre nur foldhe Brüdenmwagen zuläffig,, welche von 
A. Quintenz in Straßburg im Jahre 1821. erfunden und durch 
Rollé md Shwilgue in dem öfterreichifchen Staate eingeführt 
worden find. Hierdurch ift übrigend die Anwendung anderer Conftruc- 
tiondarten nicht ausgefchloffen, wenn diefelben von Seite des Handels- 
Minifteriumd in ihrem Prinzipe, in der technifhen Ausführbarfeit und 
in der praktifchen Anwendung als gleich entfprechend oder vorzüglicher 
erfannt werden follten. Auf jeder ſolchen Brüdenmwage muß der Name 
des Derfertigerd und das Verhältniß ded Auflagegewichts zur Laft mit- 
telft einer gravirten an der Vorderfeite der Tragſäule angebrachten Me 
tallplatte erfichtlich gemacht fein. Die Wage muß bis auf Yeooo ihrer 
Belaftung empfindlich fein, d. h. fie muß beider größten Belaftung, 
für welche. fie gebaut ift, noch mit dem zmweitaufenditen Theile derfelben 
einen merflihen Ausfchlag geben. Insbeſondere dürfen die tragbaren 
Drüdenwagen nicht auf eine geringere Gewichtömenge ald auf 100 Wie- 
ner Pfunde (56 metrifche Pfunde) gebaut, und in der Regel nicht zur 
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Abwage von einer geringeren Gewichtsmenge ald von 50 Wiener (oder 
30 metrifchen) Pfunden verwendet werden. Zur Aufftellung von großen 
feſtſtehenden Brüdenwagen muß vorläufig die Bewilligung der poli- 
tifchen Bezirksbehörde von Fall zu Fall angefucht werden. Dem ange: 
führten Min.-Erl. ift auch eine eigene Anweifung zum Gebraude 
fowohl der tragbaren ale der feftftehenden Brückenwagen beigegeben. 

Behufs der Kontrolle über die Nichtigkeit der Maße und Gewichte 
wurde die f. g. Zimentirung (Aichung, Abhammung) eingeführt, d. i. 
die ämtliche Prüfung und Richtigftelung, und die gehörige Bezeichnung 
der als richtig befundenen Maße und Gewichte”). Zur Vornahme diefer 
Amtshandlungen wurden mit Pat. v. 10. November 1784 eigene Zimen- 
tirung®-Aemter aufgeſtellt, diefelben aber fpäter wieder aufgelöst, und 
das Gefhäft an die Magiftrate und Dorfobrigkeiten übertragen. Gegen- 
wärtig obliegt die Auffiht über Maß und Gewicht nad $. 137 des 
Gem. Gef. v. 17. März 1849 den Gemeindevorftänden. 

Nah dem Pat. v. 1. November 1787 fteht es Jedermann ffrei, 
entweder felbft, oder durch den Gewerbsmann, der die Gewichte und 
Maße verfertiget, die Berichtigung derfelben anzufuchen. Diefe gefchieht 
nach den vorhandenen Muflermaßen. Ueber die Hammung der Fäſſer 
wurde mit dem Rggsd. v. 24. Detober 1813 ein eigener Unterricht 
hinausdgegeben, und. ebenfo enthält der Min.-Erl. v. 20. April 1850, 
Nr. 217 des R. ©. BI. im Anhange eine ausführliche Inſtruction für 
die mit der Prüfung der tragbaren Brüdenmwagen beauftragten 
Behörden und Aemter. 

Wird ein Map oder Gewicht dem Muſter nicht vollkommen gleich 
befunden, ſo darf es nicht dem Verkehre übergeben werden. Zeigt es 
ſich aber völlig ächt, fo iſt es mit dem ämtlichen Stämpel oder 
Brandzeichen zu verſehen. Ohne dieſe, die Aechtheit erweiſende Be— 
zeichnung, iſt in dem öffentlichen Kaufe und Verkaufe nirgends ein Maß 
oder Gewicht zu dulden. 

Die Innungsvorſteher ſind in Folge der am 24. April 1781 
erfloſſenen Verordnung gehalten, jedem neu eintretenden Gewerbsmanne 
die beſtehenden Zimentirungsvorſchriften genau vorzuleſen und die Be— 
obachtung derſelben ihm auf das Strengſte einzuſchärfen. Ebenfo wurde 
‚mehreren Gewerbs⸗ und Handelsleuten durch beſondere Vorſchriften 
zur Pflicht gemacht, ſich nur der ordentlich zimentirten Maße und Ge— 


*) Bgl. Jad el Goſ.). Zimentirungs⸗Lexicon. Wien, 1824. 8. 
30 * 
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wichte zu bedienen; jo den Fleichſelchern und Häringern durch Pat. v. 
10. November 1784; den Milchleuten durch Vdg. v. 22. Februar 1793; 
den Fiſchkäuflern, Greißlern, Bratenbratern, Wildbrethändlern, Bädern 
durch Pat. v. 10. November 1784; den Wirthen durch Hfkzld. v. 30. 
Juni 1825; den Bindern durch Hfkzld. v. 14. Detober 1791; den Roth- 
meiftern, Hammerwerken, Eifengußwerfen, Hadenfchmieden, Bfannenfehmie- 


den, Senfenfehmieden, Klempnern und Spenglern, Zinngidßern, Floeifen- 


verlegern, Rauheifenverlegern durch Pat. v. 10. November 1784; den 
Materialiften durch Hfd. v. 3. April 1790 und 21. November 1806 
u. a. m. 

Da ferner die Gewichte und Maße ſich durch oftmaligen Gebrauch 
abnützen, folglich unrichtig werden, ſo ſind ſie zur Hindanhaltung des 
hierdurch im Kaufe und Verkaufe dem Publikum zugehenden Nachtheiles 
jedesmal nach Verlauf von drei Jahren zur Rezimentirung zu brin- 
gen; daher ift nebit dem Stämpel auch die Jahreszahl der vorgenomme⸗ 
nen Zimentirung auf jedes Stück Maß oder Gewicht zu feben, damit 
hieraus die in der feftgefebten Zeit gefchehene oder unterbliebene Rezi- 
mentirung erfehen werden könne (Hfd. v. 15. April -1790). Die im Ge- 
brauche ftehenden Brüdenmwagen find nad dem mehrerwähnten Min.- 
Erl. v. 25. April 1850 von zwei zu zwei Jahren einer abermaligen 
Prüfung zu unterziehen. 

Um in Zimentirung&Angelegenheiten die nöthige Controlle zu üben, 


: haben die Behörden (gegenwärtig die Gemeindevorftände) in ihrem Be- 


zirke einige Male des Jahres unverfehend Nachſchau zu pflegen, ob nicht 
vielleicht unzimentirte und unbezeichnete Maße unt Gewichte gebraucht, 
oder ſelbe vorfäglih unächt gemacht, worden find, und bei gefundenen 
derlei Gebrechen die Mape und Gewichte fogleich abzunehmen, und das 
weiter entfprechende Verfahren einzuleiten. Ebenfo find jene Gewerbs⸗ 
leute, welche Maße und Gewichte verfertigen (wie die Maßftabmacher, 
Wagmacher, Zollftabmacher, Viſirſtabmacher u. dgl.) öfter zu unterfuchen 
und zu erforfchen, ob ihre Erzeugniffe durchaus den gefeblichen Erforder- 
niffen entfprechen (Pat. v. 1. November 1787). Fir Wien beiteht 


eine befondere, fehr ausführliche — RUOR SENSE in dem Srtalb. 


v. 9. September 1817. 

Die Beftrafung derjenigen: Parteien, welche im Verkaufe fih un» 
zimentirter wiewohl ächter Maße und Gewichte bedienen, ift in 
den 88. 6—8 des Ziment-Pat. v. 1. November 1787 und zwar in der 
Art angeordnet, dag denfelben aller Verkauf und Handel fo. lange einge- 
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ftellt wird, bis fie fich mit ordentlich geftämpelten Maßen und Gewichten 
verfehen haben. Der Gebrauch unächter Maße und Gemichte ift im 
$. 178 Str. ©. 3. 1. Thls. lit. c. und die Uebervortheilung der Käufer 
mit ähtem Maße und Gewichte durch den $. 226 Str. G. 2. 1. Thle. 
und dur das Suftizhfd. v. 5. Detober 1804, Nr. 694 der J. G. S. 
verpönt. 

Dieſen Strafen unterliegt auch jeder zur Aufſicht auf die Maße und 
Gewichte beftellte Beamte, dem zur Schuld fällt, einen foldhen Betrug 
begünftigt oder geduldet zu haben. e 

Zur Vermeidung von Webervortheilungen bei der Biegelerzengung 
wurde bereit3 durch Circ. v.1. April 1803 das Maß der Ziegel dahin feft- 
gefeht, daß bei den ordinären Mauerziegeln die Länge in 11, die Breite 
in 5%, und die Dide in 2%, Zoll, bei den Gemölbziegeln die Länge 
in 9, die Breite in 6 und die Dide in 2”/, Zoll, bei den Pflafterziegeln 
die Länge in 10, die Breite in 6 und die Dide in 17, Zoll, endlich 
bei den Dachziegeln die Länge in 17, die Breite in 7 und die Dide in 
1/, Zoll zu beftehen hat. 

MWeiter wurden durch Hfkzld. v. 16. Mai 1804, 3. 7654 alle Zie- 
gelerzeuger nachdrüdhichft vor jeder Bevortheilung des Publikums durch 
Mangel an der vorgefchriebenen Maßgültigkeit, oder Eigenfchaft diefer 
Waare (in Hinficht welcher die Ziegel jederzeit in guter brauchbarer Ei- 
genfchaft erzeugt, zu dem Ende die in dem Lehm befindlichen noch Elei- 
neren Steine vor Berfertigung der Ziegel forgfamft audgeworfen, diefe 
wohl abgearbeitet, und genug audgebrannt fein müffen) gewarnet; — 
indem der erfte Fall nebft der jedesmaligen Eonfiscation des betreffenden 
Quantums, mit dem Erlag des Verkaufspreiſes, der zweite Fall mit dem 
doppelten beftraft, der dritte Uebertretungsfall aber, welcher die Frucht: 
lofigteit der vorhergehenden Beftrafungen bewiefe, nach der Vorſchrift des 
$. 226 St. ©. B. I. Thls. mit DVerluft des Befugniffes beleget ift. 
Sämmtlihe Bau- und Maurermeifter find indbefondere verpflichtet, 
alle ihnen vorkommenden Gebredren bei den Behörden anzuzeigen; dieſe 
aber angewiefen auf die Beobachtung des Geſetzes genaueftend zu wachen, 
und in vorfommendem Falle ftrenge darnach ihr Amt zu handeln. 

Endlih wurden zur Herftellung der erforderlichen Controlle alle die- 
jenigen, die in Niederöfterreich Ziegel GBackſteine) zum Verkaufe erzeugen, 
verpflichtet, ihre Ziegel mit den Anfangdbuchftaben ihres Tauf- und Ge: 
ſchlechtsnamens fennbar zu bezeichnen. Wenn hierdurch bei benachbarten 
Ziegelerzengern eine gleiche Bezeichnung entftehen follte, fo haben die— 
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ſelben noch ein befondered Unterfcheidungszeichen hinzu zu fügen. Dieje⸗ 
nigen, die nicht auf diefe Weife bezeichnete Ziegel verkaufen, werben im 
erften Webertretungsfalle um den Betrag von 10 fl. geftraft; bei wieder⸗ 
holten Webertretungsfällen ift jederzeit ter frühere Strafbetrag zu ver- 
doppeln. Die eine Hälfte eines jeden folchen Stwafbetrages gebührt dem 
Anzeiger, die andere Hälfte hat dem Armenfonde der Gemeinde, in deren 
Bezirk Die unbezeichneten Ziegel erzeugt worden find, zuzufallen Rags. 
Circ. v. 19. Jänner 1825, 3. 2558). 

In Beziehung auf die verfchiedenen Betrügereien, deren fich Die 
Müller bei der Ausübung ihres Gewerbes fchuldig machen können, 
beftimmen die 88. 22 und 24 der allgemeinen Müllerordnung v. 1. 
December 1814: 

Wenn der Müller falfched Map oder Gericht gebraucht, fo macht 
er fih nach dem $. 178 ded ©t. ©. B. I. Thls. des Verbrechend des 
Betruges ſchuldig. 

Wenn er ferner Getreide oder Mehl bei der Vermahlung ableitet, 
wenn er ein beſſeres Korn gegen ein ſchlechteres austauſcht, wenn er 
ſchlechtere Gattungen, oder Gerſte, Hafer, Heiden, Wicken zu den beſſeren 
von Weizen oder Korn menget, oder verſchiedene Mehlſorten als Waizen- 
mehl unter den Roggen, oder die ſchlechtere Mehlſorte unter die edlere 
miſchet, um das beſtimmte Gewicht in einer von dem Geſetze nicht vor⸗ 
geſchriebenen Miſchung zu erhalten, oder wenn er dieſes Gewicht durch 
Vermengung des Mehles mit andern zwar der menſchlichen Geſundheit 
an und für ſich nicht ſchädlichen Körpern bewirket, wenn endlich das er⸗ 
zeugte Mehl in feuchte Behältniffe, um ein höheres Gewicht zu erzielen, 
gelegt wird, fo ift der Müller, wenn der durch eine ſolche liſtige Hand⸗ 
lung der Partei zugefügte Schaden fich höher ald auf fünf und zwanzig 
Gulden beläuft, nah dem $. 179 des I. Thls. des St. ©. DB. zu be 
handeln, wofern aber der Schaden den Betrag von fünf umd zwanzig 
Gulden nicht überfteigt, nach dem 8. 211 des II. Thls. zu beſtrafen ($. 22). 

Die Theilnehmer diefer Uebertretungen, ald die Mühlknechte oder 
jonftigen Dienftleute, find ebenfalld nach der Vorfchrift des Strafgefebes 
zu behandeln. 

Damit fi nicht mit der Unwiſſenheit entfchuldigt werden könne, 
ift bei jeder Aufnahme eines Lehrlingd und bei deffen Mebertritt zum 
Mühlfnechte demfelben die Mühl-Odg. von dem Mühlen-Nelteften oder 
Vorſteher vorzulefen, und diefed in dem Lehrbriefe oder in der Kundſchaft 
immer anzuführen, welche Vorleſung auch bei der Verfammlung des Mül- 
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lermitteld alle Jahre wenigftend Einmal in Gegenwart einer obrigkeit⸗ 
lichen Perſon zu geſchehen bat: (8. 24). 

Um Betrügereien durch Bertilgung oder Veränderung der Grenz: - 
zeichen vorzubeugen, wurde die. Einrichtung getroffen, daß in die Grund- 
bücher eine genaue Berzeichnung der Grenzen eingefchaltet werde, und 
daß bei Befigveränderungen, Schäßungen und Uebergaben, ordentliche 
Bormerkungsprotocolle aufgenommen werben. 

In Galizien ift dießfall® durch die Vog. v. 17. November 1789 
angeordnet, daß vor der Uebergabe eined unbeweglichen Gutes von dem 
Verkäufer die Grenzen dem Käufer angezeigt, und daß dieſe Grenzaus- 
weifung 8 Tage vorher auch den Grenz Nachbarn angedeutet werden folle, 
damit fie dabei erſcheinen können. Bei diefer Ausweifung muß den 
Grenzen nachgegangen, wo folche gänzlich mangeln, oder zu einer Dun- 
telheit, Zmweideutigkeit oder Widerfprud Anlaß geben können, neue Grenz 
zeichen gefebt, und dieß in dem Protocolle angemerkt werden, welches 
über den ganzen Uebergabs-Act aufzunehmen ift. Die bei der Aufnahme 
einer eigenen Mappe einzufchlagende Verfahrungsart ift in dem Hfd. 
v. 8. März 1805, Nr. 717 der J. ©. ©. näher bezeichnet. 

Um die mannigfaltigen ‚Eingriffe in das Eigenthum, welche bei 
Öffentlichen Verſteigerungen eintreten können, zu befeitigen,. wurde 
bereit? unter dem 15. Juli 1786 (Nr. 565 der J. G. ©.) eine eigene 
Licitations-Ordnung erlaffen, welche für Galizien unter dem 8. 
Mai 1787 kundgemacht, ‚und fpäter mit Hflzld. v. 14. September 1815 
(pol. ©. ©. Bd. 43, ©. 314) und mit Hfd. v. 5. November 1819, 
Nr. 1622 der 3. ©. ©. republicirt wurde. 

Diefe beftimmt: ‚Ohne obrigkeitlihe Bewilligung kann nichts öffent- 
lich verfteigert werden. Jede Verfteigerung ift aber für eine öffentliche 
zu achten, wo mehrere Menfchen zugleich zur Veräußerung einer oder 
mehrerer Sachen zufammen berufen werden, und folche mittelft Ueberbietens 
an fi bringen. Die Abhaltung einer folhen Lieitation ohne obrigfeit- 
liche Erlaubniß zieht eine Geldſtrafe zwiſchen 25 bis 100 fl. nach fi 
(GHfkzld. v. 13. December 1808, pol. ©. ©. Bd. 31, ©. 134). Bei 
gerichtlichen Berfteigerungen ift die Obrigkeit die Gerichtöbehörde ; bei 
den übrigen ift es die politifche Behörde (8. 1 der 2. D. und Hfkzld. v. 
2. Auguft 1838). | 

Die Berfteigerung muß vorläufig durch die Zeitung oder die Kund- 
[haftsblätter, oder wie fonft die Kundmachung üblich ift, bekannt ge- 
macht, und die feilzubietenden Gegenftände, ihre Gattungen, auch Ort, 
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Tag und Stunde der PVerfteigerung dem Publikum angezeigt werden 
(8. 2 der 2. O.). Diefe kann auf einen Sonn» oder Feiertag — an⸗ 
beraumt werden (Rggs. Vdg. v. 10. Auguſt 1827). 


Bei Sachen von großem Werthe muß ihre Beſchaffenheit mit wenigen 
Worten beſchrieben werden. Bei Realitäten iſt anzuzeigen, wo die dazu 
gehörigen Urkunden vor der Verfteigerung einzufehen find ($. 3). In diefen 
Fällen muß die Kundmachung immer zu einer dem Gegenftande ange: 
meſſenen Zeit gefchehen (8. 4). 


Ueber Geräthfchaften, Bücher, Weine, Fäſſer und dergleichen aus 
mehreren Stüden beſtehende Feilfchaften ift ein Verzeichniß zu machen, 
welches zwei Abtheilungen, die eine für den Preis der Schäbung, die 
andere für den Berkaufspreid haben mug. Um allen Verwirrungen vor- 
zubeugen, foll jedes Stüd mit einer Nummer bezeichnet werden. Dieſes 
Verzeichniß ift dem Publikum mitzutheilen, und die DVerfteigerung nad) 
der Folge der Rummern vorzunehmen. Sollten einige in der Ordnung 
feilgebotene Nummern nicht gleich verkauft werden, find diefelben am 
nämlichen Tage beim Schluffe der Verfteigerung, oder am folgenden glei) 
Anfangs noch einmal auszurufen ($. 5). Nicht zur Verſteigerung zuzu- 
laffen find: Waaren, die dem Commercial- oder Berzollungsftämpel 
unterliegen, wenn fie nicht geftämpelt find (Hfd. v. 9. Suli 1794); 
Schlüſſel, Dietrihe und Auffperrhaten (Hfkzld. v. 13. Auguft 1812); 
unzimentirte Maße und Gewichte (Pat. v. 10. November 1784), endlich 
Kreuzpartikel und Reliquien (Hfkzld. v. 16. November 1816). 


Seder Verfteigerung muß, wenn feine befondere Erlaubniß der Polizei- 
Behörde davon loszählt, ein obrigkeitliher Commiſſär beimohnen ($. 6). 
Die Pflicht des Commiffärs ift, auf alles aufmerkffam zu fein, was bei 
der DVerfteigerung vorgeht. Daher hat er zu forgen, daß den Käufern an- 
ftändig begegnet, den Anweſenden auf Berlangen die zu verfteigernde Waare 
mit der gehörigen Behutfamkeit vorgezeigt, und die nöthige Auskunft willig 
ertheilet werde ; daß zwifchen Ausrufer und Käufern Fein geheimes Einver- 
jtändniß, noch eine Parteilichkeit unterlaufe; daß befonderd Stüde von höhe- 
vom Werthe nicht zur Unzeit feilgeboten, fondern fi, in fo weit. ed ohne 
Abbruch der Ordnung in den Nummern gefhehen Tann, nad) der Anzahl 
der Kaufluftigen gerichtet, und alles um den möglichft höchften Preis 
veräußert werde. Auch darf er dem Ausrufer nicht geftatten, entweder 
mit den Käufern willfürlih abzufchliegen, oder diefelben zu übereilen; 
ebenfo hat er alle Streitigkeiten zwifchen den Käufern zu verhindern. 








— 473 — 


Endlich foll er überhaupt darauf fehen, daß Ordnung gehalten, und alles, 
was im Gefebe vorgefchrieben ift, genau beobachtet werde ($. 7). 

Wenn unbewegliche Güter, Rechte, Freiheiten, Gefälle, Unterneh- 
mungen, Lieferungen u. f. w., es fei zum Verkaufe oder zur Pachtung 
verfteigert werden, hat der Commifjär ein ordentliches und genaues Ver: 
fteigerungd-Protocoll "entweder felbft zu führen, oder doch unter feinen 
Augen führen zu laſſen, welches der über die Berfteigerung zu erftatten- 
den Nelation mit allen Beilagen beizuſchließen ift ($. 8). In bdiefes 
Protocoll müffen die zu verfteigernden Gegenftände, diejenigen, welche fich 
ala Käufer oder Pächter melden, und die Bedingniffe,. unter welchen der 
Verkauf oder die Pachtung zu geſchehen hat, eingetragen werden ($. 9). 
Auch find in diefem Protocolle die finfenweife folgenden Steigerungen, 
befonderd aber ift der böchfte Anbot anzumerken, und das Protocoll 
von den Meiftbietenden eigenhändig zu unterzeichnen ($. 10). : 

Der Ausruf bei den Berfteigerungen bat durch einen befugten 
Audrufer zu gefhehen; diefer Ausrufer muß ein reblicher ‘Dann, 
und von der Obrigkeit mit einer ordentlichen Befugniß zum Ausrufen 
verfehen fein, auch von derfelben in Eid und Pflicht genommen werden. 
Auf das Betragen dieſes Mannes ift genau zu fehen; follte er fich wider 
die Borfchriften der 2%. O. vergeben, muß er fogleih feined Amtes ent- 
fegt, und für die Zukunft zum Ausrufe unfähig erflärt werden ($. 11), 

Der Ausrufer erhält eine beftimmte Ausrufer-Gebühr. — Außer 
diefer Bezahlung ift er nicht berechtigt, unter was immer für einem 
Vorwande etwas zu fordern (8. 12). | 

Bei dem Ausrufe fol der Ausrufer feine perfönliche Rückſicht tra- 
gen, Niemanden aus borzüglicher Neigung oder anderen Abfichten etwas 
zuzuwenden fuchen, noch einen Anweſenden ander Freiheit des Anbotes 
hindern. 

Auch ift dem Ausrufer unterfagt, von den Derfteigerungäftüden, 
fowohl unter eigenem, als fremden Namen für fi) etwas zu Taufen, 
oder fich fonft zuzueignen ($. 13). 

Beim Ausrufe muß das zu verfleigernde Stüd gezeigt, benannt und - 
der beftimmte Preis angedeutet werden. Bei Sachen von höherem Werthe,- 
ala: Schmud, Juwelen und andern Koftbarkeiten, find den Käufern einige 
Minuten zur Ueberlegung zu laffen. Wände fich Fein Abnehmer, fo ift, 
um die Berfteigerung nicht zu verzögern, das ausgerufene Stück in- 
deffen bei Seite zu legen, und mit dem Ausrufe- anderer Stüde fortzu⸗ 
fahren ($. 14). 


— 41 — 


Auf gleiche Art ift ſich bei dem Ausrufe unbeweglicher, oder foldyer 
Sachen, wovon oben ($. 8) Erwähnung gefhehen, zu benchmen, und 
weil fie nicht vorgezeiget werden können, find diefelben wenigftend deut⸗ 
lich zu benennen ($. 15). 

Wird nach dem Ausrufe auf dad auögefeilte Stück geboten, fo bat 
der Ausrufer den Betrag drei Mal mit dem gewöhnlichen Beifabe: zum 
erften, zum zweiten, und zum dritten Dale deutlich zu wiederholen. 

Diefe dreimalige Wiederholung muß ohne Uebereilung, und befon- 
ders der lebte Ruf, nach einer etwas Tängern Paufe geſchehen, audy mit 
dem Meifkbietenden nicht abgefchloffen werden, bis der letzte Ruf ganz 
vorüber ift. Nach dem letzten Rufe beftätiget der Ausrufer den gefchlof- 
fenen Kauf durch einen Schlag mit einem hölzernen Sammer ($. 16). 

So oft vom erften bis zur gänzlihen Vollendung des dritten Rufes 
ein neuer Anbot gefchieht, muß diefer abermals wiederholt, und wie im 
vorigen 8. audgerufen werden ($. 17). 

Dei einer öffentlichen PVerfteigerung hat Fein Borzug, Fein Einftand3- 
veht Statt. Jedermann, welcher das feilgebotene Gut zu beſitzen fähig 
iſt, kann während des Ausrufes fo oft und fo viel bieten, als er will. 
Hingegen ift Niemanden erlaubt, eine zu verfteigernde Sache zu tadeln, 
die. Mitwerber abzufchredien, oder im Nachbieten auf was immer für eine 
Art zu hindern ($ 18). 

Unter der Schäbung, ‚oder dem. beſtimmten Ausrufungswerthe, darf 
außer den in der Gerichtsordnung angezeigten Faͤllen nichts weggegeben 
werden, wenn nicht ein beſonderer eigener Auftrag von der Behoͤrde, 
oder die Einwilligung von dem Eigenthümer des feilgebotenen Gutes da 
iſt (6. 20). 

Alles, was bei einer Verſteigerung erkauft wird, muß gleich bar 
bezahlt, und das verkaufte Gut vor der geleiſteten baren Bezahlung 
Niemanden verabfolgt werden. Sollte jedoch wegen eines ſehr großen 
Kaufſchillings, oder wegen anderer wichtiger Umſtände, mit dem Käufer, 
über die Art und Zeit der Bezahlung oder Sicherſtellung eine befondere 
Behandlung nöthig fein, fo Tann unter der erforderlichen Vorſichtigkeit 
darüber das Nöthige vorgefehrt werden ($. 26). 

Wo es bei einem Kaufe oder Pachtung auf die perfünliche Eigen- 
fhaft des Meiftbietenden ankommt, da muß diefer, oder der im Namen 
deöfelben erſcheinende Bevollmächtigte, fich durch Einlegung einer fehrift- 
lihen Vollmacht rechtfertigen ($. 20). 

Bewegliche Sachen, wie auch Koftbarkeiten, ——— und 
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alle übrigen Fahrniſſe find, zur Bermeidung aller Irrungen, nach ge- 
ſchehenem baren Erlage ded Kaufichillinges, fogleich von dem Käufer zu 
übernehmen, und ans dem Berfleigerungsorte wegzubringen ($. 22). 
Durch Hfd. v. 2. October 1798 und 3. November 1812 wurde 
noch insbefondere in Erinnerung gebracht, daß bei Licitationen der Meift- 
bietende, wenn nur der Schäbungswerih erreicht iſt, fogleich ale 
Käufers anzufehen ſei. Deßhalb find alle nahträglichen Offerten 
ohne Rückſicht zuruͤck zu weifen, und deffen die Parteien ſchon vor An- 
fang der Verfleigerung zu erinnern. Endlich wurde noch durch Hftzld. 
v. 6. Juni 1838 (pol. G. ©. Bd. 66, ©. 208) erklärt, daß Berträge, 
wodurd Jemand bei einer von was immer für einer Behörde veranftal- 
teten öffentlichen Verfteigerung als Mitbieter nicht zu erfheinen , oder 
nur bis zu einem beflimmten Preife oder fonft nur nach einem gegebenen 
Maßſtabe, oder gar nicht mitzubieten verfpricht, ungiltig feien, und auf 
die für die Erfüllung eined folchen Berfprechens zugeficherten Beträge, 
Geſchenke oder andere Vortheile kein Klagerecht ftatt finde. 
j Für Wien beftehen noch eimige befondere Borfhriften, welche bei 
Barth a. a. D. Bd. II, 88. 3473— 3511 zuſammengeſtellt erfcheinen. 


8. 237. 
Maßregeln zum Schutze des geiftigen Eigenthums. 


Um den Schub des literarifchen und artiftifchen Eigenthums 
gegen unbefugte Veröffentlichung, Nachdruck und Nachbildung möglichſt 
zu erweitern, wurde in allen Ländern des öſterreichiſchen Kaiferſtaates 
in welchen das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch vom 1. Juni 1811 
und das Strafgefep über Verbrechen und ſchwere Polizei-lebertretungen 
vom 3. September 1803 in Wirkſamkeit ift, eine umfaſſende Vorſchrift 
in dem Bat. v. 17. Detober 1846 erlaffen, welche auch für das Ef. 
Militär-Gränzgebiet und für die der Milttäx-Gerichtöbarkeit underftehen- 
pen Perſonen unter analoger Anwendung der Militär-Strafgefebe zu 
gelten bat. 

Die literariſchen Erzeugmiffe und die Werke der Kunft bilden dem- 
felben zu Yolge ein Eigenthum ihred Urhebers (Autors), d. i. 
desjenigen, welcher fie urſprunglich verfaßt oder verfertigt bat. Dem 
Urheber wird, fofern nicht befondere Verträge entgegenftehen, in Beziehung 
auf den durch dieſes Gefeh gewährten Schuß; gleichgehalten: a) ver B e- 
fteller eines Werkes, welcher beiten Bearbeitung und Ausführung nad 


— 416 — 


einem gegebenen Plane und auf feine Koften an einen Anderen über- 
tragen hat; b) der Herausgeber oder Unternehmer eined Werkes, 
welches durch die Lieferung felbftftändiger Beiträge mehrerer Dlitarbeiter 
gebildet wird; c) der Herausgeber eines anonymen oder pfeudonymen 
Werkes ($. 1). 

Dem Urheber eines literarifchen oder Kunftwerkes fteht unter den 
in diefem Geſetze feftgefegten Bedingungen ausfchliegend das Recht zu, 
mit feinem Erzeugniffe nach Willkür zu verfügen, dasfelbe in beliebiger 
Form zu vervielfältigen und zu veröffentlihen. Er kann diefed Recht 

auch ganz oder theilweife an Andere übertragen ($. 2). 

; Jede ohne Genehmigung ded Urhebers oder feines Rechtönachfolgers 
auf mehanifhem Wege unternommene Vervielfältigung eined mit 
Beobachtung der gefeßlihen Bedingungen und Förmlichkeiten erfchienenen 
Werkes, ift ald verbotener Nahdrud erklärt, und zwar ohne Unter⸗ 
fchied, ob hiebei das nämliche oder ein anderes Verfahren al® bei der 
Grzeugung ded Original-Werkes angewendet worden ift. Diefed Verbot 
der Derpielfältigung auf mechanifhem Wege gilt auch von den Werken . 
der Kunft. Als Original-Werk wird, außer dem urfprünglichen Erzeug- 
niffe der Wiffenfchaft oder Kunft, auch jeder davon gemachte Abdruck 
und jede Nachbildung behandelt, welche der Urheber oder fein Rechte- 
nachfolger zufolge des ihm zufommenden Autor-Rechtes veranftaltet hat 
($- 3). 


Dem verbotenen Nachdrude find gleichgeachtet: a) der ohne Ge- 
nehmigung des Urheberd oder feines Nechtönachfolger® unternommene 
Abdrud von Manuferipten aller Art; fo wie b) von gehaltenen Bor- 
trägen zum Zwecke der Erbauung, der Belehrung oder des Vergnügens. 
In beiden Fällen muß die Genehmigung auch dann nachgewieſen werden, 
wenn der Unternehmer rechtmäßiger Befiber der Original-Handſchrift, 
einer Abfchrift oder Nachfchrift ift. Uebrigens gilt, was oben von Ma- 
nuferipten gefagt. wurde, auch von geographifchen und topograpbifchen 
Karten, von naturwiſſenſchaftlichen, architektonifchen und ähnlichen Zeich- 
nungen, Abbildungen u. f. w., welche nach ihrem Zwecke nicht als felbft- 
fländige Kunftwerke zu betrachten, fondern zur Berfinnlihung von wiffen- 
fhaftlichen Gegenftänden .beftimmt find. c) Auszüge aus dem Werke 
eined andern Autors, mit oder ohne Veränderungen, wenn fie ald be- 
jondere Schriften mit dem Titel des Original⸗Werkes oder ohne denfelben 
erſcheinen. d) Veränderungen in den Zugaben eines Werkes, namentlich: 
die Hinzufügung, Weglaffung oder Abänderung von Anmerkungen, Ab- 
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bildungen, Karten, Regiftern u. f. w., entziehen den Abdruc eines 
Werkes oder eined Auszuges aus demfelben dem Nachdrudöverbote nicht. 
e) Bon zwei, unter dem nämlichen oder auch unter verfchiedenen Titeln 
vorfommenden Werken, welche denfelben Gegenftand in der nämlichen 
Drdnung und Eintheilung behandeln, ift das fpäter erfchienene dann als 
verbotener Nachdruck zu betrachten, wenn nicht die darin wahrgenommene 
Vermehrung oder fonftige Beränderung des Inhaltes für fo mwefentlich 
erkannt wird, daß ed als ein neues felbftftändiges Geifted-Product erachtet 
werden muß ($. 4). | 
Dagegen ift als Nachdrud nicht anzufehen, fomit geftattet: a) das 
wörtliche Anführen einzelner Stellen aus bereitd veröffentlichten Werken ; 
b) die Aufnahme einzelner, einem größeren Werke, einer Zeitfchrift oder 
fonft einem periodifchen Blatte entnommener Auffähe, Gedichte u. f. w., 
in ein nach feinem Haupinhalte neues, felbftftändiges, insbeſondere friti- 
ſches und literar⸗hiſtoriſches Werk, oder in eine zu einem eigenthümlichen 
fiterarifchen Zwede, fo wie zum Kirchen, Schul- und Unterridht3-Ge- 
brauche bearbeitete Sammlung von Auszügen aus den Werken mehrerer 
Schriftfteller, oder endlich in Zeitfchriften und periodifche Blätter; nur 
muß die Driginal-Quelle ausdrüdlich angegeben werden, und es darf der 
entlehnte Auffab weder einen Drudbogen des Werkes, welchem er ent- 
nommen ift, überfchreiten, noch als ſelbſtſtändige Flugfchrift ausgegeben 
werden, ebenfo bei Zeitfchriften und fonftigen periodifchen Blättern im 
Laufe eined Jahrganges zufammengenommen nicht mehr ald zwei Drud- 
bogen ausmachen; die eigentlichen politifchen Zeitungen find bloß an die 
"Bedingung gebunden, die Quelle, aus welcher ein Artikel entlehnt ift, 
namhaft zu machen; c) die Ueberſetzung eines erfchienenen literarifchen 
Werkes, und zwar ohne Unterfchied der Sprache; jedoch den Fall aus- 
genommen, wenn der Berechtigte fich die Befugniß zur Veranftaltung 
“ einer Ueberfeßung im Allgemeinen oder in einer beftimmten Sprache auf 
dem Titelblatte oder in der Vorrede des Driginal-Werked ausdrücklich 
vorbehalten bat, wo fodann’ jede innerhalb eines Jahres vom Erfcheinen 
des Driginal-Werked ohne Einwilligung des Autors desfelben oder feiner 
Rechtönachfolger veröffentliche Ueberſetzung als verbotener Nachdruck zu 
‚ behandeln ift. Hat der Autor dad Werk zugleich in mehreren Sprachen 
erfcheinen laſſen, ſo wird jede diefer Ausgaben ald Driginal behandelt. 
Jede rechtmäßig erfihienene Ueberſetzung wird gegen Nachdruck gefhüst, 
und. von mehreren Ueberfeßungen die fpäter erfehienene ald Nachdruck an: 
gefehen, wenn fie fi von der früheren gar nicht oder nur durch uner- 
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hebliche Abänderungen unterfcheidet; d) der für ein fpäteres Werl be- 
nüßte, unveränderte Titel eined früher veröffentlichten, von einem anderen 
Autor verfaßten Werkes. Doc kann die Wahl eines gleichen Titels in 
dem Falle, wenn er zur Bezeichnung des behandelten Gegenftandes nicht 
unumgänglich nothwendig und überdies zur Irreführung des Publitums 
über die Identität des Werkes geeignet ift, dem hiedurch Beeinträchtigten 
einen Anſpruch auf Entſchädigung begründen. Hierüber bat, wenn feine 
gefegwidrige Abficht unterlaufen ift, der Civilrichter zu enticheiden (8. 5). 
Bezüglich der muſikaliſchen Compofitionen ift der ohne Geneh- 
migung ded Zonfeberd oder feines Rechtsnachfolgers veranftaltete Abdruck 
von Manuferipten ebenfalld dem verbotenen Rachdrucke gleichgeachtet. 

Dagegen ift ald verbotener Nachdruck oder Nahftih nicht anzu⸗ 
ſehen, fomit geftattet: a) die Aufnahme einzelner Themata mufifalifcher 
Compofitionen, in periodifch erfcheinende Werke; b) die Benuͤtzung einer 
Zondichtung zu Variationen, Phantafien, Etüden, Pot-pourris x. 2C., 
welche als felbftitändige Geiftes-Producte angefehen werden; c) das Ar- . 
rangement oder die Einrichtung eines Tonſtückes für andere oder menigere 
Inſtrumente, als ed urfprünglich geſetzt ıft. Hat fi aber der Zon- 
dichter das Vorrecht der Herausgabe eined Arrangements im Allgemeinen 
oder doch für beitimmte Anftrumente auf dem Zitelblatte feines ver- 
Öffentlichten Werkes ausdrüdlich vorbehalten, fo ift jedes vor Ablauf 
eined Jahres nach dem Grfcheinungsjahre der Driginal-Compofition ohne 
Einwilligung des Tonſetzers oder feiner Rechtönachfolger veröffentlichte 
Arrangament ald verbotener Nachdrud zu behandeln; d) wird für ein 
ſpäteres muſikaliſches oder dramatifched Werk der unveränderte Titel 
eines früher veröffentlichten Werkes derfelben Gattung benüßt, fo findet 
die oben für einen ähnlichen Fall feftgefebte Beftimmung ihre Anwen- 
dung (8. 6). 

Der zu einem mufilalifchen Werke gehörige Tert des Geſanges wird 
als Beigabe der Compofition betrachtet, daher ihn der Tonfeker, wenn 
nicht durch Vertrag etwas Anderes beftimmt worden ift, mit der Com⸗ 
pofition abdruden laffen kann. Zum Abdrude des Terted ohne Muſik 
iſt die Einwilligung des Dichter erforderlich; fie wird aber, iwenn das 
mufißalifche Werk zur öffentlichen Aufführung beftimmt ift, in der Art 
porausgefebt ,. daß derjenige, welcher die Berechtigung zur Aufführung 
erlangt hat, auch den Tert zum Behufe der Benützung bei der Auffüh- 
rung des Tonwerkes mit Andeutung WR Beſtimmung druden laffen 
darf (8. 7). 
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Zu dem auöfchliegenden Rechte deö Urheber eines mufikalifchen 
oder dramatifchen Werkes gehört auch jened der öffentlichen Aufführung 
(Broduchon), und es ift diefe vor Ablauf der fpäter zu erwähnenden 
gefeglihen Schutzfriſt ſowohl im Ganzen ald mit Abfürzungen oder un- 
wefentlihen Abänderungen ohne Einwilligung des Autord oder feiner 
Rechtsnachfolger in fo lange verboten, ald das Werk nicht durch den 
Drud oder Stich veröffentlicht worden iſt. Als eine folche Veröffent⸗ 
lichung ift nich t anzufehen, wenn der Autor einzelne in Drud gelegte 
Sremplare als Manufeript ausgibt, und dieß ausdrüdlih anf den 
Eremplaren erfichtlich if. Die vom Autor erkaltene Befugnig zur Auf: 
führung berechtiget auch, wenn keine Beſchränkung vorbehalten wurde, 
zur beliebigen Wiederholung derſelben. 

Aus mehreren gemeinſchaftlichen Verfaſſern eines dramatiſchen Wer⸗ 
kes wird im Zweifel Jeder für berechtigt gehalten, die Aufführung zu 
geſtatten ($. 8). 

Dei Zeihnungen, Gemälden, Kupfer-, Stabl- und 
Steinftihen, Holzfhnitten und anderen Werten der 
jeihnenden Kunft, fo wie bei plaftifhen Kunſtwerken, iſt als 
verbotene Nachbildung nicht anzufehen: a) wenn die Nachbildung jeder 
Art fih von dem Originale nicht blog im DMateriale, in der Form oder 
der Größe, fondern durch ſolche mefentliche Veränderungen in der Dar- 
ftellung unterfcheidet, vermöge welcher fie als ein felbftftändiges Kunſt⸗ 
erzeugniß betrachtet werden Tann; b) wenn ein Kunſtwerk ald Mufter 
für die zu einem wirklichen, materiellen Gebrauche dienenden Erzeugniffe 
der Manufacturen, Fabriken und Handwerke benügt worden ift; c) wenn 
ein dur die Preffe veröffentlichtes Product der zeichnenden Kunft in 
plaftifher Form dargeftellt wird, oder d) wenn ein nicht bloß zur Ber 
ſchauung, fondern zu einem wirklichen materiellen Gebrauche heftimmtes, 
oder ein zur Berzierung eines Gewerbs⸗Productes dienende Erzeugniß 
der Plaftif durch die zeichnende Kunft mit oder ohne Farben nachgebildet 
wird ($. 9). 

Um jedoch in denjenigen Fällen, in welchen die oben angeführten 
Beftimmungen nicht entgegenfteben, won dem ausſchließenden Rechte der 
Nachbildung und Vervielfältigung Gebrauch -zu machen, muß der Urheber 
eined vollendeten Kunſtwerkes oder fein Nechiönachfolger ſich bei der 
Beröffentlichung desſelben das Recht zu deſſen Vervielfältigung ausdrück⸗ 
lich vorbehalten, und diefen Vorbehalt inmerhalb- eined Zeitraumes nen 
zwei Jahren nach Ablauf des Erfcheinungsjahres in Ausübung bringen, 
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widrigens jede Nachbildung des Kunſtwerkes unbeſchränkt erlaubt iſt 
8. 10. . — 

Durch die Abtretung des Rechtes der Vervielfältigung eines Werkes 
der zeichnenden oder plaſtiſchen Kunſt verliert zwar der Urheber oder ſein 
Rechtsnachfolger das Eigenthum an dem Originale nicht; wird jedoch 
das Original⸗Kunſtwerk Eigenthum eines Andern, ſo übergeht, wenn 
nicht das Gegentheil bedungen wurde, das ausſchließende Recht, die 
Bervielfältigung zu veranlaſſen oder zu geſtatten, zugleich auf den Er- 
werber (8. 11). 

Der Handel (Debit) mit Erzeugniffen eines, Kraft des Gefetzes 
verbotenen, im In⸗ oder Auslande veranftalteten Nachdrudes und jeder 
‚anderen demfelben gleichgeachteten Vervielfältigung ift gleichfalld als 
verboten erflärt, er mag von Buch, Kunft- oder Mufikalienhändlern, 
Buchdrudern, Berlegern oder von mem immer, der fich denfelben zum 
Geſchäfte macht, unternommen worden fein ($. 12). 

Das dem Urheber eines Titerarifchen oder artiftifchen Werkes durch 
das Geſetz eingeräumte ausfchließende Necht der Veröffentlichung, Nach- 
bildung und Vervielfältigung desfelben GGerlagsrecht) erftredt fich im 
. der Regel nicht bloß auf feine ganze Lebendzeit, fondern kommt 
auch demjenigen, welchem es von ihm übertragen worden ift, oder wenn 
er nicht anders darüber verfügt hätte, feinen -Erben und deren Rechts— 
nachfolgern noch auf die Dauer von dreißig Jahren nad feinem 
Tode zu. Das Todesjahr des Autors wird nicht mitgezählt. Ein Heim- 
fallörecht des Fiscus oder anderer Perfonen findet nicht Statt ($. 13). 

Ein gleicher Schuß in der Dauer von 30 Jahren, und zwar vom 
Ablaufe desjenigen zu rechnen, in welchem das Werk erfchienen ift, ge- 
bührt a) jenen Werken, bei welchen auf dem Titelblatte oder unter der 
Zueignung (Dedication). oder am Schluffe der Vorrede der Name deö 
Urhebers nicht erfichtlich ift (anonyme Werke); b) den unter einem ande— 
ven ald dem wahren Namen ded Autors erfihienenen (pfendonymen) 
(Werken); jedoch wird bier fo wie im vorhergehenden Abſatze voraus- 
gefegt, daß nicht auf dem Titelblatte, unter der Zueignung oder am 
Schluffe der Vorrede der Herausgeber , Unternehmer, Befteller genannt 
iſt, welcher in das volle Recht eines Urhebers tritt. Uebrigens fteht Die 
Wahrnehmung der Rechte des anonymen oder pfendonymen Autors, dem 
Verleger des. Werkes ald Stellvertreter zu; c) einem von mehreren ge 
nannten Urhebern verfaßten Werke, wenn nicht ein Herausgeber auf die 
im vorftehenden Abſatze beftimmte Weife erfichtlich iſt; d) den erſt nad 
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dem Tode des Urheberd zur Beröffentlihung gelangenden (pofthumen) 
Werken, fo wie endlich e) der von den Erben oder fonftigen Rechtsnach— 
folgern des Urhebers veranftalteten Fortſetzung einer von dem Letzteren 
begonnenen Ausgabe ſeines Werkes ($. 14): 

Bei den von Akademien, Univerfitäten und anderen unter dem be- 
jonderen Schuße des Staates ftehenden wiſſenſchaftlichen oder artiftifchen 
Inſtituten und Bereinen herausgegebenen Werken erſtreckt fich der geſetz— 
liche Schub gegen Nachdruck und Vervielfältigung auf die verlängerte _ 
Dauer von 50 Sahren. Bei Werfen von anderen Gefellfehaften und 
Bereinen tritt die allgemeine Schupfrift ein. Beranftaltet der Berfaffer 
eines zu einem folchen Werke gelieferten Beitrages eine für fich beftehende 
vermehrte oder verbeiferte Ausgabe diefer feiner Arbeit, fo gilt dafür 
die oben für Werke einzelner Berfaffer beftimmte Schusfrift ($. 15). 

Bei Werken von mehreren Bänden oder folchen, welche heftweife 
oder fonft in Lieferungen erfcheinen, wird, infofern die verfchiedenen Ab- 
theilungen zufammen als ein Ganzes betrachtet werden können, die im. 
Borhergehenden beftimmte Schnefrift für das ganze Werk vom Erfcheinen 
des legten Bandes oder der lebten Lieferung gerechnet. Nur wenn zwi: 
hen der Herausgabe einzelner Abtheilungen ein Zeitraum von wenigftend 
drei Jahren verfloffen wäre, find die vorher erfchienenen Bände, Hefte 
u. f. w. als ein für fich beftehendes Werk, und ebenfo die nach "Ablauf 
der drei Jahre erfcheinenden weiteren Fortfekungen ald ein neues Wert 
zu behandeln. Bei fortlaufenden Sammlungen von Werken, Abhand— 
lungen u. f. w. über verfchiedene Gegenftände wird jedes einzelne Werk, 
ed beftehe aus Einem oder mehreren Bänden, Heften u. f. w., als ein 
Ganzes für fich betrachtet ($. 16). 

In befonderd rüdfichtswürdigen Fällen, dann zu Gunften von Ur- 
hebern, Heraudgebern oder Berlegern großer, mit bedeutenden Poraus- 
lagen verbundener Werke der Wiſſenſchaft und Kunft Tünnen die im 
Geſetze dem Urheber, deſſen Erben und fonftigen Rechtönachfolgern zuge- 
ſtandenen Schußfriften von der Staatsverwaltung in Form eines Privi- 
legiumd auch noch über die gefeliche Dauer auf eine weitere beſtimmte 
Anzahl von Jahren erſtreckt werden. Diefes Privilegium muß jedoch 
fhon vor Beendigung der Herausgabe erwirft, und deffen Dauer auf 
dem Titelblatte erfichtlich, oder wo dieſes nach der Natur des Gegen- 
ſtandes nicht Statt finden kann, durch die öffentlichen Zeitungsblätter 
der k. k. Provinz, wo das Werk erfcheint, bekannt gemacht werden 
($. 17). 


Stubenrauch, Verw.⸗Geſetzk. I. 31 
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Die von der Staatöverwaltung unmittelbar audgegangenen Alte 
genießen nach ihrer DVeröffentlihung den Schuß des Nachdrucksverbotes, 
in fo lange als dieſes von der Staatöverwaltung nicht aufgehoben wird. 
Eine gleiche Fortdauer des Schuges über die gefegliche Frift hinaus hat 
auch für jene Werke zu gelten, aus denen fekbft erfichtlich ift, daß fie 
auf Befehl der Regierung und mit dem Vorbehalte dieſes KOFIDAHEIRNEN 
Schutzes erfchienen find ($. 18). 

Nach Ablauf der gefehlichen oder weiteren Schusfriften, oder auch 
früher, wenn weder ein Erbe noch fonft ein Rechtönachfolger des Urhe- 
bers mehr vorhanden wäre, dürfen die Werke der Literatur und Kunſt 
in beliebiger Form nachgedrudt und nachgebildet werden; doch bleibt 
vor dem intritte diefes Zeitpunktes jede frühere darauf angieienne An⸗ 
kündigung unterſagt (8. 19). 

Die zweite Auflage oder Ausgabe eines Werkes genießt gleichen ge- 
jeglichen Schuß gegen den Nachdruck, wie die erfte, jedoch unbeichadet 
des Rechtes zum Nachdrude der erften Auflage, wenn von deren Er- 
jcheinen der gefegliche Zeitraum verftrihen ift. Dasfelbe gilt auch von 
alfen weiteren Auflagen im Berhältniffe zu der vorhergehenden (8. 20). 

Das audfchliegende Recht zur Aufführung eines muſikaliſchen oder 
dramatifchen Werkes erſtreckt fih nicht nur auf die ganze Lebens— 
zeit ded Autors, fondern kommt auch demjenigen, welchem es von dem- 
jelben übertragen worden ift, oder wenn er nicht ander darüber ver- 
fügt hätte, feinen Erben und deren Rechtsnachfolgern noch bis zum 
Ablaufe von zehn Jahren nah dem Todesjahre des Urheber zu 
($. 22). 

Ein gleicher Schub in der Dauer von zehn Jahren, jedoh 
vom Tage der eriten öffentlichen Aufführung gerechnet, findet ftatt: 
a) wenn dad betreffende Werk mehrere genannte Urheber hat; db) bei 
anonymen und pfeudonymen Werfen, ohne Unterfchied, ob der wahre 
Name des Berfafferd oder Tonfeberd nach gefchehener, wenn gleich nur 
einmaligen öffentlichen Aufführung befannt wird oder nicht; e) bei poſthu⸗ 
men Werken, d. i. ſolchen, welche erft nad) dem Tode des Urheberd von 
‚deffen Erben oder fonftigen Rechtönachfolgern zur erften Aufführung ge- 
- bracht werden. 

Der unbefugte Nachdruck und jede demfelben gleichgeachtete DBerviel- 
fültigung oder Nachbildung wird an demjenigen, welcher vdiefelbe veran- 
ftaltet oder zu deren Ausführung wiffentlich mitgewirkt hat, außer dem 
Verfalle (Confiscation) der vorhandenen Gremplare, Abdrüde, Ab: 
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güffe u. f. w. der Zerlegung des Druckſatzes und bei‘ Kunftwerken, in 
fofern nicht die fpäter angedeutete Uebernahme von Seite des Be 
fchädigten einträte, auch der Zerſtörung der Platten, Steine, Formen und 
anderer Objekte, welche ausfchließend zur Ausführung diefer Bervielfäl- 
tigung gedient haben, mit einer Geldſtrafe von 25 bis 1000 Gulden, 
welche im falle der erhobenen Zahlungdunvermögenheit in eine verhält- 
nißmäßige Arreftftrafe (nah $. 7 der Str. Pr. O. v. 17. Jänner 1850) 
zu verwandeln ift, beftraft, und es kann nach vorhergegangener, wenig: 
ſtens zweimaliger Beitrafung dieſes Bergehend nah Maßgabe der Um- 
ftände auch der Berluft des Gewerbes verhängt werden ($. 25). 

Dem durch die verbotene Bervielfältigung beeinträchtigten Urheber 
eines Werkes, fo wie deſſen Erben und ſonſtigen Rechtsnachfolgern ſteht 
überdieß dad Recht auf Entſchädigung zu, und es ift ihnen als 
folhe der Werth der von der unbefugten Vervielfältigung abgängigen 
Eremplare im Berkauföpreife ded Originale zuzuerkennen, obne die Gel- 
tendmadhung noch weiterer Endfchädigungs-Anfprüche auszufchliegen. Läßt 
ſich die Stärke der unbefugten Vervielfältigung nicht ermitteln, fo ift die 
Zahl der davon abgängigen Egemplare nach Befchaffenheit der Umftände 
und mit Berüdfichtigung des Befundes der Sachverſtändigen von der 
Behörde auf 25 bis 1000 zu beflimmen. Diefelbe Modalität der Aus: 
mittlung des zu vergütenden Schadend findet in der Regel auch dann 
Statt, wenn eine rechtmäßige Driginal-Auflage des Werkes noch nicht 
veranftaltet worden, und Fein gütliche® Einverftändnig zu Stande kömmt 
($. 27). | Ä 

Dem Berleger eines Werkes gebührt die oben angeführte Entſchä⸗ 
digung nur infofern, als die Zahl der durch verbotene Vervielfältigung 
erzeugten und abgängigen Exemplare jene_der zur Beräußerung borräthi- 
gen Eremplare des Driginal-Werked nicht überfteigt. Die Entfhädigung, 
welche binfichtlich der Ueberzahl zu leiften ift, gebührt dem Urheber und 
defien Rebtönachfolgen. In jedem Falle hat der Berleger fo viele Dri- 
ginal-Egemplare, ald ihm felbft wergütet worden find, dem Urheber un- 
enigeldlich zu überlaffen, oder fi auf andere Weife mit ihm audzu- 
gleihen, Uebrigens werden die gegenfeitigen Nechte des Autors und 
Derlegerd durch den Berlagsvertrag beftimmt. 

Die in Befchlag genommenen Eremplare und anderweitigen Gegen- 
flände unterliegen, wenn fie nicht von dem VBefchädigten auf Abrehnung 
der ihm gebührenden Entichädigung , jedoch gegen Vergütung der von 
dem Nachdrucker auf ihre materielle Beifchaffung nothwendig und erweid- 

31 * 
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lich verwendeten Auslagen, übernommen werden, der Bertilgung, fobald 
das Erkenntniß in Rechtskraft erwachfen if. Auch fteht e8 dem Beſchä— 
digten frei, fih mit dem Nachdruder in dem alle, wenn vor Erſchei— 
nung einer rechtmäßigen Original-Ausgabe der Nachdruck eines Manu: 
feripted oder einer Nachfchrift veranftaltet worden ift, auf ein Honerar 
einzuverftehen; hiedurch wird jedoch ein Verlagsvertrag begründet, welcher 
zwar die Configcation, nicht aber auch die Fortfekung der begonnenen 
Unterfuhung und die gefebliche Strafe aufhebt ($. 29). 

Mer mit den Erzeugniffen des Nachdrudes oder einer demfelben 
gleichgeachteten Vervielfältigung Handel treibt, ift außer dem Verfalle der 
‚ beiretenen Exemplare noch mit einer Geldftrafe von 25 bid 1000 Gul- 
den, oder bei erhobener Zahlungsunvermögenheit mit verhältnigmäßiger 
Arreftfteafe und in Fällen mehrmaliger Wiederholung nad Umfländen 
felbft mit dem Derlufte feines Gewerbes zu beftrafen. 

Zur Entfhädigung ift derfelbe zur ungetheilten Hand mit demjeni- 
gen verpflichtet, welcher die unerlaubte Bervielfältigung veranftaltet hat. 
Die verfallenen Gremplare werden vertilgt, fofern fie der Beſchädigte 
nicht auf Abrechnung an feiner Forderung übernehmen will ($. 30). 

Die dem ausfchliependen Rechte des Autors oder feiner Rechtsnach— 
folger zuwider veranftaltete öffentliche Aufführung eines dramatifchen oder 
mufikalifhen Werkes im Ganzen oder mit Abkürzungen, oder unmwefent- 
tihen Abänderungen, ift außer der Confidcation der unrechtmäßig be: 
nützten Manuferipte (Tertbücher, Partituren, Rollen u. dgl.). mit einer 
Geldftrafe von 10 bis 200 Gulden oder bei erhobener Unfähigkeit zur 
Zahlung einer Geldftrafe mit verhältnigmäßiger Arrefttrafe zu ahnden. 
($. 31). 

Dem durch die unbefugte Aufführung beeinträchtigten Autor oder 
deffen Nechtönachfolger fteht der Anfpruch auf volle Entfhädigung zu, 
als welche ihm der ganze, entweder mit Befchlag belegte oder nachträglich 
zu ermittelnde Betrag der Einnahme von jeder Aufführung ohne Abzug 
der auf diefelbe verwendeten Koften, und ohne Unterfchied, ob das Wert 
allein oder in Verbindung mit einem anderen zur Aufführung fam, mit 
Borbehalt der Geltendmachung etwa noch höherer Enfhädigungs-Anfprüche 
zuzuerkennen iſt ($. 32). 

Die Uebertretungen des den Schub des literariſchen und artiſtiſchen 
Eigenthums bezielenden Geſetzes, ſind als Vergehen zu behandeln und 
zu beſtrafen (Art. IX., B. 3. 17 des Pat. v. 17. Jänner 1850). 

Wird ein Befund der Sachverſtändigen erforderlich, ſo ſind dieſe bei 
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fiterarifchen Werfen aus Schriftftellern, Gelehrten und Buchhändlern ; 
bei Kunftwerken aus Künftlern, Kunftverfländigen und Kunft- oder Mu- 
fifalienhändlern zu wählen ($. 33): 

Das Einfchreiten der Unterfuchungsbehörde gefchieyt nicht von Amts- 
wegen, fondern nur auf Begehren des beeinträchtigten Autors oder feiner 
Rechtönachfolger (8. 34). 

Die Befchlagnahme der zur Confidcation geeigneten Gegenflänbe iſt 
auf Verlangen des Beſchwerdeführers unverweilt zu verfügen, wenn die 
Eigenſchaft des Urhebers (Beftellerd, Unternehmers, Herausgebers) eines 
Werkes und erforderlichen Falles die Erſcheinungszeit des Original-Werkes 
nachgewieſen worden iſt (8. 34). 

Für dieſen Beweis iſt Fein rechtsgiltiges Beweismittel ausgefchloffen. 
Insbeſondere hat dießfalls bei Kunſtwerken die glaubwürdig ausgewieſene 
Veröffentlichung eines vollendeten Kunſtwerkes durch die Zeitungsblätter 
der Provinz, oder die in glaubwürdiger Form abgefaßte Beſtätigung 
eines unter Aufſicht der Staatsverwaltung ſtehenden Kunft-Inftitutes ale 
Beweismittel zu gelten. Will zum Beweiſe der erſten Aufführung eines 
dramatiſchen oder muſikaliſchen Werkes die übliche gedruckte Annonce be⸗ 
nützt werden, ſo muß ihr eine ämtliche Beſtätigung, daß die Aufführung 
wirklich Statt fand, von Seite der politiſchen oder polizeilichen Ortsbe⸗ 
hörde beigefügt ſein (8. 35). 

Das Geſetz v. 19. October 1846 trat vom Tage ſeiner Kundmachung 
in Beziehung auf alle gegen Erfüllung der vorgeſchriebenen Bedingungen 
erſcheinende Werke ohne Unterſchied der Nationalität ihres Urhebers in 
Wirkſamkeit. Alle früheren demſelben entgegenſtehenden oder davon ab— 
weichenden Vorſchriften wurden dadurch außer Kraft geſetzt (8. 36). Das⸗ 
ſelbe iſt auch zu Gunſten aller bereits vorhandenen und rechtmäßig ver⸗ 
öffentlichten Original-Werke inſoweit in Anwendung zu bringen, daß da- 
durch das Titerarifche und artiftifhe Eigenthbum an denfelben, fofern es 
fih nicht fehon nach den früheren Vorfchriften auf einen längern Zeit- 
raum erftredfte, durch zehn Sahre vom Tage der Kundmachung des Ge- 
feßed gefhügt ward. Nur ein vor der Kundmachung erlaubter Weife 
bereitd begonnener oder doch gegen Pränumeration angefündigter Nach— 
druck, oder eine demfelben gleichgehaltene Vervielfältigung ift den Be: 
fiimmungen des neuen Gefetzes nicht unterworfen ($. 37). 

Der durch das gegenwärtige Geſetz gewährte Schub gegen den Nach— 
drud und jede andere unbefugte Vervielfältigung auf mechanifchem Wege, 
ift auch allen im Gebiete des deutfhen Bundes erfheinenden 
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literarifhen und artiftifhben Werken eingeräumt, nur 
muß, damit Derfelde in Anfprud genommen werden könne, nachgewieſen 
werden, daß die in dem Bundesftaate, in welchem das Original erſchie⸗ 
nen ift, gefeßlich vorgefchriebenen Bedingungen und Förmlichkeiten erfüllt 
worden find (5. 38; Art. 18 der deutfchen Bundesacte ; Bundesbeſchluß 
v. 6. September 1832, kundgemacht durch Hfkzld. v. 16. November 
1832, Rt. 2580 der %. G. S.; Bundesbeſchluß v. 9. November 1837, 
kundgemacht durch Hfkzld. v. 26. November 1840, pol. G. ©. Bd. 68, 
©. 354; Bundesbeſchluß v. 22. April 1841, kundgemacht dur Hfkzld. 
v. 15. Mai 1841, pol. G. ©. Bd. 69, &. 132 und Bundesbeſchluß 
v. 19. Suni 1845, kundgemacht dur Hfkzld. v. 25. Juni 1845, 3. 
24275). | | | 

Den im Ausdlande außer dem deutſchen Bundesgebiete erfihie- 
nenen Werken iſt der im Geſetze ausgeſprochene Schus in dem Maße 
gewährt, als die viepfälligen Rechte den in dem k. k. öſterreichiſchen Ge- 
biete erſchienenen Werken durch die Gefehe des fremden Staates gleich⸗ 
falls gefihert find ($. 39). Zur gegenfeitigen Sicherung der Eigenthums- 
rechte an literariſchen und artiftifchen Erzeugniffen wurde unter dem 22. 
Mai 1840 mit Sardinien ein Vertrag abgefchloffen, deffen Ratifi- 
cationen den 10. Juni 1840 ausdgewechfelt wurden (pol. ©. S. Bd. 68, 
©. 219). Diefem Vertrage find laut Hfkzld. v. 26. November 1840 
(pol. G. S. Bd. 68, ©. 358) die päbftlihe, die Modenefifce 
und die Quchefifhe und laut Hfkzld. v. 30. December 1840 (pol. 
G. ©. Bd. 68, ©. 369) die Todcanifhe und Parmeſaniſche Re: 
gierung beigetreten. 

Das Verbot des Rachdruckes in Anfehung aller in den f. g. deut- 
fhen Ländern der öſterreichiſchen Monarchie herausgekommenen Drud- 
fhriften in Ungarn und Siebenbürgen und umgekehrt ‘ift bereits 
unter dem 7. Februar und 14. April 1794 audgefprochen worden. 


8. 238. 


Maßregeln gegen Befhädigungen des Eigenthums durch Unvorfichtigkeit 
und Zufall. - 


Die Mapregeln gegen die Befchädigungen des Eigenthums, welche 
durh Raturereigniſſe, duch Zufall oder and Unvorſichtigkeit, Rad: 
läffigfeit und Unwiſſenheit entipringen, find vorzüglich auf die Ber- 
hütung der Feuer-, Waffer- und Wetter-Schäden, und auf bie 
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Hindanhaltung der Viehſeuchen gerichtet, und es ift hierbei auch noch 
jener Einrichtungen zu erwähnen, welche den Zweck haben, die nachtheili- 
gen Folgen ſolcher eingetretenen Unfälle, die niemald ganz befeitiget wer— 
den können, nad) Möglichkeit wieder auszugleichen. 


8. 239. 
Maßregeln gegen Senersgefahr. 


Die zur Verhütung von Fenersbrünften getroffenen Mapregeln find 
in den verfehiedenen Fruer-Löſch-Ordnungen enthalten. Sole 
beftehen meiſtens abgefondert für die Städte und Märkte und für das 
flache Land, und zwar für Defterreih unter der Enns die beiden 
Pat. v. 7. September 1782 (Kropatſchek'ſche G. ©. Br. 1, ©. 256); 
für Wien inöbefondere v. 31. December 1817, fundgemaht am 22. 
April .1818 (pol. ©. ©. Bd. 45, ©. 403). Diefer iſt weiterd eine 
Nachricht, wie ſich bei dem Gebrauche der Feuerſpritzen zu benehmen fei, 
beigegeben ; endlich befteht noch eine eigene Inſtruction für die Feuer— 
Commiffire in Wien, in dem Rggsd. v. 21. März 1839, 3. 16193; 
für die fe & Hofburg in Wien v. 27. Sänner 1753 (Kropatfchef’fche 
G. ©. Bd. 2, ©. 19); für Linz die F. L. O. v. 7 Suni 1749; 
für Salzburg das ob. öſt. Rggsd. v. 18. December 1820, 3. 23054; 
für Steiermark die Gub. Vdg. v. 14. Juli 1825, 3. 16963; für 
Prag die Gub. Vdg. v. 8. März 1819, 3. 7565 und v. 20. Novem- 
ber 1822, 3. 26083; für Klagenfurt die Vdg. v. 28. Mai 1802 
und v. 5. Juli 1838; für Krain die F. L. O. v. 28. Juli 1795 
(pol. G. ©. Bd. 6, ©. 46); für Tirol die F. 2. O. v. 31. Auguft 
1787, vepubl. mit Gub. Vdg. v. 17. Juli 1817, 3. 17621; für Inns— 
bruck die Gub. Vdg. v. 13. Juni 1820; für Böhmen die F. L. O. 
v. 25. Juli 1785 (Prov. G ©. Bd. 23, ©. 351); für Prag die 
F. L. O. v. 3. Februar 1755 (Kropatihefihe G. ©. Br. 3, ©. 5); 
für Mähren und Schlefien die F. 8%. O. v. 24. Jänner 1787; für 
Brünn die Gub. Vdg. v. 28. September 1838, 3. 27368; für Ol— 
müs die F. L. © v. 31. Sänner 1836; für Galizien die 
F. L. O. v. 28. Juli 1786 (Kropatſchek'ſche ©. B. Bd. 10, ©. 530, 
vepubl. durch Gub. Vdg. v. 28. December 1823, 3. 63159 für die 
Städte und für das flahe Land durch Gub. Vdg. v. A, December 
1824, 3. 66210; für Lemberg die F. L. O. v. 31. Mai 1782, 
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republicirt durch Vdg. des Lemberger Magiftrats v. 17. Jänner 1840 
u. f. m. 

Außerdem find die Borfehriften zur Verhütung der Feuersgefahren 
in Schaufpielhäufern in den betreffenden Theaterordnungen enthalten. 
Ebenſo finden ſich ſolche Anordnungen in den für die Arbeitshäufer, 
Strafbäufer, Krankenhäuſer und ähnliche Anjtalten beftehenden Hausord— 
nungen. Endlich nehmen au bie fhon oben ($. 219 diefed Werkes) 
erwähnten Bauordnungen auf die Abwendung von Feuersgefahren 
Rückſicht. 

Der nachfolgenden Darſtellung liegt die F. L. O. für Nieder-Oefter- 
reich zum Grunde, welche ohnedieß den meiſten ſpäter erfloſſenen Vor⸗ 
ſchriften dieſer Art zum Muſter diente*). 

Dieſe haben im Allgemeinen: 1) die Verhütung und Verminderung 
der Feuersgefahr, 2) die baldige Entdeckung, 3) die ſchleunige Löſchung 
der Feuersbrünſte, und 4) endlich die Vorſicht gegen die Folgen, welche 
noch nach gelöſchtem Brande ſich ereignen können, zu ihrem Hauptaugen- 
merke. 

Da die unſchickliche Bauart zur Entſtehung der Feuersbrünſte fo- 
wohl, als zu ihrer leichteren Berbreitung beitragen Tann, fo foll bei der 
Anlegung neuer Hänfer darauf Bedacht genommen werden, daß nicht ein 
Haus an das andere gebaut, fondern wo möglich ein Raum von einer 
Klafter zwifchen jedem Haufe gelaffen werde ($. 1). Eben fo follen die 
Scheuern (Stadeln) entfernt von Häufern hinter den Gärten, oder wo 
ed gefchehen kann, außer dem Orte felbjt angelegt werden ($. 2). Wo 
Flachs und Hanf erzielet wird, ift zu forgen, daß die Gemeinden eigene 
Dörröfen oder Dörr- und Brechſtuben, und zwar in einiger Entfernung 
von dem Orte erbauen ($. 3). Bei bereits erbauten Häufern, welche nahe 
an einander ftehen, oder angebaut find, wie auch bei den Scheuern (Sta- 
deln), welche in den Dörfern fich befinden, foll wenigftend darauf gedacht 
werden, durch Pflanzung hochſtämmiger, blätterreicher Bäume, vorzüglich 
der Nußbäume, wo dergleichen zu haben find, einen Schub gegen das 
Feuer zu machen; wo .nicht ganze Neihen von Bäumen gefebt werden 
fönnen, da follen Dächer, und die Scheuern (Stadeln), die fhon in dem 
Dorfe ſelbſt ftehen, mwenigftend mit Bäumen an den vier Eden gegen die 
Anzündung verwahrt werden. Doc, müſſen durch die Bäume, oder auch 


) Die $. ohne Beifäge deuten auf die F. 2. O. für das offene Land in Rieder» 
Defterreih dv. 7. September 1782 Bin. 
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fonft durch unnöthige Zäune die Wege und Straßen nicht verftellet, und 
dadurch bei entftehender Feuersbrunſt die Nachbarfchaft gehindert werden, 
von allen Seiten zur Hülfe beitommen zu können ($. 4. In Böhmen 
neuerdings eingeſchärft durch Vog. v. 30. März 1816, 3. 12578). Neu 
erbaute Häufer follen in Städten mit Feuermauern verfehen werden, 
welche wenigftend 2 Schuh über. dad Dach hervorragen (nied. öſt. Rggsd. 
v. 17. Februar 1826). Weberhaupt ift bei. dem Wiederaufbau abgebrann- 
ter Gebäude dafür zu forgen, daß diefelben auf möglichit feuerfichere Art 
bergeftellt werden, ohne jedoch hierbei einen zwangsweiſen Einfluß zu üben 
(Gfkzld. v. 3. Mai 1817; nied. öſt. Rggsd. v. 3. März 1827). Sn 
Böhmen follen nah dem Hfkzld. v. 25. Jänner 1816, 3. 897 feine 
hölzernen Wohngebäude, noch auch hölzerne Stallungen, Schupfen, 
Scheunen oder fonftige Nebengebäude, vie fi in dem Hofraume, dem 
Hausfrieden oder in der unmittelbaren Nähe eines Wohnhaufes befinden, 
geduldet werden. 

Was die Bedahungen anbelangt, durch welche das Feuer am 
leichteften verbreitet werden kann, fo beftimmen die Gefebe darüber: Da, 
wo Strohdächer nicht ganz vermieden werden können, ift wenigftend 
darauf zu fehen, daß fich die Hauswirthe der zur Verwahrung der Dächer 
gegen Feuersgefahr gemachten Borfchläge bedienen ($. 5). In Städten 
und Märkten follen die neu zu erbauenden Häufer, wenn ed die Umftände 
nicht zugeben, foldhe mit Ziegelm zu deden, wenigftend mit Schindeln, 
niemal® aber mit Stroh gededt werden. Größere Wirthſchafts⸗Gebäude, 
Kirchen, Pfarchöfe und derlei anfehnlichere Gebäude hingegen müffen ohne 
Ausnahme mit Ziegeln gededt fein ($. 1 der F. 2. D. für die Städte). 
Eine befondere Vorfchrift über die feuerfichere Eindeckung der Gebäude 
erging für Snnsbrud in dem fir. Gub. Circ. v. 27. Auguft 1841. 
Auh die Gewölbſcheitel der Kirchthürme find auf möglichft feuer-. 
fichere Art zu verfchließen. Auf den Dachböden dürfen ohne befondere 
Erlaubniß feine Wohnungen oder Zimmer zugerichtet werden. Diefelben 
müflen um und um gemauert und mit Ziegeln gepflaftert fein, widrigen- 
falls weder Herdſtätten noch Defen oder Kohlenfeuer darin zu dulden find. 
Hölzgerne Bodentreppen aber dürfen gar nicht zugelaffen werden ($$. 2 
und 3 der %. 8. D. für die Städte). 

Hölzerne Rauchfänge find, wo die Häufer aus Noth nicht ganz 
von Holze gebaut werden, ganz unterfagt. Die gemanerten Rauchfänge 
aber follen in der Dide eines halben Ziegeld, und nicht aus ftehenden 
Ziegeln gebaut werden; fie follen. übrigens nicht zu niedrig, fondern. genug 
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über das Dach erhoben, nicht zu eng, noch krumm geführt fein, damit fie 
leicht gefchloffen, und gelehret werden Tönnen (8. 6). Auch Dürfen durch 
diefelben feine hölzernen Ballen (Zrame), Schliegen, Doppelbäume oder 
fonft ein Holzwerk gezogen werden (8. 5 der F. L. D. für die Städte); 
und eben fo wenig ift nach dem Hfkzld. v. 24. März 1842, 3. 6016 
das Durchziehen von Sturz: und Dippelboden-Trämen über den Rauch- 
mantel-Betwölbungen der Küchen oder unter den Ginheizen ohne bejondere 
Bewilligung geftattet. Die Modalitäten, unter welchen die Herftellung 
runder enger Rauchſchlünde erlaubt ift, find in dem Hfkzld. v. 
5. März 1840, 3. 6186, für Böhmen indbefondere in dem Erlaffe des 
Handels⸗Min. v. 15. Auguſt 1849, 3. 16715 (Nr. 151 des böhm. 2. G. BL.) 
enthalten. 

Die Stubenöfen follen nicht zu nahe an hölzerne Wände gefeb wer⸗ 
den; fo find auch Herde, und andere Feuerftätten von den hölzernen Wän— 
den zu entfernen ($. 7). 

In Küchen, Wafchhänfern, und andern zu Feuerſtätten beftimmten 
Oertern müffen die Fußböden nicht won Holze, fondern wenigſtens blos 
von Erde oder Laim gefchlagen fein, wenn fie nicht von Steinen, Fiegeln, 
Eftriche, oder dergleichen fein können ($. 8). Ohne befondere Erlaubnif 
der Behörde dürfen weder eiferne noch gemauerte Ofenröhren, es fei 
von Küchen oder Zimmern, eingelegt werden. Nur wenn fonft feine Hei- 
zung möglich, die Röhre vom Schornfteine nicht zu weit entfernt, und 
dabei Feine Feuersgefahr vorhanden ift, Tann die Bewilligung dazu ertheilt 
werden. Dann muß e3 aber auch der Rauchfangkehrer auf fich nehmen, 
die Röhren gegen billige Bezahlung fleißig zu reinigen (8. 6 der F. L. O. 
für die Städte). Eben fo beitimmt das nied. öſt. Rggs. Circ. v. 11. 
December 1824, 3. 59091, daß bei Herftellung einer jeden Heizung 
auf eine feit dem Erfcheinen der F. 2. O. neu erfundene Art, in fo ferne 
diefe Herftellung nicht fchon mit dem urfprünglichen Bauplane der behörd- 
lichen Bewilligung unterzogen worden ift, und eben fo bei jeder Umände— 
rung einer ſchon beftehenden Heizung auf eine bis dahin noch unbelannte 
und ungeübte Art, der Behörde vorläufig die Anzeige gemacht und die 
Bewilligung dazu eingeholt werden müffe, 

Die Modalitäten, unter denen die Herftellung der f. g. Guggen- 
berg’fhen Luftfirom- Kamine geftattet ift, enthält die nied. öſterr. 
Rggs. Vdg. v. 4. November 1840, 3. 59722. 

Zöpfer- (Hafner), Klempner: (Blechfehmied-) und Schloffermeifter, 
‚oder wer immer fonft Defen verfertiget, ift, wenn er gegen die Bor- 





— 41 — 
fhrift der F. 2. O. einen Ofen febt, oder eine Röhre zieht, nach 8. 188 
St. G. 3. I. Thls. und ein Gefelle, De ih dazu a läßt, 
‚nad $. 189 ebd. zu behandeln. 

Die Backöfen find unter Gewölbe zu bringen und mit Ziegeln 
zu deden; auch die Stallungen follen wo möglich gewölbt fein, 
und oben und ‚an den Seiten gut mit Mörtel angeworfen werden (88. 8 
und 9 der F. L. O. für die Städte). 

Feuerwerkſtätten (Effen), dürfen ohne befondere Erlaubniß 
nicht errichtet werden. Die Uebertretung dieſes Berbotes ift nebft der 
Entfernung der unbefugter Weife errichteten Werkftätte an dem Haus: 
eigenthümer das erſte Mal mit einer Geldſtrafe von 12 Reichathalern, 
im Wiederholungsfalle aber noch fehärfer zu beſtrafen (Hfkzld. v. 1. April 
1796, 3. 129). 

In Anfehbung der Selchküchen ift durch das Hfkzld. v. 28. 
September 1843, 3. 29359 vorgefehrieben, daß der Rauchfang an den- 
felben durch eine eiferne Thüre, wo möglich an dem äußerften Ende in 
der Art zu verfichern fei, daß diefe Thüre durch einen Zug von der 
Küche aus jeden Augenblid gefehloffen werden fünne. Die gedachte Thüre 
muß fleißig vom Rufe gereiniget werden, damit fie immer leicht beweg— 
lich fei. Die Rauchfänge felbft müffen alle 8 Tage ordentlich gefegt, und 
jo wie die Küchen nach Befeitigung des wegen leichter Entzündung ſehr 
gefährlichen Glanzpeches wenigſtens halbjährig mit einer Mifchung von 
Hafnerlehm und Kalt übertüncht werden. 

Zu denjenigen Häufern, zu deren Errichtung eigentliche Werkleute, 
das ift, Maurer, Zimmerleute u. dgl. erfordert werden, find Teine andern, 
als die ordentlichen befugten Meifter zu gebrauchen ($. 9). Die Ueber: 
tretung diefer Borfehrift ift nach $. 190 Str. & B. II. Thls. zu be- 
ftrafen; und ein Maurer- oder Zimmer-Gefelle, welcher fich hierbei 
gebrauchen läßt, verfällt in die Strafe des $. 191 ebd. 

Bau-, Maurer: oder Zimmermeifter, welche bei Fůh⸗ 
rung eines Baues oder bei Veränderungen etwas anlegen, was in den 
Löſchordnungen wegen Feuersgefahr verboten iſt, verfallen nebſtdem, daß 
ſie den ordnungswidrig angelegten Theil auf ihre Koſten abzubrechen und 
nach der Vorſchrift herzuſtellen verpflichtet ſind, in die Strafe der 88. 185 
und 186, die Polliere und Aufſeher bei einem ſolchen Baue aber 
in die Strafe des $. 187 Str. ©. B. II. Thls. 

Mit nicht geringerer Sorgfalt muß darauf gefehen werden, daß 
durch Unvorſichtigkeit Teine Feuersbrunſt entftehe, und in diefer 
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Abficht foll das Strohſchneiden, Dreſchen, Flachöbrechen,, Hächeln und 
dergleichen Arbeiten bei der Nacht entweder gar unterbleiben, oder nur 
bei Lichtern, die in gut gefchloffenen Laternen verwahrt find, verrichtet 
werden (8. 12). Noch viel weniger foll das Futterwerk zum Trocknen an 
die Rauchfänge angefehöbert, der Kien und andered Holz an die Defen 
und Herdftätten gelegt (8. 13), oder wohl gar der Flachs in geheizten Stu- 
ben oder Badöfen zur Nachtzeit gedörrt werden ($. 14). Das Dienftvolf, 
welches in der Heike Holz zum Dörren zur Hand legt, wird nad) $. 198 
Str. ©. 3. II. Thls. beftraft. 

Faßbinder follen ihre Fäſſer nicht bei ftarfem Winde oder 
an fenergefährlichen Orten ausbrennen ($. 18 der F. 2. O. für die Städte). 

Brennholz, Flachs oder derlei brennbare Dinge follen nicht bei 
Defen oder auf den Herditätten getrodnet oder gedörrt, und Heu, Holz, 
Stroh u. dgl. nicht neben Rauchfängen und Feuerſtätten aufbewahrt, 
oder auf die Dahböden gelegt werden ($$. 20 und 21 der F. 8. D. 
für die Städte). 

Die Handiverker, welche mit feuerfangenden Sachen zu thun bahn: fol- 
len keinen beträchtlichen Borrath in ihren Werkſtätten aufbehalten (8.22 ebd.). 

Diejenigen Handwerker, die in Holz arbeiten, als: Tifchler, Drechs⸗ 
ler, Wagner, Fapbinder u. dgl. follen die Holzfcheite, Splitter und Späne 
nicht in den Werkftätten liegen laffen, fondern von Tag zu Tag an 
einen fenerfihern Ort bringen ($. 25 ebd.). 

Gewerbsleute, welche won leicht feuerfangendem Dlateriale, von was 
immer für einer Gattung, Borrath haben, und folchen auf Böden oder 
fonft an unfihern, nicht durch Mauerwerk, oder gehörige Abfonderung 
verwahrten Drten aufbewahren, find nach 8. 196 Str. G. B. II. Thls. 
zu beftrafen. Wo für Vorräthe von Heu, Stroh oder Brennholz eigene 
gewidmete Gewölber oder Behältniffe vorhanden find, unterliegt Jeder⸗ 
mann, der folche Borräthe an andern Dertern niederlegt, der Strafe nad 
8. 196 des Str. G. B. II. Thls. ($. 197 ebd.). 

Kohlendbrenner follen ihre erſt gebrannten Sohlen nicht ohne 
Anwendung der nöthigen Vorfichten unterbringen (nied. öſt. Vggs. Vdg. 
v. 21. October 1828, 3. 58699). 

Das Schießen, und aller Gebrauch des Pulverd, innerhalb der 
Dörfer fowohl, ald nahe bei denfelben, alled Ausbrennen, alle Feuer: 
werke, und das bekannte Sonnenmwendfeuer, find auf das fehärffte ver- 
boten ($. 15). 

Feuerwerke dürfen bei Kirchweihfeften, in Gafthaus-Localitäten, 
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Gärten u. dgl. nicht ohne befondere Erlaubniß abgebrannt werden (nied. 
öſt. Rggs. Vdg. v. 24. September 1822, 3. 47823 und v. 11. Auguft 
1843, 3. 48018). Der Vorfichten bei der Erzeugung von pyroted- 
nifchen Gegenſtänden, dann bei der Anlegung der Schiepftätten 
und dem Abfeuern von Pöllern ift bereitd oben (S. 425 und 426) 
erwähnt worden. Die Erzeugung des f. g. rothen Feuers ift nad 
dem Rggs. Circ. v. 5. December 1823, 3. 57407 gänzlich unterfagt, 
und die Anwendung des bengalifchen Feuers auf den Schaubühnen 
u. dgl. durch dad Präf. Schreiben des Minifterd des Innern v. 25. Juni 
1818 an befondere Vorfichten gebunden. 

Handeldleute, welche mit Pulver, Beh, Salniter, Schwefel, 
Terpentinöhl oder ähnlichen Waaren handeln, haben bei deren Ber- 
wahrung gegen Licht alle mögliche Behutfamkeit anzuwenden, und follen 
in ihren Handgewölben von Pulver nie einen Borrath über 4 Pfunde 
halten, und dieſer kleine Vorrath foll noch in befonders guten Behält- 
niffen, allenfall® in blechernen Gefäßen verwahrt werden. Alles übrige 
Pulver haben fie außer der Stadt oder ded Marktes in einem ficheren 
Drte niederzulegen (8. 23 der F. L. O. für die Städte). Die Unter 
laffung diefer Vorfiht begründet die Beftrafung nad $. 195 Str. ©. 2. 
II. Thls. 

Munitionsdepots und Friedens-Pulver-Magazine ſind 
nach der a. h. Entſchl. v. 12. April 1848 nur in einer Diſtanz von 
400 Klaftern von jedem Wohngebäude, und Verſchleiß-Depots, die 
nicht mehr als 50 Centner enthalten dürfen, in einer Entfernung von 
200 Klaftern zu errichten. 

Um bei dem Pulvertransporte jede Gefahr möglichſt zu beſei⸗ 
tigen, wurde durch das nied. öſt. Rggsd. v. 13. October 1795 und das 
mähr. ſchleſ. Gub. Decr. v. 21. September 1827 die Verfügung getrof—⸗ 
fen, daß die mit Pulver beladenen Wägen weder über Nacht noch bei 
Tage während der Fütterung in den Ortſchaften ſelbſt geduldet, ſondern 
außerhalb derſelben auf das freie Feld gewieſen werden ſollen, wo ein 
eigener Wächter dabei aufzuſtellen iſt. 

Ehen fo dürfen mit Pulver beladene Schiffe nur in den, von 
MWohnorten entfernten Gegenden landen (Rggsd. v. 16. Auguft 1796). 

- Ruftballond, die mit rarificirter Luft durch wirklich bren- 
nendes Feuer in die Höhe getrieben werden, zwifchen Häufern und Gärten 
auffteigen zu laffen, ift durch das nied. öſt. Rggsd. v. 15. Mai 1784 
verboten. 


® 
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Niemand darf mit glübenden Kohlen oder freiem Lite 
durch das Dorf gehen, noch ein Neifender mit brennenden Fadeln 
durch einen Ort fahren (8. 16), widrigenfalld die Behandlung nah 88. 
204—207 des Str. G. B. II. Thls. einzutreten hätte. Auch zur Be- 
gleitung der Feuerfprigen und Wafferladen follen ftatt der Fadeln Later: 
nen verwendet werden (Hflzld. v. 15, September 1827, 3. 24620; nied. 
öft. Rggs. Vdg. v. 27. Jänner 1828, 3. 2834). 


Die Haudwirthe follen ihrem Haudgefinde, den Drefchern und Tag- 
löhnern nicht geftatten, mit freiem Lichte oder wohl gar mit brennenden 
Holzfpänen im Haufe herumzugehen, noch die Gaftwirthe den bei ihnen 
eintehrenden Fuhrleuten im Stalle eine brennende Kerze ohne Laterne 
aufzuſtecken, oder ſonſt unvorfichtig damit umzugehen. Wenn fie dawider 
handeln, find fie auf das Schärfite zu beftrafen, und haben für den daraus 
entftehenden Schaden zu haften ($. 17). Ueberhaupt foll fih Niemand 
unterfangen, mit freiem Lichte, mit einem brennenden Holzfpan, oder mit 
Kohlenfeuer auf den Boden, in die Ställe, in die Scheuern (Stadeln), 
oder an andere Derter zu gehen, wo fich feuerfangende Sachen befinden; 
die Damwiderhandelnden find nad 88. 199—201 des Str. G. 2. II. Thls. 
zu beftrafen, und es muß zu diefem, und zu fo vielfültigem anderen 
Gebrauche jeded Haus mit einer oder mit mehreren von gutem Bleche 
gemachten wohl verwahrten Laternen verfehen fein ($. 18, neuerdings 
eingefehärft durch böhm. Sub. Vdg. v. 6. Mai 1849, Nr. 57 de8 2. 
G. BI). Der Dienftgeber oder Gewerbsinhaber, der eine folche Laterne 
anzufchaffen unterläßt, ift nad) 8. 201 Str. G. B. II. Thls. frafbar. 


Niemand foll bei Verwirkung der Strafe des 8. 202 Str. ©. 2. 
II. Thls. an folchen feuergefährlihen Orten Tabak rauchen, wenn 
gleich die Tabaköpfeife mit einem Deckel verfehen wäre ($. 19, wiederholt 
eingefhärft dur nied. öſt. Rggs. Vdg. v. 4. Juli 1833, 3. 32938; 
böhm. Gub. Vdg. v. 14. Auguft 1834, 3. 31630; mähr. ſchleſ. Sub. 
Dog. v. 9. Juli 1842, 3. 17409 u. a. m.). 


Das Kühenausbrennen, und alle ähnlichen Unternehmungen, 
welche leicht eine Feuersbrunſt veranlaffen können, find auf das Schärffte 
unterfagt ($. 20). Die Hauswirthe haben ihren Weibern, Töchtern und 
Mägden nahdrüdlich einzubinden, daß fie bei dem Kochen mit dem 
Schmalze vorfihtig und behutfam umgehen, und befonderd, wenn das 
" Schmalz Feuer fangt, fie fein Waffer in felbes gießen ($. 21). 


Den Rauchfangkehrern ift dad Einfpreizgen der Defen 
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in den Rauchfängen, um fie das nächſte Mal glei bei der Hand zu 
haben, durch Vdg. v. 7. Februar 1785 unterfagt. 

Wenn. bei Mühlen ein fremdartiger Körper, 3. B. Eifen in die 
Hohlen gefommen ift, fo darf die Mühle nicht eher in Gang gebracht 
werden, bis diefe Körper aus den Hohlen entfernt find, weil fonft die 
Räder fich durch Reibung entzünden Tönnen (Rggsd. v. 15. Juli 1807). 

Das SlIodenläuten bei einem Gewitter, welches ftatt die 
Gewitterwolfen zu zerftreuen, vielmehr den Blitz anzieht, wurde durch 
die Vdg. v. 26. November 1783 und 16. December 1803 abgeftellt. 

Meberhaupt find nach $. 209 des Str. G. B. I. Thls. alle Hand- 
lungen und Unterlaffungen, von welchen fih eine Feuersgefahr leicht 
voraudfehen läßt, nah dem Maße zu beftrafen, ald fie mit den im 
Gefebe indbefondere aufgezählten Fällen mehr oder minder überein- 
fommen. | | Ä 
Da auch die Nahläffigkeit zu vielfältigem Unglüde Urfache 
geben kann, fo haben die Hauswirthe ihre Kinder und Hausleute anzu- 
halten, daß fie auf Feuer und Licht ftetd wohl Acht haben. Nachts vor 
dem Sclafengehen follen die Hauswirthe felbft nachfehen, und alles 
Fleißes forgen, daß Feuer und Licht abgelöfcht, oder an einem fichern 
Orte verwahrt werden ($. 22). 

Gleiche Sorgfalt haben fie wegen der warmen Afche zu gebrauchen, 
weil durch das unvorfichtige Ausſchütten derfelben leicht etwas ſich ent- 
zünden und eine Feuersbrunſt entjtehen kann ($. 22). 

Da endlich die größte Feuersgefahr aus der Berabfäumung der 
Rauchfänge herkömmt, kann den Hauswirthen die Sorgfalt darüber nicht 
genug empfohlen werden. Jeder Hausvater fol den Schlund des Rauch— 
fanges wenigftens alle acht Tage fleißig Tehren, und den Ruß mit flum- 
pfen Beſen abfegen lafjen. Die Rauchfänge follen im Winter wenigftens 
alle jeh® Wochen, und im Sommer alle drei Monate ganz und mit der 
größten Sorgfalt gekehrt werden. Rauchfänge, die nicht zu fehliefen find, 
fönnen zwar von den Hauswirthen oder ihren Hausleuten felbft gekehrt 
werden. Bei denen aber, fo jich fehliefen laffen (in Niederöfterreich bei 
allen nah dem Rggsd. v. 3. Auguft 1813, 3. 22115), muß dad SKeh- 
ven durch wirkliche Rauchfangkehrer gefchehen. Die Gemeinden follen zu 
diefem Ende prdentliche Gontracte mit den Meiftern machen und darauf 
fehen, daß leßtere ihre Schuldigkeit genau und zu beftimmter Zeit er- 
füllen (8. 24). 

In Städten und Märkten müffen die Rauchfänge durch ordentliche 
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befugte Rauchfangkehrer nach Verhältnig des minderen oder größeren 
Feuers alle 4 Wochen oder alle 14 Tage, bei Handwerkäleuten, welche 
großes Feuer nöthig haben, auch alle 8 Tage gekehrt werden Die Rauch— 
‚fangfehrer find ſchuldig, jene Parteien, welche ſich meigern, ihre Defen 
und Rauchfänge zur gehörigen Zeit reinigen zu laffen, wie auch jene 
Rauchfänge und Defen, welche ſchadhaft find, oder bei denen fonft eine 
Gefahr vorhanden ift, der Behörde anzuzeigen, und fie haben im Falle 
der Unterlaffung für den daraus entftehenden Schaden zu haften. Sie 
follen daher fi in diefem Punkte nicht auf ihre Geſellen verlaffen, fon- 
dern felbft öfterd in den Häufern bei den Oefen, Rauchfängen und Herb- 
ftätten mit Aufmerkſamkeit nachfehen. Hingegen ift es auch die Schuldig- 
feit der Hausinhaber und Hausväter, jene Nauchfangkehrer der Behörde 
anzuzeigen, welche ihre Schuldigkeit nicht thun, zu felten oder zu nadh- 
läffig fegen, und ſich ihre PVerrichtung nicht pflichtmäßig angelegen fein 
laffen (88. 32—34 der F. 2%. O. für die Städte). Die Vernachläſſigung 
diefer Vorfihriften wird nach den 88. 192—194 de Str. ©. B. II. Thls. 
geahndet. Auch follen die diepfälligen Contracte nach dem mähr. Gub. 
Circ. v. 24. September 1846 von den Haudbefißern nur mit den Rauch- 
fangfehrer-Meiftern, nicht auch mit bloßen Geſellen abgefchloffen 
werden. Ä 

Zu deſto genauerer Beobachtung der vorhergehenden Vorfhriften 
muß im Beifein eines Gemeinde-Ausfhuffed, mit Zuziehung eines Rauch⸗ 
fangkehrers, wenn einer in der Nähe ift, und zwar im Winter zweimal, 
im Sommer aber einmal, in allen Häufen Feuerviſitätion ge 
halten werden. Man bat dabei alle Defen, Schornfteine, Feuerftätten 
wohl zu befichtigen,, die Abftellung der feuergefährlichen Sachen entweder 
fogleich zu veranftalten, oder an die Behörde anzuzeigen ($. 26). 

In Städten und Märkten find eigene Feuer-Commiffäre aufzu- 
ftellen, welche mit Zuziehung eined Maurer-, Zimmer: und Raudfang- 
fehrer-Meifterd jährlich im Herbite und Frühjahre fih in alle Häufer des 
Ortes zu begeben, und die gehörige Nachſchau zu pflegen haben. Zugleich 
follen fie die vorhandenen Löfchgeräthfchaften in Augenfchein nehmen, 
und über jede folche Unterſuchung ihren Bericht eritatten ($. 35 der 
F. 8%. O. für die Städte). _ 

Die Inſtruction für die Keuer-Commiffäre in Wien, wurde mit dem 
Rggs.Beſcheide v. 24. März 1839, 3. 16193 binausgegeben. 

Da jedoch aller vorgefchriebenen Vorſicht ungeachtet dennoch, Feuers⸗ 

brünfte entftehen können, fo ift die naͤchſte Aufmerkſamkeit auf die zeitige 
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Entdeckung und Belanntmahung zu richten. An folhen Dertern, 
wo eigene Nachtwächter beſtimmt find, ift die Entdeckung des Feuers 
als ein Hauptgegenftand ihres Dienftes anzufehen. 

In jenen Dertern aber, die nicht fehr klein find, und vo es dennoch 
feine befondern Nachtwächter gibt, find die Nachbarn und Snleute felbft 
‚wechfelweife bei der Nacht Wache zu halten fchuldig. ($. 27). Sn 
Städten und Märkten find oft eigene Feuerwächter beftellt, die, wo es 
fich thun läßt, auf einem Thurme ſich aufzuhalten haben, von dem fie den 
Drt wohl überfehen. 

Die Nahtwächter, oder diefe zur Nacht- und Feuerwache beftellten 
Leute follen von Michaelid bis Dftern von 9 Uhr Nachts bis A Uhr 
frühe, und von Oſtern bis Michaelid von 10 Uhr bis 2 oder 3 Uhr 
auf der Wache bleiben ($. 28). 

Ihre Schuldigkeit ift, immer in dem Orte auf und ab zu — 
und ohne Unterlaß auf das Feuer Acht zu haben; ſie ſollen daher ſich 
nicht unterfangen, während der Wachtzeit ſich in Wirthshäuſern, oder 
ſonſt in einem Zimmer aufzuhalten. Sobald ſie nur durch den Geruch, 
durch den Rauch, oder ſonſt auf was immer für eine Art ein euer be- 
forgen, und um fo mehr bei einem wirklich ausbrechenden Teuer, follen 
fie dur Rufen, allenfall® mit einem Blafehorn,, durch Anfchlagen an 
die Fenfter und Hausthüren, die Einwohner wecken, vor Allem aber, wo 
eine Thurmglocde vorhanden ift, diefelbe Täuten laſſen (8. 29). 

Wenn die Wächter ein etwa entftandenes Feuer aus ihrer Schuld 
nicht wahrnehmen, und ſolches über Hand nehmen liegen, follen fie mit 
größter Strenge beftraft werden ($. 30). 

Sogleich, nachdem ein Feuer entdeckt worden ift, haben fie dem 
Ortövorftande die Anzeige zu machen. Nach Beichaffenheit der Gefahr 
find auch die benachbarten Gegenden durch Läutung der Gloden, oder 
durch reitende Boten von der entftandenen Feuersbrunſt zu benadhrihti- 
gen ($. 31). In Städten und Märkten ift auf dem dazu beftimmten 
Thurme bei Tag eine Feuerfahne, bei Nacht eine Laterne mit einem bren- 
nenden Lichte auszuſtecken, wohl auch mit der Trommel Lärm zu ſchlagen 
($. 40 der F. L. O. für die Stätde). 

Uebrigens foll fich Fein Hausmwirth, oder Jemand von den Seinigen 
unterfangen, das in feinem Haufe entftandene Feuer zu verhehlen. Biel- 
mehr follen fie, fobald Feuer verfpüret wird, Lärm machen und um 
Hülfe rufen. Unterlaffen fie die anbefohlene Anzeige, fo hat die Behörde 
die Berhehler auf das Schärffte nach $. 208 Str. ©. B. II. Thls. zu 

Stubentauch, Verwali.Geſetzk. 1. 32 
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beftrafen, und fie nah Maß ihres Bermögend zur Vergütung des ver- 
urfachten Schadens anzuhalten (8. 32). 

Um die entftandenen Feuersbrünſte defto fehleuniger zu löſchen, 
ist fchon in vorhinein Sorge zu tragen, daß zur Zeit der Brunft fein 
Mangel an Waffer, Löfhgeräthen und Arbeitern fei. Der 
Gemeindevorftand hat daher darauf zu feben, daß die Brunnen von 
Zeit zu Zeit fleifig gereiniget, und die Viehtränke, Teiche u. dgl. in 
gutem Stande erhalten werden ($. 23). In Städten und Märkten ift 
in der Negel die Erlaubniß zum Baue eined neuen Haufe nur dann 
zu ertheilen,, wenn in demfelben ein Brunnen gegraben wird ($. 42 der 
F. 8%. O. für die Städte). 

An den Dertern, wo wenig Waſſer ift, fol man den Mangel dur) 
Roßſchwemmen und Lachen zu erfeßen trachten, welche durch Auffangen 
des Megenwaffere, oder wie fonft immer an ſchicklichen nienem Pläben 
angelegt’ werden können (8. 34). 

Die ehemals herrſchaftlichen Häufer und Wirthfchaftögebäude, Klöfter, 
Pfarrhöfe, Fabriken, Bräuhäufer, Mühlen, Feuerwerkſtätte, mithin alle 
etwas größeren Gebäude find ausdrüdlich verbunden, auf ihren Böden 
gefüllte Wafferbottiche zu haben. Sogar jedes Haus foll mit einer 

ſolchen gefüllten Wafferbottich verfehen fein ($. 35). 
In geringern Dörfern aber und dort, wo dergleichen Bottiche auf 
den Böden nicht untergebracht werden können, follen fie fo viel wie 
möglich bei jenen Häufern, die vom Waffer und den Brunnen am iei- 
teften entlegen find, neben den Hausthören, oder ſonſt an einem ſchickli⸗ 
hen Orte bedeckt gehalten werden ($ 36). 

Auch auf den Kirchenböden folten ſtets Wafferbottihe vorhanden 
fein, und ihre Erhaltung und Füllung von den Pfarrern, Meinen und 
ſ. g. Kirchenvätern,, oder wer fonft über die Kirche gefeßt iſt, beforgt 
werden ($. 37). 

In Kirchen, die bei gotteödienftlichen Feierlichkeiten ‚mit Tapeten 
geziert und beleuchtet werden, ift des Nachts eine eigene Feuerwache auf- 
zujtellen und es find mit Waſſer gefüllte Bottiche bereit zu m (Sn. 
v. 14. September 1781). 

An den Orten, wo Sahbımärkte gehalten werben, ift zu dieſer 
Zeit die Sorgfalt und Borfichtigkeit wegen der Feuersgefahr zu verdop⸗ 
peln. Zu dem Ende fol in der Gegend der Markthütten fein freies 
Licht oder Kohlenfeuer geftattet, binlängliches Waffer in Bereitfchaft ge- 
halten und fihon vor dem Tage des Marktes entweder öffentlich kund— 
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gemacht, oder wenigitend den Gaftwirthen eingebunden werden, daß fie 
die Gäfte und Marktleute warnen, auf die Sicherftellung ihrer Hütten 
gegen Feuersgefahr bedacht zu fein (8. 37 der F. 2. O. für Städte). 

Damit es bei einer ausbrehenden Brunft an Pferden nict 
mangle, welche das Waſſer oder Löfchgeräthe herbeifchaffen, oder auf die 
fonft nöthigen Fälle bereit fein mögen, fo follen bei dem gegebenen 
Feuerzeichen und auf Berlangen fowohl die Nachbarn, ald auch fremde 
im Dorfe ſich aufbaltende Fuhrleute unverweigerlich ihre Pferde zu ftellen 
verbunden fein. Deßwegen müflen an jenen Orten, mo man die Pferde 
auf den Wiefen übernachten läßt, immer wechfelweife einige zu Haufe 
gelaffen werden, um im Kalle der Roth bei der Hand zu fein ($. 38). 
In Städten und Märkten find immer einige Pferde eingefpannt zu hal- 
ten, um bei Entftehung eined Feuers ohne Verzug gebraucht werden zu 
fönnen (8. 44 der F. L. O.für die Städte). 

Größere Häuſer und Wirthfchaftsgebäude, Klöfter, Pfarchöfe, Fabri- 
ten, Braubäufer, Mühlen, Feuerwerkftätte follen mit ordentlichen Löſch— 
geräthſchaften, nämlich mit Dachleitern, Feuerhaken, Handfpriken, 
Waſſerläden, nah Maß ihrer Größe verſehen fein, um ſowohl fich felbft, 
als auch andern Hilfe zu verfchaffen. Kleinere Häufer follen wenigſtens 
eine Leiter, einen Feuerhalen, einige Waſſerſchaffe und eine blecherne La- 
terne haben. 

Meberdieß aber follen fich die Gemeinden für fich felbft, wenn fie 
aus Abgang der Mittel fonft nichts haben können, wenigftend eine Feuer: 
leiter, ein Paar Feuerhaken, einige Handfprisen und ein Paar blecherne 
Laternen, und wenn fie vermöglicher find, auch ein oder ein Paar Waf- 
ferläden (MWafferleiten) mit den dazu gehörigen Wägen oder Schleifen 
anfchaffen, und immer mit Waffer gefüllt in Bereitfchaft halten ($. 39). 


Zur. Evidenzhaltung des Löfchgeräthes in den Gemeinden müffen diefel- 


ben in ein Buch eingetragen werden, für welche® mit dem Hfd. v. 3. 
Jänner 1843 ein eigened Formulare vorgefchrieben wurde. 

Die den Städten und Märkten felbit gehörigen Löfchgeräthe müſſen 
an ſchickſamen Orten, wo zu allen Stunden leicht zuzufommen ift, auf: 
bewahrt, nur vertrauten Leuten die Aufficht hierüber aufgetragen, und 
öfters im Jahre danach gefehen werden. Die Sprisen find von Zeit 
zu Zeit zu verfuchen, und was Schaden gelitten hat, fogleich auszubeffern. 
" Diejenigen, welchen die Sorge über die Löfchgeräthfchaften anvertraut ift, 
find über die ihnen zur Schuld Tommenden Bernachläffigungen zu fehar- 
fer Berantwortung zu ziehen, auch wohl zum Erſatze des durch Unbrauch— 
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barkeit der Löfchgeräthe entitandenen Schadens zu verhalten (8. 50 der 
F. L. O. für die Städte). Der Fener-Löfh-Ordnung für Wien v. 31. 
December 1817 ift eine umftändliche Nachricht beigegeben , wie ſich bei 
der Aufbewahrung und bei dem Gebrauche der Spriten zu benehmen fei. 

Zur Erhaltung guter Ordnung, die zu defto [hleunigerer 
Löſchung einer entftandenen Feuersbrunſt unumgänglich nöthig ift, 
follen den Hauswirthen und Knechten, wenigſtens in’ größeren Ortſchaften, 
ihre Berrichtungen ſchon vorhimein bekannt gemacht werden. Einige 
derfelben follen zum Herumfchiden und Feneranfagen, einige zum Waſſer 
zubringen, und zur SHerbeiführung der Wafferladen oder anderer Noth- 
wendigkeiten, einige zur Verwahrung der geretteten Sachen, und die an- 
dern endlich zum Xöfchen, Abbrechen und Niederreigen beftimmt, und 
diefe Beftimmungen den Nachbarn "alle Jahre einmal wiederholt kund 
gemacht werden ($. 41). 

Sobald das Lärm- und Löfchzeichen gegeben wird, follen die Ge- 
meindevorftände die Erſten fein, die fidh zu dem feuer begeben, weil es 
auf ihr Beifpiel,, ihre Anftalten und Befehle, die von der Gemeinde 
ohne alle Ausnahme auf das genauefte zu befolgen find, hauptfächlich 
ankömmt (8. 42). 

Dorzüglich follen die im Orte, oder ummweit davon wohnenden Zim- 
merleute, Maurer, Schmiede, Schloffer, Rauchfangkehrer, Müller und 
dergleichen PBrofeffioniften mit den nöthigen Werkzeugen fih einfinden, 
oder Jemanden von den Ihrigen zur Hilfe ſchicken ($. 44). | 

Auch die Hauswirthe und ihre Knechte find verbunden, gleich nad) 
vernommenen Feuerrufe mit ihren Löfchgeräthen herbei zu eilen, und ſich 
zu den Verrichtungen anzuftellen, die ihnen dafelbit aufgetragen werden, 
oder zu welchen fie ohnehin fehon beftimmt find ($. 45). 

Ebenso ift der im Orte befindliche Wundarzt verpflichtet, nebft einem 
Geſellen mit Bind- und Aderlaß-Zeug fich einzufinden, damit denjenigen, 
welche beim Löfchen etwa verunglüden, gleich die nöthige Hilfe verfchafft 
werden könne (8. 56 der F. L. O. für die Städte). 

Endlich find auch die in der Nähe liegenden Klöfter, Pfarrer und 
Gemeinden fehuldig, nicht nur die angefuchte Hilfe zu leiſten, fondern 
auch von feldft, fobald fie von einem in der Nahbarfchaft entitandenen 
Feuer Nachricht erhalten, mit Leuten und Geräthichaften einander wech⸗ 
ſelſeitig zum Beiſtande zuzueilen ($. 46). 

Bei dem Feuer iſt man zwar allerdings befugt, das anweſende 
Bolt, in fo ferne es die Noth erfordert, zur Arbeit anzuhalten und die 
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untauglichen, folglich nur hinderlichen Perſonen wegzuſchaffen, doch foll 
man Jedermann glimpflic behandeln, damit Niemand vom Löfchen ab- 
gefchrecht werde ($. 47). 

Bei dem Löfchen fol fo viel wie möglich alles unnöthige Gefehrei 
vermieden, mit dem Zutragen ded Wafferd Ordnung gehalten, während 
dem, daß einige Waſſer zureichen, von den andern wieder Waſſer geholt 
werden u. f. w. Den Weg, woher dad Waſſer mit der Hand oder auf 
Wägen zu bringen ift, hat man immer frei zu halten, aud, allenfalls 
mit Laternen zu beleuchten, und die Vorftände und andere ältere Männer 
von der Gemeinde haben zu forgen, daß fich die Leute im Gehen oder 
Fahren nicht ſelbſt hindern ($. 48). 

Unterdeffen, als die Maurer fich zur Arbeit bei der Feuersbrunſt 
begeben, follen die Weiber und Mägde zu Haufe bleiben, um, wenn es 
nöthig fein follte, dad Vieh in den Stallungen abzulöfen, welches der 
Viehhirt mit Beihilfe einiger zum Löfchen theild unbrauchbarer,, theils 
unnötbiger Leute, fobald als möglih aus dem Orte auf das Feld zu 
treiben, und folchergeftalt in Sicherheit zu bringen hat. Wenn das Feuer 
in der Nähe ift, haben fich die Weiber und Mägde mit dem Begießen 
der Dächer, und mit der Rettung der Habfchaften zu befchäftigen, welche 
fie an den ſchon ohnehin beftimmten fihern, und mit einer Wache von 
Männern befesten Ort tragen follen (8. 49). 

Nimmt die Feuersgefahr über Hand, fo müffen alle Bodenfenfter 
oder Dahöffnungen zugemacht, die Thüren und Luftlöcher von Stellern 
oder Gewölbern mit Steinen, Wafen, Schutt oder Mifte verlegt, befon- 
derd aber alle feuerfangenden Sachen auf die Seite geſchafft werden 
($. 50). 

Auf die Kirchthürme und Böden ift in folchen Fällen fogleih Waſ⸗ 
fer zu. bringen, die Kappenfenfter find vor den Feuerfunken ficher zu 
ftellen, und die — Kirchengeräthe ſobald wie moͤglich zu entfernen 
($. 51). 

ft das Feuer noch verfchloffen, fo fol man, fo lange es ſich thun 
läßt, demfelben Feine Luft zu faſſen geftatten, fondern es durch Begießen, 
und fonft andere mögliche Art zu erfticen fuchen. Wenn es aber ſchon 
wirklich ausbricht, oder einen Ort ergriffen bat, worin Körner, Heu, 
Stroh u. dgl. fich befinden, und alſo das Begießen nicht? mehr nüßt, 
da muß das umliegende Holzwerk weggeräumt, die anftoßenden Zäune, 
wenn e3 nicht vielleicht fhon vorher, um den Zugang offen zu "halten, 
gefhehen wäre, weggebrochen, das Dach eingeriffen, und fammt den 
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Wänden und übrigen Brandftüden, um dad "euer zu bedeifen und zu 
erſticken, hineinwaͤrts geftürzt werden (8. 52). 

Nebentehende Häufer find ohne Noth nicht einzureißen. Nur 
dann, wenn die Audbreitung der Flamme auf Feine andere Art gehindert 
werden. kann, fol zum Borbrechen Hand angelegt werden. In die 
fem Falle ift fein Hauswirth zu verfehonen ; hingegen tft auch jener, den 
es trifft, wie ein Abbrändler zu behandeln, und bat mit diefem gleiche 
Borrechte zu genießen (8. 53, wiederholt ausgefprochen in dem mähr. 
ſchleſ. Gub. Circ. v. 20. April 1841). 

Nachdem das Feuer auch bereits gelöſcht iſt, ſoll ſich dennoch von 
den zum Löſchen angeſtellten Leuten Niemand entfernen, bevor der Ge— 
meindevorſtand, oder derjenige, der die Aufficht geführt hat, es erlaubt 
(8. 54). 

Es find zur Brandftätte eigene Wächter anzuftellen, welche Sorge 
tragen, daß durch verborgene Funken das Feuer nicht wieder auflebe, 
und eine neue Brunft entftehe (8. 55). | 

Der fümmtlihe Löjchzeng ift fodann audzufuchen, jedem dad Seinige 
zurückzuſtellen, und für die Ausbefferung und Vergütung desfelben zu 
forgen ($. 56). 

Diejenigen, welche an den Löfchgeräthen muthwilliger Weile etwas 
verdorben, oder zerbrochen haben, follen nebft dem gänzlichen Erfage noch 
zur verdienten Strafe gegogen werden ($. 57). 

Diejenigen hingegen , fo etwas davon unterfchlagen , fich zueignen, 
oder gar verkaufen dürften, find ald Diebe zu behandeln. Welches um 
fo mehr von denjenigen zu verftehen ift, die ihre Uumenfchlichkeit fo weit 
zu treiben fähig wären, daß fie von den während der Feuersbrunſt ge- 
retteten Sachen der Verunglückten etwas entiwendeten ($. 58). 

Hingegen find jene, welche fich bei dem Qöfchen durch befondere 
Dienfte hervorgethan haben, zur allgemeinen Aufmunterung öffentlich zu 
belohnen. Insbeſondere fol nah 8. 71 der F. 2. O. für die Städte 
denen, welche dem Ortsvorſtande die erſte Nachricht des entitandenen 
Feuers gebracht haben, 1 fl.; demjenigen, welcher die erfte Waſſerladung 
zum euer geliefert hat, 1 fl. 30 kr.; dem, der die ziweite gebracht, 1 fl.. 
dem Rauchfangkehrer, der, wenn im Rauchfange euer entitanden ift, 
denfelben am exften gefchloffen hat, 2 fl. und demjenigen, der ſolchen 
am zweiten gefchloffen hat, 1 fl. aus der Gemeinde-Caffe gereicht werben. 

Die Gemeinde-Gaffe hat ſich diefer und anderer durch die Löſch— 
Anftalt verurfachten nothiwendigen Koften wegen an dem Handinhaber, 
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durch deffen oder feiner Einwohner Schuld und Nachläffigkeit das Feuer 
entftanden ift, zu erholen. Doch bleibt diefem das Necht der Wiederfor- 
derung gegen denjenigen, welchem eigentlich die Entftehung der Feuers: 
brunft zur Laft gelegt werden kann, nach vorhergegangener ne De: 


ſtimmung und Mäpigung vorbehalten ($. 72 ebd.). 


Endlich foll nach gelöſchtem Brande fogleich die Anzeige an die Be- 
zirksbehörde erftattet, und von. diefer genau unterfucht werden, wie 
eigentlich das Feuer entftanden fei? um ſowohl die unvorfichtigen, ale 
allenfalls auch die boshaften Urheber zur Verantwortung und Strafe 
zu ziehen ($. 59). 

Die DBorfchriften über die Befeitigung der Feuersgefahr bei dem 
Eifenbahnbetriebe find in dem Eifenbahn-Polizei-Gefeße enthal- 
ten, und bereitd oben ($. 212 d. W.) angeführt worden. 

Die zur Verhütung und Unterdrüdung von Waldbränden nöthigen 
Borfichten find in den Waldordnungen enthalten, deren an einem 
andern Orte wird ausführlicher Erwähnung gefchehen. Wir heben hier nur 
einige Beftimmungen aus der W. D. für Rieder-Defterreih v. 1. Juli 
1813 hervor: 

Das Tabakrauchen aus unbedecdter Pfeife neben gefshlagenem Holze 
joll, wenn fein Schade daraus entftanden ift, mit Arvefi won 1 bis 3 
Tagen, wenn aber ein Schade daraus entftanden ift, nebſt Vergütung _ 
des Schadend mit Arrefi von 14 Tagen bid zu 1 Monate beftraft wer: 
den. Ebenfo ift dad mitlinvorfichtigfeit verbundene Feuermachen außer der 
Winterszeit im oder nahe am Walde unter der gleichen Strafe verboten 
($. 54 der W. O.). Dem Tabakrauchen aus offener ‘Pfeife wurde durch 
Rggs. Vdg. v. 7. April 1843, 3. 19347 dad Rauchen mit Cigarren 
gleichgeitellt. 

Wer ein im Walde aufgemachtes Feuer verwahrlefet oder ohne es 
ganz gelöfht zu haben verläßt, ift nach $. 203 Str. G. B. II. Thls. zu 
behandeln. | 

Das Abbrennen eines durch ordnungsmäßigen Holzfchlag abgeraum⸗ 
ten Grundes wird an dem Waldeigenthümer, der dazu eingewilfiget hat, 
nach der Größe des Flächeninhaltes des abgebrannten Grundes mit einer 
Geldftrafe von 50 bis 1000 fl., an. dem Thäter aber mit Arreft von 
14 Tagen bid zu 1 Monate beftraft ($. 53 der W. D.). 

Wenn ein Wald in Brand geräth, ift Jedermann, der den Brand 
wahrnimmt, unter einer Arreftftrafe von 3 bis 8 Tagen verbunden, bei 
dem nächſten Ortövorftande die Anzeige zu machen. Der erfle Anzeiger er- 
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hält eine Belohnung von 10 bis 50 fl. welche der Befiber des in Brand 
gerathenen Waldes zu entrichten hat. Alle umliegenden Ortfchaften haben 
fohin- mit den zur Löſchung und Einhaltung des Feuers erforderlichen 
Geräthfchaften, ald Krampen, Schaufeln, Haden, Hauen u. f. w. zu Hilfe 
zu eilen, um dem Feuer durch Verhadung und Abräumung der Sträuche, 
Aufwerfung von Gräben u. f. w. Einhalt zu thun und den Brand zu 
löfehen. Diejenigen, die fich beim Löfchen nachläffig zeigen, follen, wenn 
die Schuldigen BVorfteher find, mit 20 bis 50 fl., wenn es aber hierzu 
aufgebotene Inſaſſen (Unterthanen heißt es in der W. O.) find, im Falle 
ihres ohne wichtige Urfache erfolgten Ausbleibend, oder nicht geleifteter 
Hilfe, mit 2- bis Stägigem Arrefte beftraft werden ($. 55 der W. D.). 


8. 240. 


Mapßregeln zur Verhütung von ueberſchwemmungen und anderen 
Waſſerſchãden. 


Die zur Verhütung von Ueberſchwemmungen angeordneten Maß— 
regeln find größtentheild in den bereit? oben (8. 214 d. W.) angeführten 
StrompolizeisBorfchriften enthalten. 

Denſelben zu Folge ift hauptfächlich darauf zu fehen, daß die Fluß- 


bette und Waffergräben gehörig gefäubert und geräumt (Hfode. v. 


20. Juli 1771 und v. 2. December 1784) und die Ufer der Flüſſe und 
Bäche von den anliegenden Grundbefißern mit Weiden und andern ähn- 
lichen Baumgattungen bepflanzt werden (Pdg. v. 24. März 1791; Inſtr. 


v. 4. Juli 1824). 


Feder Grundbefiger ift zwar befugt, feine Ufer gegen dad Ausreißen 
des Fluſſes zu befeftigen; allein Niemand darf ſolche Werke und Pflan- 
zungen anlegen, die den ordentlichen Lauf des Fluffed verändern Tönnten. 
Solche Anlagen dürfen überhaupt nur mit Erlaubniß der politifchen Be- 
hörden vorgenommen werden ($. 413 des a. b. ©. B.). Vorzüglich ift 
den Gemeinden durh a. h. Entſchl. v. 21. Juni 1787 zur Pflicht ge- 
macht, die ſich zeigenden kleinen Einriffe fogleich wieder zuzufchließgen 


und dadurch der daraus entftehen Tönnenden größeren Gefahr gleich in 


ihrem Urfprunge vorzubeugen, befonderd aber die durch Negengüffe auf 
den Feldern öfterd entftehenden Spaltungen und Einriffe zeitlih zu ver- 
machen und auszufüllen, um weiterem Schaden zuvorzulommen. 

Nach der allgem. Mühl. O. v. 1. December 1814 darf fein Müh— 
lenbau, feine Veränderung eines Gerinned, eines Ein- oder Ablaffes, 
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eines Wehres, einer Schleuſe oder Arche, keine Erhöhung und Erniedri⸗ 
gung eines Haimſtockes, Fachbaumes oder Fachbrettes, keine Ausleitung 
aus einem Fluſſe oder Bache, keine Uferſchützung oder Verdämmung, 
ebenſo auch keine Umgeſtaltung einer Mahlmühle in ein anderes Werk 
ohne Bewilligung der politiſchen Behörde, und ohne vorläufiges Einver⸗ 
nehmen derjenigen, deren Intereſſe hierbei befangen ift, vorgenommen mer- 
den ($. 1). Uebrigens ſteht Jedermann das Recht zu, die Errichtung eines 
neuen Muͤhlwerkes im ordentlichen Wege zu verlangen. Die politifche Ber 
hörde hat aber die angefuchte Bewilligung nur dann zu ertheilen, wenn 
ed, ohne die Anrainer ded Baches oder Fluſſes einer Beſchädigung aus- 
zufeßen, ohne fie in der biöherigen Benützung ded Wafferd zu beirren und 
ohne die Wirkung der fchon beitehenden Waſſerwerke zu hemmen oder zu 
fhwächen, gefchehen kann ($. 2 ebd.). Wer eigenmächtig ein Wajfer- 
wert anlegt oder bei foldhem eine Veränderung vornimmt, wird nach dem 
nied. öft. Rggs. Eirc. v. 12. Juni 1804 (pol. G. ©. Bd. 21, ©. 156) 
das erfte Mal nebit der Demolirung ded Werkes mit einem Pönfalle von 
12 Reichöthalern, das zweite Mal mit einer angemeffen erhöhten Geld: 
oder nach Umftänden auch mit Arreftftrafe belegt, und bei dem dritten 
Mebertretungdfalle mit dem Verluſte feined Gewerbes beftraft. Iſt durch 
eine unbefugte Veränderung ein Unglück entftanden, oder jemanden ein 
Schade zugefügt worden, fo ift der Webertreter indbefondere für die Folgen 
des eingetretenen Unglüd® verantwortlich und zu allem Schadenerfabe 
verbunden. 

Die willtürlihe Anlegung von Schiffmühlen ohne vorläufige An- 
frage bei der vorgefegten politifchen Behörde ift in der galiz. Gub. Vdg. 
v. 15. October 1789 (Kropatfchel, Joſef. ©. S. Bd. 17, ©. 439) unter 
einer Strafe von 12 Ducaten und dem Erfabe des Schadens, welcher 
dadurch entitanden ift, nicht minder der allfogleich zu gefchehenden Weber 
fegung an einen ſchicklicheren Platz, wenn der eigenmächtig gewählte für 
ſchädlich erfannt werden follte, verboten. | 

Aehnliche Vorfehriften erfloffen für Böhmen in der Gub. Vdg. v. 
25. April 1823 (Goutta’fhe G. ©. Bd. 23, ©. 297) und für einzelne 
Flüffe und Ströme in den mehr erwähnten Strom - Polizei» Ordnungen. 
Umfaffende Zufammenftellungen der zur Verhütung von Ueberſchwem⸗ 
mungen binausgegebenen zerftreuten Anordnungen enthalten insbefondere 
das böhm. Gub. Circ. v. 23. März 1835 (Pichl's ©. S. Bd. 1, ©. 28) 
und das galiz. Gub. Circ. v. 2. März 1842 (ebd. Bd. 8, ©. 29). 

Diefe beiden gefeßlichen Verfügungen beftimmen im Einflange mit 
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den bereits oben angeführten Normen, daß in oder am Flüſſen jede Bau⸗ 
führung obme vorher erwirkte Genehmigung der Behörde unterfagt ſei, 
dap im Falle eines eigenmächtigen Borganged das für ſchädlich erkannte 
Werk hinmwegguräumen fei, und daß, wenn der Schuldtragende hierin 
fäumig wäre, die Wegfhaffung oder Umänderung von Amtöwegen vor⸗ 
genommen, und der Koftenbetrag von tem Widerfpänftigen eingetrieben 
werden folle. 

Dei den jährlihen Eisgängen müflen zur Verminderung von 
Ueberſchwemmungen und andern Beichädigungen die von Müllern und 
Warferwerköbefipern in den Durchläſſen eingelegten Fachbretter zeitlich 
andgehoben werden. Der Uebertreter diefer Vorſchrift wird mit 50 fl., 
von welchen 2, dem Denuncianten und ?/, dem Navigationdfonde zufaken, 
und wenn hierbei ein böfer Borfab unterlaufen wäre, auch ſonſt noch 
Ichärfer beftraft. Immer muß der fhuldtragende Eigenthinmer oder ya 
haber des Waſſerwerkes die Koften der durch eine ſolche Vernachläffigung 
nöthig gewordenen Räumung des Flußbettes beftreiten oder dem Naviga⸗ 
tionsfonde erſetzen ($. 4 des böhm. Gub. Eirc. v. 28. März 1835). 

Die Borfchriften über dad von den Fifchern fomwohl ale von den 
Schiffern und Flöffern einzuhaltende Benehmen find ſchon oben 
(S. 399 u. ff.) erörtert worden. Die Gub. Bdg. für Böhmen fügt noch wei⸗ 
terö bei, daß die bei den Mühlen-Wehren und andern Waſſerwerken zum 
Pferde-Rüdzug erforderlichen Brücken von den betreffenden Werköeigen- 
thümern oder Inhabern aus Eigenem hergeftellt und erhalten werden 
müffen ($.. 8); dann daß bei Veberfuhren, Mühlen und andern Waſſer⸗ 
werfen zur Beurtheilung des Wafferftandes, der Wafferftauungen,. Wehr- 
ſchwellenhöhen u. dgl. Normalzeihen oder f. g. Haimpfähle auf Koften 
der Mühlenbefiger und der Eigenthümer der betreffenden Waſſerwerke und 
Ueberfuhren berzuftellen feien ($. 9). Das galiz. Gub. Deer. aber ver- 
pflichtet jeden Eigenthümer von Flußuferftreden, Anſchwemmungen ober 
Anwüchfen Alluvionen) und durch Veränderungen des Flußbettes troden 
gelegter Grundftüde, von Inſeln, Sand⸗ oder Schotter-Bänten, felbe mit 
Weiden zu bepflanzen, da derfei Pflanzungen nicht nur zum Schuge des 
Ufers gereichen, fondern noch außerdem Materiale zu Faſchinen liefern und 
bedeutende Strecken tiefliegenden Terraind nupbar machen. Weigert ſich 
Jemand, die ihm gehörigen Sandbänke und verlaffenen Flußbette zu be 
pflanzen, fo können biefelben entweder auf Staatskoſten bepflanzt oder 
einem Andern und nach Umftänden ganzen Gemeinden zu diefem Behufe 
und zur fofortigen Benützung übergeben werden, oder ed ift eine den 
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Umftänden angemejfene Geldftrafe gegen den fich weigernden Eigenthümer 
zu verhängen (&8. 30-34). Wie weit gegen das Flußbett ohne Unord⸗ 


nungen zu veranlaffen oder gegenüber liegende Ufer zu beeinträchtigen, 


gepflanzt werden darf, wird von dem Bau-Beamten den Parteien ange: 
geben ($. 35). Weidenpflanzungen auf früher unbenützten Streden find 
durch 20 Jahre ſteuerfrei ($. 39). 

Wenn bereit gepflanzte Flächen in der Folge der Zeit dergeftalt er- 
höht werden, daß das Geftrippe zum gedeihlichen Fortlommen nicht mehr 
hinlängliche Nahrung findet, oder ökonomiſche Rückſichten dem Eigenthümer 
eine Beränderung der Cultursgattung wünſchenswerth machen, fo bleibt 
dieg dem Eigenihümer unbenommen, muß aber im Einverftändniffe mit 
der politifchen Behörde gefchehen ($. 40). Die Abſtockung folcher Pflan- 
zungen ift in der Regel nur bei einem 3- bis 4jährigen Beftande geftattet 
($. 42). Um allen muthwilligen Befchädigungen der erwähnten Pflanzun- 
gen möglichft zu begegnen, follen diefelben wenigften® won der Landfeite 
mit Ginzäunungen verwahrt werden (8. 44). Biehbirten, durch deren Un- 
achtſamkeit Verheerungen der Weidenpflanzungen veranlagt werden, find 
mit einer dem Schaden und der Leibeöbefchaffenheit derfelben angemeſſe⸗ 
nen Törperlichen Strafe und im Wiederholungsfalle mit größerer Strenge 
zu ftrafen ($. 43). 

Beftehende Bedeichungen müſſen an jenen Stellen, wo fi Durch⸗ 
brüche wiederholen, auf's Sorgfältigſte befeſtiget und bepflanzet werden. 
Wo Communicationswege darüber führen, muß die beiderſeitige Beber- 
chungsböſchung immer mit der Krone gleich gehalten werden. jede Durch- 
grabung zum Ablaufe des Binnenwaſſers ift nach erreichtem Zwecke fo- 
gleich wieder mit Erde auszufüllen nnd feitzuftampfen, wo die Nothwen— 
digfett nicht gebietet, eigene Schleußen anzulegen ($. 46). 

Die Grundfäße über das Berfahren bei Wafferbauten, die im 
öffentlichen Sintereffe als nothmwendig erfannt werden, und ber die Be- 


deckung des dazu erfordertichen Aufwandes find in den Hfkzld. v. 10. 


November 1830 (pol. ©. ©. Bd. 58, ©. 213) und v. 22. September 
1831 (ebd. Bd. 59, ©. 188) enthalten. Bor jedem Wafferbau foll 
diefen Gefegen zu folge der relative Nutzen desfelben im Verhältniſſe zu 
dem dazu erforderlichen Aufwande, mit Zuziehung der dazu gehörigen 
ntereffenten, ausgemittelt werden. Unter der Nützlichkeit eined Baues 
it fowohl der pofitive Vortheil, der davon erwartet wird, als die Abwen- - 
dung der Nachtheile, die aus der Unterlaffung des projektirten Baues zu 
beforgen find, verftanden. Unter den Sntereffenten ift fowohl das 
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Aerarium, wenn ed zu concurriren berufen ift, alfo die das Aerarium 
vertretenden Behörden, wie auch die Privaten, deren Intereffe in Berüh— 
rung kommt, gemeint ($. 1 des Hfkzld. v. 10. November 1830). Lieber 
die Vollziehung eines projektirten Wafferbaues haben die dazu berufenen 
Behörden nach Maßgabe ihres Wirkungskreiſes zu entfcheiden (8. 2 ebd.). 
Zur Bedeckung ded Aufwandes eines als nothiwendig oder nützlich er- 
- Tannten und gehörig befchloffenen Wafferbanes find der Staat und die 
Priavatintereffenten berufen (8. 3 ebd.). Wafferbauten für einen Staat®- 
zweck find ausfchliegend auf Koften des Aerard zu vollziehen. Dahin 
gehören 3. B. alle Wafferbauten, welche ausfchliegend auf den Zweck der 
Befahrung der Flüffe mit Echiffen oder Flößen oder bei Grenzflüffen auf 
die Nerfiherung der Ufer ald Staats-Territorium gerichtet find ($. 4 ebd.). 

Wafferbauten, welche nur allein zur Erreichung von Privatzweden 
unternommen werden, follen auch nur auf Koften derjenigen Privaten, 
denen daraus ein Vortheil zugeht, oder von denen dadurch ein Nachtheil 
abgewendet wird, unternommen werden ($. 5 ebd.). 

Wenn ein Waflerbau, obgleich vorzugsweiſe aus Staatszwecken un- 
ternommen, auch Privaten zum Nuben gereicht, oder wenn ein folcher 
Bau für Privatzwecke zunächft berechnet, auch dem Staate directe und 
berechenbare Bortheile gewährt, fo haben im erften Falle auch die Pri- 
vaten, und im lebteren Kalle auch der Staat zu den Koften verhältnip- 
mäßig beizutragen ($. 6 ebd.). Die Beflimmung über die Größe der 
Mitwirkung des Staatsärard bleibt hierbei der Erörterung und Würbi- 
gung der einzelnen Fälle vorbehalten (Hfd. v. 22. September 1831). 

Die gehörig berechneten Koften eines befchloffenen Wafferbaues find, 
wenn dazu theild der Staat, theild Privatintereffenten beizutragen. berufen 
find, vor Allem mit Zugziehung der ntereffenten von den Behörden von 
Fall zu Fall nah dem BVerhältniffe ded erwarteten Nubend oder alge- 
wendeten Schadens zwifchen dem Staate und den Privatintereffenten feft- 
zufesen, in der Art, dag auch für die Letzteren vorläufig nur die auf fie 
im Ganzen ausfallende Summe mit dem Vorbehalte der Subreparfition 
ausdgemittelt wird ($. 7 der Hfudg. v. 10. November 1830). Die Subre- 
partition der Baulaften auf die Privatintereffenten, diefe mögen mit dem 
Staate gemeinfchaftlich oder allein und ausfchliegend concurriren, ift jedes 
Mal mit ihrer Zuziehung von der dazu berufenen Behörde durch geeig- 
nete Kunftverftändige auszumitteln ($. 8 ebd.). Inſoferne die Privat: 
intereffenten eines Fluß-Wafferbaues vorzugsweiſe aus den Flußanwohnern 
beftehen, ift zu bemerken, daß darunter nur jene verftandeh werden, deren Re⸗ 
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albefisthum inner dem Inundationsgebiete des Fluſſes gelegen ift($. 9ebd.) 
Unter den Privatintereffenten werden ferner auch jene öffentlichen Fonde 
verftanden, welche, obfehon fie unter der Verwaltung der Staatsbehörden 
ftehen, gleichwohl nach den Grundfägen des Privatrechts adminiftrirt wer- 
den, welche Fonde daher in Beziehung auf Wafferbauten, bei welchen fie _ 
intereffirt find, genau wie andere Privaten zu behandeln kommen ($. 10 ebb.). 


Zum Maßſtabe der Beitragsleiftung hat der Capitalswerth 
zu dienen, um welchen die Grundftüde oder Realitäten eines jeten ein- 
zelnen Intereffenten entweder pofitiv durch Vermehrung desfelben oder 
negativ durch DBermeidung ihrer Abwerthung erhöht werden ($. 11 ebd.). 


Jedem Privatintereffenten ift von der Behörde der Betrag, der auf 
ihn entfällt, und der Mapftab, nach welchem derfelbe berechnet worden 
if, in einem gehörig verfaßten Ausweife befannt zu geben. : Sollte ein - 
Privatintereffent durch die von der Behörde ihm zugeftellte Berechnung 
jeined Betraged oder des Maßſtabes der Ausmittlung fich beſchwert fin- 
den, fo ſteht es ihm frei, binnen einer Friſt von höchftend 14 Tagen 
um eine gerichtliche Würdigung des auf ihn angewendeten Mapftabes 
anzufuchen, welche in jedem Falle zu bewilligen ift, und nach deren Aus- 
fpruch fich zu benehmen kömmt, ohne einen weitern Nechtözug oder DBe- 
ſchwerde zuzulaffen. Die Koften der gerichtlichen Schäbung hat der Re- 
eurrent nur dann zu tragen, wenn die von ihm eingebrachte Beſchwerde 
ald ungegründet erfannt würde (8. 12 ebd). Wer nach Verlauf der 
feftgefesten Frift von 14 Tagen das Anſuchen um eine gerichtliche 
Schätzung nicht geftellt Hat, ift zur Leiftung des ihm zugetheilten Beitra- 
ges verpflichtet ($. 12 ebd.). 


Sollte Jemand es vorziehen, den Grund oder die Neakität, für 
welchen er einen definitiv ausgemittelten Beitrag zu leiften hätte, lieber 
ganz aufzugeben, als fich dieſem Beitrage zu unterziehen, fo fteht ihm 
folches frei; nur muß die Erklärung darüber in einer Frift von 14 Ta- 
gen nad definitiver Feftftellung des Betrages abgegeben werden ($. 14 
ebd.). Doch Tann er von diefer Alternative, wenn fein Recht der freien 
Difpofition durch die Gefebe wie immer, 3. B. durch ein Fideicommiß- 
band ‚ befchränkt ift, nur unter ebei den Bedingungen und unter dem 
Eintritte eben der Amtshandlungen Gebrauch machen, wie wenn es um 
die Veräußerung eined Theile feiner Nealetät zu irgend einem andern 
Zwecke zu thun wäre (Hfd. v. 22. September 1831). Solche überlaffene 
Grundftüde oder Realitäten find zum Vortheile der Bau - Concurrenz 
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im Wege der öffentlichen Berfteigerung zu veräußern (8. 14 ded Hofd. 
v. 10. November 1830). 

Sollte dagegen ein PBrivatinterefient von jener Alternative Teinen 
Gebrauch machen wollen, oder ihm diefed wegen gefeßlicher Hinderniſſe 
‚ nicht verftattet werden, und er dennoch die geforderten Beiträge nicht 
gehörig entrichten, fo find dieſe mit politiſchen Erecwtiondmitteln einzu- 
bringen, und da diefe Beiträge ald Auflagen zu Staatszwecken ihrer 
rechtlihen Natur nach den I. f. Steuern ganz gleich zu achten find, fo 
baben zur Sicherftellung ihrer Einbringung auch diefelben Vorfchriften, 
wie für I. f. Steuern zu gelten (Hfd. v. 22. September 1831). 

Um die Vollziehung eines befchloffenen Wafferbaues nicht aus Man- 
gel an den dazu erforderlihen Geldmitteln ind Stoden zu "bringen, ift 
nah Befthaffenheit der Concurrenz daruber die vollkommene Sicherheit 
zu verfchaffen, in welcher Beziehung folgende Beftimmungen zu gelten 
haben: a) in den Fällen, wo der Staat den Aufwand allein zu beftrei- 
ten hat, Tann die angemeffene Erfolglaffung der erforderlihen Summen 
ohnehin Teinem Anftande unterliegen; b) in jenen Fällen, wo die Con- 
currenz zwifchen dem Staate und den Privaten getheilt it, der Bau 
jedoh für jeden Fall aus Staatsrüdfichten unternommen werden muß, 
it der ganze Koftenbetrag and dem Aerarium vorſchußweiſe zu berichti- 
gen, und der auf die Privaten entfallende Antheil für das Aerarium 
gehörig eimzubringen. c) In allen andern Fällen ift den Behörden die 
Sorge überlaffen, die von den Privaten einzuzahlenden Summen gehörig 
jicher zu ftellen und einzubringen, ohne daß auf Aerarial⸗Vorſchüſſe ge- 
rechnet werden darf ($. 15 ebd.). 

Mebrigend find zur Negulirung einzelner, der Ueberſchwemmung 
häufig ausgeſetzter Stromjtreden von der Stantönerwaltung bereits 
namhafte Summen aufgewendet worden. So beirug + B. im Jahre 
1847 den neueften ftatiftifhen Tafeln zu Folge der Waſſerbau⸗Aufwand 
allein 1,168025 fl. C. M. und mit a. h. Entfhl. v. 16. Juni 4850 
(Nr. 238 des M. G. BL) wurde eine eigene Commiſſion zur Leitung 
und Ueberwachung der Theiß-Regulirung zufammengefegt. 

In Anſehung der Teiche verfügen die Hflzld. v. 10. November 
1785 und vom 13. December 1787, dag die Abfluß-Rinnfäle von «in- 
geitärzten Bäumen, oder dahin geführten Steinen, Stöden u. f. w. alle- 
mal geräumt, und dadurch der Anlaß zu Ueberſchwemmungen auf die 
Seite geräumt ‚werden folle. Kein Teich darf unter Haftung des Eigen- 
thümers zu hoch gefpannt werden. Bei Ablaffung größerer Teiche ift 
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alle erforderlihe Borficht anzuwenden, damit nicht zur Zeit, wenn die 
Flüffe ohnehin ſtark anwachſen, fehädliche Ueberſchwemmungen verurſacht 
werden. Jeder Teich-Eigenthümer hat alle jene Schadhaftigkeiten augen- 
blicklich gut zu machen, welche nicht durch unvorgefehene oder unaus- 
weichliche Glementar-Zufälle, jondern offenbar entweder and unterlaffener 
gehöriger Ablaffung oder ſonſt vernachläffigter Herftellung der mangel- 
haften Theile der Damme und Zugehörungen: einem Anderen zugehen 
möchten. Den Teichgräbern und Teichmeiftern aber ift aufs Schärfite 
eingebunden, von allen Befhädigungen oder Mangelhaftigkeiten, die fic 
vermöge ihrer Handwerke an was immer für einem Theile, ald Damm- 
japfen, Röhren, Fludern, Schleußen u. f. w., der ihnen bekannten Teiche 
wahrnehmen, getreuliche Anzeige zu machen. 

Mufterhafte Borfehriften enthält in Beziehung auf die Teihpoli- 
zei das für Galizien erfloffene Hfkzld. v. 17. September 1835, 3. 22767. 

Demfelben zu Folge foll Jedermann, der einen meuen Teich anzu- 
legen beabfichtigt, dießfalls die Bewilligung der politifchen Behörde an- 
fuchen. | | 

Die Teichdämme müſſen fo ſtark hergeftellt werden, daß fie dem 
Drude des Waſſers, auch wenn dasfelbe bis zur Krone reichen follte, 
vollfommen Widerkand zu leiften vermögen. Weber den feftgefeßten 
Waſſerſtand müffen diefelben wenigftens eine Klafter hoch erbaut werden, 
damit nicht nur der ftärkfte Wellenfchlag nicht bis zur Krone reiche, fon- 
dern damit auch während einer Gefahr, wenn das Waſſer in Folge 
oberhalb Statt gefundener Wolfenbrüche.oder Teich-Ansriffe zu hoch fteigt, 
Zeit gewonnen werden könne, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 
Teichdämme, welche zugleich ald Fahrwege zu dienen haben, müffen mit 
SicherheitsGeländern verſehen werden, und wenigſtens fünf Klafter 
breit fein, damit fich zwei Wägen mit der vorkommenden größten Ladung 
bequem ausweichen können. 

Jeder Teich fol ferner nah Verhältniß feiner Lage, Größe und 
feines größtmöglichiten Wafferzufluffes mit einer oder nach Umſtänden 


mit mehreren zwreichend weiten, folid und immer in den tiefften Punkten 


gebauten Grundſchleußen verfehen werden. Der Schweller an einer 
Grundfihleuge ſoll höchſtens einen Fuß hoch über den gewöhnlichen Fleinen 
Stand des Unterwaſſers gelagert, und dem Schügen Feine größere Höhe 


‚gegeben werden, als daß deffen oberer Rand genau mil dem Spiegel 
der bewilligten Teichfpannung zufammentreffe. 


Die Fiſchrechen, weldhe fowohl an dem in den Teich fliegenden 
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Bache oder Fluffe, ald am Zeichausfluffe angelegt werden, follen jo aus- 
gedehnt und fo groß fein, daß alle Zwifchenmweiten der Latten oder 
Sproffen zufammen mwenigftend ausreichen, eine um "/, größere Wafjer- 
menge, als die beim hohen Wafferftande von oben herablommende, un- 
gehindert durchziehen zu Taffen. Hierbei ift jedem ZTeichbefiter zur Pflicht 
gemacht, das an die Fifchrechen fich anlegende Gefträuche, Heu, Stroh, 
Wurzeln u. dgl. jedesmal ungefäumt und forgfältig zu befeitigen. 

Bäume dürfen weder anf der Krone noch auf den Böfchungen des 
Dammesd, und auf den letztern durchaus auch Fein Straud gepflanzt 
werden, weil durch diefelben bei ſtarken Winden und Stürmen der Bo- 
den aufgelodert wird, und durch das Berfanlen der Wurzeln Löcher und 
Höhlungen im Innern ded Dammes entftehen. 

Wenn der Teichbau vollendet ift, und es ſich um Anlaffung und 
Spannung ded Wafferd handelt, fo foll über diepfällige Anzeige des 
Teichbefiberd von Seite der politifchen Behörde, mit Zuziehung des Teichbe- 
fiberd und fämmtlicher auf und abwärtiger Anrainer, eine Commiffion an Ort 
und Stelle abgejendet werden. Nach gefchöpfter Meberzeugung von der 
planmäßigen und foliden Herftellung ded Dammes und der Waflerwerke, 
fol von Seite der Commiffion fogleich die Beranlaffung getroffen wer⸗ 
den, damit in Gegenwart der Intereffenten ein eigener Sicherbeitspfahl 
eingefehlagen werde, deffen oberes Ende horizontal abgefchnitten, und mit 
einer kupfernen oder eifernen Kapſel befchlagen, genau einen Zoll über 
den bewilligten Wafferftand hervorragen muß. 

Ueber die ganze Berhandlung foll ein genaues Protocoll mit voll- 
ftändiger Befchreibung der Gränzen des Teiches, des Dammes, der 
Schleußen und deren Deffnungen ꝛc. aufgenommen, dasfelbe von allen 
Intereſſenten mit unterfertiget, und der politifchen Behörde fammt dem 
hydrotechniſchen Plane der ganzen Gegend, in welchem das Teichproject 
genau eingezeichnet ift, und dem Plane des Dammes und der Schleußen, 
zur forgfältigen Aufbewahrung vorgelegt werden. 

Bei allen Zeichen, welche geändert oder regulirt werden, follen die 
oben angeführten Beitimmungen eben fo beobachtet und befolgt werden, 
als wenn es ſich um Herftellung eines ganz neuen Teiches handeln möchte. 

In feinem Teiche darf dad Wafler höher gefpannt werden, als ber ' 
willigt ift, oder bisher üblich war. Jedem Teicheigenthümer oder Teich- 
befiger ift vielmehr zur Pflicht gemacht, dafür zu forgen, daß die Schützen 
der Schleußen immer gleich, fobald das Waffer zu fleigen anfängt, und 
nah Maßgabe diefed Steigens gezogen werden, damit der bewilligte oder 





—— 


gewöhnliche Waſſerſtand auf keinen Fall überſpannt werde. Zur Zeit 
einer Gefahr ſoll der Teichbeſitzer oder Teicheigenthuͤmer das Waſſer zeit- 
lich genug unter der beitimmten Höhe ablaffen, damit das von Oben 
fommende Waffer nicht den Damm überfteige und Verheerung anrichte. 

Sn dem zum Teiche fließenden Bache oder Fluffe darf behufs der 
Fiſcherei durchaus kein Zaun oder eine Wehre aus was immer für Ma— 
teriale errichtet werden. 

Jedem Teicheigenthümer ift zur Pflicht gemacht, nicht nur. den Teich 
in zunehmender Breite für den Durchzug des zufliegenden Waſſers von 
der Schleuße zum Bache oder Fluſſe bin, fondern auch Teßteren, fo weit 
als fich die Wirkung des Teiches erftredt, von allen Waflerpflanzen und 
neuen Grunderhöhungen jährlih vollſtändig zu reinigen. In die zwifchen 
dem Teiche hinziehenden Bäche oder Flüſſe follen feine Steine, Sträuche 
oder Bäume u. dgl. geworfen, die Ufer nicht abgegraben, und die beim 
Flacheröften gebrauchten Pflöde, Wafen und Steine immer wieder voll- 
ftändig ausgeräumt werden. An allen Zeichfchleugen follen die Schügen 
nicht höher fein, ald daß deren oberer Hand gerade in der Ebene der - 
bewilligten Teihfpannung, oder des herfdinmlichen Wafferftandes Tiege. 


Kein Wehrüberfall- oder Schleugenfchweller darf auf irgend eine Art 
erhöhet werden. Jeder Teih foll nach Verhältniß feiner Lage, Größe 
und feines möglich größten Zufluffes mit einer, oder nach Umftänden 
mit mehreren zureichend weiten, folid und immer in den tiefften Punkten 
gebauten Grundfchleugen verfehen fein. Teiche, deren Dämme bei an- 
wachfendem Waffer Iediglich durchftochen werden, dürfen nicht beftehen, 
weil hierdurch der abwärtigen Gegend unverkennbarer Schaden zugeht. 
Die auf den Teihdämmen befindlihen Bäume follen zur gehörigen Zeit 
geköpft, und wenn diefelben abgeftanden find, weggefhafft, deren Wur- 
zen ausgegraben, und die Löcher mit guter Dammerde audgeftampft 
werden. 


Alle Berlegungen der erörterten Borfehriften ziehen entweder eine 
gefegliche Strafe, oder die Pflicht zur Entſchädigung, oder Beides zugleich 
noch ſich. 

Iſt die Handlung von der Art, daß dieſelbe zu den im St. G. B. 
enthaltenen Beſtimmungen gehört, ſo ſind dieſe in Anwendung zu brin— 
gen. Mindere Uebertretungen ſind auf eine den Umſtänden angemeſſene 
Art zu beſtrafen. 


Stubenrauch, Verw. Geſetzk. 1. 33 


— 514 — 


Eine häufiger eintretende Urſache von Ueberſchwemmungen bildet der 
Abgang des Eifes es f. g. Eisſtoße 8) auf großen Strömen. 
Die für folche Fälle‘ getroffenen Anordnungen find größtentheild auf 
die Localverhältniffe einzelner Städte und Stromftreden berechnet. So 
befigen wir eine eigene Inſtruction bei Ueberſchwemmungen in der 
Stadt Wien und ihren Borftädten v. 4. Juli 1812; eine Kund- 
mahung für Prag, die Abwendung von Unglüdsfällen bei bevorſtehen— 
dem Eidgange betreffend v. 24. Jänner 1813 u.a. m. Im Allgemeinen 
ift die Beftimmung getroffen, daß bei dem Anfchwellen von Bächen und 
Flüffen auf die Verwahrung der Stege und Brüden Bedacht zu nehmen, 
das Fahren und Waten durch den Strom mittelft ausgeftedter Zeichen 
und durch Aufftelung eimer eigenen Wache an den gefährlichiten Orten 
einzuftellen, zugleich die Inwohner zu warnen feien, nächtlicher Weile 
wach zu bleiben. Bei fich mehrender Ueberſchwemmungsgefahr find die 
in niedrigen Gegenden wohnenden Parteien, fo wie die Kranken, Ge- 
brechlichen und Kinder, dann dad Zug: und Melkvieh an ficheren Orten 
unterzubringen. Ortslage und Umftände geben bei wirklich eingetretener 
Meberfhwemmung ‚die Maßregeln an die Hand, welche bei einem ſolchen 
Unfalle zu ergreifen find; nur ift vorzüglich darauf zu fehen, daß fie 
zeitlich genug ergriffen werden. Wenn eine Gegend wirklich unter Waffer 
gefeßt ift, muß im geeigneten Wege für die Communication 'geforgt wer- 


den, damit man den Leuten Provifion, Trinkwaſſer, Brennholz zuführen - 
und im Nothfalle Hilfe aller Art Teiften Tann. Hierzu find nad Um- 


fände Wägen, Treppen oder Kähne zu verwenden (Amtö-Unterr. v. 
Sahre 1789). 


Die Mafregeln zur Austrodnung und Bewohnbarmahung ber 
überſchwemmt gewefenen Wohnungen werden fpäter erörtert werden. 


8. 241. 
Maßregeln gegen Viehſeuchen. 


Zur Hindanhaltung der Viehſeuchen waren früher in den einzelnen 
Provinzen befondere Borfchriften erfloffen. Unter dem 6. October 1803 
wurde fohin eine allgemeine Inftruction für die Kreis- und Wirth- 
ſchaftsaͤmter, Nichter und Ortövorfteher, Kreisärzte und’ Seelforger, Vieh—⸗ 
hirten und Wafenmeifter, zur Verhütung der Entftehung oder weiteren 
Verbreitung der DViehfeuchen hinausgegeben. Am 4. April 1809 erfchien 
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der, zum Theile noch gegenwärtig in Kraft beftehende „Unterricht für’ 
Dominien und Unterthanen, um fowohl Viehſeuchen ald auch andere 
wichtige Krankheiten der Hausthiere, wenn ed möglich ift, zu verhüten, 
Ihon wirklich audgebrochene zu tilgen und in ihrer Verbreitung zu hem- 
men.“ In Folge der Hfkzld. v. 2. April 1832, 3. 2781 und v. 13. 
November 1834, 3. 27250 wurde endlich eine nach den gemachten Er⸗ 
fahrungen und den Fortſchritten der Wiſſenſchaft neu bearbeitete „Beleh- 
rung über die Thierfeuchen für Dominien, Wundärzte, Ortörichter ꝛc.“ 
kundgemacht, ohne daß hierdurch (mach der Weifung der Hflzld. dv. 30. 
April 1835, 3. 9491 und v. 15. Juni 1837, 3. 14192 und des nied. 
öfterr. Statthd. dv. 22. September 1850, Nr. 72 ded 2. G. BI.) die in 
dem älteren Unterrichte vom Jahre 1809 enthaltenen Strafbeflimmungen 
außer Wirkſamkeit gefebt worden wären. 


Durch die obenangeführte „Belehrung“ wurden die. Viehhalter vor 
Allem auf die Wichtigkeit einer Iorgfältigen Pflege der Thiere aufmerkfam 
gemacht ($. 1). | 

Bei naßkalter Frühlings⸗ und Herbſtwitterung, und in den heiheſten 
Sommertagen iſt es immer rathſamer, die Thiere, ſo viel es die Um— 
ftände nur erlauben, in den Ställen zu halten, als fie den vielen Schäd— 
lichfeiten, denen fie im Freien ausgeſetzt find, zu überlaffen. 


Die Stallungen, in melden die Haudthiere gehalten werden, 
jollen an einem trodenen und gefunden Plabe ftehen, und mern ed mög- 
lich ift, eine erhabene Lage haben; fie follen geräumig, nicht allzuniedrig 
und mit hinreichend großen und genugfamen Fenſtern verfehen fein; fie 
müffen ferner reinlich gehalten werden, dürfen weder zu warm, noch zu 
dunftig fein, fondern die Luft muß oft gewechfelt und dadurch gereinigt 
werden. Dephalb foll jeder Stall Dunftröhren oder Luftlöcher haben, 
und Abzuge-Canäle, um den Harn und die Jauche abzuführen, befigen 
(8. 2). 

Ebenfo muß die Weide überhaupt dem PViehftande an Größe an- 
gemeffen und nicht zu weit vom Orte entfernt fein; der Weideplab muß 
tein gehalten und gut zugerichtet werden, das ift: er foll, zumal im 
Srühjahre, vor dem gewöhnlichen Austriebe von dürrem Grafe, Difteln 
und Stauden, fo wie öfterd im Jahre vom Unrathe der Weidethiere ges 
fäubert werden; ftehende Wäffer, Sümpfe und Lachen find abzuleiten 
und auszutrocknen, und’ befonders ift dafür zu forgen, daß durch Locke— 
rung des Bodend und Ausſtreuen von Samen wieder gute Gräfer nach—⸗ 

33 * 
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wachfen. Jede Weide fol endlich auch fehattige Bäume zum Schuß gegen 
Sonnenhige und gäbe Gewitter haben, und entweder reines fließendes 
Waſſer oder Brunnen mit den nöthigen Traͤnktrögen befißen ($. 3). 


Tiefe, fumpfige, öfteren Ueberſchwemmungen ausgeſetzte Weideplätze 
an Moräften und Teichufern, welche viele ſchlecht beſchaffene und ſelbſt 
giftartige Gewächſe hervorbringen, ſollen durchaus nicht zur Weide ge- 
braucht werden, eben ſo wenig als dürre, ſtaubige, mit Unrath bedeckte 
Anger, oder ſonnige, ſandige und unfruchtbare Abhänge, wo nichts als 
Hauhecheln, Diſteln, Scharten, Mannötreu und ähnliche trockene, nah⸗ 
rungsloſe Kräuter wachſen. 


Noch nachtheiliger ſind wüſte unfruchtbare Gemeinweiden;, welche, 
anſtatt mit friſchem Graſe, mit Gänſekoth und anderem Unrath bedeckt, 
von Mücken, Bremſen und Stechfliegen aller Art wie überſchwemmt find. 
Solche fhlechte Huthungen find für das Vieh cine wahre Stätte der 
Roth und des Elendes, und anftatt daſelbſt Nahrung zu finden, verfüm- 
mert es dabei gänzlich. 


So lange Thau und Reif vom Grafe nicht abgetrockuet ſind, fo 
man das Vieh niemald auf die Weide treiben; im Frühjahre und Herbite, 
wo diefes Abtrocknen erft fpäter geichicht, foll man daher dem Vieh vor 
dem Audtreiben immer ein trodenes Morgenfutter vorgeben, damit es 
nicht vom Hunger getrieben beim Hinauskommen gleich über das noch 
naffe Grad herfalle und ſelbſt Giftpflanzen mitnchme, die es fonft unbe- 
rührt ftehen läßt. Der Honigthau, der Mehlthau, die Spinnengetwebe, 
wenn fie in großer Menge fich finden, werden der Gefundheit des Viehes 
ebenfalld fehr nachtheilig und find daher nah Möglichkeit zu vermeiden. 

Die Thiere find, wenn die Witterung Falt, regneriſch oder neblich 
ift, wenn frifch gefallener Schnee im Frühlinge oder Herbfte die Weiden 
bededt, zu Haufe zu halten; man lafje das Vieh im. hohen Sommer mit 
Tagesanbruch auf die Weide, bringe e8 bi 9 Uhr Bormittagd wieder 
in die gut gelüfteten Stälfe zurüd, und treibe erſt Nachmittagd wieder 
gegen 4 oder 5 Uhr aus. Gibt es aber auf der Weide fehattige, luftige 
Orte zum Unterftand, fo find diefe noch beffer für dad Vieh, damit es 
fi) während der heißen Stunden dort lagern könne. 

Dei dem Tränken des Viches ift darauf zu fehen, daß felbes, 
wenn es durch Treiben und Jagen ſtark erhißt ift, nicht dur Saufen 
an Falten Quellen fich ſchnell abkühle; man laſſe es auch nicht an folchen 
Stellen faufen, wo dad Waffer von eben gefihmolzenem Eis oder Schnee 
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ſich angefammelt hat; eben fo ift dad Waffer, mo Flachs oder Hanf ein- 
geweiht liegt, den Thieren fehr nachtheilig (8. 4). 


Die gute Ernährung des Viehes hängt nicht bloß von der 
Menge und Güte des Futters, fondern auch von der regelmäßigen Ord— 
nung in deſſen DBerabreichung, fo wie ganz befonderd von einer gehörigen 
Abwechslung der Bewegung und Ruhe ab. Ruhe ift für alle Thiere zur 
erften Verdauung des Futters höchſt nothmendig. Dagegen ift in der 
übrigen Zeit Arbeit und mäßige Bewegung zum Gedeihen der Thiere 
sehr erfprießlih, fo dag ſelbſt Melkkühe wicht davon ausgefchloffen 
find, und bei gutem Wetter felbft im Winter an irgend einen freien 
Pla hingetrieben werden müffen. Allzuweiter Austrieb befonders auf 
harten, ftaubigen Straßen ermüdet das Vieh zu fehr, fo daß es dadurch 
ganz matt wird und bei häufiger Wiederholung abmagern muß. Als 
Beförderungsmittel der Verdauung ift die Salzlede ein allgemein 
angewendeted Hilfsmittel, welches befonderd bei trockener Fütterung den 
Thieren gedeihlich iſt (&. 5). 


Ein ferneres Mittel für das gute Gedeihen der Thiere iſt die Be— 
obachtung einer ſteten Reinlichkeit. Arbeitsthiere, die dem Schweiße 
und Staube viel ausgeſetzt ſind, beſonders Pferde, bedürfen eines täg— 
lichen Putzens und Striegelns, Zugochſen wenigſtens einmal die Woche. 
Die Streu ſoll alle Morgen durchlüftet, nur die reinere und trockene 
zurück behalten, und nach wenigen Tagen ganz erneuert werden. Die An- 
häufung. ded Düngers in den Ställen wird durch die Quftverderkniß, die 
ſich daraus entwidelt, immer fehr nachtheifig, eben fo wie die Anfamm- 
lung der Miftjauche unterhalb vermoderten, außgebrochenen und mit feinem 
Abzuge verfehenen Dielen. Daher müſſen Pferde und Rindviehftälle 
beſonders in der heißen Jahreszeit täglic, ausgemiftet werden, damit auch 
Mücken und andere Inſecten nicht zu fehr überhand nehmen. Diefelde 
Neinlichkeit muß fih außerdem auch auf die Krippen, Tröge, Traänkge⸗ 
ſchirre u. f. w. erftrecdlen, um fie vom Schmutz und Unflath zu fänbern. 
Nicht minder verdienen die Umgebung des Stalled, der Hofraum und 
felbft die Dorfſtraße und die freien Pläbe die größte Aufmerkfamteit, 
weil Unreinigkeit derfelben, ftehende Pfützen und Lachen, die ald Dorf- 
ſchwemme benüßt werden, die Luft verpeften. 


Sollten die Thiere in die Schmwemme getrieben werden, fo ift 
forgfältig darauf zu fehen, daß fie nicht vorher überjagt und dadurch) er- 
hist werben, welches zu plößlichen Erkältungen Anlaß geben Tönnte. 
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Sind Schafe wegen der Wollſchur geſchwemmt und gewaſchen worden, 
ſo ſind ſie ſogleich an einem ſonnenwarmen Orte oder in eine luftige 
Schupfe zu treiben, damit fie da fehneller abteodnen; ſchon geſchorene 
Schafe müffen in hinlänglich geräumigen, jedoch der Zugluft nicht aus— 
gefeßten Schupfen oder Ställen gehalten werden ($. 6). 


Bei den Arbeitöthieren und vorzüglich bei den Pferden ift die Pflege 
der Füge, inäbefondere der Hufe, von um fo größerer Wichtigkeit, ale 
Berfäumniffe und Fehler hierin nur gar zu häufig die beften und thener- 
ften Thiere unbrauchbar machen ($. 7). 


Da eine Krankheit, je früher fie entdeckt wird, defto Teichter zu he- 
ben ift, fo muß ein vorzügliches Augenmerf darauf gerichtet fein, durch 
genaue Beobachtung der Thiere jeden Fall der Erkrankung fogleih inne 
zu werden. Um aber eine auögebrochene Krankheit richtig zu beurtheilen, 
ift es nothwendig, alle Umftände und Urfachen auszumitteln, welche zur 
Entftehung derfelben Beranlaffung gegeben haben Tönnten. In diefer 
Beziehung iſt es entweder: 1) eine folche Krankheit, die viele Thiere zu— 
gleich befällt und aus ſolchen Schädlichkeiten,, die in fehlechter Witterung 
oder übler Befchaffenheit der Gegend ihren Grund haben, entitanden, 
oder die aud Mangel und PVerderbnig des Futterd in Jahren, wo Mip- 
wach® eingetreten ift, oder aus fchlechter Beſchaffenheit des Trinkwaſſers 
hervorgegangen ift. In diefem Falle nennt man die Krankheit eine 
Seuche, von welcher alle Thiere ergriffen werden können, die derfelben 
Schädlichkeiten ausgefegt find. Dder: 2) die Krankheit hängt nicht von 
ſolchen allgemeinen Urfachen ab, fondern ift Wirkung eines Anſteckungs⸗ 
ftoffe®, welcher oft bei und gar nicht entwidelt, fondern aus entfernten 
Ländern durch fremdes von dort kommendes ZTreibvieh mitgebracht wird, 
- und von einem einzelnen Stüde auf eine große Anzahl von Thieren ver: 
breitet werden fann. Solche Seuchen nennt man Anſteckungsſeuchen 
(Contagionen). Endlich 3) entftehen viele Krankheiten bei einzelnen Thie- 
ven von zufälligen Urfachen, die gerade nur auf dieſes Thier gewirkt 
haben, 3. B. von Fehlern in Pflege und Wartung, von heftiger oder 
lang dauernder- Anftrengung, von Verkältungen, von giftigen Kräutern, 
von äußerlichen Verletzungen u. dal. (8. 10). . 


Nach der eben angegebenen Verfehiedenheit der Hausthierfranfheiten, 
nach der Art und Weife ihrer Verbreitung und der Anzahl der zu gleicher 
Zeit davon ergriffenen Thiere unterfeheidet die in Frage ftehende Beleh- 
rung: I. Seuchenartige Krankheiten, durch Witterung und Fütte- 
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rung veranlaßt, hierher gehören: a) Der Milzbrand des Hornviches, 


der Pferde, Schafe, Schweine, in feinen verfchiedenen Geftalten; b) der 
Zungenfreb3 und Rankh; c) dad Maulweh; d) die Krümme 
oder Klauenfeude; e) die Lungenſeuche. Il. Seuchenartige Krank: 
heiten, die bloß durch Anſteckung verbreitet werden: a) die Löfer- 
dürre oder Rindviehpeſt; b) die Schafpodenfeude. IM. Andere, 
theild einzeln vorkommende, theils anſteckende, meiſt langwierige 
Krankheiten: a) Trommelſe uche; b) Blutharnen; c) Fäule der 
Shafe; d) Wurmkrankheiten: Egelkrankheit, Qungen- 
wurm; e) verdädhtige Drüfe, Rotz, Hautwurm; N Schäbe 
oder Raude bei Pferden und Schafen; g) Tollwuth oder Waf- 
ſerſcheu bei Hunden und anderen Thieren ($. 12). 


Diefe Krankheiten werden dann einzeln in der Art betrachtet, daß 
(in den 88. 13—55) die Kennzeichen derfelben angegeben, die Be- 
handlungsmweife auseinandergefebt, und die VBorbeugungsd- und 
andere Vorſichtsmaßregeln beigefügt find. 


Mit dem galiz. Gub. Circ. v. 20. Jänner 1840 wurde noch ein 
befonderer Unterricht zur Erkenntniß und Vorbeugung der Nervenläh- 
mungs-Krankheit der Zuchtpferde hinausgegeben. | 

Don allen diefen Krankheiten find die Anftedungsfeuchen die- 
jenigen, welche die meifte Gefahr drohen, und daher auch das Einfchrei- 
ten der Staatöverwaltung unmittelbar in Anſpruch nehmen. 

Die Mafregeln fowohl zur Verhütung als auch zur Unterdrüdung 
der ſchon ausgebrochenen Rinder peſt beitehen in ſolchen, welche der 
urfprünglichen Erzeugung der Krankheit, vorzüglich aber der Verbreitung 
des Anftedungsgiftes entgegen wirken. 

Das Lebtere gefchieht durch gewiſſe Sicherheitsmaßregeln, die ent- 
weder zu jeder Zeit beobachtet werden müffen, um anftedende Krank: 
heiten überhaupt und insbefondere die Ninderpeft von den Herden abzu- 
halten, oder es find foldhe, welche befonderd dann befolgt werden 
müffen, wenn wirklich die Xöferbürre in der Umgegend, im benachbarten 
Orte oder gar in der Ortſchaft felbit fehon zum Ausbruche gelommen 
fein follte (8. 32). 

Die allgemeinen Mapregeln find folgende: 

1) Wo ed immer möglich tft, fol der Biehbefier dafür Sorge tra- 
gen, daß er zu jeder Zeit einen binlänglihen Vorrath von 
gutem, genußbaren Futter babe, um feine Thiere für den Fall einer 
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herrfchenden Viehſeuche zu Haufe verpflegen zu können, und fie nicht mit 
allem übrigen Viehe auf die gemeinfchaftlihe Weide ſchicken zu müſſen. 
23) Jedes aus einem fremden Orte angelaufte Stüd Melt, 
Zuge oder Schlachtvieh darf, zumal wenn im Orle, woher es kommt, 
oder in der Umgegend irgend eine Viehkrankheit herricht, von dem Eigen- 
thümer, unter Strafe der Confidcation des Stüdes, nie fogleich zu dem 
ſchon vorhandenen Dieh in den Stall geftellt, noch wiel weniger aber 
auf die Gemeindeweide geſchickt werden, fondern +3 fol in irgend eine 
abgefonderte Schupfe, oder in den leeren Stand eines Pferdeftalled ein- 
geftellt, und dur zehn Zage lang beobachtet werden, um ſich von der 
bleibenden Gefundheit und Unverdächtigkeit desfelben genau zu überzeugen. 
Jeder Ortseinwohner, der ein fremded Stüd Rind in den Ort bringt, 
wenn es auch zum unverzüglichen Abfchlachten beftunmt wäre, ift ver- 
pflichtet, unter obiger Strafe zuvor dem Ortövorftcher, oder den aufge 
ftellten Fleifchbefchauern , wenn fich welche in dem Orte befinden, davon 
die Anzeige zu machen, zugleich den Tag der Ankunft des Stüdes, den 
Ort, woher ſolches bezogen, den Stall, wo es indeffen eingeftellt worden, 
anzugeben, und die Befichtigung desfelben zu verlangen. Es darf daher 
fein fremdes Stück Rind weder zum eigenen Haudgebrauche, noch zum 
Öffentlichen Gebrauche gefchlachtet, oder noch lebendig in einen andern 
Ort käuflich hindangegeben werden, bevor dasfelbe durch den Ortsvor⸗ 
fteher und einen Fleiſchhauer, oder anftatt letzterem durch zwei als ver- 
ftändige und rechtſchaffene Männer anerkannte Ortseinwohner beſichtigt, 
und als inmerlich gefund befunden wurde. Eine gleiche Befichtigung und 
Gefundheitd-Erklärung muß Statt finden, wenn ein fremdes oder neu 
eingebrachtes Stück Rind nad Derlauf der zehn Tage aus der Sperre 
in dem abgefonderten Locale entlaffen, unter das Gemeindewieh gebracht, 
auf die Schlachtbanf geführt, oder in einen andern Ort verkauft werden 


ſoll ($. 31 des Unter. v. J. 1809). 


3) Der Viehhirt (Halter) eined Ortes darf eben fo wenig unter 
einer Förperlihen Strafe aus einem Haufe ein erft neu eingebrachtes 
Stück Rindvieh in die Gemeindeheerde aufnehmen, bevor nicht der Orts- 
vorftcher hierzu nach vorher ausgeftandener Contumaz. Zeit im abgefon- 
derten Locale, und nach vorheriger Befichtigung die Einwilligung gegeben 
hat. Wäre hingegen der Hirt wider feinen Willen gegwungen worden, 
ein nen eingebrachte® Stüd ohne diefe nöthige Vorficht in die Gemeinde- 
heerde aufzunehmen, jo muß er dem Ortsvorſteher fogleih von dem Vor—⸗ 


‚gefallenen die Anzeige machen, und diefer hat zum Vortheile der Ge- 
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meinde dieſes Stück fogleich zu confisciren. Eben fo ift jeder Viehhirt 
verbunden, fobald er bei der Herde ein innerlich krankes Stück bemerket, 
es unverzüglich dem igenthümer und dem Ortsvorſtande anzuzeigen, 
damit Erfterer ed von diefer Zeit an zu Haufe behält, und Lebterer den 
Eigenthümer dazu unter feiner eigenen Aufficht verhalten Tann. jeder 
Ortsvorſteher ſoll deßwegen auch von Zeit zu Zeit die ausgetriebene 


Herde unterfuchen, um fich zu überzeugen, daß er von dem Hirten nicht 


hintergangen werde, Jeder Hirt, der ein krankes Vieh verheimlicht, ift 
des Dienfted zu entlaffen, und nach Umftänden auch mit körperlicher 
Züchtigung zu beftrafen. Endlich bei der Aufnahme der Viehhirten, und 
in den Meierhöfen der Oberknechte oder Meier, muß zur Bedingung ihres 
Dienſtes gemacht werden, daß fie fich in anderen Ortfchaften niemals, 
unter Teinem Vorwande, ſelbſt wenn fie auch gerufen und verlangt wür— 
den, mit der Herfiellung der Biehfrantheiten abgeben wollen, und wenn 
fie auch nur Einmal gegen diefe Borfchriften handeln, fo follen fie jo: 
gleich nicht nur des Dienfted verluftig erfläret, fondern nad) — 
auch noch körperlich beſtraft werden ($. 32 ebd.). 

4) Die Ueberfiedlung der Pächter mit ihrem Viehe von einem Orte 
zum andern, oder auch aus einem Haufe in dad andere, ift nur unter 
der Bedingung zu geftatten, wenn fie fich zuvor von zwei benachbarten 
Gemeindevorftänden ihr Vieh ‚genau unterfuchen ließen, und über den 
volffommen gefunden Zuftand desfelden von beiden ein Zeugniß erhalten 
haben, welches fie dann der Bezirkshauptmannſchaft, in deren Bezirke 
fich das gepachtete Gut befindet, das fie mit dem Viehe beſetzen wollen, 


. vorlegen müffen. Derjenige Pächter, welcher dies zu thun unterläßt, fol 


nicht allein mit einer Strafe von 12 Ducaten belegt, fondern auch ‚ver: 
halten werden, den verurfachten Schaden, welcher durch die Uebertragung 
einer Seuche mittelft der Weberfiedlung feines Viehes fich ergab, zu er- 
feben. In Wirth: und Einkehrwirthshäuſern endlich ift es auch dem 
Wirthen firenge verboten, ihr eigenes Rindvieh aus denfelben Gefchirren 
zu tränfen, aus welchen fremde Zugochfen und anderes Rindvieh beim 
Durchtreiben u. dgl. getrunken haben, oder ihm Futter zum Aufzehren 
zu geben, das etwa von diefem übrig geblieben ift (8. 35 ebd.). 

5) In Orten, wo Biehbmärkte abgehalten werden, oder wo 
ſolche auch nur in der nächften Nachbarfchaft Statt finden, ift zur Ber- 
meidung der fo Teicht möglichen Anſteckung darauf zu achten, daß man 
das Vieh nur auf foldhe Weiden treibe, die von den Marktpläken entle⸗ 
gen find, und zwar fo, dag es auf dem Wege dahin auch gar nicht ein- 
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mal vor diefen Pläben vorbei fomme. Mo diefes nicht thunlich ift, foll 
man das einheimifche Vieh zur Markizeit ganz zu Haufe halten. Das 
zu Markte gebrachte Vieh foll aber weder in die Ställe des Orted unter: 
gebracht, noch zur Huthung mit der Gemeinherde zugelaffen werden. Der 
Marktplatz foll niemals im Orte felbft, fondern außerhalb desfelben auf 
einem abfeitd gelegenen Plabe fein, der vom einheimiſchen Vieh weder 
als Straße noch als Weide betreten wird. 

6) Sn Ortſchaften, wo Schlachtviehtriebe die Straße paf- 
firen, befonders in Kriegszeiten, ift den Treibern gar nicht der Weg durch 
die Ortfchaft zu geftatten, fondern dazu ein anderer außerhalb um die- 
felbe zu beftimmen. Wo dieſes nicht angeht, müffen Lie Ortseinwohner 
ihr Vieh fo lange in Ställen eingefperrt halten, bis die ganze Triebherde 
vorüber gegangen und die Straße von allem Unrathe, den das fremde 
Vieh zurück gelaffen hat, gereiniget ift. Die Befeitigung dieſes Unrathes 
muß aber mit großer Borfiht Statt finden; er muß auf einen mit 
Pferden befpannten Wagen geladen und an einem abfeitigen, dem Vieh 
ganz unzugänglichen Orte an der Luft ausgebreitet oder tief eingegraben 
werben; felbft der Knecht, der zu diefer Arbeit gebraucht wird, muß feine 
Kleider wechfeln und einige Tage, lang von dem einheimifchen Vieh fich 
entfernt halten. 

7) Wenn eine ſolche Verdacht erregende fremde Triebherde 
in der Nähe einer Ortſchaft übernachten muß, fo find dazu 
folhe Pläbe zu beftimmen, die fpäter vom einheimifchen Vieh nicht bes 
treten werden dürfen. Niemand foll zwifchen dem einheimifchen und 
fremden Vieh hin- und hergehen; dem Treiber und Händler follen Le- 
bensmittel und fonftige Bebürfniffe zum Platze hinausgebracht werden ; 
die Gemeinde hat das Net, dad Mebernachten derfelben in den Wirths⸗ 
häufern ganz zu verwehren. Von dem bei der Verpflegung der Trieb- 
herde übrig gebliebenen Futter darf nicht das Mindeſte für das einhei- 
mifche Vieh verwendet werden. So lange ein folcher Trieb in der Nähe 
des Ortes verweilt, müſſen verläßliche Wächter aufgeftellt bleiben, um 
zu verhindern, daß fein Stüd von der Herde weggefchwärzt oder Kränk— 
lichkeit halber heimlich verkauft werde. Wenn eines zurüc bleibt, welches 
für ermattet audgegeben wird, fo muß es wenigftend 10 Tage ganz ab- 
gefondert von allem übrigen Vieh aufgeftellt, und derjenige, welcher es 
zur Wartung übernimmt, von allen Viehftällen und allem übrigen Horn- 
vieh der Ortſchaft entfernt bleiben; zeigt fich nur die geringfte Spur 
oder ein Verdacht, dag das Stück peſtkrank fei, fo muß es der Sicherheit 
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wegen und um größeres Unglüd zu verhüten, fogleich ohne Schonung 
erfhlagen und tief vergraben werden ($. 33 der o. a. Belehrung). 

Hat die Löferdürre in einem benachbarten Orte, in dem Um: 
freife einer Stunde, ’oder wohl gar ſchon in der angrenzenden Ge: 
gend wirklich eingeriffen, fo müffen die Gemeindevorftände, nachdem fie 
die gehörige Anzeige davon erhalten haben, diefe Nachricht auf der Stelle 
in den noch gefunden Ortfchaften auf eine Stunde im Umkreiſe, ven 
Vorſtehern und Bewohnern derfelben befannt machen, um den gemeinen 
Mann auf eine Überzeugende Art von der faft gänzlichen Unheilbarkeit 
und Tödtlichkeit diefer Krankheit, von ihrer fürchterlichen Eigenfchaft, fich 
durch mannigfaltige Anſteckung leicht auszubreiten, belehren, vor der 
großen Gefahr, Die durch ihre Nähe dem fümmtlichen Viehſtande drohet, 
warnen, und fie daher zur genauen Befolgung der zur Abwendung 
derfelben nothwendigen, obſchon Läftigen Verfügungen auffordern, und 
ftreng anhalten. Zur Unterftügung diefer Warnung follen die Seel- 
forger in den Gemeinden, theild von der Kanzel, theild in Privatge- 
fprächen beitragen, und auch durch Neligionsgründe auf das Herz und 
den Berftand der Zuhörer zu diefem Zwecke wirken. Zugleich, find den 
Ortsinſaßen die Strafgefebe, welche gegen Uebertretung der Borfchriften 
bei Viehſeuchen beftehen, und befonders die 8$, 153, 154 und 155 
des II. Theiles des Str. G. B. vorzulefen ($. 37. des Unterrichts v. 
Jahre 1809). 

Por Allem darf dann eine Stunde im Umkreiſe von dem verpefteten 


LOrte bei fonftiger ftrenger Beftrafung der Gemeindevorfteher und Vieh— 


händler nad 88. 154 und 155 des Str. ©. B. II. Thle. fein Rind: 
viehmarkt gehalten, und ed muß aller Umgang und Berfehr mit 
den Einwohnern des angeſteckten Ortes, wenn er nicht von der dringend- 
ften Art und für den ganzen Ort unentbehrlich ift, auf fo lange unter- 
fagt und aufgehoben werden, bis wieder von der Bezirfähauptmannfchaft 
die gänzliche Befreiung ded mit der Viehpeſt heimgefuchten Ortes von 
diefem Uebel angezeigt ift. Durch den angeftedten Ort darf fein Rind- 
vieh für andere Ortfchaften durchgeführt, und den Schlachtochfen, die 
fonft durchzupaffiren pflegten, muß von Seite der Bezirfshauptmannfchaft 
ein anderer Richtungsweg angewiefen werden. Sollten aber doch einige 
Einwohner aus der Nachbarfchaft nothivendiger, eigener, oder öffentlicher 
Gefchäfte wegen den angeſteckten Ort befuchen müffen, fo dürfen fie fei- 
neswegs mit vorgefpannten Rindern fahren, fich nicht unnöthigerweife 
dort länger verweilen, in feinen Rindviehftall gehen, und fich überhnupt 
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nichts mit dem Rindvich zu thun geben. Bei ihrer Rachhaufetunft 
müſſen fie fogleich die auf der Reife gebrauchten Schuhe und Kleider 
wechjeln, fih Hände und Geſicht wachen, und etliche Tage lang nicht zu 
ihrem einheimifchen Viehe gehen. Den Ortshirten und Meierfnechten aber 
ift ed unter gar einem Borwande erlaubt, eine mit. der Rindviehpeſt 
heimgefuchte Ortſchaft zu betreten (8. 38 ebd.). 

Als ein Hauptvergehen gegen die Wohlfahrt und Sicherheit des 
Ortes ift ed den Einwohnern in den gefunden Ortfchaften auf das Strengite 
verboten, heimlich oder Öffentlich krankes Dich, Fleiſch, Mil, Butter, 
Häute, Unfchlitt, oder was immer für andere Theile des Rindviehes, fei 
ed nun von gefunden oder kranken, von gefchlachteten oder gefallenen 
Stüden, and verdächtigen Orten einzukaufen, einzuſchwärzen, und in nicht 
angefiedte Ortfhaften zum Berkaufe oder zum eigenen Gebrauche einzu- 
führen. Ein folches Vergeben ift nach den ſchon öfters citirten Para- 
graphen des Str. ©. B. mit aller Strenge zu beftrafen. Eben fo wenig 
darf den, von einem mit der Viehſeuche angeſteckten Orte berfommenden 
Menfhen weder in Privat: noch Einkehrwirthshäuſern ſich aufzuhalten 
geftattet, noch weniger ihnen der Zutritt zum einheimifchen Rindvieh in 
einem gefunden Orte erlaubt werden. Weßwegen dann auch befonderd 
auf fremde Fleifch- und Viehhändler, depgleichen noch vorzüglich auf herum: 
fchiveifende Arzeneifrämer, Wafenmeijter und ihre Knechte u. f. w., ein 
wachfamed Auge gehalten werden muß. Sie find beim Betreten ſogleich 
anzuhalten, zu arretiren, und entweder in ihren Wohn- und Aufenthalts: 
ort, oder über die Grenze abzufchaffen. Endlich, jedes Stüd Rind, das 
in einem Orte, in deffen Nachbarfchaft die Rinderpeſt berrfchet, an einer 
Krankheit ftirbt, muß geöffnet, und in demfelben der Löſer unterfucht 
werden, und wenn fich dabei die entfprechenden Zeichen finden, fo muß 
man dad Thier ald an der Löferdürre gefallen, und den Drt für einen 
fhon mit der Ninderpeft angeftedten erflären ($. 39 ebd.). 

So lange fih in einem Orte felbft noch keine Rindviehſäuche äußert, 
fo Tann das Austreiben des Rindviehes noch unter der Beſchränkung ge- 
ftattet werden , daß das audgetriebene Vieh nicht nur allein den Grund 
und Boden der angeftediten angrenzenden Ortfchaften nicht betrete, ſon⸗ 
dern auch fo weit ald möglich von den Grenzen derfelben entfernt, und 
wo es thunlich ift, lieber in einer ganz entgegengeſetzten Gegend geweidet 
werde, damit es ja nicht von dem aus den angeftedten Ortſchaften Tom- 
menden Winde getroffen werden möge. Aus eben diefer Urſache ſoll in 
einem Umkreiſe von einer halben Stunde von dem verpeiteten Orte an 
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gerechnet, Reine Fuhre mit Zugochſen, noch weniger aber in das Gebiet 
ded verpefteten Ortes felbit, geleiftet werden. - Zugleich aber muß der 
Ortönorftand allen Viehbeſitzern des Ortes nachdrücklich auftragen, dag 
fie fih mit einem Futtervorrathe für ihr Nindvieh wenigſtens auf feche 
Wochen vwerjehen follen, damit im Falle die Seuche dennoch im Orte 
ausbricht, die hernach zur Hemmung ihrer Ausbreitung nothwendige all- 


gemeine Stallfperre vorgenommen, und das eingefchloffene Vieh gehörig. 


genährt werden könne ($. 40 ebd.). 

Wenn die Löferdürre wirklich ſchon in dem nächſten angrenzen- 
den Orte herrſchet, fo find alle biöher verordneten Maßregeln mit ver- 
doppelter Gewiffenhaftigkeit und Strenge zu befolgen, und jedes, wie im- 
mer erkrankte Rindvieh fol ſogleich abgejondert in den Rotbitall abgege 
ben, und bier entmeder bis zum erfolgten Tode, oder Bid zur gänzlichen 
Wiederherftellung, und noch 10 Tage darüber verpflegt werden. Ferner 
müſſen einige kluge und zuverläffige Männer aus der Gemeinde audge- 


- wählet und zu Wächtern auf die Grenze geftellt werden, die won hieraus 


ſowohl das einheimifche ald dad dem angeftedten Orte gehörige Vieh, 
wie auch alle Fuhren mit Ochfenbeipannung , wo fie herlommen , iwieder 
zurüchweifen; auf alle bin- und hergehende Menfchen, und das, was fie 
etwa mit fih führen oder tragen, aufmerffam fein; Alles, was ihnen 
verdähtig vorkömmt, anhalten und abfchaffen follen. Als verdächtig aber 
müffen alle aus einer angeſteckten Ortfchaft kommenden Menſchen ange: 
fehen werden, welche von da Rindvieh führen oder treiben, oder Fleifch, 
Häute und andere Nindtheile bei fich haben. Sollten diefe auf die Er- 
mahnung, zurück zu kehren, nicht achten, und mit Gewalt über die Grenze 
jegen, fo foll fie einer der Wächter bid zum Orte begleiten und fie da 
dem Ortsvorſteher anzeigen und überliefern, welcher dann fogleich auch 
mit Gewalt das lebendige Vieh in den abgelegenen Rotbftall verfperren, 
auf Rechnung des Beſitzers indeffen füttern laffen, die Perſonen felbft 


. aber jammt den etwa mithabenden Nindviehtheilen, Hunden u. f. w. an 


das nächſte Bezirfögericht. zum: ferneren Berfahren abzuliefeen hat. Wird 
das verfperrte Vieh binnen 10 Tagen an der Rinderpeft frank, oder zeigt 
es ji bei der mit ihm gepflogenen Unterfuchung, daß die mitgebrachten 
Nindviehtheile von heimlich gefchlachteten kranken Sticken herrühren, fo 
find die ergriffenen Berfonen nach den bereits citirten 88. 153, 154 und 
155 des II. Thls. des Str. G. B. zu beftrafen, fonft aber nur wegen 
gewaltfamer Störung der äffentlihen Drdnung und Sicherheit zur Ber- 
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antwortung zu ziehen, und dann gegen Erjab aller Koften ſammt ihrem 
Viehe zu entlafien (8. 41 ebd.). 

Wird unter dem einheimifchen Vieh eines Ortes ein Stüd inner- 
lich krank, ohne dag weder im Orte ſelbſt, noch in der Nachbarſchaft 
desfelben, die Qöferdürre herrſchet, oder fonft ein Verdacht auf felbe ge- 
ahnet werden Tönnte, fo hat der Befiber des kranken Stüdes nur dem 
Ortövorfteher allein die Meldung zu machen, und felbed mit dem Ge- 
meindeviceh fo lange nicht austreiben zu laffen, bie es volllommen wieder 
bergeftellt if. Wäre aber innerhalb 10 Tagen nach der Erkrankung des 
eriten Stüded in demfelben ein zweites oder drittes auch plößlich ohne 
eine bekannte Urfache Frank geworden, oder wäre ein fremdes, neu einge- 
brachtes Rind ohne Befichtigung heimlich gefchlachtet, oder auch wieder 
weiter verlauft worden, und binnen 10 Tagen darnach. von der Einitel- 
lung desfelben an gerechnet, in dem: Stalle das Erkranfen erfolgt, fo ift 
die Krankheit ſchon verdächtig, und es muß allfogleich von dem. Eigen- 
thümer des erkrankten Viehes dem Ortövorfteher auf der Stelle nicht nur 
das wirklich erkrankte, fondern auch alles noch gefund fcheinende Rind- 
vieh aus dieſem verdächtigen Haufe hinmweggeführet, in den Nothitall 
überfeßt, und da von aller Gemeinfchaft mit den Ortdeinwohnern und 
dem Ortsviehe ganz ausgefchloffen, und gut verfperrt gehalten werben, 
bid von Seite der Bezirkshauptmannſchaft durch Kunftverftändige die ges 
naue Unterfuchung , ob die Erkrankung nur blos zufällig, oder wirklich 
durch eine verdächtige Anſteckung entftanden ift, angeftellt, und das Weitere 
dann verfügt worden ift. Wäre das Lebtere der Fall, fo muß das ſämmt⸗ 
liche verbächtige Hausvieh fo lange im Nothitall durch eigene Wartleute 
verpflegt werden, bis durch volle 10 Tage an demfelben gar feine Spur 
eines Tränklichen Zuftandes zu bemerken if. Die Widerfeglichleit gegen 
diefe Maßregel, oder die Dernachläffigung derfelben ift nad dem 8. 
154 des II. Theiles des Str. G. B. unnachfichtlih zu beftrafen ($. 
36 ebd.). | 

Wenn in verdächtigen Zeiten bei vorkommenden Srankheiten von 
Rindern die Art des Krankfeind zweifelhaft und gegründeter Verdacht 
vorhanden ift, daß fie an der Ninderpeft erkrankt feien, fo ift nad dem 
Erl. des Min. des Innern v. 11. September 1850, 3. 18751 (Nr. 66 
des nied. öft. 2. ©. BI.) die Anwendung der Keule zur Ermittlung des 
Sachverhaltes durch die Section unter der Bedingung geftattet,- daß a) die ' 
Krankheit von einem, im Dienfte des Staates ftehenden, oder von einer 
politischen Behörde hiezu authorifirten Arzte als verdächtig anerkannt ift- 
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und daß b) der von dem Arzte hievon in Kenntniß gefebte Ortsvorſtand 
im Vereine mit dem Arzte den Werth des zu ſchlachtenden Thieres nach 


den hierüber weiter unten angegebenen Rückſichten feſtſetze. 


Die Keule iſt ferner bei bereits conſtatirtem Vorhanderſein der Rin⸗ 
derpeſt in der öſterreichiſchen Monarchie anzuwenden: 1. bei ihrem erſten 
Auftauchen in geſunden Ortſchaften, und 2. wenn aus dem Charakter, 
Grade und Zeitraume der Seuche, aus den auf ihren Gang und ihre 
verderblichen Wirkungen Einfluß nehmenden Umſtänden, und aus den Er- 
folgen der gegen die Seuche bereits getrofſenen und genau gehandhabten 
veterinär⸗polizeilichen Maßregeln und ſofort ſich ein hoher Grad von Wahr- 
ſcheinlichkeit erglbt, daß nur durch die Anwendung der Keule entweder: 
a) die Seuche ganz vertilgt, oder b) ihre Weiterverbreitung ganz oder 
im hohen Grade verhindert, und dadurch e) der freie Verkehr ficher und 
fchnell wieder hergeftellt werden Tann. 


Die definitive Entſcheidung ob bei conftatirtem Vorhandenfein der 
NRinderpeft in der öfterreichifchen Monarchie die Keule, und in welder 
Ausdehnung fie anzuwenden fei, hängt von dem dazu ernannten politi- 
fchen Commiffäre ab, welcher auf die erhaltene Anzeige über das Auf- 
tauchen der Rinderpeft oder als folcher verdächtigen Krankheiten oder über 
das Fortfchreiten derfelben in inficirten Ortfchaften mit Zuziehung des 
mit der Beforgung der veterinär-polizeilichen Maßregeln beauftragten und 
wenn 68 thunlich ift, eines zweiten mit der Rinderpeſt vertrauten Arztes, 
dann zweier ald Schäbleute zu beeidenden wirthfchaftstundigen Ber- 
trauengmänner den Stand der Sache zu erheben, und auf Grundlage 
des veterinär-ärztlichen Gutachtens in Betreff der Anwendung der Keule 
zu verfügen, die Anordnungen zur Ausführung des Berfügten zu treffen, 
und über das Ganze umftändlich an feinen politifchen Vorgeſetzten zu be- 
richten hat. 


- Bi8 zur definitiven Entfcheidung der Frage, von wem und wie die 
Entfhädigung für die durch die Keule wegen der Rinderpeft getödteten 
Rinder an die Beſitzer derfelben geleiftet werde, wird die Entfchädigung 
aus der Staatsdcaffe auf die jededmalige Anweiſung des politifchen 
Bezirksvorſtandes geleiftet. Für Rinder, welche unter genauer- Erfüllung 
der oben angeführten Bedingungen darum der Keule überliefert wurden, 
damit man beftimmt wiſſe, ob die verbächtige Krankheit auch die Rin- 
berpeft fei, wird den Beſitzern derfelben derjenige Betrag als Entfehädi- 
gung geleiftet, welcher nach Abzug des Werthed der nach den beftehens 
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den Borfchriften verwerthbaren Theile des getödteten Rindes von der 
durch die Ortsbehörde und den Arzt für dasfelbe feſtgeſetzten Vergütungs- 
fumme entfällt. 


Für Rinder, welche bei bereits conftatirtem Borhandenfein der Rin- 
derpeft in der öfterreichifhen Monarchie nach Beſchluß des politifchen 
Commifſärs der Keule unterzogen werden, wird nur dann eine Vergütung 
geleiftet, wenn ſtandhältig erwieſen ift, daß der Eigenthümer des getöd, 
teten Rinded meder durch Außerachtlaffung der beftehenden veterinär- 
polizeilichen Borfchriften irgend eine Schuld an dem Erkrankten desſelben 
trage, noch den Ausbruch der Krankheit verheimlicht habe. 


Der für jeded einzelne Stück entfallende Entſchädigungsbetrag ift 
aus dem durch die beiden beigezogenen als, Schäßleute beeideten Ber: 
trauengmänner beftimmten Werthe des Rindes und aus dem davon ab- 
zuziehenden Werthe der verwerthbaren Theile deffelben zu entziffern. 


Damit fowohl jene. Eigenthbümer, deren Rinder zur Erlangung der 
Gewißheit über das Borhandenfein oder Nichtvorhandenfein der Rinder: 
pet getödtet wurden, als auch jene, deren Rinder auf Beſchluß der Com- 
miffion der Keule unterzogen und die von der Commiffion ſchuldlos be- 
funden wurden, in den Stand gefebt werden, den erlittenen Abgang 
möglichft bald durch den Ankauf neuer Rinder zu erfeben, find die poli- 
tifhen Bezirksvorſtände ermächtiget, die von den Ortsvorſtänden und 
Pertrauendmännern audgemittelten Erfaßpoften bei der Bezirkscaſſe an- 
zumweifen und an die höhere Behörde darüber zu berichten. 


Zur Ausmittlung des Werthes der Rinder, welche der Keule unter- 
worfen werden follen, haben die betreffenden Ortsvorſtände und die als 
Schätzleute beeideten Commiffionsglieder den in der Gegend üblichen- 
Marktpreis, das Alter und den Schlag jedes Rindes zu berüdfichtigen. 


| Da von den alö feucheverdächtig erfihlagenen, bei: der Section: aber 

neh vollkommen gefund befundenen Thieren das Fleifh zur Nahrung: 
für den Menfchen und die übrigen verwerthbaren Theile, ſowie von den 
fihon bei Leben oder durch die Section als Trank erfannten die Haut, 
Hörner und das Fett unter Beobachtung der vorgefchriebenen Vorfichten 
anſtandslos benüßt werden können, fo haben die Ortsvorſtände und Com: 
miffiongglieder auch gleichmäßig den Werth diefer noch benügbaren und 
dem Eigenthümer des Rindes zu überlaffenden Theile auszumitteln. Der- 
politiſche Kommiffär und die Ortsvorftände haben ihre der politifchen 
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Behörde vorzulegenden Entſchädigungsanträge für die einzelnen Viehbe— 
fißer auf diefe vorgenommenen und erfichtlich gemachten Schäbungen zu 
gründen. | 

Meiterd find, wenn fihb an einem Orte auch nur ein einziger 
Erkrankungs- oder Todesfall an der Rinderpeft ergeben hat, alle An- 
ftalten fo einzuleiten, als wenn der ganze Ort verpeftet wäre, weil mur 
dadurch der Fortgang der Seuche mit Zuverläffigteit aufgehalten wer: 
den kann. 

Dephalb muß: 1) Um weiteres Unglüd zu verhüten, die Gegen- 
wart der Löferdürre fogleich dem Ortsvorſteher und von diefem der Be- 
zirfö-Hauptmannfchaft angezeigt werden, welche dann zu forgen haben, 
dag das dießfalls Nöthige gefchehe, vor Allem aber der Ausbruch der 
Seuche allen Ortöbewohnern befannt gemacht, fo wie auch den benadh- 
barten Ortfchaften die drohende Gefahr angezeigt werde. jeder Orts- 
vorfteher, der diefe Anzeige zu machen unterläßt, ſoll ſogleich abgefebt, 
auf immer zu diefem Amte für unfähig erklärt, und bei erſchwerenden Um- 
ftänden noch über dieß nach dem $. 154 des St. ©. B. II. Thls. beftraft 
werden (8. 43 des Unterr. v. J. 1809.). 


2) Muß fogleich . der Biehftand des ganzen Ortes von den beorder- 
ten Kunftverftändigen unterfucht werden. Iſt fehon ein oder dad andere 
Stüd gefallen, oder auch nur fehr frank, fo ift es im lebteren Falle auf 
einen ganz abfeitigen und entlegenen Ort zu bringen (wobei der Wagen _ 
mit Pferden befpannt fein muß) und dafelbft zu erfchlagen und zu er- 
öffnen. Beftätiget ſich dadurch die Gegenwart der Rinderpeft, fo ift der 
Hof, in welchem dad Stüd gefallen, al® ganz verpeftet anzufehen, weil 
man annehmen kann, dag die Anftedung fehon weiter gegangen fei. Sind 
aber feit der Anftedung noch nicht 6 bis 8 Tage verfloffen, fo ift es 
wahrfcheinlich, daß dieſes erft erkrankte Stück die Benachbarten noch nicht 
angeftedt habe. 

3) In diefem Falle ift die Unterdrüdung der Seuche am leichteften, 
wenn das kranke Stüd fogleich ausgeführt, erfehlagen und verfeharrt wird. 
Es Tann dann Feine weitere Anftedung erfolgen, weil fich fein Anſteckungs⸗ 
ftoff mehr erzeugen kann. Doch muß auch alles übrige fich gefund zei- 
gende Vieh aus dem Stalle entfernt, diefer aber wohl verfperrt oder 
auch vernagelt werden. Das Vieh ift dann an einem entlegenen Orte 
3. B. in einer entfernten Schupfe unterzubringen, oder in den Pferde: 

Stubenrauh, Verw.⸗Geſetzk. I. 34 


— 530 — 


ftall des Hofes einzuftellen und 10 Tage lang unter genauefter Beobach- 


tung zu halten; zeigt fich binnen 10 Tagen kein neuer Erkrankungsfall, 
fo ift man ficher, daß von der Seuche nichtd mehr zu befürchten fei. 

4) Sobald aber ſchon ein Stüd gefallen oder im höchften Grade 
fran? ift, fo bat diefed gewiß auch ſchon mehrere nahe ftehende ange- 
ſteckt. In diefem Falle follen außer dem in der Krankheit ſchon weit 
vorgerüdten auch die ihm zunächſt ftehenden erſchlagen und mit den übri- 
gen auf oben angegebene Weife verfahren werden. In der neuen Un— 
. terfunft, wo die verdäctigen Stüde hingebracht werden, ift es am be- 
ften, fie einzeln und abgefondert in Entfernungen von mehreren Schrit- 
ten anzubinden; der nähmliche Knecht, der fie gebracht hat, fol fie auch 
verpflegen und vor Ablauf der 10 Beobachtungd- oder Kontumaz-Tage 
dem Viehe des Ortes fich nicht nähern, auch mit fonft Niemanden aus 
dem Orte in Berührung fommen. 

5) Iſt in einem fo angeftedten Hofe ein zahlreicher Viehftand, fo ift 
diefer in Haufen von 5 bis 10 Stüden abzutheilen, und jeder von dem 
andern durchaus abgejondert zu halten, fo, daß jede Abtheilung ihren 
eigenen Wärter erhält, die nicht in Gemeinfchaft mit einander kommen 
dürfen. Wo feine Stallungen find, bringe man die Thiere in eine Au 
oder Waldung oder in einen umzäunten Platz. 

6) Gibt dann eines diefer Stüde Zeichen der. Krankheit, fo muß es 
von den übrigen gleich weggeftellt oder auf wenigftend 15 Schritte wei- 
ter geführt und dort angebunden werden; bemerkt man aber, daß die 
Krankheit wirklich ausgebrochen ift, fo muß es in den abgefperrten Stall 


gebracht werden, welcher zum Spital beftimmt ift, und mo es von einem’ 


erfahrenen Ihierarzte behandelt werden Tann. Die Viehabtheilung, in 
welcher fich früher dad nun erkrankte Stüd befand, muß dann unter 
noch firengerer Abfonderung bleiben, bis man fiebt, ob nach Berlauf 
von 10 Tagen nicht neuerdings ein Stüd erkrankt ift. 


7) Wo immer in einem Orte die Löferdürre zum Ausbruche gefom- 


men ift, dort find die Biehmärkte durchaus einzuftellen, weil dadurch 


nur Gelegenheit zur Weiterverbreitung des Gifted gegeben wird; aud 
alle Ueberfiedlungen der Einwohner mit ihrem Vieh find zu dieſer Zeit 
nicht zu geftatten, eben fo wenig das gemeinfchaftliche oder einzelne Aus- 
treiben des Viehes auf Gemeinweiden. 

8) Im Seuchenorte und deffen Umgebung darf nur mit Pferden 
gefahren werden; ſämmtliches Hornvieh aber muß fo lange in den Stäl- 




















— 531 — 


len verfperrt bleiben, bi® die Seuche ganz getilgt und die Erlaubniß des 
Austriebed durch den Ortövorfteher bekannt gemacht wird. Die Thüren 
der Ställe find aber auch fo genau zu verfchließen, daß weder Hühner, 
Hunde, Katzen u. dgl. durchfchlupfen können; auf der Straße herumlau- 
fende Hunde find einzufangen, einzufperren, an die Kette zu legen, oder 
zu erfchlagen, weil durch diefe Thiere das Rinderpeftgift leicht verfchleppt 
werden Tann. | 

9) Beim Ausführen der gefallenen Stüde oder beim Weberftellen 
des kranken und verdächtigen Viehes an einfame Orte foll fo viel mög- 
lich ein wenig betretener und abjeitiger Weg gewählt werden; aller. Un- 
rath, wovon er dabei verunreinigt wird, ift ſogleich bei Seite zu ſchaffen 

und zu verſcharren (8. 35 der Belehrng.). 


Die Aeſer der an der Rinderpeſt gefallenen Thiere, ſo wie auch 
jene ſchwer kranken Stücke, die nicht mehr zu gehen im Stande find, 
werden ohne Aufenthalt auf einen mit Pferden befpannten Wagen ge- 
legt, und auf einem abfeitigen, vom gefunden Vieh auf lange Zeit nicht 
zu betretenden Wege an einen Plag ausgeführt, der weit genug von der 
Ortfhaft und allen Straßen entfernt, feiner Ueberſchwemmung ausgefebt 
und gegen Zutritt des Viehes durch Gräben, Umzäunungen oder Ge: 
büfche hinlänglich verfichert ift. Hier find die Aefer, bei denen die Be 
hörde die Ablederung erlaubt, durch den Abdecker fogleih abzuhäuten; 
bei welchen aber dieſes nicht Statt findet, fammt der Haut, welche durch 
mehrere Einfchnitte ganz unbrauchbar gemacht wird, und fammt dem 
Blute und den fonftigen Abfällen in eine 6 Fuß tiefe Grube zu ver- 
fiharren, auf welche die Erde dann feftgeftampft, und mit Dornfträuchern 
bededt werden muß. Man verfieht folche Orte überdieß noch mit einem 
Warnungszeichen, um fie für Sedermann Tenntlich zu machen. 


Die Häute müffen nah dem Abledern ohne Verzug in die mit 
Kalt und Afchenlauge gefüllten Bodungen gelegt werden. In diefen 
werden fie mit Steinen befchwert, noch beffer aber mit einem Schloffe 
verfperrt, wenigftend zwei Tage gelaffen, dann an einem fichern Orte der 
freien Luft durch 8 Tage ausgeſetzt, öfter unter diefelben ein Strohfeuer 
gemacht und hierauf zum Beften der verunglüdten Eigenthümer in Ber- 
wahrung gebracht. Früher ald 4 MWochen nad volllommen beendigter 
Seuche dürfen fie nicht verkauft werden. Auf "gleiche Weife wird auch 
mit anderen brauchbaren Abfällen z. B. Unfchlitt, Hörner ꝛc. ꝛc. verfah- 
ten; das erfiere muß auf dem Verſcharrungsplatze noch audgefchmolgen 
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und in reinen Gefäßen aufbewahrt, die Hörner einige Tage in Salz- 
waffer gelegt und dann getrocknet werden ($. 37 ebd.). 


Selbft nach wirklich beendigter Seuche find die Anftalten zur Rei- 
nigung der angeftedten oder verbächtigen Ställe und Höfe 
eben fo dringend nöthig, als zur Zeit der herrfhenden Seuche, um vor 
aller weiteren Anſteckungsgefahr ficher zu fein. Oft kommt nähmlic 
noch nah Monaten und halben Fahren die Seuche neuerdingd zum Aus- 
bruche, bloß dadurch, daß noch wirkſames Anſteckungsgift in Ställen, am 
Dünger ꝛc. ſich feitgehalten hatte. 


Um diefe Gefahr ganz zu vermeiden, find folgende Maßregeln genau 
in Vollzug zu feßen: 1) Nachdem der Stall, worin auch nur ein ein- 
ziges krankes Stück ſich befand, von allem Vieh geleert worden ift, mwer- 
den die Fenſter geöffnet, damit die Luft menigftend durch 10 bis 14 
Tage lang die Ställe nah allen Richtungen durchſtreiche. Alte und 
fchlechte hölzerne Futterbarren und Rauffen werden verbrannt; die noch 
brauchbaren überall abgehobelt, mit heißer Lauge gewafchen und zehn 
Tage lang zum Trocknen der Luft ausgeſetzt. Steinerne Futterbarren 
werden bloß mit heißer Lauge gut abgemwafchen und dann mit Sand ab- 
gefcheuert. Bei hölzernen Fußböden werden die Dielen ausgehoben, die 
zerbrochenen und morfchen zerhadt und verbrannt, die brauchbaren auf 
beiden Seiten abgehobelt und mit Lauge gewafchen; die Erde unter die- 
fem Fußboden, oder wenn lebterer bloß aus Erde befteht, wird fo tief 
ausgegraben, als die Miftjauche fich darin verfeigt hat. Nach vollfom- 
mener Durchlüftung des Stalled wird frifche Erde eingeführt, feft ge- 
ftampft und wieder mit den gereinigten oder neuen Dielen belegt. War 
der Fußboden von Steinplatten oder Ziegeln, fo werden diefe ausgeho- 
ben, ebenfall® mit heißer und ſtarker Lauge gewafchen und an der 
Luft getrocinet; die Erde unter denfelben gleich der vorigen behandelt. 
Die gemauerten Stallwände müſſen abgekehrt, abgefraßt und mit 
Kalt dicht übertündt, hölzerne Wände aber abgehobelt, mit heißer 
Lauge abgewafchen und nach dem Trodnen ebenfall® mit Kalk über- 
tüncht werden. 


2) Alle bei dem kranken Vieh gebrauchten Stallgeräthe find 
jorgfältig zu reinigen; Ketten und anderes Eiſenwerk wird geglüht oder 
doch mit heißer Lauge gewafchen; Stroh, Stride, Deden, leinene Lappen, . 
jo wie alle Kleivungsftüde, welche die Leute bei der Befchäftigung mit 
dem Bieh an ſich gehabt haben, find zu verbrennen, oder wenn fie noch 
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brauchbar ſind, wenigſtens mehrmals in Lauge zu waſchen und 14 Tage 
lang an einem warmen Orte zu durchlüften. 


3) Auch das Holzwerk der Heuböden über den Stallungen iſt 
wohl zu reinigen. Das daſelbſt aufbewahrte Futter muß weggeführt, 
an einem entlegenen Orte 14 Tage lang durchlüftet und dann nur zur 
Fütterung für Schafe und Pferde verwendet werden. In den entleerten 
Heuböden darf man erſt nach 14 Tagen wieder neues — unter⸗ 
bringen. 


4) Der Dünger aus angeſteckten Ställen, jo wie die ausgegra— 
bene Erde wird mittelſt eines mit Pferden beſpannten und gut verwahr⸗ 
ten Wagens an einen abgelegenen Ort ausgeführt, vergraben und mit 
Erde verſtampft. Die zum Ausführen gebrauchten Wägen find auf die- 
felbe Weife, wie die Stallgeräthe, zu reinigen; die Pferde aber zu wa⸗ 
ſchen und einige Tage hindurch fo viel möglich in freier Luft zu laffen. 
Die beim Abführen des Düngerd verunreinigten Straßen find hinter dem 
Magen her zu reinigen und einige Wochen lang von feinem Rindervieh 
zu betreten. 


5) Auch die Menſchen, die mit Franken Thieren und Aeſern be- 
ſchäftiget waren, oder ſich nur mit giftverdächtigen Stoffen verunreinigt 
haben, müffen ſich Gefiht und Hände mit Effig und Seifenwaffer wa— 
ſchen, die Kleider wechſeln und dürfen erft dann wieder anderen Men- 
fchen und Thieren fich nähern. 


6) Zur befferen Reinigung der Ställe, Geräthichaften u. f. w. find 
endlich auch die falzfauren Näucherungen empfohlen. 


7) Wenn binnen 20 Zagen nah dem Zodeöfalle oder der Genefung 
des letzten kranken Thieres kein neues Stüd mehr erfranft und ein völ- 
liger Stillftand eingetreten ift, dann erft ift die Seuche ald beendiget 
anzufehen, und es können fohin die verdächtigen, in der Sperre geftan- 
denen Stüde in ihre Ställe zurüc gebracht werden, nachdem fie zuvor 
gewafchen oder geI@memmt und dann abgetrodnet worden find ($. 38 
ebendaf.). 

Um die Einfhleppung der Ninderpeft aus dem Auslande hindan- 
zuhalten, erfloß mit dem Hfkzld. v. 21. März 1839, 3. 8351 eine um- 
ftändliche Vorfehrift über den Ein- und Durchtrieb und den Verkauf des 
polnifhen Schlachtviehes. 

Was die Verbreitung der Blatternfeuge unter den Schafen 
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anbelangt, fo befteht die erfte und wichtigfte Negel darin, daß man nicht 
nur die Pockenkranken überhaupt von dem übrigen trennt, fonden auch 
diejenigen, welche ſchon früher Schwächlinge und Kränkler waren, abge- 
fondert hält. . Alle, an denen noch nichts Krankhaftes zu bemerken ift, 
bringe man in andere Ställe unter, bei günftiger Witterung auch im 
Freien zwifchen Hurten; des Nachtd aber wenigſtens unter einem gededten 
Schupfe. Die Kranken Tann man entweder im Stalle laffen, wo fie 
bisher waren, oder, wenn man fie an einen andern Ort ftellt, fo muß 
derfelbe doch immer luftig, geräumig, und weder zu kalt, no zu warm 
fein. : Jene Stüde, bei denen bösartige Pocken erfcheinen, oder bei denen 
fih ein hoher Grad des Faulfiebers mit Rob und Durchfall entwidelt 
hat, mug man entweder ganz feparat ftellen, oder lieber auf einen ent- 
legenen Ort ausführen, erfhlagen und tief verfcharren, da ihre von Blat- 
ten ganz zeritörte Haut ohnehin feinen Werth hat. 


Die noch brauchbaren Häute der gefallenen Thiere müffen auf einem 
wohl verfehloffenen Dachboden, oder an fonft einem abſeitigen Orte, we— 
nigftend 14 Tage lang aufgehängt bleiben. Die Wärter ded kranken 
Schafviehes und alle, die ihm nahe gefommen, auch nur in den Stall 
getreten find, müffen durchaus von den gefunden Stüden der Herde 
fern bleiben. 


Zur Abhaltung der Anſteckung müffen jeder Zeit gewiffe Vorfichts- 
maßregeln beobachtet werden, die bei veredelten Schäfereien am allernö- 
thigften find. 

Solche Herden find von allen fremden Schafen, z. B. dem Stech— 
viehe der Fleifchhauer, weit entfernt zu halten, ſelbſt die zu ihnen gehö— 
tigen Hunde darf man nicht mit jenen der andern fremden Herden fich 
verlaufen laffen. Ihre Weiden dürfen von den letzteren niemals betre- 
ten werden, Fein fremdes, neu angekauftes Stüd darf der Herde zugefellt 


werben, bevor es nicht 8 bis 14 Tage lang in einer Art von Contumaz 
gehalten worden. 


Den Fleifhhauern, Wollauffäufern im Kleinen, und iberbaupt allen 
unbefannten, fremden Menfchen ift der Eintritt in die Schafftälle, das 
Anfühlen und Taxiren der Schafe, das Scheiteln ihrer Wolle durchaus 
nicht zu geftatten, wenn man nicht ganz verfichert ift, daß fie früher bei 
feiner verdächtigen Herde geweſen waren. | 

Am nothwendigften aber find folche Anftalten und die ftrengſte Auf: 
fiht zur Zeit, wo in der Nachbarfchaft die Seuche herrſcht. 
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Vorbauungs-Curen fichern die Schafe durchaus nicht vor der Krank- 
heit, weil es gar feine Arznei gibt, die gegen die Anſteckung ſchützen 
könnte; jedoch ift es gut, zu ſolchen Zeiten fleigige Salzlecken und beije- 
res Futter zu reichen, damit die Thiere, im Falle fie von der Anftedung 
getroffen werden, die Krankheit leichter überftehen ($. 4i d. B.). 


Die Vorſichtsmaßregeln gegen die Schafpockenſeuche mögen noch fo 
ftrenge befolgt, die Abfonderungs- und Sicherungdanftalten noch fo ge 


nau auögeführt werden, fo ift dieſes doch niemald von jenem fichern Er- 


folge, wie bei der Rinderpeft; denn das Anftelungsgift der Schafpoden 
ift viel zu flüchtig, al daß man gegen dasſelbe durchaus und jederzeit 
fich verwahren Tönnte, befonderd da gewiffe Jahrgänge die Wanderung 
der Seuche über ganze auögebreitete Landftriche zu begünftigen, ja bei- 
nahe unvermeidlich zu machen fcheinen ; dazu kömmt noch, daß dieſe 
Seuche auch felbft unter günftigen Umständen ein Zehntheil der Herde 
hinrafft, trächtige Schafe zum Berlammen bringt, einen großen Der: 
luft an der Wolle verurfacht, edle fremde Zuchtſchafe und Säugläm- 
mer am heftigften angreift, unter üblen Umftänden aber, die gerade die ' 
gewöhnlichften find, ein Fünftel, ja oft die Hälfte der Herde zu Grunde 
richtet. 2 

Daher war das Bedürfniß eines fichern Verwahrungsmitteld gegen 
diefe verheerende Seuche ſchon längſt fühlbar, und dieſes hat man end- 
ih in der Impfung der Schafpoden gefunden. Das hierbei zu 
beobachtende Verfahren ift im $. 43 der in frage fiehenden Belehrung 
umftändlich enhalten. j 


Unter den einzeln (fporadifch) vorkommenden anftedenden Krank⸗ 
heiten der Thiere find noch der Rok und der Wurm der Pferde, be 
ſonders zu berüdfichtigen. 

Um aller Entſtehung des Rotes durch Anſteckung entgegen zu wir⸗ 
fen, erfordert die Vorſicht, durchaus Tein rotziges Pferd zu dulden. Robige, 
oder ded Moped verdächtige Pferde dürfen weder mit anderen auf Die 
Weide gelaffen, noch in Ställen, wo gefunde Pferde ftehen, aufgeftellt, 
noch mit folchen jemals zufammen gefpannt werden; vielmehr ift jedes 
Pferd, an welchem die Rotzigkeit aus mehreren Kennzeichen erwiefen wer- 
den Tann, fogleich dem Wafenmeifter zur Bertilgung zu übergeben. Pferde, 
bei denen die Robkranfheit noch nicht ganz ausgebildet ift, oder die bloß 
an verdächtigen Drüfen leiden, follen der thierärztlichen Behandlung über- 
geben werden, und während derfelben fo lange von alten übrigen gefun- 
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den ſtreng abgefondert bleiben, bis fich der Ausgang in Befferung oder 
in Rob entfchieden hat. Daher müſſen folche verdächtige Pferde durch— 
aus ihre eigenen Wärter, Deden, Striegel, Tränkgeſchirre, Halfter u. dgl. 
haben, die bei anderen Pferden nicht gebraucht werden dürfen. 


| In Einkehrhäufern follen ‚die Barren und Tränfeimer forgfältigft 
gereinigt werden, fo oft andere Pferde einzuftelen kommen. Diefelben. 
Borfichten find bei dem Wurm e anzuwenden. 


Ueber die Reinigung der Ställe bei diefen Krankheiten wurde neuer: 
lich eine umftändliche Belehrung durch das Kriegaminifterium im Einver- 
nehmen mit dem Lehrkörper des Wiener-Thierarznei-nftitutes hinausge- 
geben, und in Folge des Erl. des Min. des Innern v. 31. October 
1851, 3. 24108 auch allgemein verlautbart. Nach derfelben find: 1) große 
Stallungen nur auf 7—8 Fuß Höhe zu weißen. Iſt in einem großen 
Stalle blog Ein Pferd vom Rotz oder Wurm ergriffen, fo ift bloß das 
Weißen ded Standorted, und der beiderfeitd zunächft anftogenden Wände 
porzunehmen. Kleinere Ställe mit wenigen Pferden find ganz zu weißen. 
2) Indem dur die Siedhitze jedes Contagium zerftört wird, müffen die 
Futterbaaren, Streihbäume, Standfäulen, und alle beweglichen, fo wie 
unbeweglichen Gegenftände überhaupt (Trinkgeſchirr, Pubzeug ze.) die mit 
dem erfrankten Thiere in Berührung kamen, mit fiedend heißem Waſſer, 
fpäter, nachdem fie an der Luft getrocdnet wurden, mit fiedend heißer 
Zauge abgebrüht “und abgerieben werden. 3) Hierauf hat fi auch die 
Reinigung bei allen eifernen Gegenftänden zu befehränten, weil diefelben 
weniger porös find, daher contagidfe Stoffe nicht fo leicht ald Holzge- 
genftände, aufnehmen. Chlorwafchungen find bei Eifenbeftandtheilen zu 
- vermeiden, weil jene feinen befonderen Nuben fchaffen, und das Eifen 
angreifen. 4) Der Boden ift, wenn er gepflaftert ift, mit fiedend heißem 
Waſſer und Lauge zu übergiefen, dann gehörig zu verreiben und mittelft 
ftumpfer Stallbefen zu reinigen, wobei der Sand zwifchen den Steinen 
bei Ziegel: oder Kied-Pflafterung entfernt, und durch neuen erfeht wer- 
den muß. 5) Bei lehmigem oder fonftigen ungepflaftertem Boden ift 
die Erde wenigſtens auf '/, Fuß auszuheben, und durch eine frifche Lage 
zu erfeben. 6) Die Näucherungen in der Stallung find nah Schließung 
der Thüren und Fenſter bei gehöriger Vorficht gegen Feuersgefahr mit: 
telft Verbrennen des gewöhnlichen Stangenfchwefeld vorzunehmen, indem 
die hiedurch fich entwickelnde Säure am ficherften jedes flüchtige und fige 
Contagium zerftört, wohlfeil überall zu befommen,, und für Menfchen 
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weniger gefährlich iſt. Natürlich müſſen früher alle Thiere aus dem 
Skalle entfernt werden. 7) Nach vorandgegangener Reinigung ift der 
Stall gehörig zu lüften, und durch 8 Igpe offen und Ieer zu laſſen. 
8) Zt in großen Stallungen nur Ein Pferd vom Rotz oder Wurm er- 
griffen, fo genügt, wie bereits erwähnt, die Reinigung ded Standortes, 
wo das erkrankte Vieh fand, und des links und rechts anſtoßenden, wo 
fich gefunde Thiere befanden, weil diefe Krankheiten ein fire Contagium 
erzeugen, und daher eine Verbreitung durch den ganzen Stall nicht an- 
zunehmen ift. Natürlich müffen eben fo forgfältig alle beweglichen Holz— 
gegenftände (Waffereimer, Bürften 2c.), die mit dem erkrankten Thiere in 
Berührung kamen, gereiniget werden. Würde das erfrankte Thier feinen 
Standort öfter gewechfelt haben, oder wären feine beftimmten Trink— 
und Reinigungs-Geräthfchaften für das erkrankte Thier verwendet wor— 
den, fo muß die Reinigung ded ganzen Stalled vorgenommen werden. 


Ueber die Dedinfection der Häute von umgeftandenen Pferden 
- erfloß eine umſtändliche Verfügung in dem Minift. Erl. v. 28. Februar 
1851 (Mr. 57 des böhm. 8. ©. Bl). . 


8. 242. 


Maßregeln zur Defeitigung der nachtheiligen Solgen, welche durch die 
früher angedeuteten Elementar-Unfälle herbeigeführt werden. 


Bei vorlommenden Elementar-Unfällen haben die politi- 
fhen Behörden unter Beibilfe der Gemeinden ungefäumt und eifrig Alles 
anzuwenden, damit der weiteren Verbreitung des Uebels Einhalt ge- 
than, den Bebrängten oder Befhädigten nach Möglichkeit Hilfe gewährt, 

Die eingetretenen Zolgen, befonderö in fo weit fie dem Gemeinmwohle 
nachtheilig find, baldigft befeitigt, der Umfang und die Veranlaffung des 
Schadens erhoben, und dasjenige forgfältig eingeleitet werde, Mas zur . 
Hindanhaltung des Unfalle ald zwedmäßig erfcheint ($. 57 der Inſtr. 
v. 14. April 1850). 


Dem Bezirkshauptmanne, dem Kreispräftdenten und dem Gtatthal- 
ter fteht das Recht zu, im Umfange feined Amtögebietes für die durch 
Elementar⸗Ereigniffe ſchuldlos und ſchwer Benachtheiligten im geeigneten 


Wege Sammlungen einzuleiten (ebd.). 
3 4 * * 
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Solche Sammlungen find von den Pfarrern in der Kirche kund zu 
machen (Rggs. Vdg. v. 18. Auguft 1804) und den öffentlichen Sg 
blättern einzuſchalten. ® 


Ueber das Ergebniß und die. Verwendung folher Sammlungen ift 
jedesmal öffentlicher Bericht zu geben (8. 57 der o. a. Inſtr.). 


In wie fern den durch Feuer⸗, Wetter: oder Waflerfhäden, oder 
durch Viehfall VBerunglüdten bare Vergütungen (f. g. Bonificationen), 
oder Stener:Radhläffe, oder endlich mindeftend Zufriſtungen zu Theil 
werden können, ift in den Steuergefepen enthalten. 

Wenn ih Beamte in Rettung der ihnen anvertrauten Aerarial- 
Güter und Gaffen, und mit Hintanfeßung ihrer eigenen Habe befon- 
derd auszeichnen und verdient machen, oder wo font außerordentliche 
Umftände eintreten, Tann ihnen eine befondere Belohnung und LUnter- 
ſtützung allenfall® bis zu einemDrittheile ded gerichtlich erhobenen oder 
doh glaubwürdig erwiefenen Schadend mit a. b. Bewilligung zu Theil 
werden, wenn die Schuld des entftandenen Unfalles (3. B. des Brandes) 
nicht ihnen ſelbſt oder ihren Dienftleuten zur Laft fallt (Hfkmrd. v. 5. 
April 1804). 

Fuhren mit Baumaterialien eined abgebrannten Haufes - 
geniegen nach dem Hffmr. Präſ. Decr. vom 17. Mai 1821 die Mant- 
freiheit. 

Die ergibigfte Aushilfe bei allen Elementar - Unfällen wird aber 
durch die gegenwärtig in Defterreih fehon vielfach verbreiteten. Affeen- 
ranz⸗ oder Verficherungs-Anftalten geleiftet. 


Die Grundfäge über die Bildung dieſer und anderer ähnlicher 
Vereine werden an geeigneter Stelle erörtert werden. 


Sie genießen von Seite der Staatsverwaltung mancherlei Begün- 
ſtigungen, und indbefondere ift hierbei des Hfkzld. v. 5. Juni 1828, 
Nr. 2354 der J. ©. ©. zu erwähnen, welches beftimmt, daß die den 
Inhabern affecurirter Gebäude von den Feuer-Affernranz-Anftalten zu 
leiftenden Brandfhadend- Vergütungen weder durd Eef- 
fionen, noch durch gerichtliche Verbote und Erecutionsführungen ihrem 
Zwecke zur Wiederherftellung der durch Feuer heſchadigten Gebäude ent⸗ 
zogen werden dürfen. 


Die wichtigſten dieſer Anſtalten ſind: bie — erſte oͤſter— 
reichiſche Verſicherungs-Geſellſchaft in Wien, welche ſeit dem Jahre 
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1839 außer den Feuerſchäden auch Tranfportfchäden zu Waller und zu 
Land, fo wie Hagelfchäden vwerfichert; die Feuer⸗, Luft: und Wafferfchä- 
den-Derficherungd-Gefellfehaft (Azienda assicuratrice) in Trieft; die 
Teuerfchäden-, Lebens- und Leibrenten » Berficherungd - Gefellfhaft in 
Mailand; dann die privilegirte wechfelfeitige Brandfchadeng - Ver: 
fiherungd » Anftalt in Deftörreih unter der Enns; die Feuer- 
Schaden » Berfiherungd = Anftalt für Defterreih ob der Enns Mr. 
434 ded ober öfter. 8. ©. Bl. v. Jahre 1850); die wechſelſeitige 
Brand -Affecuranz in Salzburg; die privilegirte wechfelfeitige Brand- 
fehaden Verficherungd - Anftalt für Steiermark, Kärnthen und Krain in 
Graz; die Feuer» Verfiherungd- Anftalt für Tirol; die privilegirte 
wechfelfeitige Brandfchaden - Verficherungs- Anftalt in Böhmen; die 
privilegirte wechfelfeitige Brandfchaden - Verfiherungd- Anftalt in Mäh- 
ren und Schlefien, dann die verfihiedenen Seefhaden- 
Berfihberungd-Anftalten, welche in Trieft und- Venedig 
ihren Sitz haben. 


Ende des erften Bandes. 
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